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Das Recht der Ertheilung der Befogniss zum Lehramte der Theologie 

(missio ecclesiastica) nach der Geschichte und nach dem geltenden 

Rechte der katholischen Kirche, 

von Dr. Frledr. Schulte, o. 5. Professor der Rechte and fOrsterzbischdfl. Con- 

sistorial-Rath za Prag. 

Inhalt: §. l.J. Ausgangs- nnd Standpunkt. — §. 2. 11. Der princlplelle Gesichts- 
punkt. — III. Die Geschichte. — §. 3. a. üebersicht. — §. 4. b. Die Zeit vor dem 
Concil von Trient. — §. 5. c. Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts. — §. 6. IV. 
Das -heutige Recht. — §. 7. V. Schluss. 

§. 1. 
I. Ausgangs- und Standpunkt. 

Die beiden Fragen: 

Ist gum Lehramte der Theologie stets eine besondere bischöfliche 

Ermächtigung (missio ecclesiastica) erforderlich ? 

Kann eine solche Ermächtigung vom Ordinarius nach seinem 

Ermessen eurück genommen werden? 
haben in unserer Zeit eine grosse Bedeutung erlangt, theils wegen 
der Satzungen der neuesten Concordate, theils in Folge der Vorgänge 
auf einzebien Universitäten (z. B. Bonn, Breslau u. A.). Man 
hat wiederholt den Satz aufgestellt: die theologischen Facultäten als 
solche haben die kirchliche Mission empfangen ; das einzelne Mitglied 
besitzt sie als Glied derFacultät; die Facultäten sind vom Diöcesan- 
bisAofe unabhängig, mithinkann nicht der Bischof, sondern nur der 
Papst die Mission entziehen. Auch wurde auf bekannte Vorfälle des 
Mittelalters hingedeutet, um dadurch eine Kritik des Verfahrens ek- 
zelner Bischöfe zu begründen. Diese Ereignisse, mehr noch die 
Wichtigkeit des Gegenstandes selbsf , lassen eine Darstellung des 
Hechtes in diesem Punkte als wünschenswerth erscheinen. Es handelt 
sich hier aber weder um eine Kritik des Verfahrens dieses oder 
jenes Bischofs, noch darum, fiir positive Fälle eine Rechtfertigung zu 
schreiben, sondern lediglich um eine rein sachliche^ juristische Er-- 
örterung des Gegenstandes. 

In der Natur der Sache liegt es, dass für das Lehren der Theo- 
logie im Wesentlichen keine anderen Grundsätze gelten können, 

1* 
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ab far das der Beligion öberhanpt. Dpnn einmal ist das Object 
wesentlich dasselbe, mag das Predigtamt und die Katechese, 'oder der 
Vortrag des Lehrers der Theologie bei den streng theologischen Discip- 
linen: Dogmatik, Moral, Exegese a. s. w. in Bede stehen, weil die 
wissenschaftliche, intensivere Behandlung den Gegenstand nicht 
verändert. Sodann liegt in dem einen wie in dem anderen 
FaUe das Hauptgewicht darauf, dass {)fiEentlich oder doch in einer 
Weise gelehrt werde, welche die Annahme znlasst, ja nothwendig 
macht, das Oelehrte sei die Lehre der Kirche^ sofern es sich um 
feststehende Sätze handelt, oder doch, insoweit solche nicht in Betracht 
kommen,. mi^ der JcircMichen Ansicht verträglich ^ der kirchlichen 
Lehre nicht eutmderlaufend. Auch in dieser Hinsicht ist offenbar 
kein wesentlicher Unterschied zwischen dem populären und dem wis- 
senschaftlichen Vortrage. 

Wesentlich ist aber der Unterschied zwischen dem Lehrvortrage 
und der Schrift. Jener ist fär das Volk in seiner grossen Masse un- 
bedingt das Mittel, die Lehre der Kirche kennen zu lernen, und dies 
um so mehr, als ein Buch (Katechismus) allein niemals ausreichen 
wfirde. Hierin liegt begründet, dass die Kirche über die Katechese 
eine beständige Aufsicht üben muss , weil jene Personen, die nur in 
der Volksschule gebildet werden, regelmässig gar nicht in der L^e 
sind, aus Bücherb Lrthümer zu berichtigen. Auch ergiebt sich die 
Nothwendigkeit grösserer Aufsicht aus dem Umstände, dass in den 
meisten DiGcesen der Beligionsunterricht an vielen Volks-Schulen 
aus Mangel an Geistlichen dem Schullehrer; also einem nicht theo- 
logisch gebildeten Katecheten, überlassen werden muss, an anderen 
aus Gründen, die als für die vorliegende Frage unerheblich nicht näher 
untersucht werden mögen, praktisch jenen überlassen wird. Der Lehr- 
Vortrag an den theologischen Facültäten bedarf aus naheliegenden 
Gründen dieser steten Aufsicht nicht; ja sie wäre einerseits auch f^st 
ummöglich und andererseits dem Ansehen des Docenten schädlich. 
Hier muss also das Gewicht darauf gelegt werden, in der Person selbst 
alle Bedingungen anzutreffen, welche jeden Schaden verhüten. Aber 
in der Sache ist es nicht anders, weil auch für den Klerus die Vor- 
träge regelmässig das Hauptmittel seiner theologischen Bildung ab- 
geben, ja sich gewiss für manche Diöcesen, z. B. viele österreichische, 
nachweisen lässt, dass die grosse Mehrzahl der Theologie Studieren- 
den in dem Einlernen des Collegienheftes (hier technisch ^Explica- 
tionen€ genannt) das Studieren sieht. Endlich ist unzweifelhaft, dass 
Irrthümer, welche in der Schule eingesaugt werden, am Tiefsten- 
festsitzen. 
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Bei der Schrift hat man das Mittel des Verbots, der Kritik, der 
Widerlegung; dies fehlt beim Vortrage, weil es voraus setzen würde, 
dass Alle, welche den Vortrag gehört haben, auch den corrigirenden 
hören und in gleicher Weise aufnehmen. Bei einer Schrift ist ein 
Beweis der Lehre gegeben ; beim Vortrage ist es schwer, zu beweisen^ im 
juristischen Sinne, dass der Lehrer eine ihm in den Mund gelegte Be- 
hauptung wirklich gethan habe, weil die Zuhörer regelmässig den 
Gegenstand noch nicht kennen, durchgehends auch nicht mit der Ab- 
sicht einer Kritik den Vortrag auffassen, weil es selbst oft fast un- 
möglich ist, das Vorgetragene so durch die Schrift zu fixiren, dass ein 
wirklicher Beweis für den Sinn, Umfang u. s. w. eines Ausspruches 
liergestellt werden könne. Die Richtigkeit des Gesagten muss Jeder 
zugeben, der erfahren hat, wie verschieden oft eine und dieselbe Pre- 
digt aufgefasst, ein und derselbe Vortrag erzählt wird. 

Erwägt man alle diese Punkte, so muss man zugestehen, dass 
aus Innern Gründen die Kirche, wenn sie ihre Mission erfüllen will, 
kein anderes Mittel hat, als einmal von der Ertheilung der missio 
ecclesiastica das Hecht zu lehren abhängig zu machen, und zweitens 
die missio zu entziehen und hiermit jenes Recht zu nehmen, sobald 
mit Grund anzunehmen ist, der Lehrer sei vom Geiste der kirchlichen 
Lehre abgewichen. PrincipieU kann es sich hier nur um die Mission 
handeln, soweit die Religion in Frage kommt. Ob in einem Falle prak- 
tisch das Recht eines Bischofs darüber hinausgehe, hat mit unserer 
Untersuchung nichts zu thun. 

§.2. 
U. Der principielle fiesichtspnnkt. 

Nach der kirchlichen Grundverfassung ist nur der Episcopat mit 
der Leitung der Kirche und der Ausfährung der ihr gesetzten Aufgabe 
betraut *) ; nur die Bischöfe erscheinen als Nachfolger der Apostel, mit- 
hin als die Lehrer der Religion. Was vom gesammten Episcopate gilt, 
das findet von selbst Anwendung auf den einzelnen Diöcesanbischof 
(Ordina/rius) und für die einzelne Diöcese, weil eben die Diöcesan- 
bischöfe die Repräsentanten der Kirche und des Apostolats für ihre 
Diöcesen sind. Ist also der Auftrag zur Lehre der Kirche ertheilt')» 
so ist er damit von »elbst den Aposteln und den Bischöfen als ihren 
Nachfolgern gegeben, kann folglich nur durch sie oder durch andere 



t) Conc. Trid. Sess. VI. c. 1. de ref. „Spiritus sanrtus posuit eos (seil, 
episcopos) regere ecclesiam Del." Sess. XX il». doctrina de sacr. ord. cap. 4., 
can. 7. eod. 

2) Mattb. XXVm. 19. Marc XVI. 15. 
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nur mit ihrer Vollmacht ausgeübt werden. Wohl lässt sich denken, 
dass ein Individuum die Eeligion kenne, vielleicht nach jeder Richtung 
hin besser die Theologie verstehe und selbst lehren könne, als ein einzel- 
ner Bischof. Aber zur Doction ist einmal unbedingt die kirchliche 
Sendung erforderlich. Das folgt aus dem Wesen und Begriffe der 
lehrenden Kirche und der Stellung des Episcopates m dieser mit sol- 
cher logischen Nothwendigkeit, dass, wer dies läugnet, bestreitet oder 
nicht anerkennt, sich damit von selbst ausserhalb der Kirche stellt. 

Nur einen wesentlichen Unterschied bringt die Stellung eines 
Diöcesanbischofs von selbst dadurch mit sich, dass die Macht desselben 
nur auf seinem Verbände mit der Kirche ruhet, folglich über ihm die 
Gesanamtkirche und der Papst steht mit dem Eecht, ihn zu beschrän- 
ken *). Hierin liegt der Grund, das eine bischöfliche Mission entweder 
überhaupt nicht nöthig ist, wenn der Papst oder das gemeine Kecht 
dieselbe ein far allemal ertheilt hat, oder doch nicht als eine formelle, 
ausdrückliche gegeben zu werden braucht, wenn sie zufolge eines Eecht- 
satzes schon zusteht. In ersterer Hinsicht ist unzweifelhaft, dass die 
vom Papste bestätigten theologischen Pacultäten als solche keiner 
Mission ihres Ordinarius bedürfen, vom Ordinarius nicht aufgehoben 
werden können, dass jene Orden, denen unabhängig von den Ordinarien 
die Befugniss zu lehren u. s. w. zusteht, die bischöfliche Mission nicht 
nöthig haben. Desshalb sind die Jesuiten, wenn sie trotz des öster- 
reichischen Concordates Art VI.' fär Innsbruck behaupten, sie brauchten 
keine bischöflichen Commissäre bei der theologischen Doctorsprüfung zu- 
zulassen, nur desshalb juristisch im Unrechte, weil ohne Zweifel das 
österreichische Concordat für Oesterreich als lex specialis jede ändere 
ältere Norm aufhebt und nach dem Wortlaute absolut keinerlei Aus- 
nähme gestattet. In letzterer Beziehung bedarf es bei einem Pfar- 
rer, u. 8. w. keiner speziellen Mission für das Lehramt, weil dieselbe 
nach dem Rechte selbst mit dem Amte verknüpft ist. 

Hieraus ergibt sich, dass die Form der kirchlichen Mission, 
die Art ihrer Ertheilung von dem Eechte der Kirche abhängt, dass 
nach dem jus commune oder einer lex specialis (Privileg) in 
einem besonderen Falle, fiir eine einzelne physische oder juristische 
Person oder eine Klasse von Personen nicht nothwendig die Erthei- 
lung der Mission vom Ordinarius auszugehen braucht, kurz dass die 
Form der Ertheilung nach Zeit, Ort, Personen, zufolge der Eechtseut- 
wicklung verschieden sein kann. Sofort aber ist evident, dass das 
Recht des Ordinarius so lange und so weit jsweifellos besteht, als nicht 



1) Balla Pii VI. Auctorem fidei num. VI. VII. VI». 
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auf rechtsgültige Weise eine Ausnahme gematM worden ist. Dieses 
muss man um so mehr festhalten, wenn man die historische Entwick- 
lung ins Auge fast. Es liegt in der Natur der Sache und zeigt sich 
nicht blos bei der Kirche, sondern in jedem organischen Ganzen, in 
jeder organischen Gesellschaft, dass jene Rechte unä Befugnisse, 
welche zufolge der Grundverfassung als Ausfluss ihres Wesens und 
Zweckes beansprucht und ausgeübt werden können, darum nicht auch 
zu allen Zeiten ausgeübt werden müssen. Wer kann leugnen, dass 
in den ersten Jahrhunderten der Primat in gar wenigen Dingen in 
das Rechtsleben der Diöcesen u. s. w. eingriff? dass von einer Aus- 
übung aller jener Rechte, welche zum Theile erst seit Bonifacius VIII. 
als Beservate von den Päpsten beansprucht und ausgeübt wurden, 
durch eine Reihe von Jahrhunderten kaum eine Spur sich vorfindet? 
Aber wer kann als wahrhaft historische und wissenschaftliche Auf- 
fassung hinstellen die Ansicht, dass darum jene Rechte nicht im 
Primate liegen, nicht Ausflüsse aus dessen Wesen sind? ]i. s. w. 
Gerade so verhält es sich mit dem Staate. Und das sollte man 
namentlich von kirchlicher Seite wohl stets bedenken, dass die Be- 
hauptung, es liege etwas nicht im Wesen des Staates, weil es vor 
dem 19. Jahrhundert von demselben nicht beansprucht wurde, gerade 
fiir die kii'chliche Rechtssphäre ein gar gefährliches Ding ist, da es 
zu leicht ein analoges Raisonniren herbeiführt, und man auf das 
Dogma doch nicht immer und far alle Rechte recurriren kann. Es 
ist also ganz dem Wesen der Kirche als einer für alle Zeiten und Völker 
und Orte geschaffenen Institution angemessen, dass die Formen nach der 
in der geschichtlichen Entwicklung manifestirten Ansicht der Kirche 
verschieden sein können, mithin überall die vigens ecclesiae disd- 
plina entscheidet ^) weil sie die kirchliche Anschauung darbietet. Die 
Aufgabe der Kirche, insbesondere der kirchlichen Gesetzgebung und 
der Praxis als des Organes far die Bethätigung des so wichtigen 
Gewohnheitsrechtes, besteht nun offenbar darin: die kirchlichen Grund* 
principien stets in j^ner Form zur äusseren Bethätigung zu bringen, 
welche den Verhältnissen am Angemessensten ist. Hierin liegt /der 
Grund so mancher durchgreifenden Aenderungen des Rechts, welcbe 
alle Jahrhunderte aufweisen'-^). Auf keinem Gebiete zeigt sich das 
in grösserem Masse, als auf dem der bischöflichen Jurisdiäion, 



1) Deshalb das slete Betonen derselben Seitens der Päpste. Man ver- 
gleirhe die in meinen Quellen des Kirchenrechts (Handbuch I ) S. 63, 214, 341, 
404 IT. u. a. gelieferten Nachweise. 

2} Vgl. die von mir a. a. 0. i. 19. gelieferten Nachweise. 
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Diese war im Mittelalter durch die exemten Capitel, Orden, die Archi- 
diaconen u. s. w. bis zu einem Grade durchbrochen und gebindert, 
dasB nur die besonderen damaligen Gesellschaftszustände verhinder- 
ten, dass noch grössere Uebelstände sich ausbildeten, als dies that- 
B&chlich stattfand. Und wenn nun ganz angemessen den neueren 
Oesellscbaftszuständen theils unbedingt, theils bis zur Unschädlichkeit 
mit dem Mittelalter auf dem Goncil von Trient gebrochen wurde, 
80 wäre doch sonderbar, wenn man die Zweckmässigkeit, ja Noth- 
wendigkeit dieser Aenderungen generell zugeben wollte, jedoch nur 
für einen der mchtigsten Punkte das frühere Recht festhalten oder 
gar eine neuere Entwicklung, welche fundamentalen Sätzen entspricht^ 
als Ruckschritt ansehen wollte. Wie überhaupt, so kommt es also 
auch bei der vorliegenden Frage auf die vigens ecclesiae disciplma 
vorzugsweise an. Diese ist Rechte nicht was irgend einmal gegol- 
ten h<xt. 

§.3. 

III. Die Geschichte. 

a. Uebersicht 

So lange die Ausbildung des Klerus lediglich durch die prak- 
tische üebung in den geistlichen Functionen stattfand und überhaupt 
das kirchliche Leben unter unmittelbarer Aufsicht des Bischofs an 
der bischöflichen Kirche seinen Mittelpunkt hatte, konnte die uns 
hier berührende Frage gar nicht hervortreten. Sie fällt daher zu- 
sammen mit der über die Art und Weise, wie überhaupt ein Kleriker 
zum Rechte der Ausübung der Seelsorge , des Predigtamtes u. s. w. 
gelangte. Von Bedeutung wurde sie erst mit dem Augenblicke, wo 
sich fSr den Unterricht und die Heranbildung des Klerus eigene Schu- 
len ausbildeten. Obwohl es nun nicht meine Aufgabe ist, an diesem 
Orte die Geschichte der theologischen Bildungsanstalten zu schreiben, 
muss doch insoweit auf die Quellen eingegangen werden, als dies sach- 
lich nöthig ist. Bis auf die Bildung der Universitäten waren es die 
Domsehtäen^ auf denen der Klerus unterrichtet wurde. Dass diese 
unter unmittelbarer Aufsicht der Bischöfe standen, an diesen nur solche 
Personen lehrten, die unmittelbare Gehälfen des Bischofs waren, kann 
als bekannt vorausgesetzt werden. 

Der Unterricht an solchen, die Unterweisung durch Lehrer in 
Klöstern, durch einen einzelnen älteren Priester, das blieb der Weg, 
auf welchem im Mittelalter die grosse Mehrzahl der Candidaten des 
geistlichen Amtes sich far dieses ausbildete. Gerade hierin liegt aber 
auch der Grund, weshalb niemals diese Lehrmethode eine grössere 
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Bedeutung erlangen konnte ^ seitdem die Universitäten entstanden 
waren. Will man aber den Gegenstand erschöpfend behandeln, so 
muss die (Jeschichte 

1. bis zum Concil von Trient, 

2. seitdem untersucht und 

3. der Einfluss der neueren Entwicklung auf Grund des Trid. 
dargelegt werden. 

§. 4. 
b» Die Zeit vor dem Concil von Trient. 

Es ist unerlässlich, so vollständig als möglich zu sein, deshalb 
alle jene Universitäten zu berühren, für welche die ertheilten päpst- 
lichen Privilegien u. dgl. allgemein zugänglich sind. Dabei wird es 
am Besten sein, der Uebersichtlichkeit wegen, die einzelnen nach 
Ländergruppen darzustellen. Vorab bemerke ich, dass eine Angabe 
der Literatur nur so weit nöthig erscheint, als der hier vorgesetzte 
Zweck dies erfordert. 

A. Italien. 

1. Bologna. Efnes der ältesten Documente, worin ein Papst 
die Universität berührende Gegenstände ordnet , ist das Breve Papst 
Honorius IIL '»Ex relaüönm vom 6. April 1220 ^). Dieses berührt 
unseren Gegenstand nicht, spricht aber von der Freiheit der Univer- 
sität und deren Bildung auf eine Art, die auf Jeden den Eindrucl^ 
machen muss, dass die Errichtung der Universität ohne öffentliche 
Autorität erfolgt ist. Eine andere Bewandtniss hat es aber mit dem 
Erlasse Honorius III. vom 28. Juni 12192). Dieser verfügt: hinfortist 
zu Bologna Niemand »aJ docendi regitnen^n zuzulassen, aufzunehmen 
(assumuntur) ausser nach vom Archidiacon auf Grund einer strengen 
Prüfung ertheilter licentiu. Als Motiv ist angegeben, zu verhindern, 
dass, wie es oft geschehen, )^minus docti« zugelassen werden 3). 



Abgedrückt „ea? Regestis Vaticanis^'^ in: Bullarium Romanum cet 
edit. Taurin. III. pag. 367 sqq. v. Savigny, Geschichte des römischen Rechts 
im Mittelalter, 2. Aufl. III. §. 65. kennt dieses Breve nicht; denn das von ihm 
citirte vom Jahre 1224 hat wohl denselben Gegenstand im Auge, ist aber ein an- 
deres. Das Breve ist gerichtet gegen die Beschränkungen der Universität durch 
die Stadt Bologna. Veranlasst hat es der spätere Papst Gregor IX. („ex rtlatione 
tener. fratris nostri ügolini episcopi Hostiensis'*). Die Ausgabe schlägt einmal 
eine lächerliche Correctur [för rector sei lector zu setzen!] vor, die beweist, 
welch' geringe Sachkenntniss die Herausgeber besitzen. 

2) Zuletzt gedruckt bei Savigny III. S. 224. Note b. 

3) Savigny führt mit Recht gegen Eichhorn Kirchenrecht II. S. 634 ff. 
aas: dass diese Verfügung in gar keinem Zusammenhange stehe mit etwaiger 
ftrQherer kirchlicher Erlanbniss fQr Irneriua und Andere, sondern eine Nenerttig 
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Seit 1219 wurde stets vom Archidiacon die Erlaubniss zur Pro- 
motion ertheilt. Von einer eigentlichen Prüfung duich den Archi- 
diacon war keine Rede. 

Die theologiscJie Factdtät errichtete erst Innocems VL ^), »Gleich 
dem Lebensbaume im Paradiese, dies sind seine Worte, Gottes und 
einer glänzenden Leuchte im Hause des Herrn steht da in der heiligen 
Kirche Gottes die Schule der theologischen Pacultät (»fac. theol. dis- 
ciplina«). Wie eine fruchtbare Mutter der Gelehrsamkeit sendet sie 
aus dem Busen des Heilandes Ströme, um das unfinichtbare Gefilde 
der Erde zu befruchten, sie fahrt das durch die Blindheit der ange- 
borenen Unwissenheit missgestaltete Menschengeschlecht auf den Weg 
der Gerechtigkeit des Lebens zurück, indem sie ihm die Wahrheit 
eingiesset; sie belebt die Seelen, lenkt sie zur Erhöhung des katho- 
lischen Glaubens und zur Ausrottung ketzerischer Bosheit und aller 
ungläubigen, umgürtet sie mit unbesiegbaren Waffen selbst gegen 
die unsichtbaren Mächte, macht sie zu den tapfersten Kämpferinnen.« 
Nach dieser die theologische Facultät so hoch stellenden Einleitung 
und Aufzählung anderer Gründe errichtet er (§. 3.) die Pacultät mit 
den Worten: >statuimus et ordinamus, quod in dicta Civitate deinceps 
Studium generale in eadem theologica factdtate existat et perpetuis 
fdturis temporibus vigeat.« Den Studenten und Docenten gibt er 
(§. 4.) dieselben Rechte und Privilegien mit den übrigen, verordnet, 
die ersten Lehrer nur aus Männern zu nehmen, die zu Paris oder an 
berühmten Universitäten einen academischen Grad erworben haben 
und sonst erprobt sind. Das Recht, die Ucentia docendi und den Titel 
magister zu ertheilen verleiht er ihr (§. 5.), regelt aber den Erwerb 
dieser Würden also (§. 6.) : die Caodidaten sind dem Bischöfe von 
Bologna zu präsentiren oder dem von diesem besonders dazu Abgeord- 
neten, welcher aber tauglich sein muss {»sufficietüi tarnen et idoneo^), 
zur Zeit der Sedisvacanz dem ^Vicario generali capituU;^ dieser hat 
alle i^magistri (der theol. Pacultät) acta regentes^a welche anwesend 
sind, einzuberufen. Von ihnen ist die allseitige Prüfung vorzuneh- 
men. Wen er nach Einholung des Gutachtens der Magistri [»se- 
crete, pure ac bonafide;« >quod consilium in ipsorum consulentium 
dispendium et jacturam, sub debito juramento super hoc praestando, 
cum ab episcopo seu vicario ac singulis magistris hujusmodi revelari 



enthalte; dass sie ebensowenig Ausfluss der Meinung sel^ die Promotionen gehör- 
ten ZQ den päpstlichen Vorrechten. 

1) Bulle t.Quasi lignum vitae^' vom 21. Juni 1360 in der cit. Ausgabe 
des BaUar. IV. p. 517 sqq. abgedruckt. 
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quoraodolibet districtuis prohibemus«] tauglich findet, den approbirt 
und admittirt er. Den also ^Magistratis^ gibt der Papst (§. 7.) 
das Recht, an dieser Pacultät [»et in dliis generälibus sludiis dictae 
facultatis legendi et docendi^ ahsque approhatiane alia, liberam ha- , 
beant facultatema] und an allen anderen theologischen Universitäten 
zu lehren. 

2. Padua. An dieser um 1222 als Juristenuniversität entstan- 
denen^) Hochschule gründete Urban V. mit Bulle »Sane dwm^)« vom 
14. April 1363 die theologische Pacultät, deren Verfassung, Kechte, 
Form des Magisteriums mit denselben Worten, wie für Bologna ge- 
schehen war, normirend. 

3. Pisa^). Hier errichtete Clemens VI. im Jahre 1344 ein 
Studium generale aller Pacultäten. Das Eecht, die Promotionen zu 
ertheilen, erhielt der ErMschof. Die theologische Pacultät bildete 
eine von den übrigen abgesonderte. 

4. Ferrara'^) hatte schon im 13. Jahrhundert eine Rechtsschule. 
Im Jahre 1391 errichtete Bonifaz IX. ^) ein »Studium* generale in Sacra 
pagina, jure canonico et civili, in medicina et qualibet alia literarum 
licita facultate,« gab den Scholaren und Docenten die Eechte von 
Bologna und Paris, ordnete an, dass, wer die »licentia docendi^ doc- 
toratus seu magisterii honorem« erlangen wolle, dem Bischof, bei 
Vacanz des Stuhles dem Ärchipresbyter und Capitel oder deren Ab- 
geordneten zu präsentiren sei. Pur die Prüfung selbst werden die zu 
Bologna und Paris geltenden Grundsätze vorgeschrieben, den also Ge- 
prüften wird das Kecht ertheilt, überall ohne jede fernere Approbation 
und unter Aufhebung aller widerstreitenden Gewohnheiten, Statuten 
und selbst päpstlichen Privilegien zu dociren. 

5. Born. Bonifa^ VIII gründete mit der Bulle » Jw supremae 
dignitatis^)^ ein »Studium generale m' qualibet facultate« mit den 
Rechten anderer für Docenten und Scholaren. Von Promotionen ist 
darin nicht die Rede, dagegen werden genaue Vorschriften ertheilt 
über Gerichtsbarkeit, Miethzinse, Immunitäten u. s. w. Johann XXL 
(XXII.) gab mit der Bulle ^Dignum'^^ vom 1. Aug. 1308 dem Vica- 



1) V. Savigny a. a. 0. III. S. 276 fgg. 

2) Zuletzt gedruckt im Bullar. Edit. cit. IV. p. 519. 

3) V. Savigny III. S. 301 fgg. 

4) V. Savigny III. S. 316 fgg. 

5) Bulle ,Jn supremae dignitatis'^ im Bullar. Edk. cit. V. p. 610 sqq. 

6) Abgedruckt in der cit. Ausg. des Bullar. IV. p. 166 sqq. Vgl. v. Sa- 
vigny III. S. 318 fgg. 

7) Abgedr. Bullar. cit. IV. p. 275. 
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rius in ^rUmlibus das Recht, die lieentia docendi, das Doctorat 
oder Mj^gisterium zu ertheilen, aber nur für das canonische und O- 
vürecJU. Zugegen müssen sein beim Examen mindestens vier in 
studio praesentes magistri, regentes oder nicht regentes; der Civilist 
muss mindestens sechs Jahre gehört und zwei Jahre an einem Studium 
generale fiber die Institutionen oder über zwei Bücher der Digesten 
bez. des Codex öffentlich gelesen haben, davon wenigstens eines zu 
Born. Der Canonist muss fünf Jahre canonisches Becht gehört und 
zwei Jahre , eines zu Rom , zwei oder ein Buch der Decretalen vor- 
getragen haben. Die Promovirten dürfen überall lesen. Der 
Vicar muss einen Eid leisten, ebenso die beigezogenen Lehrer. Das 
Examen ist genau bestimmt ; für das Secretum gilt die gleiche Vor- 
schrift als in Bologna. Im Mittelalter hatte die theol. Factdtät nie 
das Promotionsrecht. Es lässt sich schwer sagen, weshalb gerade in 
Rom kein Studium generale der theol. Facultät errichtet wurde. 
Vielleicht trug dazu die Erwägung bei, es sei dies unnöthig, weil 
Rom ohnehin hinlängliche Anziehungskraft far den Klerus habe. Auch 
dürfte der Umstand entschieden haben, dass in den dortigen grossen 
Anstalten der verschiedenen Orden für die Bildung des Klerus vorgcr 
sorgt schien, endlich wurde wohl auf die übrigen theologischen Facul- 
täten Italiens Rücksicht genommen, denen eine römische theologische 
Universität mit dem Rechte eines Studium generale ohne Zweifel be- 
deutenden Abbruch gethan hätte. 

6. Perugia^). Clemens V.^) hat hier ein Stadium generale er- 
richtet ohne jede speciell^ Bezeichnung der Facultäten. Es scheint 
nicht gleich in's Leben getreten zu sein. Denn Johann XXI. (XXII.) 
bestätigte es mit der Bulle hinter caeteras curas^)^ und gab ihm das 
Recht der Promotion in jure civüi et canonico mit denselben Worten 
und Vorschriften, als fär Rom. Später*) fügte er hinzu das Recht 
der Promotionen in medicina et liberalibus artibusr Sie werden ge- 
rade so vom Bischöfe vorgenommen. Die Docenten der Medicin — 
hieraus geht offenbar hervor, dass erst von jetzt an diese Disciplinen 
tradirt wurden — sollen fär das erste triennium oder quadriennium in 
Paris, Bologna oder an einem anderen Studium generale, das Doctorat 
erworben haben; im ersten Quadriennium oder Quinquennium sollen 
die Artes mindestens von zwei Doctoren gelehrt werden, welche in 



V, Savigny III. S. 831 fgg. 

2) Bulle ,,Super specuW vom 8. Sepr. 1807 Im Bullar. cit. IV. p. 192. 

3) Bullar. cir. IV. p. 273. 

4) Bulle „Dtim sollicitae"* vom 18. Februar 1321 im Bullar. cit* 
p. 294 sqq. 
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Paris promovirt und wenigstens ein Jahr docirt haben. Examen, Eid 
u. s. w. ist nach den für Born gegebenen Vorschriften normirt. 

7. jRacenjera. Die Bulle T^Qtdaprofeciufn^)* von Innoceng IV, 
vom 6. Februar 1248 gründete ein Studium generale mit »doctoribus 
et Bcholmhns in qmcungtie f(ictUtatey€ dem die libertates und immu- 
nitates von Paris, Bologna und anderen gegeben werden, üebrigens 
lässt sich aus dem kurzen Documente wenig entnehmen. 

8. Fermo. Mit Bulle »7n supremaek vom 16. Januar 1303 2) 
stiftete Bonifaz VIII. ein »Studium generale in theohgia, jure ca- 
nonico ac civili, et artibus, quam alia qualibet licita iacultate,« nach . 
dem Muster dessen von Bologna, gab Lehrern und Scholaren dieselben 
Bechte. Di^ Ertheilung der licentia docendi, des magisterium und 
doctoratus erhielt der Bischof nach den for Bologna u. A. gegebenen 
Normen. Das Becht, überall ohne jede Ausnahme, zu dociren, wird 
ebenso ausdrücklich gewährt. 

9. Verona. In dieser Stadt gestattete Benedict XIL mit Bulle 
>2)Mm sollidtae^ vom 22. September 1339 die Errichtung eines Stu- 
dium generale in jure canonico ac civili, medicina, artibus mit dem 
Bechte der Promotion, ohne dass jedoch nähere Bestimmungen an- 
gegeben werden. 

Für andere italienische Universitäten gehen mir authentische 
Daten ab. üebrigens genügt fär meinen Zweck das Mitgetheilte voll- 
kommen. 

B. Frankreich. 

1. Paris 3). Diese Universität stand als geistliche mit Bom stets 
in einer weit engeren Beziehung als andere. Darauf einzugehen ist 
durch meinen Zweck nicht geboten; es genagt, die für diesen wich- 
tigen Punkte zu erörtern. 

Für die Fromotimen war die Genehmigung des Domcanders 
erforderlich. Ihm wurde von Alexander IIL im Jahre 1180*) ver- 
boten, für dieselbe {>licentia docendi*) Geld anzunehmen. 
'^ Was die Stellung zur Kirche betrifft, so hebe ich ausser dem 
von Savigny bereits Angefahrten noch Einzelnes hervor. Gregor IX. 
erliess unterm 13. ii^pril 1231 eine DecretaleS), welche (»judiciali sen- 



1) Bullar. dt. III. p. 536 sq. 

2) BuIIar. cit. IV. p. 157. 

3) V. Savigny III. S. 337. fgg., der Literatur gibt. 

4) Die Decretale ist in c. 3. X. de magistr. V. 5. übergegangen. Gerade 
der damalige Canzler Petrus Comestor wurde aber durcb eine zweite Decre- 
tale von dem Verbote ausgenommen! Vgl. v. Savigny S. 340 fg. 

5) ^,Parens acientiarum*' im Bull, cit. III. p. 455. 
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tentia«) entscheidet: 1. jeder Ganzler muss bei seiner Anstellung 
eidlich in Gegenwart von zwei Professoren ^) versprechen: »ad regimen 
theologiae ac decretorum« gewissenhaft nur Würdigen die Licenz zu 
ertheilen ohne Rücksicht auf die Nation, und die consilia magistrorum 
geheim zu halten, insbesondere vor dem DomcapiteP,). 2. Vor der 
Promotion hat eine (genau normirte) Prüfung stattzufinden; die Ma- 
gister müssen eidlich geloben, »fidele testimonium« abzugeben. 3. 
Dasselbe soll der Canzler bezuglich der physici und artistae ver- 
sprechen. 4. Die Professoren sind berechtigt, de modo et hora legendi 
et disputandi, 9b habitu ordinato, de nu)rtuorum eiequüs u. A. Sta- 
tutÄi zu geben. Widerspenstige auszuschliessen 3). Von den anderen 
Bestimmungen ist interessant: 5. Die Artisten sollen T^,ibris natu- 
ralihuSf qui in concilio provinciali ex certa . causa prohihiti fuere, 
Parisiis non utantur, quousque examinati fuerint et ab omni errorum 
suspicione purgati.« 6. Die magistri theologiae sollen sich nicht als 
Philosophen geriren, sondern damit begnügen, Gottesgelehrte zu wer- 
den, nicht in der Volkssprache reden *). Von ganz besonderem Interesse 
ist die Bulle Alexanders IV. »^wasi lignum^ vom 14. April 1255 ^). 
Nachdem in ihr die vorgefallenen Verletzungen erwähnt sind, erzählt 
sie, jdass Uregor IX, erlaubt haben solle , im Falle die Rechte der 
Universität verletzt würden, die Vorlesungen zu suspendiren. Dies 
wird dann als Thatsache bestätigt und gesagt, die Dominicaner J5o- 
nushomo und Elias (»scholas regentes Parisiis in facultate theologica)« 
hätten sich nicht gefügt, den diesfälligen Eid verweigert, an den 
apostolischen Stuhl appellirt, seien aber, »beneficio societatis in ma- 
gistratibus* beraubt und den Scholaren der Besuch ihrer Vorlesungen 
verboten worden. Der Papst fügt hinzu: Innocenz IV. habe beide 
Parteien geladm , die Dominicaner restituirt , letztere seien jedoch 



1) „Vocatis ad hoe et praesentibas pro universitate scholarium doobas 
magistris;'' ein neuer Beweis daför, dass nur die magistri die Universität re- 
prSsentirten. ^^^ 

2) Offenbar sollte dies zur Bewahrung der Selbstständiglieit der Universität, 
und ihrer Unabhängigkeit vom Capitel, welchem der Canzler angehörte, dienen. 

3) Statuten der Art von 1370 bei d'Achiry Spicilegiifm, 2. edit. II. p. 737 ff., 
welche nebst anderen auch Savigny anführt. 

4) „Nee philosophos se ostentent, sed satagant fieri theodocti, nee loquantur 
in lingua populi, et popuU linguam hebraeam cum azotlca confundentes [soviel 
als arethiea. Vgl. Ducange Glossar, zu letzterem Worte], sed de illis tantum 
in scholis quaestionibus disputent, quae per libros theologicos et s« Patrum trac- 
tatus valeant terminari.'' 

5) Bullar. cit. HI. p. 602. Ihren Eingang hat Innocenz VI. in der oben 
fQr Bologna erwähnten eopirt und erweitert. 
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nicht zum Genüsse der restituirten Rechte gekommen. Wir erfahren 
sodann, dass die damaligen »magistri in theologia regenteSfC an 
welche nebst den §cholaren das Schreiben gerichtet ist, ein Statut 
folgenden Inhalts gemacht hatten: Ordensgeistliche, deren Orden 
zu Paris kein Colleg haben und welche durch das Recht vom öffent- 
lichen Lehramte ausgeschlossen seien, sollten nicht »ad societatem 
magistrorum« zugelassen werden, jedes einzelne OrdenscoUeg solle 
mit je einem Professor und einer einzigen Schule sich zufrieden 
stellen; kein Baccalaureus der Theologie dürfe ohne Examen und 
bevor er über einige glossirte theologische Bücher »et sententiasc in 
der Schule eines wirklichen Professors (»magistri actu legentis«) ge- 
lesen, ad cathedram promovirt werden, widrigenfalls ihn die Ausstos-* 
sung sowohl für die Promotion als sonst treffe*); ein licenciirter 
Baccalaureus, welcher das Statut nicht annehme, sei aus dem Profes- 
sorencoUeg (»consortium magistrorum«) und von der Promotionsfa- 
cultät auszuschliessen ; keiner sei als Professor in das CoUegium oder 
in die Corporation der Professoren *) aufzunehmen, er habe denn Be- 
obachtung der Statuten, das Amtsgeheimniss, Erfüllung der Verbind- 
lichkeiten eidlich gelobt u. s. w. 

Auf Grund dieses Statuts waren die Minoriten und Dominicaner 
ausgeschlossen worden. Innocene IV. wurde durch den Tod ver- 
hindert, die Entscheidung zu föllen. Nun verfügt Alexander IV.: 
1. Die Constitution Gregorys IX. betreffs der Rechte des Canzlers, 
welche durch jenes Statut verletzt erscheinen kann, bleibt aufrecht. 
Da aber blos die persönliche Tüchtigkeit, »Status et necessitas eccle- 
siae generalis et populorum salus« entscheiden, so ist dem Canzler 
gestattet, dispensationsweise zu bewilligen, dass »coUegia saecularia« 
oder »regularia« mehrere Professoren oder Schüler haben dürfen, ohne 
dass hierdurch den canonischen Satzungen über deren Besitz- und 
Eigenthumsfähigkeit Eintrag geschieht. 2. Die Vorschrift bezüglich 
des Baccalaureats wird dahin modiflcirt, dass Vorlesungen in ii^end 
einem »loco publico et honesto« zu Paris genügen, jedoch auch diese 
Art der Vorprüfung bei solchen entfallt, »de quibus alios manifeste 
constiterit, quod ad «cholarum regimen sint idonei comprobati.« 3. 
Das Statut über das Amtsgeheimniss wird mit der Modification be- 
stätigt, dass die Professoren »nemini ea in ejusdem universitatis 



1) ,,Ei soeletas vestra tarn in principiis quam in alüs sub(rahere(ur om- 
nino.*' Prmclpium nannte man in Paris den Doctoratsact. Vgl. Ducange zu 
diesem Worte; besser Savigny III. S. 214. Note c. • 

2) „Ad collegium magistrorum vel consortium universitatis eorum,'* 
Dies ist wieder ein interessanter Beitrag zur Verfassung. 
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dispendium revelabont, nisi forte talia essent, quae non possent sine 
animarum periciüo sustineri.c 4. Das Recht, die Vorlesungen zu 
suspendiren wird in der von Gregor IX. erlassenen Form dahin be- 
stätigt : »Quod si forte vobis hospitiorum subtrahatur taxatio, aut, quod 
absit, vobis vel alicui vestrum injuria^) vel excessus inferaiur enor- 
miSf utpote mortis, vel membri mutilationis, nisi congrua monitione 
praemissa infra quindecim dies fuerit satisfactum, liceat vcbis usque 
ad satisfaciumem condignam smpendere lectioms, et si alicui vestrum 
indebite carcerari contigerit, fas sit vobis, nisi monitione praehabita. 
cesset injuria, statim a lectione cessare, si tarnen id videritis expedire.«- 
Werden die Vorlesungen suspendirt, so müssen alle regulären und 
s&cularen suspendiren und dürfen sie nur »cum Universitäten wieder 
aufnehmen. Beschliessen zwei Drittel der Professoren der theologischen 
Facultät und jeder der drei anderen über die Suspension der Vorle- 
sungen sowie über das Geheimniss durch ein Statut eine bindende 
Erklärung für die jetzigen und zukünftigen Professoren {T^ohligationem^ 
qua tarn praesentes magistri quam posteri ad ea explicite ac speci- 
aliter astringanturc), so haben sie dazu volle Freiheit. Die übrigen 
Statuten hebt er, unbeschadet der Privilegien auf, restituirt die 
theologischen Professoren des Predigerordens »ad magistrorum con- 
sortium,« sie und ihre Zuhörer »ad universitatis collegium« und 
zw%r »dß nostrae potestoHs plenüudhiea und hebt die gegen selbige 
erlassenen Strafsentenzen auf. Die Universität aber beruhigte sich 
bei dieser päpstlichen Entscheidung nicht. Deshalb erliess Alexan- 
der IV. unterm 27. Juni 1257 die Bulle ^Licet olima^) an den. 
Bischof von PariSj worin er verfügt: 1. alle mit Erlaubniss ihrer 
Prälaten an dem Studium generale sich aufhaltenden regulären, so- 
wie die weltlichen Scholaren können nach Beliebeji überall »lectiones 
et disputajijiones audire ;< die Dominicaner und Minoriten, welche zu 
Paris Doctoren der theologischen Facultät sind, und deren Schüler 
sollen »in consortium et coUegium, seu societatem aliorum magis- 
trorum et scholariumc aufgenommen werden. 2. Das Studium darf 
»praeter teuerem ordinationis ejusdem, aut absque sedis apost. licentia 
specialic an keinen anderen Ort verlegt, werden. 3. Wer hiergegen 
oder gegen die in dem Schreiben »Cimctis processibm^ an denselben 
Bischof enthaltenen Bestimmungen handelt, ist der kirchlichen Be- 



1) lieber iDjuria modica, gravis und enormis vgl. die in meiner Abhandl. 
Ober die Decretalen zwischen Gregor IX. und Bonifaz Vlfi. (Sitzungsber. der 
liist.-pbil. Classe der Wiener Academie Bd. LY. S. 750.) abgedruckte Decretale 
Alexander's IV. 

2) Abgedruckt im Bullar, cit. „ex Reg. Vatic.*' III, p. 649 sq. 



zum Lehramte der Theologie, 17 

neücien privirt Hui »ab executione ordinum« suspendirt. 4. alle ent- 
gegen stehenden Statuten und Vergleiche sind cassirt. Auch diese 
Constitution schlichtete den Streit keineswegs definitiv. Denn seit- 
dem »trennten sich die Doctoren der Theologie von der Universität 
und bildeten ein besonderes CoUegium; ihrem Beispiele folgten die 
Canonisten und die Mediciner. Seit dieser Zeit bestand die Univer- 
sität aus sieben ganz ungleichartigen Theilen, den drei ebengenannten 
Facultäten, und den vier Nationen. Die Facultäten waren von ihren 
Decanen^ die Nationen von ihren Frocuratoren, dirigirt und vertre- 
ten i)." Die Coilegien, z. B. die 1250 gestiftete Sorbonne^ fallen 
mit der Universität nicht zusammen, insbesondere letzteres nicht mit 
der theologischen Pacultät. 

2. Totdotise'^). Diese Universität wrurde errichtet durch Bulle 
^oOlim operante Illo<ii Gregorys IX. vom 27. April 1233, nachdem 
Graf Raimund IV. von Toulouse, der die Albigenser unterstützt 
hatte, als eine Bedingung der Wiederaufnahme in die Kirche 4000 
Mark Silber zur Dotation einer Universität (vier Theologen mit je 50, 
zwei Decretisten mit je 30 , sechs Artisten und zwei Grammatiker 
mit je 10 Mark jährlichen Einkommens) versprochen hatte. Die 
Bulle genehmigt allgemein das Studium, gibt die Privilegien des 
Pariser, bestimmt, dass die Wohnungspreise zu bestimmen seien 
von einer Commission, bestehend aus zwei Klerikern und zwei be-^ 
eideten Laien, welche die Universität erwählt; die Scholaren der 
Theologie und alle Professoren werden von der Re^idenzpflicht ent* 
bunden mit Ausschluss der täglichen Distributionen; sie stellt alle 
Glieder unter die geistliche Jurisdiction (»nisi forsitan judicio eccle- 
siae condemnari saeculari curiae reliuquantur«) selbst für Klagen 
gegen Laien (»secundum constd^tudinem Ecclesiae Gallicannen), gibt 
dem Grafen, dessen Amtmännern , Baronen und Boten auf, eidlich 
»securitatem et immunitatem« zu geloben, ertheilt den hier Appro7 
birten das fiecht, überall zu dociren, verpflichtet endlich den GrÄfön 
zur genauen Zahlung des Versprochenen. Savigny führt eine Bulle 
Innocenz IV. vom Jahre 1245 an, welche den Domeander zum 
Cander bestellt und ihn verpflichtet, die Theologen und Decretisten 
genau persönlich zu prüfen, die Prüfung der übrigen zu beauf- 
sichtigen. 

3. Avignon. Bonifaz VIII. errichtete mit BuUe i^GredHoHs^ 



1) V, Savigny HI. S. 351 ff., dep die spfitere Gescbicbte darstellt, auf die 
hier erörterten VerbSltnisse aber niclit nälier eingelit. 

2) t?. Savigny III. S. 406. ^ 

3) Bullar. cit. Hl. d. 480 sq. 

Archiv fikr Klrchenrecht. XU. 2 
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vom 1. Jhü 1303*) hier ein Studium generale »in quavis licita fa- 
cultate,c gab in jure canonico et civilis medicina et liberalibus arti- 
bus das Promotionsrecht dem Bischöfe^ bei Sedisvacanz dem Propst 
des Capitels, und dem Promovirten das Recht überall zu dociren. 
Einß theologische Facultät gab es nicht. 

4. 6rrenoble. Eine Bulle Benedicts XIL vom 30. September 
1339^) an den Bischof Johann genehmigt auf Bitten des Dauphin 
(»Humbertus Delphinus Viennensisc) ein Studium generale derselben 
drei Facultäten vrie in Vienne, gibt dem Bischöfe oder seinem Man- 
datar das Promotionsrecht, den Promovirten die Befugniss überall 
XU dociren 3). 

5. Montpellier^). Seit 1350 findet sich eine theologische Fa- 
etdtäty welche Martin V. mit Bulle vom Jahre 1421 anerkannte, 
aber der Universität der Juristen einverleibte. Sie heisst: »S. theol. 
facultas quatuor ordinum mendieantium , theologi quatuor ordinum 
mendicantium« u. dgl. In der juristischen Universität war auch 
die Facultät der Artisten enthalten. Der Bischof von Magmlonne '^) 
war Cander und hatte die Genehmigung zu den Promotionen zu er- 
theilen. Der Rector konnte nur von den juristischen Scholaren aus 
ihrer Mitte a^ählt werden. Der Vorsteher der Juristen hiess JVior, 
der der Theologen Decantis; ihr Rang war gleich, bei Facultäts- 
acten ging der Vorsteher jener vor, welcher der Act angehörte, an 
drittem Orte wechselte der Rang jährlich. Die Theologen durften 
blos aus dem Gedächtniss lesen oder Hefte gebrauchen 0). Kein 
Lehrer der Theol(^e konnte Consiliarius werden. Die Criminalge- 
richtsbarkeit hatte der Bischof, die Civilgerichtsbarkeit seit 1350 
ein Königlicher Beamter, seit 1421, was im Königl. Privileg von 1437 
anerkannt wurde, war sie bei den Conservatormi ^ wozu Martin V. 
den Erzbischof voh Narbonne, Abt von Aniane und den Dompropst 
von Maguelonne bestellte. Nicolaus V, gab der Universität das 
Recht, deren' Stellvertreter selbst zu präsentiren. Alle Mitglieder 
konnten nur in Maguelonne verklagt werden; ja man musste ihnen 



1) BuUar. cit. IV. p. 168. Savigny erwähnt diese Universität nicht. 

2) Bullar. dt. IV. p. 460. „ex Regest, in Archiv. Vatic." 

8) Savigny erwähnt diese Universität nicht. In Orleans (^Savigny Ml 
S. 400 ISergO besUnd keine theologische Facultät. 

4) Nach Savigny llf. S. 882 fgg. 

,5) Der Sitz wurde 1586 nach Montpellier verlegt. 

6) ,,Possunt autem legere mente tenus vel tenere ststernuni ante se, se* 
cundum quod memoriae legem iiim et etiam^ expressive magis videbitur esse con- 
forme, et etiam utile'' heisst es in den Statut, theol. hei Savigny S. 899. 
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dort auch als Klägern zu Rechte stehen, ausser wenn der Beklagte 
über sechs Tagreisen entfernt wohnte. 

6. Bourges ^) ist 1464 gestiftet worden, hatte fünf Facultäten? 
den Domeander als Canzler. 

7. Cahors. Die Bulle Johannes XXIL :^Cum eivitas C.')c vom 
7. Juni 1332 genehmigt ein Studium generale »in qualibet licita 
facultate,« und gibt ihm, »ejus Universität!,« den Doctoren, Magistern, 
Licentiaten, Baccalauren und Scholaren alle dem Studium und der 
Universität zu Toulouse ertheilten Freiheiten und Immunitäten. 

C. Spanie^i lind Portugal. 

1. Salamanea, Mit Bulle 3) hinter ea^ vom 6. April 1255, 
gerichtet an den -s^rex Castellae ae Legionis^n gestattet Papst Alexan- 
der IV,^ dass (»apud Salamantinam civitatem«) unter Zustimmung 
von Bischof und Capitel ein Studium generale von Doctoren und 
Lernenden besucht werden dürfe, und genehmigt Alles, was der König 
mit Zustimmung von Bischof und Capitel bestimmt habe. 

2. Palencia, Hier war, wie aus der gleich zu nennenden Bulle 
hervorgeht, schon früher ein Studium generale. Dieses hat Urhan IV. 
mit Bulle >Coleh<xt^ vom 14. Mai 1263*), gerichtet an Bischof xmA 
Capitel, auf deren Vorstellung (»quod est non sine multo ejusdem 
provinciae dispendio dissolutum«) dadurch reformirt, dass er allen 
Doctoren und Scholaren »in quacunque facultate^ die Privilegien von 
Paris ertheilt. 

3. Lissabon. Die Bulle Nicolaas IV. »Da statu regni P.« vom 
9. August 1290 ^) erzählt, auf Betreiben des K. Dionysius seien »5/w- 
dia cujuslibet licitae facultatis^ zu Lissabon eingerichtet worden, zur 
besseren Unterhaltung der Professoren hätten einige Prälaten, die 
Cistercienser-Aebte, die Augustiner-Prioren und die ßectoren einiger 
Säcularkirchen »regnorum Portugallicae et Algarbii« ein bestimmtes 
Gehalt zugesichert. Er bestätigt dies, fordert den König auf, dahin 
zu wirken, dass die Bürger Wohnungen um den voh einer aus zwei 
Klerikern und zwei Laien bestehenden, von der Universität und den 
Bürgern zu erwählenden Commission vermiethen, alle königl. Beamten 
eidlich Sicherheit und Immunität der Universität geloben. Die Pro- 
fessoren werden von der Kesidenzpflicht entbunden, die Universität 



1) Nach Savigny UI. S. 408. 

2) Bullar. cit. IV. p. 324. 

3) Bullar, cit. XU. p. 601. 

4) Bullar. dt. III p. 695. „ex Reg. Vatic.** 

5) Bullar. cit. IV. p. 103. Savigny erwÄhnt diese üniversitlt nlchl. 

2* 
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von. der weltlichen Jurisdiction eximiri Für die Scholaren der Ar- 
tisten-, Canonisten-, Legisten- und medicinischen Facultät wird dero 
Bischofs bei Sedisvacanz dem :^Vicarius capiMi in spiritualibus« 
das ßecht gegeben, die von den Professoren für tauglich Erklärten zu 
licenciiren. Wer auf solche Art »in quacunque facultate, theologica 
duntaxai excepta^€ approbirt sei, dürfe allenthalben lehren. 

D. Deutschland. 
1. Prag^). Clemens VL gestattete mit Bulle :^In suprema^ 
vom 26. Jan, 1347 die Errichtung eines »Studium generale in qua- 
libet licüa factUtate,^ gab der Universität die Privilegien und Eechte 
anderer staidia generalia, das Promotionsrecht in der Art, dass die 
Professoren die Candidäten dem Erzbischofe präsentiren, der sie selbst 
oder durch einen anderen prüfen solle, »eisque . . . hujusmodi licen- 
tiam tribuat, ac honorena seu titulum conferat magistralem.« Die 
hier Promovirten dürfen überall lehren. Karl IV, gab mit BuUa 
aurea vom 7. April 1348 dem Studium generale die Rechte von Paris 
und Bologna. Der Erzbischof wird in oflenbarer Nachahmung dieser 
Universitäten früh Cancellarkis genannt, so schon in einem Docu- 
mente vom Jahre 1372 {Cod. diplotn. cit. p. 255.). Mit Bulle vom 
31. August 1383 „in swprewae* ernannte Urban VL zu y^conservatores 
etjudicest den Propst \on Maines, die Decane von Breslau und von 
Allerheiligen in Prag mit dem Rechte, dass auch nur einer von ihnen 
bez. ihre Stellvertreter handeln könnten und unter ausdrücklicher 
Ausserkraftsetzung von c. 15. de off. et pot. jud. del. in 6. 1. 14. für 
diese Conservatoren. Auf Grund besonderer päpstlicher Ermächti- 
gungen haben die Erzbischöfe zu verschiedenen Acten zugestimmt, 
z. B. Uebertragung von Collegien in andere Häuser (Cod. diplom. 
p. 282. 425.). Bonifaz IX. wiederholte mit Bulle y>In supremae^ 
vom 26. Jan, 1397 die Bestellung der Genannten zu Conservatoren 
auf 25 Jahre, befreite mit Bulle :i>Nonnunquam<^ vom 21. Dec. 1397 
alle Mitglieder der Uliiversität auf deren und des Königs Bitte von 
jeder ordentlichen und ausserordentlichen Gerichtsbarkeit (auch des 
legatus natus, judex delegatus u. s. w.) und gab sie dem Rector, 
selbst wenn er nur Minorist war, mit Zuziehung von vier Consiliarien 
der Universität. Innocenz VII. ertheilte endlich mit Bulle »Jw 
apost dignitaiis^ vom 13. Jan. 1405 dem Bector für den Fall der 



1) Ich benatze die nach den Originalien des Univ.-Archivs gemachten Ab- 
drQeke in Monumenta bist. univ. Prag. T. II. P. 1. Album cet. Codex diplomati- 
cus Prag 1884 pag. 219 sqq. Der Abdruck im Ballar. cit. IV. p. 496 ist an- 
volist&ndig. 
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Vacanz des erzbischöflichen Sitzes, oder wenn »clivisiones, controver- 
siae, lites in eadem sede, intrusiones ad eandem, aut alia legitima 
impedimenta« vorliegen, das Recht, ^n Stelle des Erebischofs die Li- 
cenz, den Titel, die doctoratus insignia, sowie die licentia doceudi zu 
ertheilen. 

2. Wien^). Die vom H. Budolph mit Urkunde vom 12. März 
1365 geschehene Stiftung der Universität genehmigte Papst Ürban V. 
mit Bulle »Jw supremae dignitatisa vom 18. Juni 1365, nahm aber 
die Theologie aus, bestätigte den Propst des Allerheiligen - Capitels 
(St. Stephanskirche), im Falle der Erledigung einen Delegaten des 
Capitels, als Cander, welcher den ordentlich Geprüften die licentia 
docendi, Magister- und Doctors- Würde zu verleihen habe. Mit Bulle 
T^Bum generosus^ vom 20. Febr. 1384 genehmigte Urhan VI. die 
erneuerte Stiftung, da, abgesehen von der Artistenfacultät bis dahiii 
die Universität nicht in's Leben getreten war, gestattete die Errich- 
tung der theologischen Facultät. Im Uebrigen hatte die Universität 
gleiche Rechte wie andere, 

3. Köhh Auf Bitten dei* Stadt genehmigte Utban VL mit 
Bulle »Jw supremcLe digniMis'^)^ die Errichtung des Studium g«ie- 
rale >tam in theologiae et juris canonici^ quam alia qualibet licita 
facultate«' nach dem Muster des Pariser. Zur Leitung der iPromoi- 
tionen beauftragt er den Propst des Metropolitan-Capitels oder dessen 
Stellvertreter; ist die Propstei erledigt, so hat das Capitel Jemaöä 
abzuordnen. Die Vorschriften über Prüfungen u. dgl. sind die ge** 
wohnlichen, ebenso die Rechte. 

Da es hier nicht so sehr auf Vollständigkeit, als vielmehr nur 
darauf ankommt, den Charakter als einen überall gleichea nachzu- 
weisen : so gehe ich auf andere Universitäten, die theils nicht mehr 



1) Jos, Aschbach, Geschichte der Wiener Uolverskät im ersteh Jührhun- 
den ihres Bestehens. Wien 1865, referirt die Stiftung. Es ist jedpeh inerkwür- 
dig, dass Aschbach S. 9. sagt: „Weil die Theologie eigentlich den Schlussstein 
wissenschaftlicher Universitätsstudien bildete (!), und die Doctoren der Theologie 
wie die des can. Eechts nur als vom Papste bevollmächtigt ihre Wissenschaft 
lehren durften, so konnte keine vollsUBndige Universität ohne Mitwirkung des 
Papstes gestiftet werden," S. 13. wieder „eine ganz vollständige Universität oder 
ein sogenanntes Studium generale" hat; dadurch ist gezeigt, dass Aschbäch das 
Wesen eines stud. generale ftir jene Zeit nicht erkannt hat. -7 Die Wiener Ur- 
kunden in Kink Gesch. der Univ. zu Wien. Bd. 2. Statutenbuch Nr. 1 If. 

2) Bullar, cit. IV. pag. 597 sqq. Dass die Domschule schon vorher 
grossen Ruf hatte — man denke an Albertus Magnus und Düns Scotus^ die 
an ihr lehrten — ist als bekannt vorauszusetzen. Hier handelt es sich nicht um^ 
die üniversitätsgeschichte: deshalb gebe ich auch die Literatur nicht weiter aö. 
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existiren« theils keine katholischen mehr sind bez. ohne katholisch* 
theologische Facultäten, nicht weiter ein und hebe nur noch ein 
Beispiel für Belgien und eins für Ungarn heraus. 

4. Löwen. Mit Bulle T^Sapietitiae immarcescibilis ^)< vom 
9. Decbr. 1425 gründete Martin V. auf Bitten des Herzogs Johann 
von Brabant, des Capitels von St. Peter und der Stadt Löwen, welche 
versprachen: für Herstellung der Gebäude, Dotationen zu sorgen, 
alle ihre Jurisdiction auf den ßector zu übertragen, allen üniversitäts- 
genossen Ein-t und Auszugs-Freiheit u. dgl. zu geben, — ein Studium 
generale »in qualibet facultate praeterquam in theologia^^ii gab ihm 
die für Köln, Wien, Leipzig, Passau, Merseburg ertheilten Privilegien, 
bestellte den Propst des Capitels zum Canzlir^ in dessen Abwesenheit 
den Decan, ertheilte ihm das Promotionsrecht mit der gewöhnlichen 
Wirkung. 

5. Fünßirchen. Urhan VI. errichtete auf Bitten König Ltid- 
pigs von Ungarn mit Bulle >In supremae dignitatis< vom 1. Sept. 
1382 2) ein Studium generale in allen Facultäten ausser der theolo- 
gischen, ertheilte das Promotionsrecht dem Bischofs bei Sedisvacanz 
dem Capitelsmcar mit den gewöhnlichen Befugnissen. Canonisches 
Recht ist aber schon vorher docirt worden, da 1371 Gdlvamis de 
JBmonia einen Buf dorthin angenommen hatte^). 

Es fällt vielleicht auf, dass obige Notizen auch Universitäten 
ohne theologische Facidtäten berühren. Aber es war dies nöthig, 
wenn ein genügender Einblick in das Wesen der mittelalterlichen 
Universitäten gewonnen werden soll, soweit der hier behandelte Ge- 
genstand in Frage kommt. Nebenbei dienen die Notizen zur Ergän- 
zung bisheriger Darstellungen. 

Aus den geschichtlichen Daten in ihrem Zusammenhange er- 
geben sich die folgenden Sätze unzweifelhaft*): 

1) Der Begiiff einer Universität im modernen Sinne, wonach 
man darunter eine Gesammtheit verschiedener Facultäten *) versteht, 
ist dem Mittelalter unbekannt. 

2, Das Mittelalter bezeichnet mit Universitas eine Korporation, 



1) Bullar. cit. IV. p. 723. 

2) Bullar. cit. lY. p. 565, 

3) Mein Lehrbach des Kirchenrechts, 2. Aufl. Seite 85. 

4) Ich hraacbe kaum zu sagen, dass manche der folgenden Punkte wieder- 
holt von Anderen hervorgehoben sind. 

5) Uebrigens gibt es noch jetzt Universitäten von blos drei Facultäten (z. B. 
Innsbruck, das bis vor Kurzem nur zwei hatte, Lemherg). 
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eine selbstständige, autonome Genossenschaft der Mitglieder einer 
oder mehrerer Facultäten. 

3. Die Universität in diesem Sinne umfasste bald alle Mitglie- 
der eines bestimmten Studienzweiges, Docenten und Scholaren, bald 
nur einen Theil; z. B. die Canonisten oder Civilisten der juristischen 
Facultät, bald an derselben Facultät einen engeren Kreis, z, B, die 
Angehörigen einer einzelnen Nation an ihr. 

4. Die EinricMung und Verfassung der Universitäten als solcher 
hat nichts zu thuu mit dem Studium, liegt bis zu einem gewissen 
Grade ausserhalb desselben, geht auf die Stellung der Angehörigen 
in rechtlicher Beziehung als Individuen und Genossenschaft gegenüber 
den städtischen, staatlichen, kirchlichen Autoritäten. 

5. Es war deshalb für das Studium als solches juristisch ohne 
Bedeutung, ob der Schwerpunkt der Universität in den Scholaren, wie 
in Bologna, oder in den Decenten, wie in Paris, lag. 

6. Der Charakter der Verbindungen als Universitates gglt aber 
für diese freie Form eines Studiums als wesentlich. Daher haben 
Schulen, welche von dieser Form abwichen {z. B. Neapel — vergl. 
V, Savignp III. S. 322 ff., — das ganz unter königlicher unbeschränk- 
ter Direction stand), nie eine Bedeutung erlangt. 

7. »Facultas<^ bezeichnet technisch eine Disciplin, beziehentlich 
den Inbegriff von Disciplinen, welche man herkömmlich als zum 
Kreise der studia generalia gehörig ansah, deren Lehrer oder Jünger 
als Universität betrachtet wurden. 

8. Als faeultates licitae, d. h. als anerkannte Disciplinen^ er- 
scheinen gemeiniglich die theologia, jus canonicum, jus civile, medi- 
cina, artes liberales. Aber mit ihnen ist der KreiB nicht geschlossen. 
Es finden sich auch andere, z. B. ars fiotaria. 

9. Weder die Zahl der Facultäten noch diese selbst hatte etwas 
zu thun mit dem Charakter der Universität ; noch war von dem Einen 
oder Anderen, die Bedeutung einer Schule als Studium generale ab- 
hängig. So war es möglich, dass die Lehrer oder Schüler eiper 
einzelnen Facultät gar keine selbstständige Universität bildeten, wie 
denn z. JB. in Montpellier die Theologen zur juristischen, gehörten. So 
findet man Bologna vorzugsweise als sc^ola Juristarum, Paris als 
Studium generale Theologorum bezeichnet. 

10. Facultät und Universität fällt daher nicht zusammen; die 
Facultät als solche ist noch keine Corporation. Es kann an ein^n 
Orte eine Facultät bestehen, d. h. herkömmlich eine bestimmte Piscir 
plin gelehrt werden, ohne dass eine Universität, oder ein Studium 
generale be8te];(t. 
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11. Studium generale bedeutet einen Ort, ein Institut mit dem 
Rechte: 1. dass an der oder den Facultäten desSelben Jeder hören 
kann ohne Rücksicht auf Nation oder Land, welcher den Statuten der 
FacultcU entspricht ; 2. dass die an diesem ei-worbenen Kenntnisse an 
allen anderen in der Art anerkannt werden müssen, dass sie als 
Grundlage, in den Formen jedes einzelnen Studium generale, für den 
Erwerb der academischen Würden anerkannt werden müssen ; 3. dass 
die an einem Studium generale erworbene Lehrbefähigung, ihr Grad 
u. s. w. an allen anderen anerkannt werden muss und eo ipso aner- 
kannt ist. Somit bildet die cosmopolitische Natur dieser Anstalten : 
die Freizügigkeit von Lehrern und Schülern , die absoluite Geltung 
aUer academischen Würden überall, das Wesentliche dieser An- 
stalten. 

Es liegt auf der Hand, dass dieser Charakter der mittelalter- 
lichen studia generalia lediglich Folge war von der einheitlichen Ge- 
staltung der abendländischen Gesellschaft in der Kirche, dem Ge- 
brauche einer und derselben — der lateinischen — Sprache im Unter- 
richte, der wesentlich gleichen Methode, gleicher Zwecke, Anfor- 
derungen und deshalb auch des wesentlich gleichen Resultates der 
Studien, endlich und ganz besonders der vollen Freiheit der Wissen- 
schaft^ deren Aneignung in einer bestimmten Weise nicht als Mittel 
erschien, um ein Amt in Staat und Kirche zu erwerben. Hieraus 
erklärt sich aber zur Genüge 

12. ein Studium generale setzt seit dem Anfange des 13. Jahr- 
hunderts Unzweifelhaft ein päpstliches Privileg voraus. Es gibt seit- 
dem kein Studium generale ohne ein solches. Weil aber der Papst 
dem Institute diesen Charakter gibt, Form, Sprache, Methode, Inhalt 
einheitlich und allgemein gleich die christliche beziehungsweise kirch- 
liche war, und trotz aller Besonderheiten der Universitäten blieb, 
deshalb hatte 

13. der einzelne Bischof als solcher^ als Ordinarius nichts 
niit der Universität, der facultas, dem Studium generale zu thun, 
waren Lehrer und Schüler, wenn das Studium anerkannt war, regel- 
mässig von ihm vollständig eximirt, unter Jurisdiction ihrer selbstgewähl- 
ten Vorsteher, hatten sogar für die Streitigkeiten mit Dritten regel- 
mässig eigene Conservatoren. Hatte ein Bischof Rechte gegenüber 
der Universität u. s. w. , so hatte er sie als besonderer päpstlicher 
Delegat^ wie in Bologna, Padua^ Pisa, Ferrara, Fermo, Montpellier, 
Prag Vi. 8. w. Aber ebensogut konnte dieselben Rechte ein anderer 
päpstlicher Delegat haben, wie in Bologna bezüglich der nichttheologi- 
schen Facultäten, allgemein in PaW^, Toulome, Bourges, Wienu.s. w. 
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Ob es sich um theologische oder andere Pacultäten handelte, war 
dabei ganz gleichgültig, weil maii auch tür die theologischen anderen 
als den Bischöfen die Befiigniss gab, wie denn rücksichtlich der be- 
rühmtesten theologischen Eacultät, Paris, niemals der Bischof 
irgend ein Recht besass. Somit war der universale Charakter auch 
in dieser Beziehung vollständig gewahrt. 

14. Die verschiedenen Grade der academischen Wurden (baccalau' 
reuSy magister, docfor u. a.) tragen, seitdem die Universitäten festere 
juristische Organisation erlangt hatten, sammt und sonders den Cha- 
rakter an sich, dass sie formelle Anerkennungen und Ueherträgu/ngen 
der Lehrbefähigung und Lehrbefugniss sind. Sie gehen hier von der, 
wenn ich mich so ausdrücken soll, probeweisen Anerkennung (im 
Baccalaureate) bis zur förmlichen Lehrermächtigung (im Magisterium) 
und zur feierlichen Lehrbefahigung mit dem Rechte: dem Studium gene- 
rale und den damit verbundenen Universitäten als in jeder Beziehung 
vollberechtigtes Mitglied angehören zu können und die weltlichen 
und kirchlichen damit eo ipso verbundenen Rechte zu erwerben und 
auszuüben. 

15. Es haben deshalb die studia generalia, seitdem ihre Aus- 
bildung den bezeichneten Gang genommen hatte, unbestritten seit 
dem Anfange des 13. Jahrhunderts, das Becht der Promotionen nur 
deshalb, weil es ihnen der Papst verliehen hatte. Haben es auch 
einzelne (Bologna) früher geübt, so hatten jene Promotionen nur 
Zöcafe Bedeutung, für Bologna, erst durch die päpstlichen Privilegien 
bildete sich der Charakter der studia generalia; erst damit nahmen 
die I^omotionen einen universalen Charakter an. Daraus aber folgt 

16. das Promotionsrecht war nicht- ein auschliessliches Vor- 
recht der studia generalia, sondern streng juristioh eine Folge päpst- 
licher Verleihung. Deshalb stand juristisch nichts im Wege, dass der 
Papst dies'Recht, für welche Facültät immer, auch anderen Instituten, ja 
selbst Privaten verlieh. Letzteres ist schon früh geschehen. [Man 
vergleiche die Notizen in meimm Lehrb. des Kirchenr. §. 19. nota 
6.]. Es hat also in der mittelalterlichen Anschauung das Promo- 
tionsrecht nichts zu thun mit der SachJcenntniss. ■ Daher promovirt 
die medicinische, philosophische, civilistische Pacultät gerade so gut 
als die theologische oder canonistische nur aus päpstlicher Errmehr 
tigung. Aber deshalb erscheint natürlich das Promotionsrecht als 
Vollendung eines studium generale, und dieserhalb von letzterem 
unzertrennlich. Deshalb finden wir dasselbe aUen studiis generali- 
bus bewilligt. Ja man darf sagen, die Ertheilung des Promotions- 
rechts an andere Institute als die studia generalia Urud -äfi Private 
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musste zum Buin der alten freien studia generalia mit beitragen und 
hat dazu beigetragen. Soll ich die Sache auf den prägnantesten 
Ausdruck reduciren, so muss ich sagen : Das Recht der Promotionen 
enÖHÜt die Befugniss, für die ganze ahendlmdische Christenheit die 
Lehrbefähigung in einer Facultät zu ertheilen. Und somit liegt darin 
die JErtheilung der missio ecclesiastica. Wer auf einer solchen 
Anstalt promovirt war, hatte die missio ecclesiastica für die ganze 
Kirche erhalten. Und deshalb stand nicht dem Bichofe als solchem^ 
sondern nur dem päpstlichen Delegaten die3 Becht zu. Päpstlicher 
Delegat war aber bald der Bischof, bald ein Dritter: Dompropst, 
Domcanzler, Archidiacon, wie die historischen Daten für Bologna, Paris 
Wien, Löwen, Coln u. a. ergeben. Daraus erklärt sich, dass man 
dort, wo der Bischof dies Becht hatte , sich daran gewöhnte , ihn 
mit dem an sich ganz unpassenden Namen Ganceilarius zu bezeich- 
nen (z. B. in Prag^ Montpellier u. s. w.). Denn dieser Name hat 
streng genommen nur bei jenen Universitäten Sinn, an denen der 
CanMer des Capitels auch Canzler der Universität war. 

Dass aber die Ertheilung der licentia docendi^ welche eben die 
Vorbedingung 3er Promotion war , nur einem Geistlichen^ entweder 
dem Bischöfe oder einem Dignitär des Capitels verliehen wurde, 
erklärt sich 1. überhaupt aus dem ganzen Charakter der mittelalter- 
lichen Societät, in der es sich wohl von selbst verstand, dass far 
die Ertheilung eines Überall geltenden Rechtes der Papst sich nur 
einer der Hierarchie angehörigen Person bediente, 2. far die Bischöfe 
aus deren Stellung, 3. for die Capitel sowohl daraus, dass an diesen 
sich einzelne Schulen geradezu ausgebildet hatten und daher auch 
der Verband der späteren mit ihnen natürlich erschien, .jils auch 
aus dem Bechte der Begierung sede vacante, für welche Zeit gleich- 
falls Vorsorge zu treffen war. 

Die Licenzertheiluatg setzte aber voraus die scientifische Fähig- 
keit des Individuums. Letztere zu constatiren ist Sache des Fach- 
manneSy nicht der Autorität. Daher finden wir, dass überall das 
Prüfen aus der betreffenden Disciplin den Mitgliedern der Facultät 
je nach den Statuten zufallt. So war in der That das Becht der 
Kirche, wie der Wissenschaft gewahrt. In dem Zusammenwirken 
beider lag die vollste Garantie. Wir finden daher auch von keinen 
Entziehungen der missio canonica durch einzelne Bischöfe berichtet. 
Wo die Päpste eingriffen, handelte es sich aber stets um das Becht 
der Kirche, das Lehramt zu übertragen. 

Zwei Betrachtungen drängen sich fast nothwendig als Besultat 
des Studiums der mittelalterlichen Universitätsgesc^chte auf. 
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Erstens zeigt sich, dass das dem Individuum gegebene Recht 
des Lehrens weniger Folge ist seiner persönlichen Bedeutung und 
Befähigung, als vielmehr der MitglÄdschaft an ein^r berechtigten 
Corporation; es ist die Tacultät, ihre Stellung zur Kirche, ihre Rechts- 
sphäre in der Gesellschaft, kurz die ganze Bedeutung des Studium 
generale, auf welcher die Universalität der academischen Wärden be- 
ruhet. Daher muss nothwendig das Institut seine Bedeutung b^ 
haupten, wenn auf die Dauer der von ihm übertragenen Wurde jene 
Wirkung zukommen soll, wenn der Name der Anstalt die Anerken- 
nung der Würde sichern soll. 

Zweitens. Hörte die kirchliche Einheit der Gesellschaft auf, 
fiel das Kaiserthum als massgebender Factor fort, verliess man die 
einheitliche gleiche Methode, wurde der Inhalt der facultas, d. h. 
der Umfang der an einer Facultät tradirten Disciplinen ein ungleicher, 
trat damit eine Verschiedenheit in den materiellen Anforderungen 
ein, gab man die einheitliche Unterrichtssprache auf, wurde der Bil- 
dungsstand der Länder und Völker gar zu ungleich, zog. der Staat 
die Wissenschaft in den Kreis seiner Competenz, trat eine Spaltung 
in den .Fundamentalanschauungen ein, gab es endlich für das Individuum 
Mittel, ausserhalb der Universitäten sich die vollste Fachkenntniss 
zu erwerben : so musste die Freizügigkeit, die Lehr- und Lemfreiheit, 
die Autonomie, die Exemtion in kirchlicher und bürgerlicher Hinsicht, 
die Universalität, kurz alles das, was der alten Universität Wesen 
ausmachte, allmälig zerfallen. Mit der BuchdrucJcerhunst, mit der 
Glaubensspaltung, mit der Emandpation des Gedankens von der 
Kirche und der anerkannten Lehrmethode, mit der Centrälisation in 
der Urchlichen Regierung, mit der Omnipotent im Staatswesen war 
das alte Universitätswesen unvereinbar. Wo es seine Form behielt, 
aber den Inhalt nicht in Einklang setzte mit den Erfordernissen 
neuerer Zeiten, wurde es zu einer todte'n Masse, ohne jeglichen Ein- 
fluss auf den Staat, die Gesellschaft und die Wissenschaft. 

Unterliegt nun auch kaum einem Zweifel, dass die Universi-' 
täten , wie sie waren , nicht fernerhin mehr bestehen konnte : so 
bleibt doch immerhin interessant, dass gerade die Päpste, welche 
durch ihre Privilegien die Wissenschaft gefördert, die Universitäten 
zu so grosser Höhe gebracht hatten, nach dem Zeugnisse der Ge« 
schiclite, zuerst dazu mitwirkten, die Selbstständigkeit und Bedeutung 
der alten Universitäten zu untergraben. Damit sind wir smgelangt * 
an unserem zweiten Punkte, 
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§.5. 

c. Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts. 

üeberblickt man den KreÄ^ der disciplinären Massregeln, welche 
während der Verhandlungen des Concils von Trient zur Sprache 
kamen und in des letzteren Decreten ihre theilweise Festsetzung 
fanden, so bemerkt man unschwer eine doppelte Classe. Die eine 
derselben umfasst jene, welche auf die materielle Besserung der Zu- 
stände ausging, zahlreiche Missbräuche auf allen Gebieten kirchlicher 
Verwaltung zu heben suchte; die andere begreift eine Summe mehr 
formeller, deren nächster Zweck in einer festeren Concentrirung der 
kirchlichen Regierung in der Hand der Ordinarien und des Papstes 
lag. Man denke nur an das Censurwesen, die Vorschriften über die 
Unterordnung der Orden, der Exemten unter die Bischöfe, die Archi- 
diaconen, die Besetzung der Beneficien, die Seminarien u. s. w. Offen- 
bar lag der zwingende Grund dieses Bruches mit der ganzen mittel- 
alterlichen Autonomie , die vielfach zur^ Ungebundenheit ausgeartet 
war, in der Erwägung, dass es der Anspannung aller. Kräfte bedürfe, 
dass die Aufrechthaltung der formellen Autorität unabweisliches Be- 
dürfniss sei, um die schädliche Wirkung der Neuerungen fem zu 
halten. Der thatsächliche Zustand vieler Universitäten, die Ziügel- 
losigkeit der Jugend an ihnen konnte nur zu leicht zu solchen Mass- 
regeln führen. Erwog man dann, welche Nachtheile die Entbindung 
Tausender von Klerikern von der Residenzpflicht gehabt hatte, dass 
aber mit dem Aufheben dieses Uebelstandes von selbst die grosse 
Menge älterer Studierenden sich von den Universitäten zurückzog, 
diese mithin aufhörten, wesentlich geistliche Anstalten zu sein, die 
alte Autonomie für Leute in durchweg unerfahrenem Alter nicht 
passend erscheinen mochte, so begreift man die Neuerungen. Wel- 
chen Antheil die Universitäten, besonders im deutschen Reiche, seit 
der hussitischen Bewegung an den Strebungen der Humanisten und 
Reformatoren genommen, ist bekannt. Endlich konnte man die 
Macht der Presse nicht mehr ignoriren. Es mochte somit leicht der 
Gedanke entstehen, die Universitäten in der Art umzugestalten, dass 
man sie in jedweder Richtung unter die Zügel der Regierung stellen 
müsse, um den Missbrauch hintan zu halten. Nicht minder begreift 
sich, dass man begierig zu Mitteln grifiT, welche ein Gegengewicht 
zu bilden schienen gegen die Nachtheile der freien Universitäte^. 

Die Massnahmen, welche theils als nothwendige Folge der 
Satzungen des Concils von Trient erscheinen, theils, obwohl sie älter 
sind, als die formellen Beschlüsse von jenem, mit diesen im Zusam- 
menhange stehen, zeigen sich darin, dass man die Rechte der alten 
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studia generalia an einzelne Orden übertrug, neue schuf ohne die 
Freiheit der alten, endlich die Bildung der Candidaten des Klerus 
principiell von dem Einflüsse der Universitäten unabhängig machte, 
und durchaus unter Leitung der Ordinarien setzte. Es kann auch 
hier nicht darauf ankommen, erschöpfend zu werden, sondern nur 
die nOthigen Belege zu geben. 

Es ist eine bekannte Thatsache, dass die katholischen Univer- 
sitäten seit dem 16. Jahrhundert im Grossen hinter den protestan- 
tischen zurückgeblieben sind, auf dem Gebiete der Wissenschaft viel 
weniger wirkten, auf die Entwickelung des Volkes einen ungleich 
geringeren Einfluss hatten, und im 18. Jahrhundert dazu beitrugen, 
die kirchenfeindlichen Theorien zu befestigen. Gerade die ältesten 
deutschen Universitäten z. B. Prag und Wim^ haben abgesehen von 
der Medicin fasst auf keinem Gebiete seit jener Zeit einen grossen 
Einfluss geübt und bis in die neueste Zeit, mit gar wenigen Aus- 
nahmen, nur einzelne Namen aufzuweisen, welche für die Wissen- 
schaft wirklich Bedeutendes geleistet haben. Und während der mo- 
derne Staat gerade in den protestantischen Ländern sich zuerst aus-^ 
bildete, hat man hier den Universitäten eine Wirksamkeit, ja zum 
Theile eine Autonomie gestattet, deren sich dieselben in Oesterreich 
bis auf den heutigen Tag nicht erfreuen. Während sich in jenen 
Ländern die Universität, die Professoren und selbst die Studenten 
überall einer bedeutenden socialen Stellung erfreuen, ist diese in 
Oesterreich fast null , so dass man die Universität kaum anders, als 
jede andere Schule behandelt. Das hat seine inneren Gründe. Ich 
sehe diese zum Theile in der veränderten Stellung der Theologie. 
Doch folgen wir der Geschichte. Die erste grosse Bresche in das 
alte Universitätswesen schössen die Privilegien, welche der i^Societas 
Jesu^ verliehen wurden. ' ' 

Gleich die urspmnglichen Statuten (bestätigt von Paid UI. 
mitBuUe »Begimini müitantis Eccl.^ 27. Sept. 1540 im Bullar, cit. VI. 
p. 303. §. 11.) gestatten ihr, an den Universitäten (7oZfe,§^ zu haben 
mit eignem Vermögen (»sie tamen, ut neque studentes dictis bonis 
abuti, neqtte Societas in proprios usus convertere possü, sed studen- 
tium necessitati subvenire«) unter voller Leitung des Generals, 
Dies wiederholen die von Julius IIL (Bulle ^Exposcit delMum< 21, 
Juli l#iO; Bullar, VI. p. 42^. §. 10. ff.) bestätigten Statuten. Viel 
weiter aber ging derselbe in der Bulle »Sacrae Beligioni$€ vom 22. 
Oct. 1552 {Bullar. cit. VI. p. 464.), die im §. 5. f. dem General 
bez. den von ihm ErnB.nntQn das Recht gibt: 1. den Scholaren ihrer 



80 Schulte, Dieiiiissio eeclesiastica 

OoUegien an den Universitäten, welche in dem examen rigorosum 
bestanden, jedoch die Grade nicht »gratis et amore Dei« erlangen 
können, mit Zuziehung von zwei oder drei doctores oder magistri, 
die academ. Grade eu ertheilen; 2. allgemein den Scholaren ihrer 
an den Universitäten existirenden CoUegien in derselben Weise alle 
academischen Grade zu verleihen. Diesen also Graduirten werden 
alle sonst damit verbundenen Rechte gegeben. Von einem Rechte 
des betreffenden Bischofs ist keine Rede ; ausdrücklich wird aber in- 
soweit allen U^iversitätsstatuten und Privilegien derogirt. Gregor 
XUL gab der Gesellschaft sodann mit Bulle »Salvatoris Domini<ii 
vom 30. Oct. 1576 (Bullar. cit VIII. p. 148.) das Recht, wobei 
er besonders auf den Unterricht in den litterae, der Philosophie und 
Theologie hinweist, überall, ohne Rücksicht auf die Niederlassungs- 
monopole u. dgl. anderer Orden, Kirchen, Häuser, CoUegien u. s. w. 
zu errichten. Mit Bulle »Zw supereminenM^ (Bullar. VIII. p. 519) 
errichtete derselbe Papst das CoUegium zu Pont-ä-Mousson , gleich- 
zeitig ^in Studium generale mit fünf Facultäten (theol., philos., med., 
jur. can. , jur. civ.), gab die theologische und philosophische den 
Priestern der Gesellschaft Jesu nach deren Statuten^ die drei übrigen 
als autonome deren Decanen, Doctoren und Professoren zur Leitung, 
das Promotionsrecht aber gleichwohl dem Cardinal (Carl, Herzog 
von Lothringen und Bar, Erzbischof von Rheims und administrator 
perpetuus in spirit. et tempor. von Metz) bez. den von ihm Bestellten, 
den Promovirten alle Rechte , die solche zu Bologna , Paris und auf 
anderen Universitäten erwerben, sowie das Recht, Statuten zu machen, 
reservirte aber für die Theologie und Philosophie ^cum humaniori- 
btis litteris<ii amdrücklich das Hecht der Societät nach ihren Statu- 
ten. Mit Bulle :»Dum attenta<^ (Bullar. VIII. p, 560) errichtete der- 
selbe Papst auf Bitten des Bischofs Valerian von Wilna in Polen 
daselbst ein Studium generale im JesuitencoUeg tür Theologie, Phi- 
losophie und freie Künste, unterwarf es ganz den Regeln des Ordens 
und der Gewalt des Generals, setzte ausdrücklich hinzu: »nullumque 
loci ordinarium vel metropolitanum, quovis quaesito, etiam conserva- 
tionis ac superoritatis , colore vel ingenio seu titulo praemissis se 
ingerere aut contravenire posse nee dehere^ u. s. w. , gab ihm die 
Rechte aller anderen Universitäten, deren Statuten quoad hoc dero- 
girend. Das Vorbild für diese Stellung gab das zuerst von Jtdms III 
mit Bulle »Dum sollicita^ vom 31. Aug. 1552. {Bullar. citrVI. p. 
459) »ex Regest, in Archiv. Vatic«) errichtete und der Gesellschaft 
Jesu übergebene »CoUegium Germanicum. Ihm -gab er mit den 
Scholaren volle Exemtion, dessen Vorständen mit den Cardinalpro- 
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tectoren das volle Promotionsrecht für 'die drei genÄnnten Facultä- 
ten. Solches bestätigte Gregor XIJI. in der EmeuerungsbuUe T^Post- 
quam D^o« (BuUar. VIII. p. 52) vom 6. Ai^, 1573. 

Dasselbe Recht, welches dem Collegium germanicum ertheilt 
war, gab Gregor XIII. dem mit Bulle T^Quoniam divinae< vom 23. 
April 1578 {Bullar, VIII. p. 208) gegründeten Collegium AnglicuiUy 
sowie dem mit Bulle ^Aposiolici muneris<s^ vom 1. März. 1579 {Bullar. 
VIIL' p. 250) gestifteten Collegium Hungaricum zu Bom. 

Die einmal begonnene Aenderung machte Fortschritte. In 
Poni'ä-Mousson hatte der Bector des JesuitenooUegs mit Erlaubniss 
des Cardinais Carl auch den Namen und das Amt des Universitäts-- 
rectors bekleidet; der Cardinal hatte für die zukunftige Besetzung 
keine Sorge getragen. Die Sache kam deshalb an den Papst. Gregor 
Xtt/., darauf bedacht, wie die Bulle Sixtus F. sagt, glaubenstreue 
Rectoren zu haben, hatte unterm 1. Jan. 1584 »motu proprio« be- 
stimmt, der Rector des JesuitencoUegs solle f&v alle zukünftigen 
Zeiten zugleich Rector der Universität sein, allein das Siegel: »Sigil- 
lum Rectoris üniversitatis Mussipontanensis« fuhren, hinsichtlich der 
Sitten u. s. w. alle Professoren u. s. w. prüfen, ihnen die professio 
fidei abnehmen, die »licentia« ertheilen: das Lehramt, sei es ein öffent- 
liches oder privates, anzunehmen und zu üben, allen Lehrern, zu Gra-? 
duirenden und Scholaren aller Facultäten das Glaubensbeken^tniss 
abzunehmen, sich eidlich von allen den Gehorsam geloben zu lassen, 
sie in ein- »album ipsius rectoris« einzutragen, worauf sie in die be- 
sondere »matricula« des Decans der betreffenden Pacultät einzutra- 
gen seien. Wer dies verweigere, sei vom Lehramte, den Graden, 
dem Hören auszuschliessen. Jährlich am St. Nicolausfeste hätten 
alle Mitglieder, auch die der canonischen und civilistischen Facultät 
Theil zu nehmen an den »solemni'a sacra üniversitatis in ecclesia col- 
legii praedictae Soeietatis celebranda,^ ferner hätten sie Theil zu 
nehmen an den öffentlichen Bittgängen und Processionen ; diese Theil- 
nahme sei durch Kirchen- und Geldstrafen erzwingbar. Die Leitung 
und das Promotionsrecht der Juristenfacultäten gab er deren Decanen 
unter eignem Insingel, das absolute Recht der Ernennung, Absetzung 
der Lehrer und Beamten der theologischen und philosophischen Fa- 
cultäten nebst dem Riechte, Statuten zu geben, dem Jesuitenrector, 
das Recht der Statuten und Disciplin bezüglich der Juristenfacultäten 
den Bischöfen von Metz, Toni und Verdun. Die Ausführung dieses 
Statutes verhinderte der Tod Gregors Xllh, deshalb bestätigte und 
publicurte Sixtus V. dasselbe mit Schreiben ^Rationi eongruü< vom 



32 Schulte, Die missio ecdesiastica 

1. Mai 1585 {Bullar. cit VIII. p. 571. sqq. *ex Regest, in Secret. 
Brevium«), 

Pius V. hatte mit Breve ^Circumspectm vom 11. Juli 1569 
{Bfdlar. VII. p. 760) bestimmt, dass in der Dominicanerordenspro' 
fin^gr Aragonien kein Dominicaner zum Baccalaureat oder Magist er ium der 
Theologie oder Philosophie ohne vierjähriges Studium promovirt werden 
dürfe, der nicht vom Generalcapitel des Ordens dazu präsentirt worden 
sei. Weiter ging Gregor XIII. Er gab mit Schreiben T^Dominicam gre- 
gem€ vom 25. Juni 1583 {Btdlar. cit. VIII.p. 422 sqq.) dem General- 
prior ^es Ordens der Eremüen des Jwiligen Äugtistin das Recht, für Italieti 
Ordensmitglieder, und zwar alle 6 Jahre zwei, in der genau normirten 
Weise [es werden 100 Zettel mit je 25 »distinctiones et puncta« aus 
jedem der vier Bücher des »Magister sententiarumc beschrieben in eine 
Urne gelegt ; daraus zieht der Candidat und hat durch 24 Stunden in 
Gegenwart der zwei hierzu Auserwählten gegen mindestens drei dar- 
über zu disputiren] zu allen academischen Graden zu promoviren; 
den also Promovirten werden alle sonst den Doctoren zustehenden 
Rechte g^eben. 

Auch in anderer Beziehung wurden die alten Rechte verändert. 
Sixtus F. bestimmte mit Schreiben »Dwm suaves<^ vom 31. Oct. 1587 
{Bullar. cit. VIII. p. 838), dass das Studium in dem CoUeg der Eierony- 
mianer in der Stadt Escurial befähigen solle an jeder spanischen Univer- 
sität die academischen Grade zu erwerben, die solchen verliehenen Grade 
aber aU^ sonst damit verbundenen Befugnisse nach sich ziehen sollen. 

Es ist bekannt, dass die bedeutendsten theologischen Anstalten 
in Deutschland allmälig an die Gesellschaft Jesu kamen. So stiftete 
K. Ferdinand L im Jahre 1562 in Prag eine Acaderaie, bestehend 
in einer theologischen und philosophischen Facultät und gab dieselbe 
den Jesuiten. K. Ferdinand III. vereinigte dieselbe durch Urkunde 
vom 23. Febr. 1654 mit der alten Carolinischen Universität; die Lei- 
tung jener beiden Facultäten blieb aber den Jesuiten, die Rechte des 
Erzbischofs als Canzler sind seitdem nur dem Namen nach vorhanden 
gewesen. Ueber die damaligen Streitigkeiten, in denen namentlich 
der Cardinal-Erzbischof Graf Harrach die Rechte der Universität zu 
wahren suchte, und in einem fulminanten Berichte geltend machte, 
enthält handschriftlich die Universitätsbibliothek interessantes Mate- 
rial. Ebenso wurde in Wien (siehe Kink^ Gesch. der Univ. Wien I. 
Seite 353 ff.) die, Theologie und Philosophie den Jesuiten übergeben. 

Die im. 16. Jahrhundert neu errichteten Universitäten, sowie 
die Veränderungen alter zeigen durchweg die Anwendung der hervor- 
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gehobenen Sätze. Ich hebe hervor die Stiftung von DiUingen und 
Grat^. 

DiUingen ist bestätigt mit Bulle :^Copioms in misericordia 
Dominus^ (Btdlar. cit. VI. p. 455 sqq.) von Jtdius III. vom 6. April 
1552. Errichtet hatte es (1549) der Bischof Card. Otto von Augs- 
burg. Die Bulle errichtet ein Studium generale »sub invocatione S. 
Hieronymi in quibuslibet liberalibus disciplinis et Ileitis facultatibus« 
nach dem Muster von Bologna, Paris und der anderen Italiens, Frank« 
reichs, Deutschlands, gibt dessen Mitgliedern aller Art dieselbe^ 
Privilegien, erlaubt Allen, die auf einer anderen Universität ihre 
Studien begonnen, sie hiSr fortzusetzen, gestattet mit Zustimmung des 
Bischofs oder seiner Commissäre bez. des Administrators alle acade- 
mischen Grade zu ertheilen, welchen dieselben Eechte, wie in Bo- 
logna , Paris u. s. w. ertheilt werden. Dem Bischöfe wird das im* 
beschränMe Becht gegeben, der Universität Statuten zu verleihen, die- 
selben abzuändern, femer die volle Jurisdiction in causis leivilibus, 
criminalibus, et mixtis, und zwar gegen seine Untergebenen ^fe ordi-- 
nario, gegen alle anderen (Exemte, Ordenspersonen) jure delegato 
auszuüben; ferner das Eecht, die ßectoren, magistri, lectores, prae- 
ceptores, procuratores et alios officiales zu wählen, deren Wahl an- 
deren aufzutragen, die Wahlen zu bestätigen, oder anderen die Be- 
stätigung zu überlassen, die Bedingungen und Form der Promotionen 
vorzuschreiben, die Promovirten kraft päpstlicher Vollmacht zu »mi- 
Utes seu equites auratic zu machen. Die ßectoren, Lehrer aller Art 
überhaupt, die Scholaren auf 5 Jahre sind von der Kesidenzpflicht befreit. 

Oratz. Sixtus V, errichtete mit Bulle T^Coelestis patrist vom 
1. Mai 1585 (Btdlar. cit: p. 563 sqq. ex Regest, in Secret. Brev.) auf 
Bitten des Herzogs Karl, der schon mit Zustimmung Gregorys XIIL 
daselbst ein JesuitencoUegium gegründet hatte, die Universität und 
das Studium generale, unterwarf es dem Rector des JesuitencoUegs alB 
Rector der ganzen Universität, gab diesem das Promoüonsrecht unt^r 
Beobachtung des Herkommens an anderen Universitäten, dem Je* 
Suitengeneral das Recht, selbst oder durch den Rector oder einen 
anderen Statuten zu geben und sie zu ändern. Von irgend einem 
Eechte des Ordinarius findet sich keine Spur. Denn der im §. 10. dem 
Erzbischofe gegebene Auftrag bezieht sich nur auf die Durchföhrung 
der Dotation. 

Durchgreifend wurde auch der Charakter der römischezi Uni- 
versität verändert. 

Jtditis III' geih im Schreiben »Cum sicut< vom 6. Febr. 1552 
{Bullar. cit. TL p. 453), welches hervorhebt, dass sieh Viele ohne 
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Stadien zu Doctören von Personen creiren Hessen, die derartige Pri- 
vilegien dem römischen Stahle abgerungen hätten, dem »CoUegium 
advoeatorum cansistariaUumt zu Rom das ausschliessliche Hecht, an 
der römischen Universität die Orade im canonischen und civilen Bechte 
zu verleihen, verlieh hinsichtlich der academischen Orade in der 
Philosophie und Medicin mit Schreiben ^Meritist vom 21. April 1553 
(1. c. p. 471.) dasselbe Hecht dem i^CoUegium physieorum medicorum^ 
von Bom. Sixtus V. gab dann endlich mit Litterae ^Sacri aposto- 
latus€ vom 23. Aug, 1587 (1. c. Vm. p. 897.) den Consistorialadvo- 
caten die ganze Leitung der Universität. 

Das Cancü von Trient fahrte ein von dem bisherigen total ver- 
schiedenes Princip ein för die Bildung des Klerus. Im ganzen Mit- 
telalter bestand keine Vorschrift darüber, wo und wie der sich zum 
Klerus Bestimmende die nöthigen Fähigkeiten sich aneignen müsse. 
Nur dass Fähige ordinirt werden sollen, ist in zahllosen Synoden und 
sonstigen Kirchengesetzen eingeschärft worden. Ob aber die Fähig- 
keit unter Leitung eines einzelnen Lehrers, an einer Domschule, an 
einer Universität erworben wurde, blieb dem Einzelnen überlassen. 
Das Studium an den Universitäten hielt man aber für das Beste. 
Zeuge und Beweis dessen die enormen Privilegien, die Privilegien von 
der Entbindung der Besidenz, welche sogar in das Corpus juris auf- 
genommen wurden, die Zollbefreiungen, Bestimmungen über wohlfeile 
Miethen u. s. w., welche die obigen historischen Notizen ergeben. 
Anders der Standpunkt des Goncils von Trient. Die ausgesprochenen 
Motive desselben (Sess. XXTIL c. 18. de ref.) sind: richtige Leitung 
der Jugend hält dieselbe allein fem von den Beizen der Welt; wird 
dieselbe nicht vom zarten Alter an zur Frömmigkeit und Beligion 
herangebildet, bevor die Gewöhnung an Laster den ganzen Menschen 
ergreift, so kann er schwerlich vollkommen und ohne besondere Hülfe 
von Oben in der kirchlichen Disciplin ausharren. Deshalb soll wo- 
möglich an jeder Cathedral- und Metropolitan-Kirche eine dem Be- 
dürfnisse genügende Zahl von Knaben an einem passenden Orte er- 
nährt, religiös erzogen und in den kirchlichen Wissenschaften unter- 
wiesen werden. Zur Aufnahme ist erforderlich das Alter von zwölf 
Jahren, eheliche Geburt, Fähigkeit zu lesen und zu schreiben, nebst 
Anlage und gutem Willen, sich dem Kirchendienste zu widmen. Die 
Armen sind vor/gu/siehen, die Beichen, wenn sie auf ihre Kosten leben 
und den Eifer zeigen, Gott und der Kirche zu dienen, nicht auszu- 
schliessen. Die Classeneintheilung, die Verwendung im Kirchendienste, 
die Aufhahme neuer ist dem Sischofe überlassen. Tonsur imd geist- 
liehes Oewand sollen sofort ufid stets getragen werden. Die Erziehung 
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und der Unterricht wird dergestalt geregelt, dass die Zöglinge ans 
dem Seminarium direct in den geistlichen Dienst treten können. Znm 
Dociren in dem Seminar kann der Bischof die Inhaber der Scholaste- 
rien und jene, »quibus est lectionis vel doctrinae munus annexiun,c 
in eigener Person oder durch Substituten, welche der Bischof bestä- 
tigt, zwingen. Die Anstellung der Lehrer, die Gegenstände des Un- 
terrichts, die Entlassung der Lehrer, die ganze Leitung steht dem 
Bischöfe zu mit dem Beirathe von Mitgliedern des Capitels. 

Niemand wird die Bedeutung der Grunde und die guten Ab- 
sichten verkennen, welche die Väter des Concils zu diesen Bestim- 
mungen bewogen. Hier kommt es überhaupt nur darauf an , den 
Einfluss derselben auf die Stellung der Universitäten, insbesondere 
die theologischen Studien darzulegen. Dieser ist unzweifelhaft ein 
grosser geworden. 

Die Bedeutung der alten studia generalia, wie sie dargelegt ist, 
musste für die theologische Facultät aufhören. Es erschien jetzt die 
Ausbildung als Diöcescmsache. War an den Universitäten die Stel- 
lung der Studirenden eine bis zur vollen Autonomie und Gerichtsbar- 
keit unter gewählten Kectoren selbstständige, so waren die Zöglinge 
der Seminarien Schüler im vollsten Wortsinne. Unleugbar lag nahe, 
dass gegen die auf der Universität Stufenden leicht Vorurtheile ent- 
stehen und somit das Studium im -Seminar leicht als Grundlage bes- 
seren Fortkommens erscheinen konnte. Indem durch die getroffenen 
Einrichtungen das Leben im Seminar dem Aermeren nichts kosten sollte, 
begreift sich, dass die Armen sich jetzt ganz besonders zum Klerus 
drängten. Das ist desto mehr der Fall, je mehr die Zahl der mit 
Studienanstalten versehenen Seminarien wächst. Man kann sicher sta- 
tistisch beweisen, dass z. B. in Oesterreich achtzig Procente des Klerus 
sich aus der armen Classe der Landbevölkerung ergänzen. Die Pri- 
vilegien der alten Universitäten hinsichtlich der Entbindung von der 
Residenzpflicht u. s. w. fielen fort. Man bezog überha&pt die Uni- 
versität nicht mehr, um sich in der Wissenschaft auszubilden, sondern 
in der Regel höchstens noch als eiiw Schule^ auf der man die für das 
Amt nöthigen Kenntnisse erlernen konnte und musste. Es kam nach 
und nach dahin, dass die theologischen Facultäten regelmässig nur 
von Jenen besucht wurden, welche in Ermangelung eines Seminars auf 
dieselben angewiesen wajren, dass somit eine Diöcese entweder ein 
Seminar und eine mit diesem verbundene Unterrichtsanstalt im tri- 
dentinischen Sinne hatte, oder eine theologische Facultät an einer 
Universität und neben ihr blos ein Seminar, 'in welchem die Alumnen 
vetpflegt und etwa in den für den Klerus nöthigen praktischen Dinr 

3* 
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gen unterrichtet und eingeübt werden. So ist es ja bis auf den heu- 
tigen Tag. Denn in ganz Oesterreicb sind die theologischen Facul- 
täten — die Doctoren-CoUegien derselben, soweit sie Corporationen 
bilden, haben mit unserer Frage nichts zu thun, überhaupt mit der 
FaeuUät im alten Sinne nichts, obwohl sie vor 1849 allein diesen Na- 
men führten — strenge genommen nichts als Diöcesanlehransialten ; 
ihre Zuhörer fallen bis auf verschwindende Ausnahmen mit den Diöce- 
san-Alumnen des Säcular- und Eegular-Klerus zusanmaen. Auf die 
Ausnahme in Wien kommt es da ebensowenig an, als auf Innsbruck ; 
auch vermag ich in dem Promotionsrechte keinen praktischen Unter- 
schied zu sehen, weil ich nicht einsehe, warum man nicht ebenso gut 
jedem Diöcesanseminar dies Recht geben könnte als jedem Jesuiten- 
colleg und weil es nicht schwer fiele, Diöcesan-Lehranstalten zu be- 
zeichnen, an denen tüchtigere Leute sind als an einzelnen Facultäten. 
Kurz meines Ermessens ist der Umstand, dass man den früher als 
Universitäten bestandenen Universitäten den Charakter als Corporatio- 
nen, beziehungsweise, wie man seit dem 17. Jahrhundert sagt, Facul- 
täten im Sinne von Corporationen, gelassen hat, principiell für die 
Wissenschaft gleichgültig. 

Noch eine andere Seite macht sich bemerkbar. An einer Diöce- 
sanlehranstalt und bei der Einrichtung eines Seminars ist unvermeid- 
lich: 1. bestimmte Stunden festzusetzen, in denen der Schüler hören 
muss; 2. für alle desselben Cursus dieselben; 3. dass eine Ueber- 
wacbung auch ausserhalb des Hauses stattfinde. Hierdurch ergibt 
sich als Megel, wie auch in Oesterreich die Thatsache lehrt, dass selbst 
an Universitäten die Stttdirenden der Theologie fast nur und aus- 
schliesslich an der theologischen Facultät Vorlesungen besuchen. Als 
Besultat dessen darf man aber kühn behaupten, dass ihre Bildung sich 
auf ein Minimum des Wissens beschränken müsse. 

Gewiss hat die Kirche dies nicht beabsichtigt. Wie dem abzu- 
helfen sei, oBne dem von der Kirche gewollten Zwecke zu schaden, das 
zu untersuchen ist hier nicht der Ort. 

Jene theologischen Facultäten Deutschlands, welche in der Ge- 
genwart als solche eine Bedeutung und unleugbar auf die katholische 
Theologie fördernd eingewirkt haben, sind: München^ Tübingen, 
Bonn, Freiburg i. B., Breslau, Würshurg, Oiessen. Denn ist Giessen 
auch seit Jahren eingegangen, so hat es doch vom Ende der zwan- 
ager bis Ende der vierziger Jahre gewirkt. Strenge genommen sind 
ausser Freiburg alle diese Facultäten neueren Datums, rühren nicht 
aus dem Mittelalter hei*. Auch sind sie theilweise geradezu von 
protestantischen Begier ungen errichtet worden. Sie stehen auch sämmt- 



zum Lehramte der Theologie. 37 

lieh, obwohl nicht unabhängig vom Ordinarius hinsichtlich der Lehre 
und der Stellung der Einzelnen, bei Weitem nicht in der Abhängig- 
keit vom Ordinarius, wie die Oesterreichischen. Utikirchlich isi die 
Autonomie nicht, wie das Mittelalter und die Existenz' der Capitel etc. 
beweist. Thatsache ist, dass, wer immer im ausserösterreichischen 
Deutschland die Mittel dazu hat, mindestens ein Jahr, oft aber auch 
zwei und drei eine Universität, häufig mehrere besucht. Nun lässt 
sich statistisch nachweisen, dass z. B. in Westdeutschland die*Hälfte 
des Klerus aus der wohlhabenderen Landbevölkerung, dem wohlhaben- 
deren Burgerstande, sowie den höheren Ständen hervorgeht, dass die 
Tüchtigeren regelmässig an Universitäten studirt haben. Fasst man 
aber die dortigen Zustände der Kirche, des Klerus, der Gesellschaft, 
wie sie sind, in's Auge : so lässt sich mit Fug und Recht behaupten, 
dctös es nicht die deutschen Universitäten sind, welche dem Aufblühen 
der Kirche geschadet haben, dass die Wissenschaft ein Factor ist^ 
welcher zur Hebung des geistlichen Standes, zur Hebung der Indivir 
dtsen, zum grösseren socialen Einflüsse des Klerus gar wesentlich bei- 
trägt. Ein Geistlicher, der an Bildung tief steht, wird in der Gegen- 
wart in bestimmenden Kreisen nichts mehr wirken, wenn man ihn 
auch vielleicht aus Klugheit beachtet. 

An der Institution der Semvnarien haben alle neueren Circum- 
scriptionsbuUen und Concordate festgehalten. 

Das bayrische Concordat Art. V. stellt die Seminarien unbedingt 
nach der Tridentinischen Vorschrift unter den Ordinarius , hat 
unstreitig eine mit denselben verbundene Lehranstalt im Auge, 
gibt im Art. XII. b. den Ordinarien uneingeschränkt die Befugniss, 
in den Klerus aufzunehmen oder die Aufnahme zu verweigern, spricht 
endlich im Art. V. letzter Absatz , demselben das Recht zu »circa 
Scholas publicas<s. von niemand gehindert werden zu dürfen in üeber- 
wächung der »fides ac morum doctrina.« Es kann danach wohl 
keinem Zweifel unterliegen, dass man römischerseits sicher, zweifels- 
ohne aber auch bayrischerseits, damit überhaupt die ganze kirchliche 
Ausbildung und Erziehung gemeint hat. Von den Universitäten 
spricht das Concordat nicht besonders. Es ging aber mit diesem 
Punkte, wie mit anderen, man setzte voraus, sprach sich aus u. s. w., 
aber die Schwierigkeiten blieben. 

In den CircumscriptionsbuUen für Rreussen {De scdute animarum 
vom 16. Juli 1821), Hannover {Impensa Rom. Pont vom 26. März 
1824), die Oberrheinische Kirchenprovinz (Provida solersque vom 
16. Aug. 1821. §. Cumque ad praescriptum, ad Domtnid gregis §. 
Qninto) ist nicht nur bestimmt, dass die bestehenden Seminarien er- 
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halten, sondern auch dort, yfo keine bestehen, solche ernchtet wer- 
den sollen. In allen ist ausdrücklich hervorgehoben, dass sie nach 
der Tridentinischen Norm einzarichten beziehentlich zu leiten sind. 
Die preuasische Regierung hat jedoch den Beweis gegeben , welches 
Gewicht sie auf die theologische Facultät lege, indem auf ihren 
Wunsch bestimmt wurde, dass ein Professor der Theologie in Bres- 
Um und Münster zugleich Domherr sein solle. Aus Oesterreich sind 
mir aber Beispiele bekannt, dass man es für unvereinbar hielt, 
selbst wenn der frühere Professor gern das Lehramt behalten wollte. 
Da nun ein Ganonicat nicht mit so erdrückender Arbeitslast ver- 
bunden ist, dass jene Cumulation deshalb unzulässig erschiene, das 
canonische Recht nicht entgegen steht: so gilt wohl die Stellung 
des Ganonicus für zu erhaben ! 

Die neuere Anschauung gibt sich am schärfsten kund im 
österreichischen Concordate vom 18. August 1855 , dessen Art, VI. 
lautet : 

»Nemo sacram Theologiam, disciplinam catecheticam vel Be- 
ligionis dQctrinam in quocunque instituto vel publice vel pri- 
vate tradet, nisi cum missionem tum auctoritatem obtintierit ab 
Episcopo dioecesano, cujus eandem revocare est, quando id 
opportunum censuerit, 

Publici Theologiae professores et disciplinae catecheticae 
magistri) postquam sacrorum Antistes de candidatorum fide, 
scientia ac pietate sententiam suam exposuerit, nominabuntur 
ex iis, quibus docendi missionem et auctoritatem conferre para- 
tum se exhibuerit. 

übi autemtheologicae facultatisprofessorum quidam ab Epis- 
copo ad Seminarii sui alumnos in Theologia erudiendos adhi- 
beri solent, in ejusmodi professores nunquam non assumentur 
viri, quos sacrorum Antistes ad munus praedictum obeundum 
prae caeteris habiles censuerit. 

Pro examinibus eorum, qui gradum doctoris Theologiae vel 
sacrorum Canonum adspirant, dimidiam partem examinantium 
JEpiscqpus dioecesanus ex doctoribus Theologiae vel sacrorum Ca- 
nonum constituet.c 
Daraus geht nun unzweifelhaft hervo^: 

1. auf Grund der Privilegien alter Universitäten (Prag, Wien 
u. 8. w.) kann in Oesterreich kein Graduirter mehr irgendwo die 
Theologie lehren. 

2. nicht mehr die Promotion an der Universität (Studium 
generale) berechtigt zur Doction, sondern nur die vom einzelnen Diö- 
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cesanbischofe (Ordinarius) , also die auf Grund der jurisdictio ardi- 
naria ertheilte »ndssio et auctarüas.^ 

3. Diese Mission kann der Bischof nach sui^jectivem Belügen 
zurücknehmen, ohne dass es dagegen irgend ein Bechtsmittel gibt. 
Denn die Worte des Art. VI. sind so unbedingt, dass rein nur das 
bischöfliche Ermessen massgebend ist. Ein solches kann aber keinen 
Gegenstand der Prüfung oder gar eines ürtheiles bilden. 

4. die Promotionen erscheinen nicht mehr als reine FtusuUäU" 
Sache. Denn wären sie das, so würden die üniversitätsstatuten ent- 
scheiden. Hätte nach deren Stiftungsurkunde (wie in TFfew) der 
Diöcesanbischof kein Becht, so würde er auch nicht befugt sein, Exa- 
minatoren zu bestellen oder überhaupt irgend eine Mitwirkung zu ver- 
langen. Wenn es daher in dem einen integrirenden Bestandtheil 
des Concordats bildenden Schreiben ^Ecclesia cafhoUcat des kaiserl. 
Bevollmächtigten an den päpstlichen vom 18. Aug. 1855. Ari L 
heisst : 

»Multa sunt, quae suadeant, ut sacrorum Antistltes in Univer- 

sitatibus Archicancellarii seu Cancellarii partes agant; quatenus 

difficultates obstent, in facultatem tamen theologicam secluso 

Cancellarih ubi adest, officio peculiarem influxum ezercebunt,€ 

so ist wohl durch den letzteren Satz, welcher for Wien z. B. die 

ganze Entwickelung umzustürzen geeignet ist, hinlänglich angedeutet, 

dass die Absicht der Bestimmung dahin geht: auch die innere Lei- 

iung der Facultäien unter die jurisdictio ordinaria oder delegata des 

Diöcesanbischofs zu stellen. Denn es lässt sich kaum annehmen, dass 

beabsichtigt wurde^ den Bischofen einen neuen Tüel zu verschaffen. 

Hat man aber die Schaffung oder Herstellung des Canzleramtes im 

alten Sinne gemeint, so würde das Gesagte die Folge sein. Damit 

harmonirt denn auch Art. Y. desselben Schreibens, der lautet: 

»Antequam professor facultatis juridicae ad jus canonicum tra- 
dendum deputatus constüuatur [ob dies anstellen bedeutet, oder 
bestätigen j da nach österr. Gesetzen Professoren, welche nicht 
sofort definiUv angestellt werden, drei Jahre provisorisch dienen 
und deshalb nach deren Ablauf oder zu jeder Zeit einfach ent- 
lassen werden können! — ist nicht klar.] JEpiscopi dioecesani 
de ejus fide et doctiina sententia expetetur.« 
Weiter kommt in Betracht art. XYII. des Concordats, welcher 
lautet : 

»Seminaria episcopalia conservabuntur, et ubi dotatio eorum 
haud plene sufüciat fini, cui ad mentem sacri Gondlii Triden« 
tini inservire debent, ipsi augendae congruo modo providebitur. 
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Praesoles dioecesani eadem juxta sacrorum Canonum nor- 
roam pleno et libero jure gubernabtint et administrabunt. Igitur 
praedictorum Seminariorum rectores et professores seu magistros 
nominabunt, et qxxoüescunqne necessarium aut utile ab eis cen- 
sebitur^ removebunt. Adolescentes et pueros in iis efformandos 
recipient, prout Dioecesibus suis expedire in Domino judi- 
caverint. 

Qui studiis in Seminariis hisce vaeaverint, ad schölas alitis 
cujuscunque instüuii praevio idoneitatis examine admitti nee non 
servatis servandis pro qualihet extra Seminarium cathedra 
cancurrere poterunt.^ 
Aus diesem Artikel folgt 

5. die österreichischen Seminarien beziehungsweise die mit ihnen 
verbundenen theologische Lehranstalten sind für Oesterreich ganz in 
die Eechte der alten Studia generalia getreten. Jede österreichische 
Facultät mtiss Alle, welche an einer solchen Anstalt studirt haben, 
zu den Doctoratsacten zulassen. Consequenterweise hätte man ihnen 
das Promotionsrecht verleihen sollen. Erwägt man, dass das Concor- 
dat nicht blos als lex posterior, sondern auch als lex specialis und 
Kraft ausdrücklicher Bestimmung, — denn Art. XXXIV. lässt nur 
für das nicht im Concordate Enthaltene die Geltung des gemeinen 
Rechts zu, — far die Kirche in Oesterreich massgebend ist, so er- 
gibt sich 

6. dass die österreichischen theologischen Facultäten keine 
selbstständigen Corporationen im alten Sinne mehr sind, sondern eig- 
entlich und vorzugsweise nur Diöcesanlehranstalten mit dem Unter- 
schiede, dass sie academische Titel verleihen dürfen, mit denen aber 
für das Lehramt absolut gar keine Rechte mehr verbunden si'Ad. 
Und deshalb heisst es denn schliesslich in Art. III. des Schreibens 
^^Ecclesia catholica.t 

»Quodsi expediat, ut Episicopis nonnuUis laureas theologicas con- 
ferendi facultas auctoritate apöstolica tribuatur, Augustissimus 
facile consentiet: communicatis tamen inter Sanctam Sedem et 
Gttbernium Imperiale consiliis negotium pertractetur.« 
Sollte man aber da nicht tief bedauern dürfen, dass ausgezeich- 
neten theologischen Facultäten, z. B. Bonn^ bis zum heutigen Tage 
von Rom das Promotionsrecht nicht gegeben wordfen ist? 
Fraglich bleibt nun noch: 
a. Hat ein an einem alten österr. Studium generale (Prag, Wien) 
Graduirter noch das Recht, auf Grund seiner academischen 
Würde — abgesehen von den betreffenden Staatsgesetzen — zu 
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beanspruchen , auf einer ansserösterreichischen Universität zum 

Lehramte zugelassen zu werden? 
b. Hat dies Becht bezüglich der österreichischen Universitäten ein an 

einem alten Studium generale ausserhalb Oesterreichs Graduirter? 
Ist die letztere Frage schon nach dem Wortlaute des Concor- 
dats zu verneinen, so, liegt die Verneinung der erstem ebenso auf 
der Hand, weil es absurd wäre, dass Jemand Rechte ausserhalb sei- 
ner Diöcese auf Grund eines Titels beanspruchen könnte, welche ihm 
dieser nicht einmal in der eignen gibt. Auch ist undenkbar, dass der 
Papst für Oesterreich die bis dahin theoretisch noch geltenden alten 
Privilegien habe gänzlich beseitigen, ausserhalb aber diese beseitigten 
aufrecht erhalten wollen. Endlich folgt aus dem Gesagten 

7. die österreichischen theologischen Facultäten hab^n über- 
haupt nicht mehr das Becht, die venia (licentia) docendi zu ertheilen, 
sondern nur die Bischöfe. Damit ist aber ein academischer Grad 
als Bedingung des Lehramts gefallen. Und so wird praktisch ver- 
fahren. In Prag sind und waren wiederholt Professoren und Do- 
centen angestellt, welche sich weder an der Facultät habilitirt, noch 
einen academischen Grad erworben hatten. Der übliche Concurs hat gar 
keinen academischen Charakter, weil die Facultät nur als ein delegir- 
tes Organ fimgirt, das ebensogut andere Fachmänner ersetzen könnten. 
Ausserhalb Oesterreichs haben sich die alten Universitäten in 
gewisser Beziehung noch in Deutschland erhalten oder sind doch Uni- 
versitäten im neuem Sinne des Gomplexes der vier Facultäten, zu- 
gleich Corporationen, während die heutigen Universitäten Frankreichs, 
sowie die Englands u. s. w. hier ausser Ansatz bleiben können. Aber 
auch in Deutsehland gibt es kein Studium generale mehr im alten 
Sinne. Denn 

1. nach den Statuten gibt nirgends mehr ein academischer 
Grad als solcher das Becht . zum Dociren, sondern es bedarf allenthal- 
ben einer Habilitation^ die entweder ganz getrennt ist von der Pro- 
motion oder höchstens mit ihr verbunden werden kann bis zu einenT 
gewissen Grade. 

2. Das Doctorat beföhigt meistens zur Habilitation, ja ist selbst 
vielfach anerkannt nur dann, wenn es auf einer inländischen Univer- 
sität erworben wurde. Nur in den Berufungen kann man noch einen 
Best der alten Studia generalia sehen^ jedoch nur sehr uneigentlich, 
weil jene nicht von der Corporation ausgehen, obgleich sie von dieser 
beantragt werden dürfen; 

3. wenn auch bei den Promotionen nicht die Begierang, be- 
ziehungsweise der Bischof, intervenirt, so ist dies irrelevant, da die 
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Promotion nicht mehr die venia legendi gibt, sondern höchstens Quelle 
anderer Rechte ist. 

Soweit also das Lehramt in Betracht kommt^ sind die aiten we- 
senÜicJien Hechte der Studia generalia verschwenden. Es ist in Italien, 
Spanien and Frankreich nicht anders. 

Zwei Punkte sind jedoch noch herrorzuheben, damit es nicht 
den Anschein gewinne, als habe ich etwas übersehen. Erstens ist 
für die Theologie keineswegs die Wirkung entfallen, dass der auf 
irgend einer vom Papste approbirten Facultät erlangte academische 
Orad alle Bechte verleihet, welche nach dem gemeinen und kirchlichen 
Particularrechte Folge dessen sind, respective zu jenen Aemtern und 
Beneficien qualificirt, die solchen fordern: bischöfliches Amt, Amt 
eines Yicarius capitularis, Yic. generalis, Ganonicate. Zweitens ist 
die Autonomie der Universitäten als Corporationen auch hinsichtlich 
der Zulassung zum Lehramte noch vielfach geblieben. 

Die alten Studia generalia mit ihrer Verfassung, ihren Hechten, 
Privilegien u. s. w. haben somit in der Neuzeit zu existiren aufgehört, 
weil die Gesellschaft eine andere geworden ist. Sind die theologi- 
scjien Facultäten zu höheren oder niederen LehranstaUen geworden, 
so ist es mit den übrigen Facultäten wesentlich ebenso« Auch diese 
sind zunächst Staatsanstcdten für den allen Fachstudien nöthigen all- 
gemeinen aber die Schule hinausgehenden Eüreis des Wissens, far den 
besonderen Kreis FaehbildwngsanstdUen. Dass dem also ist, sagen 
deren Statuten selbst. So lautet z. B. §. 1. der Universitätsstatuten 
von Königsberg vom 4. Mai 1843 — und ähnlich in allen anderen — : 
»Die erste und nächste Bed^tung, welche die Universität in K 
mit anderen ähnlichen Anstalten gemein hat, ist: die allgemeine 
und besondere wissenschaftliche Bildung gehörig vorbereiteter 
Jünglinge durch Vorlesungen und andere academische Uebungen 
fortzusetzen und sie zunt Eintritt in die verschiedenen Zweige 
des höheren Staats- und Eirchendienstes, so wie für jeden Le- 
bensberuf tüchtig zu machen, zu welchem eine höhere wissen- 
schaftliche Ausbildung förderlich oder nützlich ist. Es ist daher 
die Hauptpfiicht sämmtlicher Lehrer, dass sie zur Erreichung 
dieses Zweckes nicht nur das ihrer besonderen Pflege über- 
wiesene Lehrfach durch mündliche Vorträge und Schriften an- 
bauen und bleichem, sowie for das Gesammtwissen, welches das 
Wesen einer Universität ausmacht, eine heilsame Thätigkeit be- 
weisen, sondern auch, dass sie auf die Bildung der Sitten und 
des Charakters der studirenden Jugend einen wohlthätigen Ein- 
fluss zu erwerben sich bemühen.« 
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. Und §. 1. der Statuten der juristischen FacuUät von B&nn (18. 
Oct. 1834), Greifswald^ Königsberg lautet wörtlich — im Wesent- 
lichen steht dasselbe in denen der übrigen — : 

»Die juristische Facultät ist diejenige Abtheilung der Univer- 
sität . . ., welche für die Cultur und Pflege der gesammten Bechts- 
wissenschaft, wie für den Unterricht in derselben bestimmt ist. 
Ihr allgemeiner Zweck besteht in der Ergründung, Ausbildung 
und Erweiterung der gesammten Bechtswissenschaft ; ihr be- 
sonderer Zweck geht darauf, durch gründliche Lehre und Unter- 
richt die der Eechts- Wissenschaft sich widmenden Studirenden 
zum praktischen Leben im Staatsdienste wissenschaftlich auszu- 
bilden und vorzubereiten.« 

Der Charakter der Universitäten als Staatsanstalten hatte die 
nothwendige Folge, dass in Hinsicht der Lehrobjedey Methode, Lehr- 
herechtigung u. s. w. die alte Autonomie nur beschränkt bUeb. Die 
Aufgabe des Staats besteht darin : sich nur soweit einzumischen, als 
der Zweck dies fordert, also der Autonomie nur jene Zügel anzulegen, 
welche nothwendig sind, da ohne Freiheit keine Wissenschaft ge- 
deihet, indem die Wissenschaft ein Produkt des Geistes ist, welcher 
der Freiheit bedarf. Auf den meisten jetzigen theologischen Fa- 
cultäten hätte ein St. Thomas de Äquino sich nicht entfalten « 
kennen. Aber weil unsere Universitäten Staatsanstalten sind, brau- 
chen sie nicht aufzuhören, die Pflegstätte der Wissenschaft zu sein. 
Ein Lehrer, der sich nicht selbst, und dadurch auch die Wissenschaft, 
weiter bildet, bleibt Handlanger. Deshalb ist ihr Zweck auch ge- 
richtet auf Weiterbildung der Wissenschaft. . Wählt er die richtigen 
Mittel, so kann der Staat dafür mehr thun, als die alten freien Universi- 
täten. Die theologischen Factdtäten sind nun einerseits Staatsanstal- 
ten gleich den übrigen, andererseits aber auch kirchliche. Weil nun 
leicht Jemand, der zwei Herren dient, unfreier ist, als wer nur einen 
hat, sind vielfach die theologischen Facultäten schlechter jdaran. Ja 
es liegt die Gefahr nahe, die Kirche sei darum misstrauisch , weil 
an der Staatsanstalt der Geistliche unabhängiger steht, die Entziehimg 
der missio ecclesiastica ihn darum noch nicht des Staatsamtes beraubt 
Es lässt sich daher begreifen^ dass die protestantisch - theologischen 
Facultäten in günstigerer Lage sin4, als die JcathoUschen. Aber es 
liegt ebenso auf der Hand, dass die Kirche mindestens in Staaten, wo 
die katholische Kirche nicht die ausschliessliche oder dominirende 
Majorität der Bevölkerung hat, auf die Verhältnisse Bücksicht neh- 
mend den theologischen Facultäten eine grössere Freiheit einräumen 
muss. Daher sind denn annoch thatsächlich die deutschen katho- 
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liscb-theologischen Facultäten ausserhalb Oesterreichs in einer besse- 
ren Lage, als die österreichischen, wölche für die Weiterbildung der 
Theologie, abgesehen von ehrenvollen Ausnahmen, in unserem Jahr- 
hundert wenig gethan haben. Gibt es doch Facultäten, an denen 
nur ordentliche Professoren sind, die gar keine oder höchstens aus 
ein paar Artikeln bestehende literarische Leistungen aufzuweisen 
haben! Und doch könnte das Alles gar anders sein. Aber es 
ist meine Absicht weder auf Besserungsvorschläge noch auf literar- 
historische Notizen gerichtet, weshalb ich dies Gebiet verlasse und 
die Resultate der bisherigen Untersuchung ziehe. Sie sind : 

1. die alten Studia generalia waren freie, autonome Corpora- 
tionen von Männern, die ohne Zwang zum Lehren oder Lernen blos 
der Wissenschaft wegen lehrten oder hörten. In dieser Eigenschaft 
haben sie aufgehört zu existiren. Die heutigen Academien haben 
nichts mit ihnen gemein, da denselben ein wesentliches Element je- 
ner, die Corporation der Lernenden, fehlt. 

2. Was unsere Frage speciell betrifft, so ist sie von der Ein- 
richtung der alten Universitäten ganz unabhängig. Die allgemeine 
Freiheit des Docirens war, wie gezeigt, eine Folge ihres vom Papste 
approbirten CharoMers als kirchlicher WeUanstälten ohne Eücksicht 

»auf Land oder Volk. Es gab also nicht der academische Grad als 
solcher das Recht, ohne specielle bischöfliche Mission zu lehren, noch 
hatte die Universität an und für sich dies Recht; die Universität 
hatte es und verlieh es mit dem academischen Grade, weil der Papst 
es ihr verliehen hatte. Also war die Mission vom Papste er- 
ffmlt, brauchte folglich nicht mehr vom Diöcesanbischofe ertheilt zu 
werden. 

3. Mit dem Fortfalle jenes Charakters ist auch dessen Wirkung 
gefallen. Unsere heutigen Universitäten sind nicht mehr solche An- 
stalten. Daraus ergibt sich: 

4. Ein theologischer academischer Grad gibt aus historischen 
Granden gar kein Recht der Doction in einer einzelnen Diöcese ; ein 
durch die Obedienz seinem Bischöfe unterworfener Kleriker bedarf 
zum Lehren überhaupt, zum Lernen an einer Anstalt ausserhalb der 
Diöcese insbesondere, und allgemein der bischöflichen Erlaubniss, weil 
das Recht den Bischof ermächtigt, jeden Kleriker im activen kirch- 
lichen Dienste zu verwenden. 

5. Die alten Studia generalia traten nur in den hervorgehobe- 
nen Punkten, soweit sie autonome Corporationen waren, darüber hin- 
aus in keinerlei Weise Abt jurisdictio ordinaria der Diöcesanbischofe 
entgegen. 
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Somit ist die ganze den Gegenstand unserer Untersuchung bil- 
dende Frage einfach und ausschliesslich nach den Sätzen der vigetis 
ecclesiae disciplina zu beantworten. 

§.6. 
IV. Das heutige Recht. 

Im canonischen Rechte ist ausdrücklich den Laien untersagt ^), 
private Zusammenkünfte (»occulta conventicula«) zur Auslegung der 
heiligen Schrift zu halten, wird die ^»missio interior^^ und nnvisibili$<^ 
als unerweisbar^) verworfen, eine externa und visibilis gefordert, diese 
aber den Priestern zugesprochen als eine Folge der üebertragung • 
durch den Bischof, >ad cujus officium tarn institutio quam destitutio 
noscitur pertinere.« 

Das Predigtamt wird aus diesem Grunde als ein bischöflicJies er- 
klärt, den Bischöfen aber, soweit sie demselben persönlich zu ge- 
nügen ausser Stande sind, aufgetragen, an den Cathedral- und Gol- 
legiatkirchen taugliche Männer hierför als ihre ^coadjutores et coope- 
roitore^^ zu bestellen 3). An diesen Sätzen hält das spätere Becht 
fest. Das Condl van TrietU *) schreibt, nachdem es über Errichtung, 
Erhaltung und Dotation von Lehranstalten far die Theologie und Artes 
liberales Bestimmungen getroffen, vor : „neminem ad hujusmodi lec- 
tionis officium tam publice quam privatim admittendum esse, qui 
prius ab episcopo loci de vita, moribus et scientia examinatus et ap- 
prohatfis non fuerit ; quod tamen de lectoribus in claustris monacho- 
rum non intelligatui:.^' Wenn es mit dem letzteren Satze die Lehrer 
in den Mönchsklöstem ausnimmt, hat^dies seinen einfachen Grund 
darin, dass diese Kraft ihrer Statuten, also Kraft ausdrücklicher päpst- 



1) C. 12. X. de haereticis V. 7. von Itmocenz IlL Die in der Richter * 
scben Ausgabe des Corpus Jor. can. aufgenommene pars deeisji zeigt die blsto- 
riscbe Veranlassung. Auf diese i(ommt es fCkr das geltende Recht ebensowenig 
an, weil durcb Aufnahme der Decretale in die Compilarion Gregorys IX, im all- 
gemeinen Sinne dieselbe allgemeine Geltung erlangt hat, als auf die Begrün- 
dung, die allerdings stellenweise nur aus der eigenihOmlichen Anschauung }ener 
Zeit sich erlilSrt. ^ 

2) Denn die in der Stelle zugelassene Ausnahme, wonach sie anerkannt 
wird, wenn sie unterstützt ist ,,per operationem miraculi vel per scrip- 
turae teatimonium speciale'*^ kommt doch juristisch nicht in Betracht. 

3) C. 10. Conc, Lateran, IV. a. 1215 in C. 15. X. de off. Jud. ord. I. Sl. 
Die Stellung im Titel de off. jud. ordinarii beweist, dass das Lehramt un- 
bedingt als Ausfluss der im bischöflichen Amte nothwendig liegen ien Befbgniss 
erscheint. 

4) Sess. V. cap. 1. de ref. 
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lieber Ermächtigung bez. consuetudo generalis, also auf im gemeinen 
Rechte anerkannte Titel hin, dazu für ihr Kloster berechtigt waren 
und sind. Die Praebenda theologälis ^) an den Capiteln ist deshalb 
gerade der bischöflichen Verleihung überlassen worden. Das Concil 
erneuert weiter die lateranensische Satzung, wonach die Bischöfe selbst 
oder durch taugliche Gehülfen dem Predigtamte objiegen sollen, for- 
dert auch für die Regularen als Prediger an Ordenskirchen die 
bischöfliche ^fienedictio,^^ für dieselben zum Predigen an anderen 
Kirchen aber die bischöfliche JEr/aw6wi55^). 

Oben wurde (§. 5.) bereits gesagt, dass die Unterweisung des 
Klerus in den Seminarien als ausschliessliche Sache der Bischöfe er- 
klärt wurde. Und es ist nur alles eine Folge des Satzes, welcher in 
dem Concil von Trient^) als Dogma mit den Worten hingestellt wird: 

„Si quis dlxerit eos, qui nee ab ecclesiastica et canonica 

potestate rite ordinati nee missi sunt, sed aliunde veniunt, tegi- 
timos esse verbi et sacramentorum ministros: anathema sit." 
Gehen nun auch jene Stellen nicht wörtlich auf den Vortrag der 
Theologie, so ist doch ausser Zweifel, dass sie ihn in sich begreifen. 
Dies ergibt sich einmal daraus, dass schon nach älterem fcanonischen 
Rechte *) die Errichtung von Lehrcanzeln der Theologie und der zum 
Studium derselben nach dem damaligen Standtpunkte der Wissenschaft 
nöthigen Vorbereitungswissenschaft an jeder Ecclesia maior streng 



1) Erscböpfend handelt darüber: F. Sentia, Die Praebenda tbeologalis 
and poenitentialis in den Capiteln. Mainz, 1867. 

2) Sess. V. cap. 2. de ref. Auch die Scblussbestimmung ist wichtig, weil 
sie lue froheren .Privilegien aufhebt. In der Sess. XXIV. cap. 4. de ref. wird 
aber bestimmt, dass, wenn der Bischof widerspricht, selbst in einer Ordenskirche 
ein Ordensgeistlicher nicht predigen dürfe. Weiter schreibt dies Capitel für 
Sonn- und Festtage die Catechese vor. 

3) Sess. XXni. ean. 7. de sacram. ordinis. 

4) C. 1. 4. 5. X. de magistris V. 5. An diese Satzungen hat das Concil 
von Trient im cap. 1. de ref. Sess. Y. euifach angeknüpft. Clem. 1. de ma- 
gislr. V. 1. schreibt ebenso für die Orte, wo die Curie residirt, dann für die 
Ufliversil&ten von Bologna, Paris, Oxford, Salamanca die Errichtung von Lehr- 
stühlen der hebräischen, arabischen und chaldfiischen Sprache vor. Wie sehr 
man das Lehramt als Kirchliche Sache ansah, beweist der Umstand, dass man 
geradezu das Lehren als res spiritualis auffasste, deshalb für die venia le- 
gendi eine Zahlung zu fordern verbot: c. 2. 3. X. de magistr., auch die Summe 
für die Promotion fixirt^: Clem, 2. de magistr. u. s. w. Die Stellung des Titete 
de magistris in den Decretalen ist ein weiterer Beleg dafür. Lib. V. Tit. 3. 
behandelt die ßimonie überhaupt, Tit. 4. eine Art (das „lorare vices suas vel 
ecclesias sub annuo censu'O durch Vr&laten, Tit. 5. eine zweite (das „exlgerepro 
llcentia docendi'O- Diese Rücksicht hat also für die Stellung der Materie 
entschieden. 
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gefordert wurde. Damit würde aber, selbst wenn es nicht gesagt 
worden wäre, die kirchliche Autorisation schon in der Anstellung ge- 
legen sein. Für jene Lehrer, welche das canonische Recht angestellt 
wissen will, soll aber der Unterhalt aus kirchlichen Mitteln beschafft 
werden^), weshalb Unionen, Pensionen u. s. w. gestattet werden. Da- 
mit erscheint auch das Amt als ein kirchliches. 

Zweitens folgt esr daraus, dass nach den ausdrücklichen Satzungen 
der Concilien und ausnahmslose aller Universitätstatuten umr Kleri- 
ker theologische DiscipUnen im engem Sinne lehren konnten und 
können. Jeder Kleriker steht aber unter der bischöflichen Jurisdic- 
tion ; ein säcularer unter dessen jurisdictio ordinaria. Bei den territoria 
exemta hat der Praelatus die bischöfliche Jurisdiction; bei Ordens- 
klerikem vertritt ihre Stelle die Gewalt des Obern, welcher vom 
Papste bez. durch einen Satz des jus commune seine Mission erhalten 
hat. Das Lehren der Theologie wird, dies dürfte aus der bisherigen 
Darstellung unzweifelhaft hervorgehen, aufgefasst als ein MreMidhes 
Amt. Zu jedem kirchlichen Amte ohne Ausnahme ist die bischöfliche 
Mission d. h. die AtUoriscUion der Kirche erforderlich 2). 

Ob die Ertheilung der Mission nur und unbeschränkt vom Bischof 
ausgehe ; ob andere ku*chliche Personen das Recht freier Verleihung 
erworben haben (z. B. Archidiaconen, Capitel) ; ob die Einsetzung auf 
Grund einer Dritten, selbst Laien, zustehenden Nominaüon, Präsenta- 
tion u. s. w. bestehe; ob mithin die ausschliessliche kirchliche Be- 
^ rechtigung nach dem jeweiligen Reektsmstande und je im einzelnen 
i^aZfe mehr oder minder sich äusserlich bemerkbar mache; das Alles 
ist for die Sache selbst zwar nicht praktisch aber doch prindpieU 
gleichgültig. Deshalb stand nichts entgegen, dass im Mittelalter 
zufolge der gewählten Form der päpsüichen Autorisation die Univer- 
sitäten wie der einzelne Doctor u. s. w. ein und für allemal die Mis- 
sion erhielten. 

Somit ist das Princip, von welchem die Tridentinischen Bestim- 
mungen über die Einrichtung der SeminoHen, soweit das Lehren in 
Betracht kommt, im cap. 18. de ref. Sess. XXIIL getragen sind, durch- 
aus der Geschichte und dem von jeher festgehaltenen Rechte ent- 
sprechend. Die Form wird von den Zeit- und Ortsverhältnissen be- 
dingt. Ganz in demselben Geiste liegt es, wenn Pu4S IV. offenbar 



1) TU. de magüMs^ X, «od in ClementUda. 

2} Vergl. €. 4. C. X. qu. 1.; c. 10. fl. C. XM. «1. 7.- c. 4. 7« X. At «ff. 
archid. I. 2S.; c. 16. X. de off. Jad. ord. I. 31.; c. 6. X. de euept. U. U.; & S. 
6. X. de Institut. HL 7.; e. 17. X. de cooeess. prtcd. 111; 8.; f. 12. X. de haeret. 
V. 7.; c. 1. de praescr. In 6. II. 13. u. s. w. 
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von der Eirwägong ausgehend, die damals noch factisch bestehende 
Autonomie mancher Facultäten könne zu Conflicten und Ueberschrei- 
tungen fahren, verordnet^): 

a. Kein Doctor oder Lehrer irgend einer Kunst und Wissenschaft, 
Kleriker, Laie, Welt- oder Ordensgeistlicher, darf an einer Uni- 
versität, einem Gymnasium , oder sonst wo ein öffentliches oder 
privates Lehramt erhalten oder ein solches behalten, Theologie, 
canonisches oder civUes Becht, Medicin, Philosophie, Grammatik 
odet die anderen artes liberales, in irgend einem Lande, Stadt, 
Orte, an einer Kirdhe, Kloster, Convente öffentlich oder privatim 
lehren oder irgend welche Vorlesungen halten ; 

b. keiner darf einen academisehen Grad ertheilen, mag sein Recht 
dazu auf welchem Titel immer beruhen ; 

c. keiner darf zur Wahl eines Rector oder Canzler schreiten ; 

d. keiner darf irgend einen academisehen Grad annehmen, es ha- 
ben denn alle diese Personen in Italien binnen drei^ ausserhalb 
Italiens binnen sechs Monaten, wenn sie bereits ein Amt, einen 
Grad besitzen, sonst vor dem Empfange des Amtes oder Grades, 
in die Hände des Rectors, sonstigen Oberen, des Ordinarius be- 
ziehungsweise seines Generalvicars oder eines promovirenden Doc- 
tors Hand die Professio fidei nach der von Pius IV. vorgeschrie- 
benen Form ''^) abgelegt, und unter der Bedingung, dass vorher 
von dem Ordinarius oder seinem Vicar ein förmlicher Process oder 
eine Information :^super religione fideque eatholica^ der Betref-c 

' fenden angestellt und ein ünsirumentum publicum^ darüber 
aufgenommen ist, und des Processes sowie der Ablegung der 
professio fidei »in privilegio doctoratus vel alterius gradus hu- 
jusmodi specialis^ ac de verbo ad verbum mentio ac relatio« ge- ^ 
schehen ist; 

e. wer Jemand anders aufnimmt, mag er selbst Cardinal sein, den 
trifft »Interdictum ab ingressu ecclesiae,« wenn er zu den An- 
tistites gehört, die »Excommunicatio latae sententiae« und Pri- 
vation aller Würden, Beneficien, Aemtem, kirchlichen Lehen 
nebst Unfähigkeit zur Erlangung solcher, wenn er zu den »in- 
feriores« zählt. 



1) Balle ,Jn sacrosancta B. Petri Principis Apost. cathedra'* vom 
10. Novbr. 1564 (Bullan Rom. Tit. IV. P. 2. abgedr. in der Aasg. des Conc. Trid. 
edid. Richter et Schulte Lips. 1853 pag. 573 sq.)- Die Bulle zählt erschöpfend 
alle Categorien auf. -^ 

2) Durch die Bulle .Jnftmctum nobW vom 13. November 1564 (abge- 
druckt das. pag. 574 sqq.), sog. ProfesHo fidei Tridentina. 
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f. jeder' Act, der ohne^ die Untersuchung und Professio fidei abge- 
legt wurde ist nichtig und ohne jegliche rechtliche Wirkung^), 
Die netieren Kirchengesetze halten an der hier geschilderten 
Entwickelung durchaus fest und fordern 1. zu jedem Lehramte, auch 
der Theologie, allgemein die bischöfliche Mission , geben sodann 2. 
den Bischöfen das Becht, diese Mission zurückzuziehen. 

Es ist nicht nothig, auf die Einrichtung im Kirchenstaate näher 
einzugehen, und beschränke ich mich überhaupt darauf, vorzugsweise 
Deutschland zu berücksichtigen. Die Sätze des österreichischm Con- 
cordats sind bereits erörtert. Das hadische Concordat vom 28. Juni 
1859 Art. XI., und das wiirUembergische vom 8. April 1857 Art. EL 
bestimmen wörtlich: 

»Facultas theologica catholica üniversitatis Friburgensis [Begiae] 
quoad munus docendi ecciesiasticum Archiepiscopi pipiscopi] re- 
gimini et inspectioni suberit. Poterit idcirco Archiepiscopus 
[Potest proinde Episcopus] Professoribus et Magistris docendi 
auctoritatem et missionem tribuere, eandemque revocare quando 
id opportunum censuerit [eandemque, quum id opp. cens. revo- 
care] ab ipsis fidei professionem exigere, eorumque scripta et 
compeudia suo examini subjicere^).« 
Zwar sind diese beiden letzteren Goncordate von den Begierungen 
ausser Krafk gesetzt worden, aber das hat auf die uns beschäftigende 



1) Es ist bekannt, dass bei den nicbitheologischen FacuUäten diese Form 
seit langer Zeit ausser Beachtung bleibt. Für die theologischen Promotionen und 
Anstellungen ist sie in Oesterreich seit 1850 hergestellt worden (vgl. mein Lehr- 
bach des kath. Kfrchenr., 2. Aufl. §. 125. und die dort cit. $$.}. Es folgt aber 
aus dem Gesagten: 1. ein nicht also erworbener acad. Grad der Theologie etc. 
ist JUrchenrechtlich nicht anerkannt, hat also auch nicht die ft-Qher ($. 5.) 
angegebenen Wirkungen. 2. KirchenrechtUch treten die Folgen ein, welche 
statnirt sind auch bei Besetzungen, Wahlen etc. fQr die theologischen Pacul- 
täten. Denn nirgends stehen Staatsgesetze entgegen, welche dies Gesetz zu 
befolgen verbieten. Dagegen darf man wohl mit Rücksicht auf die verfinderten 
Verhältnisse behaupten: Laien können academische Grade, Lehrämter, Wahlen 
zu Rectoren, ete. annehmen, ohne die Rechts^^ithi zu haben, dort, wo die pia« 
nische Constitution nicht mehr beachtet wird, die prof. fidei abzulegen und 
sich der Untersuchung zu unterziehen. Es n'.mmt Wunder, dass für Oesterreich, 
wie oben gezeigt wurde, betreffs der Professoren des canonischen Rechts in 
der juristischen Facult&t nur ein Stück dieses Gesetzes wieder aufgenommen ist, 
das aber praktisch bisher nicht befolgt wurde» Man scheint also selbst 
dort nicht; auf das Ganze haben zurückgeben zu können geglaubt. jUnd darin 
liegt wohl eine Anerkennung der desuetudo für Oesterreich, noch mehr für 
Deutschland allgemein. 

2) Ebenso stimmen alle drei Concordate überein hinsichtlich der Missio 
ecclesiastica für den Religionsunterricht in Volks- und Mittelschulen. 

AmUt nr Urehesmht. XIX. 4 
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"Frage keinen Einflnss. Denn einmal bilden sie den Beweis für die 
Allgemeinheit des behaupteten Satzes, bekunden also die vigens eccle- 
siae disciplina. Sodann haben sie ftr das innere kirchliche Gebiet 
ihre Kraft nicht verloren, wie sich aus den Erklärungen Borns und 
der Bischöfe zur Oenüge ergibt. Alle drei Concordate^) halten femer 
genau fest an der Institution der Seminarienj welche sie in jedweder 
Beziehung dem Bischöfe unterstellen, welchem das Becht der Ein- 
setzung und Entlassung der Lehrer unbedingt zugesprochen wird. 
Dasselbe thut Art. V. des bayerischen Concordats^). Ebenso schreibt 
die Circumscriptionsbulle für Preussen »De salute animarum« vom 
16. Juli 1821 §. Insingulispraelerea, fär die Oberrheinische Kirchen- 
provinjs i^Provida solersque^ vom 16. August 1821 §. Cumque ad 
und Äd daminici gregis vom 11. April 1827 die Errichtung von Se- 
minarien nach der Tridentihischen Norm vor; hieran hält fest für 
Hannover die Bulle Impensa Eom. Pont, vom 26. März 1824. 

Gleicherweise sprechen sich aus die neueren Provincialconeilien. 
So das Kolner vom Jahre 1860 P. II. Tit. IL cap. XXVI. : 

»Quare mandamus, ne quissacras scientias docendi munus susci- 
piat, nisi cbtenta a Nöbis factdtate literis exprimenda et pro- 
fessione fidei coram Nobis emissa ; ne quis de gmcungue nuxteria 
{ec^tone^ instituat sinenostra apprcbatione.^ 
Das Prager vom Jahre 1860 Tit. L cap. X. : 
»nemo sacram theologiam, disciplinam catecheticam vel religionis 
doctrinam in quocunque Institute vel publice vel private tra- 
dere potest, nisi cum missionem tum auctoritatem obtinuerit 
ab Episcopo dioeeesano, cujm eaMem revocare est, quando id 
opportunum censuerit^ 

Das Wiener vom Jahre 1858 Tit. VI. cap. V. wiederholt die 
Sätze des Concordats und des Schreibens i^EccUsia cathoUca.< 

Alle halten fest an den Seminarien nach der Tridentinischen 
Satzung. 

Ausser Zweifel steht somit nach dem geltenden Bechte: dass 
der Ordinarius zu jedem kirchUchen Lehramte die Missio ecclesiastica 
ertheilen muss. Zugleich hat sich gezeigt, wie wiederholt erklärt 
ist, dass er sie jederzeit jsurücJcnehmen darf. 

1) Oesterreichische's Art. XVI!., badisches Art. VHI fg. , württemher- 
gUches Art. VIIF. 

2) Deber den facHschen Stand in Bayern siehe: Das Recht in der Speye- 
rer Seminarfrage. Speyer 1855. Ferner Archiv für katholisches Kirchenrecht 
XIV. S. 808 ff. Es ist unzweifelhaft, dass der Bischof von Speyer nach dem Wort- 
laute des Art. V. im Rechte, die bayerische Regierung im Unrechte sich 
befindet. 
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Diese revocatio missimis ecdesiasHcae ergibt sich, auch abge* 
sehen you den angefahrten ErUämngen, als im Eirchenrechte be- 
gründet. • 

Erstens hat sich das kirchliche Lehramt nicht zn einem Bme" 
ficium im juristischen Sinne ausgebildet, oder es ist mit dem Lehr- 
amte als solchem kein Beneficium verbunden. Wäre das Qegentheil 
der Fall 9 so könnte allerdings nach dem Wortlaute oUger Gesetze 
das Amt, nicht aber das Beneficium entzogen werden« Wo demnach 
einem Benefidaten beziehentlich Präbendaten zugleich das Lehramt 
obliegt, kann ihm dies genommen werden. Es folgt dies aus den 
Sätzen des Goncils von Trient, welches bestimmt: 1. Der Ordinarius 
kann jene, welche an einer Kirche eine T^praebenda, aut praestmfl* 
nium seu aliud quovis nomine nuncupatum Stipendium pro leetaribtis 
sacrae tJieologiae deputatum^ haben, zur »expositio et interpretatio 
s. scripturae« >per se ipsos^ si idmei fuerinty aliogtiin per idaneum 
substituttmi ab ipsis .... ordinarii^ eligendum, etiam per subtractio- 
nem fructuum« zwingen i). 2. Der Ordinarius kann Jene, welche 
»sehoktöterias^ haben »et alios, quibus est lectionis vel doetrinae 
munus annexum,« zwingen, entweder selbst^ wenn sie tauglich sind, 
sonst durch »idoneos Substitutes ab eisdem scholasticis eligendos et 
ab ordinariis approbandos€ »per subtractionem fructuum,« im Semi- 
nar zu dociren. >Quod si judicio episcopi digni non fuerint, 
alium, qui dignus sit, nominent, omni appelloHone remotc/. Quod si 
neglexerint, episcopus ipse deputet. Docebunt autem praedicti, quae 
viddmntur episcopo expedire^).<t Canonicatspräbenden geben ein dem 
jus in re eines Beneficiaten ganz parallel gehendes Becht. Durch 
diese Bestimmungen des Concils von Trient, welche die Frage: ob 
der zum Lehramt Verpflichtete dazu tauglich sei, ganz dem bischöf- 
lichen ürtheile überlassen, ist also ganz allgemein gestattet, dass 
der Bischof solche ohne Zulässigheit evner Appellation des Lehramtes 
entheben und ihnen den för den Substituten nöthigen Theil des Ein- 
kommens entziehen darf. Somit kommen für diese Glasse der Be- 
neficiaten und für das in Frage stehende Amt die rdn privatrecht- 
lichen Sätze des alten canonischen fiechts über das < jus in re der 
Beneficiaten nicht mehr zur praktischen Geltung. Das Goncil hat 



1) Sess. V. cap. 1. de ref. 

2) Sess. XXIU. cap. 18. de ref. §. Deinde, uL Man vergl. noch die ana- 
logen SStze bezOglicb aller Curaten (sAcalaren and regalären) binsichtlicb des 
Predigtamles und des Rechts des Bischofö, solche zar Ausübung desselben in eige- 
ner Person oder durch Stellver^eter zu zwingen in Sess. V. cap. 2. de ref., 
XXL cap. 6. de ref., XXOI. cap, 1. de ref., XXIV. cap. 4. de ref. 

4* 
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damit in einem Punkte die alte starre Beneficialtfaeorie durchbrochen, 
wieder auf das officium, propter quod datur beneficiura, das Haupt- 
gewicht gelegt, ja dem Beneficium insmoeit den im ältesten Rechte der 
Kirche ausgeprägten Charakter des Stipendium clericdle zurückgegeben. 

Zweitens ist es im Geiste der Kirche, welche das Princip der 
freien Bibelerklärung u. s. w. verwirft*), gelegen, dass eine Person 
nicht dociren darf, deren Lehre und Ansicht nicht correct ist. Was 
hieriär gilt, passt selbstredend ebenso ffir Dogmatik, Moral u. s. w. 
Mir fällt nicht ein , eine Handhabung des Rechts von einseitigem 
Standpunkte aus oder gar im Interesse einer Sch'ule zu vertheidigen. 
Ich habe es hier nt«r mit der Frage: quid juris? zu thun, nicht mit 
Administrationsfacten. 

Somit stehen alle neueren gesetzlichen Bestimmungen in den 
Concordaten und Synoden, sowie die bekannten sonstigen Erklärun- 
gen des Episcopates auf demselben Standpunkte, auf welchem die 
Kirche von jeher stand. Die Nothwendigkeit der Missio ecclesiastica 
und das Becht der Bevocation nehmen die neueren JCanonisten als so 
selbstverständlich an, dass sie sich entweder jeder weiteren Begrün- 
dung entschlagen 2), oder die Frage gar nicht berühren. 

Zwei Fragen harren noch einer Lösung: 

1. Ist for die Entziehung der Mission eine bestimmte Form nöthigP 
gehört dazu ein förmliches Verfahren oder genügt ein einfaches^ 
bischWiches Decret? 

2. Welche Rechtsmittel sind dagegen zulässig? 

Für die Lösung der ersten Frage liegt die Grundlage im Obi- 
gen. Wir haben gesehen, dass das Lehramt kein Beneficium ist, ja 
selbst bei einem dazu verpflichteten Beneflciaten vom Rechte aus 
dem Beneficium getrennt wird. Der Bischof kann einem solchen Be- 
neficiaten oder Pi'äbendaten das Lehramt nehmen und auf dessen 
Kosten versehen lassen. Nur darüber hinaus ist der Bischof an das 
förmliche Verfahren gebunden. Dies entspricht dem Rechte. Ein 
förmliches Verfahren wird gefordert, wenn eine äusserlich wirksame 
Censur, oder eine Strafe im eigentlichen Sinne zugefügt werden soll 9). 
Keiner dieser Fälle liegt vor, wenn blos das Lehramt zurückgenom- 
nien wird^). Es handelt sich dabei lediglich um einen Act des Ee- 

1) Conc. Trid. Sess. IV. decr. de editione et asa sacroram librorum. 

2) Z. B. Schenkt Institat. eccJ. 11. Aufl. §. 676., bes. nota ♦♦♦ Fach-- 
mann, Lehrbuch II. §. 226., Phillips, Rosshirt u. A, gehen gar nicht auf die 
Frage ein. 

8) Mein Lehrbuch 2. Aufl. Seite 822, 325, 338. 

4) Insofern etwa zugleich wegen häretischer Lehre oder aus einem 
Grunde, der zum strafgerichtlichen Einschreiten ermftchtigt, vorgegangen wird, 
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gimefUs,- der im Interesse der Gesammtheit der Kirche als solcher, der 
Reinheit der Lehre vorgenommen wird, somit gar nicht gegen die 
Person oder deren PrivatrecJUe gerichtet ist. So wenig der Bischof 
in der reservcUio castmm auch gegenüber einem einzelnen Oeist- 
liehen juristisch gehindert ist, oder so wenig etwas entgegensteht, 
einem Priester die jurisdictio pro foro intemo nicht zu emenem oder 
zn entziehen ohne förmlichen Process, gleich wenig ist er hierbei an 
einen Process gebanden. 

Es tritt noch ein zweiter Gesichtspunkt ein. Ohne Bedenken 
wird man zugeben müssen, dass, wenn Grund zw Entziehung der 
Mission vorliegt, die Sache dringend ist, weil das anzustiftende Un- 
heil nicht wieder oder nur schwer gut gemacht werden kann, also 
eine schleunige Verfügung nöthig ist. Ob nun Gründe vorliegen^ 
«^, wie gezeigt, rein dem Uschöftichen Urtheil anheimgestettt Des- 
halb ist auch in keinem der citirten Gesetze die Bed? von der Einhal- 
tung eines bestimmten Verfahrens. Ja, wenn eine Massregel im 
Interesse der Gesammtheit nöthig ist, geht das Recht selbst über das 
hervorgehobene Princip hinaus. ' So lässt das Concil von Trient gegen 
Concubinarii ausdrücklich zu ein »procedere sine strepitu et figurajvr 
dicü et sola facti veritate inspecta^)^^ erlaubt unfähigen Pfarrern 
ohne Weiteres Coadjutoren und Vicare auf ihre Kosten zu geben 2), 
gestattet ein solches Einschreiten in bestimmten Fällen gegen Or- 
den 3) u. s. w. 

Was die zweite Frage betrifft, so kommen die bereits hervorge- 
hobenen Gesichtspunkte auch hier zur Anwendung. Das förmliche 
Rechtsmittel der Appellation mit suspensiver und devolutiver Wir- 
kung, so dass die Sache nicht nur an den höheren Richter gezogen 
wird, sondern auch bis zu dessen Entscheidung die Sentenz nicht aus- 
geführt werden darf, kann hier nicht Platz greifen, weil kein förm- 
liches Verfahren und somit keine sententia im technischen Sinne nöthig 
ist. Es tritt also die Entziehung der Mission von dem Augenblicke 
an in Kraft, wo das betreffende Decret dem Betroffenen zugestellt ist 
oder von welchem an dies Decret bestimmt. Aber auch die Appellation 
ohne Suspensiveffect, mit blossem Devolutiveffect, welche gegen schleu- 



bat dies mit unserer Frage nichts zu than, weil* der Bischof fOr die revocatio 
missionis nicht an den Ausgang jenes gebunden ist Er bedarf auch nicht der 
suapenaio ex informata conadentia, welche nirgends in Verbindung mit 
dem hier besprochenen PuniLte gebracht wird. 

1) Sess. XXV. cap. 14. de ref. 

2) Sess. XXI. cap. 6. de ref. 

3) Sess. XXI. cap. 8. de ref. 
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nige Verflgangen, die ausserordentliche Strafen oder Nachtheile zu- 
fägen, stattfindet ^), greift hier nicht Platz. Denn auch sie setzt eine 
gegen die Person gerichtete Strafhandlung voraus und ist im üebri- 
gen an die Formen der Appellation (Fristen u. s. w. gebunden). Eben- 
sowenig ist die actio oder qtierela nutlUatis zulässig, weil diese eine 
gegen die Gesetze gehende Sentenz voraussetzt. Davon ist aber hier, 
wo der Bischof nicht an ein bestimmtes Verfahren gebunden und Alles 
seinem Ermessen überlassen ist, keine Bede. Ein formliches Bechts- 
mittel gibt es also nicht. Darum aber ist die Verfügung nicht un- 
abänderlich. Es liegt viehnehr in der Natur der Kirchenverfassung, 
dass der Papst allgemein angegangen werden kann. Hierdurch wird 
weder dem Bechte noch dem Amte des Bischofs zu nahe getreten. 
Denn hat der Bischof in derThat ohne genügenden Grund gehandelt, 
so fordert die Gerechtigkeit j dass die Verfügung wieder aufgehoben 
werde. Dazu ist der Bischof selbst competent, weil kein förmliches 
Urtheil vorliegt. So steht denn nach der Natur rder Sache zunächst 
eine Vorstellung an den Ordinarius selbst zu. An den Metropoliten 
aber kann eine solche juristisch nicht gerichtet werden, weil der Me- 
tropolit im heutigen Bechte nicht allgemein über die Acte der Suflfra- 
gane eine Cognition hat, sondern nur in den im Bechte ausdrücklich 
genannten Fällen, zu denen der vorliegende nicht gehört^). Die^ 
aequitas^ gestattet aber, eine Beschwerde^ VorsteUtmg^ Recurs an 
den Papst einzulegen. Hierfür gibt es aber weder eine bestimmte 
Form, noch ist deren Einbringung an eine Zeitfrist gebunden. Die 
Aufhebung der bischöflichen Verfügung stellt sich, wenn der Papst 
die Gründe nicht genügend findet oder aus neu entstandenen (z. B. 
Widerruf, geänderte Theorie u. dgl.) die Mission wiederherstellt, 
heraus als ein Qnadenact^ weil ein ßmüicher Rechtsspruch nicht 
eristirt. Wie der Papst verfahre, wem er die Untersuchung auftrage, 
hängt demnach lediglich von seinem Ermessen ab. 



1) So betrefl^ der vom Biscbofe zugefügten Strafen, gegen deren execotio 
„qaae ad correctionem morum pertinet'* im cap. 1. de ref. Sess. XXII. Conc. 
Trid. Vgl. den Tit. X., in 6., in Clem. de vita et honest clericor., — för 
„causae visitationia et correctionis, sive habllUatis et inbabilitatis, nee non cri- 
minalibus^^ in Sess. XIII. cap. 1. de ref. mit cap. 10. de ref. Sess. XXIV. and 
cap. 8. de ref. Sess. VlI. cap. 4. de ref. Sess XIV. fQr gewisse Angelegenbeiten 
der Exemten. Vgl. aucb cap. IS. X. de olT. ]ud. ord. 1. 31. 

2) Ebenso wenig kann man bei suspensio ex i/nformata consdentia 
den Metropoliten angeben: mein Lebrbucb, Seite 825 der 2. Aufl. 

3) Denn diese ist so massgebend, dass das canoniscbe Recht darauf sogar 
mancherlei Competenz gegen Staatstücie basirte: meine Lehre von den Quellen 
des Kircbenrechts. (Katb. Kircbenr. H.) S. 398. 
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§.7. 
T« SeblJiss. 

Die Ee$tdtate unserer Untersuehung sind: 

1. Jedes Lehramt, dessen Object die Religion oder Theologie 
istf erfordert eine bischöfliche Mission. 

2. Kein academischer Grad gibt nach heutigem Bechte die 
Lehrberechtigung ^). 

3. Die theologischen Facultäten als Corpus haben nach heutigem 
Bechte keine Befugniss, das Becht eu lehren zu ertheilen. 

4. Die kirchliche Mission kann nach heutigem Bechte jederzeit 
vom Bischöfe entzogen werden — mit Ausschluss der Lectoren in den 
Elöstern — ohne Bücksicht darauf, ob sie auf blossem bischöflichen 
Mandate oder einem Amte (Catecheten, Professoren), einer Präbende, 
einem Beneficium ruhet. 

5. Zur Entziehung derselben ist kein bestimmtes Verfahren er- 
forderlich. 

6. Gegen die Entziehung gibt es kein eigentliches Bechtsmittel, 
sondern nur eine Vorstellung an den Papst. 

Nicht in unmittelbarem Zusammenhange damit steht die Ab* 
Setzung beziehungsweise Pensionirung von Geistlichen^ welche zu- 
gleich ein Staatsamt haben, mit dem das Lehramt verbunden ist. Die 
praktische Wichtigkeit des Gegenstandes rechtfertigt jedoch ein Ein- 
gehen darauf* 

Zweierlei ist denkbar. Entweder hat das betreffende Staatsge- 
setz genaue Vorschriften über Quiescirung, Entlassung, Zurdisposition- 
stellung oder nicht ^). In jenem Falle ist die Sache geregelt; aber 
auch dann dürften die hervorzuhebenden Grundsätze for den letzteren 
auch massgebend sein. 

Ist mit einem Staatsamte der Vortrag der halholischen Beligion 
oder Theologie verbunden, so heisst das offenbar soviel als: der Staat 



1) Wie also h. z. T. die ordinatio absoluta nur die facultas spiri* 
tuälis Dicht schon Aie jurisdictio gibt, so ist es hier, jedoch mit dem grossen 
Unterschiede, dass ausser in den gesetzlich bestimmten Fällen [ffSar Bischbte 
aus dem S9cularklerus : Conc, Trid. Sess. XXII. c. 2. de ref., Synodalexamina* 
toren: Sess. XXIV. e. 18. de ref., Scholastici: Sess. XXIII. c. 18. de ref., ean. 
(heologns, poenitentiarias, Vie. gen. et cap. u. s. w.] zum Lehramte fQr die Kirche 
das Erfordemiss eines academischen Grades nicht besteht, and aaeh in den be- 
stimmten Ffillen, wo es gefordert wird, durchweg davon abgesehen werden kann. 

2) Zustande, wie sie bisher in Oeaterreich sind, dass der Beamte factisch 
ausser Stande ist, gegen Pensionirung u. s. w. irgend ein rechtliches Mittel er- 
greifen zu kdnnen, entziehen sich jeder juristischen Constructlon, Eine Aen- 
derung Ist bekanntlich im Zage. 
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bat für Pflicht erachtet für dies Object ein Amt zu creiren, eine 
Staatsbesoldong auszuwerfen. Das ist der Fall ^) bei den Catecheten 
an Mittelschulen, Predigern, Professoren der Theologie an Staats- 
Anstalten, üeberall gehört dazu, dass ein solcher dies Lehramt aus- 
üben könne, die Approbation des betreffenden Ordinarius, weil un- 
zweifelhaft der Staat for die katholische Religion diese Autorisation 
nicht ertheilen kann. Die Errichtung solcher Aemter durch den 
Staat hat also offenbar den Sinn, dass der Staat Lehrer etc. anstellt, 
die mit ihrer Lehre in der katholischen Kirche stehen. Wäre dem 
nicht so, dann hätte er nicht einen katholischen Catecheten etc. Es 
gibt nun keine andere römisch-katholische Kirche, als jene, welche 
durch den Papst und Fpiscopat geleitet und repräsentirt wird. Wenn 
man in unserer Zeit so häufig von Kirche, im Gegensodze zum Klerus, 
zur Hierarchie reden hört, so sind das Phrasen, hinter denen sich 
lediglich UnkirchHchkeit verbirgt. Ein Lehrer der Religion hat also 
nur so lange ein Becht, di^ Lehre der katholischen Kirche als einer 
anerkannten als solche vorzutragen, als die Kirche ihm dies zuerkennt. 
Würde der Staat einen solchen Lehrer, welchem die Kirche das 
Becht entzogen hat, in dem Besitze des Lehramtes schützen und be- 
lassen, so wäre das identisch mit einer Nichtanerkennung der Kirche ; 
so hätte der Staat nicht mehr ein katholisches Lehramt errichtet und 
unterhielte nicht ein solches, sondern er autorisirte eine Person, sich 
als die katholische Kirche zu geriren. Nach dem Bechte der katho- 
lischen Kirche hat aber der Bischof die Befugniss, das Lehramt zu 
nehmen. Folglich darf der Staat, wenn seinem Staatsbeamten dieser 
Categorie das Lehramt entzogen ist, denselben nicht mehr in dessen 
Ausübung schützen. Der Beamte dieser Categorie hat aber sein Amt 
nur als für die katholische Lehre geschaffen erhalten. Wenn er 
also sich unfähig macht, dasselbe zu verseilen, so kann er dem Staate 
nicht zumuthen, ihn darin zu belassen beziehungsweise ihm, ohne 
dass er seiner Ämtspflicht genügen kann, seinen Gehalt zu zahlen. 
Ob er aber unfähig ist, die katholische Lehre vorzutragen, das zu 
prüfen steht nicht dem Staate, sondern nach unzweifelhaften Sätzen 
nur der Kirche zu. Aber man darf auch weiter gehen. Was steht 
rechtlich entgegen, dass ein Bischof ohne Unfähigkeit und ohne un- 
kirchliche Lehre des Individuums die Mission entziehe, weil er das- 
selbe nicht fernerhin mag oder durch ein anderes ersetzen will? 
Nichts, denn» das »opporiunum censere^ ist eiif juristisch nicht qua- 



I) Ich lasse hier die VolksschuUehrer aasser Betracht, weil bezüglich 
derselben mehrfache Rücksichten in Betracht kommen. 
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lificirbares Ding und schützt nicht gegen Willkür. Gegen solche aber 
geschützt zu sein, daranf hat anch der geistliche Staatsbeamte ein 
Recht. Deshalb hat derselbe gegen die Staatsbehörde offenbar den 
Anspruch, zu verlangen: dass er nicht seines Amtes entsetzt, nicht 
seines Gehaltes beraubt werde, ausser wenn Unfähigkeit oder unkirch- 
liehe Lehre als Gründe der Missionsentziehung hingestellt werden, 
und entweder auf Grund eines förmlichen Verfahrens oder durch die 
Bestätigung lies Papstes festgestellt werden. Dass dann, wenn in 
analogem Falle der Staatsbeamte überhaupt einen Anspruch auf Pen* 
sion oder dergleichen hat, dieser auch dem katholischen Geistlichen 
zustehe, versteht sich von selbst. 

Dieser eine Punkt genügt, um zu zeigen, dass es Sache der 
. Klugheit^ um nicht mehr zu sagen, für die Bischöfe ist, mit höchster 
Vorsicht zu Werke zu gehen. Denn sonst steht zu befurchten, es 
könne dahin kommen, dass der Staat im Angesichte der unleugbaren 
Schwierigkeiten vorziehe, keine katholisch -theologischen Facultäten 
an den von ihm unterhaltenen Anstalten zu creiren, die bestehenden 
als solche aufzuheben. Dass dies aber nicht im Interesse der Kirche 
liege, dass Gymnasien u. s. w., deren katholische Schüler den Reli- 
gionsunterricht von Staatswegen als freie Privatsache betrachten 
dürfen, nicht im Interesse der Kirche liegen, scheint mir unzweifel- 
haft. Bedenkt man, wie frei die alten mittelalterlichen Universitäten 
waren, dass in unserer Zeit jene Gesellschaft stets im Nachtheile ist^ 
welche nicht frei handeln kann, dass es im eigensten Interesse der 
Kirche liegt, nur soweit zu beschränken, als Axes- nothwenäig ist: 
so dürfte sich für die Praxis anstatt jedes übertriebenen Verbietens 
oder Verketzerns die stete Beachtung des Satzes empfehlen : »7n du- 
hiis libertas^ in omnibus charitas,^ 



De s. CoDgregatione s. Rituum'), 

auctore JoanneSimor, epfscopo antehäc Jaurlnensi, Jam vero principe arcbie- 
plscopo Strigonlensf, priroate Hongaiiae. 

(Cfr. Archiv XL 410-423., XV. 133-140.) 

Caeremoniis ritibusque sacris,' quibus Ecclesia catholica in re 
divina peragenda, in sacramentonun administratione , atqne in omni 
Dei Sanctommqae veneratione utitur, maximam dignitatem et mo- 
mentum inesse longe grayissimum, facile omnes, qui eorum vim 
ac natnram assecuti sunt, larginntor; praeterquam enim quod mentes 
fideliom per haec visibilia religionis et pietatis signa ad reram al- 
tiflsimaram contemplationem excitentur (Conc. Trid. Sess. 22. cap. 5.), 
et devotionis igne inflammentur: suntea insuper »qoidam yeluti libri, 
in quibus Ecclesiae fides quodammodo adombratnr (Martene^ de antiqu. 
Eccl. rit. tom. 1. in epist. noncupat.);« immo sunt «?erae fidei 
protestationes," (Sixtns Y. in Cionstii Immensa.) qoibus Ecclesia sen* 
sum snum, quo yeritates divinitns revelatas intelligi vult, palam, facit 
testatom. Unde theologi nullo non tempore in vindicanda dogmatum 
christianorom veritate , ad receptos in Ecclesia ritus provocaverunti 
validissimum maximeque perspicuom rati argumentom, quod ex hoc 
fönte peteretur. „Aliquando, inquit Bellarminus in suis Gontroversiis, 
(De effectu Sacram. lib. 2. c. 31.) ex vetustis caeremoniis melius 
persuadentur aliqua dogmata, quam multis testimoniis. Gerte sanctus 
Augustinus depeccat. meriU et remiss. lib. 1, cap. 34. et cmitr. Julian, 
lib. 6. c. 2. apertissime se probare putavilr peccatum originale esse in 
parvulis ante baptismum, quia secundum usum Ecclesiae exorcizantur 
et insufflantur, et jubentur per ora gestantium abrenuntiare satanae 
et operibus ejus.^^ Eodem modo Benaudotius afSrmare non dubitat: 
(Gollect. liturgiar. oriental. dissert. de ear. auctorit. c. 7.) in eluci- 
dandis quaestionibus fidem et disciplinam spectantibus, magnum qui- 
dem habere pondus vetustam traditionem, consentientium sanctorum 
Fatrum scripta, decreta Gouciliorum, et reliqua Ecclesiae monumenta; 
„sed inter illa maximam dignitatem obtinere ea, quae totius quodam- 
modo Ecclesiae vocem et testimonium exhibent, quia ubique cognita 
et probata sunt, et in illis non Episcoporum modo, sed plebis etiam 
sufiragia continentur. Tales porro sunt liturgiae. . . Sunt enim non 
unius, quantumvis magni doctoris voces et verba, sed ecclesiarum. 



1) er milea, Archiv I. p. 41 sqq. 
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qnae cam onanimi consensn eam sacromm formam precesque proba- 
verant : legis illa vim obtinent, qua (si sacras Litteras excipimos) ma- 
jor esse nulla potest/' — Quae quimi itu sint, quis non videat, referre 
plurimum, ut in cultu religionis externe et actionibus, quibus ille 
constat, praecipua unitatis et concordiae ratio habeatnr, utque in iis 
omne incnriae.genus aut novitatis Studium coerceatur? Ad quem au- 
tem summam hoc in negotio providendi auetoritatem pertinere arbi«* 
trabimur, si non ad Pontificem Bomanum, cui vi sui primatus ser- 
vandae tutandaeque unitatis cura incumbit? Et sane Pontifices inde 
a primordiis supremum semper in re liturgica constituenda ordinanda- 
que jus exercuisse, plurimis, si necesse foret, probari posset antiquita- 
tis documentis, e quibus discimns, quH illi auctoritate, quid hac in 
parte ratum esset, definire consueverint ; quam item in custodiendis 
ritibus sacris ex apostolica traditione acceptis, uti etiam in diversis 
ecclesiarum per occidentem liturgiis ad normam romanam revocandis 
sollicitudinem explicuerint : Victor I. a. 196. pronuntiata de die cele- 
brandi Paschatis sententia, parum abftiit, quin Episcopos Asiae min- 
oris „concordiam cum Ecclesia servare nolentes/ exconununicatione 
mulctaverit. {Euseb, Hist. eccl. lib. 5. c. 23. sq.) S. Siricius a. 
385. in prima sua ad Himerium Tarraconensem Episcopum epistola, 
baptismum solemnem, extra casum necessitatis, nullo alio quam Pa« 
chatis et Pentecostes tempore conferri decernit. (Coustant Epistolae 
rom. Pontif. pag. 624.) Innocentius I. a. 416. in epistola ad Decen- 
tium Eugubinum Episcopum, diversitatem rituum seu levitate seu 
temeritate quorumdam in ecclesias occidentales inductam, verbis non- 
nihil acrioribus perstringit, et ut omnes liturgicis institutis Bomae 
vigentibus sese attemperent, majorem in modum hortatur. „Quis 
enim, inquit, nesciat aut non advertat, id quod a qrincipe Apostolo- 
ram Petro romanae Ecclesiae traditum est, ac nunc usque custoditur, 
ab Omnibus debere servari, nee superduci aut introduci aliquid, quod 
auetoritatem non habeat, aut aliufide accipere videatur exemplum.'^ 
{Gou^tami 1. c. pag. 855.) S. Leo M. datis ad Dioscorum Alexandriae 
ijitistitem litteris, sacrificium eucharisticum iterari praecipit, quoties 
populus eo numero confiuit, ut ecclesia Universum capere nequeat. 
(Opp. tom. 1. pag. 626.^ed. Migne). De S. Gregorio M. non attinet 
dicere, cum ejus in ordinanda et expolienda liturgia labores et studia 
Omnibus sint exploratissima. Neque vero quisquam in animum in- 
duxit exercitae huic per Pontifices potestati refragari; immo Episcopi 
eam nitro suspexerunt, et Goncilia reverita sunt. Sic Concilium Bra- 
carense I. a. 563. can. 4. statuit: „ut eodem ordine Missae celebren- 
tur ab Omnibus y quem Profuturos quondam hujus metropolitanae 
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ecclesiae Episcopus, ab ipsa Apostolicae Sedis auctoritate suscepit 
scriptum ;^^ {Ldbbe tom. 5. pag. 840.) ad evitanda scilicet dissidia et 
altercationes, ut observat Mabillonius. (De liturg. gallic. IIb. 1. c. 
4. n. 11. 

Sed ue rei satis apertae diatius quam par est immoremnr, unum 
domtaxat, quod ad propositum nostrum proxime facit, addimus. Pa- 
tres Tridentini, quam ipsi quidem efficere intendebant, sed urgente 
fine Goncilii ad exitum deducere uon poterant , caeremoniarum eccle- 
siasticarum sacrorumque ritunm reformationem Summo Fontifici com- 
miserunt: (Sess. 25. in fin.) probe conscii, penes illum residere om- 
nem hac in disciplinae parte jorisdictionem. Itaque Sixtus V. voto 
Goncilii satisfacturus, Congregationem instituit tnendis sacris ritibüs 
praepositam, ejusque scopum ac munia in bnlla institutionis (Constit. 
Immensa aetemi. 22. jan. 1587.) bis verbis declaravit: „Quinque 
Gardinales delegimus, quibus haec praedpua cora incnmbere debeat, 
ut veteres ritus sacri ubivis locorum, in omnibus Urbis et Orbis eccle- 
siis, etiam in capella nostra Pontificia, in Missis, divinis officüs, sa- 
cramentorum administratione, ceterisque ad divinum cultum pertinen- 
tibus, a quibusvispersonis diligenter observentur; caeremoniae si exoleve- 
rint, restituantur, si depravataefuerint, reformentur; libros desacris riti- 
büs et caeremoniis, imprimispontificale, rituale, caeremoniale, prout opus 
fueritreformentet emendent; oföciadivina de sanctispatronisexaminent, 
et, Nobis prius consultis, concedant. Diligentem quoque curam adhibeant 
circa sanctorum canonizationem, festorumque dierum celebritatem,ut om- 
nia rite et recte, et ex Patrum traditione fiant ; et ut reges et principes, 
eorumque oratores, aliaeque personae, etiam ecclesiasticae ad urbem 
curiamque romanam venientes, pro Sedis Apostolicae dignitate ac be- 
nignitate honorifice moremajorum excipiantur; cogitationem suscipiant 
seduloque provideant : controversias de praecedentia in processionibus 
aut alibi, ceterasque in hujusmodi sacris ritibus et caeremoniis inci- 
dentes difticultates cognoscant, summarie terminent et componant." 
E quibus liquet, ad duo potissimum capita revocari posse, circa quae 
Congregationis hujus officium versatur: primo ad causas, in quibjis 
de beatificatione et canonizatione agitur ; sectmdo ad reliqua omnia, 
quae cultum religionis externum quoquo modo respiciuni 

Distingui seiet s. Congregatio rituum in ordinariam et extra- 
ordinariam. 

Ordinaria illa est, in qua omnes quaestiones ad ritus sacros 
cultumque divinum pertinentes discutiuntur et dirimuntur; uti etiam 
quaestiones de jure praecedentiae in processionibus seu publicis func« 
tionibus; quae tamen, si inter clericos saeculares et reguläres oborian- 
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tur, noii raro ad Congregationem Concilii, vel eam, qnae negotiis Epis- 
copormn etregularium praesidet, remittuntur. Solent praeterea in 
hac congregatione quandoqne expedire dubia minora, qnae in cononi- 
zatione emergunt, et progressum causae ad nlteriora impediunt; quod 
interim raro admodnm obtinet. 

Congregatio vero extraordinaria non occnpatur, nisi causis be- 
atificationis aut canonizationis ; in ea proin deliberatur vel de mira- 
culis, vel de martyrio eorum, qni fastis sanctorum snnt adscribendi ; 
ac demum de dubio finali, an tuto procedi possit ad canonizationem. 

Constat Congregatio haec Cardinali Praetecto et pluribns Car- 
dinalibus a Pontifice delectis ; non exiguo item Consultorum numero, 
qui e clero saeculari aeque ac regulari assumuntur; Secretario; Sub- 
stitute Secretarii; Cancellario, qui una Notarii et Archivistae munia 
obit; nee non Hymnographo, cujus est offlcia Sanctorum et quicquid 
ad ea pertinet, in specie hymnos ordinäre comgereque. His accedunt 
Magistri caeremoniarum Apostolicarum, quorum in quaestionibus ri- 
tuum sententiae passim expetuntur. 

Inter Consultores plures sunt, qui Consultores naU dicuntur, „ex 
eo, ut Benedictus XIV. docet, (De beatific. lib. 1. cap. 16. n. 13.) 
quod statim ac determinato quodam munere vel dignitate exomantur, 
intelUguntur etiam facti Consultores Congregationis rituum." Tales 
sunt: Episcopus Apostolici sacrarü Praefectus, vulgo sacrista; Pro- 
tonotarius Congregationis rituum; Promotor fidei; Assessor sacrae 
Congregationis universalis Inquisitionis ; Magister S. Palatii ; Auditor 
Summi Pontificis; tres antiquiores Rotae Auditores, et Secretarius 
ipsiusmet Congregationis rituum. 

Consultores ex ordinibus regularibus stabili velut lege assumi 
soliti, sunt: unus e familia Dominicanorum ; unus e Minoribus Obser- 
vantibus ; unus e Societate Jesu ; unus e Congregatione Bamabitarum; 
quibus Benedictus XIII. perpetuis futuris temporibus addi voluit unum 
e Minoribus Conventualibus, alterum ex ordine Servorum B. Mariae 
Virginis. (Ferraris, v. Bitus. n. 33.) 

Quod modum procedendi in tractandis negotiis spectat, hie va- 
rius est, prout ordinaria vel extraordinaria est Congregatio. 

Si Congregatio ordinaria sit habenda, aliquot ante eam diebuSj 
causae a Secretario in foliOy ut vocant, ponuntur, ejusque typis^impres- 
sa exemplaria eminentissimis Patribus distribuuntur. Convenitur dein 
in palatio Apostolico, ubi Cardinalis ad proponendam causam designa- 
tos, qui eapropter Ponens nuncupatur, eam exponit. Solls Cardinali- 
bus est jus ferendi suflBragium ; ceteri ad interrogata respondent Quae 
resoluta fuerunt, a Secretario ad Pontificem referuntur, hocque an- 
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naente decretom emittitur in forma anthentica, snbscriptum scilicet a 
Gardinali Praefecto et Secretario, sigilloque Oongregationis munitom- 
Gausae in hac Gongregatione pertractandae duplicis sunt generis: 
aliae pacificae^ quo ea pertinent, quae ritus sacros et divinum cultum 
eoncemunt; aliae conlentiosae , uti quaestiones de praecedentün et 
praeeminentiis, et hae posteriores quoque extrajudiciälüer deciduntur, 
gratisque expediuntur. — Decreta et decisiones Gongregationis ardi-- 
nariae ad annum usque 1808. primus collegit, et cum facultate ejus- 
dem Gongregationis vulgavit Äloysius GardeUini; quae collectio repe- 
titis editionibus aucta, et ad annum usque 1856 producta, inscribitur: 
Decreta atdhentica Ckmgregatmiis sacrorum rituum, estque in disci- 
plina rituum momenti gravissimi. (S. ß. Gongregatio 1. jan. 1808. 
auctoritate Pii VII. declaravit; decreta in coUectione Gardelliana con- 
tenta, yim habere authenticitatis, perindeque valere, ac si unumquod- 
que eorum Gard. Praefecti subscriptione et Gongregationis sigillo mo- 
nitum exhiberetur ; qua praerogativa decisiones Gongregationis Gonci- 
lii in Thesauro resoltUionum contentae neutiquam gaudent.) Becentius 
Wolf. MüMbatier Opus GardelUnii ordine alphabetico digestum, mag- 
no Uturgicae studiosorum commodo noyis curis procudi facit. 

Gongregatio extraordinaria^ quae, ut paulo ante innuimus, de 
beatificatione dumtaxat et canonizatione agit, distinguitur in ante- 
prae^aratoriamy praeparatoriam, etgeneralem. 

a) Gongregatio afdepraeparaioria, quam Gardinalis Ponens seu 
relator causae, quum sibi opportunum videtur, in aedes suas indicit, 
componitur e Gonsultoribus S. Gongregationis et Magistris caeremoni- 
arum. In ea soli Gonsultores promunt suffragia, minime vero Gardi- 
nalis relator ; scopus enim hujus Gongregationis est, ut Gardinalis Po- 
nens auditis Gonsultorum sententiis de statu et merito causae probe 
informetur. Quodsi de religiös! alicujus beatificatione agatur, tum 
Gonsultores idem institutum professi a suffragiis eicluduntur, prae- 
ter Magistrum S. Palatii, aut si dignitate episcopali sint insigniti. 

b) Gongregatio praeparatoria convenit in Palatio Apostolico 
ad libitum Gardinalis Ponentis, eique interveniunt Cardinales onmes 
sacris ritibus praepositi, una cum Gonsultoribus et Magistris caeremoni- 
arum. Sufiragium hie quoque a solis fertur Gonsultoribus; a Gar- 
dinalibus nequaquam ; id namque intenditur, ut Gardinales in plenam 
causae cognitionem deducantur, quo sie apti reddantur ad mentem 
suam in Gongregatione generali expeditius declarandam. 

c) Gongregatio generalis praeside Summe Pontifice celebratur, 
et in ea suffragium datur primum a Gonsultoribus, deinde a Oardi- 
nalibus. Haec quo vis anno ad summum bis cogi solet, et in una- 
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qiiaqae iionnisi unica cansa discntitun — Illud adhac animadvertere 
jnvat, omnes qtti Gongregationi extraordinariae sive antepraeparatoriae, 
sive praeparaioriae generaliqne intersunt, jürisjurandi religione ad 
servandam secretnm obstringi, et quidem sub poena excommonicationis 
latae sententiae, a qua praeter Summüm Pontificem noUas, ne ipse 
etiam Poenitentiams major, absolvere potest. (Latius hoc argumen* 
tum exsequitur Benedictus XIV. 1. c. — De Consultorum in specie 
officiis, vid. Ferraris, v. Ritus, n. 34. sq.) 

Suapte quodammodo hoc loco se ingerit quaestio: tantus appara- 
tus in canonizatione Sanctorum adhibitus, praestetne certitudinem fidei, 
exclusa omni erroris formidine? Quaestioni hnic non melius putamns 
satisfieri posse, quam yerbis S. Thomae Aquinatis: (Quodlib. 9. art. 
16.) „Quia honor, quem Sanctis exhibemus, quaedam professio fidei 
est, qua Sanctorum gloriam credimus, pie credendum est, quod ne- 
que etiam in his Judicium Ecclesiae errare possit.'' Et id quidem 
nemo ibit inficias, qui sciat, quam morosa industria, quam cauta cir- 
cumspectio, quam inflexilis in examinandis testimoniis factisve rigor 
huic negotio soleat impendi. ünde Benedictus XIY. (De beatificat. 
lib. 1. c. 45. n. 28.) non modo temerarium, sed et asdertorem erroneae 
propositionis, et gravissimis poenis obnoxium dicit eum, „qui änderet 
asserere Pontificem in hac aut illa canonizatione errasse.^^ 

Ast urgentior est, atque obtutu practico etiam majoris momenti 
quaestio altera : an, et quaenam vis obligandi censenda sit inesse de- 
cretis per sacram rituum Gongregationem editis? Gongregationi huic 
a Sede Apostolica tributam esse de liturgia in toto orbe juris dicundi 
potestatem, ex allatis supra Sixti V. verbis manifestum est ; quis enim 
dubitet universalem Uli circa res liturgicas competere jurisdüctionem, 
qui in toto orbe potest difficultates quoad ritus et caeremonias cognos- 
cere et terminare, libros liturgicos, prout opportunum existimaverit, 
emendare et reformare, et ubivis locorum definire, quinam tenendus, 
qui item repudiandus sit rituum et caeremoniarum modus? Est au- 
tem haec, quam S. Gongregatio exercet, jurisdictio auctoritatis apos- 
tolicae, utpote per Pontificem eidem communicata ; est insuper ordi^ 
naria^ cum ea mortuo licet Pontifice, et vacante Sede romana haud 
exspiret, neque a novo creato Pontifice restitui aut confirmari 
debeat. 

Geterum ut accurate, et ea qua par est praecisione hoc in ar- 
gnmento versemur, omnique ambiguitati occurramus, triplicis generis 
distinguimus s. rituum Gongregationis decreta; nempe. 

1) Decreta formaliter generalia, quae elaris disertisque verbis for^ 
jnam generalitatis prae se ferunt, uti sunt ea quibus praemittuntur 
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verba haec Decretum generale^ vel quae inscaibaiitur TJrhis et Orbis^ 
vel in quibus edicitur ita esse in quibusvis niundi eeclesiis servandanL 
Ejusmodi decretorum sexaginta quatuor exbibet specimina colleetio 
Gardelliana editionis 1856; Jam haec universal! obligandi vi pollere, 
in confesso est apud omnes ; neque enim id negari potest quin prima- 
tus ipse vellicetur, et suprema Pontificis in Ecclesiam universam po- 
testas labefactetur. 

2) Decreta aequivdlenier generalia^ quando dubium, quantum- 
vis a particulari persona propositum, generale est; verbi gratia, si 
postuletur, quo haec aut illa rubrica sensu intelligenda sit; et decisio 
pariter generalibus terminis expressa est. Hujus generis sunt plurima 
S. Congregationis decreta. De his controversia movetur a nonnullis, 
an vim legis universalis habeant? At dubium non est hanc illis in- 
esae ; nam ut apposite loquitur Cavalieri : (Opp. liturgk. tom. 1. c. 6. 
decr* 3. n. 4.) „Habent s. rituum Congregationis decreta, ut licet 
ad particularium personarum instantias aut qua^sita emanata ea sint, 
ad normam et exemplum pro iisdem et similibus casibus in Ecclesia 
universali deserviant, nisi peculiaris aliqua adsit ratio aut eircumstan- 
tia, quae decreta penitus particularizet, et ultra personas vel ecclesias, 
pro quibus emanarunt, protendi ea non sinat. Talis est se in sacris 
ritibus dirigendi praxis omnium ecclesiarum : talis est sensus omnium 
doctorum^ qui de sacris ritibus vel caeremoniis scripsere. Et si talis 
non foret procedendi ratio, Tel nulla vel inconstans nimis ac varia eo- 
]:umdem sacrorum rituum ac caeremoniarum exstaret norma et re- 
gula; cum fere omnia eorumdem directiva decreta ad instantiam 
particularium personarum sint emanata, et admodum perpauca sint 
decreta genei;alia.'' — Sed decretorie controversiam omnem decidit 
ipsius S. Congregationis praxis ; adeo enim illi persuasum est univer- < 
saliter obligatoria esse decreta sua quamvis ad particularium perso- 
narum postulationem edita et nequaquam promulgata, ut non tantum 
eos reprehendat ad quos immediate directa sunt, si morem non ge- 
rant; sed etiam alios quoscumque, qui se se iis conformare detrectant. 
Et alioquin, si decreta Congregatonis etiam non consulto Papa emissa, 
eamdem habent auctoritatem, ac si ab ipso Summe Pontifice profi- 
eiscerentur, quemadmodum id S. Congregatio in tma Ordinis Praedi- 
catorum 23. Maji 1846. diserte declaravit : quis affirmare praesumat, 
ejus decretis non obstringi universos ? ünde nitro subscribimus spec- 
tati nominis auctori asserenti: „S. Congregationis (rituum) decreta 
habent vim legis, et obligationem inducunt in utroque foro.^' (Joan. 
ClericatuSy Decision. theol. legales, tom. 1. lib. 2. decis. 13. n. 16.) 
Attam^ dum contendimus, decretis aequivalenter generalibus vim 
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legis universalis inesse, id intellectnin yolamus de decretis solnm cofn- 
prehensivis y queis legnm jam antea latarum sensus declaratar ex- 
plicaturqae; mimme vero de extensivis, qnae leges existentes aliqua 
ex parte immutant, aut plane novas praescribnnt; nam has, ut uniyer- 
saliter obligent, rite promulgari debere atque etiam solere, jam alias, 
qanm de sacramm Gobgregationnm auctoritate egimus, annotatom a 
nobis fuit. (Archiv. XI. 410 sqq.) 

3) Decreta pa/riicidariay quae jns non conmiune, sed particu- 
lare alicnjns loci vel personarum qaarumdam respicinnt; ac proinde 
qoibus aut Privilegium certis locis personisve conceditar, aut privile- 
gii jam olim adepti sensus propius determinatur ; generatim quae sive 
in expositione dubii, sive in resolutione, sive in circumstantiis aliquid 
continent, unde liquido pateat, decretum ultra personas vel ecclesias, 
in quarum gratiäm edifcum fiiit, protendi non posse. Ejusmodi decreta 
hoc ipso, quod jus dumtaxat privilegiatum respiciant, vi univeriüm 
obligante non pollere, per se luculentius est, quam ut multis docere 
Sit necesse ; id tarnen minime obstat, quominus, ut Cavalieri observat, 
(L. c. n. 10.) „universali Ecclesiae quoties innotescunt, non possint, 
immo non debeant in regulam deservire." 

Atque ex his pronum est assequi, et quam ampla Eminentissi- 
morum Fatrum tuendis ritibus sacris praepositorum collegio delata sit 
provincia; et qua reverentia, quave obsequendi alacritate eorum re- 
solutionibus, declarationibus et decretis parere deceat. Quoniam vero 
arctissima est cultus extemi cum religione interna necessitudo, atque 
ad ipsam fidem pietatemque animi, ne sensim languescat aut plane 
emoriatur, alendam caeremoniae onmes sunt ordinatae ; „(latet quippe 
quaedam in ipsis excitativa devotio)" (Synod. Tymav. a. 1560. cap. 
15. apud Päterffy part. 2.) aequum profecto videri debet, ut, qui sacris 
fanctionibus in ecclesia peragendis sunt deputati, ac praecipue ani- 
marum pastores, non ignorent ea, quae per supremam auctoritatem 
ecclesiasticam hoc in genere sapienter sunt constituta. 

Lectorlbas nostris igitnr commendamos: 

Decreta aalbentica S. K. Congregationis cam notis Oardellini et insiractio 
Clementina com commentariis in asum cleri commodiorem ordin. alphab. con- 
cinnata op. et stad. Wolfgangi Mühlbauer, Caerem. ecci. metropol. Monac. HI. 
vol. 8. pag. Monacbi Lentner: 1862—67 (vol. I.: XXIX., 925 pp.; vol. IL: XXI., 952 
pp. vol. IIL: fOn pp.). 

De qao Hbro, sicati de simili ab eodem viro doctissimo (a. 1867) coepta 
editUme Reaolutionum 8. Congr. Concüii cfr. Liierariacher Hand- 
wtUer Nr. 4. p. 105., Nr. 14. p. 103., Nr. 18. p. 314., Nr. 87. p. 811., Nr. 47. 
p. 218., Nr. 61. p. 473. 
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Q% Attenhofer, BeaeU. d. bisdiOfl« Stalües q. d. Canonlcate i. d. DiAeese Basel. 



Die Besetzung des bischöflichen Stuhles und der Domcapitular- 
stellen in der scweizerischen Diöcese Basel. 

Von Advoeat- Anwalt Dr. C. Attenhofer Jim. so Sarsee. 

Wir lassen, bevor wir unsere Reflexionen über die Besetzung 
dieser kirchlichen Gardinalämter anstellen, die Acten sprechen. 

Die eigentliche Basis für die Wahl des Bischofs und des Dom- 
capitels in der Diöcese Basel bildet die Uebereinkunft zwischen den 
Ständen Luzem, Bern, Solothum und Zug und dem päpstlichen Stuhle 
vom 26. März 1828, dieVörtlich also lautet: 

»Herr PasJcäl Gijsjdj apostolischer Internuntius bei der schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft, als von Seite Seiner Heiligkeit, Papst 
Leo Xn., mit dieser Handlung beauftragt, 

und 
Seiner Excellenz Hrn. Josef Karl Amrhyn, Schultheiss der Stadt und 
Eepublik Luzem, Hrn. Ludwig von Boll, Staatsrath der RepubKk 
Solothum, als von den Kantonen ermächtigten Commissarien; welche 
hierauf, vermöge ihrer früheren in der Zeit ausgewechselten Voll- 
machten, unter Vorbehalt der Genehmigung ihrer hohen Comitten- 
ten, über nachstehende Grandlagen übereingekommen sind, als: 

1. Die katholische Bevölkemng der Kantone Luzern, Solothum 
und desjenigen Gebietstheiles des Kantons Bern, welcher demselben 
durch die Wiener Congressacte abgetreten worden, sowie diejenige des 
Kantons Zug, wird künftighin das Bisthum. Basel bilden. 

2. Die Residenz des Bischofs und des Domcapitels wird nach der 
Stadt Solothum versetzt. Als Folge davon wird die dortige Stifts- 
kirche von St. Urs und Victor mit Beibehaltung ihrer bisherigen 
Eigenschaft einer Pfarrkirche, zur Cathedralkirche und das dasige 
Gollegiatstift zum Domstifte des Bisthums erhoben werden. 

3. Das Domcapitel wird aus siebenzehn Domherren bestehen, 
wovon mindestens zwölf zur Residenz verpflichtet sind, um den Got- 
tesdienst zu besorgen und. dem Bischof bei seinen kirchlichen Ver- 
richtungen Aushülfe zu leisten. Aus der.Anzahl der siebenzehn Dom- 
herren werden zehn auf die sämmtlichen Kantone vertheilt, welche 
das Bisthum bilden. Unter jener Anzahl von siebenzehn Domherren 
sind die noch lebenden Domherren des alten Domcapitels von Basel 
begriffen, welchen das Recht der Residenz zusteht, und wofem unter 
ihnen sich ein Wfirdeträger befindet, so soll demselben die Würde 
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eines Dedianteii yerliehen werden. Das Domstift wird zwei Würde« 
träger haben, einen Probst und einen Dechanten. 

4. Die in dem vorstehenden Artikel benannten zehn Domherren 
bilden den geistlichen Bath des Bischofs. 

5. Denselben steht — im Falle der Erledigung des bisdiöfliehen 
Stuhles — das Becht zn, nach der Vorschrift des 12. Artikeb den 
Bischof ZQ w&hlen. 

6. Von den Ca|danen am CoUegiatstift von St Urs nnd Vidier 
werden zehn dem Domeapitel znm Behuf des Gottssdienstes und an- 
derer kirchlicher Verriehtungen beig^eben. 

7. Durch die Fabrika des nämlichen GoUegiatstiftes, dermi j&hr* 
liches Einkommen beiläufig zweitausend Franken betragen mag, wer- 
den der Eirchenschmuck, die Verzierungen und alle äbrigm zum (Got- 
tesdienst nOthigen Qeräthschaften geliefert und unterhalten. 

Damit ffir diese Oegenstftnde noch angemessener Fürsorge ge* 
fanoffen werden könne, sind die während der Erledigung des bischöt« 
hohen Stuhles fliessenden Emkfinfte der bischöflichen Tafel der näm- 
lichen Fabrika angewiesen. 

8. Zu Solothum, dem Sitze des Bischofs und des Domcapitels» 
wird ein Seminar errichtet, wofern die Begierungen die Stiftungsfonds 
Bnd die Gebäulichkeiten liefern werden. 

Sollten noch anderwärts Seminarien nothwendig erachtet wer- 
den, so wird der Bischof solche im Einverständniss mit den betreffen- 
den Begierungen, errichten, welche dafor die Fonds und die Oebäu- 
lichkeiten hergebe werden« Vereint mit vier Domherren aus ver- 
schiedenen Kantonen, wovon zwei von dem Bischof und die zwei 
anderen durch dessen Senat Bnannt werden, leitet und verwaltet der 
Bischof diese Seminarien. 

&• Die Einkfinfte des Bischofii sind auf achttausend Frank fest- 
gesetzt. Dem Domprobst sind die Einkünfte des Frohstes an dem 
CSoUegiatstifte von St. Urs und Victor zugewiesen. 

Da* Domdechant erhält zu den Eihkfinften seiner Chorpfirfinde 
eine jährliche Zulage von achthundert Franken. 

Die jährlichen Einkünfte ffir jeden zur Besidenz verpflichteten 
Domherrn der Kantone Luzem und Bern sind auf zweitausend Franken 



Die Domherren, sowie die Capläne von Solothum und ihre 
Nachfolger, verbleiben im vollen Genüsse ihrer, dem Collegiatstifte 
von St. Urs und Victor angehörenden Pfründen. 

Hmsichtlich der nicht residirenden Domherren verpflichten Aak 

5* 
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die Regierungen, einem jeden ton ihnen eine jährliche Summe von 
dreihundert IVanken verabfolgen zu lassen. 

10. Ausser den obenbestimmten Einkünften werden dem Bischof 
und den zur Residenz verpflichteten Domherren ihrer Würde ange- 
messene Wohnungen angewiesen. 

11. Die Regierungen werden sich über die F<mdirung der 
bischöflichen Tafel , der Dompfründen und der Seminarien mit dem 
heiligen Stuhle durch eine spätere Unterhandlung in's Einverständniss 
setzen. Inzwischen werfen sie dafar gesicherte und bestimmte Ein* 
künfte aus, und gewährleisten ihnen freien regelmässigen Bezug und 
ihre ünveräusserlichkeit, sowie die Regierungen auch far den Unter- 
halt der Wohnungen der Domherren Sorge tragen werden. 

Für den Unterhalt der Domkirche, der bischöflichen Wohnung 
und der Gebätilichkeiten des in Solothum zu errichtenden Seminars, 
wird durch die Dazwischenkunft der Regierung von Solothum Für- 
sorge getroffen. Die Gtebäude von Seminarien, welche anderswo er- 
richtet werden sollen, sind von den Eäntonen zu unterhalten, die 
es betriflFk. 

12. Die den Senat des Bischofi bildaiden Domherren haben 
das Recht, aus der Diöcesängeisilichkeit den Bisehof zu wählen. 

Der zum Bischof Erwählte wird, vom heiligen Vater die Ein- 
setzung erhalten^ sobald d^sen canonische Eigenschaften nach den, 
för die schweizerischen Kirchen üblichen Formen dargethan sdn 
werden. 

Die Regierung von Solothum ernennt den Probst auf die bisher 
übliche Weise. 

Die Ernennung des Deehanten ist dem heiligen Vater vorbe- 
halten. 

Die Regiemng von Luzern hat das Ernennungsrecht zu den die- 
sem Kanton angehörigen Pfrfindon. 

Für die vom Kanton Bern zu gebenden Domherren wird der 
Senat des Bischofs der Regierung dieses Standes zu jeder Wahl ein 
Verzeichniss von sechs Candidaten vorlegen, von welchen sie drei 
ausstreichen kann, worauf der Bischof den Domherrn ernennt. 

Die aus dem Stifte von St. Urs und Victor hervorgehenden zehn 
Dompfründen werden auf die bisher übliche Weise bestellt. Die 
Regierung von Solothum wird unter den Inhabern dieser Pfründen 
die diesem Stande zustehende Anzahl von Mitgliedern in den Senat 
des Bischofs bezeichnen, worunter der von ihr gewählte Probst be- 
griffen sein soll. 
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Der nicht zur Besidenz verpflichtete Domherr des Kantons Zog 
wird von der Begiening dieses Standes ernannt. 

Der zum Domherrn Gewählte muss entweder ein Angdif^riger 
des Kantons sein, dem die Pfründe angehört, oder in demselben geist- 
liche Verrichtungen versehen, mid in diesen beiden Fällen die nach* 
stehenden Eigenschaften besitzen: Er muss Weltpriester sein, eine mit 
Seelsorge verbundene Pfründe mindestens vier Jahre mit Eifer und 
Klugheit versehen haben , oder dem Bischof in der Verwaltung der 
Diöcese oder der Seminaii^ behülflich gewesen sein, oder radUeh 
sich als Lehrer der Gottesgelehrtheit oäer des Kirchenrechtes aus* 
gezeichnet haben. 

Die erste Ernennung der Domherrn ist dem heiligen Vater vor« 
behalten. 

13. Dem nämlichen Domherrn kann nicht mehr als eine Würde 
fibertragen werden. Die eines Propstes und die eines Dechanten 
dürfen niemals vi>n Domherren des nämlichen Kantons beeidet werden. 

14. Der Biscdiof wird in die Bände der Abgeordneten der Kan« 
tone, welche das Bisthum Basel bilden, v folgenden Eid leisten: »Ich 
schwöre und gelobe auf das heilige Evangelium Treue und Gehorsam 
den Begierungen der Kantone, aus denen^ das Bisthum Ba^el besteht. 
Ueberdies gelobe ich weder inner noch ausser der Schweiz ein Ein-» 
verständniss zu pflegen, an einem Bathsohlage Theil zu nehmen, 
und eine verdächtige Verbindung zu unterhalten, welche die öffent« 
liehe Buhe gefährden könnte ; und aoUte ich je Kunde erhalten von 
einem dem Staate schädlichem AnseUage, sei es in meiner Diöcese 
oder anders wo, so' werde ich die Regierung davon in Kenntnisd 



15. Es wird hier die feieriiehe Versicherung gegeben, dass, 
wenn früher oder später, und unter welchen Verumständungen es ge- 
schehe, der Sitz des Bischöfe und des Domcapitels ausser die Stadt 
Solothurn verlegt w*den sollte, alsdann das Stift zu St. Urs und 
Victor wieder gänzlich auf den gleichen Fuss werde herge^ilt wer- 
den, auf dem es sich zur Zeit seiner Erhebung zum Domcapitel be^* 
Amden hatte. i 

16. Der Beitritt zur neuen Umschreibung, des Bisthums Basel 
ist den Kantonen Basel und Aargau far den Theil ihrer katholischen 
Bevölkenmg, die in demselben nicht schon inbegrifien ist, sowie dem 
Kanton Tliurgäu, nach den durch oUgen Vertrag festgesetzten Grund- 
lagen^ vorbehalten und zugesichert 

Im Falle, dass einer oder der andere der genannten Kantolie ein- 
treten würde, so wird die hischSfliohe Tafel bis. auf das Maxinnis^ 
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yoii zehntausend Schweizer&anken und zwar nach dem Massstabe der 
einverleibten katholischen Bevölkerung des beitretenden Kantons, 
vermehrt. 

Wenn die Vereinigung aller oben erwähntmi Kantone statt&iden 
eoUte, so soll die Diöoese mit einmn Weihbischof versehen werden, 
welchen der Bischof w&hlen wird, und dem die Didcesankantone ein 
jfifarUches Einkommen von zweitausend Franken zusichern werden. 

Jede weitere Anordnung in Bezug auf Aea Beitritt der mehrbe- 
nannten Kantone ist einer späteren üebereinkunft vorbehalten. 

Die Ratificationen der gegenwftrtigen üebereinkuirft, wdche in 
Doppel ausgefertigt und besiegelt worden ist, soll sobald immer 
mii^lich ausgewechselt werden. 

So geschehen in Luzem, den 26. März 1828. 



Diesem Goncordat trat den 2. Decbr. 1828 der Stand Aargau 
beL Diese üebereinkunft des Standes Aargau mit dem päpstlichen 
Stuhle lautet wie folgt: 

»In Folge der Erklärung des Souverainen Baths des hohen Stan- 
des Aargau vom verflossenen 11. Wintermonat ist, tber den Beitritt 
dieses hohen Standes zu dem, durch die üebereinkunft, welche am 
26. März 1828 zwischen dem heiligen Stuhle und den hohen Ständen 
Luzem, Bern, Solothum und Zug getroffen und abgeschlossen wurde 
neu wiederhergestellten Bisthum Basel 

zwischen 
Sr. Excellenz Herrn Ostini, Eradbischof von Tarsus, apostolische Nun- 
tius bei der schweizerischen Eidgenossenschaft 
und 
den Herren Begierungs-Bäthen Karl v.- Beding, Vrx. Josef Friedrich 
und Frz. Jos. Vorster, Abgeordneten der Begierung des obgenannten 

Standes Aargau, 
sowie unter der verlangten Mitwirkung der mit der Unterhandlung 
über die Wiederherstellung und neue Umschreibung des Bisthums 
Basel beauftragten Gommissarien, nämlich: 

Sr. Excellenz Hrn. Jos. !&url Amrhyn, Schultbeissen der Stadt 
und Bepublik Luzem und Herm Barons Ludwig von Boll, Staatsrath 
der Bepublik Solothum, mit YoUmachteh versehen, unter Vorbehalt 
der Batification ihrer hohen Gondttentent 

folgende üebereinkunft getroffen : 

1. Die katholische Bevölkemng des Gebietes des Kantons Aar- 
gau, welches vom Bisthum Konstanz getrennt wurde, sowie diejemge 
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des Gebietes, walches zum ehemaligen Bisthum ftisel gehöi^le wird 
auf immerwährende ZAtm audi einen Bestandtbeil des widerherge- 
stellten Bisthnms Basel bild^. 

2. Die Wahl der drei Domherren, wekhe der Kanton Aargau 
in's Domcapitel zu senden hat, nämlich eines residirenden und zweier 
mchtresidii^nden , wkd nadi der durch den zwölften Artikel der 
erwähnten üeberankunft vom 26. März 1828 für den hohen Stand 
Bern festgesetzten Wahkrt vorgenommen werden, und folglich wird 
alles, was diesem letztem Eaat<»i in Bezug auf diese Wahl bewilligt 
ward, auch auf den Eanton Aargau anwendbar und ihm zugesi* 
chert sein. 

Die durch das Domcapitel für diese Prabenden vorzuschlagen- 
den Candidaten müssen alle Bürger und Einwohner des Kantons sein; 
sie sollen zugleioh die für die I%mherrn überhaupt vorgeschriebenen 
Eigenschaften besitzen, oder der bischöflichen Verwaltung nützliche 
Dienste im £[anton geleistet haben. 

3. Der Kanton Aargau wird alle Bechte und Vortbeile, die 
überhaupt und allgemein den conthrahirenden Kantonen von Luzern, 
Bern, Solo^thurn und Zug durch die üebereinkunft vom 6, März 1828 
zugestanden werden, zu gmiessen und hingegen ebenfalls auch allQ 
fär die genannten Kantone in der nämlichen Üebereinkunft festgesetz- 
ten Pflichten und Obliegenheiten zu erfüllen haben. 

4. Die Batificationen der gegenwärtigen, doppelt ansgefertigten 
und besiegelten üebereinkunft werden sobald möglich ausgewechselt 
werdwu 

Also verfasst und beschlossen zu Luzern, den 2. Decbr- 1828. 

Eine ähnliche üeb^einkunfb wurde vom Stande Thurgau ^^n 
11. April 1829 mit dem päpstliche Stuhle abgeschlossen von deren 
wörtlichen Anführung wir eben wegen der Aehnlichkeit mit der obigen 
aargauischen Üebereinkunft abstrahiren. 

Diese Concordate erhielte eine authentische Interpretation durch 
die päpstliche Bulle über die Wiederherstellung und Umschreibung 
des Bisthnms Basel vom 7. Mai 1828, ferner durch die päpstliche 
Nachtragsbulle über die Einverleibung der kathoUscben Bevölkerung 
von Aargau und Thurgau in den Bisthumsverband vom 23. März 1830, 
und specielle Verhaltungsm^sregel über die Ausübung des Wahlrechts 
durch eine päpstliche Exhorations-Breve an den^ bischöflich-basßl- 
sehen Domsenat über die Wahl des Bischofes vom 15. September 
1828, und endlich durch eine päpstliche Exhorations-Breve an den 
Bischof von Basel wegen der Domherre - Wahl for die Diöcesaur 
stände Bern, Aargau und Thurgau vom 16. Decbr. 1831. 
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D!e p&pstliche Btille vom 7. Mai 1828. lautet:* 

Leo, Bischof, Diener der Diener Gottes, zu ewigem Gedäehtniss. 

Zu den vorzüglichsten Pflichten unseres a|x)stoliseheii Amtes 
(»Interpraecipua Nostri Apostolatus mnnia« etc.) wird mit Becht die 
Forsorge für die Erhaltung der bischöflichen Sitze gezahlt, indem Uns 
auf jegliche Weise daffir zu sorgen obli^, dass alles geschehe was 
zum Wachsthum der katholischen Beligion, zur Verherrlichung der 
Kirchen und zum Vortheile und Nutzen der Christgläubigen germchen 
kann. Da wir nun mit höchster Bekümmerniss wahrgenommen, dass 
in der letzten beklageniSrwerthen, wechselvollen Zeit alle kirehlichea 
Angelegenheiten besonders in einigen Ländern, in die grösste Verwir- 
rung gerathen sind, so haben V7ir es ünserm Hirtenamte für ange- 
messen erachtet, so vielen liebeln allmälig nach Kräften abzuhelfen, 
sowohl durch Errichtung und Gründtmg neuer Gathedralkirchen und 
Gapitel als auch Bestimmung der Grenzen der Kirchensprengel und 
Anweisung angemessener Einkünfte für einen jeden derselben, dandt 
eine jede Diöcese den heiligen canonischen Vorsehriflen gemäss von 
einem eigenen Vorsteher verwaltet werde. 

Von solchen Gesinnungen geleitet haben V\rir, in Erwägung dass 
das, nach dem Zeugniss herrlicher Denkmäler durch den Umfang seines 
Sprengeis und den Glanz seiner Vorsteher einst so bWhende Bisthum 
Basel in den gräulichen Umwälzungen der jüngsten Zeiten durch Be- 
raubung der Cathedralkirche , Auflösung des Capitels, Verlust der 
bischöflichen Einkünfte und Verkleinerung seines Sprengeis in eine 
wahrhaft traurige Lage versetzt worden, — mit Ernst auf taugKche, 
den Verhältnissen von Zeit und Ort angemessene Mittel gesonnen, 
demselben zu Hülfe zu kommen und es endlich , nach vorläufigen 
langen Berathungen mit den dabei Betheiligten , für das Beste er- 
achtet, wenn wir den bischöflich Baseischen Sitz nach der Stadt Solo- 
thum verlegten und alles auf die Einrichtung des Capitels und auf 
die Cathdrsdkirche Bezug habende so anordneten, wie unten von uns 
geschehen ist. In dem Wunsche daher, für die geiötliche Begierung 
eben gedachter Kirche und Diöcese, so viel Wir im Herrn vermögen, 
Sorge zu tragen, erheben Wir mit hinlänglicher Kenntniss und nach 
rdflicher Ueberlegung, Kraft Unserer apostolichen Machtvollkommen- 
heit mit vorläufiger, gänzlicher Unterdrückung, Aufhebung und Ver- 
nichtung des vorigen Zustandes der Baseischen Kirche und ihres 
Capitels wie auch mit vorläufiger Aufhebung des Collegiatstiftes des 
heiligen Urs und Victor zu Solothum. — Die Stadt Solothurn zu 
einer bischöflichen Stadt und die bisherige CoUegiat- und Pfarrkirche 
zu St. Urs und Victor daselbst zu dem Bange einer Cathedralkirche ? 
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übertragen auf dieselbe , unbesehad^t ihrer Becbte als Pfairkiche» 
den Sitz des Bisthums Basel und errichten daselbst das Domcapitel. 
Diesen neuen Sitz, Gapitel und Diöcese^ ertheilen wir auf ewige Zeiten 
dem gegenwärtigen Bischof, dem ehrwürdigen Brüder Frayz Xaver 
von N^ven und seinen Nachfolgern im Bisthum Basel mit allen den- 
jenigen Beehten, Vorzügen und Privilegien, die ihnen gesetzmässig 
gebühren. Das neue Gapitel bei besagter Cathedialkirche aber soll 
besteben: ans siebenzehn Domherren, in welcher Zahl inbegriffen ist 
der Domprobst und der Domdechant, jener der erste, und dieser der 
zweite im Bange, nach dem Bischöfe. Unter den 17 Domherren 
sollen nebst dem Ddmprobst neun andere D(Hnherren aus der Geistlich- 
keit des ehemaligen, nunmehr aufgehobenen CoUegiatstiftes, drei ans 
dem Kanton Luzem, drei aus dem Kanton B^rn, und einer aus dem 
Kanton Zug genommen werden. Sollten indessen noch Domherren 
des ehemaligen Baselschen Gapitels vorhanden sein, so sind dieselben 
in das neue Gapitel au&unehmen und wenn unter ihnen mier eine 
Gapitelswürde erhalten haben sollte, so wollen Wir, dass dieser zum 
Dechant des neuen Gapitels ernannt werde. 

Eben gedachtes Gapitel aber soll zerfallen in zwdlf residirendOi 
zum Ghordienst verpflichtete Domherren,, worunter, die zehn Solothur-;^ 
nisehen und einer von den drei Domherren eines jeden der zwei Kantoue 
Luzern und Bern, und in fünf nichtresidirende (for^n^) worunter 
zwei Luzemisclto und zwei Bernische und einer aus dem Kanton Zug. 

Fener bilden zehn aus diesen siebenzehn Domherron, mit Ein-^ 
schluss des Domprobstes und Domdechanten, den Senat des Bischofes 
und sollen sowohl beide Stimmrechte im Gapitel als auch das Becht 
gemessen, den Bischof auf die weiter unten zu bestimmende Weise 
zu erwählen. 

Unter der eben gedachten AnzsM von zehn Gapitularen, welche 
den Senat des Bisehofes anirmachen, sollen itnn^r drei aus dem Kantone 
Solothum befindlich s^tn, nämlich der Domprobst und zwei andere, 
von d^ B^erung des Kantons zu bezeichnende Domherren ; desgleichen 
drei andere aus jedtoa der beiden Kantone Luzeirn und Bern und einer 
aus dem Kanton Zug. Und weil nach den canonischen Vorschriften 
in den Domcapiteln unter den Gapitularen auch ein Erklärer der 
heiligen Schrift/ ein Pönitentiar vorhanden sein müssen, so empfehlen 
Wir unserem ehrwürdigen Bruder, dem jedesmaligen Bischof von 
Basel, angdegentlichst nnd beschweren sein Gewissen damit, dass so- 
bald als möglich zwei ans den Domherren, einer mit der Eigenschaft 
eines Theologen und der andere mit jwier eines Pönitentiars bekleidet 
werden. Auch, wollen Wir, dass dem neuen Domc^iatd zehn ans^den 
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Caplänen der ehemaligen Collegiatkirche als eigentliche Bepfrfindete 
beigesellt werden, nm, bei Yerriehtnngen der heiligen Handinngen, 
der Kirche nnd dem Domcapitel gebührende Dienste zn leisten. 

Nachdem aber das nene Domcapitel auf solche Weise gebildet 
worden, ertheilen Wir den vorbenannten zehn Gapitalaren d^ bischöf- 
lichen Senats das Recht, innerhalb drei Momten, mit Beobachtung 
der canonischen Vorschriften, den künftigen nnd jeweiligen Bischof 
von Basel ans der Oeistlichkeit der DiOcese zn erwählen, nnd befehlen 
zugleich, dass die in ^anbwürdiger Form abg^asste Urkunde über 
ToUbrachte Wahl dem Papst, wie es herkömmlich ist, übersandt werde, 
ton welchem sodann, nachdem die Wahl als deif canonisehen Vor<* 
jschriften gemäss anerkannt und in die Tauglichkeit des Gewählten 
durch den auf die für die BisthÜmer der Schweiz übliche Weise ge* 
fährten Informativprozess den canonischen Vorschriften gemäss ausser 
Zweifel gesetzt worden, die Wahl bestätigt und dem vorschriftmässig 
Gewählten durch ein apostolisches Schreiben die canonische Einseteung 
ertheilt werdon wird. 

Sollte aber die Wahl entweder nicht nach den canonisehen Se- 
geln Torgehommen worden sein, oder der Gewählte nicht mit den 
Torgedachten Eigenschafton ausgerüstet befunden werden, so gestatten 
Wir dem Domcapitel aus besonderer Gnade , dass es eben&Us auf 
canonische Weise zu einer neuen Wahl vorschreiten könne. 

Die Verleihung der Dignitäten nnd der Gancoioate behalten 
Wir für dieses erste Mal Uns sdbst vor; bei künftigen Vacanzen 
hingegen soll nur die Verleihung derDechantenwü]:de dem apostoli- 
schen Stuhle immer vorbehalten bleiben. Der Solothumischen Be- 
gierung aber bestätigen Wir das alte Becht den Probst und neim 
nach bisheriger Weise einzusetzende Domherren zu ernennen. Was 
aber die Ernennung der drei Domherren ded Kantons Bern betrifft, 
so sollen bei eintretender Vacanz die Domcapitularen eine Liste von 
sechs Geistlichen der Bemer Begierung überreichen, welcher das Becht 
zusteht, höchstens drei davon auszuschliessen, worauf dar Bischof 
aus den noch Uebrigen den jeweiligen neuen Domherrn wählen wird. 

Uebrigens kann, einem und demselben Domherrn nur eine Digni«" 
tat ertheilt werden; auch soll es nicht gestattet sein, dass Geistliche 
eines «und desselben Kantons zu gleicher Zeit das Amt eines Döm- 
probstes und Domdechanten bekleiden. 

Bei der Bezeichnung dieser Domherren soll darauf Bedadit 
genommen werden, dass die Gandidaten Angehörige des Kantons 
seien, dem die Präbende zugetiieilt worden, oder doch daselbst geist- 
liche Verrichtungien ausüben ; das sie ferner Weltgeistlicbe seien und 
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«ine mit Seelsorge verbundenen Pfründe wenigstmiB vier Jabre lang 
mit Klugheit und Pünktlichkeit vorgestanden, oder dem Bischof in 
Verwaltung der Diöcese oder der Priesterh&usor Hülfe gisleistet, oder 
endlich mit dem Lehramte der Theologie oder des canonischen Rechts 
und geistliehen Wissenschaften sieh mit Nutzen beschäftigt haben. 

Indem Wir überdies Alles beötätigen, was in früherer Zeit über 
die Zertheilung der Baseischen Diöoese angeordnet worden, der Ein- 
willigung der etwa dabei Betheiligten derogiren, auch, soweit es nSthig 
ist, alle diejenigen Theile, welche bisher dem gegenwärtigen Bischof 
von Basel im Namen des heiligen Stuhls zur Verwaltung übergeben 
worden ist, selbst einzeln abgetrennte oder zertheilte Pfarreien, von 
was immer für einer andern Diöcese lostrennen,, setzen Wir durch 
Gregenwärtiges fest: dass von nun an und in Zukunft das neue hin- 
länglich grosse Gebiet des Bisthums Basel bestehen soll aus der 
sämmtlichen katholischen Bevölkerung der Kantone Luzern, Solothum 
und Zug, sowie derjenigen des Gebietes des Kantons Bern, welöheö 
diesem durch den Wiener Congress abgetreten worden ist; endlich aus 
denjenigen Gebietstheilen und Pfarreien der Kantone Basel und Aar- 
gau, welche schon früherhin einen Theil des Bisthums Basd ausge- 
macht haben, und noch zur Stunde demselben angehfiren. Dabei 
wird dem Stande Thurgau, sowie fär diejenigen Bezirke der Kantone 
Basel und Aargau, welche eheror zum Bisthum Constanz gehörten, 
die Zusicherung ertheilt, dass auch sie sich dem Bisthum Basel an- 
schliessen mögen, worüber eine spätere Uebereinkunfl das Nähere fest- 
setzen wird. 

Auf diesen letzten Fall bestätigen Wir dem vorbenannten bischöf- 
lich Baseischen Sitze, der ünserm apostolischen Stühle unmittelbar 
untergeordnet ist, das Becfat, einen Titular- oder Suflraganbischof 
zu haben, welcher im ganzen Umfange der Diöcese diejenigen geist- 
lichen Handlungen verrichtet, die den bischöflichen Stand erfordern. 
Die Ernennimg dieses Weihbischofs, • die dem Papste dem Herkom- 
men gemäss gebührt, soll stets dem jeweiligen Bischof von Basel 
üb^lassen bleiben. 

Damit aber fUr des gegenwärtigen und jeweiligen Bischofs von 
Basel, dessen Weihbischofs, wo der Fall seiner Anstellung eintritt, 
und des Domcapitels anständigen Unterhalt auf schickliche Weise 
gesorgt werde, — so wollen. Wir, dass dem Bischof von Basel ein jähr- 
liches freies Einkommen von achttausend Schweizerfranken, — welches 
Einkommen bei erfolgender Theilnahme, Verbindung, und Anschlies- 
sung der obbenannten drei Kantone und zwar im Verhältniss der 
diesfalls hinzukommenden Bevölkerung bii^ auf das Maximum von 
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z^h]|tauseB.d Franken gleichen Geldes erhöht werden soll; dem Weih- 
bischof eines von zweitausend Schweizerfranken ; dem Domprobst, den 
neun Domherren xmd den G^plänen dieselben Einkaufte, die sie zuvor 
als Gapitel der nun aufgehobenen Solpthumischen GoUegiatkirche ge- 
nossen; dem Dechaut achthundert Schweizerfranken, ausser d^ Ein^ 
kauften von der Opiphermpräbende; jedem der residirendei^ Domherrpn 
der Kantone Luzern und Bern zweitausend Franken, und jedem der 
nicht residirenden Domherren endlich dreihundert Franken zugetheilt 
werden. 

Diese Einkünfte, deren Fundirung in einer später zu treffenden 
Uebereinkunft gehörig bestimmt werden wird, werden mittlerweilen 
durch die Begierungen der betreffenden Eantone abgereieht, wof&r 9ie 
sich in gültiger Form verbindlich gemacht haben. Auch sind sowohl 
dem Bischof von Basel, als auch dessen Suffraganbischof und sämmt- 
lieh residirenden Domherren die nöthigen Wohnungen durch die Re- 
gierungen anzuweisen. Auch wird die Solothurnische Begierung die 
zur Erhaltung der Domkirche und des bischöflichen Gebäudes nöthigen 
Kosten darreichen. 

Für die Erhaltung der Fabrik der Gathedralkirche und für die 
Ausgaben für Kirchengerätb und die zum Gottesdienste erforderlichen 
Gegenstände soll durch eine jährliche Summe von zweitausend Fran- 
ken gesorgt werden, die schon, früher der Fabrik der ehemaligen 
Solothurnerschen Pfarrkirche angewiesen war ; und damit dieser Zweck 
noch vollständiger erreicht werde, so sollen zu demselben die währaid 
einer Erledigung des bischöflichen Stuhles fliessenden bischöflichen 
Einkünfte verwendet werden. 

Dem auf solche Weise neu errichteten Baseischen Domcapitel 
ertheilen Wir die Betugniss, Statuten zu verfertigen, die jedoch wedeer 
den heiligen Kirchengesetzen noch apostolischen Verordnungen ent- 
gegen sein dürfen und vom Bischöfe ^ausdrücklich bestätigt werden 
müssen; wie auch den Genuss aller Ehrepxechte, Vorzüge und Privi- 
legien, deren andere schweizerische Domcapitel zu geniessen haben, 
vorausgesetzt, dass sie nicht titnlo oneroso erworben worden sind. 

Sollte in der Folge, — aus was immer für einem Grunde — der 
bischöflich Baseische Sitz, nebst dem Domcapitel, anderswohin nadi 
canonischen Vorschriften verlegt werden, so soll das Gapitel der 
Solothurnischen GoUegiatkirche der heiligen Urs und Victor wieder 
in denselben Zustand versetzt werden, in welchem es sich vor der Er- 
hebung zu einem Domstifte befand. 

Wir halten es übrigens durchaus nothwendig, dass für die Auf- 
rechthaltung der alten, nunmehr aufgehobeneli Baseischen Gathedral- 
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kirche und die E(»ten des darin zu haltenden Gottesdienstes auf ncbere 
und angemessene Weise gesorgt werde. 

Uebrigens wollen und beschliessenWir, dass von dem ehrwtrdigen 
Bruder dem Bischof von Basel, in der Stadt Solothum ein geistliches 
Seminar errichtet werde, worin die jungen Geistlichen gehörig genährt 
und uhterrichtet werden können, wozu die Eantonsregimrungen so- 
wohl in Hinsicht der Gebäulichketten, als in Hinsicht eines freien 
Einkommens das Nöthige leisten werden. Würde sich die Nothwen- 
digkeit für die Anlegung solcher Seminarien auch anderwärts noch 
ergeben, so soll sich der Bischof über ihre Errichtung mit den betreffen- 
den Begierungen insEinverständniss setzen, welche die nöthigen Gebäude 
und .das erforderliche jährliche Einkommen dafür darreichen werden. 
Dem Bischöfe steht über solche Priesterhäuser die Leitung und 
Verwaltung, sowie die Aufsicht über die Beinheit des in denselben zu 
ertheilenden Unterrichtes zu, als worüber derselbe nach den Vorschrit- 
ten des tridentinischen Conciliums zu wachen hat, und er wird sich 
zu diesem Zwecke vier Domherren aus verschiedenen Kantonen zuge^ 
seilen, wovon zwei der Bischof selbst, und die beid^ anderen der 
Senat des Bischofes wählen soll. 

Ferner wollen Wir, dass besagte bischöfliche Baseische Kirche 
in Gemässheit der ihr eben angewiesenen Einkünfte, bei der apostojj- 
schen Kammer zu zweihundert vierzig Gulden (Ducaten) angeschlagen 
und dass diese Taxe in den Büchern dieser Kammer verzeichnet w^e. 
Endlich gestatten wir, dass der Bischof vor den Abgeordneten 
derjenigen Kantone, aus welchen der Sprengel des Baseischen Bis- 
thums gebildet wird, folgenden Eid der Treue leiste: >Tch schwöre 
und gelobe auf das heilige Evangelium Treue und Gehorsam den Re- 
gierungen der Kantone, at^s denen das Bisthum Basel besteht, üeber- 
dies gelobe ich, weder in noch ausser der Schweiz ein Einverständiss 
zu pflegen, an einem Rathschlage Theil zu nehmen und eine verdäch- 
tige Verbindung zu unterhalten, welche die öffentliche Euhe gefähr- 
den könnte ; und sollte ich je Kunde erhalten von einem dem Staate 
schädlichen Anschlage , sei es in meiner Diöcese oder anders wo, so 
werde ich die Regierung davon in Kenntniss setzen.« 

Damit aber Alles und Jedes, was oben von Uns angeordnet wor- 
den, gehörig und schleunig in Wirksamkeit trete, so erwählen und 
bestellen Wir zum Vollstrecker dieser Unserer Bulle den geliebten 
Sohn, den gegenwärtigen Apostolischen Nuntius in Luzem und in dessen 
Ermanglung den Geschäftsträger des päpstlichen Stuhles in der 
Schweiz und ertheilen demselben die nöthigen und sachgemässen 
Vollmachten, entweder selbst, oder durch eine andere in geistlichen 
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Wfirden stehende und von ihm besonders sabdelegirte Person ^le 
obigen Verfügungen in Vollzug zu bringen, feiätzusetzen und einzu- 
richten, und über jeden Widerstand , den sie auf irgend eine Weise 
bei der Vollziehung etwa finden könnten, zu untersuchen, zu entschei- 
den und endlich abzusprechen. 

Gegenwärtige Bulle und deren gesammter Inhalt sollen zu 
keiner Zeit, weder unter dem V(»rwand, dass die dabei Betheiligten 
oder betheiligt zu sein Vorgebenden nicht gehört worden, und in die 
BesMnamungen desselben nicht eingewilligt hätten, noch durch die 
Einrede der Ers^hleichung oder die Nichtigkeit oder des Abgangs 
Unseres Willens, oder was immer für eines andern, selbst wesentlichen 
Mangels angegriffen, angefochten, oder in Streit gezogen werden kön- 
nen, senden ffir ewige Zeiten gültig und wirksam sein und bleiben, 
völlige und gänzliche Wirkung erlangen und behaupten und von 
allen, die es angeht, unverbrüdilich befolgt werden ; und wenn der- 
selben von irgend Jemandcai, unter welcher Autorität es auch sei, 
mit oder ohne Wissen entgegengehandelt würde, so soll solches durch- 
aus nichtig und unwirksam sein. Auch soll nicht entgegenstehen die 
Begel, dass ein wohlerworbenes Becht nicht entzogen werden darf, 
noch irgend eine andere apostolische Ganzleiregel; auch nicht päpst- 
Ikhe Verordnungen und Beschlüsse, oder die Statuten und Gewohn- 
heiten, Privilegien und Indulte vorbenannter Kirchen, wären sie auch 
durch Eid, p^stiicher Bestätigung, oder auf irgend eine andere Weise 
bekräftigt, noch irgend sonst etwas, wenn es auch einer ausdrücklichen 
und bescmderen Erwähnung würdig wäre. 

Wir wollen übrigens, dass der Vollstrecker der in gegenwärtiger 
Bulle enthaltenen Verfügungen von aUen und jeden zum Zweck der 
Vollziehung errichteten Urkunden, Abschriften in beglaubigter- Form 
sobald als möglich an die heilige Congregatio consistorialis einsende, 
um in dem Archiv derselben aufbewahrt zu werden. Auch wollen 
Wir, dass den Abschriften oder Abdrücken dieser Bulle, die mit der 
Unterächrift eines öffentlichen Notarius und mit Siegel einer in geist- 
lichen Wurden stehenden Person versehen sind, vor und ausser Ge- 
richt derselbe Glaube gewährt werde, wie der Urschrift selbst, wenn 
dieselbe vorgelegt oder vorgezeigt würde. Niemand also wage es, 
diese Unsere Verordnung, wodurch wir unterdrücken, aufheben, ver- 
nichten, versetzen, errichten, zutheilen, anweisen, bevollmächtigen, be- 
auftragen, derogiren und Unsem Willen erklären zu übertreten oder 
ihr freventlich entgegen zu handeln. Wer aber dessen sich unter-^ 
finge, der soll wissen, dass er die Ungnade des allmächtigen Gottes 
und der heiligen Apostel Petrus und Paulus auf sich laden wird« 
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Q^eben zu Born bei St Peter im Jahre der Menschwerdimg 
des Herrn, tausend, achthundert achtundzwanzig, den siebenten Mai, 
im fünften Jahre nnsers Fap6tthams^)«€ 

Diese Bnlle erhielt den 12. Juli 1828 Yom den St&nden Bern, 
Lnzem, Solothum und Zng, den 6. October 1829 Ton dem Stande 
Basel und den 29. Mai 1880 von den Ständen Aargau und Thurgau 
die hoheitliche Oenehmigung. 

Die päpstliche Exhortationsbreye an den Domsenat vom 1& 
September 1828 fiber die Wahl des Bischofs und die Vorschläge zu 
den Domherren lautet: 

Leo Xn. 
Geliebte Söhne! Oruss und apostolischen Segen! 

»Was Wir im Interesse der heiligen Sache bei Euch nach Mitgabe 
der örtlichen Verhältnisse schicklicher zn ordnen und zu verordnen f&r 
gut erachtet haben, das habt Ihr, wie wir nicht zweifeln, aus dem 
apostolischen Schreiben (Bulle) entnommen, welches wir bezüglich 
auf diesen Gegenstand am 7. des abgewichenen Mai haben ergehen 
lassen. Ihr werdet ohne Zweifel wahrgenommen haben, was Wir 
zur Erwerbung höherer Vortheile der dortigen Heerde des Herrn fto 
eine liebreiche Milde päpstlicher Gewogenheit an den Tag gelegt 
haben, indem Wir Euerm Gollegium das ausgezeichnete Privilegium 
ertheilten, dass Ihr nach den vorausbestimmten Gesetzen den Vor* 
Steher zu wählen habt. Gewiss ist diese Handlung sehr wichtig, 
bei deren Vollziehung Ihr, Wir haben das Vertrauen, mit Hülfe 
Gottes eine solche Gesinnung fassen werdet ,• welche , wie deutlich zu 
erkennen ist, der Vortheil der Eeligiou und das ewige Heil der Völker 
erfordert. Denn Ihr würdet Euch fremden Sunden theilhaftig machen, 
sprechen Wir mit den Vätern zu Trient, wenn Ihr nicht angelegent- 
lich dafür sorgtet, dass solche zu Vorstehern gewählt wurden, die 
Ihr als die Würdigen und der Kirche Nützlichem gefimden habt 
Auch das müsst Ihr gemäss dem Lobe der Klugheit, durch welches 
Ihr Euch empfehlet, erwägen, dass die Kirche blühe, wann, wie Ivo 
von Ghartres erinnert, weltliche Gewalt und priesterUche Gewalt unter 
sich einig gehen — deshalb ist es Eure Obliegenheit, solche zu wählen, 
von denen Ihr vor dem feierlichen Wahlact in Eribhmng gebracht 
habt, dass -sie nicht nur durch die voraus bezeichneten Eigenschaften 
hervorglänzen, sondern auch der Begierung nicht unangenehm (non 
minus grati) seien. Hierauf müsst Ihr auch vorzüglich achtsam sein, 
wann von Euch, zufolge der in unserm gleichen Schreiben festgesetz- 

1) Die p&psiliche Nachtrags-Bulle vom 23. Mftrz 1830 werden wir in dem 
niclisten Hefte aafmbreD. 
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Un Bedingungen, der betreffidnden Begierung YorscUagByerzeiehnisse 
derjenigen Männer vorzulegen sein werden, aus denen der Bischof 
für einen Kanton Euere CoUegen zu ernennen haben wird. Solche 
Meinung haben wir allerdings von Euerer Frömmigkeit und Gewis- 
senhaftigkeit, Ihr werdet in diesem Geschäfte, das vor andern hoch- 
wichtig ist, diese unsere Aufträge beachten, und wir versehen uns 
zu Euch, dass Ihr das Euch übertragene Amt sorgsam ausüben wer- 
det. — Euch inzwischen, geliebte Sohne, ertheilen wir den apostoli- 
schen Segen, der den hinmüischen Beistand verspricht von Herzen. 
Gegeben zu Born bei St. Peter, den 15, Herbst. 1828, Unserer 
päpstlichen Begierung im fünften Jahre. 



Das päpstliche Exhortationsbreve an den Bischof von Basel vom 
16. Decbr. 1831 wegen der Domherren- Wahl in den Kantonen Aargau, 
Thurgau und Bern lautet: 

>Papst Gregorius XVI. 
Ehrwürdiger Bruder! Heil und apostolischen Segen! 

Nach dem Erlasse der diesföUigen apostolischen Bulle, wodurch 
Wir sowohl far die Verlegung des dortigen bischöflichen Stuhles in 
die Stadt Solothurn, als auch far die neue Einrichtung des Domcapi- 
tels angemessen zu sorgen bemüht waren, freuen Wir Uns, dass 
dasjenige, was Wir zur Wohlfahrt der dortseitigen Heerde des Herrn 
auf erspriessliche Weise stets zu vermitteln wünschten, endlich nach 
allseitiger glucklich gelungener Ordnung der Angelegenheit seine Ge- 
nehmigung gefunden hat 

Da es aber Dir überlassen ist, künftig aus den vom Domcapitel 
gemachten und der Landesregierung vorgelegen Vorschlägen dieje- 
nigen Männer zu erwählen, welche für die Diöcesanstände Bern, Aar- 
gau und Thurgau zu Domherren zu ernennen sein werden, so empfeh- 
len Wir Dir angelegentlich, dass Du bei ihrer Wahl nicht nur die 
in oinserer Bulle vorgeschriebenen Eigenschaften forderst, sondern 
auch zur Beseitigung jeglicher Ursache eines Anstosses ganz beson- 
ders darauf sehest, dass die Gewählten der Latfdesregierung selbst 
nicht missliebig seien, (ne ipsi gubemlo sint minus grati). Daher 
soll es Deines Amtes sein, alles dasjenige, was in dieser Beziehung 
sowohl dem BiBchof als dem Capitel aufgetragen ist, sorgfältig zu 
thun und mit allem Eifer darauf zu halten, dass es von den Be- 
treffenden genau beobachtet werde. 

Dieses dürfen Wir zwar von der bewährten Sorgfalt, welche Du 
for das Heil Deiner Schafe und die Befestigung der katholischen 
Kirche an den Tag legst, ruhig erwarten, und ertheilen daher Dir, 
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Ehrwflrdiger Bruder, und der Dir anvertrauten Heerde in innigster 
Liebe Unsern apostolischen Segen. 

Gregeben zu Kom beim heiligen Petrus unter dem Fischerringe 
am 16. Christmonat 1831, im ersten Jahre unseres Papstthoms. 



Diese beiden letzten päpstlichen Actenstücke wurden ohne Ap- 
probation der Diöcesanstäude promulgirt. 

Ausser durch diese kirchlichen Urkunden wird die Wahl des 
Bischöfe und des Domcapitels noch durch einen Orundvertrag zwischen 
den Ständen Bern, Luzern, Solothum und Zug vom 28. März mit 
Ergänzungen, Zusatzartikeln vom. 29. März 1828, welchem später 
noch die Kantone BsCäel, Aargau und Thurgau beitraten, und einer 
Reihe ron Conferenzbeschlüssen der sog. Diöcesanstäude geregelt. 

DieUebereinkunft vom 28. März 1828 zwischen den Ständen Bern, 
Luzern, Solothum und Zug lautet : 

Die Regierungen der hohen Stände Luzern, Bern, Solothum und 
Zug, von der Wichtigkeit durchdrungen, die Begründung und Vollen- 
dung der Bisthnmsangelegenheiten ehestens zu bezwecken, haben zu 
diesem Ende, in Erneuerung und Vervollständigtmg des am 8. März 
1820 zu Langenthai abgeschlossenen Vertrages, mit Rücksicht auf 
ihre nachherigen Verhandlungen vom 28. Juni 1821 und 27. Win- 
termonat 1826, sowie in Beachtung der durch die seitherigen um- 
stände nothwendig gewordenen Abänderungen, folgende üebereinkunft 
mit Ratiflcations-Vorbehalt unter sich abgeschlossen, als 

§. 1. Die neue Umschreibung des Bisthums Basel wird in sich 
begreifen': 

a. die ganze katholische Bevölkerung der loblichen Stände Luzern, 
Solothum und Zug ; 

b. die katholische BevMkemng in dem mit dem löblichen Stande 
Bern durch den Wienerrecess vom 19. März 1815 vereinigten 
Landtheil. 

§. 2. Der Sitz des Bischofs wird nach Solothum verlegt, wo- 
selbst die Stiftskirche zum heiligen Urs und Victor zur Cathedral- 
kirche erhoben wird. 

§. 3. Die Wahl des Bischofes, der in einer der Begiemngen 
der Diöcesankantone genehmen Person aus der gesammten Geistlich- 
keit des Bisthums genommen wird, kommt den stimmgebendea Dom- 
herren zu. 

Die löblichen Stände werden dafür besorgt sein, dass die ein^ 
tretende Erledigung des bischöflichen Sitzes nicht zu lange an* 
dauern. 

Archiv nr Klrcbanraeht. XIX. 6 
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§. 4. Der Bischof erhält » nachdem der Yerbalprocess über 
dessen canonische Eigenschaften nach den für die in der Schweiz be- 
stehenden bischöflichen Kirchen allgemein üblichen Vorschrift abge- 
fosst sein wird, durch den heiligen Vater seine canonische Ein- 
setzung. 

§. 5. Der jährliche Gehalt für den Bischof ist auf achttausend 
Franken festgesetzt. 

§. 6. Die Regierung des löblichen Standes Solothurn weist 
dem Bischöfe eine, seiner Wurde angemessene freie Wohnung an und 
übernimmt den Unterhalt der Gebäulichkeiten derselben ohne hiefur 
die Diöcesankantoue in Anspruch zu nehmen. 

§. 7. Dem Bischof wird ein Domstift beigegeben. 

§. 8. Das Domstifb wird aus 17 Domherren oder Capitularen 
bestehen, wovon wenigstens zwölf beim Domstift residiren sollen, um 
den Gottesdienst zu versehen und dem Bischöfe bei kirchlichen Ver- 
richtungen die nöthige Beihülfe ^n leisten. 

Derselbe wird gebildet: aus drei Domherren des Standes Luzern, 
drei des Standes Bern, ferners aus den zehn Capitularen des GoUegiat- 
stiftes von St. Urs und Victor zu Solothurn und endlich durch den 
Domherrn des löblichen Standes Zug. 

§. 9. Aus obiger Zahl werden zehn mit Stimm- und Wahl- 
recht den Senat des Bischofs bilden, nämlich je drei aus den Katonen 
Luzern, Bern und Solothurn und einer aus dem Kanton Zug. 

§. 10. Jedem Diöcesanstand ist es freigestellt die ihn betref- 
fende Anzahl von stimmgebeuden Domherrn zum Theil aus residiren- 
den oder nicht residirenden bestehen zu lassen, doch soll immer von 
den löblichen Ständen Luzern und Bern wenigstens ein Domherr bei 
dem Domstift residiren, der ebenfalls zum Gottesdienst und zur Bedienung 
des Bischofs in seinen kirchlichen Verrichtungen mitzuwirken hat. 

§.11. Die Regierung des Standes Solothurn bezeichnet die 
denselben betreffende Zahl v^n Domherren, welche den Senat des 
Bischöfe zu bilden haben, aus dem Solothumer Stift. 

§. 12. Von dem obigen §. 11. findet bei der ersten Besetzung 
des Domstifts, in Bezug auf die Ariesheimischen Domstift noch sechs 
Domherren am Leben sind, die als wirkliche Domherren des Bisthums 
Basel betrachtet werden müssen, so wird ihnen zum Voraus in dem 
neuerrichtenden Domcapitel Sitz und Stimme zugesichert , und sie 
sollen als Domherren derjenigen löblichen Stände gezählt werden, wel- 
che bisher einen Bestandtheil des Bisthums Basel ausgemacht haben. 
Demnach sollen die betreffenden Stände sich über die im Verhältniss 
ihrer ehe vorigen, dem Bisthum Basel einverleibten Bevölkerung vor- 
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zunehmende, daherige Yertheilang und Uebemahme derselben des 
Nähern verutändigen. 

§. 13. Durch diese Zutheilung bleibt jedoch die von den Ständen 
Bern und Basel für den Unterhalt dieser. Domherren übernommene 
Verpflichtung ungeschwächt. Dagegen verpflichten sich die betreffen- 
den Stände, den ihnen zu Theil fallenden Ariesheimischen Domher- 
ren, welche am bischoflichen Sitze residiren wurden, für die Zeit ihrer 
Besidenz, nebst der yon den Ständen Bern und Basel ihnen zugesicher^ 
ten Pension, noch eine Gehaltszulage zu geben, um vermittelst der- 
selben ihre jährliche Besoldung auf die Summe von zweitausend Fran- 
ken zu setzen. — 

§. 14. Die zehn, den Senat des Bischofs bildenden Domherren 
werden jeweilen nach derjenigen Wahlart besetzt , welche für jeden 
Stand besonders entweder bereits bestimmt ist, oder durch fernere Un- 
terhandlung zwischen seiner päpstlichen Heiligkeit und den löblichen 
Ständen wird ausgemittelt werden. 

. §. 15 Um als Domhen* wählbar zu sein, muss der zu Wählende 
entweder ein Angehöriger desjenigen Kantons sein, der die vacante 
Stelle dotirt, oder als Geistlicher in demselben angestellt sich be- 
finden« 

In beiden Fällen werden folgende Eigenschaften gefordert: Es 
soll der zu Wählende jedenfalls ein Weltgeistlicher sein und während 
vier Jahren mit Eifer und Klugheit einer Seelsorge vorgestanden, oder 
statt dieser letzten Bedingung dem Bischöfe in der Verwaltung des 
bischöflichen Sprengeis beigestanden, oder als Lehrer der Theologie 
oder des canonischen Rechts bei einer öffentlichen Anstalt sich ausge- 
zeichn^ haben. 

.§. 16. . Der jährliehe Gehalt der residirenden stiramgeben- 
den Domherren ist festgesetzt auf zweitausend Franken, derjenige hin- 
gegen der nichtresidirenden auf dreihundert Franko. 

§. 17. Die Regierung von Solothurn sichert ihren Domherren 
den fortwährenden Genuss ihrer wirklich besitzenden Präbenden und 
der dazu gehörigen Wohnungen zu. 

Für die Wohnung der übrigen Domherren, wenn sie an die Re- 
sidenz gebunden sind, sorgen die betreffenden Regierungen entweder 
durch Anweisung einer Wohnung oder durch Vergütung eines ange- 
messenen Miethzinses. 

§. 18. An dem Domcapitel sollen folgende Dignitarien be^ 
stehen : 

a.Ein Dompropst und 
b. Ein Domdechant. 

6* 
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§. 19. Der Dompropst, dessen Präbende sich hinlänglich dotirt 
befindet, wird nach der bisherigen Wahlart von der Regierung des 
Standes Solothui^n ernennt. 

§. 20. Der von dem heiligen Vater zu ernennende Domdechant 
übt bei dem Domcapitel die canonische Disciplinaraufsicht aus. 

§. 21. Demselben wird zu seinem Gehalt als Domherr ann^och 
eine Zulage von achthundert Franken zugesichert, welche von den 
Diöcesanständen nach dem im §. 34. aufgestellten Massstabe abge- 
reicht wird. 

§. 22. Es kann nur eine Dignität auf den nämlichen Domherrn 
übertragen werden. 

§. 23. Die Würde eines Dompropsten und Dechanten darf nie 
von einem Angehörigen des nämlichen Kantons bekleidet werden. 

§. 24. Für jeden der Diöcesankantone muss auf Verlangen eine 
eigene Oflicialität errichtet werden. 

Dem löblichen Stande Bern wird die Anwendung des Art. 1. 
in der von der Eidgenossenschaft unterm 18. Mai 1816 in Garantie 
aufgenommenen Vereinigungsurkunde über die Bischof Baseischen 
Lande vorbehalten und zugesichert, die da lautet : 

»Es wird eine Officialität im katholischen Theile des Bisthums 
»sein, deren Attribute die nämlichen sein werden wie in ^en übrigen katho- 
»lischen Kantonen der Diöcese Basel. Die Grundsätze und Verrichtungen 
»dieser Officialität werden in dör Folge durch üebereinkunft zwischen der 
»bischöflichen Behörde und der Eegierung von Bern bestimmt werden.« 

Auf gleiche Weise sollen den übrigen Diöcesanständen ihre dies- 
falls besitzenden Einrichtungen vorbehalten bleiben. 

§. 25. Dem Domstifle werden für den Gottesdienst von den 
Gaplänen des Stiffes zum heiligen Urs und Victor zehn an der Zahl 
zugegeben. 

§. 26. Diese Stift«&apläne sind ohne Zuthun der übrigen Kan- 
tone aus ihren bisherigen Stiftungen zu besolden. 

§. 27. Die Ernennung der Stiftscapläne , die aus der ganzen 
Diöcese genommen werden können, geschieht durch ihre betreffenden 
Collatoren. 

§. 28. An dem Ort des bischöflichen Sitzes wird auf gemein- 
schaftliche Kosten derjenigen Stände, die daran Antheil nehmen, ein 
Seminarium errichtet. 

Ausser diesen soll, ohne Einwilligung der betreffenden Regierung, 
keine Errichtung eines Seminars stattfinden können. 

Jedoch steht es dem Kantone frei, auf seine Kosten, unter Mit- 
wirkung des Bischofes, ein eigenes Seminarium zu eniehten, in welchem 



Besetzung des biscbdflichen Slalries u. der Canonicate in der DiOcese Btsel. 85 

Falle mch derselbe mit diesem ffir die daherige Einrichtmig ins Ein- 
verständniss setzen wird. 

Dabei sichern sich die löblichen Stände die Gewährleistung des 
landesherrlichen Au&ichtsrechtes (Jus inspectionis et cavendi) in seiner 
ganzen Ausdehnung über die einmal errichteten Seminarien gegen- 
seitig zu. lieber die Anwendung derselben behalten sie sich übrigens 
durch eine eine spätere Verabredung das Nähere festzusetzen vor. 

§. 29. Die Kegierung von Solothum räumt für das Seminarium 
das erforderliche Gebäude ein, dessen Unterhalt sie übernimmt, ohne 
weder für eins noch anderes die Diöcesankantone in Anspruch zu 
nehmen. 

§. 30. Für die erste innere Einrichtung des Gebäudes des Se- 
minarinms und für die Anschaffung der hierzu erforderlichen Geräth- 
schaften, sowie for den Unterhalt der Letztem werden die am Semina- 
rium theilnehmenden Kantone verhältnissmässig beitragen, nachdem 
ihnen der löbliche Stand Solothurn eine üebersicht der diesfälligen 
Bedürfnisse und ihres Kostenbetrags vorgelegt und die Mehrheit der 
Stände dieselbe genehmigt haben wird. 

§.31. Die Regierung von Solothum gewährleistet den Unter- 
halt des Kirchengebäudes zum heiligen Urs und Victor. Die dem 
Domstifte zu seinen gottesdienstlichen Verrichtungen nöthigen Para- 
mente und andere Gegenstände werden von der Stiflskustorei zum heili- 
gen Urs und Victor geliefert. 

Um hier nach Gebühr vollständige Vorsehung zu thun, sollen 
die Vacatureinkünfte während den drei ersten Monaten der Erledi- 
gung des Bischofssitzes der vorbenannten Stiftskustorei zufallen. 

Bei längerer Erledigung des bischöflichen Stuhles behalten sich 
die Diöcesanstände das Recht vor den weiter fallenden Vacatnrein- 
künften Behufs der Diöcesanverwaltung die gutfindende fernere Bestim- 
mung zu geben. 

§. 32. Dagegen behaltet sich der löbliche Stand Solothurn vor: 

a. dass der Ffarrgottesdienst nach wie vor, in der Stiftskirche ge- 
halten werden könne ; 

b. dass bei unvorhergesehenen Fällen von Abänderungen oder Auf- 
hebung des Bisthums die Stiftskirche, das Seminarium das Haus 
des Bischofs und die Stiftskustorei niemals als Diöcesaneigenthum 
angesehen werden könne; 

c. dass die Solothurnischen Capitularen fortfahren sollen, eine eigene 
Corporation zu bilden, und ihnen den Fortgenuss ihrer Rechte, 
Güter und CoUaturen nach der bisher üblichen Weise zugesichert 
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bleibe, insoferne das gegenwärtige Concordat darin keine Abände- 
rungen getroffen hat 

§. 33. So wie das besondere Solothumische Stiftsvermögen jetzt 
und in Zukunft eigens verwaltet wird, so sollen dagegen auch von der 
wirklichen Existenz des Domstiftes hinweg alle der Diöcese zufallenden 
Zuflüsse durch Legationen, Donationen u. s. f., wenn sie durch aus- 
drückliche Bestimmungen dieser zugedacht worden sind, abgesondert 
von jenem Stifsvermögen als wirkliches Diöcesangut verwaltet werden, 
und den gesammten Diöcesanständen im Verhältnisse ihrer leistenden 
Beiträge zufallen. .. 

Donationen aller Art, welche für die Präbenden eines einzelnen 
Kantones gestiftet worden, gehören einzig dem Kantone zu und bleiben 
ihm bei allfalliger Theilung vorbehalten, Behufs dessen sie stattge- 
funden hatten. 

§. 34. Zur Abreichung der Beiträge an den Gehalt des Bischofs, 
sowie an die übrigen gemeinsam zu bestreitenden Unkosten der Diö- 
cese soll für die contrahirenden Stände als Scala ihre katholische Be- 
völkerung, welche dem Bisthumssprengöl einverleibt ist, dienen, und 
dafür bis zu einer förmlichen Ausmittelung derselben nachstehendes 
Yerhältniss angenommen sein, als 
für den Stand Luzern 
„ „ „ Bern 
„ „ „ Solothum 

M 11 11 Zug 

Zusammen 203,000 Seelen. 

In dem, auf die Ausfährung der neuen Diöcesaneinrichtung nach- 
folgenden nächsten Frühjahre soll eine förmliche Aufzählung der 
sämmtlichen, in der Diöcese begriffenen katholischen Einwohner, ohne 
Unterschied auf Heimathrechtigkeit und Eücksicht auf Alter auf An- 
ordnung der Eegierungen statthaben. 

Diese Aufzählung wird je von zwanzig zu zwanzig Jahren, zu dem 
nämlichen Zeitpunkte auf gleiche Weise erneuert. 

Die Eegierungen überreichen das Eesultat dieser Aufzählungen 
nach Pfarreien oder Gemeinden abgetheilt, und mit ihrer Anerken- 
nung und Beglaubigung förmlich bekleidet, zu Händen des Diöce- 
sanverbandes. 

§. 35. Die Diöcesanstände gewährleisten die ordentliche, sichere 
und freie Abreichung ihres betreffenden Antheils an diese gemeinsamen 
Diöcesankosten aus den ihnen hiefiir zu Gebot stehenden Mitteln, und 
entschlagen sich jeder andern Abreichungsweise dafür als der so eben 
angegebenen, sowie jeder anderwärtigen Dotation. 



100,000 Seelen, 


44,000 


11 


45,000 


11 


14,000 


11 
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§. 36. Zufolge der mit dem päpstlichen Stahle abgeschlosseaen 
Convention wird der Bischof den in derselben vorgeschriebenen Eid der 
Treue gegen die Diöcesanstände, je nach dem Ermessen derselben, zu 
ihren Händen entweder den sämmtlichen Abgeordneten oder einer ge- 
meinschaftlichen Delegation derselben ablegen. 

§. 37. Da die Formel des Eides, welche die Bischöfe Sr. päpst- 
lichen Heiligkeit beim Autritt ilirefii Amtes abzulegen haben, sowie 
sie gewöhnlich lautet, keineswegs der Stellung eines Seelenhirten und 
Untergebenen einer nicht katholischen oder paritätischen Begierung 
angemessen ist, so werden die löblichen Diöcesanstjänden darauf be- 
stehen, dass ein künfbiger Bischof von Basel seinen Eid nicht nach der 
Formel, sondern vielmehr nach derjenigen zu leisten habe, welche in 
Staaten, die unter einem nichtkathoUschen Fürsten stehen, wie z. B. 
in Preussen, Grossbrittannien \i. s. f. üblich ist. 

Es verlangen die löblichen Diöcesanstände, dass die Vorschrift 
dieses zu leistenden Eides in einer beglaubigten Abschrift, sowie bei 
der Eidesleistung eines jedesmaligen neuen Bischofs der darüber abzufas- 
sende Yerbalprocess* in ordentlicher Ausfertigung ihnen zugestellt 
werde. 

§. 38. Die löblichen Stände garanthren sich gegenseitig das 
'Beeht des Placetum regium in seiner vollen Ausdehnung. 

Alle Publicationen des Bischofs oder seiner Delegirten, sowie die 
Acten der geistlichen Gerichtsbarkeit sollen dem Gutheissen der Re- 
gierungen nach darüber festzusetzenden Formen unterworfen sein. 

§. 39. Ebenso behalten sich die Diöcesanstände ihre bisherigen 
Rechte, Herkommen, Freiheiten und wohlhergebrachten Uebungen in 
kirchlichen Sachen aufs Feierlichste vor und gewährleisten sich die- 
selben gegenseitig. 

§. 40. Den löblichen Mitständen, Aargau und Thurgau wird 
der freie Beitritt zu der neuen Umschreibung des Bisthums Basel, so- 
wie zum gegenwärtigen Vertrag vorbehalten und zugesichert. 

Ebenso dem löblichen Stand Basel entweder für seine sämmtliche 
katholische Bevölkerung, oder, wo er es gutfinden sollte, blos für 
diejenige in dem ihm durch den ViTiener Recess vom 19. März 1815 
zugefallenen Landestheil. 

Falls die löblichen Stände Aargau und Thurgau dem Bisthums- 
verband beitreten, wird ihnen ihr Antheil am Domstift, wie folgt, zu- 
gesichert, nämlich : den^ Stande Aargau ein residirender und zwei 
nicht residirende, und dem Stande Thurgau ein nicht residirender 
Domherr. 

Tritt einer oder mehrere der obgenannten Stände dem Bisthums- 
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verband bei, so wird der jährliche Gehalt des Biachofe bis auf ä^s 
Maximum von zehntausend Schweizerfranken im Yerhältniss der ein- 
verleibten katholischen Bevölkerung des betreffenden Standes verr 
mehrt. 

Sollte die Vereinigung der sämmtlichen obgenannten Stände 
stattfinden, so kann, wenn es erforderlich sein sollte, der bischöfliche 
Sprengel wegen seiner grössern Ausdehnung mit einem Sufiraganeus 
oder Weihbischof versehen werden, der, vom Bischof ernannt, einen 
jährlichen Gehalt von zweitausend Franken beziehen wird, welcher 
auf die sämmtlichen, dem Bisthumsverband beigetretenen Stände zu 
vertheilen ist. 

Im übrigen treten obgenannte drei löblichen Stände in alle jene 
Rechte, Genüsse und Verbindlichkeiten ein, welche für die contrahiren- 
den Diöcesanstände durch vorstehenden Vertrag bestimmt wor- 
den sind. 

§. 41. Den andern, vom Bisthum Constanz losgetrennten löb- 
lichen Ständen bleibt der Zutritt zum neu umschriebenen Bisthum 
Basel auf den Fall ebenfalls vorbehalten und zugesichert, wo von 
Seite des päpstlichen Stuhles die Einwilligung dazu erhalten wer- 
der kann. 

Ihre daherigen Verhältnisse bleiben einer späteren üebereinkunft 
vorbehalten. 

Also abgeredet und beschlossen unter Vorbehalt der Genehmigung 
der allseitigen, vorbenannten hohen Regierungen. 
Luzern den 28. Märzmonat 1828. 



Der betreffende Zusatzartikel vom 29. März 1828. lautet: 
Die hohen Diöcesanstände Luzern, Bern, Solothurn und Zug, 
unvorgegriffen den im Art. 28. des zwischen ihnen abgeschlossenen 
Grundvertrages "über die Wiederherstellung und neue Umschreibung 
des Bisthums Basel vom gestrigen Datum sich vorbehaltenen spätem 
Verabredung über die nähere Anwendung des sich gegenseitig gewähr- 
leisteten Jus inspectionis et cavendi für die einmal errichteten Semi- 
narien, nehmen schon vorläufig durch gegenwärtigen Nachtrag förm- 
lich unter sich den Grundsatz an : dass unter diesem Aufsichtsrechte 
der hohen Diöcesanstände namentlich die Zustimmung derselben für 
die bei einem solchen Seminar anzustellenden sowohl Vorsteher als 
Lehrer, sowie die volle Befugniss mitbegriffen sein soll : durch eigene 
Gommissarien an den Prüfungen, die mit den Alumnen eines solchen 
Seminars vorgenommen werden, Theil zu nehmen. 
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Dieser Zusatzartikel soll gleiche Kraft und Verbindlichkeit iu 
sich tragen, als wäre derselbe dem obenher gerufenen Grundvertrage 
unmittelbar einverleibt. 

Also abgeredet und beschlossen unter Vorbehalt der Genehmigung 
der allseitigen Regierungen der eingangsbenannten hohen Stände in 
Luzern den 29. Märzmonat 1828. 



Endlich sind es noch folgende Conferenzbesohlfisse der Biöcesw- 
stände, welche för unsem Gegenstand von Bedeutung sind. 

1. Conferenzbeschluss vom 6. December 1828, betreffend die 
Beeidigung, Gonsecration und Installation des Bischofes;, dessen In* 
halt lautet: 

»Die Abnahme des Eides von dem jedesmal eintretenden neuen 
»Bischof zu Händen der hohen Diöcesanstände hat am Tag seiner 
»feierlichen Gonsecration, und zwar unmittelbar dieser kirchlichen 
»Hsmdlung vorangehend, zu erfolgen. 

2. Die Beeidigung hat auf dem Bathhause in Solothurn vor 
dem Deputirten der Diöcesanstände, in Anwesenheit d^ Begleitschaft 
des Bischofs, bei verschlossener Thüre statt, wobei die einverstandenen, 
und in der üebereinkunft mit dem päpstlichen Stuhl wie in der Cir- 
cumscriiitions-Bulle enthaltene Eidesformel feierlich abgelesen und so* 
nach dem vortretenden Bischof durch das Präsidium der Versammlung 
auf das Evangelienbuch der Eid förmlich abgenommen wird. 

lieber die Eidesleistung ist ein ordentliches Verbale auszufer- 
tigen, dasselbe in Urschrift in das Archiv der Regierung von Solo« 
thum niederzulegen und jedem Diöcesanstand davon eine beglaubigte 
Abschrift zuzustellen. 

8. Dem Bischof wird unmittelbar nach der Beeidigung der 
landesherrliche Bewilligungsact der Diöcesanstände, von dem bischöf- 
lichen Stuhle Besitz nehmen und sich conseairen lassen zu dürfen, 
übergaben. (Conf.-Prot. vom 6. Heumonat 1829.). 

4. Sobald hierauf der Bischof mit den üblichen kirchlichen 
Ceremonien in die Cathedralkirche einbegleitet sein wird, begeben 
sich die Stellvertreter der h. Diöcesanstände auf hierüber erhal- 
tene Anzeige in feierlichem Zuge ebenfalls dahin, um der Conse- 
crationshandlung beizuwohnen, zu welchem Ende sie an der grossen 
Eirchenpforte von einigen Mitgliedern des Domstiftes empfangen, be- 
willkommt und an die ihnen in der Kirche anzuweisenden ausgezeich- 
neten Plätze hinbegleitet werden sollen. 

5. Von dem Acte, welcher über die kirchliche Eidesleistung, 
die während der Consecrationshandlung von dem zu weihenden Bischof 
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erfolgt, zu Hauden des heiligen Stuhles ausgefertigt wird, ist der 
Begienuig des Standes Solothurn zu Händen der sämmtlichen Diö- 
cesanstände ein Doppel zuzustellen, um im Staatsarchiv zu Solothurn 
aufgehoben zu werden, nachdem davon diesen Standen beglaubigte 
Abschriften werden zugestellt worden sein. 



2. Conferenzbeschluss von 20. October 1830, betreffend des 
jus exclusionis der Stände, welcher lautet: 

Das Domcapitel hat, wenn es sich um die Wahl eines neuen 
Bischofes handelt, vor der feierlichen Wahlhandlung den, Namens der 
Diöcesanstände in Oonferenz versammelten Abgeordneten denjenigen 
vertraulich zu e- öffnen, welche dasselbe zum künftigen Bischof zu 
wählen beabsichtiget, damit nach umständen gegen einen solchen 
das den Diöcesanständen zustehende Becht des Anschlusses (j^ ex- 
clusionis) in Anwendung gebracht werden könne. 

2. Das Becht, dem vom Domcapitel als künftigen Bischof in Vor- 
schlag Gebrachten den Ausschluss von dieser Stelle zu geben, steht 
jedem der h. Diöcesanstände zu. Wo aber dieses Ausschlussrecht nur 
von einer Minderheit oder einem einzigen Stande in Anspruch genom- 
men werden sollte, hat diese oder dieser die Gründe dazu der Gonferenz 
zu eröffnen, worauf durch die Mehrheit der Stimmen entschieden wird, 
ob die angetragene Ausschliessung stattfinden soll oder nicht. 



3. GonferetusibescMuss vom 25. October 1830, betreffend Wieder- 
besetzung des bischöflichen Stuhles, der lautet: 

„Auf den Fall der Erledigung des bischöflichen Sitzes werden 
sich die Diöcesanstände zur Ausübung ihrer Landeshoheitsrechte in 
einer durch den ausschreibenden Kanton innerhalb drei Monaten nach 
erfolgter Erledigung zu veranlassenden Gonferenz versammeln und 
hiervon das Domcapitel in Kenntniss setzen, damit, unter Beobachtung 
des päpstlichen Exhortationsbreve vom 15. Herbst. 1828 und übriger 
Vorschriften, zur Wahl des neuen Bischofs geschritten werden könne. 



4. Conferen^beschlms vom 25. October 1830, betreffend die 
Erledigungen am Dorastift überhaupt, dessen Inhalt lautet: 

„So oft die Stelle eines Bischofs, eines Weihbischofs, eines Bis- 
thumsverwesers oder eines andern bei der höheren Diöcesanverwaltung 
angestellten Beamten, sowie jene eines Dompropsten oder Domdechan- 
ten in Erlediguirg kommt, soll sogleich den sämmtlichen löblichen 
Diöcesanständen durch die hohe Begierung von Solothurn davon An- 
zeige gemacht werden. 
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Diese Anzeige hat aueh an den betreffenden löbHchen Stand zu 
erfolgen, dessen Besidenzial- oder nicht -Besidenzial- Domherr am 
bischöflichen Sitz mit Tod abgehen würde. 



5. Conferen^heschluss vom 26. October 1830, betreffend die Er- 
nennnngsanzeigen. Der lautet: 

1. Die durch Erledigung oder auch sonst sich ergebenden Er- 
nennungen eines Weihbischofs, Oeneralvicars, Dompropstes, Dom- 
dechanten und Domherren, es mögen diese residirende oder nicht 
residirende Domherren sein, müssen den s&mi^chen löblichen Diö- 
cesanständen sogleich zur Eenntniss gebracht werden. 

2. Diese Anzeigen sollen der Regel nach durch die Begierung 
des Standes Solothum und bei Ernennung zu Domhermstellen durch 
die betreffende Begierung geschehen, welche dabei mittelbar das Wahl* 

recht ausgeübt hat. 

1 1 ■ ■ ■ ■■ 

6. Conferenzbeschluss vom 26. October 1830 bezüglich der 
hoheitlichen Genehmigung ffir Installationen, der lautet : 

Ohne vorherige landesherrliche Bewilligung durch die Diöcesan- 
stände soll keine Installation eines Bischofs, Weihbischofs oder eines 
Dignitars am Domcapitel Platz finden dürfen. 

(Fortsetzung folgt.) 



Die Aufhebung der Mouarchia Sicula (1867). 

Manarckia Sicula hiess eia angeblich auf einer Bulle des Papstes 
Urban vom Jahre 1098 beruhendes Privileg der Herrscher Siciliens, 
kraft dessen diese als päpstliche Legaten eine &st unumschränkte 
geistliche Jurisdiction besassen. Dieses Vorrecht hat von jeher zu 
vielen Zwistigkeiten zwischen der geistlichen und weltlichen Gewalt 
Anlass gegeben und verschuldet grossentheils die traurigen kirch- 
lichen Zustände Sicüiens. Die Erlasse des päpstlichen Stuhles da- 
wider von 1714 und 1715 sind abgedruckt bei Boskavany Monu- 
menta I. p. 238. 243. Von Benedict XIIL wurden 1728 nach langen 
Streitigkeiten die sogenannten Rechte der siculischen Monarchie an- 
erkannt (der Text i&c Bulle steht bei Vater Anbau der neuesten 
Eirchengeschichte I. , 125 — 138 und ein Auszug aus derselben bei 
Boscavany 1. c. I., 254—257.). unter dem 16. Februar 1818 wurde 
mit Neapel ein Goncordat abgeschbssen, zu welchem im Jahre 1858 
acht Zusatzdecrete erschienen (vgl. Archiv III., 367—370.), durch 
welche einigen oft erhobenen kirchlichen Beschwerden abgeholfen 
wurde. Im Wesentlichen bestanden aber die Vorrechte der soge- 
nannten Monarchia Sicula fort und nun wollte auch die Begierunng 
Victor EmanueVs, die Begierung der »freien Kirche im freien Staate,€ 
die sich bekannter Massen Siciliens bemächtigte, ebenfalls auf das 
Becht der Monarchia Sicula Ansprach machen. Im Nachfolgenden 
theilen wir nun nach dem (von Herrn Dr. theol. Schmitz aus Bom 
gütigst übersandten) amtlichen Giorndle di Roma Nr. 235. vom 
12. October 1867: 1) die BnWs, Suprema universi mit, in welcher von 
Pius IX. die angebliche Apostolische Legation und sogenannte Mo- 
narchie in Sicilien, sowie der judex delegatus und sein Tribunal sammt 
dessen Beamten und Officialen vollständig abgeschafft und aufgeho- 
ben werden; 2) ein Breve Pius IX., welches die kirchlichen Ange- 
legenheiten Siciliens nach den canonischen Gesetzen regelt. 

IJ Sanctissimi Domini nosiri IHi Divina Providentia Papas IX. 

Literae apostolicae 

quibas praetensa aposlolica in Sicilia Legatio ac Monarchia sie appellala nee non 
Jodex Delegatus ejusqae Tribunal minisiri et officiales omnes plane abrogantar 

ae delentur. 

PIUS EPISCOPUS 

Servus Servoram Dei 

Äd Perpetuam Bei Memorinm. 

Suprema universi Dominici gregis cura Nobis licet immeritis in 
persona beatissimi Petri Apostolorum Principis ab ipso Christo Do- 
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mino divinitns eommissa omnino postidat, nt pro Ipostolici Nostri 
ministerii officio omnium totins catholici orbis Ecclesiarum bono ao 
prosperitati stadiosissime piospiciamus, et omnia oonemur, quo sanctis- 
Bima nostra fides ac religio ubique magis in dies vigeat, efflorescat, et 
ecclesiastica discipMna servetor ac promoveatnr, ac radicitus evellantar 
ztzania, quae immicus homo superseminavit in medio tritici, et omnes 
eliminentur corraptelae, quae animaram saluti et sacrarum reram or- 
dini vel marime adversantur. Hinc vel ab ipso Nostri Pontificatas 
exordio paternaa' Nostras soUicitadines ad Siciliam convertimus , et 
Apostolicas quoque Nostras Litieras, annnlo Piscatoris obsignatas, ac 
die XXVI Jannarii MDCCCLVI editas, quarum initiom »Pecnliaribiurf 
yalgavirnos pro spirituali Siciliae utilitate, quae ab antiquis tempori- 
bus filia in primis dilecta Komanae Ecclesiae , arctissimis praecipuae 
pietatis , amoris et observaiitiae Tincuhs huic Apostolicae Sedi fuit 
obstricta. Summo autem animi Nostri dolore maxima noviinus mala 
et damna, quibus Sicilia ipsa jamdiu misere afflictatur. Ac serio con- 
siderantes omnia acta , quae haec ^Sancta Sedes pro eadem Insola 
edidit, perspeximus, rec. me. Olementetu XI., Decessorem Nostrum, 
merito atque optimo jure judicasse, plurima, eaqne gravissima Siciliae 
mala, abusus et corruptelas oriri ex praetensa Legatione^ ac Tribunali 
Monarchiae, quae concessa dicuntur ab Urbano 11.^ tem Praedecessore 
Nostro. Quodrca idem Clemens XI., apostoMco zelo incensus, decimo 
Ealendas Martii anno millesimo septingentesimo decimo quarto, suas 
sub Plumbo edidit Pontificias Litteras, incipientes «Bomanus Pontifex», 
quibus penitus abrogavit et extinxit praetensam Apostolicam Lega- 
tionem, et ita appellatam Monarchiam, ejusque Tribunal, gravissimas 
causas luculenter exponens, ob quas hujusmodi consilium a se omnino 
suscipiendum esse existimatit. Postmodum vero Benedictus XIIL, 
PraedecessoT pariter N«ster , peculiaribus rerum ac temporum ad- 
junctij», ac repetitis promissionibus adductus, eaque spe fretus fore ut 
Tribunali, cum certis et immobilibus normiset regulis constituto, omnes 
de medio toUerentur abusiones, die 30. Augusti Anno 1728 Apostolicas 
sub Plumbo promulgayit Litteras exordientes «FideU,» quibus in Sicilia 
constituit Ecclesiasticum causaarum Delegätum Judicem, ejusque Tri- 
bunal, cum facuHatibus et legibus, quae nullo unquam modo immu- 
tari possent. Inanes vero fuere praelaudati Nostri Decessoris spes, 
nam judex ille ac tribunal retinens nomen ' Judids ac TribunaUs Mo- 
narchiae, seveluti antea ex praeienäa Apostolica Legatione originem 
habere perperam censuit, ac laica potestas non solum idem tribunal 
dirigendum suscepit, verum etiam ordinationes, declarationes etprag- 
maticas sancti<mes Apostolicis Litteris cFideli» adversas edidit, et 
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insuper perrexit asserta exercere jura sie dietae Legationis a de- 
mente XL de medio sublatae, ac Delegatus Judex magis guberuii 
ordiDatienibus, qaam memoratae Benedict! XIII. Constitationi obsequi, 
et adhaerere existimavit. Itaque baec Apoetolica Sedes band omisit 
saepe reclamare et instare, ut linütes ab eadem Constitutione Bene^ 
dicti XIIL praeseripti diligenter obseryarentor. Atque id occasione 
Conventionis inter hanc ApostolicamSedem, et Utriusque SiciliaeBegem 
anno 1818 initae, denuo Mt promissum, Begia etiam Ordinatione 
edita, quae in Epistolam Begii Administri diei 29. Aprüis anno 1818 
relata praecipiebat, nt omnes de medio tollerentur abusus, et limites 
in Apostolicis Litteris «Fideli» statuti diligenter cnstodirentnr. Sed 
repetita promissa minime seryata fneront, nee exauditae tum Nostrae, 
ac Nostrorum Praedecessorum reclamationes et querelae, tum iUae 
Episcoporum in conirentu ab ipsis anno 1850 in dicta Insula babito, 
etianisi de grayissimis ageretur abosibus, ex quibus summa in Siciliae 
fideles damna, ac detrimenta redundabant, quae jam omnes Sacrorum 
ejusdem Insulae Antistites in Concilio Tridentino existentes unanimi 
consensu apud Gatfaolicum Begem Ecclesiae jnra reclamantes yehe- 
menter deplorayerant. Nos ipsi aliqua ex parte opportunum malis 
remeciiutn adhibere curayimus, sed inutiles Nostrae fuerunt sollicitu- 
dines. Etenim Legationis praetextu, ecdesiasticae res majore ex parte 
usurpatae, ac leges de ecclesiastica disciplina pei-peram conditae, et 
baec Apostolica Sedes impedita quominus salutarem suam erga iUafi 
Ecclesias actionem exercere possit. Atque 6o peryentum est, nt in 
rebus ad ecclesiasticam disciplinam pertinentibus laica potestas minime 
peudere yelit a Bomano Pontifice, cujus yices ^ agerejactat. Judex 
vero ita appellatae Monarcbiae, minime seryans limites praescriptos 
ab Apostolicis Litteris «Fideli,» ciyilium Ministrorum ordinatiotübus 
inseryiens, eas temere exequitur, sibique yindicat facultates, quibus 
omnino caret, et grayaminis obtentu specieque, ad se, plane neglectis 
Ganonicis Sanctionibus, per oommemoratas Idtteras «Fideli:^ enuncia- 
tiSvCausas ayocat, et Episcopos ad rationem reddendam itacogit, ut 
ipsi raro possint, prima etiam proyocatione, de causis judioare, et im- 
pedit quominus Supremi Beligiosarum Familiamm Moderatores suam 
aactoritatem in subditos sibi religiöses yiros exercere queanl, atque 
etiam interiori. Begukrium Ordinum disciplinae sese immiscere non 
dubitat. Eine factum est, ut in Sicilia Episcoporum auctoritas, cum 
summo eomm jurium damno et animarum salutis discrimine, fuerit 
depressa ae dejecta, ut ecclesiastica disciplina. eneryata^ et Begularis 
obseryantia fere destructa , et utriusque Gleri inobedientia adyersus 
suos Praepositos promota ac definisa, ut Episoopi et Begularium Ordi- 
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aom Moderatores, continna illius Tribunalis illegitima actione ^ vi 
pressi , band possint impedire perturbationes , et 'quae tristia conse- 
qnuntux ex nullitate actorum, quae ab eodem Tribunali patrantur 
contra statuta et praescripta ab ipsis «Fideli» Apostolicis Litteris. 
Accedit etiam , ut superiori fere exeunte saeculo Messanae Tribunal, 
a civili potestate pro suo arbitrio fuerit perperam constitutum , quin 
uUo modo a Monarchiae Tribunali penderet. Ex quo luctuosissimo 
sane rerum statu tristissima illa in Siciliam variis temporibus redun- 
darunt mala, quae potius lugenda quam commemoranda sunt, cum 
Omnibus apprime cognita sint et perspecta, praesertim posteaquam 
ipsae Nostrae Apostolicae Litterae per summam injuriam eontemptae et 
pessumdatae fuere. Ac nisi nota esset eximia Siculorum erga hanc 
Petri Cathedram catholicae unitatis centrum fides, pietas, observantia 
et obedientia, nee non I^iscoporum pro animarum salute sollicitudo, 
metuendum esset periculum, ne si ita res progrederentur, Sicilia gra- 
vioribus etiam malis afSictaretur. Cum igitur ex eodem Tribunali 
superius enuntiato, quod Monarchiae vocant, tot in Ecclesiam, ejusque 
auctoritatem, jura ac disciplinam damna derivarint, ac derivent, et 
irritae fuerint iteratae hujus Apostolicae Sedis expostulationes, quo, 
Tribunal idem praefinitos in Apostolicis »Fideli» Litteris limites dili- 
genter servaret, ac fallaces semper fuerint repetitae promissiones de 
tollendis corruptelis, iccirco Nos in tot gravissimis malis, quae Eccle- 
siam in Sicilia af&igunt^ ac in tot maximis periculis^ quae eidem 
Ecclesiae impendent^ non solum uuUo modo connivere possumus, 
verum etiam pro gravissimo Supremi Nostri Apostolici ministerii 
officio , mala ipsa et pericula omni cura studioque penitus amovere et 
eliminare debemus. Gravissimae enim culpae coram Deo Nos reos 
esse existimaremus , nisi tot mala radicitus extirpanda curaremus. 
Quocirca succidamus ac dissipemus oportet, ut Giementis XL Prae- 
decessoris Nostri verbis utamur, arborem illam, ex qua pessimi orti 
sunt fructus, cum Bomanus Pontifex, a Christo Domino aeqni bonique 
assertor constitutus, noxia omnia destruere ac radicitus erellere tenea- 
tur. Etsi enim de rebus ageretur ab hac Apostolica Sede ob legitimas 
causas forte unquam concessis, tamen hujusmodi concessiones revo- 
candae et abolendae omnino essent, cum, rerum ac temporumimmutatis 
adjunctis, experientia demonstret maxima orta esse et oriri damna ex 
hisce concessionibus^ easque omnis generis corruptelis et abusibus 
aditum aperire, et Ecclesiae, animarumque saluti maxime adversari. 
Itaque cum pro Apostolici Nostri muneris debito nullo modo possimus 
diutius ferro ac tollerare tot mala et corruptelas, ac permittere, ut 
Siculae Monarchiae privilegiorum obtentu ecclesiastici Ordinis dignitas 
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labefactata collabatur et eoncidat^ peculiari VV. FF. NN. S. R. E. 
Cardinalium Gongregatione iä consilium adhibita, ac nonniülis Dilectis 
Filiis Bomanae . Ouriae anditis Autistitibtts , motu proprio , certa 
scientia, matura deliberatione Nostra, deque Apostolieae Nostrae 
potestatis plenitudine, hisce Litteris non solam snppressionem et abo« 
litionem praetensae Apostolieae Sicolae Legationis, ac ita appellatae 
Mosarchiaa, a demente XI. Decessore Nostro factam confirmamus, 
verum etiam eamdem Apostolicam Legationem, et Monarchiam, qua- 
tenus opus fiierit, suprema Nostra Auetoritate iterum supprimimus 
extiuguimus, et abolemus; insuper saepe memoratam Goustitutionem 
«Fid^li», a Benedieto XIII. Praedecessore item Nostro editam, quoad 
Judicem delegatum in Sicilia, quem Monarchiae Jadieem vocant, ejus- 
que Tribunal, una cum Omnibus indultis, privilegiis et facultatibus, 
etiam in Apostolicis Litteris in forma Brevis expeditis, tum rec: me: 
Qregorii XVL , Praedecessoris Nostri, incipientibus « Jamdiu», die 3. 
Martii anno 1846 datis, tum Nostris die 21. Januarii 1856 editis, qua- 
rum iuitium ,fPeculiaxibus/^ et in quibuscumque aliis quovis titulo et 
causa a Nobis et a Praedecessoribus Nostris, quorumcumque meritorum 
^ intuitu et ratione praedieto Judici Delegato, ejusque Tribunali con- 
cessis, et conflrmatis, praesentium Litterarum tenore prorsus revoca- 
mus, et officium ejusdem Judicis, ac ceterorum officialium, et ministro- 
rum, dictumque Tribunal, una cum cojnmemorato Tribxmali Messanae 
erecto, perpetuum in modum de medio toUimus, et in omnibus omnino 
extinguimus, cassamus et delemus. Yolumus propterae et mandamus, 
ut illa omnia yeluti plane extineta, suppressa et abolita, nee non 
respective rescissa, cassata, deleta, revocata, ac penitus abrogata ab 
onmibus haberi ac reputari debeaut. 

Geterum ad praemis^ d^Tonimus, ut pro Pontifieia Nostra solli* 
citudine Ecciesiae libertatem, ac Nostram, et hujus S. Sedis, et Epis^ 
coporum ac Begolarium Superiorum auctoritatem vindicaremus , et 
ecclesiasticam restitueremus disciplinam, ac periclitantium animarum 
saluti prospiceremus. Gum autem praecipuae prorsus caritate fideles 
Siciliae populos merito prosequamur, qui avita religione ac pietate 
spectati, immobili fide et observantia Nobis et huic Apostolieae Sedi 
constantissime adhaerere vehementer gloriantur, haud omittemus alüs 
Nostris Apoätolicis. Litteris eorumdem fidelium inconamodis, ac dis- 
pendiis occurtere, concedendo opportunas facultates Yenerabilibus 
F;i'atribus Sacrorum in Sicilia Antistibus, quos iidem fideles facilius et 
commodius adire pot^unt. Haec volumus, statuimus, praecipimus, 
atque mandamus, decernentes has praesentes litteras, et in eis con^ 
tenta quaeeumque etiam ex eo quod praedicti et alii quilibet in prae-. 
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missis interesse habentes, seu habere quomodolibet praetendentes, 
cujasque Status, gradus, ordinis, praeeminentiae et dignitatis etiam 
B^iae et Imperialis existant, Ulis non consenserint, nee ad ea vocati^ 
citati, et auditi, causaeque propter quas praesentes emamunnt, saf- 
ficienter adductae, verificatae et justificatae non faerint, ant ex alia 
qoalibet etiam quantmnTis joridica et privilegiata caosa, colore, prae- 
textu, et capite, etiam in corpore juris clause, etiam enormis, enor- 
missimae et totalis laesionis, nnllo unquam tempore de subreptionis, 
Tel obreptionis, aut nullitatis vitio, seu intentionis Nostrae, vel inter- 
esse habentium consensus, alioque quolibet, etiam quantumvis magno, 
et substantiaU, ac inexcogitato, et inexcogitabili, individuamque 
expressionem requirente defectu notari, impugnari, infringi, invalidari, 
retractari, in controversiam vocari, aut ad terminos juris reduci, seu 
adversus illas aperitionis oris, restitutionis in integrum, aliudre quod- 
cumque juris, facti, vel gratiae remedium intentari, vel impetrari, 
aut impetrato, seu etiam motu, scientia, et potestatis plenitudine 
paribus concesso vel emanate, quempiam in judicio , vel extra illud, 
uti, seu se juvare ullo modo posse; sed ipsas praesentes litteras 
semper firmas, validas et efficaces existere et fore, ac quibuscumque 
juris, seu facti defectibus, qui adversus illas a saeculari potissimum 
potestate, seu praedicta abolita, et extincta Legatione, Sicula Mon- 
archia^ Tribunali, Judice Delegato, illorumve Ministris quibuslibet, ad 
effectum impediendi, seu retardandi earum executionem quovis modo, 
seu ex quavis causa opponi, seu objici possent, minime re&agantibus, 
suos plenarios et integres effectus sortiri etobtinere: Eiusque propterea 
Omnibus, et singulis per eamdem saecularem potestatem, sive per 
eamdem abolitam, et extinctam Le^tionem, ac Tribunal , eorumque 
ministros quoscumque qupmodolibet allatis, seu afferendis impedimen- 
tis, penitus, et omnino rejectis, ac nequaquam attentis ab illis, ad 
quos spectat, et pro tempore quandocumque spectabit, inviolabiliter, 
et inconcusseobservari: sicque et non aliter in praemissis per quos- 
cumque Judices Ordinarios, et Delegatos, etiam Gausamm Palatii 
Apostolici Auditores, et ejusdem Sanctae Bomanae Ecclesiae Cardi- 
nales, etiam de Latere Legates et praefatae Sedis Nundos, aliosque 
quoslibet quacumque praeeminentia, et potestate fungentes, et functu- 
res, sublata eis, et eomm cuilibet quavis aliter judicandi, et inter- 
pretandi facultate, et auctoritate judicari, et definiri debere, ac irri- 
tum, et inane, si secus super bis a quoquam quavis auctoritate seien« 
ter vel ignoranter contigerit attentari. 

Non obstantibus praemissis, et quatenus opus sit, Nostra et 
Gancellariae Apostolicae regula, de jure quaesito non tollendo, aliisque 
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Apostolicis, ac in üniversalibas, Provincialibusqne , et Synodalibtis 
Gonciliis editis Generalibos yel Specialibns Constitutionibiis et Ordü^a- 
tionibus, nee non qnibusvis, etiam jaramento, eonfirmatione Aposto- 
lica, yel qaavis firmitate alia roboratis statntis, et consaetadinibos, ac 
praescriptionibas, qoantumvis longissimis , et imniemorabUibns; pri- 
yilegiis qaoque, indultis, et Litteris Apostolieis, qnibuseamqne Begnis, 
Provinciis, ac Personis, etiam Imperiali, Begia, aliaque qualibet mnn*- 
dana, seu etiam ecciesiastica dignitate falgentiboSf seu alia specifica 
et individua mentione dignis a Sede inraedicta ex qnacmnqne causa« 
etiam per yiam contractus, et remunerationis, sub quibascnmque ver-> 
borom tenoribus et formis, ac cum quibnsyis etiam derogatoriarum 
derogatoriis, aliisque efficacioribus, efficadssimiSf et insoUtis clansa* 
lis, irritantibasque, et aliis decretis, etiam motn, scientia et potestatis 
plenitudine paribns, ac consistorialiter , seu alias qnomodolibet in 
genere, yel in specie in contrariom praemissornm concessis, editiSt 
factis, ac pluries iteratis, et quantiscumque yicibos approbatiSf con- 
firmatis, et innoyatis, etiam continentibus, qnod excommmiicari non 
possint per Litteras Apostolicas non facientes plenam et expressam, ac 
de yerbo ad yerbnm de Priyilegüs et Indnltis hujusmodi mentionem. 
Quibus Omnibus et singulis, etiamsi pro illorom sufficienti derogatione 
de Ulis, eorumque totis tenoribus specialis, specifica, expressa, et in- 
diyidua, ac de yerbo ad yerbum, non autem per elausulas generales 
idem iinportantes mentio, seu quaeyis alifi expressio habenda, aut ali<> 
qua exquisita forma ad hoc seryanda foret, teueres hujusmodi, ac si 
de yerbo ad yerbum j nihil penitas omisso, et forma in illis tradita,- ob- 
semta; e^^primerentur , et insererentur : praesentibus pro plene, et 
snfficienter expressis, et insertis habentes, illis Blias in duo robore 
permansuris, ad praemissornm effectum hac yice dumtaxat speciaUter, 
et expresse derogamus, et derogatum esse yolumus, ceterisque con- 
trariis quibuscumque. 

Cum autem eadem praesentes litterae in Sicilia nequeant hisce 
praesertim temporibus tuto publicarii ut hactenus experientia comperr 
tum est, ac Nobis per legitimas probationes satis superque constat, 
prout harum serie declaramus, et yerendum sit ne praeteitu repro- 
batae Legis de Begio placito earumdem Litterarum exequutio impedia- 
tur; yolumus illas, seu earum exempla, ut ad omnium notitiam deye- 
niant, ad yalyas Ecclesiae Lateranensis, ac Basilicae Principis Aposto- 
lorumi, nee non Cancellariae Apostolicae, Curiaeque Generalis in monte 
Gitatorio, ac in Acie Campi Morae de ürbe, ut moris est, affigi et 
publicari, sicque publicatas et af&xas, post duos menses a die earum 
publicationis, et affixionis eomputandos, plenarium habere effectum, 
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omnesqne, et singalos, quos illae eoncemunt, perinde arctare et affi- 
cere, ac si unicuiqoe eoram nominatim, et personaliter intimatae fuis- 
sent; utque ipsarum litterarom transnmptis , seu exempliSf etiam 
impressis mann alicüjos Notarii pnblici sabscriptis,. et sigUlo personae 
in ecclesiastica dignitate constitntae inumtis, eadem prorsus fides 
tarn iu jadido, quam extra illnd ubique adhibeatur, qoae eisdem 
praesentibos adhiberetor, si forent exhibitae, vel ostensae. 

Nnlli ergo omnino hominum lic6at hanc paginam Nostranun 
extinctionis, suppressionis, abolitioms, rescissioniSt cassationis, dele- 
tionis, revocationifi, abrogationis, mandati, interdictionis, declarationis, 
et Yoluntatis infringere, vel ei ausu temerario contraire. Si quis aatem 
hoc attentare praesompserity indignationem Omnipotentis Dei, ac 
Beatoram Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit incursurum. 

Datum Bomae apud S. Petrum, *Anno Incarnationis Dominicae 
MiUesimo Octingentesimo Sexagesimaquarto , Y . Kalendas Febmarii. 

Poutificatus Nostri Auno Decimoctavo. 
M. Card. Mattei Pro Datarius. N. Card. Faraeeiani ClareUi. 

Visa de Curia D. BruH. 

Loco t HumW. i Cugnanius. 

Jubemus has Nostras Apostolicas Litteras publicari die X. Octobris 
an. MpCCCLVn. pjpg pp j^ 

De mandato SSmi in Christo- Patris et Dni Nri Dni divina 
Providentia Pii PP. IX., anno a Nativitate Domini MDCCCLVII., 
Indict.X., dievero X. Dctobris, Poutificatus ejusdem SSmi Dni Nri,. ^m. 
XXII. praeseütes Litteräe Apostolicae afiSxae et püblicatae fuerunt ad 
valvas BasiUcarum s. Joannis Lateranensis, etPrincipis Apostolorum, 
Cancellariae Apostolicae, ac Magnae Curiae Innocentianae , atque in 
acie Campi Morae, et in aliis locis et consuetis ürbis per me Aloisium 
Serafini apost. Curs. . Phüippm' Ossa/ni magist. Cui-s. 

3) 8anHi$8imi Dommi Nostri Pii Divina ProvidenÜa Papae IX. 

Litteräe Apostolicae 

ad Arcbtepiscopos et Episeopos ac alnimque Cleram tarn Saecularem quam Regu- 
lärem, et ad Reliquos omnes Cbrislifideles Siciliae quibus prapsrribitor modus quo 
Causae ad Forum Ecciesiaslicum perünentes abolitio Judice Delegato ejusqae Tri- 
banaii Judicari possint ac debeant. 

Venerabilibus Frairlbus Arrblepiscopis, Episcopis alHaqne locorum Ordinariis ac 
dilectis Filiis Ecdesiastieia et Religiosis Viris conctisqae Cbristifidelibos Siciliae. 

PIUS PP. IX- 

Yenerabiles Fratres, ac Dilecti FiUi, Salntem et Apostolicam 

Benedictionem. Moltis gravissimis aeque ac justissimifl caosis permoti, 
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vel potius impulsi, per- Apostolicas Nostras Litteras hodierno die sub 
Plumbo datas, ac perpetuo valituras, Suprema Nostra Apostolica 
Auctoritate praetensam Apostolicam Siciliae Legationem, ac ita appel- - 
latam Monarchiam, Judicem Delegatuu) ejusque Tribunal, atque etiam 
alterum Tribunal Messanae a civil! potestate superiori fere exeunte 
saeculo perperam institutum, Notarios, Scribas, Ministros, et alios quos- 
libet Officiales quovis nomine nuncupatos, Dignitates, officia, ministe- 
ria, omnesque illorum titulos, denominationem omnino extinximus, sup- 
pressimus, delevimus, atque etiam omnia et singula , si quae essent, 
illis et cuicumque illorum a !N^obis, et a quibuscumque Eomanis Ponti- 
ficibus Praedecessoribus Nostris quomodolibet concessa, ac pluries con- 
firmata privilegia, facultates, indulta, penitus et omnino revocavimus, et 
abrogavimus, et illa veluti plane revocata, abrogata et extincta>db Omni- 
bus Christifidelibus haberi et aestimari debere voluimus et mandavimus. 
Verum eodem tempore de vestra utilitate et bono summopere sollieiti, 
et iccirco vestris incommodis paterna Nostra soUicitudine occurrere 
exoptantes, cognovimus alium a Nobis modum esse statuendum, quo 
ex Sacrorum Canonum norma causae ad ecclesiasticum forum pertinen- 
tes, extincto et abolito munere et officio Judicis Delegati, ejusque 
Tribunali, possint rite cognosci, judicari, et ad debitum finem adduci, 
ac propterea perspeximus, pro earumdem causarum cognitione et fine 
in ista ipsa Insula a Nobis peculiari ratione esse providendum. Ex 
quo profecto omnes npn solum magis magisque intelligunt, summam 
esse paterni Nostri animi in Vos caritatem, ac singularem de vestris 
commodis et utilitatibus ouram, verum etiam elare aperteque agno- 
scunt, Nos ad praemissa devenisse ut gravissima amoverentur scandala, 
^t mala, quibus Siculi fideles vehementer affligebantur, utque Eccle- 
siae, et hujus Apostolicae Sedis auctoritati, dignitati et honori, et 
Episcoporum Jurisdictioni, atque animarum saluti consuleretur. Itaque, 
diuturna et accurata adhibita consultatione, rebusque omnibus dili- 
gentissime perpensis, prout rei gravitas omnino postulabat, et auditis 
nonnullis Venerabilibus Pratribus Nostris S-. ß. E. Cardinalibus , ac 
Dilectis Filiis ßomanae Curiae Antistibus consilio, doctrina, ac sacra- 
rum legum scientia, rerumque gerendarum peritia praestantibus, pro 
facili et recta earumdem causarum cognitione, et tractatiöne, sequfeh- 
temnormam statuere, praescribere, et sancire decrevimus, quam ab 
iis Omnibus, ad quos spectat, et in futurum spectabit, diligenter, 
ittviolabiliterque observari volumus, praecipimus et mandamus. 

I. Causae omnes non exemptorum ad forum ecclesiasticum quo- 
modolibet pertinentes, cujuscumque sint generis, in prima provocatione, 
seu instantia, coram Ordinarüs Locorum dumtaxat cognoscantur, nee 
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ab eorum tribunali avocari possint, nisi titulo tantum appellationis a 
sententia definitiva, aut ab interlocutoria definitivae vim habente, cujus 
gravamen per appellationem a definitiva reparari nequeat, vel nisi 
integro biennio a die motae litis computando coram ipsis Ordiuai-iis 
pependerint injudicatae, seu non decisae, quemadmodum Concilii Tri- 
dentini decreto (cap. Causae omnes 20. Sess. 24 de Reformat.) provide 
cautum est. Quod si secus fiat, quaevis appellatio, inhibitio, aut sen- 
tentia ad ejusdem Concilii praescriptum eo ipso irrita sit, ac nullius 
prorsus rpboris vel momenti. 

IL A sententia Ordinarii ad Metropolitanum appelletur, servata 
in oninibus forma, quae ab eodem Concilio sancitur. übi vero Metro- 
politanus in prima instantia tamquam Ordinarius Loci in causa pronun- 
ciaverit, appellatio deferatur ad Episcopum seniorem Provinciae, tam- 
quam Apostolicum Delegatum. A sententiis vero in prima provo- 
catione latis ab Archiepiscopo Cataniensi, qui Suflfraganeis caret, ap- 
pellandum erit ad Archiepiscopum Messanensem uti Apostolicae Sedls 
Delegatum. 

IIL Ab Archimandrita vero Messanensi, qui jurisdictionem quasi 
Episcopalem in nonnullis oppidis^ seu locis nullius Dioecesis Provinciae 
Messanensis exercet, appelletur ad Archiepiscopum Messanensem, uti 
Delegatum Apostolicum. 

IV. Ab Abbate demum S. Luciae, qui similiter jurisdictionem 
quasi Episcopalem in uno, seu pluribus oppidis, vel locis nullius Dioe- 
cisis Provinciae Messanensis exercet, appelletur ad Archiepiscopum 
Messanensem uti Delegatum Apostolicum. 

V. Per praemissa autem non intendimus eisdem Archiman- 
dritae Messanensi, et Abbati S. Luciae quidquam novi juris tribuere. 

VI. Quaecumque pars a secunda sententia vel Metropolitani, 
vel Bpiscopi, ut supra Senioris Provinciae, vel Delegati gravatam se 
sentiat, ad Nos, seu ad ßomanum Pontificem pro tempore existentem 
poterit appellare, ut causa in ßomana Curia ad formam juris absolvatur, 
aut etiam, si eidem parti magis libuerit, petere, ut causae cognitio 
Judici ecclesiastico in partibus Siciliae committatur per Litteras Apos- 
tolicas necessariis etopportunis clausulis, prout juris fuerit, muniendas. 

VIL Caveant tamen omnes Ordinarii Locorum, ne causis, quae 
majores appellantur, quaeque apud Sedem Apostolicam tractari debent 
sive in prima, sive etiam in alia ulteriori instantia, uUo pacto sese 
ingerant, aut immisceant, sed illae juxta commemorati Tridentini Con- 
cilii, et Sacrorum Canonum, et Apostolicarum Constitutionum prae- 
scriptum in Komana dumtaxat Curia, vel a Judicibus, quos Eomanus 
Pontifex pro tempore existens specialiter deputaverit, cognoscantur. 
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Insaper caveant qaoqae, ne cnipiam intercipiator jus sive in prima, 
sive in ulteriori instantia, omisso medio, ademidi Sanctam Sedem pro 
obtinenda cognitione, et definitione aliarnm caasanun, qnas minores 
vocant, dummodo tamen partium aecedat consensus. 

VllL Nulli praeterea ex supradictis sive primae, sive secundae, 
sive etiam tertiae instantiae Judicibus, nee cuiquam alten ecclesiastico 
Judici cujuscumque gradus et conditionis, etiamsi Legati a latere dig- 
nitate insignito, potestas sit ullo unquam tempore quempiam absolvere, 
etiam cum reincidentia, et ad effectum agendi tantum, a censuris eo 
clesiasticis per Apostolicas Gonstitutiones inflictis, quarum absolutio 
soll Romano Pontifici reservatur. Caveant item omnes praedicti, ne 
postquam eaedem censurae ab ipsis declaratae ac promulgatae fuerint, 
ullo modo sese ingerant, aut immisceant cognitioni an fllae, earumve 
declaratoriae validae, aut nullae, justae aut injustae sint, cum ejusmo- 
di cognitionem Romano tantum Pontifici pro tempore existenti eompe- 
tere satis constet, et exploratum sit. 

IX. Ceterum Archiepiscopi, Episcopi, aliique ecclesiastici Judices 
tam Ordinarii, quam ceteri ut supra deputati, vel deputandi tum in causis 
definiendis tum in appellationibus excipiendis sese omni no conformare 
debeant Sacris Canonibus Concilio Tridentino, Apostolicis Constitutiöni- 
bus, ac praesertim Decreto rec : me : Glementis Till, Praedecessoris 
Nostri, die 16. Octobris anno 1600 edito et incipienti „Äd toUendas^^, 
et rec: me Benedicti XIY, Praedecessoris pariter Nostri Constitutioni, 
quae incipit „-4d militantis Eeclesiae^^, diei 29. Martii anno 1742. 

X. Cum suspensiones, quae per Ordinarios ex informata cm^ 
scientia inferri solent, minime possint considerari uti causae, quae pu* 
blici judicii formam sustineant, iccirco qui hujusmodi suspensionibus 
obnoxii sunt preces Summe Pontifici tantum deferre poterunt, quin prae* 
dicti Judicis in hujusmodi causis sese ullo modo immiscere possint. 

XI. In causis de nullitate matrimonii observari jubemus Con- 
stitutionem Benedicti XIY, Praedecessoris Nostri, quae tertio Nonas 
Novembris, anno 1741 edita, incipit „Dct MiseraMone.^ Quae autem 
diügenter servanda sunt sequentibus articulis summatim comprehen- 
duntur: P. Qnalibet in Dioecesi proprius Ordinarius in patronum seu 
defensorem matrimonii eligere debet personam probatae fidei, et ca- 
nonici juris peritam, ac si fieri possit, ex coetu ecclesiastico. Fas erit 
Ordinario justis de causis illam ab officio removere, eique alteram 
sufficere, quae designatis dotibus sit praedita, idque Ordinario item 
licebit, quoties electa ad defensoris munus persona aliquo legitime 
prohibeatur impedimento, quominus commissi muneris partes expleat. 
2^. Is porro defensor, seu patronuSi omnibus causis adesse debebit, 
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quae de matrimonii nullitate, sen validitate institoantor, atque adeo 
ad onmia et singula acta erit citandas, atque etiam adesse debebit 
testium examini, ac tarn voce^ quam scripto matrimoni, validitatem 
tueri tenebitur, omoiaque adferre argumenta , quae ad ejus valorem 
probandum necessaria et idonea cognoscat. 3^ üt institutum de ma* 
trimonii validitate Judicium integrum sit, nee nullitatis vitio laboret, 
necessarium erit, ut matrimonii defensor judicio intersit , sive unus, 
sive utetque ex conjugibus agat pro invaliditate matrimonii, sive ambo 
eonjuges 8tent in judicio, quorum alter matrimonii valorem oppugnet, 
alter vero tueatur. Idem matrimonii defensor munus adsumens jura- 
mentum omnino praestet de ipso munere recte fideliterque gerendo, 
idemque juramentum in singulis causis renovabit. Quivis actus judi- 
Cialis fiat, quin matrimonii defensor legitime citetur, vel intimetur, 
plane irritus erit. 4^. Si sententia edita matrimonium admittet, ac 
nulla ex partibus appellationem interponat, matrimonii defensor ab 
appeUando se abstinebit, eademque ratione se geret, si judex secundae 
instantiae pro matrimonii validitate sententiam tulerit, licet primus 
judex pro nullitate judicaverit; quod si judicatum fuerit pro matri- 
monii invaliditate , hoc in casu defensor intra terminum a jure 
canonico definitum provocationem a sententia interponat necesse est, 
declarando, se adhaerere parti , quae matrimonii valorem sustineat. 
Si autem nemo existat, qui a sententia contra matrimonium lata ap- 
pellet, defensor ex officio ab eadem sententia provocabit. 6^. Pen- 
dente appellatione a prima sententia, vel appellatione nequaquam in- 
terposita, quamlibet ob causam, si unus vel uterque conjux novas inire 
nuptias attentaverit, subjicientur canonicis sanctionibus contra illos 
qui nuptias ab Ecdesia vetitas inire ausi fuerint, ac praeseriim ob- 
noxii erunt separationi, donec altera lata fuerit sententia de nullitate 
matrimonii, a qua intra decem dies interposita non sit appellatio, vel 
eadem deserta jaceat: insuper poenas omnes incurrent contra poly- 
games a Sacris Canonibus et Apostolicis Constitutionibus praefinitas. 
6^, Posteaquam causa ad secundi gradus Judicem delata sit, circa ma- 
trimonii defensorem illa. omnia servanda erunt, quae praescripta sunt 
in judicio primae instantiae. Ad eumdem secundae instantiae judi- 
cem pertinebitf defensorem matrimonii deligere, atque ita porro in ju- 
diciis ulterioris gradus. 7^. Si tum prima tum secunda sententia ma- 
trimonii nuUitatem declaraverit, nee pars, cui intersit, appellationem 
interposuerit, ac defensor ex conscientia censuerit non provocandum, 
vel interpositam appellationem minime prosequendam, tunc fas erit 
utrique conjugi novas contrahere nuptias, dummodo tamen neque ob 
legitimum impedimentum, neque aliam ob causam a novo ineundo con- 
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jugio prohibeantur. Firmüm vero manebit causarum matrimonialinm 
Privilegium, boc est, sententias in hnjusmodi caosis editas post qnem- 
cmnqne temporis lapsom numqoam taransire posse in rem judicatam ; 
ideoque si qnidpiam repertom sit, vel minime in judicii disceptatione 
prolatnm, vel ignoratione occoltum, itenmi causam de matrimonii 
validitate in Judicium posse deferri. Huic privilegio obnoxia semper 
erit facultas coiyugum novas nuptias contrahendi. Quod si a secunda 
sententia contra matrimonii valorem edita vel nuUa ex partibus ap- 
pellaverit, vel sit ejusmodi, ut illi defensor minime acquiescat ex con- 
scientia, sive quod ei manifeste injusta, aut invalida videatur, sive 
quod in tertii gradus judicio lata fiierit contra sententiam in secundo 
gradu emissam pro valore matrimonii, tunc haud licebit utrique con- 
jugi ad novas nuptias transire sub poenis superius commemoratis, ite- 
rumque causa in tertia et quarta instantia erit cognoscenda, servatis 
Omnibus et singulis, quae praescripta sunt in primae et secundae in- 
stantiae judicüs etiam quod spectat ad matrimonii defensorem. S^. Ma- 
trimonii defensor emolumenta accipiet, quae descripta sunt in praedicta 
Benedicti XIY. Constitutione. 

Xn. In Begulares, et in eorum causas nulla Archiepiscopis 
et Episcopis per praesentes lätteras facultas conceditur, sed in eos, et 
in illorum causas in casibus a jure permissis ea tantum auctoritate 
uti poterunt, quae Ordinarüs juxta Sacros Ganones, GoncUium Tri-* 
dentinum, et Apostolica Gonstitutiones revera compedit. Quapropter 
ipsi Ordinarü nullo modo poterunt pretergredi limites a jure prae- 
scriptos, et impedire quominus Begularium Ordinum Superiores ad nor- 
mam ac tramites peculiarium ciyusque Ordinis Gonstitutionum suam 
jurisdictionem, auctoritatemque libere exerceant, ac procedant: secus 
sententiae ab Archiepiscopis, et Episcopis latae, et omnia alia acta ab 
ipsis gesta nulla et irrita omnino sint. 

Xin. Ut autem fieligiosis occurramus, qui causam de nullitate 
eorum professionis promovere volunt, non obstante Constitutione a Be- 
nedicto XIV, Decessore Nostro, quarto Nonas Martii anno 1747 edita» 
quae incipit »5i datan^t haec quae sequuntur observanda esse man- 
damus. Si quis ultra quinquennium ad tramites Concilii Tridentini 
computandum causam instituere velit de restitutione in integrum, de 
bac re supplicare debebit Apostolicae Sedi. Si velro ex informationi- 
bus, quas super bac re sumendas existimaverit Summus Pontifex, pre- 
ces exhibitas justis inniti argumentis deprehenderit, in singulis casibus 
in Sicilia unum, vel plures ejusdem iusnlae Episcopos designabit, cui, 
vel quibus preces remittet, ut de hujusmodi causa ad tramites juris 
disceptentt ac decisionem adant, decisionemque ab üs latam nulU pkne 
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obnoxiam volomiis appellationi apnd quodcumqae tribunaL Si defini- 
tam ftierit, locum esse restitutioni in integnim, vel si qois infra qoin- 
qaennii spatium causam intend^e velit super nullitate religiosae pro- 
fessionis, causa erit instituenda coram Ordinario loci, ac Superiore re- 
gulari, qui Ordinario ipsi, uti judex assidebit. Fas erit Ordinario cau- 
sam hujusmodi deferre ad suum tribunal definiendam; quod quidem 
tribunal constabit ex Yicario Generali, et ex personis ecclesiasticis 
inter quas judex assideat Superior regularis, ita tarnen, ut judieum 
numerus dispar sit, et iisdem omnibus competat votum decisivunu 
Decisio hac ratione per Ordinarium edita, seu validam, seu nullam 
declaraverit regulärem professionem, novae revisioni erit subjicienda, 
ut inde duae deeisiones conformes existant. Quamobrem Ordinarius 
ipse decisionem suam Apostolicae Sedi communicabit, ut Summus Pou- 
tifex unum vel plures Episcopos, ut supra, designet ad causae reyi- 
sionem instituendam, adjecta etiam, si opportunum Uli videatur, ad 
jttdicandum regulari persona. Nova haec revisio sive ab uno, sive a 
plnribus Episcopis juridice erit instituenda. Si secunda decisio a pri- 
ma discrepet, locum esse volumus tertiae revisioni, ac proinde ab 
EpiscopOf ac si plures fuerint, a digniore inter eos secunda decisio 
communicanda erit Sanctae Sedi, ut causa in Bomana Curia ad for- 
mam juris absolvatur, vel ut Bomanus Pontifex, si id pars petierit, 
aliom vel alios Episcopos, veluti supra statutum est, designet pro in- 
stituenda tertia revisione, ac tertia item decisio Sedi Apostolicae, 
quemadmodum superius fuit indicatum, erit communicanda. Postea- 
quam duae deeisiones prolatae sint pro nullitate regularis professionis, 
et ipsius professionis defensor minime censuerit esse appellandum, quem- 
admodum uti supra praescriptum est quoad causas matrimoniales, 
tunc religiosa persona tamquam nullo obstricta voto egredi ab Ordine 
potent ; quod si post unicam decisionem pro nullitate latam, vel ad- 
huc pendente, aut omissa revisione, e claustris exire, et religiosum 
Ordinem deserere, vestemque Ordini suo propriam exuere ausus fuerit, 
in poenas omnes sU; censuras in curret, quas Sacri Canones, et Apo- 
stolicae Gonstitutiones contra apostatas comminantur, atque adbuc re- 
ligiosis votis obstricta censebitur. Jam vero tum in causis restitu- 
tionis in integrum, tum in aliis super nullitate regularis professionis, ac 
successivisrevisionibus, et singulis illarum partibus, observari omnino vo- 
lumus, ac mandamus memoratam Constitutionem Benedicti XIY, quae 
incipit »iS» datam,< in iis tarnen articulis, seu partibus, quae supra- 
dictis Nostris concessionibus minime adversantur ; quapropter qui erunt 
observandi articuli, eos summatim indicandos censemus. lo Goncilii 
Tridentini decretum Sess. XXY. de Begularibus cap, 19. etiam Mo- 
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niales comprebendit. 2^. Praescriptae formae observandae etiam ernnt, 
qnoties Beligiosus Ordo de nnllitate professionis ab alumno aliqao emich 
sae conqaeratur. 3^ Quinquennii spatinm, intra qnod expostulationi 
locus esse potest, computandam erit a die profes£(ionis qnolibet in ca-- 
sa, quamvis timor per integrum quinquennii intenrallum, ac etiam ultra 
perdaraverit. 4^. Superior regularis, qui cum Ordinario de causa 
judicabit, erit Moderator, seu Superior actu existens religiosa domus, 
seu Coenobii^ in quo expostulans religiosa Tota professus fuerit; pro 
Monialibus verOt quae Begularibus subjiciantur, erit Superior regnlaris^ 
eui monasterii regiroen commissum foerit. Hujusmodi vero Supe- 
riores reguläres suum in locum sufficere poterunt ecclesiasticam aliam 
personam ex Clero sive regulari, sive saeeulari, quae tarnen canonici 
juris Sit perita. 5®. Nulli religiosae personae intendere causam fas 
erit super Totorum nuUitate, nisi antea constet, illam intra claustra 
degere, ac religiosait iterum induisse vestes, si forte easdem exuerit ; 
ac durante judicii cursu subdita manebit Praepositis regularibus sui 
Ordinis. 6^. Prolationes extrajudiciales nunquam admittentur; sed 
vero in forma juridica erunt acta conficienda, in quibus articuli exhi- 
beantur a persona, quae contra professionis validitatem agit; quaesita 
autem, seu interrogationes, proponantur a persona, quae tuetur pro- 
fessionis validitatem. Super exhibitis articulis testes examinandi enmt, 
nee non nuper propositis interrogationibus* Acta quae bujüsmodi 
forma careant, et decisio iis innixa, nuUitatiis vitio laborabunt, haud 
exclusis yitiis aliis, propter quae ad formam juris irritaesse queant. 
7^. Sub eadem poena huUitatis ad quaestionem vocandi erunt, atque 
audiendi patroni, seu defensores religiosae domus, seu coenobii, seu 
monasterii, in quo expostulans vota professus sit^ itemque expostulantis 
propinqui, et quaelibet alia persona, cui ipse ante professionem bona 
cesserit, vel donaverit, nee non personae, quae tamquam incussi timoris, 
vel auctores, vel complices babeantur, si ob metum praesi«*matur in* 
valida votorum professio, ac denique omnes in causam orunt vocandi 
quibus Interesse queat votorum, seu religiosae professionis validitas- 
Porro tum in prima quaestione, seu causa, tum in sequentibus revi* 
sionibus, ab Ordinario, ad quem decisio pertinet, vel ab Episcopo, sive 
Episcopis, cui, vel quibus revisio commissa est, inter personas probitate, 
fide, ac juris canonici scientia praestantes, patronus seu defensor reli- 
giosae professionis eligetur, prout in causis matrimonialibus, qui prae- 
stito juramendo de officio suo recte ac fideliter administrando, tum in 
adeundo, atque assumendo eodem officio, tum in singulis quaestionibus, 
seu causis, ad quas debeat accedere, vocandus et audiendus erit in 
Omnibus et lingulis actis tum voce, tum scripto; itemque sub poena 
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nullitatis citandns erit ad omnes qnaestiones sen causas, et illanim re- 
visiones, quemadmodnm praescriptam est in cansis de maidmonio. 
Quod vero spectat ad hnjusmodi defensoris emolnmenta, iisdem eon- 
snletnr ad formam memoratae Constitationis Praedecessoris Kostri Ae» 
nedicti XIY. 8^. In jndicio restitutionis in integrum Episcopas vel 
Episcopi a Sancta Sede desigoandi depntabont patronum, «en defen-* 
Sorem religiosae professionis, ac praeterea in confidendis actis, eorum-^ 
que forma in citandis partibns, qnae adesse debeant, illa omnia sk* 
rabant, quae superins constitata sunt in causis intra qmnqnenmum 
inslitnendis. 

XIV. Siculomm utilitati et commodo prospicere vehementer 
cnpientes, omnibus et singulis Archiepiscopis, Episcopis, aliisqne Lo« 
comm Nnllins Dioecesis in Sicilia existentibns Ordinariis, ae etiam 
Yicariis Capitnlaribus canonice electis specialem facaltatem tribnimuB 
concedendi matrimoniales dispensationes in tertio et quarto consan- 
gnihitatis et affihitatis gradn, sive simplici, sive dnplici, ae etiam 
mixto, dnmmodo priinnm non attingat, et dummodo canonica adsit 
cansa, et dispensatio gratis omnino concedatur, nollo prorsus vel mi-* 
nimo recepto emolumento, et in eorum tantum favorem, qni vere pan- 
peres sint. Volumns tarnen atque praeeipimns, nt singnlis dispen- 
sationibus concedendis semper expressa fiat mentio hnjnsce specialis 
Apostolicae facultatis. Atqne etiam volumns, hnjnsmodi de praedictis 
matrimonialibus dispensationibns concedendis facultatem a Nobis tri^ 
bntam ita omnino esse ab omnibus intelligendam, ut nemo unquam 
eam interpretari queat veluti impedimentum, quominus Siculi fideles, 
si ipsis placuerit, possint supplices hanc Apostolicam Sedem directo 
adire ad easdem assequendas dispensationes. 

XV. Demum declaramus tum facultatem dispensandi super 
enunciatis impedimentis matrimonialibus, tum alias superius memora- 
tas Apostolicas concessiones ad decennium tantum hinc proximum a 
die, quo praesentes sub Annulo Piscatoris, et aliae Nostrae de hac 
re hoc eodem die sub Plumbo editae Litterae fuerint vulgatae, com^ 
putandum esse valituras. ^ 

Non obstantibus, quatenus opus sit, fei. rec. Bonifacii Papae 
Octavi Praedecessoris Nostri una et Concilii Generalis de duabus di- 
aetis, ita ut vigore praesentium etiam ultra duas, pluresve diaetas qui- 
libet in Judicium trahi possit, aliisque Gonstitutionibus et Ordinatioibus 
Apostolicis, nee non omnibus et singulis Ulis, quae in praedicta Nos- 
tra Constitutione hodierno die edita, non obstare voluimus, ceterisque 
etiam speciali et iüdividua mentione ac derogatione dignis contrariia 
quibuscumque. 
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Jam vero majore, qua possumus, animi Nostri contentione, Vos 
etiam atqne etiam monemus, hortamor, et obsecramns, Yenerabiles 
FratreSf ut illa Episcopali fortitudine, qua omnes Sacrorum Antisti- 
tes pollere debent, ea omnia, quae constituimus , atque sancivirnus, 
servanda ac perficienda curetis, et singularem adhibeatis vi^Iautiam, 
ut omnes Vobis subjecti eadem diligentissime exsequantur. Ac vestrum 
zelum vehementer in Domino excitamus, ut hisce praesertim cala- 
mitosissimis christianae, civilisque reipublicae temporibus, quibus Dei 
hominumque bestes nefarüs onmis generis molitionibus Arcem Sion 
qnaquaversus invadere, et in hanc Petri Sedem, quam ßedemptor Ne- 
ster Christus Jesus posuit in columuam ferream, et in murum aenum 
adversus principes tenebrarum, irruere, et sanctissimae religionis fun- 
damenta convellere, omniumque animos meritesque corrumpere con- 
nituntur, pro loco, quem tenetis, pro dignitate, qua insigniti estis, et 
pro potestate, quam accepistis a Domino, velitis catholicae Ecclesiae 
eausam, jura, doctrinam, libertatem ac disciplinam imparide fueri, pro- 
pugnare, et animarum saluti studiosissime consulere. Nihil igitur in- 
tentatum , nihilque inexpertum unquam relinquite, ut fideles Vobis 
concrediti quotidie magis enutriti verbis fidei, et religionis, ac pie- 
tatis sensibus incensi ambulent digne Deo per omnia placentes, ac 
summa Nobis, et huic Petri Cathedrae observantia constantissime ad- 
haerere, debitamqüe Ecclesiae legibus, disciplinae, et Sacrorum Ca- 
nonum sanctionibus reverentiam et obedientiam profiteri glorientur. 
Atque omnium eaelestium munerum auspicem, et praecipuae Nostrae 
in Vos benevolentiae pignus Apostolicam Benedictionera ex imo corde 
prpfectam Vobis, Venerabiles Fratres, ac Dilecti Filii, peramanter im- 
pertimus. Volumus autem, ut praesentium Litterarum transumptis, 
seu exemplis etiam impressis, manu alicujus publici Notarii subscrip- 
tis, et sigillo Personae ecelesiastica dignitate ornatae munitis eadem 
prorsus fides tam in judicio, quam extra illud adhibeatur, quae ipsis 
praesentibus adhiberetur, si forent exhibitaevel ostensae. 

Datum Bomae apud S. Petrum sub Annulo Piscatoris die XXVIII. 
Januarii Anno MDCCCLXIV. 

Pontificatus Nostri Anno Decimoctavo. 

N. Card, Paracciani Carelli. 

Wie der Oesterreichische Volksfreund 1867 Nr. 275 meldet, 
wurde die Aufhebung der Monarehia Sicula durch den heiligen Stuhl 
von der Florentiner Begierung sehr übel aufgenommen. Sie pro- 
testirte dagegen als eine Verletzung ihrer Bechte, — ganz im Wider- 
spruche mit ihrem angeblichen Grundsätze der «freien Kirche im freien 
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Staate. :^ Die antikirchlichen Blätter Italiens schlagen grossen Lärm 
und die Gesinnungsgenossen in Oesterreich — machten wie gewöhnlich 
Chorus. Auf diese Angriffe gab d^LS Giornale diBoma folgende Antwort: 
Die in der Kirchengeschichte Bewanderten wissen es, dass die 
Bulle des Papstes Urban II., der als der Urheber der siculischen 
Legation angenommen wird, von den bedeutendsten Schriftstellern 
mit den gewichtigsten Argumenten angefochten wurde, dass ferner 
das angebliche Privilegium von dem heiligen Stuhle niemtds anerkannt 
wurde, und sich derselbe stets gegen das Tribunal der Monarchia 
Sicula, das aus der obenerwähnten Legation abgeleitet wurde, ausge-* 
sprechen hat. Um den zum Nachtheile der Autorität der Bischdfe 
und der Eirchendisciplin eingerissenen Missbräuchen abzuhelfen, 
wurde dieses Tribunal von Clemens XL aufgehoben. Die wiederhol- 
ten Yorstellangen der weltlichen Macht bewogen den Papst Bene- 
dict XIII., mittelst der Bulle ^Fidelh die Einsetzung eines delegir- 
ten kirchlichen Richters, dem ein nach den canonischen Nonnen und 
den in der Bulle enthaltenen Bedingungen zusammengesetztes Ge- 
richt unterstehen sollte, zuzugestehen. Die Versprechungen der welt- 
lichen Macht, sich aller Uebergriffe zu enthalten, wurden jedoch 
nicht gehalten, und ungeachtet aller Protestationen des. heiligen 
Stuhles, insbesondere mittelst des Breves ^Pectdiaribus:^ vom Jahre 
1856, wiederholten sich dieselben. Die dermalige revolutionäre italie^ 
nische Begierung verwarf dieses päpstliche Breve, hob das mit dem 
Könige beider Sicilien abgeschlossene Concordat auf, gab sacrilegische 
Gesetze über die Civilebe, die Abschaffung der kirchlichen Gerichts« 
barkeit, die Aufhebung der religiösen Orden und die Liquidirung de» 
Eirchengutes, . so dass fast alle Gegenstände, welche in den Wirkongs-* 
kreis des delegirten kirchlichen. Bichters, der sogenannten Moimrchia 
Sicula gehörten, denselben entzogen wurden. Unter diesen Umstän- 
den erachtete der heilige Vater es für das ang^nessenste, das Tri- 
bunal der Monarchia Sicula mit der am 10. October 1867 veröfEent- 
lichten Bulle aSprema» aufzuheben, und mit dem unmittelbar nach 
derselben erlassenen Breve <iiMiiUti$ gravissimis:!^ in anderer Weise für 
die geistlichen Bedürfnisse der Bewohner des Königreiches beider 
Sicilien Fürsorge zu treffen. Alle Beschuldigungen der italienischen 
Begierungsblätter über einen Missbrauch der päpstlichen Gewalt, eine 
Verletzung von begründeten Bechten, erweisen sich daher unbegründet 
und nichtig; alle wahren Katholiken werden mit den vom Papste ge- 
troffenen Vorkehrungen zufrieden sein, und die Bewohner beider Sici- 
lien die Aufhebung eines Gerichtshofes, der für sie nur ein.Stein dea 
Anstosses geworden ist, freudig begrüssen. 
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üdier Schenkangen und VermächtDisse an Kirchen in dem links- 
rheinischen Theile der preussischen Rheinprovinz. 

Von Dr. Deby, Vicar in Heppendorf, in der ErzdiOcese Köln. 

Als nach den ftirchtfoaren Starmen der Revolution in Frank- 
reich die Kirche wieder zur Bettung der Gesellschaft berufen wurde, 
zeigte sich der irreligiöse Geist, in welchem die damalige Generation 
erzogen worden war, noch längere Zeit wie in anderen Stücken so 
auch in der Beschränkung der Freiheit der Kirche in Erwerbung und 
Verwaltung ihrer zeitlichen Habe. Das Concordat war durch die 
grdsste Nachgiebigkeit des apostolischen Stuhles zu Stande gekom- 
men;- da liess Buonaparte die sogenannten organischen Artikel, als 
griiörten sie zur geschlossenen Uebereinkunft, zugleich bekannt machen, 
durch den Senat einregistriren und zum Gesetze erheben;' alle Be« 
Schweden des Cardinais Consalvi und des Papstes selbst waren ohne 
Erfolg. Im Concordat war versprochen, es werde den Katholiken in 
Frankreich freistehen, die Kirche mit neuen Stiftungen zu bedenken 
(Art. 15.); die organischen Artikel aber, welche wieder den Gallica- 
nifflnus und die Bevormundung der Ejrche einffthrten und sogar 
ober die Bidsidenz der Pfarrer (Art. 29.) und die Kleidung der Prie- 
ster und Bischöfe decretirten (Art. 43.), schränkten auch das Becht 
der Kfrche, Vermögen, zu. erwerben, in enge Grenzen ein. Nach 
Art. 73. durften Stiftungen -för den Unterhalt d^ Geistlichen und f&r 
die Ausöbung des Cultus nur in Staatsrenten gemacht werden; sie 
sollten durch den Bischof acceptirt. und nur mit Autorisation der 
Begiemng ausgeführt werden; Stiftungen in Capitalien und Grund- 
gfttem waren also untersagt (vgl. Art. 74). Nachdem dann die foU 
genden Erlasse der Kirche hierin eine grössere Freüieit eingeräumt 
hatten, gab das kaiserliche Decret vom 30. December 1809 über die 
Kircfaen&briken auch über den Erwerb von kirchlichem Vermögen 
Vorschriften, welche in Frankreich und den ehemals damit vereinigten 
Ländern noch grossentheils zur Anwendung kommen. 

FOr den linksi*heinischen Theil der preussischen Bheinprovinz 
kommt ausserdem t&t unseren Gegenstand noch besonders in Betracht 
die allerhöchste Cabinets-Ordre vom 13. Mai 1833. Dieselbe sagt in 
ihrem Eingange, dass die gesetzlichen Bestimmungen über Schenkun- 
gen und letztwillige Zuwendungen an Kirchen und geistliche Gesell^ 
Schäften, ingleicfaen an Lehr-, Erziehungs- und Armenanstalten und 
Hospitäler ein^r Bevision unterwerfe worden seien, und demnach 
durch sie »mit Aufhebung aller diesen Gegenstand betreffenden Vor- 
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Schriften« anderweitige neue Bestimmungen getroffen worden sden. 
Es sind also nicht blos die betreffenden französischen Gesetze ausser 
Kraft gesetzt, sondern auch die bezüglichen Bestimmungen des all- 
gemeinen preussischen Landrechts nebst den Cab.-Ordres vom 27. Au- 
gust 1819 und 17, Februar 1820, welche jene Vorschriftwi des Land- 
rechtes auch ftlr die Bheinprovinz vorschrieben , denen zufolge keine 
EjTchengesellschaft ohne ausdrückliche Bewilligung des Staates Grund- 
eigenthum erwerben kann, auch ohne besondere Einwilligung des 
Staates keine Geschenke und Vermächtnisse annehmen darf , welche 
die Summe von 500 Thalern übersteigen. In der »Aufhebung aller 
diesen Gegenstand betreffenden gesetzlichen Vorschriften« ist demnach 
auch, was die staatliche Betheiligung bei Geschenken und Vermächt- 
nissen an Kirchen anlangt, das Fabrik-Decret von 1809 einbegriffen. 
Da dasselbe jedoch, abgesehen von einzelnen Modificationen , insbe- 
sondere durch die von der Verfassung gewährleistete Freiheit und 
Selbstständigkeit der Kirche, für die GeschäftsiShrung der Kirchen- 
vorstände noch massgebend ist, erscheint es praktisch durchaus ge- 
rathen, für die in Bede stehenden Rechtsgeschäfte - genau nach dem 
Decrete zu verCidiren. 

Dasselbe besagt nun im Art. 59 : »Jede Urkimde über jSchenkun- 
gen oder Legate zu Gunsten, einer Kirchen-Fabrik muss dem Schatz- 
meister eingehändigt werden, welche* darüber in der nächsten Sitzung 
dw Kirchmeisterstube Bericht erstattet. Diese Urkunde muss sodann 
mit' den Bemerkungen der Kirchmeüsta^übe vom Schatzmeister an 
den Erzbischof oder Didcesanbischof eingesandt werden, damit dies^ 
über die Annahme oder Nicht-Annahme beschtiesst.- Das Ganze wird 
dem Cultu»-Minister eingesandt, damit auf dessen Baricht die Fabrik 
eintretenden Falles zur Annahme ermächtigt w^rde; die Urkunde über 
die Annahme, in welcher von der Ermächtigung Erwähiiung geschehen 
muss^ wird vom Schatzmeister im Namen der Fabrik unterzeichnet.« 

Damit die Zuwendung zur Kenntniss der bedachten Kirche 
komme, verpflichtet Art. 58. jed^ Notar, vor welchem eine Urkunde 
über eine Schenkung unter Lebenden oder eine testamentarische Va*- 
fägung zu Gunsten einer Kirchen-Fabrik aufgenommen worden ist, 
den Pfarrer davon in Kenntniss zu setzen. Diese Verpflichtung tritt 
bei Schenkungen sogleich ein, bei Vermächtnissen selbstredend erst 
nach dem Tode des Testat(»rs, und gilt diese Bestimmung nicht nur 
von notariellen, sondern auch von eigenhändigen und mystischen 
Testamenten. Der Notar ist bei eigenhändigen Testamenten ver- 
bunden, die Anzeige zu machen, nachdem dieselben bei dem Präsiden- 
ten des Landgerichtes präsentirt und auf dessen Anordnung bei ihm 
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deponirt worden sind ; bei mystischen Testamenten nach deren Eröff- 
nung gleichfalls, nachdem sie ihm zur AaToewahrnng übergeben wor^ 
den Sandy und er dadurch Kenntniss von dem Inhalte erhalten hat. 
Eine Verordnung vom &v November 1843 verpflichtet die Notarien, 
sobald ihnen der Tod des Testators bekaimt ist, von dem Vorhanden- 
sein des bei ihnen hinterlegten mystischen Testamentes dem Oberpro- 
cnrator des Bezirkes, in welchem die Erbschaft eröfi&iet worden ist, 
Anzeige > zu machen, damit dasselbe nicht unerOffnet und unausge- 
führt bleibe. 

Nach dem Decrete ist also die notarielle Urkunde dem Schatz- 
meister (Bendanten) einzuhändigen, und dieser hat dann in der näch- 
sten Sitzung der Eirchmeisterstube — nicht des Eirchenrathes — da- 
rüber zu berichten. Darauf wird die Urkunde, nebst beglaubigter 
Abschrift, mit den Bemerkungen der Eirchmeisterstube an den Bischof 
zur Ertheilung der Genehmigung und Ermächtigung des Eirchenvor- 
standes zur Annahme geschickt. Ist durch diese Oenehmigung und 
Ermächtigung der Eirchenvorstand düment autoris^ (G. c. a. 937), 
so genügt nach allgemeiner Praxis bei Vermächtnissen die Acceptation 
derselben in der Sitzung des Eirchenvorstandes, die sodann dem 
Erben zu insinuiren ist. Dagegen muss bei Schenkungen ein zweiter 
notarieller Act aufgenonunen werden, in welchem, unter Erwähnung 
der ertheilten Ermächtigung, der Bendant im Namen der Fabrik die 
Schenkung acceptirt. Die Vertretung des Eirchenvorstandes durch 
den Bendanten ist durch das Decret vorgeschrieben; es bedarf also 
fBr denselben nicht wie bei Privatpersonen (Art. 933. d. B. G.-B.), 
^er notariellen Vollmacht; zum Beweise aber, dass der Kirchenvor-. 
stand von der ihm ertheilten Ermächtigung auch Gebrauch machen 
will und zur Legitimation des Bendanten ist es angemessen, dass 
dieser mit einer Anweisung zur Acceptation versehen wird. Im 
Uebrigen sind die stricten Vorschriften, welche das B. G.-B. für 
Schenkungen unter Lebenden aufstellt, auch bei Schenkungen an 
Eirchen genau zu beobachten. Der Schenkungsact muss notariell und 
in der gewöhnlichen Form der Verträge aufgenommen werden, und 
die Acceptation in einem zweiten notariellen Acte erfolgen; und wenn 
der Schenkgeber bei Aufnahme desselben nicht gegenwärtig ist, so 
muss ihm die Acceptation durch Gerichtsvollziehersact insinuirt wer- 
den. Erst mit der Inednuation wird dann dafi Bechtsgeschäft perfect. 
Stürbe der Schenkgeber nach der Acceptation, aber vor erfolgter In- 
sinuation, so wäre die Schenkung nichtig (Art. 931. und 932.). End- 
lich muss der Schenkungsact transscribirt werden. 

Das Decret schreibt femer vor, dass nach der geistlichen Ober- 
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behörde auch der Cultusminister die Fabrik eintretenden Falles zur 
Annahme ermächtige; erst darnach soll die Acceptation stattfinden. 
Diese Bestinmmng ist aber, wie De Syo in seiner sehr schätzenswer- 
ther Erkläxung des Decretes von 1809, 2. Aufl. S. 136. ausfahrt, 
durch die Cab.-Ord. vom 31. Mai 1833, mit der wir uns nunmehr zu 
beschäftigen haben, aufgehoben worden. 

Die Cab.-Ord., welche, wie schon bemerkt, »mit Aufhebuug 
aller diesen Gegenstand betreffenden gesetzlichen Vorschriften« veiv 
flgt, bestimmt, dass Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an 
inländische öffentliche Anstalten und Gorporationen von deren Vor- 
stehern der vorgesetzten Behörde ^) angezeigt werden (§. 1.), und er- 
klärt, wenn die Zuwendung mehr als 1000 Thlr« beträgt, zur Gül- 
tigkeit derselben ihrem vollen Betrage nach die landesherrliche Ge^ 
nehmigung fiir erforderlich (§. 2.) »Erst mit dem Tage, an welchem 
die landesherrliche Genehmigung dem Geschenkgeber oder Erben be- 
kamst gemacht worden, nimmt die Verbindlichkeit zur Entrichtung 
des Geschenkes oder Vermächtnisses, sowie zur Uebergabe der Erbschaft 
ihren Anfang. Mit der zugewendeten Sache müssen zugleich die 
davon in dem Zeiträume vom Tage der Schenkung oder vom Todes* 
tage des Erblassers an wirklich erhobenen Nutzungen verabfolgt wer- 
den« (§. 4.) De Syo a. a. 0., bemerkt hierüber mit Recht: »In 
derselben (Cab.-Ord.) ist nirgendwo davon die Rede, dass zur Annahme 
von Schenkungen der Kirchen-Vorstand die landesherrliche Ermäch' 



. -1) Die Redaction des Archivs fQgt liier hinza folgende: 
Oircular-Verfügüng der Regierung zu Münster an slmmtlicbe Landrithe: 
Auf eine bei dem KOnigl. geistliclien Ministeriam eingegangene Anflra^e: 
oh das Gesetz vom 13. Mai v. J, (G,'S, S. 49.) die Anzeige 
jeder Schenkung oder letztwilligen Zuwendung an eine Kirche 
oder sonstige geistliche Stelle oder dergL Institut bei der be- 
treffenden Königl, Regierung aufgehoben habe, 
ist am 9. V. M. entschieden^ dass dieses Gesetz über das Ressortverhältniss in Betreff 
der externa in Kirchensachen nichts ge&ndert habe und daher die flraglichen Anzei- 
gen, nach wie vor, der Regierung zu erstatten seien. In Betreff der Memorien- 
Stiftungen sei übrigens zu unterscheiden, ob eine selbststfindige Stiftung neu 
creirt', oder einer schon bestehenden geistlichen Stelle oder Kirche das Stlftungs- 
capital unter der VerbindlichlLeit, die gottesdienstlichen Verrichtungen, welche in 
den vom Staate bereits genehmigten Zwecken liegen, dagegen zu verrichten, zu- 
gewendet werde. Im ersteren Falle sei die landesherrliche Best&tigung nach dem 
§. 5. des gedachten Gesetzes erforderlich, im zweiten Falle dagegen nicht. Dies 
zur Nachricht^nd Nacbachtung. 

MQnster 5. April 18S4. Königl. Regierung. 

(von Kamptz, Annalen XVni. S; 997.) 
ANklT far lirahMiMil. XU. ^ g 
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tigung haben müsse; sie verlangt zwar in §. 4. die Bekannt- 
machung der landesherrlichen Genehmigung der Schenkung an den 
Schenker, jedoch nur zu dem Zwecke, um den Zeitpunkt der Verpflich- 
tung zur Ablieferung des Geschenkes festzustellen, indem es darin 
ausdrücklich heisst, dass die Verpflichtung zur üeberlieferung des 
Geschenkes erst mit dem Tage der Bekanntmachung der landesherr- 
lichen Genehmigung an den Schenkgeber ihren Anfang nehmen, dass 
aber die seit dem Tage der Schenkung von dem geschenkten Objecte ge- 
zogenen Früchte ebenfalls überliefert werden sollen. Diese letztere 
Verpflichtung würde aber bei der Annahme, dass der Schenkungs- Ver- 
trag erst mit dem Tage der Bekanntmachung der landesherrlichen 
Genehmigung perfect würde, gegen die allgemeinen Bechtsregeln Ver- 
stössen, da erst mit der Perfektion des Vertrages die Sache selbst 
mit ihren Zubehörungen von dem einen Contrahenten auf den andern 
übergeht. Aber gerade dadurch, dass der Gesetzgeber will, dass die 
vom Tage der Schenkung an von dem geschenkten Objecte gezoge- 
nen Früchte mit demselben überliefert werden sollen, constatirt er, dass 
der Schenkungs-Vertrag am Tage des Abschlusses und nicht erst mit 
dem Tage der Bekanntmachung der landesherrlichen Genehmigung 
an den Schenkgeber perfect geworden ist, dass also die Ermächtigung 
des Staates zur Annahme des Geschenkes bei Aufnahme des Schen- 
kungs- und Annahme-Actes nicht erforderlich ist. Die Pflicht zur 
üebergabe der Früchte ist nur eine Folge des abgeschlossenen Ver- 
trages, berührt aber die Bechtsbeständigkeit des Actes selbst nicht. 
Der Erbe des Schenkgebers ist an dessen Handlungen gebunden, wenn 
auch die vom Schenkgeber übernommene Verbindlichkeit zur üeber- 
gabe eines Vermögens-Objectes erst nach dessen Tode eintritt. Es 
ist daher auch nach der a. h. Cab.-Ord. vom 13. Mai 1833 ein eigent- 
licher Annahme-Act nach dem Eintreffen der landesherrlichen Ge- 
nehmigung nicht aufzunehmen, sondern nur eine Insinuation derselben 
an den Schenkgeber oder dessen Erben mit der Aufibrderung zur 
üebergabe des geschenkten Objectes nebst den vom Tage der Schen- 
kung gezogenen Früchten zu bewirken. Hierbei versteht es sich 
aber von selbst, dass sonst der Schenkungs- Vertrag gültig ist , und 
dass die bischöfliche Ermächtigung zur Annahme erfolgt ist; denn 
diese ist nothwendig zur Perfection des Vertrages. Ist diese ertheilt 
und auf deren Grund die Annahme erfolgt, so können die Parteien da- 
zu nichts mehr beitragen, für sie ist rücksichtlich der Existenz des 
Vertrages nichts mehr zu thun.€ In diesem Sinne, dass die Schenkung 
durch die auf Grund der Autorisation Seitens der geistlichen Oberbe- 
hörde erfolgte Acceptation, vor Erlangung der Staatsgenehmignng, 
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perfect sei, bat auch das Königliche Landgericht in Köln ent- 
schieden ^). 

Die Anzeige aller Schenkungen und Vermächtnisse an die König- 
lichen Kegierungen braucht in Gemässheit des Art. 15. der Verfas- 
sung jetzt nicht mehr gemacht zu werden. So entschied auch der Cul- 
tusminister von Baumer in einem Bescript vom 25. Juni 1851. 

Nach dem französischen Bechte bedarf es bei dem üniversal- 
Legate (Vermächtniss des ganzen Vermögens), falls keine Descenden- 
ten oder Ascendenten des Testators vorhanden sind, keiner Klage auf 
Auslieferung der Erbschaft. Ohne Frage gilt Das auch in diesem 
Falle für Vermächtnisse an Kirchen ; die Fabrik hat sich dem Besitzer 
gegenüber nur durch das Testament und die Ermächtigung des Bischofs, 
resp. die landesherrliche Genehmigung, zu legitimiren. Bei Legaten 
unter einem Universaltitel (Vermächtniss eines aliquoten Theiles des 
Vermögens) und dem Particular-Legate fordert das französische Eecht 
immer die Klage auf Auslieferung. Auf den Genuss des Legates 
haben die Universal-Legatarien vom Sterbetage des Testators an An- 
spruch, und wenn sie mit Vorbehalts-Erben concurriren, ebenfalls vom 
Sterbetage des Testators an, insofern sie die Klage auf Auslieferung 
innerhalb Jahresfrist nach dem Tode desselben erheben, oder die Aus- 
lieferung freiwillig zugestanden wird; wird die Klage erst nach Jah- 
resfrist in einem solchen Falle angestellt, so hat der Üniversal-Lega- 
tar erst vom Tage der Klage oder der freiwilligen Auslieferung an 
einen Anspruch auf die Früchte und Zinsen des Legates (Art. 1005. 
d. B. G.-B.). Dasselbe gilt von den Legaten unter einem üniversal- 
titel. Der Particular-Legatar aber hat das Eecht auf die Nutzungen 
des Legates erst vom Tage der Klage auf üeberlieferung, es sei denn, 
dass der Testator bestimmt hat, dass dieselben ihm vom Sterbetage an 
zukommen sollen, oder wenn eine Leibrente oder jährliche Summe 
zum Unterhalte vermacht wird (Art. 1015.). 



1) Eine Verfügung des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheilen vom 15. 
Mai 1851, betr. Antrfige auf Genehmigung von Schenkungen oder Grunderwerbun- 
gen zu Gunsten liatholischer Kirchen u. s. w. an alle König!. Regierungen, besagt : 
„Da dergleichen Erwerbungen, um auf dem kirchlichen Gebiete zur vollen Rechts- 
kraft zu gelangen, ng^rundsStzlich der Zustimmung der betreffenden Diöcesan-Oberen 
bedürfen, und es nicht zulfissig erscheint, dass von Seiten der Staatsgewalt über 
die Genehmigung eines noch nicht in vollständige Rechtsverbindlichkeit aberge- 
gangenen Geschäftes Beschluss gefasst werde, so veranlasse ich die Königi. 
Regierung, bei Anträgen der gedachten Art, welche den bestehenden Gesetzen ge- 
mäss an mich zu gelangen haben, jederzeit zu erwähnen und nachzuweisen, dass 
die erforderliche Zustimmung und Genehmigung der betheiligten Diöcesanbebörde 
dem in Rede stehenden Rechtsgeschäfte bereits zu Theil geworden sei." 

8* 
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Nach der Cab.-Ord. nimmt dagegeu mit dem Tage, an 
welchem die landesherrliche Genehmigung dem Geschenkgeber oder 
Erben bekannt gemacht worden, die Verbindlichkeit zur Entrichtung 
des Geschenkes oder Vermächtnisses, sowie zur üebergabe der Erb- 
schaft ihren Anfang, und zwar müssen mit der zugewendeten Sache 
zugleich die davon in dem Zeiträume vom Tage der Schenkung oder 
vom Todestage des Erblassers an wirklich erhobenenNutzungen verabfolgt 
werden. De Syo bemerkt hierüber, dass die Bestimmungen des fran- 
zösischen Eechtes sich mit diesem §. schwerlich vereinigen lassen, 
hält jene aber darum nicht für aufgehoben, da die Cab.-Ord. das 
materielle Eecht über Legate und Schenkungen nicht hab^ abändern 
wollen, vielmehr aus der ganzen Fassung derselben die Absicht des 
Gesetzgebers hervorgehe, dass er den Umfang der Concurrenz des 
Staates bei denselben habe klar stellen wollen; sie gelte für den 
ganzen Umfang der Monarchie und habe grösstentheils und vorzugs- 
weise die Bestimmungen des allgemeinen preussischen Landrechtes 
vor Augen gehabt, die im französischen Gesetzbuche enthaltenen Un- 
terscheidungen nicht erwähnt, auch nicht gesagt, dass sie aufgeho- 
ben sein sollen (S. 139.). Was nun aber zunächat das Letztere an- 
langt, so dürfte doch auch in dieser Beziehung auf die »Aufhebung 
aller diesen Gegenstand betreffenden gesetzlichen Vorschriften« hinge- 
wiesen werden. Wenn dagegen die Bestimmungen des französischen 
Eechtes unbedingt zur Geltung kämen, so würde bei dem Particular- 
Legate, also in den meisten Fällen, der Kirche die Begünstigung der 
Cab.-Ord. nicKt zu Statten kommen können, sondern die Nutzungen 
erst vom Tage der Klage an zufallen, was offenbar unzulässig ist, da 
das neuere specielle Gesetz den Vorzug hat. Der Art. 1015 des B. 
G.-B. macht aber auch schon die Ausnahme (Nr. 1.) : wenn der Tes- 
tator bestimmt hat, dass die Nutzungen des Legates dem Legatar 
vom Sterbetage ^n zukommen. Das hat nun für Kirchen der Gesetz- 
geber ein für allemal angeordnet. Wenn ferner De Syo, ohne es zu 
motiviren, sagt (S. 138.), die Klage auf Auslieferung könne erst nach 
der Ermächtigung des Bischofs zur Annahme, resp. nach der erfolg- 
ten Staatsgenehmigung angestellt werden, so würde dann der Wider- 
spruch erst recht hervortreten: nach dem französischen Kechte könn- 
ten der Kirche erst von diesem Termine an die Nutzungen zugespro- 
chen werden, während die landesherrliche Genehmigung sie ihr schon 
zugewiesen hat. Der Antrag auf Auslieferung erscheint daher bei 
Vermächtnissen an Kirchen nicht mehr begründet. 

Von besonderer Bedeutung ist ferner der §. 2. der Cab.-Ord., 
dem zufolge, wenn die Zuwendung mehr als 1000 Thlr. beträgt, die 
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landesherrliche Genehmigung erforderlich ist. De Syo bemerkt hier- 
über, S. 133. : »Die a. h. Cab.-Ordre macht keinen Unterschied zwi- 
schen Geschenken und Vermächtnissen von liegenden Gütern und 
von Geldern, Mobilien und Capitalien, sondern unterscheidet nur 
zwischen solchen über 1000 Thlr., und denjenigen bis zu 1000 Thlr. 
Geschenke und Vermächtnisse von Immobilien bis zu 1000 Thlr. an 
Werth bedürfen daher der landesherrlichen Genehmigung nicht, da 
die a. h. Cab.-Ordre alle früheren gesetzlichen Bestimmungen in 
dieser Hinsicht aufgehoben und eine Unterscheidung zwischen Ge- 
schenken und Vermächtnissen von-Immobiliar- und anderem Vermögen 
nicht gemacht hat.« Die Kömischen Juristen sagten schon: ubilex 
non distinguit, nee nos distinguere debemus. Wohl zunächst mit 
Rücksicht auf Art. 42. der Verfassung vom 31. Januar 1850, nach 
welchem das Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthum 
keinen anderen Beschränkungen, als denen der allgemeinen Gesetz- 
gebung unterliegt, für die todte Hand aber Beschränkungen des Rech- 
tes, Liegenschaften zu erwerben und über sie zu verfügen zulässig 
sind, und die weitere Ausführung dieser Bestimmungen besonderen 
Gesetzen vorbehalten bleibt, ist es freilich sowohl von geistlichen 
(Rundschreiben des Erzbischöflichen General - Vicariates an die HH. 
Landdechanten der Erzdiöcese vom 18. Juni 1851) als weltlichen Be- 
hörden (das im Auftrage des Ministers der geistlichen etc. Aagelegen- 
heiten erlassene Rescript des Oberpräsidenten von Westphalen, vom 
8. Mai 1852, Nr. 11; vgl. das Rescript des Ministeriums der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten und des Ministeriums des Innern vom 
15. Mai 1844 [Saedt, Kirchenfabriken, 2. Aufl., S. 161] und Gerlach, 
das Verhältniss des preussischen Staates zu der katholichen Kirche 
auf kirchenrechtlichem Gebiete, S. 105 f.) ausgesprochen worden, dass 
überhaupt for Zuwendungen von Liegenschaften an Kirchen die lan- 
desherrliche Genehmigung erforderlich sei. Allein vorerst ist jener 
Artikel durch das Gesetz vom 14. April 1856 aus der Verfassungs- 
Urkunde beseitigt worden. Sodann war durch die Gab.-Ord. von 
1833 die Nothwendigkeit der Staatsgenehmigung bei Zuwendungen 
von Immobilien unter 1000 Thlr. Werth schon weggefallen. Durch 
besagten Artikel der Verfassung, welcher fär die todte Hand Beschrän- 
kungen im Erwerbe von Liegenschaften zulässig erklärte, selbst aber 
keine solche statuirte, ist also hierin keine Aenderung eingetreten; 
man könnte in dieser Beziehung in ihm einen »legislatorischen Mo- 
nolog« finden; und ein späteres »Gesetz« ist darüber nicht erlassen 
worde^* Mit Zustimmung des Ministeriums und in dem Geiste der 
Freiheit ^^^ Selbstständigkeit, deren sich die Eorche in Preussen er- 
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freut, braucht daher jetzt bei. Geschenken und Vennächtnissen von 
Immobilien, welche den Werth von 1000 Thlr. nicht haben, die lan- 
desherrliche Genehmigung nicht nachgesucht zu werden. 

Principiell wäre allerdings nach §. 15. der Verfassung die For- 
derung zu stellen, dass über den Erwerb von Liegenschaften tär Kirchen 
keine Aufsicht und Mitwirkung der Staatsgewalt eintrete. De Syo 
sagt zur Begründung der entgegengesetzten Ansicht, der Kirche sei 
durch besagten Artikel zwar das freie und selbstständige Verwaltungs- 
recht gegeben, dieselbe erhalte aber erst durch die landesherrliche 
Genehmigung, wo sie erforderlich sei, ein Recht auf das geschenkte 
oder vermachte Object und könne daher auch ihre Verwaltung erst 
mit dem Tage der erfolgten landesherrlichen Genehmigung eintreten 
lassen. Hierbei ist aber das Wort, »Verwalten« in einem zu engen 
und speciellen Sinne genommen, während das »Ordnen und Verwalten« 
die ganze freie Bewegung der Kirche ohne die frühere Beaufsichtigung 
und Theilnahme der Staatsgewalt bezeichnet. 

Weitere Specialitäten anlangend, ist gemäss der declaratorischen 
Cab.-Ord. vom 10. April 1836 die landesherrliche Genehmigung bei 
Schenkungen und Vermächtnissen über 1000 Thlr. nur dann erfor- 
derlich, wenn die Zuwendung an Eine Corporation erfolgt, nicht aber, 
wenn in einem und demselben Act^ der Gesammtbetrag 1000 Thlr. 
übersteigt, die einzelnen Corporationen aber keine 1000 Thlr. er- 
halten. Dagegen soll die landesherrliche Genehmigung auch dannnöthig 
sein, wenn mehrere Personen in demselben Acte eine Corporation mit 
mehr als 1000 Th\r. bedenken. Das geschenkte Object der an Eine 
Corporation gemachten Zuwendung ist also massgebend. 

Nach g. 8. der oftgedachten Cab.-Ord. werden Zuwendungen, 
welche in fortgesetzt wiederkehrenden Prästationen bestehen, mit vier 
vom Hundert per Capital berechnet. 

§. 6. besagt: »Zuwendungen, die zwar einer öffentlichen Anstalt 
oder einer Corporation beschieden, aber zur Vertheilung an Einzelne 
bestimmt sind, es mag diese Vertheilung von dem Geber selbst fest- 
gesetzt, oder der bedachten moralischen Person übertragen werden, 
sind unter den Bestimmungen des Gesetzes nicht begriffen. Dahin 
gehört auch dasjenige, was für Seelenmessen, die gleich nach dem 
Tode zu lesen sind, den katholischen Priestern entrichtet wird.« Be- 
treffen die Schenkungen und Vermächtnisse im Betrage von mehr als 
1000 Thlm. nur Messenstifkungen, so hat nach der a. h: Cab.-Ord. 
vom 22. Mai 1836 das Ministerium der geistlichen Angelegenheiten 
und nicht das Staatsoberhaupt die Genehmigung zu ertheilen. Wenn 
der Geber die Vertheilung an Einzelne weder ausdrücklich bestimmt, 



Lauen, VerhSltoiss der Kirche zur Schale in Preussisch-Scblesieii. 1 10 

noch ausgeschlossen hat, die Zuwendung aber nach dem Beschlüsse 
der bedachten Anstalt an Einzelne vertheilt werden soll, so hat schon 
nach der Cab.-Ord. vom 21. Juli 1843 selbst die Anzeige an die vor- 
gesetzte (weltliche) Behörde zu unterbleiben, wenn die Zuwendung 
die Summe von 1000 Thlr. nicht übersteigt. 

Bewegliche körperliche Sachen, die einer eigentlichen Ueber- 
gabe und eines eigentlichen Besitzes empfänglich sind, können durch 
eine blose Handschenkung ohne weitere Förmlichkeiten verschenkt 
Virerden (dons manuels). »Es können aber darunter nicht schriftliche 
Schulddocumente verstanden werden, da nicht die körperliche Sache, 
die Schuld-Urkunde, sondern die unkörperliche, die Forderung, den 
Oegenstand der Schenkung ausmacht. Haben solche Handschenkungen 
nicht den Charakter der eigentlichen Opfergaben, wovon der Art. 36. 
Nr. 9. des gegenwärtigen Decretes spricht, so bedarf die Kirchen-Fa- 
brik zu deren Annahme der Ermächtigung des Bischofes, und wenn 
dieselbe die Summe von 1000 Thlm. übersteigt, auch der Geneh- 
migung derselben durch die Staats-Begierung.« De Syo S. 137. 



Das Verhältniss der katholischen Kirche zur Schule nach dem 
Provincialrecht von Preussisch-Schlesien. 

Von Dr. Gastav Laaen. 

DasSchlesische Provincialrecht bestimmt über das Verhältniss der 
katholischen Kirche zur Schule Folgendes: 

Nach dem Reglement de gii;;ivaminibus vom 8. August 1750. 
§. 11. litt. e. f. L aus dem Edict d. d. Güntersblum den 14. Juli 
1793. IL in. u. VI. gehören die Schulgebäude für beständig zu 
den Pfarrkirchen und das für die Schule bestimmte Vermögen 
zu dem Kirchenvermögen im weiteren Sinne des Worts, mit wel- 
chem dasselbe von dem Pfarrer und den Kirchenvorstehern eben- 
so wie das übrige Kirchenvermögen zu verwalten ist. 

Daa Königliche Ober-Tribunal entschied durch das in Sachen 
V. Kracwel gegen die Schulgemeinde von Gross-Bressa erlassene 
Erkenntniss vom 5. Aprü 1856, dass diese Bestimmungen als 
dispositiv anzusehen sind und als Provincialgesetze den Bestim- 
nmngen der allgemeinen Landesgesetze derogiren. 

Die örtliche Aufsicht über die Sehulen gehört nach den 
§§. 39. 43. bis 48. und 51. des katholischen Schulreglements 
vom 3. November 1765, und §. 47. und 48. des Schulreglemeuts 
vom 18. Mai 1801 zu den Amtspflichten des Pfarrers. 
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Die Kreis Schnl-Inspectoren werden nach §. 62. des Be- 
glements vom 3. Aprü 1765 und §. 51. des Beglements vom 
18. Mai 1801, von dem Fürstbischof von Breslau als Ordinario 
und in den auswärtigen Didcesen von den Decanis ernannt und 
angestellt und der Staats-Schulbehörde nur angezeigt, welche, 
wenn sie gegen die Führung des Inspectors Ausstellungen zu 
machen für nöthig findet, dem Ordinario davon Anzeige zu 
machen hat, der sie nach Befinden entlasst. 

Der §. 52. des Beglements vom 18. Mai 1801 specificirt 
die Pflichten des Kreis-Schulinspectors und bestimmt unter litt. 
k., dass er das jährliche Visitations-Protocoll mit Beifügung sei- 
ner Vorschläge, wie einem vorgefandenen Mangel am fuglichsten 
abgeholfen werden könne, an diejenige Behörde einzuschicken 
habe, an welche der Ordinarius die allgemeine Leitung und Auf- 
sicht der Schulsachen verweise. 

Der §. 59. des Beglements vom 18. Mai 1801 vertraut dem 
Fürstbischof als Ordinario, sowie den Decanis der Prager, Olmützer 
und Krakauer Diöcese, dass sie ihre Untergebenen zur Erfiilulng 
der denselben nach dem Beglement obliegenden Pflichten anhalten 
würden und fügt hinzu : 

Dem Fürstbischof von Breslau überlassen wir die Bestimmungen, 
welcher seiner ünterbehörden, und in welcher Art er die Bear- 
beitung des Schulfachs unter seiner Oberaufsicht übertragen 
wolle. Doch hat alsdann in allen Sachen, welche das sittliche 
Betragen der Schullehrer und den Unterricht betrefien mit der 
Schuldirection zu concertiren,^n anderen Sachen aber nach Be- 
schaffenheit der Umstände entweder selbst zu verfägen oder das 
"Weitere an die ressortmässige Instanz (cfr. Nr. 7.) gelangen zu 
lassen. In den anderen Diöcesen tritt an die Stelle der bischöf- 
lichen Behörde der Decanus. 

Auf Gnmd des allgemeinen Verwaltungs-, Aufsichts- und resp. 
Oberaufsichtsrechts über die katholischen Elementarsdiulen ertheilt 
der Fürstbischof nach §. 9. des Beglements von 1765 sämmtlichen 
katholischen Schullehrern das Anstellungsdecret und verfügt nach 
§. 54. des Beglements vom 18. Mai. 1801 selbstständig die Anstel- 
lung, Abberufung und Versetzung der Adjuranten. 

Die erwähnte Mitwirkung der Schuldirection wird im §. 54. 
des gedachten Schulreglements dahin näher bestimmt: 

Mit der Schuldirection, welche nach dem Beglement vom 26. 
Juli 1800 die Mitaufsicht über das sittliche und pädagogische 
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Benehmen der Schnllehrer hat, stehen die Schnl-Inspeetoren in 
der Verbindung, dass sie derselben: 

1. jährlich einen allgemeinen tabellarischen Bericht fiber die Be- 
schaffenheit der Schulen, ihrer Inspection, in Absicht des Verhal- 
tens der Schullehrer, der Anzahl der Kinder und ob diesem Begle- 
ment durchgehends von jedem darin Verpflichteten nachgelebt 
werde, erstatten. 

2. Haben sie der Schuldirection über jede einzelne Schule beson- 
dere Berichte zu erstatten, wenn sie bei ihren Schulvisitationen 
oder auch sonst finden, dass sie bei dem Lebenswandeldes Schul- 
lehrers etwas zu erinnern, oder dass er ein unerlaubtes Gewerbe 
tBeibt, oder die vorgeschriebene Lehrmethode nicht befolgt , die 
Schulstunden nicht inne hält, nicht für Ordnung in der Schul« 
besorgt ist, überhaupt, wenn er seinen Pflichten als Lehrer der 
Jugend nicht gehörig nachkommt. In allen solchen Sachen ist 
auch die Schuldirection befugt, den Schulinspectoren Aufträge 
zu machen. Was hingegen den Bau der Schulhäuser, die An- 
stellung von Adjuranten, die Emolumente der SchuUehrer, die 
Pflichten des Pfarrers bei der Schule und die Besuchung der 
Schule betrifft, so haben die Schul-Inspectoren sich an den Or- 
dinarius oder die von ihm zu bestimmende Behörde zu wend^, 
welche die Sache entweder selbst abmacht, oder dahin gelangen 
lässt, wohin sie ressortmässig gehört. 

Damit steht im Zusammenhange die Bestimmung des §. 35.: 
»üebrigens versteht es sich von selbst, dass weder Herrschaft noch 
Gemeinde befugt sind, einen eingesetzten Schullehrer eigenmächtig 
seines Amtes, es sei unter welchem Verwände es wolle, zu entsetzen; 
seine Amtsvergehungen sind dem Schulinspector anzuzeigen, welcher 
nach vorgängiger Untersuchung alsdann an die Schuldirection berich- 
tet, die allein das Becht hat, seine Entsetzung zu verfogen.« 

Auf diese Mitaufsicht über das sittliche und pädagogische Be- 
nehmen der Schullehrer« und die Befugniss , wenn dieselben ihren 
Pflichten nicht gehörig nachkomme, den Schulinspectoren Aufträge 
zu ertheilen und gegen die Schullehrer Disciplinar-Entscheidungen 
zu erlassen, übte die Schuldirection unter Mitwirkung von Organen 
des Fürstbischo£3. 

Hierüber bestimmt das Schul-Beglement ffir die (katholische) 
Universisät Breslau und die damit verbundenen (katholischen) Gynma- 
sien vom 26. Juli 1800, §. 5. : »da diese Schuldirection« auch die Mit- 
auMcht auf die andern katholischen Erziehungs-Institute haben soll, 
so hat der Fürstbischof von Breslau das Becht, ein paar Besitzer 
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za dieser Direction dem Bchlesüchen Emanz-Ministerio zu prä8entiren.€ 
— §. 19. »Da Wir nicht gemeint sind, durch gegenw&rtiges Begle- 
ment, die gegründeten Rechte des Bischofs als Ordinarii zu schwftchen, 
so bleiben ihm solche, sowohl in Absicht der geistlichen Lehrer des 
bisherigen Instituts als auch in Absicht der andern niedem Schalen 
deren Besetzung und Visitation vorbehalten. Wir haben in dieser 
Hinsicht ihm die Präsentation zweier Beisitzer bei der Schuldirection 
fiberlassen und stellen ihm anheim, wiefern er diese wegen der 
Wahrnehmung seiner bischöflichen Gerechtsame instroiren und an- 
torisiren will, wenn dabei nur der in den vorstehenden Paragraphen 
vorgezeichnete Zweck erreicht wird. 

Bedingung und Voraussetzung jener erst damals eingefihrten 
»MitauMchtc war demnach einmal das Fortbestehen der gedachten 
katholischen Schulbehörde, und zum andern das Recht, des Furst- 
bischofis, zu derselben zwei Beisitzer zu ernennen, zu instruiren und 
zu autorisiren. 

Die Befugnisse dieser Ffirstbischöflichen Beisitzer fielen dem 
Ffirstbischöflichen Vicariatamt heim als die Schuldirection aufgeho- 
ben wurde und ihre staatliche SchulauMchtsrechte theüs auf das Pro- 
vinzial-SchulcoUegium und theils auf die Kirchen und Schulabthei- 
Inng der Regierung überging. 

Anlangend endlich die Mitwirkung der Staats- Verwaltungs-Be- 
hOrde, so stellt diese der §. 60. des Reglements vom 18. Mai 1801, 
dahin fest: 

»Unsem schlesischen Landes-Collegüs und hohem und niedem 
Offidanten befehlen Wir die genaue Befolgung dieses Regle- 
ments in allen an sie gelangenden Sachen. Der Kriegs- und 
Domainen-Kanmier liegt es ob, theils selbst, theils durch die 
Landrftthe und Steuerftmter für die Ausmittelung der den neu 
einzusetzenden Schullehrem auf Anzeige der Färstbischöflichen 
Behörde reglementsmässig zukommenden Emolumente zu sorgen, 
den Beschwerden über Vorenthaltung derselben schleunigst ab- 
zuhelfen, wegen des Baues der Schulhäuser die nöthigen Verfü- 
gungen zu treffen, auf Erfordern die in diesem Reglement ange- 
drohten Strafen allenfaUs executive beitreiben und sich die Ab- 
schaffung der Einzelhutung, sowie auch die Anlegung von Indu- 
strie-Schulen angelegen sein zu lassen.€ 

Aehnliche Functionen werden von den Regierungen hinsicht- 
lich der Kirchen- und Pforrbauten, der Parochialumlagen, 
der Emolumente, der Pfarrer und Kirchendiener noch gegenwärtig 
auggefibt — 
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Das katholische Elementarschnlwesen in Schlesien steht 
also gesetzlich nnd verfassangsmässig. mit der Kirche in engster 
Verbindung. Die katholischen Eirchenbehörden nehmen dort 
in Elementarschulsachen eine ähnliche Stellung ein, wie die 
Standesherrlichen Gonsistorien; naiAentlich steht ihnen Bearbei- 
tung des Schulfachs, die allgemeine Leitung und AuMcht der 
Schulsachen unter Oberaufsicht des Bischofs, die Anstellung und 
Entlassung der Schulinspectoren und Adjuranten, die Auüsicht 
über die Pfarrer als Ortsschulvorsteher, die Bestellung der Schul- 
lehrer und die Befugniss zu, 4ie Hülfe der Staatsbehörde wegen 
Schulbauten, Anlegung neuer Schulen, Lehrer und Emolumenten 
in Anspruch zu nehmen. Zugleich wird wiederholt anerkannt, 
dass diese Rechte dem Fürstbischöfe »als Ordinarius« zukommen. 

Die Instruction für die Geschäftsführung der Regierungen 
vom 23. October 1807 hat hierin nichts geändert; sie hat nicht 
die Hoheitsrechte des Staates mit Beseitigung verfassungsmäs- 
-olger Zustände erweitert, sondern nur die Ausübung derselben 
durch die Organe des Staates geordnet. 

Die kirchlichen, und insbesondert) die bischöflichen Rechte 
bezüglich des katholischen Schulwesens werden hierdurch recht- 
lich ebensowenig aufgehoben, wie die Befugnisse der Standesherr- 
lichen Gonsistorien. 
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Zur Gesetzgebung über das Volksschulwesen in Bayern. 

1} Adresse des Hochunirdigsten Bayerischen Gesammt-Episcopates 
an Se. Majestät den König bezüglich der gegenwärtigen Schulfrage. 

(Aas dem Begensburger Ordinariatsblatt 1867, S. 127-32.) 

Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König! AUergnädig- 
ster König und Herr! 

In einer Angelegenheit, welche das Wohl des Staates in nicht 
minderem Masse wie jenes der Kirche und der Familie, und selbst des 
einzelnen Staatsangehörigen berührt, erlauben sich die ehrfurchtsvollst 
unterzeichneten* Erzbischöfe und Bischöfe des Königreiches dem 
erhabenen Throne Euerer Königlichen Majestät mit der nachfolgen- 
den Vorstellung allerunterthänigst zu nahen. 

Der Entwurf des Gesetzes fär die Volksschulen , welcher von 
Euerer Königlichen Majestät Ministerium des Innern für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten ausgearbeitet worden ist, um demnächst 
bei den Kammern in Vorlage gebracht zu werden, ist es, welcher den 
Episcopat Bayerns verpflichtet, mit dieser ehrerbietigsten Gesammt- 
vorstellung vor Euerer Königlichen Majestät zu erscheinen, um das 
Recht der Kirche, wie der Familie, zu wahren gegen Bestrebungen, 
welche, sicherlich zum ünheile der Staatsgewalt, dieselbe zur einzigen 
und ausschliesslichen Leiterin der Schule zu machen gedenken. 

Zu dieser ehrerbietigsten Gesammtvorstellung in solcher wich- 
tigen Sache erachtet sich aber der Episcopat der katholischen Kirche 
in Bayern schon nach natürlichem Rechte befugt, indem es in keinem 
wohlgeordneten Staate jenen Unterthanen, welche gleiches Interesse 
haben und gleiche Rechtsansprüche geltend machen, versagt sein 
kann, sich mit vereinigten Bitten an das Oberhaupt des Staates 
zu wdnden. <* 

Leider sind die Oberhirten Bayerns in dieser überaus ernsten 
Angelegenheit nicht in der Lage, in eingehender Weise alles das zu 
erörtern, was vom Standpunkte des göttlichen Rechtes, sowie von 
jenem der Staatsgruüdgesetze des Königreiches gegen die beabsichtigte 
Schulgesetzgebung und deren einzelne Anordnungen einzuwenden sein 
dürfte. Denn während Euerer Königlichen Majestät Ministerium des 
Inneren für Kirchen- und Schulangelegenheiten in der jüngsten Zeit 
aus allen Theilen des Königreiches Noine Commission berief, um mit 
derselben den Entwurf jenes zu erlassenden Schulgesetzes zu berathen, 
ward es nicht far zweckmässig erachtet, das Gutachten der Bischöfe 
des Königreiches bezüglich dieser so überaus wichtigen legislativen 
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Arbeit einzuholen, obgleich sie es doch vor Allem sind, welchen ihrem 
Amte gemäss die Pflege und Ueberwachung der Volksschule zusteht, 
sie also auch vornehmlich dazu berufen erscheinen, bei der Berathung 
des Entwurfes eines Schulgesetzes in seinen ersten Präliminarien so- 
wohl als auch in dessen Ausarbeitung mit ihren reichlich gesam- 
melten Erfahrungen und wohlberechtigten Wünschen wenigstens ge- 
hört zu werden. 

Was jedoch von diesem Schulgesetzentwurfe bis jetzt in die 
Oeffentlichkeit gedrungen ist, genügt, um den Episcopat des König- 
reiches an seine ernste Verpflichtung zu erinnern, ohne längeres 
Zögern Verwahrung gegen dieses Gesetz einzulegen, und an Etiere 
Königliche Majestät die ehrerbietigste Bitte zu richten : die Vorlage 
eines solchen Entwurfes des Schulgesetzes an die Kammern nicht zu 
genehmigen. Denn das erste Princip dieses Schulgesetzentworfes, 
abgesehen von all den einzelnen Folgerungen, welche aus demselben 
in völliger Misskennung der unveräusserlichen Bechte der Kirche auf 
die Schule abgeleitet , und nunmehr gesetzlich zum Nachtheile der 
Kirche und der Schule festgestellt werden sollen, — das erste Princip 
ist : die völlige Trennung der Schule von der Kirche, die Verküm- 
merung der religiösen Erziehung, welche Grundlage und Endziel der 
ganzen Schulbildung sein sollte, zu einem der verschiedenen Fächer, 
welche den Lehrstoff der Volksschule zu bilden bestimmt sind, die 
Beseitigung des Einflusses der Seelsorger auf die Leitung der Schule, 
obgleich deren kirchliches Amt unbestreitbar sich auf die einheitliche 
Gesammtbildung der jugendlichen Seelen erstreckt, — mit Einem 
Worte : die Entchristlichung der Schule. 

Etiere Königliche Majestät! Es gehört zu den bittersten Er- 
fahrungen, welche die ehrfurchtsvollst unterzeichneten Oberhirten 
in dem so mühevollen bischöflichen Amte gemacht haben, dass sie 
sich heute in die Lage versetzt sehen , ein solches Wort im König- 
reiche Bayern aussprechen zu müsseh. Aber die schwere .Verant- 
wortung ihres Amtes und der furchtbare Ernst der Zeit nöthigt ge- 
bieterisch dazu, es vor Euerer Königlichen Majestät^ vor dem katho- 
lischen Volke Bayerns, vor der ganzen Kii'che auszusprechen: Es 
handelt sich mit mehr oder weniger Bewusstsein und Absichtlichkeit 
im Uteten Zwecke um die Entchristlichung der Schule. 

Gegen ein solches Gesetz, wodurch die antichristlichen Be- 
strebungen eines halben Jahrhunderts gegen die christliche Schale 
ihre legislatorische Sanction erhalten sollen, muss der katholische 
Episcopat, gestützt auf göttliches und menschliches Becht, die feiw- 
lichste Verwahrung einlegen, und er wird an derselben unerschütter- 
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lieh und unermüdlich festhalten, und sie, wenn auch darum ange- 
fandet, fireimüthig wiederholen, so lange ihm nicht auch die Freiheit 
entzogen wird, für die Wahrheit des Ohristenthums und die göttliche 
Sendung der Kirche überhaupt im Greiste der Apostel das Wort zu 
ergreifen. 

Dabei kann den Episcopat des Königreiches der Vorwurf nicht 
treffen, als ob er etwa in der vergangenen Zeit seine Pflicht nicht 
erfallt und lässig darin gewesen wäre^ das heilige Recht der Kirche 
auf die Schule zu wahren, und immer wieder seine Stimme zu er- 
heben, wenn es galt, den christlichen und kirchlichen* Charakter der 
Schule aufrecht zu erhalten, um jener Zeitströmung entgegenzutre- 
ten, welche nach wohlbedachtem Plane die Kirche aus' der Schule 
' und damit allgemach aus der bürgerlichen Gesellschaft überhaupt ver- 
drängen möchte. 

Seit Jahrzehnten gibt die ununterbrochene Beihe von Verhand- 
lungen der manichfaltigsten und verschiedensten Art, welche von den 
Diöcesanbischöfen über Schulfragen von grösserer oder geringerer 
Wichtigkeit mit d^ zuständigen Verwaltungsstellen des Königreiches 
sind geführt worden, hinlänglich Aufschluss darüber, dass die ober- 
hirtlichen Pflichten m dieser Beziehung nichts weniger als ausser 
Auge gelassen worden sind. 

Zu der Preysinger Conferenz im Jahre 1850 vereinigt, haben 
es aber auch die Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns als ihre besondere 
Pflicht erkannt, in ihrer damals an Seine Majestät König Max IL 
gerichteten Denkschrift; ausführlich das Recht der Kirche auf die 
Schule und die daraus entspringenden Pflichten des Oberhirtenamtes 
zu erörtern. Sie haben es damals ausgesprochen, dass nach ihrer 
innigsten üeberzeugung von der Behandlung des öffentlichen Schul- 
und Erziehungswesens das künftige Schicksal der Nation abhängt, und 
dass sie sich es wohl bewusst sind, wie schwer die Last der Verant- 
w<»rtlichkeit sei, welche auf den Bischöfen so gut wie auf allen Andern 
liegt, welche mit der/Ordnung dieser unermesslich wichtigen Ange- 
legenheit betraut sind. Sie ermangelten schon damals nicht , hinzu- 
weisen auf die traurigste Erscheinung unserer Zeit, das untrüglichste 
Zeichen eines grossen Verfalles, dass sich in so vielen Weisen mit 
mehr oder weniger Bewusstsein das Bestreben kund gibt, das Ghri- 
stenthum aus den öffentlichen Einrichtungen, wie aus der Sphäre des 
Privatlebeüs immer mehr zu verdrängen, und seinen directiven Ein- 
fluss auf ein immer enger werdendes Gebiet zu beschränken. Die 
Bischöfe machten darauf aufmerksam, dass in Deutschland seit den 
letzten Jahren dies Bestreben offener und mit mehr Berechnung und 



Adresse des bayer. EpiscoiMits von Sept. 1867 an den KOnig. 127 

Zusammenhang als jemals froher aufgetreten sei, und dass es 
nirgends verderblicher wirke, als im Kreise der Erziehung und des 
Unterrichtes. 

Die Bischöfe erklärten, dass sie als die berufenen Pfleger und 
Beschützer des christlichen Elementes in allen Zweigen und Be- 
ziehungen des öffentlichen wie des Privatlebens es zu ihrer streng 
verbindenden Obliegenheit rechnen, dahin zu wirken, dass die religiöse 
Grundlage des Unterrichtes und der Erziehung unversehrt bewahrt, 
und da, wo sie bereits geschwächt und verkümmert wurde, wieder 
belebt und gekräftigt werde. Die Bischöfe erinnerten dabei, dass 
das kath(^che Volk berechtigt und angewiesen sei, von ihnen als 
seinen geistlichen Vätern und Hirten zu verlangen, dass sie, soweit 
dies nur immer in ihren Kräften steht, von der Bildung und Unter- 
weisung seiner Söhne und Töchter Alles abzuwenden trachten , was 
"^die Beinheit und Festigkeit des Glaubens zu trüben und zu erschüt- 
tern, das religiöse Bewusstsein der Jugend zu verwirren, und die nur 
aus dem Glauben erwachsende und auf ihn zu stützende Sitte zu be- 
flecken geeignet wäre*). 

»Näher noch« — erklärten aber die Oberhirten damals weiter- 
hin — »als die gelehrte Schule steht die Volksschde dem Herzen 
des Bischofs; lauter, dringender, gebieterischer erklingt die Auf- 
forderung, welche aus den Stadt« und Dorischulen an ihn ergeht, sich 
ihrer mit der ganzen Kraft und Autorität seines oberhirtlichen Amtes 
anzunehmen; denn hier ist es vor Allem der religiöse UfUerricht^ 
die Erziehung der Sohne und Töchter des Volkes zu chrisiUeher 
Frömmgheü und Sitte ^ welche die Hauptbestimmung, den Mittel- 
punkt der ganzen Thätigkeit bildet. Der übrige Unterricht ist im 
Vergleiche mit dieser ersten und vornehmsten Aufgabe nur Neben- 
sache ; und "äeshalb ist geradezu undenkbar, dass der Gedanke oder 
Versuch, die Kirche aus der Volksschule zu verdrängeil ^ aus einer 
anderen als einer religionsfeindlichen, mit Bewusstsein auf die Zer- 
störung des Volksglaubens gerichteten Gesinnung entspringen könne. 
Die Volksschule ist stets der eine Arm der christlichen Kirche ge^ 
wesen ; sie gehört als wesentliches Glied zum kirchlichen Organismus, 
jede Trennung zwischen ihnen würde für beide gleich verderblich 
sein ; und der Kirche zumuthen, ihrem Einflüsse bezüglich der Volks- 
schule zu entsagen, oder sich aus. derselben zurückzuziehen, Messe 



1) Denkschrift der vom 1. bis 20. October 1850 za Freysing versammelten 
Erzbiscböfe und Bischöfe Bayerns IV. S. 22, 23. — Siehe Sammlung Oberhirt licher 
Verordnungen fOr das Bisthum Regensburg. S. 583 ff. 
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nicht mehr und nicht weniger, als ihr einen Act des Hochverrathes 
gegen ihren Herrn und Meister, eine Handlang des Selbstmordes an- 
sinnen. Ja, würde es irgendwo unternommen, die Kirche aus der 
Schule hinauszudrängen, und gelänge dieses Unternehmen, so wäre 
das Erste, woran die Kirche mit Einsetzung aller ihrer noch übrigen 
Kräfte gehen müsste, neue ihr gehörige Schulen gegenüber den anti- 
christlichen Staatsschulen zu errichten und jedem Gläubigen die Be- 
schickung der kirchlichen Schule zur Gewissenspflicht zu machen^). 

Nachdem auf diese Denkschrift die allerhöchste Verfügung vom 
30. März 1852 ergangen war, welche den Erzbischöfen und Bischöfen 
des Königreiches durch höchsten Ministerialerlass vom 8. April des- 
selben Jahres eröffnet wurde, legten die Oberhirten unter dem 28. 
April desselben Jahres ^nit ehrfturchtsvollstem Danke for die mehr- 
fache Berücksicktigung der Anträge der Denkschrift ebenso ehr- 
erbietigst Verwahrung bezüglich der kirchlichen Rechte ein, soferne 
diese durch die allerhöchste Verfügung noch nicht genügend aner- 
kannt waren. Bezüglich der Schulfrage aber hielten es die Ober- 
hirten in der umfassenden weiteren Eingabe vom 15. Mai 1853 for 
ihre Pflicht, abermals daran zu erinnern, »dass bezüglich der katholi- 
schen Jugend die Kirche die heilige Sendung von Gott habe, ihre 
religiöse und sittliche Belehrung und Erziehung zu leiten und anzu- 
ordnen. Sie machten darauf aufinerksam, dass die freie Ausübung 
dieser Sendung durch Art. V. des Concordates gewährleistet, das 
Becht selber ein dem Episcopate wesentlich inhärirendes sei, welches 
von der weltlichen Macht nicht genommen und nicht gegeben werden 
kann. »Der Staat,« fährt die Erörterung der Bischöfe fort, »kann 
und soll in seinem eigaien höchsten Interesse die Thätigkeit der 
Kirche kräftig unterstützen;« es wäre aber eine ümkehrung des in 
der Natur der Sache liegenden Verhältnisses, wenn er ili Bezug auf 
die Beligionslehre und die sittliche Erziehung der katholischen Jugend 
der Leitende und Anordnende sein, und nur, wie der §. 20. des 
höchsten Ministerialerlasses vom 8. AprU 1852 sagt, den Bemerkun- 
gen der geistlichen Behörden geeignete Würdigung zuwenden wollte.« 
Heute aber ist das Vorangehen in der Trennung der Schule von der 
Kirche schon so weit gediehen, dass man die apostolische Sendung 
an die Jugend in Eine Beihe stellt mit den weltlichen Lehrföchem 
in der Volksschule. 

Wenn aber auf diese dringenden Bitten des Episcopates des 
Königreiches immerhin noch Bescheidungen erfolgten, obgleich keine 
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derselben den so gerechten und heiligen, für Staat und Kirche gleich- 
massig so ernst erscheinenden Anforderungen der Kirche gebührende 
Eechnung trug, so hatten sich die beiden jüngsten Gesammtvorstellun- 
gen der Oberhirten des Königreiches nicht einmal dieser Berück- 
sichtigung zu erfreuen, wie sie der Adresse irgend eines politischen 
oder socialen, wenn auch noch so unbedeutenden Vereines ohne 
Zweifel zu Theil geworden wäre. Es sind dies die beiden bittlichen 
Vorstellungen, welche bezüglich der Volksschule und der höheren. 
Bildung von den im Jahre 1864 in Bamberg und 1865 in Passau 
versammelten Erzbischöfen und Bischöfen höchsten Ortes eingereicht 
wurden. Bis zur Stunde geharren die ehrerbietigst Unterzeichneten 
um gerechte Bescheidung ihrer ebenso dringenden als wohlbegründe- 
ten Anträge. Allerdings liegt in der fraglichen Bearbeitung des Ent- 
wurfes zum Schulgesetze, welcher demnächst zur Verhandlung in 
den Kammern kommen soll, gewissermassen eine Verbescheidung, der 
kirchlicher Seits seit zwei Decennien mit Preimuth und Vertrauen, 
mit Mässigung und ünermüdlichkeit betreffs der Schulfrage vorge-. 
brachten Bitten, welche, wie die Erzbischöfe und Bischöfe unterm 
15. März 1853 »im Angesichte Gottes« betheuerten, keine Antastung 
der von Gott gegebenen oder von der Kirche rechtmässig überlasse- 
nen Kronrecbte bezweckten, sondern den Oberhirten strengstens vom 
Gewissen geboten waren. Aber die ehrfurchtsyoUst unterzeichneten 
Erzbischöfe und Bischöfe können es auch vor Euerer Königlichen Ma- 
jestät nicht verhehlen, dass sie heute, wie vor 17 Jahren, des ebenso 
ernsten als unerschütterlichen Daforhaltens sind: »Eine Wissenschafk, 
die sich loszureissen sucht von dem Fundamente der von Gott ge-^ 
offenbarten Wahrheit, müsse in dem Masse, als ihr diese Losreissung 
gelingt, dem Geiste des Irrthums und der Lüge verfallen ; und eine 
Erziehung, welche den Charakter der Jugend ohne die Hilfe der 
christlichen Lehre und Sitte zu gestalten unternähme, würde eine 
Generation heranbilden, welche nur von den Motiven des Eigennutzes 
und der Selbstsucht beherrscht, den Familien wie dem Staate unheil- 
bares Siechthum bereiten müsste.« 

Uns erübrigt daher in so ernsten Tagen, welche auf eine nooh 
ernstere Zukunft drohend hinweisen, unserer oberhirtlichen Pflicht in 
der Schulfrage abermals zu genügen und an Euere Königliche Maje- 
stät in der dringendsten Weise die ehrfurchtsvollste Bitte zu richten, 
bezüglich des fraglichen Gesetzentwurfes zur neuen Organisation der 
Volksschule die allerhöchste Genehmigung zur Vorlage an den L^d- 
tag, — wenigstens in dieser Fassung, und so lange dem Bechte der 
Kirche nicht volle Würdigung im Entwürfe wird — nicht zu ertheilen. 

AreUt Ar Kfrckrartckt. XIX. 9 
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Wie aber vor fast zwei Decennien der katholische Episcopat 
Deutschlands in seiner Denkschrift vom 14. November 1848 in die 
stürmische Zeit jene Worte der katholischen Wahrheit und des Rech- 
tes und der Freiheit der Kirche gesprochen hat, welche das Ihrige 
zur Klärung der verwirrten Ansichten und Bestrebungen gethan, und 
zum segensreichen Leitstern wurden in der mühevollen Arbdt für die 
gedeihliche Entfaltung kirchlichen Lebens und Strebens: so wieder- 
holen auch wir heute in minder leidenschaftlich erregter, aber nur 
um so kränkerer Zeit ehrfurchtsvollst aber freimuthig vor Euerer 
Königlichen Majestät jene Worte, welche die Oberhirten Deutschlands 
damals bezüglich der Schule ansprachen: 

»Unter den Rechten der Kirche steht oben an das gbtüiche 
Hecht der Lehre und Ermehung. Sie kann nimmer sich trennen von 
dem Bewusstsein des ihr gegebenen Auftrages: G^het hin und lehret 
alle Völker, taufet sie im Namen des Vaters und des Sohnes und des 
heiligen Geistes, und lehret sie halten Alles, was ich euch gesagt 
habe. Sie kann ebensowenig sich trennen von dem Bewusstsein der 
Freiheit in Erfüllung dieser Mission, Alle Jahrhunderte und alle 
xWelttheile geben der Kirche das Zeugniss, dass die Trä* 
ger und Werkzeuge ihrer grossen Erziehungsmission für die freie 
Ausübung des von ihrem göttlichen Stifter ihr ertheilten Auftrages, 
zu lehren und zu erziehen, weder Mühen und Gefahren, noch Leiden 
und Tod gescheut haben. Mochte Besitzthum und Glanz und Ehre, 
mochte Alles ihr genommen werden, das Recht, da« von Gott empfan- 
gene, zu lehren, zu erziehen , zu sittigen die Völker des Erdkreises, 
hat die Kirche nimmer preisgegeben. — und indem sie den Menschen 
. erfasst, um ihn lehrend und erziehend seiner höheren Bestimmung 
zuzufahren, erfasst sie denselben von dem zartesten Alter an ; erfasst 
und begleitet ihn in der Entwickelung aller seiner geistigen Kräfte, 
auf dass diese durch einen alle Zweige des Wissens um&ssenden 
Unterricht Ssur vollen Durchbildung gelangen im Geiste ihrer auf die 
ewige höhere Bestimmung des Menschen gerichteten Mission, Wie 
der Mensch nicht getrennt gedacht werden kann in einen für seine 
ii^ischen Bedürfnisse arbeitenden Leib und eineü seine höhere Be- 
stimmung atistrebenden Geist, so weiss auch die Kirche, dass der 
menschliche Geist nimmer zerspaltet gedacht werden kann in zwei 
gesonderte Richtungen. Und eben darin beurkundet sie ihr gött- 
liches Recht zur Erziehung des Menschengeschlechtes, dass sie den 
Geist des Menschen in der Totalität aller seiner Kräfte und Thätig- 
keiten erfosst und entwickelt und durchbildet zu der ewigen höheren 
Bestimmung der Menschheit ~ Und es ist wiederum die Geschichte, 
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wekhe der Kirche das Zeugniss gibt, da88 aie im Bewussisetn des 
göttlichen Bechtes, der göttlichen Freiheit, die Menschheit zu lehrra^ 
zu erziehen, zu sittigen in allen Zweigen des Wissens und der Künste 
das Herrlichste geleistet hat, von der Errichtung der stillen Kloster- 
schule und Werkstätte bis zur Gründung ihrer Hochschulen und 
Biesendome , die alle sich erheben auf dem Fundamente der Einen 
allumfassenden Durchbildung des menschlichen Geistes zu seiner 
höheren Bestimmung. 

:»Dies Anrecht an die Menschheit kann äi$ Kirche nimmer auf- 
geben^ ohnd sich selber aufgegeben *).« 

So der Episcopat Deutsehlands im starmischen Jahre 1^48. 
Der Episc^^at Bayerns wiederholt in verhängnissvoUer Zeit diese 
Worte im Bewusstsein, von seiner Seite seit einer Reihe von Jahren 
in der Schulfrage Alles gethan zu haben, was in seinen Kräften ge- 
standen, um lür die Kirche ein heiliges, unaufgebbares Biecht zvk 
wahren, und von dem Yaterlande unberechenbares Unheil abzuwenden. 
In tiefster Ehrfurcht 

Euerer Königlichen Majestät 
allerunterthänigst treugehorsamste Diener 
Bamberg, am 13. September 1867. 

t Michael^ Erzbischof von Bamberg. 
München, den 14. September 1867. 

t Gregor, Erzbischof von Munchen-Preyauig, 
Pasmu, am IS. September 1867. 

t Heinrich^ Bischof von Passau. 
Würzhur Qy am 20. September 1867. 

t G. Anton, Bischof von Würzburg. 
Speyer, am 22. September 1867. 

t NicolauSy Bischof von Sp^er. 
Regensburg, am 28. September 1S67. 

t IgnatiMs^ Bischof von Begensburg. 
Augsburg, am 27. September 1867. 

t Pancratius. Bischof von Augsburg. \ 

Eichstau, am 28. September 1867. 

t Frans Leopold^ Bischof von.Mdi)»t9tt. 



1) S. Sammlang oberbirtlicher VeriN'dnHngen für das Bistbam Regeosburg, 
ISelte 585 f. 
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Wie aber vor fast zwei Deoennien der katholische Episcopat 
Dentschlauds in seiner Denkschrift vom 14. November 1848 in die 
stürmische Zeit jene Worte der katholischen Wahrheit und des Rech- 
tes und der Freiheit der Kirche gesprochen hat, welche das Ihrige 
zur Klärung der verwirrten Ansichten und Bestrebungen gethan, und 
zum segensreichen Leitstern wurden in der mühevollen Arbeit far die 
gedeihliohe Entfaltung kirchlichen Lebens und Strebens : so wieder- 
holen auch wir heute in minder leidenschaftlich erregter, aber nur 
um so kränkerer Zeit ehrfurchtsvollst aber freimuthig vor Emrer 
Königlichen Majestät jene Worte, welche die Oberhirten Deutschlands 
dam£Üs bezüglich der Schule ansprachen: 

»Unter den Rechten der Kirche steht oben an das götUiehe 
Becht der Lehre und Erjsiehtmg, Sie kann nimmer sich trennen von 
dem Bewusstsein des ihr gegebenen Auftrages: Gehet hin und lehret 
alle Völker, taufet sie im Namen des Vaters und des Sohnes und des 
heiligen Geistes, und lehret sie halten Alles, was ich eudi gesagt 
habe. Sie kann ebensowenig sich trennen von dem Bewusstseiu der 
Freiheit in Erfüllung dieser Mission. Alle Jahrhunderte und alle 
vWelttheile geben der Kirche das Zeugniss, dass die Trä- 
ger und Werkzeuge ihrer grossen Brziehungsmission für die freie 
Ausübung des von ihrem göttlichen Stifter ihr ertheilten Auftrages, 
zu lehren und zu erziehen, weder Mühen und Gefahren, nodi Leiden 
und Tod gescheut haben. Mochte Besitzthum und Glanz und Ehre, 
mochte Alles ihr genommen werden, das Recht, das von Gott empfan- 
gene, zu lehren, zu erziehen, zu sittigen die Völker des Erdkreises, 
hat die Kirche nimmer preisgegeben. — Und indem sie den Menschen 
. erfasst, um ihn lehrend und erziehend seiner höheren Bestinmiung 
zuzuführen, erfasst sie denselben von dem zartesten Alter an ; erfasst 
und begleitet ihn in der Entwickelung aller seiner geistigen Kräfte, 
auf dass diese durch einen alle Zweige des Wissens umfessenden 
Unterricht zur vollen Durchbildung gelangen im Geiste ihrer aul die 
ewige höhere Bestimmung des Menschen gerichteten Mission, Wie 
der Mensch nicht getrennt gedacht werden kann in einen fär seine 
iriiischen Bedürfnisse arbeitenden Leib und eineü seine höhere Be- 
stimmung anstrebenden Geist, so weiss auch die Kirche, dass der 
menschliche Geist nimmer zerspaltet gedacht werden kann in zwei 
gesonderte Richtungen. Und eben darin beurkundet sie ihr gött- 
liches Recht zur Erziehung des Menschengeschlechtes, dass sie den 
Geist des Menschen m der Totalität aller seiner Kräfte und Thätig- 
keiten erfesst und entwickelt und durchbildet zu der ewigen höheren 
Bestimmung der Menschheit — Und es ist wiederum die Geschichte, 
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welche der Kirche das Zeugniss gibt, daas m im Bewusstaein des 
göttlichen Rechtes, der göttlichen Freiheit, die Mei»s(chheit zu lehivn^ 
zu erziehen, zu sittigen in allen Zweigen des Wissens nnd der Künste 
das Herrlichste geleistet hat, von der Errichtung der stillen Kloster- 
schule und Werkstätte bis zur Qrundujig ihrer Hochschulea uad 
Biesendome, die alle sieh erheben auf dem Fundamente der Einen 
allumfassenden Durchbildung des mräsehlichen Geistes zq seiner 
höheren Bestimmung. 

:»IHes Anrecht an die Menschheit kann äiß Kirche nimmer auf- 
geben^ ohne sich seiher aufzugeben *).« 

So der Episcopat Deutsehlands im stürmischen Jahre 1H4B. 
Der Episc<^t Bayerns wiederholt in yerhängnissvoUer Zeit diese 
Worte im Bewusstsein, von seiner Seite seit einer Beihe von Jahren 
in der Schulfrage Alles gethan zu haben, was in seinen Kräften ge- 
standen, um im die Kirche ein heiliges, unaufgebbares ^cht za 
wahren, und von dem Yaterlande unberechenbares Unheil abzuwend^. 
In tiefster Ehrfurcht 

Euerer Königlichen Majestät 
aUerunterthänigst treugehorsamste Diener 
Bamberg, am 13. September 1867. 

t Michael, Erzbischof von Bamberg. 
München, den 14. September 1S67. 

t Gregor j Erzbischof von Munchen-Preyam^. 
Passau, am IS. September 1867. 

t Hemrich, Bischof von Passau. 
Würzburg, am 20. September 1867. 

t Ö. Änton, Bischof von Würzbürg. 
Speyer, am 22. September 1867. 

t Nicolaus^ Bischof von Speyer. 
Regensbiirg, am 2S. September 1867. ' 

t Ignatius, Bischof von Regensburg. 
Augsburg, am 27. September 1867. . . 

t PancraUus. Bischof von Augsburg. \ 

EAChstaU, am 28. September 1867. 

t Frane Leopold^ Btsohof von .Ecto*ätt. 
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Sdion anter dem 21. Juli 1864 riebteten die damals in Bamberg znr Be- 
sprecboag dringender Zeitflragen versammelten Bischöfe Bayerns eine QesammU 
Vorstellung an den König gegen die Einführung von Communalschulen, 
aof welche schon damals gleichzeitig mit der betreffenden Bescbiassfassang der 
badischen Kammern eine in Bayern erschienene Denkschrift der VolJtsschuU 
lehrer in ihren an die Staatsregierung gebrachten Anträgen hlnsteoerte. Der 
Bpiscopat orklirte, „daaa er gegen alle und Jede Grundsätze und Anordnung 
gfiik, weMie in irgend einer Weise die Volksschule zu einer confessions- 
losen Schule machen wollen, vor Gott und vor der Kirche feierliche 
Verwahrung einlege." 

Ein päpstliches Schreiben vom 18. Aug. 1864 an die Erzbischöfe 
nnd Bisehöfe Bayerns nach der Versammlung zu Bamberg belobte dieselben wegen 
Jener an die Regierang gerichteten Yorstellang in Betreff der VoIIcsschul^n, die 
in Sinne deä piistUehen Schreibens vom 14. Juli 1864 an den Erzbischof von 
Freibarg iArchiv Xil, 325 ff.) gehalten sei. Der heilige Vater erinnert die Bischöfe 
femer in Betreff der philosophischen und theologischen Lehrämter an sein aposto- 
lisches Schreiben vom 11. December 1862 an den Erzbischof von MQnchen-Frey- 
slng {Archiv \.^ 114 ff.), belobt ihren Plan, J&hriiche Zusammenkünfte zu halten, 
und ermabol dieselben schliesslich, so bald als möglieh auch Provincialconeüien 
nach Massgabe der kirchlichen Vorschriften abzuhalten. 

Eine andere Vorstellung richteten die bayerischen Bischöfe auf ihrer Ver- 
sammlung zu Passau im Jahr 1865 an den König in Betreff des Geschichtsunter^ 
richtes an den höheren BUdungsanstälten in Bayern. Den äusseren Anlass bil- 
dete ohne Zweifel der Plan» die oberste Leitung des Geschichtsunterrichts In Bayern 
an den protestantischen Professor Giesebrecht in Mönchen zu übertragen. (Vgl. 
Archiv XV., 475 und die von den Bischöfen ausdrücklich in Bezug genpmmene 
Abhandlang: „Protestantische Elemente in Giesehrechts Kaisergeschichte, 
im Katholik }vi\ir^, 1863—65). Die Bischöfe beantragten, „dass an allen lateinischen 
Schulen, Gymnasien, Gewerbschulen und Realgymnasien der Unterrieht in der Ge- 
schichte, wo es bisher noch nicht geschehen ist, den beireffenden Religionslehrem 
fibertragen werde, welche bei der innigen Verbindung der beiden Fächer, der 
Religionslehre n&mlich uod der Geschichte, allein die, nöthigen Garantien zu bie- 
ten vermögen, dass die katholischen SchQIer in die katholische Geschichtsan- 
schauungen eingeführt und darin gefördert werden. Wir [die Bischöfe] sind dabei 
bereit, in jeglicher Weise zu sorgen und mitzuwirken, dass die betreffenden 
Priester vor Antritt ihres Lehramtes möglichst für diesen Unterrichtszweig vorge^ 
bildet werden.'' 

Der Wortlaut jener drei Aktenstücke findet sich im Regensburger OberbirtL 
Verordnungsblatt 1867. S. 133—49. Auch erscheint in Kurzem bei Pustet in 
Regensburg 

Volksschulwesen und Kirche in Bayern, Sammlung allg, Aktenstücke 
aus den Jahren 2848-^67. 

Unter dem 31. October 1867 wurde den Kammern pnd den Bischöfen der 
Entwurf eines neuen bayerischen Volksschulgesetzes mitgetheilt. Ueber den Inhalt 
desselben vergl. man Allgem. Zeitung 1867, ausserordentliche Beilage Nr. 307, 
Beilage Nr. 312, 313, 314. Süddeutsches Kathol. Schulwochenblatt 1867, Nr. 41. 

Vollständig gedruckt erschien der Entwurf eines Gesetzes über das Volks- 
sdialwesen im Königreich Bayern. Mit Motiven. München. Chr. Kaiser 1867. (VIL 
a. 141 S. 8. nebst 3 Tabellen.' (36 kr. rh.) 
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Norb empfeblenswertber ist folgende Aasgabe: 
Entwurf eines Gesetzes über das Volksschulwesen im Königreiche 
Bayern nebst den begleitenden Motiven, Nach den in der Kammer 
der Abgeordneten am 31. October 1867 vom königL Staatsministe- 
rium des Innern für Kirchen- und Schul- Angelegenheiten gemachten 
Vorlagen, Mit Bemerkungen zur Wahrung des Rechtes und der 
Freiheit der Kirche und des christlichen Volkes. Regensburg, Pustet ^ 
1867, VIIL und 152 S, gr. 8, nebst einer Tabelle. (30 kr. rh. 

Die einzelnen Artiltel des Gesetzentwurfes sind bier am Fusse der Seiten 
mit fortlaufenden Itriiiscben und erläuternden Noten begleitet. Diese ausgezeich- 
nete Kritik wird zum Schlüsse resumirt. Auch die in enger Beziehung zu dem 
Gesetzentwurfe stehende Antwori des Ministeriums auf die Gesammtvorstellung der 
bayerischen Bischöfe vom September 1867 wird in dem Werlie ^Hgetbeilt und 
liritisch beleuchtet. Den Schluss bildet eine Qbersichtliche Zusammenstellung der 
SchulverhSltnisse in Bayern. 

Auch mögen unsere Leser nicht versäumen, zu lesen: 
Zuf(i Gesetzentwurfe über das Volksschulwesen in Bayern, Eine An- 
sprache des Bischofs von Regensburg an den Klerus seiner Diöcese 
nebst einer Benksdhrift des bayerischen Episcopats (der vom Novem- 
ber 1867) an Se, Majestät den König' Regensburg, Pustet 1867. 51 
S, 8, (18 kr, rh.) 

Die vom 24. November datirte Ansprache des hochwürdigsten Bischofs 
(S. 5— 2t.) belobt den Klerus der Diöcese Regensburg, dass er in grossen Ver- 
sammlungen zu Schwandorf, Straubing und^ Abensberg gegenöber den Grundsätzen 
jenes Gesetzentwnrfs in e^nmQthlgen Adre^en an seinen Bischof den katboliscbea 
Grundsätzen , dem Rechte der Kirche und des ichristlichen Volkes bezOglieh der 
Schule lautes Zeugniss gegeben habe. Im Weiteren verbreitet sich die nach Inhalt 
und Form ausgezeichnete bischöfliche Ansprache ober die trügerischen Theorien 
des Umsturzes in unserer Zeit und Ober die Mittel, wie der Klerus diesen gegen- 
über sich zu verhalten habe. 

Wir verweisen hier ferner auf die 
Rechtsgrundsätze zur Beurtheilumg des Gesetzentwurfes über das Volks* 
Schulwesen in Bayern, Entnommen aus der Denkschrift de9 Erz- 
bischofs von Freiburg, die Beform des Schulwesens betreffend, 
Regensb. Pustet 1867. VL u, 71 S. 8, (27 kr, rh.) 

CMan vergl. über die Denkschrift des Erzbischofs von Freiburg v. 3. Dec. 
1863, Archiv, Bd. XI, S. 326.) Die Bestimmungen des badischen Gesetzent- 
wurfes, gegen welche jene erzbischöfliche Denkschrift sich richtete, haben die 
grösste Aehnlichkeit mit dem Gesetzentwurfe für das Volksschulwesen 
in Bayern, der am 31. October 1867 der Kammer der Abgeordneten vorgelegt 
wurde. Daher passt die scharfsinnige juristische Erörterung dieser Fragen Inder 
Denkschrift des Erzbischofs von Freiburg Jetzt auch für Bayern. 

Eine gute populäre Schrift ist folgende: 
Die Schulneuerung in Bayern. Worte der Belehrung und Ermahnung 
an das christliche Volk, Regensb. Pustet, 1867, 48 S. kl, 8. (6 kr, rh.) 
Es ist darin zum Schluss der Entwurf einer Protesladresse an den bayeri- 
schen Reichsrath zum Gebrauch für die einzelnen Gemeinden beigefügt. — 
Es erging nun folgende 



134 Die &balflrtere in Bayern (1867). 

2) AntwoH des königh bayerischen Staats-Ministeriums des Innern 

für Ktrchm- und Schul-ÄngelegenheUen vom 3L October 1867 auf 

die QesamnUadresse der Bischöfe vom SeptenAer 1867. 

(Ans der Allgem. Zeitung, Beilage Nr. 307, S. 4906.) 

Die Erzbischöfe und Bischöfe des Königreichs haben sich im 
Monat September d. J. in einer unmittelbaren allemnterthänigsten 
Vorstellong an Se. Majestät den König mit der Bitte gewendet: dass 
Allerhöch9tdieselben die Vorlage des damals in der Vorbereitung be- 
griifenen Entwurfs eines Gesetzes über jdas Volksschnlwesen an die 
Kammern des Landtags nicht zu genehmigen gemhen möchten. Die- 
ser Bitte, welche Se. Majestät den König Allerhöchstihrein Staatsmi- 
nisteriom zur Würdigung herabzuschliessen geruhten, konnte nach reif- 
lidber Prüfung aller hieher bezüglichen Verhältnisse eine Folge nicht ge- 
geben werden. Indem anruhend ein Abdruck des nach Vernehmung 
des Staatsraths im allerh. Auftrag Sr. k. Maj. den Kammern des 
Landtags zur verfassungsmässigen Berathung und Zustimmung vor- 
gelegten Gesetzentwurfs zur Kenntnissnahme mitgetheilt wird, ist das 
unterzeichnete k. Staatsministerium veranlasst, mit Bücksichtnahme 
auf die oben erwähnte Vorstellung dem hochwürdigsten Hm. Erz- 
bischof (Bischof) folgendes zu eröffnen. Dass das Bedürfniss bestehe 
die dermalen geltenden Normen für das Volksschulwesen in. Bayern 
in mannichfachen Beziehungen unter Benützung der hierüber seit einer 
Beihe von Jahren gemachten Wahrnehmungen einer Revision zu un- 
terstellen, und, soweit es nach <ler Natur der Sache und den gegen- 
wärtigen verfassungsmässigen Bestimmungen geboten erscheint, aut 
gesetzlichem Wege näher zu regeln, bedarf keiner nähern Erläuterung. 
Das Vorhandensein dieses Bedürfoisses ist nicht nur im allgemeinen 
und einzelnen öffentlich wiederholt erörtert, sondern auch von Seite 
der Staatsregierung anerkannt, und die Vorlage eines Gesetzentwurfs 
in dieser Bichtung auf das bestimmteste in Aussicht genommen und 
zugesichert worden. In der an Se. Maj. den König gerichteten aller- 
nnterthänigsten Vorstellung wird nun zunächst betont, dass den Erz- 
bischöfen und Bischöfen nicht die Gelegenheit geboten worden sei, 
bei der Berathung des Entwurfs in seinen ersten Präliminarien so- 
wohl, als auch bei dessen Ausarbeitung mit ihren Erfahrungen und 
Wünschen gehört zu werden, und gutachtliche Aeusserung abzugeben. 
Es wird dabei in dieser Vorstellung ausdrücklich auf diejenigen Grund- 
lagen und Forderungen Bezug genonunen, welche von Seite der Erz- 
bischöfe und Bischöfe for die Behandlung des öffentlichen Schul- 
und Erziehungswesens vom Standpunkt der katholischen Kirche als 
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massgebend in der Freysinger Denkschrift vom October 1850 näher 
dargelegt, und sodann in einer umfassenden Eingabe vom 15« Mai 
1853, sowie in zwei weitern Vorstellungen vom Jahr 1864 und 1865 
wiederholt erörtert worden seien. Angesichts der Postulate, welche 
von Seite der Erzbischöfe und Bischöfe bezüglich einer Umgestaltung 
des Schulwesens in solch ausfährlicher Weise und zu wiederholten- 
malen dargel^ worden, befand sich die Staatsregierung vollkommen 
in der Lage, diese Forderungen bei der Bearbeitung des Gesetzent- 
wurfs nach Massgabe der verfassungsmässigen Beatimmungen in Be- 
tracht zu ziehen und zu würdigen.* Es wird weiter in der Vorstel- 
lung vom Monat September d. J. bemerkt, dass dasjenige »was von 
dem Schulgesetz-Entwürfe bis jetzt in die Oeffentlichkeit gedrungen 
genüge, um Verwahrung gegen denselben einzulegen, weil der Ent- 
wurf in seinen Polgerungen auf einer völligen Misskennung der im- 
veräusserKchen Eechte der Kirche auf die Schule beruhe, die Tren- 
nung der Schule von der Kirche, die Verkümmerung der religiösen 
Erziehung, die Beseitigung ded Einflusses des Seelsorgers auf die 
Leitung der Schule und überhaui)i; die Entchristlichung der letzteren 
beziele.« Nachdem, wie die* Vorstellung andeutet, der Inhalt des 
Gesetzentwurfs nicht, oder doch jedenfalls noch nicht genügend, be- 
kannt gewesen, durfte wohl erwartet werden, dass eine Meinungs- 
äusserung über diesen Entwurf wenigstens bis zu dem Zeitpunkt ver- 
tagt werde, in welchem derselbe zu seinem definitiven Abschlüsse 
gelangt, und durch die officielle Kundgabe desselben die Möglichkeit 
einer genaueren Würdigung gegeben war. Nicht minder hat die er- 
folgte Veröffentlichung der an Se, Maj. den König gerichteten Vor- 
stellung und Verwahrung nach ihrem wörtlichen Inhalt vor einer 
Entscheidung und vor der Kundgabe des angefochtenen Entwurfs nicht 
dazu beigetragen, die in mehreren Bezirken des Landes hervorge- 
tretene Agitation über diesen Gegenstand zu beschwichtigen und die 
Schöpfung eines richtigen ürtheils zu erleichtern. Was nun den 
Gesetzentwurf im allgemeinen anbelangt, so wird darauf aufmerksam 
gemacht, dass in diesem Entwürfe wesentlich diejenigen Grundlagen 
festgehalten wurden, welche for die Leitung und Beaufsichtigung des 
Volksschulwesens in Bayern dermalen in den verfassungsmässigen Be- 
stimmungen, und insbesondere in den §§. 38. lit. d. und 39. der 
Beilage IL zur Verfassungsurkunde im Zusammenhange mit Art. V. 
Abs. 4. des Anhangs L und der §§. 11. und 14. des Anhangs IL 
zu diesem Edict vorgezeichnet sind, 'und welche schon bisher unbe- 
stritten aufrecht erhalten wurden. Nicht minder wurde aber auch, 
wie eine nähere Einsicht des Entwurfs ergibt, dem Beligionsunterricht 
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und der religi()s sittlichen Bildung der Jugend> die nach ihrer hohen 
Bedeatang gebührende Stellung im Systeme der Volksschule, unter 
Beachtung ihrer allgemeinen Aufgabe als ünterrichtsanstalt der Ge- 
meinde, entsprechend gewahrt. Es genügt in letzterer Beziehung 
auf die Art. 1, 2, 3. dann 17, 103, 104, und 113. des Entwürfe 
hinzuweisen, wodurch als Aufgabe der Schule mit und bei dem Un- 
terrichte der Jugend deren religiös -sittliche Erziehung betont, als 
erster und wesentlicher Gegenstand des Unterrichts die ßeligionslehre 
bezeichnet, der confessionelle Charakter der Schule mit Bücksicht auf 
die in den yerschiedenen Schiftgemeinden bestehenden besonderen 
Verhältnisse beachtet erscheint, und den kirchlichen Organen bezüg- 
lich der Anordnung und Leitung des Beligionsunterrichts und des 
religiös-sittlichen Lebens in den Schulen der ihnen gesetzlich zukom- 
naende Wirkungskreis vollständig gewahrt wird. Ebenso ist der Mit- 
wirkung der Kirche bei der Schulaufgicht durch die Zusammen- 
setzung der Ortschulcommission und deren Competenz nach den 
Art 102, 105, 106—112. entsprechend Bechnung getragen. Wenn 
ferner hinsichtlich der technischen Aufsicht auf die Schulen die Staats- 
regierung nach Art. 114. und 115. sieh die Zuständigkeit und freie 
Wahl der Persönlichkeit mit Bücksicht auf besondere Beßlhigung und 
Würdigkeit vorbehalten hat, so entspricht diese Anordnung dem der 
Staatsgewalt hinsichtlich der Aufsicht über den öffentlichen Unter- 
richt zweifellos zukommenden und grundsätzlich auch in den positiven 
Normen anerkannten Bechte ; auch stimmt dies mit den in anderen 
Staaten bestehenden und erprobten Einrichtungen überein, und erscheint 
überdiess hiebei die Berufung tüchtiger Geistlicher zu diesen Aem- 
tem in keiner Weise ausgeschlossen. Was endlich noch die Bechte 
der Familie betrifft, wegen welcher die betreffende Vorstellung gleich- 
falls Besorgnisse äussert, so sind in der That diese Bechte durch die 
erwähnten Art. 102, 105, 106—112. des Gesetzentwurfs nicht nur 
nicht beseitigt, sondern überhaupt erst zur Anerkennung gebracht. 
Eine unbefangene Würdigung der bemerkten Normen des Entwurfs 
mit Bücksichtnahme auf die anderwärts hierüber bereits vorliegenden 
Erfahrungen wird die Ueberzeugung begründen, dass die in der Vor- 
stellung vom September d, J. ausgesprochenen Befürchtungen eines hin- 
reichenden Grundes entbehren, und die Pflege religiösen Lebens und 
religiöser Sitte in der Schule und durch dieselbe bei gehörigem Eifer 
und entsprechender Thätigkeit der kirchlichen Organe nach wie vor 
gesichert erscheint. Wie nun hienach einerseits die bestehenden und. 
gesetzlich anerkannten Bechtsverhältnisse der Eirchengesellschaften 
und deren Bedürfiiiss gebührend berücksichtigt sind, so konnte sich 



Denkscbrift der Erzbischöfe und Bisebdfe Bayerns vom Nov. 1867. 137 

die Staatsregiemng andererseits der Aufgabe nicht entziehen in dem Ge- 
setzentwurf auf solche Einrichtungea Bedacht zu nehmen, welche ge- 
eignet erscheinen die Rechte des Staats in Bezug auf diesen wichti- 
gen Gegenstand zu wahren, und zugleich eine Garantie dafor zu 
bieten, dass der Unterricht in den öffentlichen Schulen als allgemeine 
Vorbildung für das Berufaleben for die Folge einer wahrhaft frucht- 
bringender und gedeihlicher werde. 

München, 31. October 1867. 

Auf Sr. königl. Majestät allerhöchsten Befehl 

V* Gresser. 



Hierauf erschien folgende 

3j^ Denkschrift der Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns vom Novem- 
ber 1867, 

(Aus dem Pastorulblatt für die Erzdiöcese MUnchenrFreysing 1867, Nr. 49. Beilage.) 

Allerdurchlauchtigster, Grossmächtigster König, Allergnädigster 
König und Herr ! 

Ew. Königlichen Majestät Staatsministerium des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten hat den allerunthänigst treu- 
gehorsamst unterzeichneten Erzbischöfen und Bischöfen unterm 31. 
y. Mts. den Entwurf eines Gesetzes über das Volksschulwesen im 
Königreich mitgetheilt und ihnen dadurch die Möglichkeit einer ge- 
naueren Würdigung nicht nur der Grundlagen, sondern auch der 
einzelnen Bestimmungen des den Kammern des Landtages bereits 
vorgelegten Entwurfes gegeben. 

Mit Hinblick auf Ziffer 23. der allerhöchsten Entschliessung 
vom 30. März, resp. 8. April 1852, den Vollzug des Concordats be- 
treffend, wonach die Bischöfe gehört werden sollen vor Erlassung 
wichtiger Verfügungen über das Schulwesen, soweit es sich um Un- 
terricht in Eeligion und Sitte und um Förderung religiös-sittlicher 
Gesinnungs- und Handlungsweise handelt , — mussten die allerehr- 
furchtsvoUst Unterzeichneten in jener Mittheilung eine Aufforderung 
erkennen, den Entwurf nach Inhalt und Tragweite eingehend zu er- 
örtern, und sind daher mit der grössten Sorgfalt an die Prüfung 
desselben gegangen. Sie gaben sich dabei der Erwartung hin, dass die 
ursprüngliche Fassung wirklich in jenem Masse die verbessernde 
Hand werde erfahren haben, in welchem öffentliche Blätter dies 
mehrmals angedeutet hatten. 
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Zu seinem tiefsten Bedauern mnss aber der.alleranterthänigst 
unterzeichnete Episcopat vor Ew« ^gl. Majestät offen erklären, dass 
die schweren Bedenken, welche er in seiner neulichen allerehrerbie^ 
tigsten Vorstellung auszusprechen sich veranlasst sah, im Wesent- 
lichen keineswegs gehoben sind, vielmehr nun in dem vorliegenden 
Entwürfe leider nur allzu begründet erscheinen. 

Da der Gegenstand, den man nach diesem Entwürfe zu regeln 
beabsichtigt, so unermesslich wichtig ist, dass durch dessen Behand- 
lung das Wohl oder Wehe des bayerischen Volkes, das noch immer 
ein tief christliches ist, das Schicksal der künftigen Geschlechter und 
des kirchlichen Lebens wie — das wird keiu Denkender verkennen 
— des Staates wesentlich mitbedingt ist; so wurde der Episcopat 
förchten, Verrath zu begehen an seinem Amte und an seiner gött- 
lichen Mission, an Christus und an seiner Kirche, an dem seiner 
Leitung anvertrauten christlichen Volke, insbesondere auch an aen 
durch die Taufgnade dem Heiland und seiner Kirche wiedergebore- 
nen Kindern, wenn derselbe im gegenwärtigen Äugenblicke schwiege, 
wenn er nicht vielmehr so laut als er kann und mit der. ganzen 
Macht seiner Liebe zu Christus, zum Volke und zum Vaterlande seine 
Stimme erhöbe, um wenigstens die hauptsächlichsten Gebrechen und 
Gefahren, welche er in dem Entwürfe erblicken muss, in möglichster 
Kürze und ohne allen Hehl darzulegen. 

Obwohl der Entwurf zunächst fär eine christliche Schule be- 
rechnet ist und sich zu bemühen scheint, der Kirche die ihr mit dem- 
selben gänzlich entzogene Pfarrschule einigermassen zu ersetzen; so 
birgt er doch in seinen Grundgedanken die deutlichen Ansätze und 
Keime einer confessionslosen , dem kirchlichen Geiste entfremdeten 
' und daher allmählig entchristlichten Schule. 

Zieht man die Erfahrungen zu Bathe, welche hinsichtlich der 
Schule im Königreich Bayern seit einem halben Jahrhunderte zu 
Tage liegen, so lässt sich, kurze Unterbrechungen abgerechnet, das 
Streben nicht verkennen^ den Einfluss der kirchlichen Auctorität auf 
deren Geist, Zweck und Richtung, auf das Lehr-Personal und dessen 
Ausbildung, wie auf den Lehrstoff immer mehr zurückzudrängen und 
zu verkümmern und den Geist der jeweiligen Staatstheorie zur mög- 
lichst ausschliesslichen Geltung zu bringen. Der jetzige Entwurf ist 
hier ein neues Zeugniss. Im katholischen Volke gab und gibt sich 
keinerlei Verlangen kund, dass das bisherige schwache Band zwischen 
Kirche und Schule durch ein Gesetz noch mehr gelockert, die Schule 
der mit staatlicher Auctorität geübten Aufsicht durch Diener der 
Kirche noch mehr entrückt werde. Die berechtigten Organe der 
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Kirche, die Bischöfe, haben seit Decennien lant gegen solche Versuche 
sich ausgesprochen. Andere öffentliche Stimmen, die der katholi* 
sehen Gesinnung fremd sind und deren oftmals ausgesprochenes letz* 
tes Ziel die confessionslose Schule oder die Trennung von Earche und 
Schule ist, haben ein neues Gesetz verlangt, das ihren Absichten för- 
derlicher wäre. Ihnen hat notorisch die Staatsregiening ein mehr oder 
minder geneigtes Ohr verliehen, und der Entwurf hat es sich zur Auf- 
gabe gemacht, nicht blos alles das, was Gesetz, Verordnung und Ge^ 
wohnheit seit einem halben Jahrhunderte in Bayern gegen das Recht 
der Kirche auf die Schule und for die Monopolisirung des Unterrichts 
und des Erziehungs-Bechtes zu Stande gebracht hat, zusammenzufas- 
sen und durch ein Gesetz förmlich zu sanctionireD, sondern auch noch 
neue sehr schwere Bechtsnachtheile gegen die Kirche und neue Be- 
schränkungen ihres berechtigten Einflusses gesetzlich zu schaffen. 

Erwägt man nun, wie seit Decennien der Staat von Tag zu 
Tag unverhullter vom Standpunkte der Gleichgültigkeit gegen jede 
religiöse oder irreligiöse Meinung herabgestiegen ist, so wird Nie- 
mand über die natürlichen Folgen im Zweifel sein, wenn der auf 
diesem Standpunkte angekommene Staat einseitig ein derartiges Ge- 
setz über die Schule gibt und die ausschliessliche Leitung der Schule 
far sich und gegen die Kirche in Anspruch nehmend, die dadurch 
gewonnene Stellung gesetzlich bis zum Aeussersten ausbeutet. Je 
mehr der ausschliesslich leitende Staat dem positiven Ghristenthume 
und der Kirche sich entfremdet, desto mehr wird auch die von ihm 
ausschliesslich geleitete Schule an dieser Entfremdung theilnehmen. 
Dies sind Ergebnisse, die mit Natumothwendigkeit eintreten, wenn sie 
auch vorausgesehen oder beabsichtigt werden wollen. 

Dem Episcopate muss die Befürchtung hinsichtlich der Zukunft 
der Volksschule um so mehr sich aufdrängen , als in jüngster Zeit 
in mehreren Nachbarstaaten der letzte Zweck der modernen Gesetzge- 
bung über die Volksschule auf das AUeroffenste von den herrschen- 
den Parteien ausgesprochen und gesetzlich gefördert worden ist. 

Wenn nun auch der bayerische Entwurf in anerkennenswerther 
Weise sich zu massigen und alles, was das katholische Geföhl ge- 
radezu, und ganz offen verletzen würde, sichtlich zu meiden sucht,' 
so trägt er in sich doch Zeichen genug, um zu erkennen, dass die 
Volksschule um ein gutes Stück weiter als bisher der Kirche ent- 
fremdet und folgerichtig in stets neuen üebergängen völlig von ihr 
getrennt werden wird. 

Nach dem Entwürfe ist das Lehrerpersonal, dessen technische 
Vor- und Weiterbildung, wie dessen Dienstesübung dem hütenden 
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EinÖuss der die christKchen Principien und die kirchlicli-chri&tliche 
Gesinnung und Lebensordnung vertretenden Kirche und ihrer Organe 
entrückt, da die auf die Präparandenschule wie auf die Leitung der 
Volksschule den wesentlichsten Einfluss übenden Bezirks-Inspectionen 
zu der kirchlichen Auctorität in keinerlei Beziehung stehen. Wäh- 
rend früher nur Priester Districts-Schulinspectoren sein konnten und 
vor ihrer Ernennung die Bischöfe gutachtlich zu vernehmen waren, 
ist nun nicht einmal gesetzlich gewährleistet, dass der Distriots- 
Inspector für katholische Schulen ein Katholik, geschweige denn ein 
Priester sein müsse. 

In der Ortsschulcommission, als dem Organe, durch welches die 
Staatsregierung die örtliche Aufsicht über die Volksschule übt, soll 
zwar der Pfarrer »die kirchlichen Interessen vertreten« (S. 124, Mo- 
tive). Aber wenn überhaupt schwer ersichtlich ist, wie dies bei der 
beschränkten Aufgabe jener Gommission und bei der schwerfalligen 
Thätigkeit eines untergeordneten collegialen Organs in gebührendem 
Masse wirksam gesohehen soll, so steht der Pfarrer als Mitglied die- 
ser Gommission dem Lehrer keineswegs als Organ der Kirche gegen- 
über und hat noch weniger, die Auctorität, um den hütenden Einfluss 
der Kirche auf die ganze Schule und auf die Thätigkeit des Lehrers 
geltend zu machen. So ist der Lehrerstand im Principe vollständig 
auf sich selbst gestellt, als solcher ausser Berührung mit der Kirche 
und mit ihr^ Organen, und in seinem Wirkungskreise auf soge- 
nannte pädagogische Principien und Lehren angewiesen, für deren 
Harmonie mit den kirchlichen Grundsätzen keinerlei Gewähr gegeben 
ist. Zudem ist angedeutet, dass die höhere Aufsicht über das Volks- 
scholwesen und seine höhere Leitung grossentheils in die Hände von 
Fachmännern werde gelegt werden, die wieder ausser aller Beziehung 
mit den Organen der Kirche stehen. Hiermit ist aber der Keim ge- 
legt, um in fortgesetzter Entwickelung den Lehrerstand und nüt ihm 
die Schule, deren Geist von dem des Lehrerp naturgemäss bedingt 
ist, immer mehr den göttlich gesetzten Organen der Kirche und 
durch einseitige irrige pädagogische Tendenzen auch den kirchlichen 
und positiv christlichen Principien über Erziehung und Unterricht 
zu entfremden. 

Es soll hiermit der kirchlichen und christlichen Gesinnung des 
gegenwärtigen Lehrerstandes auch nicht im Entferntesten zu nahe ge- 
treten sein; es muss ihr vielmehr im Ganzen ausdrückliche Aner- 
kennung gezollt werden. Aber diese Gesinnung erwuchs und erstarkte 
unter dem bisher noch belassenen Einflüsse der Kifche und ihrer 
Organe; ist dieser entfernt, so wird nur zu leicht in demselben 
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Maasse die Strömimg des sogenannten Zeitgeistes Platz greifen; und 
ist der Keim der Entfremdung einmal gelegt, so ist der (Jang der 
Entyrtcklung oft stärker als die Menschen und ihr Wille. Preussen 
und Prankreich haben in trauriger Erfahrung sehen müssen, in wel- 
cher Weise sich dort die von der Kirche entfremdeten Lehrer zu 
dieser und zu dem Staate gestellt ^), und einzelne Stimmen auf der 
unlängst in Augsburg gehaltenen Generalversammlung des bayerischen 
Volksschullehrer-Vereins Hessen bereits deutlich ersehen , auf welche 
Irrwege sehr bald manche aus dem Lehrerstande und demnach die 
ihnen untergebenen Schulen gerathen werden, wenn die hütende Hand 
der Kirche nicht abwehren kann 2). 

Sobald aber einmal ein solcher Geist der Entfremdung unsere 
Elementarschulen durchweht, gegen den der kurze Religionsunterricht 
des Priesters nur ein schwacher Damm sein könnte^ was müsste da 
aus den christlichen Kindern, was aus den Nachkommen Derer wer- 
den, die schon in der Kinderschule von jenem Geiste ergriffen 
worden sind. 

Es muss demnach • der Versuch , die Volksschule als solche 
noch weiter als bisher dem Einflüsse der Kirche und ihrer Organe 
sogar gesetzlich zu entziehen, als eine Gefahr far das christliche und 
katholische Wesen der Schule , als eine Gefahr far das christliche 
Volk bezeichnet werden. 

Ferner : Der Entwurf hält zwar zunächst noch fest an d^r con- 
fessionellen Schule — aber lediglich in dem Sinne, dass der Lehrer in 
confBSsionell nicht gemischten Gemeinden der Confession derselben 
angehören muss (S. 73 des Entwurfes, Motive). Aber abgesehen da- 
von, dass der Begriff einer christlichen Schule und ihr Zweck noch 
YieH mehr erfordert und dass diesem nicht entsprochen werden kann, 
wenn etwa der katholische Lehrer einer irrigen, den katholischen Leh- 
ren nicht entsprechenden pädagogischen Richtung huldigt ; so ist für 
Beurtheüung jener Bestimmung der Grund maassgebend, wesshalb 
an der Confession festgehalten wird. Dieser ist nur ein Grund der 
Zweckmässigkeit und Billigkeit (S. 34, Motive), nicht aber ein recht- 
licher in dem Sinne, dass die betreffende Kirche oder Confessions- 
öemeinde Besitzerin der Schule ist oder doch unter keinen Umstän- 
den die Schule ihres confessionellen Charakters entkleidet werden 
darf. Die bisher confessionelle Schule ist vielmehr als eine Anstalt 



1} „A. Ällg. Ztg.'' vom Jabr 1850 Nr. 2, 15, 16, 21; Scbulblatt fOr die Pro- 
vinz Brandenbarg, Heft 4, S. 403 ff.; Biimtscbll, Staatsrecbt IL S. 343. 
2) Aogsb. Pastoralblatt von 1867, Nr. 40 f. 
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der polnischen Gemeinde erklärt imd hierdurch die principiello und 
rechtliche Trennung der Schule von der Kirche ausgesprochen, indem 
die politische Gemeinde nicht confessionell ist und ihr keinerlei Pflicht 
mehr obliegt, unter allen Umständen den confessionellen Charakter 
der Schule zu wahren. Vielmehr genügt, um eine Aenderung dieses 
Charakters herbeizuführen, jedenfalls in confessionell gemischten Orten, 
ein Beschluss der Schulgemeinde-Vertretung. 

Demnach ist die Confessionsschule im Pnncip erschüttert und 
praktisch um so mehr Gelegenheit zur Lockerung des confessionellen 
Charakters der Schule gegeben, als man denselben nicht einmal ge- 
setzlich auszusprechen für gut fand. Muss also nicht erkannt worden, 
dass der Entwurf den Keim zur confessionslosen Schule, die Ti*ennung 
der Schule Ton der Kirche in positiver wie in negativer W^e 
enthält? 

Den gleichen Eindruck empfangt man^ wenn man überhaupt den 
ganzen Organismus der Schule und die Stellung des Lehrers liierzu 
in Betracht zieht. ^Ueberall ist der Ton gelegt auf den auf sich 
selbst gestellten Unterricht, der durch nichts als durch den Fachmann . 
im Namen des Staates beeinflusst werden darf, so zwar, dass die 
Volksschulen »in erster Linie dem gemeindUcImiy in eweiier dem 
staatlichen Bedürfnisse zu dienen« haben (S. 20 u. 61, Motive), wäh- 
rend von dem kirchlichen Bedürfnisse gar keine Erwähnung geschieht 
und die Beligionslehre nebst der Pflege der sittlichen und religiösen 
Erziehung jenen gemeindlichen und staatlichen Bedürfhissen gegen- 
über sichtlich in den Hintergrund tritt. Dies entspricht allerdings 
den materiellen Strebungen unserer Zeit, aber eben deshalb muss es 
in Verbindung mit Allem, was bisher erörtert worden ist, denEin-r 
druck hervorbringen oder verstärken, dass der Einfluss der Kirdie, 
welcher den ganaen Schuluntenicht durchdringen, für die religiöse 
und sittliche Erziehung fruchtbar machen soll, systematisch abgelehnt 
und zurückgedrängt werden will. Die natürliche Folge muss die 
Entfremdung des Schulunterrichts wie von der Kirche so von dem 
religipsen Gefühle des katholischen Volkes sein. 

Oder wird vielleicht der Einfluss, welcher der Kirche unter 
Staatsaufsicht noch gelassen und angewiesen worden ist, jene ab- 
schüssige Entwicklung zu hemmen vermögen? 

Bisher war dies möglich und grösstentheils in der That ^reicht. 
Denn wenn auch nicht principiell, so war doch factisch den wichtig- 
sten Anforderungen der Kirche Bechnung getragen. Durch die Locür 
und Districts-Inspectoren, die, wenn sie auch im Auftrage des Staates 
die Schule beaufsichtigen, doch immer Priester und Diener der Kirche 
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waren, erstreckte sich der kirchlich-religiöse Einflnss anf das ganze 
Gebiet der Schule wie auf die Stellang der Lehrer. Diese wesentliche 
Garantie for den christlichen Charakter der Schule soll jetzt erschüt- 
tert, soll aufgehoben werden. Indem dies geschieht, ist die Bahn 
für den üebergang in die von der Kirche losgeschälte Schnle gebro- 
chen, wenn man ihn auch verhüllen mag. 

Denn was bleibt der Kirche noch? Es bleibt ihr nur vollkom- 
men Ungenügendes for den religiösen Unterricht und für die kirchlich- 
religiöse und sittliche Erziehung. Nach dem Urtheile aller positiv 
christlichen Pädagogen muss die ganee Schule, wie als Erziehungs-, 
so als Unterrichts-Änstalt auf kirchlich-religiöser Grundlage beruhen, 
und es darf die religiöse Erziehung und Unterwefeung von dem übri-^ 
gen Schulunterrichte nicht getrennt werden. Sonst würde die bei 
der Erziehung und Bildung so nothwendige Einheit und der natür- 
liche Zusammenhang der Beligionslehre mit den anderen Lehrgegen* 
ständen gestört, was dem innersten Wesen und Berufe der Schule 
widerstreitet^). Nun ist aber in dem Entwürfe der Kirche und ihren 
Organen jeder directe wie indirecte, selbst auch nur der verhütende 
Einfluss auf die gesamnUe Schulbildung entzogen ; sie ist auf den 
Religionsunterricht und auf jene religiöse und sittliche Erziiehungs- 
thätigkeit beschränkt, welche der Geistliche persönlich üben kann. 
Für Weiteres hat die Kirche keine Garantie und steht nur noch der 
private und zuMige Einfluss ihren Organen offen. 

Es bleibt ihr femer nur vollkommen Ohnmächtiges. Denn die 
etwaigen Beschwerden oder »Verfügungen« sind auf einen schleppen*- 
den Geschäftsgang (Art. 8. u. 113.) verwiesen und unterliegen stets 
der Prüfung und Würdigung staatUcher Behörden oder Fachmänner, 
die möglicherweise sehr wenig Sinn oder Verständniss für die Be- 
dürfnisse und Berechtigungen des kirchlich-religiösen Glaubens und 
Lebens haben und sie den übrigen Interessen des Unterrichtes opfern. 

Und bei solcher Stellung der Kirche zur Schule sollte die Be- 
fürchtung einer Verkümmerung der kirchlich-religiösen Erziehung und 
einer fortschreitenden Entfremdung der Schule von der Kirche nicht 
gerechtfertigt sein? 

Allen diesen G^ahren und Beforchtungen gegenüber hat aber 
die Kirche nicht einmal die Möglichkeit einer wirksamen Abhülfe 
mittelst der Privatschule oder der kirchlichen Pfarrschule. Denn ab- 



1) Denkschrift des Erzbischofs von Freibarg, die Reform des Scbttlwesens 
betreffend, $. 3. ; vgl. Ohler, Lehrbuch der Erziehiing und des Unterrichts^ Tb. I. 
Hptat 11. lil. 
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gesehen von dem Mangel an den nötbigen Mitteln ist im Gesetz- 
entwurf letztere principiell ausgeschlossen , die erstere aber von so 
vielen Umständen abhängig, dass ihre Errichtung und ihr Portbestehen 
stets nicht blos die Berufsbefähigung des Lehrenden, sondern atich 
das Wohlwollen derer, welche über ihre Existenz verfügen, zur Vor- 
aussetzung hat (Art. 22, 23.). 

So bietet denn der Gesetzentwurf in den Principien , auf wel- 
chen er ruht, nicht nur keine Sicherheit für das kirchlich-religiöse 
Gedeihen der Volksschule, sondern er enthält auch die unzweideuti- 
gen Keime und Ansätze für eine Entwickelung, die schliesslich zur 
vollen Trennung von der Kirche führt. 

Und um das Bild der Zukunft vollständig zu machen, wird in 
demselben Entwürfe beantragt, es sollen alljährlich Hunderttausende 
aus dem Gott und der Kirche von den Gläubigen geweihten Ver- 
mögen zur besseren Dotirung der Lehrer dieser Schule gesetzlich 
zur Verfügung gestellt werden, — und dies mit derselben Buhe und 
scheinbaren Unbefangenheit, mit der man unsauf klärt, die frühere 
Pfarrschule habe sich in die Gememdeschule umgewandelt, welcher 
Wandel nun auch gesetzlich für alle Zeiten in seiner ganzen Trag- 
weite fixirt werden will. 

Doch es ist Zeit, den Entwurf auch unter einem andern Ge- 
sichtspunkte zu würdigen, — insofern er nämlich gegen unaufgebbare 
Forderungen de^ Kirche, der Familie und deis christlichen Volkes, 
aber auch gegen die bestehende Entwicklung und die Bedürfnisse 
der socialen Ordnung überhaupt verstösst. 

Man muss auch hier vor Allem zu den Principien sich erheben* 
Wollte heutzutage ein Schulgesetz in Vorlage gebracht werden, so 
durfte man erwarten, dass der Entwurf auf der Höhe der Zeit stehe, 
dass er, nachdem der absolutistische Staat wie der Bevormundungs- 
staat überwunden, den gerechten Anforderungen aller an der Schule 
betheiligten Factoren vollkommen Rechnung tragen, kuyz ein Werk 
schaffen werde, das nicht etwa den Wünschen einer Partei, sondern 
den unwandelbaren Hechten und Bedürfnissen des christlichen Volkes, 
der Familie und der Kirche allseitig und umfassend entspräche. 

Leider sind an dem Entwürfe von einer solchen Höhe und Tiefe 
allseitiger Gerechtigkeit nur geringe Spuren bemerkbar und scheint 
man darin, statt die wahren Ideen des Bechtes und der Freiheit zu 
verwirklichen, nur straff an dem Systeme des Bevormundüngsstaates 
und sogar des Absolutismus festgehalten zuhaben. 

Fürs Erste ist nicht einmal die Aufgabe und der Zweck der 
Schule für christliche Kinder richtig und vollständig erfasst. Diese 
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hat den Zweck, in den Kindern die Grundlage zu legen za dem, 
was sie im künftigen häuslichen^ bürgerlichen und hirMiehen Leben 
wissen, können und sein sollen*). Die positiv christliche Pädagogik 
ist hierüber einig. Diese hat auch zur Grundforderung: Bilde all- 
seitig und harmonisch. Wie nun das getaufte Eind neben seinem 
natürlichen Vermögen auch die übematÄlichen Anlagen, Kräfte und 
Ziele hat, die den ganzen Menschen erfüllen, so muss auch die ganze 
Schulbildung neben den natürlichen Kenntnissen, Eigenschaften und 
Zielen auch stetig die übernatürlichen entwickeln und fordern, und 
durch sie die natürlichen heben und vergeistigen. Wie ein heiliges 
unauflösliches Band das Kind mit Christus und seiner Kirche ver- 
bindet, so muss es auch durch die Schule in der Eandschaft Gtottes 
erzogen werden, und eine Hauptaufgabe der Schule ist die frühaei" 
tige Grewöhnung der Kinder an ein christlich religiöses Leben^). 
»Der ganze Lirftkreis der Schule,« sagt Quizot^), muss sittlich und 
religiös sein. Der Beligions-Ünterricht ist nicht wie die Bechenkunst 
u. dgl. ein Lehrgegenstand, den man so beiläufig und zu einer be- 
liebigen Stunde behandelt. Der Moral- und Beligionsunterricht muss 
sich mit dem Gesammtunterricht und allen Handlungen des Lehrers 
und der Kinder innigst verbinden. 

Wie klein und einseitig ist dagegen im Entwürfe der Zweck 
der Volksschule aufgefasst! Der Artikel 1. erklärt zwar, dass »die 
Volksschule die Jugend neben der Pflege ihrer religiösen und sittlichen 
.Erziehung in den zur weiteren Ausbildung för das häusliche, sociale 
und' Berufsleben nothwendigen allgemeinen Kenntnissen und Fertig- 
keiten zu unterrichten hat.« Aber das JcirchUche Leben ist gar nicht 
erwähnt und fortan wird der Beligionsunterricht lediglich als Fach- 
gegenstand gleich den übrigen Gegenständen behandelt, das »religiös- 
sittliche Leben« aber so bei Seite gesetzt, dass sonst immer als Zweck 
der Schule nur der gemeindliche und staafliche erscheint (S. 20 und 
61, Motive); nur so kann auch die Schule einfach Äur Gemeinde^ 
Anstalt werden, nachdem sie von der Kirche als ihre und der gläu- 
bigen Gemeinde- Anstalt gegründet war, um die Jugend auf das spä- 
tere Leben in der Kirche, in der bürgerlichen und staatlichen Societät 
und in der Familie vorzubereiten. 

Weil aber der Zweck so unvollständig und einseitig erfasst war, 
so konnte auch die Befugniss, Schulen zu errichten, nur einseitig ge- 
folgert werden. Nur der Gemeinde und dem Staate wurde in dem 
Entwürfe diese Befugniss gewährt, der Kirche aber nicht, die ehedem 
allein die Schule gegründet hatte und der nun. die Staatsgewalt sie 
entrissen hat, um sie der politischen Gemeinde als ausscUiessliches 
Eigenthum zuzuschreiben. Die Kirche hat aber das ureigenste Becht, 
Schulen für ihre Kinder zu gründen, um sie allseitig im christlichen 
Geiste zu bilden; und es war der Verfolgung des Kaisers Julian vorbe- 
halten, zeitweise die kirchlichen Schulen zu schliessen. 



!) OMer l a, W. I. Th. Hptst. III. A. 

2) Ebendas. I. Th. Hptst. I. Absch. II. 

3) L'Eglise et la sae\M chr^tienne, eh. 7. Freibarger Denksch. S. 40. 

ArcHlT Ar Urchenrecht. XIX. 10 
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Ebenso, weil der Zweck der Volkschule unvollständig und ein- 
seitig erfasst war, ist auch der Satz unrichtig, dass der Staatsgewalt 
diUein und ausscMiessUch die Leitung der Volksschule zustehe. Da 
der Mensch nicht in zwei Theile, einen religiösen oder kirchlichen und 
einen weltlichen oder staatlichen zerlegt werden kann, sondern beide* 
Sphären, wie Natur und üebematur, sich wechselweise durchdringen, 
und da der ganze Luftkreis der Schule ein religiöser sein muss, so hat 
auch die Kirche an der Aufsicht und Leitung der ganzen Schule ihren 
rechtlichen Theil, der ihr nimmermehr entrissen werden darf, wenn 
nicht die Erziehung und Bildung des christlichen Kindes ge^hrdet 
werden will. 

Und eben weil der Zweck der Volksschule unvollständig And 
einseitig eidfosst war, misskennt der Entwurf auch die natürlichen 
Beohte der christlichen Eltern auf eine harmonische kirchlich-religiöse 
und sittliche Erziehung und Heranbildung ihrer Kinder in der Schule. 
Will man die katholischen Eltern zwingen, ihre Kinder in eine öffent- 
liche Schule zu geben, so muss ihnen auch, wenn nicht grosses Unrecht 
geschehen soll, volle Sicherheit geboten sein, dass dieselben in dieser 
Schule durchweg im katholischen Geiste unterrichtet, gebildet, erzogen 
werden. Diese Sicherheit kann aber nicht die Staatsgewalt, sondern 
nur die stetige AuMcht und der ungehemmte Einfluss der Kirche und 
ihrer Organe auf den ganzen Lehr-, Bildungs- und Erziehungsgang 
gewähren. Je mehr man daher diese Aufsicht zurückdrängt oder be- 
schränkt, desto mehr verletzt man ein heiliges Becht der Eltern wie 
der Bander, desto näher tritt die Gefahr, dass durch den Schulzwang 
die Gewissensfreiheit beeinträchtiget werde. 

Der Entwurf beruft sich zwar auf bisherige Verfassungsbestim- 
mungen, Gesetze und Verordnungen. Er geht aber auch noch viel 
weiter als diese; und selbst, wären dieselben unbestritten in jener 
Ausdehnung zu verstehen, wie der Entwurf sie fasst, so würde dieses 
fair eine neue Gesetzes-Vorlage ohne Belang sein. Bma dessen Auf- 
gabe ist es naturgemäss, Unrichtiges und Unhaltbares zu verbessern 9 
Erstorbenes abzuüiun. Alles in jenem Geiste allseitiger Gerechtigkeit 
und Freiheit zu regeln, der mit den Ideen des Rechtsstaates verbun- 
den ist. Hat man keinen Anstand genonmien, im Entwürfe einen 
Verfassungsparagraphen (Anhang II. zum Beligions-Edicte, §. 6.) zu 
beseitigen, um den bisherigen gesetzlichen Einfluss der kirchlichen 
Organe auf die Schule zu beschränken, so durfte man umgekehrt, 
wenn man der Kirche und den christlichen Eltern hätte gerecht wer- 
den wollen, keinen Anstand nehmen, die, Gesetze, welche etwa jenen 
Hechten bisher Abbruch thaten, im Sinne der Gerechtigkeit zu ändern. 

Aber die im Entwürfe angezogenen Verfassungsbestimmungen 
rechtfertigen nicht einmal eine so weitgehende Beschränkung der 
kirchUcheh Mit-Aufsicht, wie jetzt gesetzlich festgestellt werden will. 

Was insbesondere Tit. IV. §. 9. der Verfassungs-Urkunde be- 
trifft, so fordert die verbürgte Gewissensfreiheit für die christlichen 
Eltern, die verfassungsgemäss über die religiöse Erziehung ihrer Kin- 
der zu bestimmen haben, dass diese ihre Kinder in der Volksschule 
eine einheitliche harmonische Bildung im Geiste der Kirche erhalten; 
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und wenn die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise 
nicht gehemmt werden darf, so darf ihr auch die entsprechende 
Ueberwachung und Aufsicht über die game Schulbildung nicht ver- 
sagt werden, da die religiös-sittliche Erziehung und die Heranbildung 
für das kirchliche Glauben und Leben sonst nicht ermöglicht ist. 
Darum ist auch §. 39, der IL Verfassungs-Beilage so gerecht , den 
kirchlichen Obern in der ganzen religiösen Sphäre das allgemeine 
Becht der Aufsicht mit dm daraus ^rvorgehenden Wirkungen zu- 
zusprechen, um den reinen Geist der Beligion und Sittlichkeit zu be- 
wahren und dessen Ausbreitung zu befi^rdem. Dies auf die Volks- 
schule angewendet, deren Grundlage und oberstes Ziel die religiöse 
ibrziehung sein muss, wie Gott das oberste Ziel des Menschen und 
seines ganzen Lebens ist, verlangt offenbar eine kirchliche Aufsicht, 
resp. Mit-Aufeicht über die ganze Schulbildung, wenn jenes Becht 
ein wirksames sein, seine volle Wirkung äussern soll. Darum ist auch 
im Anhang U. zu besagter Verfassungs-Beilage der protestantischen 
Confession ausdrücklich die bisherige Verfassung der Districts-Schul- 
Inspectionen , sowie der übrigen Mittel-Organe verbürgt. Es kann 
daher der katholischen Kirche keine geringere Garantie för das kirch- 
liche Element der wirksamen Au&icht über die Volksschule geboten, 
sie kann ihr aber auch nicht entzogen werden, ohne zweifellose Bechte 
zu schädigen und das Verhältniss der Volksschule zur Kirche we- 
sentlich zu lockern. 

Allerdings erklärt §. 14. derselben Beilage »die Aufsicht und 
die Anordnung über den übrigen Unterricht, sowohl in den Volks- 
schulen als Studien -Anstalten,« als einen »Gegenstand der Staats- 
Polizei.« Aber abgesehen davon, dass dadurch eine entsprechende 
Mitaufsicht der kirchlichen Organe, insbesondere zur Uebung des jus 
cavendi, nicht ausgeschlossen wird, während es durch die allgemeinen 
Verfassungs-Grund^tze genügend anerkannt ist, kann auch der Satz 
nur im Sinne des allseitigen Bechtes gedeutet werden, seit die Basis 
des Folizeistaates endgütig verlassen ist und die neuere den ewigen 
Bechtsprincipien mehr Becbnung tragende Staatswissenschafb zwischen 
den Gegenständen der Staatspolizei und Staatspflege genau zu unter- 
scheiden gelehrt, die Erziehung^ und Bildung des Volkes unter leUstere 
gestellt und zu der Erkenntniss geführt hat, dass der Zweck des 
Staates nicht darin besteht, die sittlich-religiösen Lebenszwecke und 
die geistige Gultur des Volkes ausschliesslich durch seine Organe zu 
regeln und zu leiten'-*) und auf dem Wege des Zwanges zu fördern 3). 

Der Gang der gegenwärtigen staatlichen und socialen Ent- 
wicklung drängt dazu, das sittliche Becht der Individuen und der 
Associationen oder Gorporationen zu sichern und ihnen freie Bewegung 
innerhalb der sittlichen Schranken zu gewähren, dagegen aber die 
unwahren und falschen Tendenzen des absolutistischen und des Bevor- 
mundungs-Staates mit seinen Gentralisationsgelüsten zu überwinden. 



1) Pe^»^, Verfassangsrechte, Ur. Aufl. Bnch IV. Absch. II. Cap. II. TH. If. $. 176. 

2) BltmtscMi, SUatsrecbt S. 28.; Mohl, Staatsrecbr, I. S. 9. II. S. 430. 

3) Pözl, a. a. 0. 

10* 
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Die Kirche findet sich verwandt mit allen Bestrebungen sittlicher 
Freiheit, wie sie im Besitze der Wahrheit den Ausschreitungen durch 
den Hinweis auf das ewige Eecht und auf das göttliche Gebot ent- 
gegenzutreten vermag. 

Der Entwurf eines neuen Schulgesetzes drängt aber gerade die 
Kffche weiter noch als bisher aus der Schule zurück und bahnt durch 
seine Principien die Trennung der letzteren von der Kirche an, die 
allein die Macht christlich-religiöser und sittlicher Charakterbildung 
und damit verbundener ächter Freiheit besitzt. Er basirt zugleich 
auf den veralteten Tendenzen staatlicher Ausschliesslichkeit, Bevor- 
mundung, Präventive, Zwangsanwendung und Centralisation — gerade 
auf dem ungeeignetsten Gebiete der geistigen Cultur. 

Wie er demnach das Eecht der Kirche, des christlichen Volkes 
und der christlichen Eltern in hohem Grade verletzt, so findet er sich 
auch im Widerspruche mit den berechtigten Principien der jetzigen 
socialen Entwicklung; so dass man sich verwundert fragen muss, wie 
heutzutage ein so gearteter Entwurf in Bayern, das ein Bechtsstaat 
sein will und soll, zum Gesetze erhoben werden möchte. 

Nach diesen principiellen Erörterungen kömmt nun das genauer 
zu bezeichnen, was der Episcopat verlangen muss, wenn er seiner 
Amtspflicht, der Vertreter der"Bechte der Kirche und des katholischen 
Volkes in dieser entscheidend wichtigen Angelegenheit zu sein, nach 
Gebühr entsprechen soll. 

Er muss verlangen, dass die niederen Kirchendienste, sowohl der 
Cantor- und Organisten-, als der Küster- oder Messnerdienst von dem 
Schuldienste getrennt, dass das Einkommen dieser Dienste ihrem 
eigentlichen Zwecke zurückgegeben und erhalten werde. 

Dieses Verlangen ist ebenso nothwendig als berechtigt, sobald 
der Entwurf zum Gesetze werden sollte. 

Es ist berechtigt, weil natur- und verfassungsgemäss es der 
Kirche zukommen muss, ihre Diener jedes Banges und Berufes zu 
approbiren und einzuweisen — unbeschadet eines nachweisbaren Prä- 
sentationsrechtes Dritter — und nur solche zuzulassen, welche sie 
nach eigener Prüfling als tauglich und würdig erkennt Es würde 
wider aUes kirchliche und natürliche Eecht vergossen, wenn man sie 
gesetzlich nöthigen wollte, den Gehalt für jene Dienste einem Manne 
zu verabfolgen, der die entsprechenden Dienstleistungen weder ver- 
richten wiU noch darf (Art. 63.). Beneficium datur propter officium 
ist die allgemeine kirchliche Eechtsregel. 

Wenn der Entwurf die Schule als Anstalt der politischen Ge- 
meinde erklärt, und dem Schullehrer den Messnerdienst in seinem 
»Bestände« (S. 9. allg. Erläut.) d. h. in seinem Einkommen, aber nicht 
in seiner »Ausübung« zutheUt, so ist dies offenbar nur ein Deck- 
mittel, um die Beuten des Erchenvermögens einer Anstalt der poli- 
tischen Gemeinde beständig zuzuführen; es ist ein verhüllter Weg, 
um der Verfassungsbestimmung auszuweichen, welche allen Eeligions- 
theüen das Eigenthum ihrer Stiftungen und den Genuss ihrer Itenten 
nach den ursprünglichen Stiftungs-Ürkunden und dem rechtmässigen 
Besitze sichert und nicht gestattet, dass unter irgend einem Vor- 
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wände ohne Znstünmuug der geistlichen Oberbehörde die Kirchen- 
renten zu einem nicbtkirchlichen Zwecke, im gegebenen Falle zur 
Sustentation einer Gemeindeanstalt, verwendet werden. . 

Wenn die Ordinariate bisher die Verhältnisse der vereinigten 
Schul- und Messnerdienste ertrugen, so geschah dies in der doppelten 
Voraussetzung, dass die Schullehrer ihren Messnerdienst im Wesent- 
lichen auch ausübten und dass die Bechtsanschauung, dass die Schule 
auch ein Zubehör der Kirche sei, nicht gänzlich aufgegeben war. 
Beide Voraussetzungen wurden fallen, wenn der Entwurf Gesetz 
geworden wäre und es musste daher auf einer Trennung bestanden 
werden, welche der Entwurf selbst wünschenswerth findet und nur 
zum Besten der Gemeindeanstalt, aber zum Schaden der Kirche, nicht 
ausfuhren will. 

Dieses Verlangen wäre aber auch nothwendig. Denn die Aus- 
übung des Messnerdienstes erheischt nicht bloss ein gewisses Mass 
von Kenntnissen und Fertigkeiten, das errungen werden ivill, sondern 
auch Gewissenhaftigkeit, sittlichen Wandel, Verlässigkeit uud Treue. 
Ein Mann ypn diesen Eigenschaften lässt sich schwerlich finden, wenn 
ihm nicht auch der ganze Gehalt gewährt werden kann. Mit häufig 
wechselnden Messnereigehilfen, die nur selten die erwähnten Eigen- 
schaften in gehörigem Grade besitzen werden, ist der Kirche 
nicht gedient und wäre die vom Entwürfe beantragte Einrichtung 
eine fortwährende Quelle der schlimmsten üebelstände und Zer- 
würfnisse^ Sie kann daher von den Bischöfen nicht angenommen 
werden. 

Folgerichtig muss auch im Principe die Trennung des Cantor- 
und Organistendienstes von dem Schuldienste ausgesprochen werden, 
schon weil jener mit dem Messnerdienste sehr häufig zusammenfallt 
und weil nur zu leicht die Fälle sich mehren können, dass, wer als 
Lehrer dem Pfarrer nicht untergeordnet ist, sich ihm auch schwer 
als Cantor unterordnet. Die kirchliche Ordnung heischt aber, dass 
der Pfarrer für Einhaltung der kirchlichen Vorschriften hinsichtlich 
der kirchlichen Musik sorge. Der Wunsch der Lehrer, den Cantor- 
dienst zu behalten, kann nicht massgebend für das Kechtsverliältniss 
sein ; es wird aber meist nur von ihnen selbst abhängen, den Dienst 
zu erwerben. 

Um von diesem nur äusserlich mit der Schul&age zusammen- 
hängenden Gegenstande auf die Schule selbst überzugehen, kann der 
Episcopat nicht umhin, sich vor Allem ganz entschieden für die 
Freiheit in Gründung von Privatschulen auszusprechen. 

Unterricht und Erziehung des Eandes ist zunächst wesentliche 
Pflicht und daher auch wesentliches Recht der Eltern. Mit welchem 
Rechte darf die Staatsgewalt sie irgendwie hindern, diese Pflicht 
persönlich zu erfüllen, wenn sie es ganz vermögen? mit welchem 
Rechte kann man ihnen wehren, ihre Kinder den Schulen zuzuführen, 
zu welchen sie Vertrauen haben? mit welchemr Rechte hinwieder es 
erschweren, dass Männer oder Frauen, für deren sittliche und sach- 
liche Befähigung ihre Bildung und ihr Wandel oder die Erfahrung 
spricht, den Elterif durch Privat-Schulen ihre Dienste anbieten? Das 
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natfirliche Recht wie die sociale Entwicklung fordern, dass die Grün- 
dung von Privatschulen von allen unnöthigen oder persönlichen und 
Partoianschauungen Baum gebenden und nur auf der Idee des 
Bevormundungsstaates beruhenden Präventiv-Cautelen befreit werde, 
wie sie der Entwurf in ausgedehnter Weise noch enthält (Art. 
22, 23, 26). 

Insbesondere müssen kirchlich-religiöse Privat-Associationen, 
welche Unterricht und Erziehung zu ihrer Aufgabe machen, so lange 
sie ihren privaten Charakter nicht ablegen und keine anderen Bechte 
beanspruchen, als welche das Yereingesetz allen verleiht, derselben 
Bechte wie andere Private sich erfreuen und dürfen einer Ausnahms- 
bestimmung, wie die specielle landesherrliche Bewilligung oder gar 
„Beception* wäre, nicht unterliegen^). 

So lange namentlich der staatliche Schulzwang festgehalten 
wird, kann den Härten desselben nur durch eine möglichst ausgedehnte 
Freiheit des Privatunterrichtes abgeholfen werden, was der Bechsstaat 
um so mehr vermag, als es ihm genügen muss, ein gewisses Mass 
allgemeiner Kenntnisse zur socialen Pflicht zu machen, die Mittel, 
Methode und Zeitdauer ihres Erwerbes aber der freien Wahl und der 
Concurrenz anheimzugeben. 

Sollte aber die öffentliche Elementarschule als Gemeinde- oder 
Staatsanstalt in der Weise sich gestalten, dass sie weder rechtlich 
noch factisch nach dem hierin allein competenten ürtheile der kirch- 
lichen Auctorität eine Gewähr mehr böte fär die kirchlich-religiöse 
und sittliche Bildung und Erziehung der Kinder, dann könnte die 
Gewissensfreiheit und das unantastbare Becht kaöiolischer Eltern nur 
mehr dadurch gerettet werden, dass jede Art von Zwang bezüglich 
der Gemeinde- oder Staatsschule ein Ende nehme*). 

Aber auch abgesehen von jenem äussersten Falle, muss der 
Episcopat stets verlangen, dass die Kirche eingesetzt werde in ihr 
natürliches und gottgegebenes Becht, eigene Schulen zu gründen^). 

Die hohem Zwecke der Kirche und des Christen erfordern gerade 
so gut entsprechende Erziehungs- und Bildungsanstalten, wie die 
Zwecke der gesellschaftlichen Entwicklung. Darum hat auch die 
Kirche die Pflicht und das Becht, alles Jene anzuordnen, ohne dessen 
Beihülfe ihre Zwecke nicht oder doch nicht vollständig erreicht wer- 
den könnten. Hiezu gehört namentlich in unseren Tagen eine zweck- 
entsprechende Bildung und Erziehung der Kinder — die Elementar- 
schule. 

Daher hat die Kirche von frühester Zeit an die Schule, als in- 
tegrirendes Glied ihres ^Organismus gegründet und gründet sie noch 
überall, wo sie ihr Leben hinträgt 

Es hat in B^ern die Staatsgewalt die Organisation der ur- 
sprünglich von der Kirche gegründeten und rechtlich ihr zugehörigen 
Schulen an sich gezogen. So lange diese Organisation der Schule 

1) Die kirchliche Freiheit und die bayerische Gesetzgebung, Anfiprache des 
Bischofs von Regensborg, S. 25 ff. 

2) Denkschrift des Brzblschoft von Freiburg, S. 14.. 

3) Freysinger Denkschrift, IV. 
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für die Zwecke der Kirche und des christlichen Volkes genügte, hat 
dia Kirche friedlich die staatliche Organisatioif ertragen, und die 
organisirten Schulen benützt. 

Wie sie aber überhaupt als ihr Becht fordert, eigene Elemen- 
tarschulen zu gründen' — ohne sie einer sachgemässen MitauMcht 
der Staatsgewalt entziehen zu wollen — so wird diese Forderung ihr 
zur gebieterischen Nothwendigkeit, zur Lebensfrage, wo nach ihrem 
ürtheile die* staatliche Organisation der vorhandenen Volksschule den 
kirchlichen und christlichen Zwecken nicht mehr genügte oder ge- 
radezu nachtheilig würde. In den Augen der Kirche kann die Volks- 
schule nie einfach eine Anstalt der politischen Qemeinde, sondern sie 
muss eine Elementarbildungs-Anstalt für Christen sein. Wird dieser 
Charakter ihr genommen oder wesentlich verkümmert, so tritt fOr 
die Kirche wie für die katholische Pfarrgemeinde die höhere Pflicht 
ein, durch eigene Schulen for die kirchliche-christlich Erziehung und 
Bildung ihrer Kinder, zu sorgen. 

Obwohl nun der Entwurf die Volksschule zur Anstijt der poli- 
tischen Gemeinde herabdrückt und sie somit gesetzlich der Kirche 
entzieht, wenn er diese auch den Religonsunterricht darin ertheilen 
und das religiös-sittliche Leben, jedoch unter Aufsicht und nach dem 
Endurtheile (vgl. Art. 3 und 113) des Staates, leiten lässt; so eriiebt 
er sich doch nicht zu der Gerechtigkeit, der so des letzten Restes von 
dem Mitbesitze der Schule entäusserten Kirche wenigstens gesetzlich 
das Becht zu sichern, selbst wieder eigene Elementarschulen zu 
errichten. 

Indem der Episcopat dieses Becht mit der vollsten Entschieden- 
heit verlangt, muss er aber auch ebenso seiner Pflicht genügen, in 
jener Volksschule, welcher dermalen die christkatholische Fanailie 
„ihre Kinder vermöge des staatlichen Schulzwanges zum Unterrichte 
und zur Bildung übergeben muss" (allg. Erläut. S. 11), der Kirche 
allen jenen för die Pflege des kirchlich-religiösen Glaubens und Lebens 
wesentlichen Einfluss zu wahren und zu sichern, welcher ihr bisher, 
zustand, und alle jene Bechte festzuhalten, welcher ihr und dem 
katholischen Volke wie jedem katholischen Schulkinde naturgemäss 
zustehen. 

Er muss verlangen, dass der bisherige confessionelle Charakter 
der Volksschule gesetzlich gewährleistet und dass dadurch für die 
Zukunft der Gefahr vorgebeugt werde, in Gemeinden, die confessionell 
gemischt sind oder werden, den confessioneUen Charakter der Schule 
zu ändern. 

Er muss verlangen, dass das Becht der Kirche, die Pflege des 
religiös-sittlichen Lebens in der Volksschule zu ordnen, zu leiten und 
zu beaufsichtigen, mit seinen nothwendigen WirJcungeHf um den Zumk 
0U erreichen^ gesichert werde. 

Dass die theoretische Anerkennung des Bechtes, wie es der. 
Kirche u. A. in §§. 38 und 39 der 11. Verfassun^s-Beilage zugesprochen 
ist, nicht genügt, wenn nicht auch die praktische Uebung desselben 
zweckentsprechend gesichert ist, beweist leider nur zu sehr die 
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Erfahrung an manchen anderen staatlichen Schulen ^), denen jetzt in 
Bezug auf den Einflflss der Kirche die Volksschule gesetzlich nahe 
gebracht werden will. 

Soll jenes Recht wirksam sein, so muss es negativ und positiv 
sich äussern ; negativ, indem es wirksam verhütet , was schädlich 
oder geföhrlich, positiv, indem es wirksam anordnet oder herleifuhrt^ 
was nothwendig oder förderlich zum Zwecke ist. 

Di« katholische Volksschule hat den Zweck der 'elementaren 
Entwicklung, Erziehung und Bildung der katholischen Jugend zu 
allen ihren gottgewollten Lebensaufgaben und Lebensrichtungen: sie 
muss also das üebematürliche und Natürliche, das Gläubige und 
Kationelle allseitig, harmonisch entwickeln; sie muss also, wie kirch- 
lich confessioneU, so auch der Art bestellt sein, dass das kirchlich- 
religiöse und sittliche Moment die gavuse Schule wirksam durchdringt 

Darum muss die kirchliche Auctorität fernehdlten können jedes 
Buch, das nach ihrem Urtheile die religiöse, gläubige oder sittiiche 
Gesinnung stört oder gefährdet. Wie sie die Bestinmiung der Schul- 
bücher für den Unterricht in der Eeligion mit der biblischen und 
kirchlichen Geschichte in Anspruch nehmen muss, so muss sie auch 
auf Fernhaltung jedes Buches od^r Lehrmittels mit Erfolg bringen 
können, das den religiösen Bildungszweck der Volksschule beeinträchtigt 
oder vereitelt. 

Die kirchliche Auctorität muss auch fernehalten oder durch die 
staatlichen Behörden mit Erfolg entfernen können jeden Lehrer, der 
durch Lehren, Eeden oder Verhalten dem kirchlich-religiösen und 
sittlichen Gemüthe der Kinder zum Aergernisse würde oder eine 
unkirchliche, irreligiöse oder religionsgleichgiltige Gesinnung offen- 
baren sollte. 

Und um zum Positiven überzugehen, so hat die Kirche in der 
Schule nicht blos überhaupt anzuordnen, was zum religiösen, sitt- 
lichen und ascetischen Momente des kirchlichen Lebens und zum 
Cult gehört, sondern sie hat auch eine besondere Forderung an den 
Lehrer zu stellen. Dieser hat nämlich sowohl wesentlich mitzuwirken 
in der beständigen Pflege des religiös-sittlichen Lebens, namentlich 
durch das fortwährende eigene Beispiel religiösen Sinnes und Wandels 
und durch den Geist der ganzen Schulhaltung, als auch den Eeligions- 
unterricht, mit dem dazu gehörigen Unterrichte in der biblischen 
und kirchlichen Geschichte, theils unterstützend theils, wenn auch nur 
zeitweilig, selbstständig zu ertheilen. Diess kann in einer öffentlichen 
Anstalt nicht geschehen ohne die directe oder indirecte kirchliche 
Mission^ welche hinwieder nicht gewährt zu werden vermag, ohne 
dass die kirchliche Auctorität sich über die gehörige Befähigung 
zu diesem Unterrichte die nöthige moralische Gewissheit verschafft 
hätte 2). 

Alle diese Gründe erheischen, wenn das Becht der Kirche 
wirJcsam sein soll, eine beständige Mitaufsicht der kirchlichen Organe 



1) Freysinger Denkschrift, IV. 

2) FreysiQger Denlisclirift, IV. 
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über die ganze Schule, insbesondere auch über die Persen des Lehrers. 
Dies hat man in Bayern seither nicht verkannt und desshalb Staat* 
lieber Seits stets Priestern die Local- wie die Districts-Schnl-Anfidcht 
übertragen, um in Einer Person den doppelten Charakter dieser Auf- 
sicht darzustellen, wie er auch vom Volke richtig erfasst wurde. 

Darum muss der Episcopat verlangen, dass, soll sein Aufsichts-' 
recht wirksam und zweckerreichend sein, auch fortan diese Aufsichts^ 
Übung über die ganze Schule nicht beschränkt und geschmälert werde. 
Der Enti^urf gibt zwar dem Pfarrer »die Aufsicht auf den Religions- 
unterricht und das religiös-sittliche Leben in den Schulen« (Art. 
113), es ist ihm aber, wie der Zusammenhalt der verschiedenen 
Bestimmungen entnehmen lässt, die Aufsicht auf die Person des 
Lehrers als solchen, auf seine Lehrmittel und seine Wirksamkeit in 
dem übrigen Schulunterricht und in der Pflege des kirchlich-religiösen 
und sittlichen Lebens entzogen. Der Antheil des Pfarrers an der 
Ortschul-Gommission ist für jenen Zweck ganz ungenügend ; da einer- 
seits der Pfarrer nicht nothwendig in allen Fällen zu dieser Commis- 
sion gehört und andererseits die Commission, deren Mitglieder zudem 
nicht alle katholische zu sein brauchen, nur den »Fleiss und die 
Berufstreue« des Lehrers zu überwachen hat (Art, 102, 110). Ueber- 
dies, sollte die Aufsicht wirksam sein, so müsste sie, wo es sich 
lediglich um locale und individuelle Dinge handelt, sogleich bessernd 
und ordnend vorgehen können. Statt dessen ist sie auch bei localen« 
Gebrechen und- Mängeln an einen langsamen und voraussichtlieh 
vielschreiberischen, wenn nicht gar erfolglosen Geschäftsgang gebunden. 
Nicht genug der Hemmung. Der Bezirksinspector dem da* 
bedeutendste Theil der Aufsicht über Schule und Lehrer zufällt, kann 
inskünftig nun zuföUig Priester, braucht gesetzlich nicht einmal 
Katholik zu sein; und ist sonach an und ffir sich kein geeignetes 
Organ für die kirchliche Aufsicht. Insbesondere ist durch diesen 
Mangel die Kirche ausser Stande, sich die nöthige fortdauernde 
Gewissheit über die Befähigung der einzehien Lehrer zum Religions- 
unterricht zu verschaffen, und müsste nach anderen Mitteln sich 
umsehen, um die Mission zu diesem Unterrichte den kirchlichen 
Grundsätzen gemäss ertiieilen zu können. 

Sonach ist das kirchliche Aufsichts-, Leitungs- und Ordnungs- 
recht liach seiner negativen und positiven Seite in dem Entwniirf 
wesentlich beeinträchtiget und in seiner Wirksamkeit gehemmt. Der 
Episcopat muss also verlangen, dass der Kirche wenigstens jenes min- 
deste Mass von wirksamer localer und districtiver Aufsicht gewahrt 
bleibe, das er bisher besass, wenn auch die Art der üebung einige 
Modificationen zulässt, denen nach Umständen die kirchliehe Auctori- 
tät nicht wiederstreben wird, falls die Staatsgewalt sie im Literesse 
des Unterrichtes für zweckdienlich hält. 

Eine Nothwendigkeit , der Kirche auch das besagte mindeste 
* Mass zu nehmen, ist um so weniger ersichtlich, als es keinem Zwei- 
fel unterliegen kann, dass gerade der Priester jene Vorbedingungen 
allgemein wissenschaftlicher Bildung, nach welchen die Lehrer stre- 
ben, schon als Theologe in erhöhtem Äfesse und in gründlicher Weise 
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besitzt, und dass keine besondere Schwierigkeit besteht, durch ein 
efavras ausgedehnteres Studium der Pädagogik an den theologischen 
Bildungsanstalten seine specielle Befähigung zur Schulau&icbt noch 
zu erhöhen. Das philosophische und theologische Wissen gibt ja 
seiner Natur nach 'gerade dem Priester vor jedem anderen Berufe die 
* Möglichkeit , die Harmonie des Unterrichtes, der Erziehung und 
Bilaung in der Schule herzustellen, die wesentlich zu Erreichung 
ihres voUen Zweckes ist Können Priester die Schule zum ausschlies- 
senden Lebensberuf nehmen, wie dies bei den Bezirksinspectoren 
künftig staathaben soll, so werden im Klenis stets Männer genug 
sich finden, welche die erforderliche technische Bildung und Befähi- 
gung besitzen, um das Amt der Districts-^Schulau&icbt mit allem 
Erfolge zu versehen. 

Es besteht also auch nach dieser Seite hin keinerlei Qrund der 
Kirche das bisherige Mittel, an der erforderlichen Schulaufsicht sich 
zu betheäigen, und damit, da kein anderes ihr geboten wird, diese 
Au&ioht selbst zu entziehen. Und so mehr muss die Kirche an dem 
festhalten, was sie besitzt. 

Indem der Episcopat diese Forderungen an eine gerechte Ge- 
setzgebung stellt, erhebt er sie im Namen des göttlichen Bechtes, 
durch das er die Mission hat, der katholischen Jugend eine durch- 
weg katholische Schulbildung zu sichern i). Er erhebt sie im 
.Namen der nalürlichen und verfassungsmässigen Rechte des katholi- 
schen Volkes, der katholischen Eltern, welche im Gewissen verpflich- 
tet sind, ihre Kinder nur Schulen anzuvertrauen, die im christkatho- 
lischen Geiste geleitet werden, und welche eine Gewähr hiefär nur in 
der kirchlichen Mitaufacht bieten 2). Er erhebt sie im Namen der in 
Bmtschland geltenden völkerrechtÜchen Verträge, welche nicht ge- 
statten, die ehemalige Pfarrschule einfach als Anstalt der politischen 
Gemeinde zu erklären 3). 

Der Westphälische Friede (art. V. §. 7^, 31, 32, 48 ; art. VII. 
I. P. 0.) erkennt jede der damals streitenden Keligionen als juri- 
dische Einheit, und garantirt ihr Eigenthum an dem confessionellen 
Ku^chen-^ und Schulvermögen, das als Theil des Kirchenvermögens zu 
betrachten und unter die Bechtsvertretung ihrer verfassungsmässigen 
kirchUchen Obern gestellt ist. Er erklärt die Schulen als Accessorium 
der Confessionen. 

Den durch den Westphälischen Frieden garantirten alten Be- 
sitzstand der Kirche hat der Reichs-Deputations-Hauptschluss neuer- 
dings gewährleistet, indem er (19. Sitzuug) erklärte, »jeder Kirchen^ 
gesellschaft sei der Besitz und ungestörte Genuss ihres Eorchenguts, 
auch Schulfonds nach den Bestimmungen des W. F. ungekränkt 
zu lassen, c 

Wie so das alte Bechte die Schule überall als Besitz und Zu- 
behör der Kirche anerkennt, so hat auch die bayerische Verfassung 
mit dieser Bechtstradition nicht gebrochen; sie hat den confessionel- 

1) Freysinger Denkschrift, IV. 

2) Denliscbrift des Erzbiscbofs von Freiburg, $. 6., S. 23. 
S) Ebeadaselbst $. 7. S. 28 IS, 
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len und dadurch den kirchlichen Chrakter der Schule im Principe nicht 
misskannt, vielmehr sichert die Verfassungö-Urkunde ausdrücklteh 
allen Rdiffionstheilen das Eigenthum der Stiftungen, sie seien fSr 
den Cultus, den Unterricht oder die Wohlthätigkeit bestimmt (Tit. 
IV. §. 9. und IL Verfassungs-Beilage §. 46.); und dem Besitzrechte 
der Kirche auf die Schule wurde praktisch in der Person der At^ 
Sichts-Organe Ausdruck verliehen, indem die Staatsgewalt nur Wener 
der Kirche mit dieser Aufeicht betraute und dies den Protestanten 
sogar yerfafisungsmässig garantirte. Die Gleichheit des ursprüng- 
lichen Bechts- oder Besitztitels und die Parität gestatten nicht, dass 
der katholische Beligionstheil hierin schlimmer stehe. 

Die Kirche hat demnach bezüglich der localen und districtiven 
Schul-Aufeicht ein jus quaesitum. Der Gesetzgeber muss aber wohl- 
erworbene ßechte Dritter, auch juristischer Personen achten *). 

Der Ep»copat muss insbesondere noch den confessionellen Cha- 
rakter der SchtdfondSj dessgleichen der niederen Kirehendienste und 
der damit verbundenen Emolumente jeder Art auf das Entschie- 
denste wählten gegenüber den Oonsequenzen, welche man etwa aus 
dem umstände herleiten könnte, dass die Volksschule gesetzlich ab 
eine Anstalt der politischen Gemeinde erscheine; sowie er auch für 
alle Fälle das Becht der Kirche bezüglich der SustenUxtionsleür&ge 
ausdrücklich wahrt, welche bisher aus kirchlichen Mitteln der Schule 
oder den Schullehrem zugeflossen sind. 

Ebenso entschieden wahrt er das Becht, welches überhaupt be- 
züglich der Vereine in Bayern gilt, auch zu Gunsten jener Vereine 
oder Privat-Associationen, welche kircMich-religiöse Zweck« sicjj vor- 
setzen. Er wahrt die bezügliche gesetzliche Gleichberechtigung derselben, 
und ihre Freiheit von Ausnahmsbestimmungen, welche über sie kämen 
wenn man auch auf sie die Erfordernisse der speciellen landesherrlichen 
Genehmigung oder »Beception« anwenden wollte. 

Angesichts dieser in das innerste Wesen des Entwurfs eingrel»- 
fenden Forderungen möchte es &sst klein scheinen, noch einzelne 
minder tiefgehende Bestimmungen des Entwürfe zu berühren. Doch 
die Wichtigkeit des Ganzen mag es auch eriauben^ gegen ^ige solche 
Bestimmungen hier zu sprechen. 

So wird im Art. 12. zur üebertragung des Unterrichtes an 
recipirte religiöse Orden und Genossenschaften die Zustimmung der 
Schul-Gemeinde, nicht blos der Schulgemeinde- F^^rfre^ww^r, verlangt. 
Gegenüber anderen Befugnissen der letzteren, Sogar hinsichtlich der 
Confession des Lehrers (Art. 53.), erscheint die erstere Bestimmung 
als eine erschwerende und sonach als Ausnahmsgesetz und daher 
unbillig. 

Bei den nicht ganz klaren Bestimmungen des Art 50. wollen 
die Bischöfe ihr Becht, sogenannte Schul-Exposituren frei zu besetzen, 
hier ausdrücklich aussprechen. 

Es ist eine allgemeine und gegründete Klage der Pfarrer, dass 
ihnen als Vorsitzenden der Ortsschalbehörde zumeist die GehSssig- 



1) Blunischli, Staatsrecht, S. 329. — Freiborger Denksebrift, S- 7. 
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teit der Verhängung voü Geldstrafen for Schulversäumnisse und 
üii^eh Art. 19.) wahrscheinlich auch die noch gehässiger machende 
Anzeige des zweitmaligen schuldbaren Schul-Versäumnisses bei dem 
.Polizeigerichte zufallen soll Da die bezüglichen Verordnungen strenge 
sind, so lässt sich nicht verkennen, dass es dem seelsorglichen Wirken 
des Pfarrers vielfach Eintrag thun muss, wenn er in solcher W^e 
gegeÄ seine Pfarrkinder strafend und anzeigend erscheint. Da aber 
die Schule dem Gebiete der Staatspflege angehört, welches seiner 
Natur nach den Zwang ausschliesst ^), und der Schul^wang nur ein 
Act der Staatspolizei sein kann, sofeme sie die Unwissenheit als 
üebel für die Societät zu verhindern sucht ; so scheint es den Prin- 
cipien der Staatswissenschaft ganz angemessen, die Strafen und 
Anzeigen schuldbarer Schulversäumnisse der Ortspolizeibehörde zu- 
zuweisen. 

Schliesslich kann der Episcopat nicht umhin, anzudeuten, dass 
er jeue Forderungen an die Gesetzgebung auch im Interesse der 
heutigen socialen Bewegung und ihrer Bedürfiiisse erhebt. 

Gleichwie die sociale Frage überhaupt unsere Zeit ergriffen 
hat, so bat sich auch insbesondere die Ueberzeugung festen Platz 
erworben, dass die Kirche ein Hauptfactor in dieser Entwicklung 
sei 2). Die Kirche muss, sie vird in derselben die Stellung wieder 
erhalten, welche ihr eminent geistiger, sittlicher und culturkräftiger 
Charakter, getragen von übernatürlicher Kraft, mit sich bringt; sie 
wird dieselbe erringen in allem dem, was die Christenheit einst in 
rechter Erfassung der allseitigen Charitas causa pia nannte* Darunter 
stehen Unterricht und Armenpflege oben an. 

Jeder Staatsmann, der heutzutage nicht mit diesem Haupt- 
factor der socialen Entwicklung rechnet, ihn bei Seite setzt, baut 
auf Sand. Die Gebilde bevormundender Staats-Centralisation und 
Uniformirung sind Nachklänge einer endenden Zeit und haben keine 
Äukunft. 

Kann der sogenannte moderne Staat nicht mehr zu einem 
harmonischen Zusammenwirken von Staat, Kirche und Familie im 
öffentlichen Unterrichte sich erschwingen, so ergreife mai^: wenigstens 
das einzige Mittel, um die einheitliche BUdung und Erziehung 
der Jugend zu retten, das Mittel wahrer socialer Gerechtigkeit, 
mian überlasse die Schulen den Bekenntnissen 3). Der Staat helfe aUeu- 
falls nach, soweit die socialen Nothwendigkeiten es erfordern, aber er 
schaffe oder handhabe kein Staats-Monopol, keinen Zwang in die 
monopolisirte Schule, die heutzutage offenbar nur Partei-Schule 
wäre. Ein solches Monopol und solcher Zwang wäre gegen alles 
sociale Becht, gegen die Gleichberechtigung der gesellschaftlichen 
Gruppen. 

Königlische Majestät! Der allerunterthänigst treugehorsamst 



^ J) Pözly Verfassungsrecht, III. Aufl. Buch IV., Abschn. 11., Tit. II. §. 156.; 
Verwaltungrsrecht, Buch II. Abschn. III. Cap. II., 5- 183. 

2) Mehl, die börgerliche Geseilschaft, IV. Aufl. S. 4—6. 

3) Denkschria des Erzbischofs von Freiburg, §. 4., S. 14. ff. 
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unterzeichnete Episcopat, stets seiner Pflicht bewusst, dem Kaiser 
zu geben, was des Kaisers ist, aber auch nichts von dem zu 
vergeben, was Gottes ist, legt in gegenwärtiger Frage, welche das 
zeitliche und ewige Heil von Millionen unsterblicher Seelen bedingt, 
vor Allerhöchstihrem Throne die Forderungen nieder, welche er 
an eine gerechte Gesetzgebung zu machen hat. Er thut dies, 
seiner ungeheueren Verantwortung eingedenk, laut vor dem ganzen 
christlichen Volke Bayerns; er verlangt Gerechtigkeit in dieser 
Sache für die Kirche, für das christliche Volk; er verlangt, dass 
sie keinem Sonderstreben zum Opfer gebracht werde. 

Sollten aber diese gerechten Forderungen kein Gehör finden, 
so legt er zum Voraus Eechtsverwahrung und Protest ein .-.- im All- 
gemeinen und im Besonderen. Namentlich protestirt er gegen die 
Principien, die zur Entfremdung und Trennung der Schule von der 
Kirche und zur confessionslosen Schule fuhren, gegen die Entziehung 
des wohlerworbenen Rechtes der kirchlichen Mitaufsicht über die ganze 
Schule, gegen die einseitige Verfägung über die niederen Kirchendienste 
und gegen die Verkümmerung der oben dargelegten Eechte der Kirche. 

Königliche Majestät ! Der Protest wird nicht ungehört verhallen. 
Der Episcopat hat keine materielle Gewalt und will keine, um ihn 
geltend zu machen. Aber er hat hier die Wahrheit, das Recht, die 
Freiheit vertreten. Die von ihm vertretenen Principien könnet zeit- 
weise unterdrückt, aber nicht erdrückt werden: in das Herz de9 
christlichen Volkes durch das Wort seiner Bischöfe gelegt, werden sie 
leben, erstarken, herrschen. Was der Herr seiner Kurche und mittelst 
ihr der Menschheit Wahres eingefugt hat, ist unsterblich, nimmt 
Theil, wie eine Zeit lang an seiner Erniedrigung, so endlich au(^ an 
seinem Triumphe. Diese Principien stets zu erhalten im Bewusstsein, 
in der Erinnerung der Menschheit, sie zu vertreten, wo man sie ersticken 
will, ist Aufgabe des Episcopats. Sie zum Siege zu fahren, ist 
Gottes Sache^ ist sein Plan mit der Menschheit. Die Regeneration 
der Gesellschaft auf dem Fundamente des ewigen Rechtes und mit 
der Herrschaft des positiv-christlichen Gesetzes, als der Seele des 
gesammten socialen Leibes, das ist das endliche Ziel, das die untrüg- 
liche Hoffnung Aller, die auf den Heüand der Welt vertrauen. 
Grossen Theil an dieser Regeneration wird die chrisfliche, die kirch- 
liche Schule haben. 

Wollen Euere Königlich« Majestät unsterblichen Theil an dieser 
Regeneration, so geben Sie allseitige Gerechtigkeit und Freiheit ! 

In schuldiger allertiefster Unterwürfigkeit verharren 
Ew. Königlichen Majestät 
alleruntertüdnigst treugehorsamste 
München, den 14. Nov. 1867. f Gregor , Erzbischof von Mönchen - Freysing. 
Bamberg, den 14. Nov. 1867. f Michaely Erzbischof von Bamberg. 
Pas sau, den 18. Nov. 1867. f Heinrich, Bischof von Passau. 
Regens bürg, den 19. Nov. 1867. f Ignatius, Bischof von Regensburg. 
Würz bürg, den 20. Nov. 1867. t O. Anton, Bischof von Würzburg. 
Speyer, den 21. Nov. 1867. f Nicolaus, Bischof von Speyer. 
E ich« tat t, den 22. Nov. 1867. f Fran» Leopold, Bischof von Elchstfitt. 
Augsburg, den 24. Nov. 1867. f Pancratiua, Bischof von Augsburg. 
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Die Beuen staatskirchlichen Streitigkeiten in Baden (1867—68): 

Im Qrossherzogthum Baden sind im Jahre 1867 van Seiten der 
Staatsgewalt eine Reihe von "Grundsätzen aufgestellt worden, theüs 
vorbereitet, theüs schon vollzogen worden, in Folge deren ein schrof- 
fer Gegensatz und Streit zwischen der Staatsgewalt und der katholi- 
schen Eirchengewalt , zwischen liberalem Despotismus und Staats- 
onmipotenz einerseits und der Gewissensfreiheit und selbstständiger 
Existenz der Kirche andererseits herbeigefahrt wird. Die Streit- 
punkte sind : 1) ein Staatsexamen der Geistlichen, 2) Einführung der 
obliffoUnischen CivHehe, 3) Beschränkung der Feiertage, 4) Ein- 
fahrung eines religionslosen Lesebuchs in den katholischen Volks- 
schulen, 5) ein net4er Schulgesetzentwurf, 6) Wegnahme der milden 
Stiftimgen aus den Händen der Jcatholischen Kirche i^nd 7) Aufhebung 
des Klosters Adelhausen in Freiburg, 

Zur Orientirung unserer Leser mögen zunächst folgende Berichte 
und Aetenstücke dienen : 

Das Anzeigeblatt für die Erzdiöcese Preiburg Nr. 21 vom 18. 
Dec. 1867 enthält eine Bechtsverwahrung des erzbischöflichen Ordina- 
riats vom 5. Dec. 1867 gegen den Erlass des grossh. Ministeriums des 
Innern v. 31. Oct. 1867, wonach vor obligatorischer Einführung be- 
ziehungsweise Empfehlung eines Lesebuches in den katholischen Schu- 
len die Kirchenbehörde nicht zu hören sei. »Vielmehr ist die kirch- 
liche Autorität,« wie das erzbischöfliche Ordinariat unter eingehender 
Kritik des confessionslosen Pfluger'schen Lesebuchs näher ausfährt, 
und sind ebenso >die Geistlichen und die katholischen Eltern berech- 
tigt, die ihnen angehörige Schuljugend vor Benutzung des neuen 
L^iebuchs zu bewa&en und zwar nach der Natur der Sache, gemäss 
der Pflicht der Kirche und der katholischen Eltern , der persönlichen 
und religiösen Freiheit, sowie kraft des bestehenden Rechts.« Auch 
sollen die Pfarrer am nächsten Sonntag den katholischen Eltern eine 
Ansprache des erzbischöflichen Ordinariats verlesen, worin diese unter 
näherer Darlegung der Gründe aufgefordert werden, ihre Kinder vor 
Benutzung jenes Lesebuches zu bewahren. 

Den Kölnischen Blättern 1867 Nr. 348. II. Blatt schreibt man 
aus Baden 16. December über die grosse Unzufriedenheit, welche in 
allen katholischen Kreisen durch die Einführung jenes Lesebuches 
erregt wird, das für die Volksschulen aller Confessionen gleichmässig 
gelten soll und einen protestantischen Oberschulrafh [Pflüger] zum 
Verfasser hat In diesem Lesebuch ist nicht blos jeder confessionelle 
Standpunkt völlig verwischt, sondern überhaupt von religiösen Dingen 
kein wort zu flinden. Der Name Gottes, des Erlösers u. s. w. wird 
sorgfältig vermieden und dem kindlichen Gemüthe eine unverdauliche 
Nahrung aus der Naturgeschichte über Ochs, Esel und Hund zum 
Besten gegeben. Die Curie hat energisch gegen dieses Buch pro* 
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testirt, was ihr nichts geholfen hat, und die Familienväter schicken 
den Lehrern das Buch mit dem Bemerken zurück, dass sie es ihren 
Bindern nicht gestatteten« Es sind merkwürdige Dinge in dieser 
Beziehung bereits vorgekommen, die von einer tiefgehenden Erbitte- 
rung des katholischen Landvolkes Zeugmss geben. 

Weniger hätte man gegen die VerUguiig einiger Feiertage auf 
die Sonntage einzuwenden, wenn damit die Sache {d>genmcht wäre; 
allein die Kammer ging hierin in ihrer desfallsigen Berathung viel 
weiter, sie will, ohne sich mit der Curie hierüber in*s Benehmen zu 
setzen, fast alle katholischen Feiertage abgeschafft hab^ und somit 
auch die Kinder zum Schulbesuche an den betreffenden Tagen 
nöthigßn. Minister Jelly versprach, sorgftltig die öffentliche Stun- 
mung hierüber zu consultiren, was im seltsamsten Widerspruch zu 
einer Erklärung seines Gollegen Stabel stand, indem dieser bei der 
Debatte über die Civü-Ehe geradezu gesagt hatte, bei Fertigung von 
Gesetzen komme es gar nicht auf die sog. öffentliche Stimmung an. 

Am schnellsten aber wird das Schulgesetsf, dessen Berathung in 
der Kammer begonnen hat, den vollständigsten Bruch zwischen Kirche 
und Staat herbeifahren. Auf diesem Gebiete treten nämlich die 
unglaublichsten Gehässigkeiten gegen die katholische Kirche zu Tafi^e. 
Das Unerhörteste dabei ist, dass man die Kirche nicht blos aus der 
Schule völlig entfernen, sondern ihr auch nicht einmal gestatten wiU, 
eigene Schulen zu errichten. Bei einer Trennung der Kirche vom 
Staate kann man es in der Ordnung finden, dass der Staat in seinen 
Schulen allein Herr sein will, aber er muss dann doch der Kirche wie 
andern Gorporationen und Privaten das Becht einräumen, gleichfalls 
Unterrrichts* Anstalten gründen zu dürfen. Und das ist in dem neuen 
Schulgesetze versagt; vielmehr soll for die Kirche die Ausnahms- 
Bestimmung gelten, dass sie keine Schulen zu gründen befiigt sei ! 
Einige Abgeordnete waren bei der Discussion hierüber sogar so ungenirt, 
dass sie geradezu sagten, sie fohlten recht gut die Inconsequenz, 
wenn man der Kirche allein die Gründung von Schulen untersagen 
wolle; aber hier müsse man inconsequent sein, wo es sich darum 
handele, das badische Land von dem jesuitischen Gteiste zu reinigen. 
Mit Becht erklärte daher [der Abgeordnete von Walldürn, Kauf- 
mann Jakob] Lindau^ wenn man einerseits beständig von »Selbst- 
ständigkeit« und »Unabhängigkeit« der Kirche reden wolle, und auf 
der andern Seite die unerhörtesten Ausnahmsbestimmungen über 
dieselbe verhänge, so wisse er dafür keinen andern Aus&uck als 
»Unredlichkeit und Heuchelei,« wofür er vom Präsidenten zur Ord- 
nung gerufen wurde. So steht es bei uns in Baden. In den nächsten 
Tagen wird bereits eine Versaimdmig von Geistlichen aus allen Gapiteln 
des Landes in Freihmg zusammentreten, ("sie tagte vom 17—19. 
December] um über die nächsten Schritte, die derartigen Angriffen 
gegenüber uothwendig sind, im Einvernehmen mit dem Ordinariate zu 
berathen. 

In Betreff der in Baden, wie in Bayern und Oesterreicfa bren- 
nenden Schulfrage verweisen wir einstweilen auf das Siiddeißtsche 
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kaih. SehidwochehblaU 1867, Nr. 41—44., 47 ff., auf die oben S. 1S3 
cit. Schriften und auf folgende zwei Schriften bewährter Pädagogen: 
Die moderne deutsche Volksschule und die neueste badische Schülge- 
se^g^ung von Dr. Karl Zell. Freiburg, Herder. 1867. 121 S. 8. 
Zur Verständigung in der Schulreformfrage. Für Freunde des 
VoOcssckuhoesenSr, mit besonderer Berücksichtigung des neuen ba- 
dischen SchuAgesete^Entumrfs und der darüber in Heidelberg er- 
schienenen Brochüre. Von Pfarrer Fr. J. Knecht, badischem 
Bedacteur des Süddeutschen katholischen SchulumhenblaMes. Frei" 
bürg, Herder. 1868. 59 S. 8. 

Eine vergleichende Nebeneinanderstellung des Volksschulge- 
setzes nach dem Entwürfe der Regierung und nach den Commissions- 
vorschlagen der 11. Kammer brachte das Freiburger Katholische 
Kirchenblatt 1867, Nr. 48—50. und der Katholik 1867 Dec. S. 685 ff. 

üeber das prcjectirte badische Staatsexamen der GeistlicJien 
lassen wir hier die amtlichen Aktenstücke folgen. 

1) Landesherrliche Verordnung vom 6. Sepfbr. 1867, die allgemein 

wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen betreffend. 

(Grossli. Badisches Regrierungsblatt vom 12. Sept. 1867, Nr. XXXVill.) 

Friedrich von Gottes Gnaden GrossÄerzog von Baden, 

Herzog von Zähringen. 

Auf den unterthänigsten Vortrag Unseres Ministeriums des In- 
nern haben Wir beschlossen und verordnen, wie folgt: 

§. 1. Der Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vor- 
bildung, von welchem nach §. 9. des Gesetzes 'vom 9. October 1860, 
die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate 
betreffend, die Zulassung zu einem Kirchenamte abhängt, ist durch 
eine hierzu bestimmte Prüfung vor einer durch das Ministerium des 
Innern zu ernennenden Commission zu erbringen. 

Die Commission wird unter dem Vorsitz eines Mitgliedes des 
Ministeriums des Innern, aus Professoren der Universitäten, der poly- 
technischen Schule oder der Mittelschulen zusammengesetzt. 

§. 2. Die Prüfung findet jährlich zweimal, im Frühjahr und 
im Herbst, gemeinschaftlich fiär die evangelisch-protestantischen und 
die katholischen Theologen statt. Sie ist nach Beendigung der Uni- 
versitätsstudien längstens binnen IV2 Jahren abzulegen. Das Mini- 
sterium des Innern kann einen Candidaten ausnahmsweise auch später 
zu einer Prüfung zulassen. 

Wer zur Prüfung zugelassen werden will, hat mit der Anmel- 
dung, die im März beziehungsweise im August zu geschehen hat, 
vorzulegen: 

1. ein lateinisch geschriebenes curriculum vitae; 

2. einZeugniss über die Abiturienten- beziehungsweise Maturitäts- 
Prüfdng; 

3. ein Zeugniss über mindestens dreijährige Universitätsstudien, da- 
bei den Nachweis über den Besuch von wenigstens 

zwei philologischen Vorlesungen, einer aus dem Gebiet d6r 
lateinischen, einer aus dem der griechischen Sprachforschung, 
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einer Vorlesung über Philosophie, 
einer Vorlesung über Geschichte ; 
4, den Nachweis über das Indigenat. 

Ausländer werden nur mit Grenehniigung des Ministeriums des 
Innern zur Prüfung zugelassen. 

§. 4. In der Präung ist nachzuweisen: 

1. eine solche Eenutniss der lateinischen Sprache, dass der Can-«. 
didat ihm vorgelegte , nicht allzu schwierige Stellen aus Pro- 
saikern oder aus leichteren Dichtem übersetzen und sprachlich 
und sachlich erläutern, und einen lateinischen Styl nach deut- 
schem Dictat ohne erhebliche Fehler fertigen kann ; 

2. Eenutniss der griechischen Sprache, um Stellen aus leichteren 
Schriftstellern übersetzen und sprachlich und sachlich erläutern 
zu können; 

3. eine übersichtliche Eenutniss der Geschichte der Philosophie 
nach ihren Hauptepochen ; 

4. üeberblick über die allgemeine Weltgeschichte, genauere Eenut- 
niss der Geschichte der europäischen Staaten, insbesondere Deutsch- 
lands seit dem Anfang des sechszehnten Jahrhunderts, so dass 
wenigstens die entscheidenden Thatsachen nach Jahreszahl und 
innerem Zusammenhang angegeben werden können ; 

5. übersichtliche Eenutniss der deutschen Literaturgeschichte seit 
Elopstock und der wichtigsten Werke der deutschen Classiker 
aus dieser Zeit ; 

6. Eenutniss der Staatsverfassung des Grossherzogthums, insbesou" 
dere auch der rechtlichen Stellung der Eirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate. 

üeber die unter Ziffer 1., 4. und 6. benannten Gegenstände findet 
eine schriftliche und mündliche, über die übrigen nur eine münd- 
liche Prüfung statt. 

§. 5. Ueber das Ergebniss der Prüfung entscheidet die Prü- 
fungscommission coUegialisch. Sie stellt Denjenigen,%elche bestan- 
den sind, eine Urkunde darüber aus, in welcher zugleich die Leistungen 
des Gandidaten als vorzüglich, gut oder hinlänglich bezeichnet wer- 
den, und gibt Denjenigen, die nicht bestanden sind, Nachricht hievon. 

Wer in einem der unter §. 4., Ziffer 1., 4. und 6. bezeichneten 
Fächern nicht genügt, wird als nicht bestanden betrachtet, dagegen 
kann ein Mangel in einem einzelnen der übrigen Fächer durch bessere 
Leistungen in einem anderen ausgeglichen werden. 

Nach beendigter Prüftln^ erstattet die Commission Bericht an 
das Ministerium des Innern, m welchem die Gandidaten unter An- 
gabe der ihnen ertheilten Noten nach der Reihenfolge ihrer Befähigung 
angefahrt werden. 

Das Ministerium macht Mittheilung davon an die betreffende 
Eirchenbehörde. 

Wer in der Prüfung nicht bestanden ist, kann sich derselben 
noch einmal, frühestens nach Ablauf eines Jahres, unterziehen. 

Zum Drittenmal wird Niemand zur Prüfung zugelassen. 

Aiehit Ar KlKbenrecht. XU* 11 
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§. 6. Vorstehende Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1868 
unter folgenden Beschränkungen in Wirksamkeit: 

1. denjenigen Theologen, welche bereits im Jahre 1862 oder 
froher die theologische Prüfimg vor dem evangelischen Oberkirchen- 
rath bestanden haben, beziehungsweise nach abgelegtem Examen für 
das katholische Priesterseminar zu Priestern geweiht worden sind, ist 
4ie vorstehend angeordnete Staatsprüfung hiermit erlassen; 

2. den später, aber vor Verkündigung dieser Verordnung Exa- 
minirten, beziehungsweise Geweihten wird das Ministerium des Innern 
die Prüfung erlassen, sofern sie innerhalb drei Monaten darum nach- 
suchen una entsprechende Nachweise ihrer allgemein wissenschaft- 
lichen Vorbildung liefern; 

3. die Theologie-Studirenden beider Confessionen , welche sich 
zur Zeit der Verkündigung dieser Verordnung bereits im dritten, oder 
einem späteren Semester befinden, können zur Prüfung zugelassen 
werden ohne den Nachweis, dass sie alle in §. 3. bezeichneten Vor- 
lesungen besucht haben. 

Gegeben zu Carlsruhe in Unserem Staatsministerium» den 6. Sep- 
tember 1867. Friedrick 

JoUy. . 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl Schreiber. 

Im ÄnaeigeblcM für die Erzdiöcese Frei^rg Nr. 14. vom 
18. September 1867 erschien hierauf folgender 
J2. Er/sUschöfliche Erlass vom 14. Sept. 1867 nebst Actenstüehen. 
Hermann von Vicari, durch Gottes Erbarmung und des heiligen 
Apostolischen Stuhles Gnade Erzbischof von Freiburg, Metropolit etc. 

Die oberhirtliche Stelle hat, wie die hier folgenden Actenstücke 
darthun, gegen die nunmehr im Regierungsblatte vom 12. d. M. 
Nr. XXXvin. publicirte, staatliche Verordnung vom 6. d. M. in mo- 
tivirter Weise Verwahrung eingelegt. Gestützt auf die in diesen 
Erlassen Unseres Ordinariats enthaltenen Gründe und kraft Unserer 
oberhirtlichen Micht — untersagen Wir andurch den Geistlichen 
und den Oandidaten des geistlichen Standes in Unserer Erzdiöcese, 
sich irgendwie bei dieser Staatsprüfung zu betheiligen, d. h. um Zu- 
lassung zu oder Erlassung von derselben anzusuchen oder sich dieser 
Prüfung zu unterziehen. 

Preiburg, am Feste Kreuz-Erhöhung, 14. Septem|)er 1867. 
t Hermann, Erzbischof von Freiburg. 

Actenstücke. 
I. Ministerium des Innern. 

Carlsruhe, den 12. April 1867. 
Die allgemein wissenschaftlicbe Bildung der Geistlictien betreffend. 
Nro. 4768. Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns, an- 
liegend Abschrift des Entwurfs ^) einer Vollzugsverordnung zu §. 9. 

1) In diesem Entwurf stebt: $. 3. Ziff. 3. a. E.: „einer Vorlesung Ober 
Kirchenftcht.'* S* 4. Ziff. 6. : „Specielle Kenntntss des im Grossber^ogthom gel- 
tenden Kircben- und Kircbenstaatsrecbts/' $. 6. „Vorstehende Verordnung tritt 
mit dem Tage ihrer Verkündigung in Wirksamkeit/' Im Uebrigen ist die Verord- 
nung gleichlautend mit dem Entwurf derselben. 



ÄktenslQcke die beabsicbr. Staatsprüfung der Geistlichen betreff. 163 

des Gesetzes vom 9. October 1860, die rechtliche Steflung der Kir- 
chen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, zu gefälliger 
Aeusserung mitzutheilen, welche wir nach Thunlichkeit beschleunigen 
zu wollen, ergebenst bitten, da wir die Verordnung mit dem nahe 
bevorstehenden Beginn des nächsten Semesters zu publiciren wünschen. 

gez. Jelly. 
IL Erjsbischöfliches Ordinariat. 

Freiburg, den 17. April 1867, 
Die allgemeine wissensrbafilicbe Vorbildung der Geisllicben betreffend. 

Nr. 3922. Grossherzogliches Ministerium des Innern beehren 
wir uns ergebenst zu erwiedern : 

Vorbehaltlich näherer Motivirung halten wir uns für verpflichtet, 
sofort gegen die mit obigem Erlass uns mitgetheilte projectirte Ver- 
ordnung den feierlichsten Protest einzulegen. 

Diese Verordnung verletzt schwer die ^o feierlich garantirte 
Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche ; sie würde die sogar durch 
das Gesetz vom 9. October 1860 der Kirche eingeräumte Stellung ge- 
genüber ihren Organen illusorisch machen, indem sie das unver- 
äusserliche göttliche Recht des Bischofes, die Diener der Kirche, die 
Gehilfen seines Priester- und Hirtenamtes auszuwählen, zu bilden, zu 
weihen uid zu senden, im höchsten Grad beeinträchtigt und hemmt. 
. Diese projectirte Verordnung müsste bewirken, dass diejenigen, 
welche das theologische Berufsfach schon ergriffen haben, oder sogar 
zu Priestern geweiht sind, in Ausbildung und Ausübung ihres Se- 
rufsfaches mehr oder weniger abgezogen werden. 

Endlich verletzt diese projectirte Verordnung die Rechtsgleich- 
heit des Geistlichen gegenüber anderen öffentlichen Dienern. Wir 
müssen deshalb und da diese projectirte Verordnung in ihren Polgen 
sogar die Existenz der katholischen Kirche im Grossherzogthum Baden 
zu gefäJirden geeignet erscheint, jede diesseitige Mitwirkung beim 
Vollzuge dieses Verordnungsentwurfes versagen. 

Wir thun dieses im Drange unseres Gewissens, zudem ausdrück- 
lich dazu aufgefordert durch unsern Hochwürdigsten Herrn Erzbischof, 
Hochweicher nur mit dem grössten Erstaunen und tiefsten Seelen- 
schmerz von dem Entwurf fraglicher Verordnung Kenntniss genommen 
und erklärt hat, dass Hochderselbe die Rechte der Kirche gegen 
solche Verletzung derselben vertheidigen werde, sollten Ihm in 
seinem hohen Greisenalter deshalb auch die bittersten Leiden bereitet 
werden. 

LE. e. G.-V. gez. Orbin. 

" IIL Ministerium des Innern. 

Carlsruhe, den 23. April 1867, 
Die aligemein wissenschaftliche Bildung der Geistlichen betreffend. 
Nro. 5246. Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns auf 
den Erlass vom 17. d. M. Nro. 3922 zu erwiedern: 

Die Verordnung, deren Entwurf wir mit Erlass vom 12 d. M. 
Nro. 4768 dorthin mitgetheilt haben, bezweckt lediglich den Vollzug 
des §. 9. des Gesetzes vom 9. October 1860 »die rechtliche Stellung 
der Kirchen betr.« die jetzt in Frage stehende, übrigens schon in dem 

11* 
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Gesetz selbst vorgesehene Ergänzung desselben ist selbstverständlich 
und nothwendig, am aller meisten aber im Interresse der jungen 
Theologen selbst geboten, damit diese voraus wissen, welches Mass 
allgemein wissenschaftlicher Bildung und in welcher Art sie dasselbe 
nachzuweisen haben, um nach dem Gesetz zu einem Kirchenamt zuge- 
lassen werden zu können. 

Auch bei dieser Gelegenheit haben wir die stets von uns befolgte 
Maxime eingehalten, bei allen staatlichen Massnahmen, welche die 
Interessen der Kirchen berühren, vor definitiver Entschliessung den 
obersten Kirchenbehörden Gelegenheit zur Aeusserung ihrer Wünsche 
zu bieten. 

Bei diesem von uns bewährten Entgegenkommen in der formellen 
Behandlung einer sachlich höchst einfachen Angelegenheit können 
wir den unbegründeten und für uns unannehmbaren Protest Wohl- 
desselben gegen die von uns beabsichtigte Verordnung nur als den 
Ausfluss eines uns allerdings unerklärlichen Missverständnisses betrach- 
ten, und es würde nur den dortseitigen Interessen nachtheilig sein, 
wenn Wohldasselbe, statt etwaige Wünsche über die Verordnung 
innerhalb der gegebenen Principien uns mitzutheilen, die wir soweit 
thunlich gerne berücksichtigen würden, auf die von uns gebotene 
Gelegenheit verzichtet, sich über die Einzelheiten einer Verordnung zu 
äussern, die nach freiem Ermessen zu erlassen die Grossh. Äegierung 
unzweifelhaft befugt ist, und von welcher wir, da wir sie als zweck- 
mässig und nothwendig betrachten, nicht Umgang nehmen können. 

gez. JoUy. 
IV. Ministerium des Innern, 

Carlsruhe, den 14. Juni 1867. 

Die allgemein wissenschaftliche Bildung der Geistlichen betreffend. 

Nro. 7495. Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns die in 
dem dortigen Erlasse vom 17, April 1. J. Nro. 3922 vorbehaltene 
Eückäusserung auf unsere Mittheilung vom 12. April 1. J. Nro. 4768 
unter dem ergebensten Bemerken in baldgefallige Erinnerung zu 
bringen, dass die evangelische Kirchenbehörde sich bereits am 24. v. 
Mts. über den Verordnungsentwurf eingehend erklärt hat. 

Wir würden es aufrichtig bedauern, wenn wir in Folge weiterer 
Verzögerung der dortigen Aeusserung die berührte Verordnung 
erlassen müssten, ohne die etwaigen Wünsche Wohldesselben ent- 
gegengenommen zu haben, deren thunlichste Berücksichtigung inner- 
halb der gegebenen Principien wir Erzbischöflichem Ordinariate schon 
in unserem Erlasse vom 23. April 1. J. Nro. 5246 in Aussicht gestellt 
haben. 

gez. JoUy. 

F. ErMschöfliches Ordinariat 

Freiburg, den 25. Juli 1867. 
Die allgemein wissenschaftliche Bildung der Geistlichen betreffend. 
Nro. 6822. Grossh. Ministerium d. I. beehren wir uns auf 
obigen hochverehrlichen Erlass ergebenst zu erwiedern: 

Auf die dortseitige Mittheilung des Verordnungsentwurfes in 
obigem Betreff haben wir sofort unter dem 17, April 1. J: bei Hoch- 
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demselben den feierlichsten Protest gegen diese projectirte Verord- 
nung eingelegt und zwar unter Vorbehalt einer näheren Motivirung 



Nachdem nun aber Hochdasselbe auf diese unsere Verwahrung 
durch Erlass vom 23. April 1. J. mit aller Entschiedenheit erklärt hat, 
von Erlassung dieser beabsichtigten Verordnung nicht Umgang nehmen 
zu können; da ferner Hochdasselbe auch nur die »etwaigen Wünsche 
der Kirchenbehörde, über diese Verordnung innerhalb der gegebenen 
Principien hören« und »soweit thunlich« berücksichtigen wiU, konnten 
und köijnen wir zu unserem grössten Bedauern nicht hoffen, durch 
eine nähere Motivirung unseres Protestes eine Zurücknahme oder 
principielle Abänderung des vorliegenden Verordnungsentwurfes erzielen 
zu können. 

Wir wollen jedoch um jede Verantwortlichkeit für die aus dem 
Vollzuge einer solchen Verordnung entstehenden traurigen Polgen von 
uns fern zu halten, den diesseitigen Protest andurch näher motiviren. 

Inhaltlich dieses Verordnungsentwurfes wird der Staatsgewalt 
das Eecht zugeschrieben, ohne Mitwirkung der Kirche, den Kirchen- 
dienern das Mass und die Art der allgemeinen wissenschaftlichen 
Bildung vorzuschreiben. Ja es soll hiernach die Staatsgewalt durch 
eine rein staatliche Prüfungscommission über die Befähigung zum 
Kirchendienste entscheiden können. Der Kirchenbehörde wird also 
hierdurch zugemuthet, die Kirchenämter nach dieser Entscheidting 
einer staatlichen, nicht katholischen bezw. confessionell gemischten, 
Behörde zu verleihen. 

Die in diesem Verordnungsentwurf beanspruchte Beftigniss des 
Staates über die Erziehung und Bildung, die Stellung und Rechte der 
katholischen Kirchendiener, sowie über die Besetzung der katholischen 
Kirchenämter widerspricht der Selbstständigkeit und dem Rechte der 
Kirche, überhaupt dem bestehenden Recht und der Freiheit, wie 
der Parität und den Pflichten der Kirche und ihrer Diener. 

Es ist sowohl durch das historische und positive Beeht wie 
durch die Natur der Kirche begründet, dass diese in ihrer kirch- 
lichen Eechtsphäre ein von der Staatsgewalt durchaus unabhängiges 
Gemeinwesen ist. Desshalb und Kraft positiven, Völker-, Staates- und 
Kirchenrechts steht der Staatsgewalt als solcher keinerlei Recht 
zur Leitung der Erziehung und Bildung der Kirchendiener als solcher 
oder eine Mitwirkung bei Besetzung der Kirchenämter, wie überhaupt 
in dieser rein kirchlichen Angelegenh^eit, zu. 

Die Functionen, welche den Kirchendienern übertragen bezie- 
hungsweise mit den katholischen Kirchenämtern rechtlich verbunden 
sind, wie die Verkündigung der katholischen Qeilswahrheiten, die 
Spenduug der heiligen Sacramente und die Leitung der Seelen in 
Sachen ihres ewigen Heiles sind rein kirchliche Angelegenheiten. Aus 
dem umstände, dass zur Zeit die Staatsgewalt den Kirchendienern 
die Besorgung der sogenannten bürgerlichen Standesbeamtung über- 
tragen hat, kann jedenfalls das Recht derselben, die fragliche um- 
fassmde Prüfung über die Beföhigung zum Principale, zum Kirchevir 
dienst überhaupt vorzunehmen, nicht gefolgert werden. 
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Kraft der bestehenden Eirchengesetze ist jeder Bisehof ver- 
pflichtet, dem Geistlichen eine allgemeine wissenschaftliche Bildung 
ertheüen zu lassen, welche mindestens mit derjenigen der übrigen, 
Ofienüichen Dienern beziehun|[sweise der wissenschsStlich Gebildeten 
auf gleichem Fusse steht. Dieser kirchlichen Verpflichtung sind wir 
bisher nachgekommen und werden sie im Interesse der Kirche und 
der Gesellschaft nicht ausser Acht lassen. 

Die Erfüllung dieser kirchlichen Pflicht zu überwachen oder 
gar zu leiten steht aber der Staatsgewalt nicht zu, weil diese keine 
kirchliche Oberbehörde ist, und wir for die Erfüllung dieser aller- 
dings wichtigen kirchlichen Pflicht nur unsem kirchlichen Vorge- 
setzten verantwojrtlich sind. 

In der That hat in Deutschland und unseres Wissens in kemem 
eivilisirten Lande eine Staatsregierung den Anspruch- erhoben , in 
solcher Weise über die Bildung und Befähigung der katholischen 
Priester zu einem Kirchenmite zu entscheiden. Die durch den be- 
rührten Verordnungsentwurf beanspruchte Befugniss der Begierung 
widerspricht, wie erwähnt, dem gemeinen Becht. Es existirt hieftr 
auch kein specielles Becht. Eine solche Befugniss über kirchliche 
Angelegenheiten — der Staatsgewalt zu verleihen, ist ein Bischof 
schon deshalb nicht berechtigt, weil sie gegen das gemeine Kirchen- 
recht verstösst, welchem ein Bischof nicht zuwider handeln darf. 
Die ConcesmneUj welche der heüige Stuhl dem Badischen Staate in 
der Convention von 1859 gefnacht hat, sind von Höchstjenem ßrihlich 
und ausdrücJclich zurückgenommen worden^ nachdem dieser die er- 
fvähnte Uebereinkunß einseitig aufgehoben hat. Indessen hat auch 
der allgemeine kirchliche Gesetzgeber, der heilige Stuhl, der Badi- 
schen Begierung ein solches Privilegium nie concedirt. 

Sowohl der heilige Stuhl als auch der Hochwürdigste Herr Erz- 
bischof haben gegen das Staatshirchengesetz vom 9. October 1860 aus- 
drücklich und feierlich Verwahrung eingelegt und dasselbe für die 
Kirche insoweü für nicht rechtsverbindlich erklärt^ als dadurch 
Hechte der Kirche^ des päpstlichen Stuhles und der bischöflichen Amts- 
gewalt, verletzt werden. Insbesondere hat die Erzbischbfliche Denk- 
Schrift von 1860 gegen die jetzt von dortseits beliebte Auffassung des 
§. 9. dieses Gesetzes^ d. h. gegen jede Entscheidung der Staatsrc" 
gierung über diese kirchliche Sache feierlichst protestirt. 

Indessen berechtigt amh das berührte Staatsgesetz die Staats- 
regierung zur Erlassung der vorliegenden Verordnung nicht. 

Diese widerspricht nicht blos dem in §. 7. dieses Gesetzes wie- 
derholt garantirten Princip der kirchlichen Selbstständigkeit, sondern 
auch dem in §. 12.^ eodem ausgesprochenen Grundsatze, dass die Kir- 
chenbehörde die Bildung derjenigen, welche sich dem geistlichen 
Stande widmen, frei leite. Sogar der §. 9. dieses Gesetzes gesteht 
nicht der Staatsbehörde das Becht zu, ausschliesslich und ohne Mit* 
Wirkung der Kirche über den Nachweis einer allgemein wissenschaft- 
lichen Vorbildung zu entscheiden und sogar das Mass derselben über 
das bei anderen Berufsfächern gesetzlich vorgeschriebene zu erhöhen 
und die Anstalten vorzuschreiben, an welchen diese Bildung erworben 
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werden müsse. Ja, die Begieningsmotive zu diesem Gesetz beigehren 
von den Geistlichen nnr diejenige wissenschaftlictae Vorbildung allge- 
meiner Natur, wie sie von anderen öffentlichen Bediensteten vor dem 
Antritt ihrer Berufsbildung verlangt wird. Der §. 9. dieses Gesetzes 
gesteht endlich der Staatsregierung das Recht nicht' zu, einer staat- 
lichen, confessionell gemischten PrSfungscommission die fragliche Ent- 
scheidung zu übertragen, und in die Competenz derselben die Prüfung 
eines speciellen Berufsfaches, wie des Kirchen- und Eirchenstaatsrechts, 
zu legen. 

Es bedarf hiemach keiner weiteren Auseinandersetzung, dass die 
Kirchendiener und deren Ausbildung, welche wie erwähnt; der staat- 
lichen Jurisdiction durchaus nicht unterworfen sind, von der Staats- 
regierung einer weit eingreifenderen staatlichen Leitung unterzogen 
werden wollen, als selbst die Staatsdiener. Diese haben gemäss den 
bestehenden Bestimmungen nach Absolvirung ihres Berufsfaches keine, 
und vor dem Uebergange zu demselben keine so ausgedehnte Prüfung 
zu bestehen, wie sie in dem Verordnungsentwurf von Priestern verlang 
wird, welche nach den von uns beobachteten Bestimmungen ihre 
Prüfung in allgemein wissenschaftlicher Hinsicht, wie bezüguch ihrer 
theologischen Beinifsbildung bereits gemacht haben. 

Die Examinationsor(kung fmr die protestantischen Gandidaten 
der Theologie vom 5. Juni 1828 (Regierungsbl. Nr. XL) scheint aller- 
dings dem dortigen Verordnungsentwurf als Grundlage gedient zu 
haben. Jene Verordnung ging aber nicht von der Staatsregierung, 
sondern von dem protestantischen Landesbischof aus und soll hiemadbi 
diese Dienstprüfung nicht von einer staatlichen, sondern von der com- 
petenten, Js^^hlichen PrüAmgscommission vorgenommen werden. Nach 
den Grundsätzen der verfassungsmässigen Parität folgt hieraus, dass 
es uns, der katholischen Kirchenbehörde, überlassen werden muss, die 
für die theologische Bildung allerdings in hohem Grade erforderliche 
wissenschaftliche Vorbildung festzusetzen und die Studirenden der 
katholischen Theologie durch eine von uns zu bestellende kirchliche 
Comraission über den Nachweis dieser Vorbildung zu prüfen. 

Aus dem Wesen der Parität geht hervor, dass jede Confession 
nach ihrer kirchlichen Verfassung und ihren Kirchengesetzen existire, 
und demnach die katholische Kirche nicht gezwungen werden darf, 
ihre Einrichtungen, Kirchenämter und Kirchendiener nach der von 
ihr grundverschiedenen Verfassung der protestantischen Confession be- 
handeln zu lassen. Wenn deshalb auch die protestantische Kirchen- 
behörde es den Gesetzen ihrer Confession far angemessen finden 
würde, eine nicht confessionelle reine Staatsbehörde in solcher Weise 
über die Erziehung und Bildung, ja über die ganze Zukunft ihrer 
Kirchendiener und über die Verleihung der Kirchenämter einseitig 
und endgültig entscheiden zu lassen, was uns natürlich nicht berührt, 
so folgt* daraus nichts weniger, als die Berechtigung zu einem glei- 
chen Verfahren gegen die katholische Kirche. 

Die in diesem Verordnungsentwurf der Grossherzogl. Staats- 
regierung vindicirte unbedingte Disposition über die Kirchendiener 
und Kirchenämter verletzt die MrchUche Freiheit. 
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Die Kirche wird hiernach vom Staate bevormundet, und ab- 
hängig gemacht bei dem Vollzuge der canonischen Vorschriften über 
die Bildung der Geistlichen und über die Besetzung der Kirchenämter. 
Die naturgemäss allein massgebende kirchliche Befähigung bezw. 
Würdigkeit der Creistlichen zum Kirchendienst wird staatlichen oder 
politischen Ansprüchen und Tendenzen untergeordnet und so wird die 
Kirche zu einer politischen Zwecken dienenden Staatsmistaltj und die 
. Geistlichen werden für die Tendenzen eines jeweiligen Ministeriums 
mehr als für die ewigen Heilszwecke der Kirche brauchbar gemacht. 
Die Kirche kann aber nur dann ihre Heilsmission ausreichend erföllen, 
wenn sie eine vom Staate durchaus selbstständige freie Anstalt ist, 
und im Interesse der Kirche, wie der Gesellschaft muss deshalb ver- 
langt werden, dass die Geistlichen keine Staatshirchendiener werden, 
wie solches insbesondere durch die §. 1, Absatz 2.; §. 3. ZifF. 3.; 
§. 4. ZiflF. 4. u. 6.; §. 5. herbeigeführt würde. 

Diese Bestimmungen verletzen auch die Lehr- und Lernfreiheit, 
indem sie die Anstalten vorschreiben, ,an welchen die vorgeschrie- 
bene Bildung erworben werden muss, und überhaupt die geistige 
JRichtung oder Tendenz der theologischen Vor- und theilweisen Fach- 
bildung, sogar für Katholiken und Protestanten geraeinsam normiren. 

Dieser Verordnungsentwurf beeinträchtigt zugleich die theo- 
logisch kirchliche Berufsbildung. Abgesehen davon, dass hierdurch 
entgegen dem §. 12. des berührten Gesetzes von 1860 die Erziehung 
der Geistlichen in den kirchlichen Bildungsanstalten mindestens 
erschwert wird, müsste die durch diese Verordnung vorgeschriebene 
Vorbereitung zur Staatsprüfung in dieselbe Zeit fallen, in welcher die 
katholischen Theologen sich för ihren kirchlichen Beruf auszubil- 
den haben. 

Endlich verletzt dieser Verordnungsentwurf die freie Ausübung 
der bischöflichen Ämtsgewalt 

Gemäss der in dieser kirchlichen Sache allein massgebenden 
Kirchengesetze ist der Bischof der kirchliche Lehrer, Priester und 
Seelenhirt in seiner Diöcese. Die katholischen Kirchendiener sind 
nicht des Staates, sondern des Bischofs Mandatare und Gehilfen in 
Ausübung dieser bischöflichen resp. geistlichen Gewalt, in der Be- 
sorgung des Kirchendienstes. Der Bischof ist es also, welcher, frei 
von politischen Einflüssen, über die Befähigung zu einem Kirchenamt 
zu entscheiden hat. Die Staatsbehörde kann also nicht über die 
kirchlichen Amtsrechte und Pflichten der Geistlichen durch eine solche 
Prüfung entscheiden. Dazu kommt, dass diese nach dem Entwurf 
erst dann abgehalten werden soll resp. kann , wenn die Geistlichen 
schon als Priester geweiht, folglich, abgesehen von ihren hier nicht in 
Frage stehenden, bürgerlichen Rechtsverhältnissen, lediglich der kirch- 
lichen Jurisdiction unterstellt sind. 

Aus jener Pflicht und Berechtigung des Bischofes, die Geist- 
lichen als seine kirchlichen Stellvertreter heranzubilden und die Kir- 
chenäroter frei zu besetzen, folgt die Pflicht, die Ausübung dieses 
seines Eechts von dem Ermessen einer staatlichen Behörde nicht 
abhängig und sich in dieser kirchlichen Sache nicht als Mandatar des 
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Staates behandeln zu lassen. Der Bischof hat vielmehr die- Pflicht 
und deshalb das Recht, in (vom Staate) selbstständiger Weise und 
lediglich nach Massgabe der kirchlichen Vorschriften dafür zu sorgen, 
dass dem katholischen Volke würdige und tüchtige Priester vorgesetzt 
werden, welche ausgerüstet mit Wissenschaft und priesterlichen Tu- 
genden die Katholiken im Geiste Christi und der Barche leiten. 

Hiernach sind wir gar nicht berechtigt, Geistliche, welche nach 
kirchlicher Vorschrift zur Inhabung einer Pfründe würdig und taug- 
lich sind, zeitweise oder gar für deren Lebensdauer deshalb von der 
Bewerbung um ein solches Kirchenamt oMSzuschUessen, weil sie von 
einer staatlichen Commission aus nicht kirchlichen Gründen hiezu 
als nicht tatylich erachtet worden sind. 

Wir wollen nicht weiter ausfahren, welchen Einfluss die projec- 
tirte Bestimmung über die Prüfung aus der Geschichte seit der 
Beformation, welche von katholischen und protestantischen Kirchen- 
dienern vor der gleichen Prüfungscommission und gleichzeitig abgelegt 
werden muss, auf die Bildung der katholischen Geistlichen im katho- 
lischen Geiste haben müsste. In §. 4. Ziff. 6. dieses Entwurfes ist 
aber zugleich der Nachweis einer speciellen Kenntniss des im Gross- 
herzogthum geltenden Kirchen- und Kirchenstaatsrechts vorgeschrie- 
ben. Die Ausbildung der katholischen Geistlichen im katholischen 
Kirchenrecht ist lediglich Sache ihrer kirchlichen Berufsbildung, be- 
rührt also den Staat nicht und gehört überhaupt die Kenntniss des 
Kirchenrechts nicht zu den Erfordernissen einer allgemeinen wissen- 
schaftlichen Bildung. Die Gandidaten der katholischen Theologie wer- 
den ohnehin über die erforderliche Kenntniss des katholischen Kirchen- 
rechts geprüft. Sollte aber unter dem Kirchen- und Kirchenstaatsrecht 
eine Sammlung von Sätzen verstanden werden, welche gegen das 
positive katholische Kirchenrecht beziehungsweise das Recht der Kirche 
Verstössen, so könnte eine Prüftmg aus einer solchen angeblichen Dis- 
ciplin zu einer, jenes specifisch kirchliche Recht und Lehre corrum^ 
pirenden Inquisition über die kirchlichen Grundsätze der Geistlichen 
werden. J)a überdiess das katholische und das protestantische Kir- 
chenrecht eine durchaus verschiedene und das Erstere eine streng 
kirchliche Disciplin ist, so kann ein Bischof das Urtheil über die Be* 
fähigung seiner Geistlidien zu diesem ihrem ernsten Berufefache 
nicht einer rein staatlichen, confessionell gemischten Staatsbehörde 
überlassen. 

Wir sehen uns deshalb verpflichtet, gegen diese staatliche Be- 
vormundung der kirchlichen Heranbildung der Kirchendiener und der 
Besetzung der Kirchenämter wiederholt feierliche Verwahrung einzu- 
legen, weil dadurch eine gedeihliche Pastoration des katholischen 
Volkes durch selbstständige, würdige und tüchtige Priester mindestens 
sehr erschwert wird. Wir protestiren gegen diese Einmischung der 
Staatsregierung in kirchliche Verhältnisse, weil dadurch die Freiheit 
und das Recht überhaupt, und die Wirksamkeit der Kirche und ihrer 
Diener beschädigt wird. Wir halten uns für verpflichtet, andurch zu 
erklären, dass wir bei dem Vollzuge einer solchen Verordnung nicht 
blos nicht mitwirken und uns dadurch in der Ausübung unserer kirch- 
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liehen Pflichten wie der Rechte der Kirchendiener durchaus nicht he* 
schränken lassen, sondern — bei deren Yertheidignng — den frs^lichm 
Eingriffen in dieselben mit den nns za Gebote stehenden kirchlichen 
Mit£ieln entgegen treten werden. 

I. E. e. G,-V. gez. Orbin. 
VI. Erzbischöfliches Ordinariat 

Preiburg, den 14. September 1867. 

Die allpremein wissenselianiifbe VorUldanK der Geistlichen betreffend. 

Nr. 8290. Orossherzoglichem Ministemm des Innern beehren wir 
ergebenst mitzutheilen : 

Die in dem Begienmgsblatt vom 12. d. M. Nr. XXXVIII. ent- 
haltene Verordimng in obigem Betreff verletzt das Becht, die Selbst- 
ständigkeit nnd Wirksamkeit der Kirche nnd ihrer Diener, sie beein- 
trächtigt die Aasübnng der bischöflischen Amtsgewalt nnd die Lehr- 
nnd Lemfireiheit. 

Wir halten uns deshalb ffir verpflichtet, gegen diese Verletzung 
des Rechts und der Freiheit der Kirche, die in unserem Erlasse vom 
25. Juli d. J. Nr. 6822 motivirte Kechtsverwahrung hiemit wiederholt 
einzulegen. Dabei erneuern wir die ergebenste Erklärung, dass weder 
wir, noch die uns untergebenen Geistlichen bei dem Vollzug dieser 
Verordnung irgendwie mitwirken werden. 

A. A gez. Schmidi 

Wir fügen hinzu folgende 
5. Weitere Kundgebung der ofjßcieUen Karlsruher ZeUung vom 
21. September 1867. 

Garlsruhe, 19. September. Der »Badische Beobachter« und 
die anderen Landesblätter derselben Parteifarbe wissen seit einigen 
Tagen viel von einem neu entbrannten Kirchenstreit zu erzählen. 
Uns ist von einem Kampf nichts bekannt; wohl aber haben wir aus 
dem gestern ausgegebenen Verordnungsblatt für die Erzdiöcese Frei- 
burg zu unserm Bedauern entnommen, dass der Herr Erzbisohof die 
jungen Kleriker zu veranlassen sucht, sich den Staatsgesetzen nicht 
zu fügen. Das Kirehengesetz von 1860 enthält bekanntlich die Vor- 
schrift, da^ die Zulassung zu einem Kirchenamt regelmässig durch 
den Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung bedingt 
sei, und verfug weiter, der Umfang derselben und die Art ihres 
Nachweises sei durch Verordnung zu bestimmen. Nachdem man 
sich bisher mit einer auf keiner geschriebenen Vorschrift beruhenden 
Praxis begnügt hatte, ist vor einigen Tagen die zum genauen Voll- 
wg des Gesetzes unentbehrliche Verordnung erlassen worden. Nach 
derselben haben die jungen Theologen nach beendigten Universitäts- 
studien vor einer staatlichen Prüfungscommission eine Prüfung über 
ihre allgemeine wissenschaftliche Vorbildung, die zuf Führung eines 
Kirchenamtes vorausgesetzt wird, abzulegen. Die an die jungen 
Männer gestellten Forderungen sind, wie sich aus dem von uns seiner 
Zeit veröffentlichten Text der Verordnung ergibt, sehr massig, so 
massig, dass Derjenige, der ihnen nicht zu genügen vermag, sicher 
auch nicht im Stande ist, dem wichtigen und bedeutungsvollen Amt 
eines Pfarrers so vorzustehen, wie es durch die dringendsten In- 
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teressen nicht nur der Kirche, sondern auch der ganzen bärger*- 
liehen Gesellschaft geboten ist. Auch werden gegen den Inhalt der 
Verordnung keinerlei Einwendungen erhöben, sondern der Herr Erz* 
bischof untersagt den jungen katholischen Theologen, sich der durch 
die Verordnung vorgeschriebenen Prüfung zu unterwerfen , weil sie 
einen Eingriff in die Eechte der Kirche enthalte und er, der Herr 
Erzbischof, seiner Zeit gegen das Kirchengesetz, zu dessen Vollzug 
die Verordnung bestimmt ist, Protest eingelegt habe. Es versteht 
sich von selbst, dass dieses Verbot keine rechtliche Geltung hat, und 
dass Diejenigen, welche in Befolgung eines solchen ungiltigen Ver«- 
botes sich der Prüfung nicht unterziehen, sich dadurcn selbst von 
iler Erlangung eines IQrchenamtes ausschliessen. Anlass und Gegen* 
stand zu weiterem Streiten finden wir darin nicht. Wir beschränken 
uns auf den Ausdruck unseres Bedauerns , dass durch einen von so 
angesehener Stelle kommenden Bath yoraussichtlich manche junge 
Männer in der Verfolgung des von ihnen gewählten Lebensberutes 
werden gehemmt werden. Pflicht der B^gierung wird es sein, 
durch unzweideutige Ungiltigkeitserklärung der fragliche Verfagung 
des Herrn Erzbischofs die Betreffenden darüber ausser Zweifel zu 
setzen, dass jeder Versuch, sich der Herrschaft des Gesetzes zu ent- 
ziehen, erfolglos sein wird. 

Es erschien sodann im Grossherzoglich Badischen Centralver* 
Ordnungsblatt Nr. XVEI. vom 3. Oct. 1867 folgender 

4. ErUss des Ministeriums des Innern vom 19. September 1867y 

Nr. 11925. 

die allgemein wissenscbaftlicbe Bildung der GeisUicben betreiOrend. 

Die im Anzeigeblatt für die Erzdiöcese Freiburg jom 18. 1. M. 
Nr. 14. enthaltene Verordnung Seiner Excellenz des Herrn Erzbischofs 
vom 14. 1. M., wornach den Geistlichen und den Gandidaten des 
geistlichen Standes in der Erzdiöcese untersagt wird, sich irgendwie 
bei der durch die landesherrliche Verordnung vom 6. 1. M. Eeg.-Bl. 
Nr. 38. angeordneten Staatsprüfung zu betheiligen, kann, als in 
staatsbürgerliche Verhältnisse eingreifend und ohne Genehmigung des 
Staates erlassen, nach der Bestimmung in §. 15. Abs. 1. des Gesetzes 
vom 9. October 1860, Eeg.-Bl. Nr. 51. die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, keine recht- 
liche Geltung in Anspruch nehmen. 

Carlsruhe, den 19. September 1867. 

Ministerium des Innern. 

Jolly. Wohnlich. 

Darauf brachte Nr. 16. des Anzeigeblattes far die Erzdiöcese 
Freiburg als Antwort folgende 

5. Erklärung des ErjsUschöfliehen Ordinariats vom 3. October 1867, 

Die allgemein wissenscbaßlicbe Vorbildung der Geistlicben betreffend. 
Nr. 9012. Kraft des besteh^den Bechts ist die katholische 
Kirche befugt, ihre Angelegenheiten frei und selbstständig zu ordnen 
und zu verwalten. Die Kirchengewalt ist hiernach, und sogar ge- 
mäss §. 7., 8. und 12. des Gesetzes vom 9. October 1860 berecht^ 
die Heranbildung Derjenigen, welche sich dem geistlichen Stande 
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widmen, zu besorgen und die Kirchenämter selbst zu verleihen. Wie 
die Kirche, so müssen auch ihre Diener selbstständig von der Staats* 
gewalt sein. Die Kirche kann solche Geistliche, welche nicht im 
kirchlichen öeiste herangebildet sind, in ihrem Dienste nicJit braU" 
ehm. Es kann also deren geistige Richtung, ihre Befähigung zum 
Kirchendienst von der Regierung nicht abhängig gemacht werden. 

Wir haben deshalb in unseren Erlassen vom 17. April, 25. Juli 
und 14. September d. J. gegen den Eingriff der Staatsgewalt in dieses 
kirchliche Verhältniss, in die Ausübung der bischöflichen Amtsge- 
walt protestirt. Gemäss den in dieser kirchlichen Angelegenheit 
massgebenden Kirchengesetzen können wir zu dem Vollzug der staat- 
lichen Verordnung vom 6. d. M. nicht mitwirken. 

Die Candidaten des geistlichen Standes und die Geistlichen der 
Erzdiöcese können sich ebenso wenig bei dem Vollzug dieser Ver- 
ordnung betheiligen, weil sie in dieser TdreUiehen Saehe den Anord- 
nungen der TcireUichen Ätdorität unterstehen und weil die Befähigung 
zum Kirchendienst nur von dieser zu entscheiden ist. 

Die Kirchenbehörde ist also verpflichtet, die Kirchenämter le- 
diglich nach den kirchlichen Bestimmungen zu verleihen. 

Ob ein Rechtsverhältniss ein staatliches oder ein kirchliches sei, 
häufft nicht davon ab, dass die Staatsbehörde hierwegen verfügt, 
Bondem von der Natur, dem Gegenstand des Verhältnisses. Die Ent- 
scheidung über die Befähigung zu einem Kirchenamte ist aber kein 
>staatsbürgerliches,c sondern lediglich ein kirchliches Verhältniss und 
untersteht also nur der kirchlichen Jurisdiction. Das Placet existirt 
rechtlich (und seit 1853 auch factisch) nicht mehr. 

Wir können deshalb die Grossherzogliche Regierung in dieser 
kirchlichen Sache nicht für zuständig und den gegen die kirchliche 
Anordnung des Hochwürdigsten Herrn Erzbischofs vom 14. v. M. ge- 
richteten Erlass des Grossherzoglichen Ministeriums des Innern vom 
19. V. Mts., Nr. 11,925 (Centralverordnungsblatt 1867, Nr. XVm.) 
nicht für berechtigt erklären. Vielmehr sind wir und die Geistlichen 
der Erzdiöcese verpflichtet, in dieser rein kirchlichen Sache lediglich 
die Anordnung des Hochwürdigsten Oberhirten vom 14. v. Mts. zu 
vollziehen. 
Freiburg, den 8. October 1867. — Emlischofiiehes Ordinariat 

Auf protestantischer Seite hat die Verordnung über das Staats- 
examen der Geistlichen übrigens ebenso grosse Unzufriedenheit erregt 
wie unter den katholischen Geistlichen. Wir verweisen in dieser 
Richtung namentlich auf einen im Heidelberger Pfölzer Boten 1867, 
Nr. 114. abgedruckten Artikel des (Carlsruher) Evangelischen Kir- 
chen- und Volksblattes. 



Einen zähen Kampf hat die katholische Kirche in Baden auch 
um ihre materiellen Güter mit der badischen Regierung zu führen. 
Man sucht der katholischen Kirche als angeblich weltlich Stiftungen 
ihre katholischen Schul-, Armen- und Spitalfonds zu nehmen. Die 
badischen Gerichtshöfe — nicht aber auch das Ministerium des In- 
nern (Jelly) — haben durchweg das gute Recht der katholischen 
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Kirche an den för katholische Zwecke gestifteten Fonds anerkannt. 
Wir verweisen zum Belege dafür auf die im Archiv XVIII. 38 flF. 
abgedruckten Urtheile des Hofgerichts zu Constanz vom 3, Juli 1866 
und des Oberhofgerichts zu Mannheim vom 7. Februar 1867 über die 
Anerkennung der kirchlichen Natur des Localarmenfonds zu Dillen- 
dorf, auf die Aktenstacke in dem dritten Hefte der (bei Herder in 
Freiburg erschienenen) »Officiellen Aktenstücke über die Schul- und 
Kirchenfrage in Baden,« (wovon die Verhandlungen über die Weg- 
nahme der katholischen Spitalstiftuug PfuUendorf und deren üeber- 
tragung an die nicht katholische politische Gemeinde dortselbst, auch - 
in der Beilage zu Nr. 151 des Badischen Beobachters 1867 mitge- 
theilt sind), ferner auf das Urtheil des Hofgerichts zu Constanz vom^ 
9. Mai 1867 gegen die von der Regierung geschehene Wegnahme des 
katholischen öchulfond zu Eadolfzell in weltliche Verwaltung (abae-. 
druckt im Freiburger Katholischen Kirchenblatt 1867, Nr. 28.), aas 
Urtheil des Oberhof gerichts vom 22. Juni 1867 über den Charakter 
des katholischen Schulfonds zu Steinsfurth als kirchlichen Fonds (ab-, 
gedruckt im Freiburger Katholischen Kirchenblatt 1867, Nr. 33.), auf 
das Urtheil des Hofgerichts zu Constanz vom 17. September 1867 
über die kirchliche Verwaltung der durch Ministerialbeschlüsse factisch; 
zu Schulzwecken verwendeten Bruderschafts-, Caplanei- und anderen 
kirchlichen Fonds (abgedruckt im Freiburger Katholischen Kirchen- 
blatt 1867 , Nr. 45. , 46.). Wir kommen auf diese Fragen später 
noch zurück. Wir bringen jedoch hier bereits den WortlaÄ der 
Aktenstücke über die Aufhebung des Klosters Adelhausen zu 

Freiburg^), 

Die Beilage zu Nr. 272 der Carlsruher Zeitung vom 17. Novem- 
ber 1867 veröffentlicht folgenden ... 
1) Vortrag des Grossherzoglichen Ministerium des Innern, durch 
welchen die durch Grossherzogliche Entschliessung vom ^14. Noven^ 
ber 1867 erfolgte Aufhebung des ^^Erziehungs-Instituts Adelhausen€ 

beantragt tvurde. 

Sr. Köuigl. Hoheit dem Grossherzog (zum Grossherzoglichen 
Staatsministerium) haben wir unter Vorlage unserer Akten ehrerbie- 
tigst vorzutragen: 

Die Frage der Aufnahme der beiden Frauen Hermine Koch und 
Stephanie Hanhardt als Lehrfrauen in das Lehrinstitut Adelhausen 
in Freiburg, in Betreff deren wir schon einmal unter dem 27. August 
d. J. unterthänigsten Vortrag zu erstatten in der Lage waren, hat 
ein Verfahren des erzbischöflichen Ordinariats in jenem Institut theils 
veranlasst, theils erkennen lassen, welches eine entschiedene Ver- 
letzung des Regulativs vom 16. September 1811, der rechtlichen 
Grundlage jener Anstalt, enthält. Aehnliche Versuche wiederholen 
sich seit Jahren in fast ununterbrochener Beihe, ohne dass es in jedem 
Atigenblick möglich ist, die nicht selten kleinlichen Angriffe gegen 
das Geöetz so zurückzuweisen, wie es sich gebührt. Unter diesen 

]) Vergl. Ober die V«ri)aitnisse dieses Klosters aoch Archiv !X.27. Note li, 
und jetzt die Beleochtang dieses ' minist« Vortrags im Bad» Beoh. 1B68 Nr« 
15—20. Pfälzer Bote Nr. 8. 



174 Nene staatskircblicbe StreitigkeUen in Baden (1867—68). 

Verhältnissen ist aber das Lehrinstitut Adelhausen in Erfüllung seiner 
Aufgabe so gehemmt, es ist in seinem rechtlichen Zweck und Wesen 
so erschüttert, dass wir, so sehr die Beseitigung eines solchen alt- 
ehrwürdigen Instituts zu beklagen sein mag, doch die Auflösung des- 
selben im Interesse der Autorität der Gesetze und der Staatsregierung 
für geboten erachten. 

Der Fall, welcher die neuesten Anstände herbeigeführt hat, ist 
folgender: Hermine Koch und Stephanie Hanhardt, welche bereits 
an Ostern 1864 als Aspirantinnen in das Lehrinstitut Adelhausen 
eingetreten und nach vorschriftsmässig bestandener Vorprüfung mit 
diesseitigem Erlass vom 22. Mai 1866, Nr. 6792, als Gandidatinnen 
nach §. 1. des Regulativs zugelassen waren, haben im Herbst vorigen 
Jahres auch die Hauptprfifung vor dem landesherrlichen Prüfungs- 
Gommissär gut bestanden, worauf mit diesseitigem Erlass. vom 22. No- 
vember V. J., Nr. 14,812, die Genehmigung zur Aufnahme der beiden 
Gandidatinnen unter die Lehrfrauen des Lehrinstituts, sowie zu de- 
ren Einkleidung und Vergelübdung nach §. 3. des Regulativs er- 
theilt wurde. 

Der erzbischöfliche Commissär nahm aber diesen Frauen die 
Prüfung in Betreff des Gelübdes (§. 3. des Regulativs) nicht ab, an- 
geblich weil dieselben den erforderlichen Religionsunterricht noch 
nicht erhalten hätten. Diese Verzögerung widerstrebt dem natür- 
lichen Sinn des Regulativs (§. 3. und 18.), wornach die beiden Prü- 
ftmgen als gleichzeitig oder unmittelbar aufeinander folgend gedacht 
sind, nicht minder der bisherigen Uebung und der Natur der Sache. 
Die kirchliche PrüfiiSig bezieht sich nämlich nicht darauf, ob die auf- 
zunehmenden Gandidatinnen fähig sind, Religionsunterricht zu erthei- 
len — dazu sind sie nicht berufen — , sondern nur darauf, ob sie 
ernstlich gewillt und vorbereitet sind, die vorgeschriebenen Gelübde 
abzulegen. Darüber kann der erzbischöfliche Gommissär bei Gandi- 
datinnen, welche bereits seit 2V2 Jahren in dem Lehrinstitut ver- 
weilten, sehr rasch sich die erforderliche Sicherheit verschaffen. 

Gleichwohl verfuhren die weltlichen Behörden aus achtungs- 
voller Scheu vor immerhin möglichen religiösen Bedenken mit 
äusserster Schonung und Zurückhaltung. Der landesherrliche Gom- 
missär legte erst, nachdem schon seit Monaten Religionsunterricht 
an die beiden Frauen ertheilt, und nachdem seine Gorrespondenz mit 
dem erzbischöflichen Gommissär erfolglos geblieben war, im Februar 
d. J. die Sache Grossherzoglichem Oberschulrath vor, welcher darüber 
am 15. Februar d. J. an diesseitige Stelle berichtete. Wir wendeten 
uns hierauf wiederholt und mit ausfüh^icher Begründung an erz- 
bischÖflüLches Ordinariat mit der Bitte um Beschleunigung, ohne ein 
anderes Resultat zu erzielen, als dass wir mit Erlass vom 6, Jimi 
d. J. die Nachricht erhielten, der Religionsunterricht mit den beiden 
Frauen sei bis zu der Lehre von den zehn Geboten nach dem grosse^ 
DiÖcesancatechismus vorangeschritten, d. h. es seien von einem Lehr- 
hux^h von 230 Seiten während jenes acht- bis neunmonatlichen Unter- 
richts^ 113 Seiten absolvirt worden. Nachdem eine erneute Vorstel- 
lung unsererseits, in welcher wir namentlich betonten, dass den beiden 
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Frauen, welche längst alle Pflichten wirklicher Lehrfrauen erföllten, 
unmöglich ohne vollwichtigen Grund die Rechte von solchen vorent- 
halten werden könnten , sechs Wochen lang ohne alle Antwort ge- 
blieben war, stellten wir mit ehrerbietigstem Vortrag vom 27. August 
d. J. den Antrag, Eure Königliche Hoheit wolle uns gnädigst ermäch- 
tigen, einstweilen zu Beseitigung eines üebelstandes die beiden Frauen 
Hermine Koch und Stephanie Hanhardt gegen Uebernahme aller re- 
gulativmässigen Pflichten zu vollberechtigten Mitgliedera des Lehr- 
Instituts Adelhausen zu erklären, welchem Antrag mit Staatsministe- 
rialentschliessung vom 28. August d. J., Nr. 818, die höchste Geneh- 
migung zu Theil wurde. 

Der Erlass, durch welchen wir erzbischöfliches Ordinariat von 
dieser Entschliessung benachrichtigten, kreuzte sich mit einem Erlass 
dieser Stelle vom 31. August d. J., Nr. 7903, in welchem diese in 
Erwiederung unserer früheren, die baldige Einkleidung der beiden 
Frauen betreffenden Erlasse, uns benachrichtigt, dieselben hätten die 
Religionsprüfung mit der Note »gut bis sehr gut« bestanden, die 
kirchliche Mission zum Religionsunterricht erhalten, und es werde mit 
Rücksicht auf obwaltende umstände von Ertheilung weiteren Reli- 
gionsunterrichts an dieselben Umgang genommen. 

Es ist uns nicht bekannt, ob der Religionsunterricht für Hermine 
Koch und Stephanie Hanh&rdt seit Juni so beschleunigt wurde , dass 
mit ihnen der ganze Diöcesankatechismus durchgegangen ist, oder 
ob der Unterricht, ohne zu Ende geführt zu sein, Ende August plötz-' 
lieh abgebrochen wurde. Wir glaubten uns jeder Anfrage darüber 
um so mehr enthalten zu solltJ^, als die den Frauen ertheilte Mission 
zum Religionsunterricht nach den bestehenden Einrichtungen, nach 
welchen die Lehrfi-auen solchen Unterricht nicht geben, ohne Bedeu- 
tung ist. 

Im Uebrigen konnten wir dem nicht ganz klaren Erlass Erz- 
bischöflichen Ordinariats vom 31. August d. J., Nr. 7908, nur die Be- 
deutung beilegen, die Einkleidung der beiden Frauen werde nunmehr 
erfolgen, da er in Erwiederung auf unser Ersuchen um baldige Ein- 
kleidung erklärte, das einzige Hinderniss, welches nach den bis dahin 
ergangenen kirchlichen Erklärungen derselben entgegengestanden, sei 
in einer ffir die beiden Frauen höchst ehrenvcftlen Weise beseitigt. 
Wh* sistirten deshalb, um aus Rücksicht auf die Kirchenbehörde 
jeden aussergewöhnlichen Schritt zu vermeiden, den Vollzug der Staats- 
ministerialentschliessung vom 28. August d. J., welche wegen ün- 
wohlseins^ der Frau Vorsteherin nicht sogleich der Communität hatte 
verkündigt werden können, und ersuchten unter Benachrichtigung 
hievon mit Erlass vom 17. September d. J., Nr. 11,825, Erzbischöfliches 
Ordinariat nochmals, nunmehr, nachdem das bisher angegebene Hin- 
derniss weggefallen, die Einkleidung vorzunehmen. 

Es hai dem Erzbischöflichen Ordinariat nicht gefallen, auf die- 
sen Erlass eine Antwort zu geben. Dagegen theilte uns der landes*- 
herrliche Commissär bei den katholischen weiblichen Lehr- und Er- 
ziehungsinstituten in Freiburg einen Ordinariatserlass vom 12. Sept. 
d. J., Nr. 8663 mit, an die »landesherrlich bestellte Vorsteherinc des 
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Lehrinstituts, woraach dieser eröfhet wurde, es dürfe die Professab- 
legiing, »die kirchliche Aufnahme in eine geistliche Oenossenschaft,€ 
erst dann erfolgen, wenn die Oberin derselben »nach Erfüllung der 
kirchlichen Vorschriften von der kirchlichen Autorität entweder besteUt 
oder amrJcqnnU sei, und wenn die Mitglieder einer solchen Genossen- 
schaft »in ihren kirchlich-religiösen Beziehungen der Disciplin der 
Kirche unterstehen.« 

Für die Grossherzogliche Begierung lag nun die Sache wesentlich 
anders. Während sich bisher die Differenz lediglich darum gedreht 
hatte, ob die lange Verschleppung der Einkleidung mit der angeblich 
noch nicht vollendeten religiösen Unterweisung zu. rechtfertigen oder 
zu entschuldigen sei, ergibt sich nun, dass die Eirchenbehörde den 
Boden des Begulativs yollständig zu verlassen und den Streit anlässlich 
der landesherrlichen Ernennung der Erau Bertha Wirth zur Vorsteherin 
— 11. December 1863 — zu erneuern sich anschickt. 

Damals schon wurde die Existenz dieses Instituts in Frage ge- 
stellt, weil die Kirchenbehörde klare und unzweideutige Bestimmun- 
gen des Begulativs nicht anerkennen wollte, und via &cti neben dem- 
Xiehrinstitut ein Kloster wieder herzustellen versuchte. Mit diesseiti- 
gem Erlasse vom 19. Januar 1864, Nr. 679, wurde der Kirchenbehörde 
ausdrücklich erklärt, dass die Staatsregierung jede Discussion über 
dei^ Grund und die Kegel des rechtlichen Bestehens der katholischen 
weiblichen Lehr- und Erziehungsinstitute ablehnen müsse, da als 
Grund und Regel ganz evident nur das Begulativ angesehen werden 
könne. In dem gleichen Erlasse war die alsbaldige Auflösung des 
Instituts als nothwendige Folge weitesir Verletzung dieses rechtlichen 
Fundaments in Aussicht gestellt. 

Der obenerwähnte Ordinariatserlass vom 12. September 1. J. geht 
aber wieder von den gleichen Gesichtspunkten aus, die 1864 so ent- 
schieden zurückgewiesen werden mussten. 

Wieder ist von einer »Oberin« des Instituts gesprochen, die von 
deir kirchlichen Autorität bestellt oder anerkannt werden müsse, wäh- 
rend das Begulativ nur die von dem Landesherrn bestätigte oder 
ernannte Vorsteherin kennt (§.29. des Begulativs); wieder ist be- 
hauptet, das Lehrinstitut sei eine geistliche Genossenschaft, während 
schon der Eingang des Begulativs ganz deutlich sagt, dass es nur 
noch weibliche Lehr- und Erziehungsinstitute in dem Grossherzog- 
thum gebe; wieder ist behauptet, die Mitglieder der „geistlichen 
Gen9ssenschaft" unterständen in ihren kirchlich-religiösen Beziehun- 
gen »der Disciplin^ der Kirche, während die Lehrfrauen als solche, 
(als Privatpersonen stehen sie zur Kirche in dem gleichen Verhältnisse 
wie je|des andere Mitglied der Kirche) nur die Pflichten zu erfüllen 
haben,^ wie sie das Begulativ ihnen auferlegt. 

Wir haben bei dieser Sachlage das Erzbischöfliche Ordinariat 
mit Erlass vom 17. October 1. J. ersucht, den mehrgedachten Erlass 
vom 12. September L J. durch eine ausdrückliche Erklärung zurück- 
zunehmen und ohne Verzug zur Einkleidung der Hermine Koch und 
Stephanie Hanhartd zu schreiten. 

Es musste eine Klarstellung der Angelegenheit eintreten, da 
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unter den Streitigkeiten, wie sie in dem Lehrinstitut Adelhansen seit 
1863 hervorgerufen werden, der einzige Zweck der Anstalt, Erziehung 
und Unterweisung der weiblichen Jugend, schwer beeinträchtigt wird, 
und in Folge der jetzigen Schwierigkeiten sich kaum noch Candida- 
tinnen zum Eintritt in das Institut finden dürften, während die Zahl 
der Lehrfrauen schon jetzt so weit gesunken ist, dass ihre Kräfte für 
den Unterricht kaum mehr genügen. 

Unterm 24. October 1. J. (Nr. 9564|66) hat sich die Kirchen- 
behörde auf die ganz bestimmte Forderung vom 17. gl. Mts. erklärt; 
der Hauptpunkt war in dem Erlasse jedoch umgangen und eine Er- 
füllung der staatlichen Begehren von unzulässigen Bedingungen ab- 
hängig gemacht. 

Es ist einfach unrichtig, wenn die Kirchenbehörde behauptet, 
»sie sei ,,sogar" durch das Regulativ und die Gesetzgebung von 1860 
berechtigt, über die kirchlich erforderlichen Bedingungen zur Profess- 
ablegung zu bestimmen.« Es gibt keine anderen kirchlichen Bedin- 
gungen der Einkleidung, als die von dem bischöflichen Commissär 
abzunehmende Prüfung bezüglich der Gelübde. Die Vorsteherin hat 
zur Kirchenbehörde keine andere Stellung, als sie ihr das Kegulativ 
vorschreibt; das Regulativ kennt keine Gehorsamserklärung, die ge- 
genüber von der Kirchengewalt durch die Vorsteherin und die neu 
autzunehmenden Frauen abzulegen wäre; es kennt keine »kirchliche 
Obedienz.« 

Wenn die Kirchenbehörde erklärt, ihr Erlass vom 12. September 
1. J. habe hiemach keine Anordnung über die Existenz der Vorste- 
herin, sondern über ihr »religiöses Verhältniss zur Kirchenbehörde« 
getroffen, so vergisst das erzbischöfliche Ordinariat den oben erwähn- 
ten Wortlaut, wornach die Oberin von der Kirchenbehörde entweder 
^hestelU oder anerJcannt^ sein müsse; die Vorsteherin als solche steht 
aber auch, abgesehen von diesem Cardinalpunkt, in keinem besondern 
Verhältnisse zur Kirchengewalt. Es gibt keine kirchlichen Vor- 
schriften, die hier massgebend wären, da nur das Regulativ bezüg- 
lich der Institute massgebend ist. Die Behauptung, als ob der 
Wunsch der Einkleidung der beiden Frauen Seitens der Vorsteherin 
erst am 11, September 1. J. überhaupt vorgetragen worden sei, thut 
im Hinblick auf unsere dringenden und wiederholten Ersuchen um 
Vornahme dieser Einkleidung, wie wir sie vom 28. Febrtmr d. J. 
an gestellt, den Thatsachen geradezu Gewalt an. Die Erwiederung 
des Ordinariats vom 24. October 1. J. steht bei allem Ausweichen 
bezüglich der Frage , wie die Vorsteherin zu bestellen , auf dem 
gleichen Boden, wie die früheren Auslassungen; es wollen die An- 
stalten getrennt werden in Schulen, über welche der Staat, und in 
Klöster, über welche die Kirche zu verfügen habe. Die Institute 
sind aber einheiüiche Anstalten, sie sind nur Lehr- und Erziehungs- 
institute und'es gelten nur die Vorschriften des Regulativs. 

In diesem Sinn verständigten wir die Kirchenbehörde durch 
Erlass vom 30. October d. J. , Nr. 13,776, und wiederholtet am 
Schluss unsere Forderung vom 17. October 1. J. 

Auf den Wunsch des Herrn Erzbischofs, mit dem ünterzeich- 
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neten die schwebende SlMtsache durch eine Vertranensperson in 
mündlicher Yerhajidlong beizulegen, wurde auch dieser Versuch noch 
gemacht. Das Ergebniss ist in den Aktenbemerkungen vom 4. und 
5. d. M. niedergelegt. Es bestand im "Wesentlichen darin, dass, 
entsprechend dem Wunsch des Erzbischöflichen Commissärs, för die 
Zurücknahme des Ordinariatserlasses vom 12. September d. J. we- 
nigstens eine diese Stelle nicht kränkende Form zu finden, bei der 
Besprechung, beziehungsweise durch ein von dem Unterzeichneten 
am 5. d. M. an jenen Commissär gerichtetes ergänzendes Schreiben 
eine Formel des Widerrufs entworfen und erklärt wurde, wenn die 
Frau Vorsteherin bei Einkleidung der neuen Lehrfrauen aus freiem 
Willen aussprechen wolle, sie bekenne sich gebunden, dem Regulativ 
gemäss ihre Pflichten zu erfüllen, so werde die Grossherzogliche Se- 
gierung diese zwar überflüssige, aber nicht gesetzwidrige Erkläning 
nicht verbieten. Der Erzbischöfliche Commissär nahm die Resultate 
der Besprechung ad referendum, worauf die ehrerbietigst angeschlos- 
sene Erklärung des Erzbischöflichen Ordinariats vom 7. d. M. Nr. 9896 
erfolgte, welche der Herr Erzbischof in einem Begleitschreiben vom 
8. d. M. ausdrücklich und mit dem Ersuchen billigt, dieselbe, wenn 
wir sie für nicht genügend erachten, zur höchsten Entscheidung vor- 
zulegen. Wir kommen diesem Ersuchen hiermit nach, indem wir 
der Ansicht sind, dass die (jrrossherzogliche Staatsregiemng sich in 
der That mit dieser Erklärung nicht beruhigen kann. 
Die entscheidenden Sätze derselben lauten: 

»Wir erklären hier wiederholt, dass wir mit unserm be- 
rührten Erlass vom 12. September d. J. nicht aussprechen wollten, 
dass die landesherrliche Ernennung der Vorsteherin des obigen 
Lehrinstituts die Einkleidung der fraglichen Candidatinnen hin- 
dere. Wir konnten die ,jron dieser Vorsteherin verlangte Pro- 
fessablegung und die ihr vorausgehende Berufsprüfung deshalb 
nicht vornehmen, weil hach den bestehenden Bestimmungen die 
Oberin bei diesen kirchlichen Functionen mitzuwirken hat. Hiezu 
wie überhaupt zur Ausübung religiöser Functionen bedarf sie 
aber der kirchlichen Mission. Diese wollten wir ihr, wie er- 
wähnt, ertheilen, ehe uns der Ministerialerlass vom 17. Septem- 
ber d. J. wegen der Vergelübdung und Einkleidung der er- 
wähnten Candidatinnen zukam. Bevor der Ministerialerlass vom 
17. October d. J., Nr. 13140, sich über den diesseitigen Erlass 
vom. 12. September d. J. beschwerte, erläuterten wir denselben 
dahin, . dass wir die staatliche Ernennung der Vorsteherin nicht 
in Frage stellen, sondern von ihr ledigüch die Erklärung ver- 
langten, dass sie in religiös -kirchlichen Beziehungen der Kir- 
chenbehörde Gehorsam leisten werde. 

Um jedem Missverständniss vorzubeugen, erklären wir, dass 
wir die fragliche Einkleidung lediglich nach seitheriger üebung 
alsbald vornehmen und die Vorsteherin nach §. 3. und 4. des 
Regulativs hiezu beiziehen werden, sobald diese nicht gehindert 
wird, sich uns gegenüber . dahin zu erklären, dass sie die ihr 
gemäss der erwähnten Bestimmungen abliegenden religiösen 
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Pflichten erfüllen wolle. In diesem Fall versteht es sich von 
selbst, dass wir den diesseitigen Erlass vom 12. September 1. J. 
als gegenstandslos erklären.« 

Wir unterlassen es, die absolute Unklarheit und den Wider- 
spruch hervorzuheben, welcher zwischen den einzelnen Sätzen dieser 
Erklärung besteht; wir beschränken uns in thatsächlicher Beziehmig 
auf die Bemerkung, dass uns von einer unserra Erlass vom 17. Octo- 
ber d. J. vorangehenden Erläuterung des Ordinariatserlasses vom 
12. September d. J. nichts bekannt ist, und bemerken in rechtlicher 
Beziehung nur das Eine, dass in den in der Erklärung des Ordina- 
riats far das Verhältniss der Vorsteherinnen citirten §§. 3. und 4. 
des Eegulativs von dieser gar keine Bede ist. 

Der entscheidende Punkt ist , wie wir glauben, der , dass die 
Eirchenbehörde darauf beharrt, dass die nach §. 29. des Eegulativs 
landesherrlich ernannte Vorsteherin in Folge dieser Ernennung noch 
nicht alle mit diesem Amt verbundenen Rechte und Attribute habe, 
sondern dass sie zu voller Wirksamkeit ihrer Stellung in allen Be- 
ziehungen der kirchlichen Bestätigung bedürfe. Damit wird das 
Eegulativ, die rechtliche Grun^ge des Instituts, eben so entschie- 
den verletzt, wie durch den weiter erhobenen Anspruch, die Vor- 
steherin als solche (nicht als Mitglied der Kirche) habe sich in den 
religiös-kirchlichen Angelegenheiten des Instituts der Kirchenbehörde 
zum Gehorsam zu verpflichten. 

Es wird damit aufs Neue der Versuch gemacht, in das Lehr- 
jnstitut Adelhausen einen DualismuB einzuführen , welcher dem Re- 
gulativ durchaus widerspricht, und unter welchem, wie die Erfahrung 
der letzten Jahre gezeigt hat, das Institut, statt eine gedeihliche 
Wirksamkeit zu entfalten, die Quelle fortgesetzten Aergernisses wird. 
Nachdem bei Ernennung der gegenwärtigen Frau Vorsteherin der 
Versuch, ihr eine sogenannte kirchliche Oberin an die Seite zu 
stellen, misslungen war, wurde und wird sie noch fortwährend, auch 
in dem jüngsten Erlass des Ordinariats vom 7. d. M. so behandelt, 
als fehle ihr etwas an der vollen Amtswürde als Vorsteherin; es 
geht dies so weit, dass in den an sie gerichteten Ordinariats- 
erlassen geflissentlich vermieden wird, ihr den ihr .zukommenden 
Amtstitel zu geben. Der Erzbischöfliche Commissär bei dem Lehr- 
institut Adelhausen trug kein Bedenken, persönlich unberechtigte Zu- 
muthungen an die Frau Vorsteherin zu stellen, um sie zu bewegen, 
dass sie ihre regulativmässigen Amtspflichten verletze und den rechts- 
widrigen Ansprüchen der Kirchenbehörde sich füge, wie dies aus 
der bei unsem Akten befindlichen protokollarischen Erklärung der 
Frau Vorsteherin vom 18. October d. J. hervorgeht. Die Einmischung 
der Kirchenbehörde hat den Anlass zu ununterbrochen fortdauernden 
Dissidien unter den Lehrfrauen gegeben ; auf dieselbe Quelle ist das 
Aergemiss zurückzufahren, welches vor zwei Jahren durch das Be- 
nehmen des Catecheten Beckert den Schülerinnen und der Bürger- 
schaft Freiburgs gegeben wurde. 

Wir sehen, da die oberste Kirchenbehörde auch nach ihrer 
neuesten Erklärung auf ihrem Standpunkt beharrt, welcher, indem er 
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das ganze 'Bechtsverhältmss des Lebrinstituts verwirrt und negirt, 
nothwen<üg zu stets neuen Zerwürfhissen fuhren muss, kein anderes 
Mittel zur Beseitigung eines an sich unerträglichen und die Autorität 
der Staatsregierung schwer beschädigenden Zustandes, als die Auf- 
hebung des Instituts, welches ungeachtet der rühmlichsten Anstren- 
gungen der Frau Vorsteherin und des pflichtmässigen Verhaltens 
einer grössern Anzahl der Lehr&auen doch unter den bestehenden 
Verhältnissen seiner Aufgabe nicht mehr entspricht und mit den 
Zwecken des Staates in Collision geräth. 

In Betreff der Eechtsfrage können wir uns kürzer fassen. 

Die rechtliche Grundlage des Lehrinstituts Adelhausen ist das 
Begulativ vom 16. Februar 1811, das seiner Seits die damalige Lan- 
desgesetzgebung zur Voraussetzung hat. In dieser war zur Begelung 
der Verhältnisse der verschiedenen in Folge der Ereignisse im Beginn 
des Jahrhunderts der Krone Baden angefallenen geistlichen Besitzun- 
gen durch das erst im Jahr 1860 aufgehobene I. Constitutions- 
Edict vom 14. Mai 1807 Artikel IX. in Betreff der Klöster be- 
stimmt worden: 

»Das Vermögen der Ordensgesellschaften gehört nicht zu dem 
gesellschaftlichen Kirchen-, sondern zu dem gemeinen Staatsver- 
mögen und fällt demnach, so oft jene aufgehoben werden oder 
erlöschen, dem Staat, jedoch mit Lasten und Vortheilen, anheim, 
mithin auch, mit der Pflicht, die fortdauernden kirchlichen oder 
Staatszwecke, als Seelsorge, Jugendunterricht, Krankenverpfle- 
gung u. dergl., anderweit hinlänglich zu begründen.« 

Auf Grund dieses Bechtssatzes wurden durch das Begulativ vom 
16. Februar 1811 die wenigen damals noch bestehenden Frauenklöster 
dieses kirchlichen Charakters entkleidet und in eigenthümliche Cor- 
porationen mit dem ausschliesslichen Zweck, für den weiblichen Un- 
terricht zu sorgen, umgewandelt. Dass die bisherigen Frauenklöster 
nur noch weibliche Lehr- und Erziehungsinstitute sein sollen, wird 
gleich im Eingang des Begulativs ausdrücklich gesagt, womit auch 
der ganze übrige Inhalt desselben übereinstimmt, überdies war in 
den Schreiben an die beiden bischöflichen Vicariate (zu Constanz und 
Bruchsal) vom 7. September 1810 ausdrücklich erklärt, die Um- 
schaffung der FrauenUöster in Lehrinstitute sei wie eine Klosterauf- 
hebung anzusehen, ein Satz, welcher, als mit der Landesgesetzgebung 
im Einklang stehend, von jenen Kirchenbehördeh selbstverständlich 
keinen Widerstand fand. Die Oberaufsicht über das Vermögen der 
regulativmässigen weiblichen Lehr- und Erziehungsinstitute wurde, 
dem angedeuteten Bechtsstandpunkt entsprechend, stets ausschliess- 
lich von weltlichen Behörden, den Kreisregierungen und ihren Amts- 
vorgängerinnen , seit der neuen Verwaltungsorganisation durch den 
Verwaltungshof gefuhrt. 

Ueber Corporationen bestimmt das IL Constitutions-Edict vom 
14. Juli 1807 in Art. 9.: 

Jede »Körperschaft« bleibt stets dem landesherrlichen Auf- 
lösungs- und ümgestaltungsrecht unterworfen für jene Fälle, wo ihr 
Zweck durch Ausartung oder Veränderung der Umstände mit dem 
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Staatözweck in Gegenstoss verfallt. Im Auflösungsfall wird das Ein- 
bringen der lebenden Mitglieder zu einem ihnen rückfälligen Eigen- 
thum, soweit es nicht als Erkauf einer Lebsucht zugleich angesehen 
werden müsste und diese Lebsucht durch Pensionirung oder auf an- 
dere Art fortgereicht würde, in welchem Fall es Demjenigen zufällt, 
welcher diese leistet; das Stiftungsgut (worunter Alles einzubegreifen 
ist, was von einzelnen Eigenthümern zu Beförderung des Zweckes der 
Körperschaft eigens gewidmet worden und dessen Widmung noch 
bekannt und erweislich ist) muss zu andern fortdauernden Zwecken, 
die den vorigen am nächsten sind, verwendet werden ; das Eiiungen- 
schaftsgut aber, nämlich jenes, was theils durch Einbringen ver- 
storbener Gesellschaftsglieder , theils sonst auf jede andere gemeine 
Erwerbswöise erworben oder vorgespart worden, wird zu herren- 
losem Gut. 

Nach den Ausfuhrungen, wie wir sie oben über den seit Jahren 
genährten Zwiespalt in dem Lehrinstitut Adelhausen der Allerhöchsten 
Kenntniss ehrerbietigst unterbreitet, dürfte es eines Beweises nicht 
weiter bedürfen, dass der bei Aufrechterhaltung der erwähnten Lehr- 
anstalt verfolgte Staatszweck nun nicht mehr zu erreichen ist; die 
Landesregierung wollte eine einheitlich geleitete weibliche Lehranstalt; 
der Zweck des Kirchenregiments ist die Wiederaufrichtung eines 
Klosters, beide Zwecke sind »im Gegenstoss,« wie der Gesetzgeber 
sich ausdrückt. 

Nach Auflösung der Corporation lassen sich mit dem Vermögen 
derselben nicht nur Zwecke verfolgen, die »den vorigen am nächsten 
sind,« wie das Gesetz verlangt, sondern gerade die ursprünglich ge- 
wollten Zwecke selbst können alsdann in vollständiger Weise erreicht 
werden. Das Vermögen wäre daher seiner Bestimmung als TcathO" 
tische Stiftung für den Unterricht der weihlichen Jugend in der Stadt 
Freiburg einfach zu erhalten. 

Die aus Mitteln der Stiftung gegründete Schule müsste das 
Gleiche leisten, was die derzeitige Institutsschule, und es dürfte in 
der erstem, soweit sie an die Stelle der jetzigen Schule tritt, kein 
höheres Schulgeld als bisher erhoben werden. Hiedurch wäre dem 
Interesse der Jugendbildung und den Interessen der Preiburger Ein- 
wohnerschaft allseitige Eücksicht getragen. 

Die derzeitigen Mittel der Anstalt bestehen in einer jährlichen 
Einnahme von 15,794 fl., das Vermögen der Corporation betrug, am 
1. Mai d, J. 288,004 fl. Da fast ausschliesslich liegende Güter das 
Vermögen bilden, lässt sich bei sorgfältiger Verwaltung auf eine 
beträchtliche Steigerung der Einnahmen hoffen. Es können aus dem 
Erträgniss daher sowohl die Kosten für die Schulzwecke vollständig 
entnommen, als auch die Pensionen der jetzigen Lehrfrauen bestritten 
werden, und es ist gegründete Aussicht vorhanden, dass aus den 
dann noch verbleibenden üeberschüssen eine allen Anforderungen der 
Zeit entsprechende höhere Töchterschule ganz oder theilweise dotirt 
werden kann, üeber die Höhe der ßuhegehalte, deren rechtliche 
Basis in den oben erwähnten Bestimmungen des II. Constitutions- 
Edicts beruht, dürfte das diesseitige Ministerium nach Prüfung aller 
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einschlägigen Verhältnisse am zwecbmässigsten Verftigung treffen. 
Als massgebend wird hiebe! jedenfalls zu gelten haben, dass die 
dienstnnfilhigen Franen eine etwas erhöhtere Pension erhalten müssen, 
als die noch dienst- und erwerbsfähigen. 

Um nun bei Auflösung der Corporation die von dieser bisher ge- 
leitete Schule möglichst ohne Unterbrechung fortzufahren und auch 
in den gesammten Verhältnissen des weiblichen Schulwesens der Stadt 
möglichst wenig zu ändern, glauben wir folgenden Weg einschlagen 
zu sollen: 

Das Vermögen der aufgelösten Corporation würde mit den oben 
erwähnten, durch höchste Entschliessung präcisirten Auflagen und 
Zwecksbestimmungen zunächst der Stad^emeinde Freiburg zur Ver- 
waltung überwiesen, wobei jedoch natürlich über dieses Stiftungsver- 
mögen besondere Rechnung geffihrt werden müsste. 

Die Bestimmung des §. 6. des Gesetzes vom 29. Juli 1864 und 
des §. 14. der Vollzugs-Verördnung vom 30. August 1864 steht nicht 
entgegen, weil die Stiftung, wie bisher, so auch künftig nicht aus- 
schliesslich Volksschulzwecke, sondern auch die Förderung höhereu 
weiblichen Unterrichts zur Aufgabe hat. Die Gemeindebehörde ist 
aber am geeignetsten, die Verwaltung vorerst zu übernehmen, weil 
ihr die Ueberleitung der Sache in den neuen Zustand rechtlich obliegt. 

Sie ist nämlich gesetzlich verpflichtet, far den weiblichen Volks- 
schulunterricht in Freiburg durch Herstellung und Unterhaltung einer 
dem Schulgesetz entspredienden Schule zu sorgen. Es kann ihr 
aber auch gestattet werden, dieser Verbindlichkeit durch eine andere, 
das Gleiche leistende und nach den Vorschriften der Oberschulbe- 
hörde eingerichtete Schule zu genügen, wenigstens während des Ueber- 
gangsstadiums und so lange als nicht von einer berechtigten Seite 
begründete Einsprache erhoben wird. Voraussichtlich wird aber den 
Wünschen und Bedürftiissen der Freiburger Bürgerschaft am besten 
entsprochen werden, wenn die Schule von Adelhausen zunächst mög- 
lichst unverändert durch die bisherigen Lehrfrauen fortgeführt wird, 
und es darf angenommen werden , dass jedenfalls eine grössere An- 
zahl dieser Frauen bereit sein wird, die bisher gerne und mit Erfolg 
geübte Thätigkeit auch fernerhin zu üben, wogegen sie selbstver- 
ständlich neben der ihnen auszuwerfenden Pension noch eine weitere 
Vergütung von der Siadtgemeinde zu beanspruchen hätten. 

Nach diesen Grundzügen dürfte die Umwandlung der Schule 
ohne alle Störung vor sich gehen. Es würde der Unterricht nach wie 
vor von Lehrerinnen ertheilt, das Schulgeld bliebe auf dem gleiehen 
niederen Satz, die Resultate wären sicherlich wenigstens die gleichen, 
ja in kürzester Frist könnte mit den reichen Mitteln in kräftiger Hand 
für eine intensivere Jugendbildung Erhebliches geschehen. 

Statt der endlosen Misshelligkeiten in dem früheren Lehrinstitut, 
die ihre Schatten auch in die Schule werfen mussten und müssen, 
wäre die Schule sich selbst wiedergegeben. Im Interesse der Ju- 
gendbildung und in dem, wie uns scheint, unabweisbaren Gebot der 
Au&echterhaltung der Staatsautorität erlauben wir uns den unter- 
thänigsten Antrag zu stellen : 
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Eure Königliche Hoheit wallen allergnädigst auszusprechen 
geruhen: 

Das weibliche Lehr- und Erziehungsinstitut Adelhausen in rrei- 
burg ist aufgelöst, die derzeitigen Lehrfrauen (worunter nach der 
Staatsministerial-Entschliessung vom 28. August 1. J., Nr. 818, auch 
die Mitglieder Hermine Koch und Stephanie Hanhardt gehören) er- 
halten angemessene Pensionen. Das Vermögen der aufgehobenen Cor- 
poration wird hiemit, entsprechend seinem bisherigen Zwecke, als 
katholisch-weltliche Stiftung för alle Stufen des Unterrichts der weib- 
lichen Jugend in der Stadt Preiburg gewidmet. Aus den Stiftungs- 
mitteln ist zunächst eine katholische Schule zu errichten, die jeden- 
falls das Gleiche zu leisten hat, wie die bisher von dem Lehrinstitut 
geleitete ; an dieser neuen, an Stelle der bisherigen tretendea Schule 
darf ein höheres Schulgeld als das hergebrachte nicht erhoben werden. 

Die Verwaltiflig des katholischen weltlichen Stiftvngövermögens 
wird vorerst dem Gemeinderath der Stadt überwiesen; es ist jedoch 
gesonderte Kechnung zu führen, und die Eechnungsabhör wie bisher 
von dem Grossherzoglichen Verwaltungshof zu besorgen. 

Mit dem weiteren Vollzug wird das Ministerium des Innern 
beauftragt. 

Jelly. 

Darauf brachte das Freiburger Katholische Kirchenblatt Nr. 47. 
vom 20. November 1867 folgende 

2. Aufklärung von JcathoHsch-Mrchlicher Seite über die Aufhebung 
des Klosters Adelhausen. 

Die landesherrliche Proclamation und das Gesetz vom Jahre 
1860 hat die kirchliche Freiheit, die Freiheit der religiösen Vereine 
anerkannt. Dadurch sind also die unter der Herrschaft des Folizei- 
staates gegen die Selbstständigkeit der Kirche und religiösen Vereine 
ergangenen Staatsverordnung^n aufgehoben. Das Ministerium Lamey 
erkannte an, dass das Regulativ für die weiblichen Lehrinstitute von 
1811 der jetzigen Gesetzgebung nicht entspreche. Sowohl nach den 
Grundsätzen dir Selbstverwaltung, als nach dem Regulativ hat aber 
das Kloster oder Lehrinstitut Adelhausen wie jeder andere Verein 
das Recht, seine Vorsteherin zu wählen. Im Regulativ ist — im 
Geiste der Rheinbundszeit — der Regierung das Recht vorbehalten, 
eine Vorsteherin zu ernennen. Dieses Octroirungsrecht gegenüber den 
von einem Verein oder einer Corporation gewählten Vorstehern ist 
aber in den Rechtsstaaten aufgehoben. Die Regierung beansprucht 
anderen religiösen Vereinen, z.B. den Diaconissen oder gar den Frei- 
maurern gegenüber auch nicht das Recht, die Vorsteherin oder den 
Stuhlmeister zu ernennen. Von diesem Recht hat die Regierung 
überdies bis in die neueste Zeit keinen Gebrauch gemacht und man 
hätte nicht erwarten soUen, dass dies nach Umfluss von 50 Jahren 
von einem Ministerium geschehe, welches das Princip der »Freiheit 
auf allen Lebensgebieten« in sein Programm aufgenommen hat. In- 
dessen wurde die vom Institut Adelhausen gewählte Vorsteherin von 
der Regierung nicht bestätigt, sondern die Frau Bertha Wirth als 
Vorsteherin von der Regierung ernannt. 
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Während dieses landesherrliche Ernennungsrecht ausser Ge- 
wohnheit gekommen war, blieb das im Kirchenrecht begründete 
bischöfliche Bestätigungsrecht der Oberin stets in üebung. Das Erz- 
bischöfliche Ordinariat bestätigte aber die von der ßegierung ernannte 
Vorsteherin nicht, weil es die Wahlfreiheit achtete, weil es diese 
Vorsteherin nicht für tauglich hielt und die Regierung die kirchliche 
Bestätigung nicht einmal zuliess. So weit griff schon 1864 ein 
»liberales« Ministerium in religiöse und in Vereinsangelegenheiten 
ein. Doch es sollte noch weiter konmien. 

Es ist jedem unterrichteten Katholiken bekannt, dass in einem 
religiösen Hause kirchliche Gelübde nur dann abgelegt werden. kön- 
nen, wann die Oberin, in deren Hand ja der kirchliche Gehorsam ge- 
schworen wird, selbst unter kirchlichem Gehorsam und in Verbindung 
mit der kirchlichen Autorität steht. Die staatlich octroirte Vor- 
steherin hat keinen Schritt gethan, um in das rechte Verhältniss zu 
ihrer KirQhenbehörde zu kommen. Sie hat dieser von der Aufnahme 
zweier Candidatinnen erst dann indirect Kenntniss gegeben, als sie 
den im Regulativ vorgeschriebenen Religionsunterricht für dieselben 
verlangte. Die Grossherzogliche Regierung, welcher nach bestehen- 
dem Recht die Entscheidung nicht zusteht, wie lange Zeit der religiöse 
Unterricht zu ertheilen is^ scheint ein Jahr hieför als zu laug er- 
achtet zu haben. Jeder Lehrer erhält aber jetzt drei Jahre Religions- 
unterricht. Die Regierung ernannte die beiden Candidatinnen ohne 
Mitwirkung der Kirche zu »vollberechtigten Mitgliedern des In- 
stituts,« wozu sie nach dem BegtdaMv nicht berechtigt ist. Die Vor- 
steherin bat hierauf (wohl nicht aus eigenem Antrieb) den Erz- 
bischöflichen Commissär um die kirchliche Einkleidung und Vergelüb- 
dung dieser Candidatinnen. Erst jetzt war die Kirche in der Lage, 
der Vorsteherin zu bemerken, zu diesem kirchüchan Acte sei erfor- 
derlich, dass die Vorsteherin erkläre, sie werde bei Ausübung der ihr 
obliegenden religiösen Functionen der Kirche gehorsam sein. Diese 
Erklärung ist f^ jeden Katholiken selbstverständlich. Sie verstösst 
durchaus nicht gegen das Regulativ, welches der Vorsteherin eine 
Reihe kirchlicher Functionen überträgt, wozu sie des kirchlichen Auf- 
trags bedarf. Die Regierung liess diese Erklärung nicht zu. Sie 
verlangte vielmehr vom Erzbischöflichen Ordinariat die Anerkennung, 
dass das Institut durchaus unter dem Staat und in keiner Weise 
(auch nicht bezüglich seiner kirchlichen Functionen) unter der Kirche 
stehe. Diese Erklärung konnte die Kirchenbehörde nicht abgeben, 
ohne gegen das Recht und die Wahrheit zu Verstössen. Sie erklärte 
aber, sich an die bestehenden Bestimmungen haljten zu wollen. Weil 
dem Erzbischöflichen Ordinariat der Plan, das »reiche« Kloster auf- 
zuheben bekannt war, erklärte diese Kirchenbehörde überdies , sich 
jeder Function im Institut bis zur Regelung der Sache enthalten zu 
wollen. Die Candidatinnen waren ja von der Regierung schon zu 
Mitgliedern des Instituts ernannt, also hätte es an einem Streitobject 
gefehlt. Die Regierung ging auch auf dieses Anerbieten nicht ein, 
sondern verlangte das Unmögliche , dass. die Kirche einkleiden, vor- 
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her aber erklären solle, sie habe keia Recht bezäglich der religiösen 
Angelegenheiten des Hauses. 

Es ist also nicht das Erzbischöfliche Ordinariat, welches das 
bestehende Recht oder das Regulativ verletzt hat. Die Regierung hat 
das Kloster entgegen der Bestimmung des Reichsdeputationshaupt- 
Schlusses und des IV. Organisations-Edicts säctdarisirt Der Grund 
zu dieser, das Vermögen und die Erziehung der Katholiken schwer 
beeinträchtigenden Massregel ist so wenig im Verhalten des Erz- 
bischöflichen Ordinariats zu suchen, als das Lamm das Wasser ge- 
trübt hat. 

Das Anzeigeblatt für die Erzdiöcese Preiburg Nr. 19. vom 
27. November 1867 veröffentlichte weiter folgende 
3. Erklärung des EreUsihöfiichen Ordinariats zu Freiburg vom 

21. November 1867. 
Die ZustAnde in dem katholischen weiblichen Lehr- und Erziehongs-IostUat Adel- 

haosen betreffend. 

Nr, 10,298. Grossherzoglichem Staatsministerium beehren wir 
uns ergebenst vorzutragen: 

Wir müssen gegen den in Nr. 272. Beilage der »Carlsruher 
Zeitung« vom 17. d. Mts. abgedruckten Vortrag Grrossherzoglichen 
Ministeriums des Innern Verwahrung einlegen, weil in diesem unsere 
Erklänmgen und Anträge theils unrichtig aufgefasst, theils in we- 
sentlichen Momenten unvollständig dargestellt sind, weil darin über- 
haupt die Rechts- und Sachlage nicht richtig dargelegt ist. Die 
Diensthandlungen des Erzbischöflichen Commissärs sind nach der 
beiliegenden Erklärung^) desselben in jenem Vortrag unrichtig dar- 



1) Diese Erklärung lautet: 
Erklärimg des Erzbischöflichen Commissärs des Lehr- und Erziehungs^ 
Instituts Adelhausen hier. 
In dem Vortrage, welcher am 14. d. Mts. Ober die Zustünde des kathol. 
weiblichen Lehr- und Erzieh uags-Instituts Adelhausen Sr. König]. Hoheit dem 
Grossherzog vom Ministerium des Innern erstattet wurde, kommt die Stelle vor: 
,,Der ErzbischOfliche CommissSr bei dem Lehrinstitat Adelbausen trug kein 
Bedenken, persönlich unberechtigte Zumoihnngen an die Frau Vorsieherin 
zu stellen, um sie zu bewegen, dass sie ihre regulativmSssigen Amtspflichten 
verletze und den rechtswidrigen Ansprüchen der KirchenbehOrde m\k füge, 
wie dies aus der bei unsem Acten befindlichen protocollarischen Erklärung 
der Frau Vorsteherin vom 18. October d. J. hervorgeht." 
Der unterzeicbnete ErzbischOfliche Commissär des Lehrinstituts Adelbansen 
sieht sich veranlasst, hierauf zu erklären: 

Abgesehen von dem Umstände, dass hier an allerhöchster Stelle eine 
bedeutende Beschuldigung auf einseitige Denuntlation gegen mich ausgesprochen 
wird, wahrend ich nie dartSber gehört wurde, muss ich den ganzen Inhalt dieser 
Beschuldigung fQr unrichtig erklären. 

Die Vorsteherin hat an mich die Anfrage gerichtet, welclie kirchliche Ver- 
pflichtungen sie gemäss dem Ordinariats-Erlass vom 12. September d. J. zu 
erfüllen habe. Kraft höheren Auftrags und meiner Amtspflicht als Erzbischöflicher 
Commiss&r des Instituts habe ich die Vorsteherin auf die auch im Regulativ von 
1811 anerkannte, kirchlich-religiöse Bedeutung ihrer Stellung zu dem bevorste- 
henden kirchlichen Acte der VergelQbdung und Einkleidung aufmerksam gemacht. 
Zugleich habe ich und zwar ebenfalls in Vollzug des mir ertheilten Auftrags den 
berührten Erlass dieser Stelle vom 12. September d. J. der Vorsteherin dahin 
erl&utert, es werde von ihr nur verlangt, dass sie dem Erzbischöflichen Oriinariate 
erkläre, der Kirche in „religiös-kirchlichen Beziehungen Gehorsam'' leisten zu 
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gethan. «rDurch die auf diesen Ministerialvortrag erfolgte höchste 
Staatsministerial-Entschliessung vom 14. d. M. ist eine kirchliche Cor- 
poration, ein religiöses, katholisches Erziehungs-Institut aufgehoben 
und ^ seinem katholisch -kirchlichen Zweck entzogen worden. Diese 
Massregel ist in den aktenmässigen Vorgängen nicht begründet. 

Wir verwahren uns dagegen, als ob wir die bestehenden Be- 
stimmungen über die fraglichen Institute verletzt haben. Dieses ist 
vielmehr von der Grossherzoglichen Regierung geschehen, indem sie, 
abgesehen von früheren Vorgängen, ohne dass die vorgeschriebene 
Vergelübdung der Candidatinnen Koch und Hanhardt erfolgt ist, 
solche als vollberechtigte Mitglieder des Instituts erklärte und indem 
die Grossherzogliche Regierung die sogar im Regulativ vorgeschrie- 
benen religiös -kirchlichen Verpflichtungen der Vorsteherin und der 
Frauen negirte. 

Wir legen dagegen Verwahrung ein, dass das Institut Adel- 
hausen durch das Regulativ von 1811 zu einer nicht kirchlichen resp. 
nicht katholischen, reinen Staatsanstalt gemacht worden sei. 

Es ist nicht richtig, dass dieses Regulativ, welches nur über 
die innere Einrichtung des »Lehrinstituts« Verfugungen getroffen 
hat, etwas über die rechtliche Existenz dieses Instituts als kirchlicher 
Corporation verfögen wollte oder konnte. Vielmehr musste und muss 
gemäss §. 42. 63. des Reichsdeputations-Hauptschlusses, Art. 11. des 
IV. badischen Constitutions-Edicts vom 14. Eebruar 1803 un4 §. 20. 
der Verfassungsurkunde dieses Fraueninstitut als katholisch-kirchliche 
Corporation erhalten bleiben. Deshalb gehört das Vermögen dieser 
nicht säcularisirbaren, kirchlichen Corporation nicht zu dem Staats-, 
sondern zum katholischen Kirchenvermögen und muss, sogar nach 
Aufhebung des Instituts, als solches und für katholisch-kirchliche 
Zwecke erhalten bleiben. 

Es steht der Grogsherzoglichen Staatsregierung schon gemäss 
§. 10. des Gesetzes vom 9. October 1860 und der Verordnung vom 
20. November 1861 in keinem Falle zu, ohne unsere Mitwirkung 
katholisch - kirchliches Vermögen seinem kirchlichen Zwecke zu 
entziehen. 

Wäre dieser Fond aber auch (wie nicht der Fall) eine katho- 
lische Schulstiftung, so müsste er nach bestehendem Recht unter 
katholischer Verwaltung stehen. Die Verwaltung desselben darf also 
nicht der politischen Gemeinde anvertraut werden. 

Wir müssen deshalb gegen die höchste Entschliessung vom 
14: d. M., wodurch das katholische Institut Adelhausen aufgelöst und 
dessen Vermögen anstatt in katholische Verwaltung der politischen, 
eonfessionell gemischten Gemeindebehörde Freiburg übergeben wurde, 
ja sogar diese Stiftung ihrem katholisch-kirchlichen Zwecke entzogen. 



wollen. Feh habe diese Limitation des verlangten Gehorsams wiederholt und aus- 
drOcklich betont; und weit entfernt, sie zur Verletzung ihrer regulativen Ver- 
pflichtungen bewegen zu wollen, habe ich im Gegentheil auf die einschlfigiichen 
Paragraphen des Regulativs mich berufen, welche den religiösen Character dieser 
Anstalt unwidersprechlich enthalten. 

Freiburg, den 14. November 1867. (gez.) Weickum, 
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und zu staatlichen Schulzwecken verwendet werden will, die Rechte 
der Kirche und der Katholiken wahren. , 

Wir protestiren gegen diesen Eingriff in die Rechte und das 
Eigenthum der Kirche und der Katholiken, gegen diese Verletzung 
der corporativen Freiheit und der katholischen Erziehung. 

Ueberdies behalten wir uns vor, im Wege Rechtens die katho- 
lisch-kirchlichen Rechte an diesem Institut und kirchlichen Vormögen 
zur Anerkennung zu bringen. 

(gez.) Kübel. 
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Der stand der katholischen Eirchenfrage in Oesterreich zu 
Anfang des Jahres 1868. 

A) Cisleithamen. 

Wir thelKen im Archiv XYlii, 449 fT, die bisher ungedniekten Beilagen 
des Oesterreichisctaen Concordates <} und die Adre.«se') mit, welche die cisleithaniscben 
ßiscböfe an den Kaiser richteten, damit er das Concordat aufrecht halte und keine 
der Kirche feindlichen Massnahmen sanctionire. Die BischOfe puhlicirten die 
Adresse, die sich Ober den Inhalt des Concordates weitIfiaQg verbreitet, ihren 
DiOcesanen, und erliesen auch noch jeder besondere Hirtenbriefe, in welchen sie 
die Angriffe auf das Concordat als Angriffe gegen die katholische Religion und 
Kirche bezeichneten. Von Seiten der Regierunir wurde die Adresse und deren 
Veröffentlichung sehr ungern gesehen. Unter dem 12. October erging als Antwort 
folgendes kaiserliches Handschreiben an den Cardinal Rauscher: 

cDie von den Erzbischöfen und Bischöfen mir zugeschickte Adresse habe 
ich meinem verantwortlichen Ministerium zugemittelt. Ich würdige gern den 
oberhirtlichen Eifer und die Absicht, welche es den Bischöfen als eine Gewissens- 
pflicht erscheinen lassen mochten, neuerlich gleichwie 1849 und 1861 för die 
Wahrung der Rechte und Interessen der katholischen Kirche mit einer feierlichen 
Erklärung einzustehen; allein ich muss beklagen, dass die Bischöfe, anstatt nach 
meinem Wunsche die ernsten Bestrebungen meiner Regierung in den einschlagenden 
wichtigen Fragen zu unterstützen und deren so dringende Lösung im Geiste der 
Versöhnung und des Entgegenkommens zu förtfern, es vorzogen, durch Vorlage 
und Veröffentlichung einer die GemQther tief erregenden Adresse deren Aufgabe 
zu erschweren, zu einem Zeitpunkt, in welchem, wie die Bischöfe selbst treffend 
bemerken, uns Eintracht so sehr noth thut und dringend geboten ist, und dass 
sie die Anlässe zu Zwiespalt und Beschwerde noch mehren. Ich vertraue, dass 
die Bischöfe sich versichert halten, wie ich allezeit die Kirche zu schirmen und 
zu schützen weiss, dass sie aber der Pflichten eingedenk sein werden, die ich als 
constitutioneller Regent zu erfüllen habe.» 

Von den sogenannten liberalen Blättern hat keines den Wortlaut der Adresse 
der Oesterreichischen Bischöfe mitgetheilt, oder wirklich den Versuch einer ein- 
gehenden Widerlegung gemacht. Aber die abweisefide Antwort des Kaisers diente 
als Signal zu einer tollen Hetze gegen Kirche und Concordat, gegen Bischöfe und 
kirchliche Institute, in den durchweg von Juden beherrschten österreichischen 
Blättern, in Theatern 3} und bei musikalischen öffentlichen Aufführungen. 



1) Die Berliner cNationalzeitung» theilte sodann, ohne das Archiv als 
Quelle zu nennen, in entstellter Weise den Inhalt derselben wie ein erst noch 
zu verrathendes Geheimniss mit. Das Wiener «Vaterland» stellte darauf in seiner 
Neujahrsnummer 1868 berichtigend den wahren Sachverhalt dar. Aber nur 
wenifi:e von den Blättern, die den falschen Artikel der Nationalzeitung abgedruckt 
hatten, nahmen auch (wie u. a. die AUg. Ztg.) von der Berichtigung Notiz. . 

2) Eine französische Uebersetznng erschien zu Paris bei Jos. Albanel, 
libraire, rue de Tournon 15. 

3) In Wien hat man täglich Gelegenheit, wie es der hochwürdigste Bischof 
von Mainz anlässlich der in Mainz erfolgten Aufführung eines die Jesuiten and 
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Von den österreichischen Canonisten, also von den Mfinnern i'om Fach, Ist 
Keiner gegen das Concordat aufgetreten, ebenso wenig Einer von den katholischen 
Canonisten im übrigen Deutschland. Aber den Muth, zur Zeit in Oesterreicb selbst 
noch für das Concordat aufzutreten, hatte unter den österreichischen Canonisten 
aus dem Laienstande nur Prof. Dr. Theodor Fachmann in Wien. Er schrieb 
im Oesterreicbischen Yolksflreund und sodann auch als besondere BrochQren, die 
bei L. Mayer in Wien erschienen, aber von der liberalen Presse ignorirt wurden <) : 
i. Freimüthige Worte gegen die Concordats - Verlästerung, (1867.) 

19. S. 8. 
2. Der Beschluss des Abgeordnetenhauses für die Nothcivilehe, (1868.) 

16 S. 82). 
5. Eine katholische Stimme vor dem hohen Herrenhause. (1868) 12 S. 8. 
4. Ueber politischen Fredigtstoff. (1868) 14. S. 8. 

Die letztere Schrift erörtert die Frage, wie weit der Klerus auf der Kanzel 
in seinen Belehrungen tüber den Inhalt des Concordats zur Abwehr der gegen 
die Kirche gerichteten Agitationen gehen dQrfe, ohne mit den Staats-Anw&lten In 
Conflict zu gerathen (vergl. tkber den Process Heydenreich in OlmQtz und die 
strafgerichtlichen Proceduren gegen viele Geistliche in Mähren, den Oesterreicbi- 
schen Yolksfi-eund 1867 Nr. 280 IT.}. 

Der Wiener Gemeinderath verhandelte am 23. und beschloss am 30. 
August 1867 eine Adresse an das Abgeordnetenhaus um gänzliche Aufhebung des 



die katholische Kirche im Yerh&Itniss zur sogenannten Reformation grell verläum- 
denden, im Uebrigen geistlosen und in seiner Form Äusserst mangelhaften Ten« 
denzstOckes: („Gute Nacht Hanschen/' von Arthur MQller) gethan hat, sich zu 
beschweren. Vgl. 

Die öffentliche Beschimpfung der katholischen Kirche auf der Bühne. 
Ein Appell an Alle, welche Sinn für Gerechtigkeit und Ehre hal- 
ben u/nd mit ihren katholischen Mitbürgern auf Grund gegensei- 
tiger Achtung in Frieden leben wollen. Von Wilhelm, Emmanuel, 
Freiherr von Ketteier j Bischof von Mainz. Mainz, Fr. Kirchheim 
1868. 19 S 8. (3 kr. rh) 

1) Studenten insultirten ihn jedoch deshalb und ebenso den Professor 
Arndts, der im Herrenhause Petitionen fOr das Concordat Qberreicht hatte. Be- 
merkenswerth Ist auch die phantastische Adresse von Wiener Studenten gegen 
das Concordat (itä Oesterreicbischen Volksfreund 1867, Nr. 260.), die der Ab- 
geordnete von Mühlfeld (vgl. Ober ihn Archiv VIII, S. 234 ff.) dem Abgeordne- 
tenhause Überreichte« 

2) Eine populäre einschneidende Schrift gegen die Civilehe ist auch die 
vom Geheimrath Professor Bluntschli in der Badischen I. Kammer (vergl. Bad. 
Beobachter 1868, Nr. 14.) nicht beifällig belobte: „Der Wechselbalg, womit 
Baden und Oesterreich aufgeholfen werden soll. Gezeichnet von Alban 
Stolz. 2. Aufl. Freiburg. Herder. 1868. 16 S. 8. ~ Ein seit 1867 in Wien er- 
scheinendes, katholisches Witzblatt : „Neue GeisseV kämpft ebenfalls gegen die 
ConcordatsstQrmer. Beim Verleger desselben (P. Lutschansky erschienen auch 
zwei kleine Schriften für das Concordat: Ein Wort att meine Zeitgenossen 
von Dr. G*** (1867). 20 S. — Unerhörtes, das ein Advocat aus 
Bayern Über das Oesterreichische Concordat der „Neuen Geissei" ge* 
schrieben hat. (1868). 24 S. 8. 
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Concordats. Veber die Tendenzen dieses Gemeinderatbes Oberhaupt, wie sie sich 
namentlich auch gegen Zulassung von SchnlbrOdern und Jesuiten, und gegen Ica- 
tholiscbe Erziehung der Jugend in Betreff der Errichtung eines städtischen Lehrer- 
seminars seit dem Jahre 1866, und Anfangs September 1867 in der von tonangebenden 
Wiener Gemeinderfitben in Scene gesetzten „allgemeinen österreichischen Lehrer- 
versammiung^' (ä la Diesterweg) fiusserten, lese man die interessante: 
Blumenlese religiöser Reden zur Erbauung katholischer Christen, zu- 
aammengestellt aus den Sitzungsberichten des Wiener Gemeinder 
rathes und des ersten Osterreichischen Lehrertages. Wien. Mayer 
u. Co. 1868. 76 S. 8. 
Durch den Inhalt der Adresse der BischOfe (in Betreff der Entchristlichung 
der Volksschule) fQhlte sich der löbliche Gemeinderath getroffen, und beschloss 
deshalb auf den Antrag von Dr. Granitsch und 51 Genossen (4—8. uctober) eine 
nachdrückliche feierliche Verwahrung in einer Adresse an den Kaiser „(Die Ge- 
meinde Wiens werde es niemals dulden, dass sich ein beschmutztes Blatt Pa- 
pier zwischen sie und den Kaiser dränge,*' biess es in der Motivirang). 

Adressen auf Adressen der GemeinderSthe anderer Städte und Orte und Pe- 
titionen auf Petitionen folgten, bei dem Abgeordnetenbause meistens gegen das 
Concordat^ bei dem Herrenbause fOr das Concordat. (lieber die Incompetenz der 
Gemeindevertretungen zu solchen Adressen im Namen der Gemeinde vergl. man 
Professor Fachmann im Oesterreichischen Volksfreund 1867, Nr. 253—256.) 
Uebrigens trotz der Agitation der durchweg kirchenfeindUcben Presse in Oester- 
reich liefen doch noch mehr Adressen und in den Petitionen mehr Unterschriften 
fOr als gegen das Concordat ein. Der Klerus sandte durchweg Zustimmungs- 
adressen an seine Bischöfe zu der bischöflichen Gesammtadresse und den be- 
sonderen Hirtenbriefen seiner Bischöfe. 

Die Oesterreichische Regierung hatte bekanntlich bereits unter dem Mi- 
nisterium Schmerling Im Jahre 1 863 durch den hochwfirdigsten Bischof 
Dr. Fessler in Rom Ober die Revision des Concordats unterhandeln lassen, und 
Rom hatte seine Einwilligung dazu gegeben, dass die seitherigen Förmlichkeiten 
beim Ueberlritt von einer christlichen Confesslon zur anderen ganz aufgehoben 
werden sollten (vgl. Archiv XI, S. 336.). Aber die Vorlage des betreffenden 
Gesetzentwurfs an den Reichstag war immer unterblieben. Im August 1867 
wurde Professor Schulte von Prag von dem provisorischen Cultus - Minister 
V. Hye nach Wien berufen, um eine Reihe von Gesetzentwürfen zur Abänderung 
einer Anzahl von Bestimmungen des Concordats auszuarbeiten , über welche dann 
Professor Schulte an der Seite des österreichischen Gesandten Freiherm von 
Hübner in Rom verbandeln sollte. Man hoffte, dass Rom fQr ganz Oesterreich 
eine Generaldispense von der in Ungarn und Siebenbürgen ohnehin wegen unge- 
nügender Publication des Tridentinum .zur Gültigkeit der Ehe nicht noth wen- 
digen Tridentlniscben Form der Eheschliessung für gemischte und protestan- 
tische Ehen (soweit deren Gültigkeit nachher vor dem katholisch -kirchlichen Fo- 
rum in Frage kommt), ferner eine Aenderung der bisherigen Gesetzgebung Ober 
die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen, (welche beiden Punkte 
Rom im Jahre 1863 zurückgewiesen hatte 0, Ja sogar die Auflösbarkeit der ge- 



1) Vergl. Die jüngsten Verhandlungen zwischen der österreichischen Re- 
gierung und dem heiligen Stuhle. Mainz« Kirchheim 1863. -r Vergl. aach Wiener 
Kirchenzeitung 1867, Nr. 26. — Archiv XIV, 335. 
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mischten oder nachher durch Trennung von der katholischen Kirche gemischt wer* 
denden Ehen mit Gestaltung der Wiederheiratb fOr den protestantischen Theil, die 
bürgerliche Gerichtsbarkeit für gemischte Ehen, die btirgerlicbe Aufhebung des 
sogenannten Ehebindernisses des Katbolicismus, d. b. dass abgefaliene kaiboiische 
Priester und Mönche doch nicht heiraihen können, und Milderungen in der Be- 
gräbnissfrage gegenüber Nichtkatholiken, tbeils ausdrQcklich, tbeils stillschweigend 
zugestehen werde. Freiherr von UQbner verzögerte aber seine Abreise nach 
Rom fortwährend, aus Furcht vor der Cholera oder wohl auch \or der Schwie« 
rlgkeit der ihm gestellten Aufgabe. Man gab dann seine |Und Professor Schulte's 
Sendung, von der noch im October die Rede war, auf. Man hatte die in Rom 
zu stellenden Anträge so modiflcirt, dass deren Annahme von Seiten des Papstes 
wohl zu gewärtigen gewesen, oder doch wenigstens so, dass dartüber mit Rom 
zu verhandeln gewesen wäre. 

Der Reichskanzler Freiherr von Beust gab nun aber den Bestrebungen der im 
Abgeordnetenbause tonangebenden Linken nach. Im Abgeordnetenhause war die 
kaiserliche Antwort auf die Adresse der Bischöfe bei ihrem Erscheinen in der 
amtlichen Wiener Zeitung auf Anordnung des Präsidenten Dr. Giskra verlesen und mit 
drehnaligem Hoch begrOsst worden. Nach dem Antrag des Professors Herhat 
vom 13. Juli 1867 war im Abgeordnetenhause am 23. October ein Gesetzentwurf 
angenommen, wodurch die Vorschriften des zweiten Hauptstückes des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs über das Eherecht für Katholiken 
wiederhergestellt, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen den bürgerlichen 
Gerichtsbehörden überwiesen und Bestimmungen über die bedingte 
Zulässigkeit der Ehtschliessung vor weltlichen Behörden (JVothdviU 
ehe aber ohne die ünauflöslichkeit der Civilehen in Frankreich) erlassen 
werden, und am 29. October ein Entwurf eines Gesetzes über Eman- 
dpation der Schule von der Kirche. In der Vorbereitung beflnden sich im 
Abgeordnetenhause noch gemäss dem Antrage von Herbst ein inter- 
confessionelles Gesetz, und ein Bescblnss Ober den Antrag von Dr. Mühlfeld 
in Betreff der Aufhebung des Gesetzes vom 5. November 1855 CÄ.-6r.- 
Bl. 195), womit die mit dem päpstlichen Stuhle getroffene Verein- 
barung vom 18. August^ 1855 kund gemacht worden ist. Damit die be- 
irelTenden Anträge auch im Herrenhause ihrer Annahme gewiss seien, setzte Frei** 
herr von Beust die Ernennung von 21 neuen Pairs durch (vgl. Oesterr. Volksfreund 
1867 Nr. 274). Das neue Jahr brachte sodann ein neues, ein parlamentarisches 
Ministerium fOr Cisleithanien, d. h. Freiherr von Beust vermochte den Kaiser, 
den Wortführern der Majorität des Abgeordnetenhauses die FOhmng der Staats- 
geschäfte zu Obertragen. Man Hess nur ausserdem den Grafen Taalfe als den 
Jugendgespielen und vertrauten Freund des Kaisers im Ministerium, und man zog 
noch den Grafen Potocky hinzu, um die Polen im Abgeordnetenhause zu gewinnen. 
Abgesehen vielleicht von diesen Beiden, besteht das ganze neue Ministerium aus 
entschiedenen Gegnern des Concordates. Dr. Giskra, Ober dessen Josephinische 
Phantasien man Archiv VIII, S. 254 f., 264 ff. u. Gerlach Verhältniss des preussichen 
Staates. 2. Aufl. S. 49 vergleichen möge, ist Minister des Innern ; Prof. Herbst, 
der Verfasser des Schul- und Ehegesetz-Entwurfs, der erbittertste Gegner des 
Concordates (vgl. auch Archiv VIII, S. 272.), wollte gerne Cultminister werden, 
wollte aber ohne Jegliche weitere Verhandlung mit Rom ohne Weiteres das Con- 
cordat aufheben. Cult-Minister wurde dann Prof. v. Hasner, ein Mann von 
Besonnenheit und ebrenwertbem Charakter. Jedoch ist auch er ein Gegner des 
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Coneordates, and sein Programm ISsst sich kurz dahin bezeichnen, auch in dieser 
Frage das Abgeordnetenhaus zu befriedigen. Aber es erkiftrte sich Herr von 
Hasner/ nach dem Wunsche des Kaisers zu vorgftngigen Verhandlangen mit Rom 
bereit. Es war inzwischen bereits Graf Crivelli als neuer Botschafter nach Rom 
abgegangen, zunächst um im Aligemeinen zo erkifiren, dass der Kaiser als katho- 
lischer Monarch aufrichtig bedauere, dass es ihm durch die seinen Völkern ver- 
liehene Verfassung unmöglich gemacht sei, das Concordat in seiner ganzen Aus- 
dehnung auszufahren. Auf den Wunsch des Kaisers wurde der Erzbischof Hay- 
näld von Kalocsa als Unterhändler in Rom aasersehen. Haynald hatte firfiher als 
Bischof von SiebenbQrgen sich einmal die kaiserliche Ungnade durch seine poli- 
tischen Ansichten und Bestrebungen zugezogen und in erzwungener Resignation 
eine Zeit lang als Erzbischof in partibus inf. -n Rom gelebt, galt aber, wenn 
auch nicht im eigentlichen Sinne, als Gegner des Concofdats, insofern als er 
allein auf der Versammlung aller Osterreichischen Bischöfe za Wien im Jahre 
1856 sich gegen die Zweckmässigkeit des Coneordates fQr Ungarn ausgesprochen 
und lieber den blossen Erlass einzelner Gesetze zur Aufhebung einiger kirch- 
lichen Beschriokungen Hür Ungarn, wo in mehrfacher Hinsicht sonst die Kirche 
grössere Rechte als nach dem Concordate hatte, wünschte. Von Rom aus gab 
man sogleich dem Erzbischof Haynald zu versteben, er möge die ihm angetragene 
Mission nicht Qbernehmen. Der Kaiser drang aber sodann in den Erzbischof, blos 
als seine Vertrauensperson nach Rom zu gehen, um dort die . schwierige Lage 
nSher darzulegen, in der sich der Kaiser in Bezog auf das Concordat befinde. 
Aber nach längeren Verhandlungen lehnte Erzbischot Haynald schliesslich ab, 
irgend welche Verhandiung mit Rom zu führen, die nach der AuflTassuog, die das 
jetzige Ministerium von der Sache gefasst habe, doch sich als zwecklos heraus- 
stellen würde. 

Es kommt also jetzt darauf an , ob der Kaiser Franz Joseph , wozu aber 
nach den bisherigen Erfahrungen wenig Aussicht ist, den Math haben wird, 
. die oben bezeichneten, vom Abgeordnetenbause vorbereiteten Gesetze, die 
wir später eingehend betrachten wollen, wenn sie vom Herrenhause mit 
Hülfe der neuen Pairs ebenfalls angenommen sind, kraft des auch dem eonsti« 
tutionellen Herrscher zustehenden Veto, — nicht zu sanctioniren. Treten jene 
projectirten Gesetze in Kraft, so ist das Concordat factisch aufgehoben und es geht 
Oesterreich Ober den Josephinismus hinaus ins Heidenthum zurück. Oesterreich 
verliert politisch die letzten Sympathien, die es in Deutschland noch vielfach hatte, 
die der Katholiken. Der Kirche gegenüber hat aber dieses Oesterreich auch 
jedes Recht auf Mnfktssnahme auf kirchlichem Gebiete, auf Besetzung 
der Bischofssitze und anderen Dignitäten und auf das kirchliche 
Vermögen verwirkt, 

(Schluss folgt.) 
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Kedaction: Professor Dr. Verfng sn Heidelberg. 



Das Ehehinderniss der bürgerlichen oder gesetzlichen Verwandt- 
schaft mit besonderer Beziehung auf Oesterreich. 

VoD Dr. Franz Lau r in, k. k. Hofcaplan and Universitätsprofessor in Wien. 

Die Blutsverwandtschaft (consangoinitas ^) war bei den Bömem 
doppelter Art, die cognatio naturalis, und die agnatio oder eognatio 
civilis sive legitima ^). Nur die letztere hatte die vollen civilrecht- 
lichen Wirkungen. Sie gründete sich darauf, dass die betreffenden 
Blutsverwandten unter ihrem gemeinsamen Stammvater mit einander 
durch das Band der patria potestas zu einer familiok im engeren 
Sinne (1. 195. §. 2. Dig. de V. S. 50. 16.) verbunden waren, oder noch 
verbunden wären, wenn ihr gemeinsamer Stammvater noch lebte. Blosse 
Cognation (naturalis cognatio) hingegen bestand zwischen denjenigen 
Blutsverwandten, die mit einander zwar die leibliche Abstammung 
gemein hatten, von dem Verbände einher gemeinsamen civilrechtlichen 
Familie jedoch ausgeschlossen waren. Inter adgnatos, so heisst es 
hierüber in 1. 10. §. 4. Dig. de grad. et affin., et cognatos hoc interest, 
quod inter genus et speciem; nam qui est adgnatus, et cognatus est, 
non utique autem, qui cognatus est , et adgnatus est ; alterum enim 
civile, alterum naturale nomen est 3). 

Zu den adgnati (agnaü) gehörten diejenigen Blutsverwandten, 
die ehelich erzeugt und überdies mit einander durch männliche Ab- 
stammung verbunden waren; hingegen zu den blossen cognaU wurden 
alle unehelichen Blutsverwandten, und von den ehelichen diejenigen 
gezählt, die mit einander nÄ: durch weibliche Abstammung verbun- 
den waren*). 

1) Diesen Ausdruck gebraucht das canouische Recht gewöhnlich (vgl. cap. 
1. 4' 5. 7. 8. X. de consang. et affin. IV. 14.); Jedoch aach schon das rOmisehe 
Recht, wie aus 1. 1. $. 10. Dig. de suis et legitim, haeredib. (XXXVIII. 16.) zu 
ersehen ist. 

2) L. 4. J. 2. Dig. de grad. et affin. XXXYIfl.-lO. 

3) Vgl. S. t. Inst, de legitim, adgnat. tutel. I. 15.; 1. 5. Dig. Unde legitimi. 
XXXVIII. 7. 

4) L. 4. J. 2. Dig. de grad. et affin.; vgl. 1. 12. %. 7; Dig. de rita napt. 
XXIII. 2.; Theophilus, Paraphrasis graeca Instit. Üb. I. tit.lO. S* 1. (ed. Reit^, 
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> Durch Emancipation schied man zwar aus der pcUria potestas 
und damit auch aus dem civihrechtlichen Familien- ^nd Agnationsver- 
bande ausf jedoch die natürliche Cognation behielt man trotz der 
Emancipation bei^). 

Die Agnation mit allen ihren civilrechtlichen Wirkungen konnte 
übrigens auch durch einen blossen juristischen Act, durch die Adop- 
tion, begründet werden^). 

Unter der Adoption ist nach dem römischen Becht derjenige ju- 
ristische Act zu verstehen, durch welchen jemand eine Person, die 
zu ihm rechtlich in dem Yerhältniss eines Kindes nicht stand, an 
Kindes Statt annahm s). 

Insofern die Adoptivkinder mit dem Adoptivvater blos durch 
Bande des Gesetzes, nicht auch durch jene der Natur zusammenhin- 
gen, Messen sie legitim, während die leiblichen ehelichen Kinder 
Intimi et naturales, bisweilen auch blos naturales genannt wurden^). 

Im canonischen Eecht heissen die Adoptivkinder gewöhnlich 
liberi oder filii legales^ 

Es gab in der Hauptsache zwei Arten der Adoption, die adoptio 
im engem Sinn und die adrogatio^). Die erstere fand statt, wenn 



Uagrae Com. 1751 tom. I. pag. 92 sq.); Puchta, Cursus der Institationen. 4. Aafl. 
Leipzig 1853—54. Bd. II. S. S14. 

1) L. 4. S. 10. D. de grad. et affin. Vgl. $. 3. Inst, de legitim, adgnat. 
toteh I. 15.; Rosabach, Untersochangen Ober die rOm. Ebe. Stattgart 1858. 
S. 443 f. 

2) L. 4. S- 2. Dig. de grad. et affln.; 1. 12. J. 4. Dig. de rita nupt. 
XXIII. 2. 

3) L 1. pr. Dig. de adopt.; vgl. Glück, Erläuterung der Pandecten. 2. Aufl. 
Bd. IL S. 340. 

4) S- 2. Inst, de adopt.; $. 2. Inst, de baeredit. quae ab intest. III. 1.; 
1. 5. Dig. de bis qui sui; vgl. Theophilus, Parapbr. graec. Inst. üb. L tit. 10. 
$. 1. — Wenn die liberi natitrales nicht den adoptivis entgegengesetzt wer- 
den, so sind darunter die unebelicben, nameDtlidh die Conenbinenkinder , im Ge- 
gensatze zu den ehelicben Kindern zu verstehen. So z. B. im Cod. de natura- 
libus liberis (V. 27.). Vergl. Mackeldey, Lehrbuch des ROm. Rechts. $. 131. 
Anm. a. 

5) Vgl. die GL Qttamdiu zum cap.. un. X. de cognat. legal. IV. 12.: 
Covaruvicu^ Epltome in quart. Lib. Decretal. part. IL cap. 6. n. 1. (Opp. ed. 
Venet. 1588, tom. L pag. 177.; Clericatus, De Matrim. decis. XXIV. n. 1. ed. 
Venet. 1716, pag. 242.; Soglia, Instic. Jan, priv. eccl. lib. IL oap. 9. {. 182.) 

6) Die sog. adoptio ex tribus maribus ist fQr den vorliegenden Zweck 
ohne Bedeutung, und wh'd daher an dieser Stelle Obergangen. Siehe Ober dieselbe: 
Puchta a. a. 0. Bd. IIL S. 155 f.; Yervng, Geschichte und Institutionen des rOm. 
Privatrechtes. 2. Aufl. Mainz 1867. S. 436. 
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ein fiUiisfamüicts^ die letztere, wenn ein homo mi juris adoptirt 
wurdet). 

Im weiteren Sinne versteht man unter adoptio auch die arro- 
gatio mit. 

Adoptiren und arrogiren im eigentlichen Sinne konnte aber nur 
ein Mann; denn die patria potestas konnte nur ein Mann bentzenr 
ein Weib nicht einnfial über ihre leiblichen Kinder. In solatium 
Uberorum amissorum konnte Wohl auch eine Frau adoptiren, jedoch 
ohne die patria potestas m erlangen, und nur durch besondere 
Bewilligung des Begenten^). 

Einige Interpreten des römischen Rechts behandeln bei dieser 
Gelegenheit auch die Frage, ob nach dem Justinianischen Hecht die 
Kleriker; namentlich die Priester, und die Regularen adoptiren konnten. 
Sie beantworten diese Frage, was die Kleriker überhaupt betrifft, 
bejahend, was jedoch die Jtegtdaren anbelangt, verneinend. So na- 
mettlich Zoesius^)^ welcher darüber sich äussert, wie folgt: Impe- 
ditur et monachus, cum per votum paupertatis omni se jure priva- 
verit, et per consequens jure patriae potestatis. Sacerdos non excludi- 
tur, etsi ducere uxorem per canones prohibeatur, cum gepierandi po- 
tentia iÜi adsit^j, ejusque liberum exercitium ante sacerdotimn 
habuerit % 

Was die rechtlichen Wirkungen der Adoption betrifft, so kom- 
men hier nicht die vermögensrechtlichen Folgen derselben, sondern nur 
das persönliche Verhältniss des Adoptirten oder Arrogirten zu dem 
Adoptivvater und dessen Familie in Betracht. Bei der Adoption im 
engeren Sinne wie bei der Arrogation trat der Adoptirte oder Arro-* 
girte in die väterliche Gewalt des Adoptivvaters und damit in dessen 
Agnatenkreis ein, wurde also mit diesem und dessen Agnaten bürgerlich 
verwandt, hörte dagegen auf, in seinem früheren Agnatenverbande zu 
stehen, und blieb bloss,er Cognat seines leiblichen Vaters und seiner 
übrigen Blutsverwandten''). Die Kinder des Arrogirten,. nicht aber 



1) L. 4. Dig. de bis qiii sui. I. 6.; Puchia a. a. a. Bd. I. 8. It8. Anm. 
d.; Arndts j Lebrboeb der Pandekten. 5. Aafl. MQncben 18^4—65. S* 427. 

2) L. 1. S. 1. Dig. de adept; 1. 2. eod.; {. 1. Inst. eod. 

8) L. 5. Cod. de adopt.; $. 10. Inst. eod. "^ 

4) C^mment ad Dlg. Üb. K tit 7. n. 7., ed. BruxelL 17^8, pag. 41. 
5> Dies ist mit R&ciisiobt auf |. 4. 9i Inst, de adopt., und 1. 40. $. 2. DIg. 
eod. gesagt. 

6) Vgl. nocb TMhimt, System des Pflsdekten-Redits. Jena 1846. Bd. II. 
f. 177. 

7) L. I. pr. I. 15 pr. Dig. de adopt.; 1. 1. f. 4. Dig. Unde eagnati. 

13* 
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auch die des in Adoption Gegebenen, gehen mit in die väterliche Ge* 
walt des neuen Hausvaters über i). 

Bei der Arrogation bleiben diese Wirkungen auch im neuesten 
rdnüschen Bechte. Bei der Adoption im engeren Sinne machte aber 
Kaiser Justinian in L 10. Cod. de adoptionibus (8. 48. v. 1. Sept. 530) 
eine Aenderung. Damach sollen, wenn ein Vater seinen Uiblicheti 
Sohn oder seine leibliche Tochter in Adoption gibt, die früheren Wir- 
kungen der adoptio nur dann eintreten, wenn der Adoptirende ein 
leiblicher Ascendent des betreffenden Kindes ist (sog. adoptio plena) ; 
wenn er dies jedoch nicht ist, so soll das Kind in der bisherigen pa- 
tria potestas und dem bisherigen Agnatenverbande bleiben, und die 
ganze Wirkung der Adoption sich darauf beschränken, dass der Adop- 
tirte ein IntestatErbrecht gegenüber dem Adoptivvater erlangt (sog. 
adoptio minus plena ^). 

Die Canonisten, insbesondere die älteren, fassen die adoptio plena 
gewöhnlich mit der arrogatio zusammen, und nennen die adoptio 
minus plena od^r imperfecta schlechtweg: adoptio; und so unterschei- 
den sie dann nur die arrogatio und die adoptio^). 

1) $. 11. Inst, de adopt. 1. 11.; I. 2. (. 2. I. 15. pr. {• i* 1. 40 pr. DIg. 
eod. 1. 7. 

2) f. 14. Inst, de haered. quae ab intest. 3. 1. „ . . . constitationem [I. 10. 
C. de adopt. 8. 48.] scripsiirius, per quam deflnivirnas, quando parens naturalis 
fllium säum adoptandum alii dederit, integra omnia Jura ita servari, atque si in 
patris naturalis potestate permansisset, nee penitus adoptio füerit snbsecuta, nisi 
. . ut possit ab intestato ad patris adoptivi venire successionem.'* Desbaib 
wird diese adoptio tnvnua plena genannt, im Gegensatze zu der Jetzt sogen. 
plena adoptio, wo Jemanden, wie es a. a. 0. weiter heisst, ein ^P^rens natu- 
ralis adopundum susceperit: ntroque enlm Jure, tarn naturaU quam legitimo, in 
hae persona concurrente^ pristina Jura taii adoptioni senravimus."' Im Uebrigen 
vgl. Mackeldey a. a. 0. {• 552. 

3) So schon die 61.: Quod autem zum Dict. Grat. init. C. XXX. q. 3., 
welche sich in dieser Beziehung folgender Massen ausspricht: Legalis cognatio 
est, quae fit per arrogationem vel per adoptionem. Dicimur autem arrogare illum, 

« qui sui juris est, et per arrogationem transit in nostram potestatem. Adoptare 
dicimur illum, qui est hi alterius potestate et non transit in nostram potestatem. 
Ebenso die 61.: Quamdiu zum cap. un. X. de cognat. legal. IV. 12.; Tancred 
(Summa de matrim. tit. 22., ed. Agath. Wtmderlich, 6dtting. 1841, pag. 39.); 
6uil. Durantis (zum Tit.: de cognat. legal, n. 1., in dessen Speadtun Juris, 
üb. IV. part. 4., ed. Alex, de Nevo, Francof. 1612, tom. II., part. 3. et 4. 
pag. 445.); Outierrez (Canonicae quaestiones, cap. 102. n. 3., ed. Venet. ,1618, 
pag. 270.)^ Papst Benedict XIV., weldier namentlich (De Synod. dioeclib. IX. 
cap. 10. n. 4.) darüber sagt, wie folgt: Distinguunt islae (sc. leges dviles), sicut 
et ^tiam olim füerat apud Romanos, duas species adoptionis, unam perfectam, 
quae dicitur adrogatio, alteram imperfectam, quae adoptio simplex, et in spede 
etiam, appeUatur. Vgl. Jnetructio pro jud. eecl. Imp. austr. S« 28. 
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Die oben erwähnte Adoption von Seiten einer Frau bewirkte 
keine väterliche Gewalt, folglich auch keine Aenderung des seit- 
herigen Familien- und Agnations Verbandes des Kindes; wohl aber 
ein gegenseitiges Erbrecht zwischen diesem Kinde und der dasselbe 
adoptirenden Frau *). 

Aufgelöst wurde die Adoption durch dieselben Acte, durch 
welche überhaupt die patria potestas aufgehoben wurde ^), namentlich 
durch die EmancipcUion und die doMo in adoptionem % . 

Es lag nun aber sehr nahe, die durch die Adoption begründete 
bürgerliche Verwandtschaft auch als Ehebinderniss, in ähnlicher Weise, 
wie die leibliche Verwandtschaft, zu berücksichtigen*). Und in der 
That, es hat das römische Becht auf Grund der Adoption, insofern 
dieselbe Familienverhältnisse bewirkte, auch ein Ehebinderniss aufge- 
stellt. Und zwar hat es dieses Ehebinderniss über die Grenzen der 
durch die Adoption begründeten Agnation hinaus auch auf einige solche 
Personen ausgedehnt, die in Folge der betreffendei) Adoption mit 
einander durchaus nicht bürgerlich verwandt waren. Dies war na- 
mentlich der Fall ZTvischen der Oattin des Adoptirenden einerseits 
und dem Ädoptirten andererseits, und ebenso zwischen der GatHn 
des Ädoptirten einerseits und dem Adoptirenden andererseits. Diese 
Personen waren zwar ehedem, als mit der Ehq regelmässig auch ein 
üebertrit der Frau in die manus, d. h. in eine der väterlichen Gewalt 
ähnliche Herrschaft des Mannes, verbunden war, in Folge dessen mit 
einander allerdings bürgerlich verwandt. Die Frau des Adoptirenden 
war hierbei dem Ädoptirten gegenüber Schwester, die Frau des Ädop- 
tirten dem Adoptirenden gegenüber Enkelin *). Seitdem aber die wäh- 
rend der Bepublik immer seltener gewordene Manusehe in der Kaiserzeit 
ganz aufgehört hatte, und die Ehe stets ohne die manus vorkam, trat 
auch zwischen den eben genannten Personen keine Agnation mehr ein. 
Aber dennoch hat auch das spätere Becht das Ehebinderniss zwischen 
den oberwähnten Personen aufrecht erhalten. In 1. 14. pr. §. 1. Dig. 



1) L. 10. Inst, de adopt. 1. 11., 1. 5. Cod. eod. 8. 48., 1. 20. {• 3. Dig. de 
inofflc. testamenfo 5. 2« 

2) Darüber siebe: Mackeldey a. a. 0. §• 561 IT.; Arndts a. a. 0. S* 426.; 
Puchta a. a. 0. Bd. III. S. 157 ff.; Vering a. a. 0. S. 438 f. 

3) Vgl. S. 8. Inst, de adopt.; 1. 9., 1. lO.pr. Cod. eod.; Zoesim Leu. 19. 

4) Vgl. 1. 26. Cod. de nupt. V. 4.; Brouwer, De jure cODDUbiorom. Am- 
stelod. 1665, pag. 419 sq., pag. 463.; Schlegel, Kritische and systeniat. Dar- 
stellang der verbotenen Grade. Hannover 1802, S. 608 ff., S. 614 ff., S. 697. ff. 

5) Vgl. Rossbach a. a. 0. S. 53 ff. 
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de ritu nupt. (XXTTI. 2.) heisst es darüber : »Adoptivus filius — eam, 
quae patns adoptivi uior fuit^), ducere non potest, quia norereae *-*) 
looQm habet. Item si quis filinm adoptaverit, nxcnrem ejosdem, qnae 
nnrus^ loco est, nequidem post ^nancipationem iilii ducere potent, 
quoniam aliqaando ei nurns fuit. 

Aus der eben angeföhrten Stelle erhellt zugleich, wie das rö- 
mische Becht dem Grundsatz: Adoptio naturam imUeUm^) gemäss, 
obschon sonst die Adoption keine bürgerliche Schwägerschaft be* 
wirkte *), ^och in Betreff der Eheschliessung aus der Adoption eine 
Art bürgerlicher Schwägerschaft entstehen liess % 

Ja selbst mit der MuUerschwester (matertera '^) des Adöptiren- 
den konnte der Adoptirte keine Ehe eingehen, obschon er mit der- 
selben durch die Adoption nicht einmal zu der Zeit bürgerlich ver- 
wandt wurde, als noch die Manüsehe im Gebrauche war. Patris 
adoptivi mei — materteram — uxorem ducere non possum, so 
heisst es in 1. 55. §. 1. Dig. de ritu nupt. 

Aus dem allem ist klar, dass das römische Eecht, was den 
umfang des in Bede stehenden Ehehindernisses anbelangt, nicht so 
sehr die durch die Adoptio» bewirkte Agnation, als vielmehr die 
Analogie der leiblichen ehelichen Zeugung sich zur Bichtschnur 
genommen hat^). 



1) Warum es hier heisse: fuit, und nicht: est, ist von selbst klar. So 
lange sie patris adoptivi uxor est, lcaI^) sie der Adoptivsohn auch schon wegen 
des bestehenden Ehebandes nicht belrathen. Vgl. $. 6. 7. inst, de nupt. 1. 10. 

2) D. i. Stiefhiotter. Qxor mea, sagt 1. 4. §. 6. Dig. de grad. et affin., Übe- 
ris, quos ex alia uxore habeo^ noverca didtnr, liberi mei illl privigni. 

3) D. i. Schwiegertochter. Pater mens, so cit. I. 4. $. 6., oxoris meae 
socer est, haec illi nnros. \ 

4) S- 4. Inst, de adopt. 

5) L. 4. S. 10. Dig. de grad. et affin* 

6) Vgl. Franc. Hotmanus, De veteri ritu nupt. eap. 4. (in: Barnab. Bris- 
sonii, Ant« et Franc Hotmani, De veteri ritu nupt. et Jure connub. Lugd. Batav. 
1641, pag. 460.); G^ÄcÄa.a. O.Bd.XXllI.S.399.; Lang im Archiv für civil. Praxis. 
Bd. XXI. S. 296., 299. Daher sprechen die Canonisten, wenn sie von de« durch die 
Adoption bewirkten Ehehinderniss handeln^ nicht mit Unrecht auch von einer civilis 
affinitas. So namentlich Bernhard von Pavia, Summa JDecretalium, 
lib. IV. i\U 12. cap. un. 8. 2 — 4; ed. Laspeyres, Ratisbon. 1861, pag. 162.); 
Tancred iSumma de Matrim. tit. 22.; ed. Wunderlich, Gölting. 1841, p. 41.); 
der hl. Raymund von Pennaforte, {Summa Decretalium, Jib. IV. tit. 8. 
S. 2.; ed. Veron. 1744, ^Bg, 497). Vgl. srnth InstruCtio pro jüdiciis eccif Imp. 
austr. quoad eaus. matrim. $. 28., welcher Qberschrie^en Ist: Cognatio'afflni' 
tasque civilis. 

7) L. lOi. S. 14. t^ig. de grad. et affin. 

8) Vgl. J. 1. 2. 5. Inst, de nupt. 1 10. 
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Welch ein grosses Gewicht man auf dieses Ehebinderniss legte, 
geht schon daraus hervpr, dass man es zwischen jenen Personen, 
die in Folge der Adoption zu einander in das Yerhältniss von Eltern 
und Kindern getreten waren, auch dann noch fortbestehen liess, 
nachdem das Band der Adoption schon gelöst, und damit auch die 
durch die Adoption bewirkte Agnation erloschen war i). 

Der innere Grund dieser gesetzlichen Bestimmung war die 
Erhabenheit die schon in dem blossen Namen von Vater und Tochter 
u. s. w. lag , welche Namen man zu entweihen förchtete, wenn man 
zwischen denen, welche dieselben einmal geführt hatten, jemals 
den geschlechtlichen Verkehr zulassen würde. Aioxüvlaft(o ya?» so 
bemerkt darüber Theophüus^)^ ttjv vüv fteT-Jjv ij icaXai tou icaTpöc 
xal uanTcoü 7tpoc>)Topia d. h. diejenige, die jetzt Adoptivtochter oder 
Adoptivenkelin ist, muss sich auch nach aufgelöster Adoption mit 
demjenigen, der ehedem ihr Adoptivvater oder Adoptivgrossvater ge- 
wesen, die Ehe einzugehen schämen ^). 

Ausserdem war zu besorgen, dass der Adoptivvater, von dessen 
Willkühr die Lösung des Adoptionsnexus abhing*), das innige Ver- 
hältniss zu seiner Adoptivtochter sehr leicht zur Befriedigung der 
Sinnenlust missbrauchen würde, wenn es ihm frei stunde, die betref- 
fende Person nach erfolgter Auflösung der Adoption zu ehelichen 5). 

Was nun den Umfang des in Bede stehenden Ehehindernisses im 
Einzelnen anbelangt, so war die Ehe auch nach Auflösumg der Adop- 
tion verboten 

1. zwischen dem Adoptirenden einerseits und allen denjemgea, 
die in Folge der Adoption zu ihm in das Verhältniss von Tochter, 
Enkelin u. s. w. getreten waren, andererseits. Dies folgt aus dem §. 1. 
Inst, de adopt., welcher also lautet: Inter eas — personas, quae 



t) S. 1. Inst, de nupt.; 1. 14. pr. {• 1- Dig. de ritu nupt. 

2) Paraphr. graec. Inst. üb. 1. tit. 10. J. 1., ed. dt. pag. 93. 

3) Vgl. 1. 14. $. 2. Dig. de ritu nupt.; 1. 26. Cod. de nupt. 

4) Vgl. I. 9. IQ. pr. Cod. de adopt. 

5) Treffend bemerkt hierüber Franc, Hotmanua (1. c): Quae per adop- 
tionem ttJia neptlsve esse coepit, duci uxor non polest, etiamsi adoptio dissoluta 
Sit. — Prioris juris (d. i. durante adoptione) aequitas orta ex nominum et appel* 
lationum sanclitate videtur, ne, qui pater avusve dicltur, filiam neptemve in ma- 
trimonio habeat. — AUerius vero (sc. juris, d. i. soluta adoptione) haec, pudoris 
et honestatis publica ratio, ne qua susplcio nascatur, adoptatorem idcirco puellam 
emancipasse, ut, quae clam placuerat, ea palam atque tperte fYueretur. Vergl. 
Cvjacius, Comment. in Lib. XXXV. Pauli ad Edictum, ad I. 14. de ritu nupt. 
et I. 37. de adopt. (Opp. postb. ed. Lut. Paris. 1637, tom. IV. co)./593.); Lang 
a. a. 0. S. 297. 
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parentom liberorumTe locum inter se obtinent, contrahi nuptiae non 
possnnt: veluti inter patrem et filiam, y^el avum et neptem, vel 
matrem et filium, vel aviam et nepotem, et usqüe in infinitum. Et si 
tales personae inter se coissent, nefarias atque incestas nuptias con- 
.traxisse dicuntur. Et haeo adeo vera sunt, ut quamvis per adoptionem 
parentum liberorumve loco sibi esse coeperint, non possint inter se 
matrimonio jungi, in tantum, ut etiam soluta adoptione id juris per- 
maneat. Itaque eam, quae tibi per adoptionem filia vel neptis esse 
coeperit, non poteris uxorem ducere, quamvis eam emancipaveris ^). 
Von der Ehe des Adoptivurgrossvaters mit der Adoptivurenkelin 
sprechen die Quellen nicht, weil solche Ehen wegen des grossen 
Altersunterschiedes zwischen diesen Personen ohnehin im Leben nicht 
so leicht vorkommen 2). 

2. Zwischen dem Adoptirenden einerseits und der Wittwe des 
Adoptirten andererseits; desgleichen zwischen dem Adoptirten 
einerseits und der Wittwe des Adoptirenden andererseits. Dies er- 
hellt aus 1. 14. pr. §. 1. Dig. de ritu nupt., wo es in dieser Be- 
ziehung also heisst: Adoptivus filius, si emancipetur, eam, quae 
patris adoptivi uxor fuit, ducere non potest, quia novercae locum 
habet ^). Item si quis filium adoptaverit, uxorem ejusdem, quae nurus 
loco est, nequidem post emancipationem filii ducere poterit, quoniam 
aliquando nurus ei fuit 4). 

Was hier von der Wittwe des Adoptivvater« und des Adoptiv- 
Sohnes bestimmt wird, galt auch von der Wittwe des Aäo^üvgross- 
Vaters und des AioptivenJcels , desgleichen von jener des Adoptivwr- 
grossvaters und des AAo^txvurenkels. Nunc videamus, so heisst es 
darüber in 1. 14. §. 4. Dig. de ritu nupt., quomodo noverca — et 
nurus intelligantur, ut sciamus, quasnon liceat ducere. Quidam no- 
vercam per se patris uxorem, et nurum filii uxorem — intelligunt. 
Sed quoad hanc causam verius est, nee avi uxorem, nee proavi duci 
posse^). — Nurus quoque appellatione non tantum filii uxor, sed et 

1) VgJ. 1. 55. Dig. de ritu nupt. XXllI. 2.; TheophiluSj Paraphr. graec. 
iDSt. üb. I. tit. 10. S- Im ed. cit. pag. 93. 

2) Vgl. Ro88bach a. a. 0. S. 440. 

3) Der Widersprucb, der zwischen dieser Stelle einerseits und der 1. 23. 
Dig. de adopt. und §• 7. Inst, de nupt. andererseits zu liegen scheint, verscbwin- 
det, wenn man bedenkt, dass in der ersteren Stelle von der durch die Adoption 
begründeten Agnation, in den zwei letzteren Stellen aber von dem aus der Adop- 
tion fiiessenden Ebebinderniss die Rede ist. Vgl. Lang a. a. 0. S. 300 f. 

4) Vgl. 1. 23. Dig. de adopf. 

5) Dazu macht Dionya. Gothofredus ad cit. 1. not. d. folgende Bemer- 
kung: Patris, avi et ulterius, sive naturalis sive adoptivi, uxores mihi sunt^ 
novercae. 
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nepotis et pronepotis continetur^), licet qoidam has pronuros ap- 
pellant«). 

Bios für die Dauer der Adoption war die Ehe verboten 
1. zwischen den Adoptivgeschwistern, namentlich 
a) zwischen dem Adoptivsohn einerseits und der leiblichen ehe- 
lichen Tochter des Adoptirenden andererseits , desgleichen zwischen 
der Adoptivtochter einerseits und dem. leiblichen ehelichen Sohne des 
Adoptirenden andererseits, wofern die beiden betreffenden Personen, 
in der patria potestas und Familie des Adoptirenden sich befanden. 
War dagegen das leibliche eheliche Kind des Adoptirenden bereits 
emancipirt , so konnte es mit dem Adoptirten ohne weiters die 
Ehe eingehen. War der Adoptirte emancipirt, so konnte er die leib- 
liche eheliche Tochter seines gewesenen Adoptivvaters auch schon 
deshalb ehelichen, weil durch seine Emancipation die Adoption selbst 
aufgelöst war. Sed si qua, so verordnet darüber §. 2. Inst, de nupt., 
per adoptionem soror tibi ^) esse coeperit, quamdiu quidem constat ^) 
adoptio, sane inter te eteam nuptiae consistere non possunt; cum 
vero per emancipationem adoptio sit dissoluta, poteris eam uxorem 
ducere. Sed et si tu emancipatus fueris, nihil est impedimento nuptiis. 
Et ideo constat 5) j si quis generum^) adoptare velit, deberö eum 
antea filiam suam emancipare "^j, et si quis velit nurum adoptare, 
debere eum antea filium suum emancipare ^). 



1) üxor nepotis, so bemerkt darüber Dionya, Gothofredus ad cit. I. 
not. z,, et ulterios uxores mibi narus sant. 

2) Vgl. Lang a. a. 0. S. 298 ff. 

3) Se. filio naturali et legitime adoptantis. 

4) D. i. bestebt oder wSbri;. Vgl. Simon. Schardii htnicon iurid., verb.: 
constare. 

5) Hier so viel als : certum oder manifestam est. Vgl. 1. 8. J. 10. Dig. de 
transact. \l 15. 

6) Socer (Scbwiegervater) oxoris meae pater, ego illias sam gener (Schwie- 
gersobn), so 1. 4. S 6. Dig. de grad. et affin. 

7) Wie Kaiser Claudius L (41—54) getban hat, indem er, da er seinen 
Schwiegersohn Nero adoptiren wollte, seine mit diesem vermlblte Tochter Oc- 
tavia emancipirte. Vgl. Bio CasHus, Hist. rom. lib. LX. cap. 38. (ed. Harn- 
bürg. 1750, tom. II. pag. 971.).* 

8) Vgl. 1. 17. pr. S. 1. Dig. de rito nupt.; 1. 9. {• 4. l>\g. de über, et 
poslbum; XXYIIL 2. Kaiser Leb VI (886—911) hat zwar durch die Nov. XXIV. 
die Ehe zwischen dem Adoptirten und dem leiblichen ehelichen Kinde des Adop- 
tirenden für immer untersagt; diese seine Verordnung jedoch hat im canon. 
Rechte der lateinischen Kirche kehie Aufhahme geftoden. Vgl. c. 1. 6. C. XXX. 

-qo. 3.; cap. on. X. de cognat. legal. (IV. 12.). 
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b) Zwischen dem Adoptivsöhne und der Adoptivtochter eines 
und desselben Adoptivvaters ^). 

2. Zwischen allen jenen Personen , welche zu einander durch 
die Adoption in das Verhältniss von Oheim und Nichte, von Tante 
und Neffen, dgl. gekommen sind^), vorausgesetzt, dass sie Agnaten 
waren. Namentlich war dies der Fall 

a) zwischen dem Adoptivenkel einerseits und der leiblichen 
ehelichen Tochter des Adoptivgrossvaters, im Verhältniss zu jenem 
amita adoptiva^), andererseits; ebenso zwischen dem Adoptivurenker 
einerseits und der leiblichen ehelichen Tochtei des Adoptivurgrossvaters, 
im Verhältniss zu jenem magna amita adqptiva^)^ andererseits. Ami- 
tam quoque, so heisst es hierüber in 1. 17. §. 2. Dig. de ritu nupt., 
— item magnam quoque amitam prohibemur uxorem ducere. — Uti- 
que autem amitam et amitam magnam prohibemur uxorem ducere, 
etsi per adoptionem nobis conjunctae sint^). 

Dasselbe galt selbstverständlich auch von der Adoptivenkelin 
und dem leiblichen ehelichen Sohn des Adoptivgrossvaters, im Ver- 
hältniss zu jener patruUs adoptivus^), andererseits; desgleichen von 
der AdoptivurenkeUn einerseits und dem leiblichen ehelichen Sohn 
des Adoptivurgrossvaters, im Verhältniss zu jener magnus patrtms 
adoptivus*^, andererseits. 

Dass aber zwischen den hier genannten Personen das Ehehin- 
demiss Mos während der Dauer des Adoptionsnexus bestand, ergibt 
sich aus 1. 55. §. 1. Dig. de ritu nupt., wo es darüber heisst: Patris 
adoptivi mei — neptem ex filie uxorem ducere non possum, scilicet, 
si in familia ejus sim; alioquin, si emancipatus fuero ab eo, sine 
dubio nihü impedit nuptias, scilicet, quia post emancipationem ex- 
traneus intelligor. « 

b) Zwischen dem einen Adoptivsohn und der leiblichen ehe- 
lichen Tochter oder Enkelin des andern, sowie auch zwischen der 



1) Vgl. Lang t. a. 0. S. 501 f. 

2) Man bezeichnet das Verwandtechaflsverhaitniss zwischen diesen Petso* 
nen mit dem Ansdrucic: respectus parentelae* Vergl. Mackeldey a.^a, 0. 
S. 129. Anm. b. 

8) Vgl. I. 10. S. 14. Dig. de grad. et affin. 

4) Vgl. I. 10. S. 15. Dig de grad. et affin: 

5) Vgl. S« 5* Inst, de napt.; hierzu Theopküus, Paraphr. graec., ed. cit. 
pag. 98.; ferner Glück a. a. 0. Bd. Xülll S. 400. 

6) Vgl. I. 10. S. 14. Dig. de grad. et affin: 

7) Vgl. I. 10. |. 15. Dig. eöd. 
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Adc^tivtochter und dem leiblichen ehelichen Sohn oder Enkel des 
Adoptivsohnes ihres gemeinsamen Adoptivvaters i). 

3. Zwischen dem Adoptivsohn einerseits und der Mutler und 
Mutterschwester des Adoptivvaters andererseits. Si filium adoptave»o, 
heisst es in dieser Beziehung in 1. 23, Dig. de ädopt., uxor mea illi 
matris loco non est; neque enim adgnascitur ei, propter quod nee 
cognata ejus fit. Item nee mater mea aviae loco iUi est; quoniam 
his, qui extra fariiiliam meam sunt, non adgnascitur: sed flliae meae is, 
quem adoptavi, frater fit, quoniam in familia mea est filia: nuptiis 
tamen etiam eorum prohibitis. 

Unter eorum sind hier einerseits der Adoptivsohn und anderer- 
seits des Adoptivvaters Wittwe und Mutter zu verstehen, und die 
Worte nuptiis tamen etiam eorum prohibitis logisch mit: quoniam 
his^ qui extra familiam meam sunt^ non adgnascitur zu verbinden, 
wie dies schon aus den Partikeln: tarnen etiam sich ergibt, welche 
das in den Worten : nuptiis tamen etiam eorum prohibitis enthaltene 
Eheverbot als eine Ausnahme Von der vorangeführten Regel dar- 
stellen 2). Demnach hat die angefahrte Stelle folgenden Sinn. Ob^ 
schon der Adoptirte weder mit der Gattin noch mit der Mutter 
des Adoptirenden bürgerlich verwandt ist, so darf er dennoch mit 
keiner von ihnen die Ehe eingehen 3). 

Patris adoptivi mei, so heisst es ferner in 1. 55. §. 1. Dig. de 
ritu nupt. auch in Betreff der Matterschwester des Adoptii'enden, 
patris adoptivi mei matrem aut materteram — uxorem ducere 'non 
possum, scilicet, si in familia ejus sim ; alioquin si emancipatus fuero 
ab eo, sine dubio nihil impedit nuptias, scilicet, quia post emancipa- 
tionem extraneus intelUgor. 

Viele halten das Wort: aut ^materteram fflr unecht und be- 



1) Vgl. Brouwer l. c. lib. II. (sap, 7. rt. IL (ed. dt. pag. 43.); Lang 
a; :«. 0« a 308i 

2) Aehnlicbe Wortversetzungen, die in den Pandefttea ausserdem ndeb vor- 
kinamen, sind abgeführt in van ^Bynkershoek, Obeer^'ätiMles jur. rem., lib. IL 
cap. 14., lib. III. cap. 5. and lib. IV. eap.. 5. (ed. Heinicdos, Francof. et Ups. 1793, 
tom. I. pag. 111.^ 157. und 231.); Xebrigens kommen derartige Wortversetzan^ 
gen aueb im Corpus juris canonici vor. Vgl. cap. 9. X. de Judaeis. V. 6.; 
bierzu Hostienais Comment. in Decretal. IIb. V. tlL 6. cap. 9. ö. 1. (ed. Venet. 
1581. fei. 31.) 

3) Vgl. CujaciuSj Commenr. in Lib. XXXV. Pauli ad Edictum, ad 1. 14. de 
ritu mipt., et 1. 37. de adopt. (Opp. posth. ed. Lutet. Paris. 1637, tom. IV. coL 
592 sq.); Po^Aeer, Pandectae Justinian. ifl nov. ord. digest. (Paris. 174S.) lib. L 
tit. 7. n. 26.; Glück ä. a. 0. Bd. XXIIL S. 411.; La^g a. a. 0. S. 301. Anm. 64. 
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haupten, es sei aus der Glossa in den Text eingeschoben wordien^). 
Allein dieser Behauptung stehen nicht blos, wie Lang^ bemei'kt, 
die sämmtlichen Handschriften der Pandekten, in denen jenes Wort 
vorkommt, sondern auch die Basiliken^) entgegen, welche unter den 
Personen, mit denen der Adoptirte keine Ehe eingehen dürfe, aus- 
drücklich auch die Mutterschwester des Adoptirenden , in derselben 
Weise^ wie die bezogene Fandektenstelle, anfahren. Ouxe, so heisst 
es darin*), 6 ftsTÖt; utog ttjv toö ftaToö icatpöt; ikr^kpa ^ x-qv idaXfijv 
auT^C (sc. Xa)ißavei yajiaTijv *). 

Keineswegs aber war die Ehe verboten 

a) zwischen dem Adoptirten einerseits und den uneheUchen 
Kindern des Adoptirenden andererseits, indem die letzteren nicht in 
der pixtria potestas ihres Erzeugers standen und in Folge dessen auch 
nicht zu dessen Familie gehörten*). 

ß) Zwischen dem Adoptivsohn und des Adoptivvaters saror 
uterina d. i. Halbschwester von mütterlicher Seite''). Pari ratione, 
so heisst es hierüber in 1. 12. §. 4. Dig. de ritu nupt., et sororem 
patris mei adoptivi possum ducwe, si non fuit eodem patre nata®). 
Der Grund hiervon lag darin, dass die saror uterina des Adoptirenden 
nicht zu dessen Agnaten gehörte^). 

i) Zwischen dem Sohne der leiblichen ehelichen Tochter des 
AdoptirendcB einerseits, und der von diesem an Tochter Statt adop- 
tirten Frau, im Verhältniss zu jenem matertera adoptiva (Adoptiv- 
mu])me ^% andererseits. Dies folgt aus §. 5. Inst, de nupt., wo unter 



1) Vgl. Franc* Hotomanus, Responsiones amicabiles, lib I. cap. 10. (in 
seinen: Observationes in Jas civile, Basil. 1589. pag. 238.). 

2) A. a. 0. S. S03. 

3) D. !. die unter Kaiser Leo VI. (886—911) mit öffentUcher Aoctorität 
veranstaltete griechische Verarbeitung der Justinianischen Gesetze. Vgl darQber 
Gräaae, Lehrbuch einer ailgem. Literfirgeschichte, Bd. II. Abth. 1. S. 599 ff.; 
Puchta a. a. 0. Bd. I. S. 712 ff.; v. Vangerow a. a. 0. S* 2. Anm. 3. Nr. 6. 

4) Basilicorum lib. XXVIII. tit. 5. const. 8. (ed. Heimbacb, Ups. 1833^ 
bis 1850, tem. lU. pag. 202.). 

5) Vergl. const 7. eod.; ferner: Cujadua 1. c col. 593.; Janus a Costa, 
Comment. instit. lib 1. tit. 10. f. 1. (ed. van de Water, Lugd. Batav. 1744, 
pag. 62.); Brouwer 1. e. lib. < II. cap. 7. n. 12.; Glück a. a. Bd. XXIII. 
S. 412 f.; Lang a. a. 0. S. 298 ff., S. 303.; Rossbach a. a. 0. S. 442 f. 

6) Vgl. oben S. 193. 

7) Puchta a. a. 0. Bd. II. S. 308. Anm. b. 

8) Vgl. Glück a. a. 0. S. 409. 

9) Allerdings aber gehörte zu ihnen dessen aoror consanguinea, d. i. 
Halbschwester voo väterlicher Seite. Vgl. 1. 10. f. 6. Big. de grad. et affin. 

10) Vgl. !. 10. f. 14. Dig. de grad. et alfia. 
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den Personen, mit denen der Adoptirte keine Ehe eingehen könne, 
nur die amita adoptiva und magna amüa adqptiva, keineswegs aber 
die materterä adoptiva oder magna matertera adoptiva angefahrt 
'werden^). Und dies zwar aus dem Grunde, weil die Eonder der 
Tochter nicht Agnaten des Vaters dieser Tochter sind'^). 

Aus demselben Grande war die Ehe auch schon während der 
Dauer der Adoption erlaubt 

9) zwischen dem leiblichen ehelichen Sohne des Adoptirenden 
einerseits und der leiblichen Tochter der von diesem adoptirten 
Frau andererseits. Adoptivae sbroris, so heisst est in Betrefi dessen 
in 1. 12. §. 4. Dig. de ritu nupt., fiUam possum uxorem ducere ; cog- 
nata enim mea non est filia ejus, quia ayunculus^) nemo fit per 
adoptionem *). 

Dass endlieh 

e) die Ehe zwischen den Kindern der J.(2(]{p^t;geschwister 
keinesfalls untersagt war, folgt schon daraus, dass sie selbst zwischen 
den Kindern leiblicher (Geschwister erlaubt war. Duorum autem, so 
heisst es darüber im §. 4. Inst, de napt., firakum vel sororum liberi, 
vel jQratris etsororis, conjungi possunt^. 

Aus dem Gesagten ersieht man, dass nach dem römischen 
Rechte auf Grand der Adoption die Ehe zwischen allen jenen Per- 
sonen yerboten war, zwischen denen sie, wenn for die Adoption die 
leibliche eheliche Zeugung stattgefunden hätte, wegen der Blutsver- 
wandtschaft oder Schwägerschaft yerboten sein würde ^) , mit Aus- 
nahme der oben unter f und i angefahrten Fälle, in denen die Ehe- 
schliessung wegen Abgangs der Agnation gestattet war, während sie 
in Folge der leiblichen ehelichen Zeugung nach §. 3. Inst, de nupt. '^) 
würde untersagt sein^). 

1) Vgl. hierza Theophüua^ Paraphr. graec, ed. dt. pag. 08 sq.; Glück 
a. a. 0. S* 409.; Lavig a. a. 0. S. 304. 

2) Vgl. oben S. 103. 

3) Avuncalos est matris fTater. L. 10. $. 14. Dig. de grad. et affin. 

* 4) Vgl. $. 5. Inst, de nupt.; dazu TheophUua, Paraphr. graec, ed. dt.' 
pag. 06.; Glück a. a. 0. S. 408. Anm. 81. 

5) Vgl. 1. 3., 1. 67. $. 1. Dig. de ritu nupt; l 10. Cod. de nupt. V. 4.; 
Theophüus, Paraphr. graec. Inst. lib. I. tit. 10. $. 4. (ed. dt. pag. 06.); Glück 
a. a. 0. S. 316 ff.; Rosabach a. a. 0. S. 443. 

6) Vergl. Rossbach a. a. 0. S. 439.; Lang a. a. 0. S. 296 ff., S. 209. 
Anm. 60m S. 301., 304., 449 f. 

7> Fratris vero vel sororis flllam niorem ducere non licet; sed nee neptem 
fratris vel sororis qnis dacere potest. 

8) Das in 1. 60. S* 3. 7. Dig. de rita nupt. enthaltene Verbot der Ehe 
zwischen dem Adoptivsohn and der gewesenen MQndel (pQjMla) des Adoptivvaters 
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Fragt man nun, von welcher Art das vom röm. Becht auf Grund 
der Adoption aufgestellte Ehehindemiss gewesen, ob nämlich, wie man 
im canonischen Bechte sagt, ein blos verbietendes ^ impedimentuna 
mere impediens seu prohibens, oder ein trennendes, impedim<entum 
dirimens, so ist gewiss, dass es ein trennendes gewesen sei. Dies er* 
giebt sich aus §. 12. Inst, de nupt., wo der geschlechtlichen Ver- 
bindung, die mit einem der in den §§. 1-*11. eod. angeführten Ehe- 
hindemisse, worunter auch das in Bede stehende ist^), eingegangen 
worden war, alle und jegliche Bechtswirkung, und selbst der Name 
ein^ Ehe, abgesprochen wird. Si adversus ea, quae diximus^ so 
lautet die bezogene Stelle, aliqui coierint, nee vir, nee uxor, nee 
nuptiae, nee matrimonium, nee dos intelligitur. Itaque ii, qui 
ex eo coitu nascuntur, in potestate patris non sunt, sed tales sunt, 
quantumad patriam potestatem pertinet, quales suntii, quos mater 
vulgo concepit^). 

Daraus folgt, dass beim Vorhandensein dieses Ehehindemis- 
ses auch nicht einmal ein rechtsgültiges Eheveriöbniss^) geschlossen 
werden konnte, indem Niemand zu etwas rechtlich Unmöglichem sich 
gültig verbinden kann*). 

Dieses vom römischen Becht auf Grund der Adoption aufgestellte 
Ehehindemiss wird Ehehindemiss der bürgerlichen oder gesetdiohen 
Verwandtschaft^ auch wohl der Adoptiwerwandtschafl genannt 5), 
wekhe letztere Bezeichnung mit Büchsicht darauf, dass der Umfang 
des besagten Ehehindemisses von jenem der eig^ntich so genannten 
bürgerlichen oder gesetzlichen Verwandtschaft «) abweicht, der erste* 
ren vorzuziehen sein dürfte. Im canonischen Becht wird das in Bede 



beruht Dicbt so sebr aaf der Adoption, als vielmehr auf der rechtliche PrAsom* 
tion, es mOchte der betreffende Adoptivvater als gewesener Vormand die fragliche 
Verehelichirag dazu niissbraucben , um sich die Legnng der Vormandsehaftsrech- 
nung ungebahrliöb zu erleichtern. Vgl. Zoeeius , Comment äd Dig. Hb. XXIU. 
tit. 2. n. 20.; Mühlenbruch*8 Lehrbuch des PandekteDf'Rechts, 4. Aufl. fid. Hl. 
S. 9.; Vering a. a. 0. S. ^4.; Schlegel a. a. 0. S. les f. 

1) $. 1—5. Inst, de nupt. 

2) Vgl Lang a. a. 0. S. 297 ff. lieber die Natur der W^ratschnrecbttichen 
Eheverbote Oberhaupt vgl. MühUnbribch's Lehrbuch des Pandekten-R^cbts a. a. 
0. S. 10. 

3) L. 1. 2. Dig. de sponsal. XXIIL 1. 

4) L. 16. Dig. de sponsaK XXHL 1.; L S3. f. 5., \. 137. $. 6. d. V. 0. 
(XLV. 1.); 1. 185. Dig. d. R. J. (L. 17.); vgl. Voet, Comment a4 Pandeet. Mb. 
XXUI. tit. 1. n. 15.; ad lib. XLV. üt. 1. n. 6.; Lang a. a. 0. S. 299 ff, . 

5) Vgl. Puchta a. a. 0. Bd. IL S. 309 f.; 3d. m. S. 171.; Lang a. a. Q. 
S. 304., S. 44;d.( Rossbach a. a. 0. S. 439 ff. 

6) L. 4. 1 2. D^. de grad. et affin. 



Das Ehebinderniss der bargerllchen oder gesetzlichen Verwandtacbaft. 207 

stehende Ehehiiideniiss : impedimentum cognationis tegciis oder dvüis 
genannt i). 

Nun fragt es sieb, welche Bechtswirkung das besagte Ehebin- 
derniss nach dem römischen Becht auf eine bereits gültig geschlossene 
Ehe, d. h. in dem Falle geäussert habe, wenn äer paierfamilias des 
einen Ehegatten den andern adoptirt hatte, ohne den ersteren nach 
§. 2. Inst, de nupt und l. 17. §. X Dig de rUu nupt. emancipirt 
zu haben. 

Es galt im römischen Bechte allerdings als Grundsatz, dass 
Bechtsgeschäfte, die einmal rechtsgültig geschlossen waren, ihre Gül- 
tigkeit nicht verlieren, wenngleich nachher ein solcher Umstand einge- 
treten, unter dem , hätte er von Anfang an existirt, sie nicht hätten 
rechtsgültig geschlossen werden können^). 

Gleichwohl hat unter den römischen Juristen sich die Ansicht 
gebildet, dass die Ehe durch die adoptio superveniens aufgelöst 
werde. Während Tryphomnus^) dies als blosse Behauptung anführt^), 
stellt es Theqphilus^) als sicher und ausgemacht hin, indem er zur 
Verordnung des §. 3. Inst, de nupt.^ wenn der Schwiegervater seinen 
Schwiegersohn oder seine Schwiegertochter adoptiren wolle, so müsse 
er früher seine Tochter, beziehungsweise seinen Sohn, emancipiren, 
folgende Bemerkung macht®): Et yäp fi-J) touto itpa'65, Tig *^oei 
Toi5 Yfltfißpoü fl T^c Vüfip7](; 6 Yotfioc Äia^pfti^oeTaf eopijOigaovTai 
yip aÄeX^ot' fjietaSü Äl ÄSeX^öv, ouÄe i&v elev dsTol, aüvtcatat yötfioc ''). 



1) Vgl. die Gl.: Quod autem zum Dict. Grat. mit. C. XXX. qa. 3.; Rubr. 
X. IV. 12.; die Gl.: Quamdiu zum cap. un. X. de cognat. legal. (IV. 12.). 

2) L. 58. $. 1. DIg. de R. J. (L. 17.); L. 140. DIg. de V. 0. (XLV. 1.). 

3) Derselbe war Scbflier des Papinianua ond Ratbgeber des Kaisers 
Alexander Severus (222^235). S. Jöcher, AUgem. GeiebrtenlexicoD. Leipzig 
1750, Bd. IV. col. 1344. 

4) In seiner Schrift: Disputationum lAbri XXL Die betreffende Stelle 
findet sieh In I. 67..$. 3. Dig. de ritu nupt. and lautet folgendermassen: Sed. 
videanras, si Titii Alias daxerit axorem eam, qaae tna pupilia füit,. deinde Titiam 
vel filfam ejus adoptaveris, an perimantar naptiae, at in genero adoptato dictum 
est. Vgl. Glück a. a. 0. S. 403.; Lang a. a. 0. S. 300 ff., S. 307. 

5) Recbtslehrer (anteeessor) za Constantinopel unter Kaiser Jastinian 1., 
gest. 534. Vgl. Grässe, Lebrbach einer allgem. Literftrgescbidite, Bd. II. Ab- 
tbeilnng I. S. 585 f. 

6) Paraph, grtec. ed. dt. pag. 95« 

7) Nisi enim boc fecerit, per adoptionem generi vel narns nuptiae dissol- 
ventur: infVenientar enim flratres; atqniinter flratrea, neqae si adoptivi sint, con» 
sistit matrimonium. , 

Im nacl^astinianlseben römischen Reciit Ist dies Armlicb zum Gesetz erho- 
ben, wie aas den Basiliken erhellt, welche in dieser Beziebang verordnen, wie folgt: 
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Dass durch die nachfolgende Adoption um so mehr ein blosses 
Eheverlöbniss aufgelöst wnrde, ergibt ans dem Gesagten sich von 
selbst*). 

Nun erübrigt uns noch die Frage, ob das besagte Ehehinder- 
niss der bürgerlichen Verwandtschaft durch cMe Arten der Adoption 
bewirkt worden sei, oder nur durch einige derselben, und durch 
welche. 

Dass die ArrogaHon und die vollkommene Adoption das ge- 
nannte Ehehinderniss bewirkt haben, unterliegt keinem Zweifel^). 

Jedoch in Betreff der unvollkommenen und der seitens einer 
Frau vorgenommenen Adoption sind die Bechtslehrer in dieser Be- 
ziehung verschiedener Ansicht, indem Einige von ihnen meinen, 
die beiden eben genannten Arten der Adoption hätten dieses Ehehin- 
derniss nicht bewirkt, während Andere das Gegentheil behaupten, 
übrigens aber, was den Umfang und die Dauer des gedachten Ehe- 
hindemisses anbelangt, wieder von einander abweichen. Nämlich 
nach Einigen von ihnen ^) bewirkte die tmvollkommene Adoption das 
Ehehinderniss blos in der geraden Lide und nur während ihrer Dauer, 
hingegen nach Andern^) auch in der Seitadinie und auch nachdem 
sie aufgelöst war, ganz so, wie die vollkommene Adoption. Aus der 
Adoption seitens einer Frau lassen sie zwar alle das Ehehinderniss 
nur zwischen der adopttrenden Frau und dem adoptirten Kinde ent- 
standen sein; jedoch bestanden haben soll es nach Einigen von 



'Eav 6 iTctxpoiioc j5 o yevöfievoc xoopaxcop ütoOsTiJoexat tov avdpa rqc: 
imipOTceüOetoijc ^ xoopaTCDpsuofi^vijc ^ töv tiätIp« aöx^c? ^ öIok; 
Sxupöc Sgtv oü fi-qv 6 yafioc; X6exat, figicsp Xuexat, ^vtxa xtc xöv TÄtov 
yaiAßpov uio^eti^oeTat. Si tator vel, qal curator factos est, adoptaverit mari- 
tum ejus, eojas toielaro gessit vel curam habet, aut patrem ejoa, adoptio irrita 
est; non tarnen matrimoniam solvitnr, sicot solvitur, cam quis generum säum 
adoptaverit CBasüicorum IIb. XXVQI. tit. 4. const. 24», ed. Heimbach, Lips. 
1830—50, tom. III. pag. 179 sq.). Vgl. hierüber noch Hotomarmua, Comment. 
in Instit. lib. I. tit. 10. n. 14. ad voc: debere eum antea — emancipare 
(ed. Logdon. 1588 pag. 47.); Contiua, Notae ad Instit. Jttstinian. lib. 1. tit. 10. 
ad voc. : Si quis generum. (Opp. ed. Heriliias, Paris 1616, pag. 636.) 

1) Vgl. I. 35. J. 1., 1. 83. J. 5, Dig de V. 0. (XLV. 1.); 1. 185. Dig. de 
R. J. (L. 17.); Voet, Comreent. ad Pandect. lib. XXIII. tit. 1. n. 15. 

2) Vgl Glück a. a. 0. Bd. XXUI. S. 307.; Lang a. a. 0. S. 420. 

3) Schröder, Comment. perpet. Instit. lib. 1. tit. 10. (. 1. verb.: Et haec 
adeo Vera sunt; v. Weni/ng - Ingenheim , Lehrbuch des gem. Civilrechts. 
München 1822-^25, Bd. III. $. 7.; Mühlenbruch's Lehrbuch des Pandekten- 
Rechts, Bd. m. S. 8. Anm. 17. 

4) Lang a. a. 0. S. 421 ff.; Der 8,, Lehrbuch des Justinianisch-Römischen 
Rechts. 2. Ausg., Stuttgart und TQbingen 1837, $. 343. 



GhehiuderDiss der bOr^l. Vervvandtsthaft nacb rOm. Reeht. 200 

ihnen ^) blos während der Dauer dieser Adoption, nach Andern 2) auch 
nach Auflösung derselben. 

Der wesentliche Inhalt der Gründe, die man für diese Ansicht 
geltend macht, ist folgender. Die Constitution Kaiser Jnstinian's JL 
vom 1. September 530, angeführt in 1. 10. Cod. de adopt., hat die alte 
Adoption im engeren Sinne allerdings modificirt, jedoch nur bezüglich 
der patria potestas^ keineswegs auch bezüglich des Ehehindemisses ; 
in Betreff dieses hat sie das bisherige Recht in seiner Geltung ge- 
lassen, und daher, sagt man, bewirkt die Adoption im engeren Sinne 
das Ehehinderniss selbst in den Fällen, in denen sie die patria piOeitas 
nicht bewirkt, d. h. wo sie eine unvoUkammene ist 3). Was aber 
die Adoption von Seiten einer Frau betrifft, so beruft man dafür sich 
auf die 1. .5. Cod. de adopt., wo verordnet werde, dass das von: einer 
Frau adoptirte Kind zu ihr ganz in das Yerhältniss eines leiblichen 
und rechtmässigen Kindes trete ; daher es denn dieselbe ebensowenig 
habe ehelichen können, aJs ein leibliches und rechtmässiges Kind ^). 

Die Gegengründe, die von denjenigen geltend gemacht werden, 
weiche behaupten, die unvoUkammene und die von einer Frau vorge- 
nommene Adoption hätten das besagte Ehehinderniss nicht bewirkt, 
lassen kurz im Folgenden sich zusammenfassen. Die rechtliche Grund- 
l£^e wie der Agnation so auch des Ehehindernisses der bürgerlichen 
Verwandtschsüft ist die patria potestas; die beiden besagten Arten 
der Adoption bewirkten nach §. 10. Inst de adopt., und 1. 5. 10. Cod. 
eod. die patria potestas nicht ; und daher auch nicht genanntes Ehe- 
hinderniss 5). 

Und in der That, die bezügliche Gesetzstellen, namentlich §. 1. 2. 
5. Inst, de nupt., 1. 19. pr. §. 1., L 55. pr. Dig. de ritu nupL, sämmt- 
lich gesetzliche Bestimmungen, die ^erst nach der mehrerwähnten 
Justinianischen Constitution vom 1. September. 530 erlassen sind^), 



1) V. Wening-Ingenheim a. a. 0. 
^ 2) Lang, im Archiv für die civil. Praiis, Bd. XXI. S. 454. 
S) Lang a. a. 0. S. 421—451. 

4) Lang a. a. 0. S. 453 f. 

5) Stelle darOber: Breuning, De adoptiQne feminarom. Lips. 177S, S» 9.; 
Püttmann, Miscellaneoram über singalaris. Lips. 1793, cap. 9.; Malblank, 
Principia jur. rom. sec. ord. Digest. Tubing. 1801— 2,.part. I. J. 142.; Thibaut, 
System des Pandecten-Rechts, Bd. II. $. 692.; Schmitt, DissertaUo de adoptkme 
minaspleoa. Jenae 1828, pag. 9.; Ders,, die Lehre von der Ado|itioii. Jena 
1825, S. 126.; Sckweppe, das Römische Privatrecht., 4, Ausg. Götting. 1828—33, 
Bd. IV. S. 92., S. 211. Anm. 7.; Glück a. a. 0. Bd. II. S. 347 f.. S. 380.; Band 
XXIIL S. 396 f. Vgl. noch MüKlenbruch's Lehrbuch des Pandecten-Recbts, Bd. 
III. S. 8. Anm. 17.; Arndts a. a. p. $. 438. 

6) Vgl. Mackeldey a. a. 0. $$. 64., 67. . , 

ArchiT Ar Klrehc^echt. XIX. 14 
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verbieten nor, dass jene Personen einander ehelichen, quaeper adop- 
Honem parentum Uberarumve loco sibi esse coeperint; dass Jemand 
diejenige Pefrson eheliche, die ihm 2>^ adcpiimemßia neptisve oder 
^or&r esse ooeperit; dass Jemand eheliche amitam aäaptimm^ oder 
eam, gme pairis adopiivi uxcr fuUy oder pairis adoptwi mairem out 
mätetieram; woraus ea folgen scheint, dass zwischen jenen Personen, 
welche durch die Adoj^tion eu einander in das besagte Yerhälisiiss nicht 
getreten sind, die Ehe nicht verboten war. Dass aber Jemand recht- 
Ueh ad(^tivns pater, fUius oder fraieri adoptiva ßia oder saror u. 
dgL wurde, dazu war doch unumgänglich nothwendig, dass die bebref- 
fcoide Adoption ik pairia poiestas bewirkte^). 

Bern steht keineswegs entgegen, dass das erw&hnte Ehehinder- 
hiss in bestimmten Fällen fortdauerte, wenngleich die durch die Adop- 
tion bewirkte patria pctestas schon erloschen war, noch auch, dass es 
tiieilweise selbst auf solche Personen sich erstred^te, welche in der 
patria poteslas des Adoptirenden nicht standen, wie dies namentlich 
in Betr^ der Gattin, Mutter und Mutterschwester des Letzteren der 
Fall war. Der erstgenannte Umstand nämlich beweist nur, dass 
das römische Beeht in gewissen Fällen das einmal rechtmässig ent- 
standene Ehehindemiss selbst nach dem Erlöschen der pastHa poksias 
habe ßrtbestei^en, keineswegs ab^, dass es dasselbe, auch olme dass 
die patria potestas bewirkt worden wäre, habe entstehe» lass^u Aus 
dem letztem Umstand aber ergiht sich nur so viel, dass man das 
^ureh die Adoption begründete Ehehindemiss auch auf einige solche 
Personen ausgedehnt habe, die dem Adoptirenden überhaiq^t sehr nahe 
standen, wenn m gleich nicht m dessen pairia poteslas ach befän- 
de; keineswegö aber folgt daraus, dails auch diejenige Adoption das 
]&ehindemi8S der bürgerlichen Verwandtschaft begründet hätte, wdche 
die patria potestas übeiiiaupt nicht bewirkt hatte. 

In Anbetracht dessen scheint jener Ansicht, nach welcher durch 
die uinvoJIkommene und die von einer Frau geschehene Adoption das 
Ehehindemiss der bürgerlichen Yerwandtsdiaft idekt bewirkt wurde, 
vor der entgegengesetzten Ansicht dw Yoitug zu gebühren, obschon 
nicht zu leugnen ist, dass für den Fall der Adoption von Seiten einer 
J^roti der Wortlaut der.L 5. Cod. de adopi die Annahme des besag- 
ten Ehehindenüsaes zu begründen scheint^). 

Ausser der Adoption kommt im römisdien Beeht noch die Pflege^ 
hmdsckaft (alumnatus) vor. Diese bestand darin, daas janand (Pflege^ 

t) Vgl, I. 55. i 1. Dfc. de rita m^\ % 11. Inst, de baeredtt. qaae ab 
inlest. ni 1. — and Lang a. a. 0. S. 450 f« 
2) AriMifo a. a. 0. S- 438. 



fihebindeniiss der bOrgerl. Verwandtschaft naeh röra. Reebt. 211 

vater, nutritor^) diti Iremdes Eind zu sich in Pflege und Erziehung 
nahm. Diese Kinder Messen dkimni resp. älumnae^). Bs waren 
dies meistens Sclavenkinder, wie schon daraus hervorgeht, dass in 
den Gesetzen häufig von einer Verpfändung und Freilassung der alunmi 
und alunmae die Rede ist »). In keinem Fall aber bewirkte die Pflege 
kindschaft weder die jTa^ajpo^e^^o^; noch auch irgend ein Erbrecht; 
ja der Pflegevater konnte, wenn er sich nicht vertragsmässig gebunden 
hatte, das Pflegekind nach Belieben entlassen ^) 

Daraus folgt, dass die Pflegekindschaft nach dem römischen 
Redit das Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandtschaft nicht 
begründen konnte, was übrigens ausser allen Zweifel gestellt ist durch 
die 1. 26. Cod. de nupt. (V. 4.), wo es darüber heisst, wie folgt: Si 
quis alumnam suam libertate donaverit et in matrimonio suo collo- ' 
caverit, dubitabatur apud antiquos, utrumne hujusmodi nuptiae legi- 
timae esse videantur, an non. Nos itaque vetustam ambiguitatem 
decidentes non esse vetitum matrimonium censemus'). 

Das bisher besprochene Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandt- 
schaft ist, wie aus dem Gesagten erhellt, rein civilrechtKcher Natur, 
und konnte daher an und für sich auf die Ehe als Sacrament keinen 
Einfluss üben; indem dieselbe als solches nicht den Bestimmungen 
der weltlichen Gewalt, sondern jenen der Kirche unterliegt, jure poli,* 
wie der M. Gregor der Grosse sagt ^) , nop, jure fori verwaltet 
wird. Diesen rechtlichen Einfluss konnte demnach das besagte Ehe- 
hinderniss nur dadurch erlangen, dass es von der Kirche angenom- 
men wurde ''}. 

Die Kirche bat aber in der That das civilrechtliche Ehehinderniss 

1) Thibaut a. a. 0. §. 781. 

2) Vgl. 1. 34. S. 1. Dig. de nsa et asuft'tictu. XXXIIl. 2.; I. 26. Cod. de 
nupt. V* 4.; Simon, äcTiardU Lexioon Jurid., verb. : älumnus; Dionys. GotJip- 
fredi zu I. 1. Cod. Qoae res pignori oblig. poss. (VIII. 17.) not. m. 

3) Vgl. cit. 1. 1. Cod. Qaae re« pign. oblig. poss,; Dionys, Gothofredi 
m 1. 26. Cod. de nupt. V. 4. not. o. 

4) Vgl 1. 14. S. 2. Dig. de ailment. vel cib. legat. XXXIV. 1.; Thibaut 
a. a. 0. $. 781.; Mühlenbruch, Doctrina Pandectaruin , (om. IJ. pag. 168.; 
Glück a. a. ol Bd. IL S. 340 f.; Arndts a. a. 0. $. 438. 

5) y^. Glück a. a. 0. S. 341.; Lang a. a. 0. S. 444 f. 

6) In seinem Brief an Jobannes, Biscbof von Corintb, v. J. 595 (Regestr. 
ed. Maarin. IIb. y. ep. 52.). Vgl. can. 1. D. X.; Dict: Grat, ad can. 2. C. Ih qu. 
3. ; 61. : Habeat zum can. 4. C. XXIX. qü. 2. GuiL Durandv>Sj Speculum Joria,, 
lib. ly. part. 4. de cognat. legal, n. 1. (ed. Francofbrt. 1612 toin. \l i^ag., 445.). 

7) 5. Thomas Aqwin,, In IV. dist. 42. qn. 2. art. 2. ad 4.; Nicoh de 
Tudeschis, Comment. inDecretal. lib. IV. tit. 12. in Rabr. (Opp. ed. Venet. 1588, 
tom. VIL fol. 47.); Sanchez, De s. Matrim. Sacram. lib. VII. disp. 3. n. l-'5.; 
Knopp; VoHstftndiges katb. Eberecbt. 3. Aufl. Regensburg 1864, S. 2 ff., S. 198. 

14* 
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der bürgerlichenTerwandtschaft auch zum canonischen^ und zwar tren- 
nenden canonischen Ehehinderniss gemacht^). 

Was den Umfang betrifft, welchen das besagte Ehehinderniss 
in der Kirche erhalten hat, darüber haben wir aus den ersten acht 
Jahrhunderten keine Belege, wie denn die aus diesem Zeiträume 
stammenden kirchlichen Satzungen der bürgerlichen Verwandtschaft 
überhaupt gar nicht erwähnen. Dies mag seinen Grund darin haben, 
dass die Adoption damals unter den Christen selten vorkam , und 
wenn sie wirklich vorkam, gewohnlich mit der Taufe zusammen traf, 
indem der.Pathe den Täufling adoptirte, in welchem Falle demnach 
die bürgerliche Verwandtschaft mit der geistlichen zusammenfiel, und 
daher nicht besonders genannt wurde ^). 

Die älteste hierher gehörende kirchliche Urkunde ist das vom 
Papst Nkölaus I. im Jahre 866 an die Bulgaren erlassene Antwort- 
schreiben, in welchem 3) der genannte Papst zur Begründung des 
canonischen Ehehindernisses der geistlichen Verwandtschaft zwischen 
dem Täufling und dem leiblichen Kinde des Taufpathen — sich auf 
das vom römischen Becht zwischen dem Adoptivkind und dem leib- 
lichen (ehelichen) Kinde des Adoptivvaters aufgestellte Ehehinderniss 
der bürgerlichen Verwandtschaft beruft. Der Sinn dessen, was der 
- Papst in dem bezogenen Schreiben in Betreff des genannten Ehehin- 
dernisses sagt, ist kurz folgender. Zwjbschen dem Täufling und dem 
Taufpathen besteht ein Kindschaftsverhältniss, und zwar ein viel er- 
habeneres und innigeres, als jenes ist, das zwischen dem leiblichen 
Kind und d^sen Erzeuger besteht. Demgemäss aber wird der Täufling 
im Verhältniss zu dem leiblichen Kinde seines Taufpathen Bruder, 
und kann daher mit jenem keine Ehe eingehen. Denn wenn das 
römische Recht zwischen Eltern und Kindern, sowohl leiblichen als 
auch Adoptivkindern, desgleichen zwischen den leiblichen und den 



1) Sanchez lib. VH. disp. 63. n. 12. — Die von Einigen aufgestellte Be- 
baaptang, zwischen dem Adoptivkinde und den leiblichen ehelichen Kindern des 
Adoptirenden bestehe nur ein verbietendes canoniscbes Ehehinderniss, welcher 
auch GuiL Durandus (i. c.) und Joan^ndreae (Additiones ad Burundi specu- 
lum 1. c.) sich anschlössen, v\urde schon von Bugucdo (vgl. die GL: Quamdiu zum 
cap. un. X. de cognat. legal. IV. 12.), Goffredus de Trano (Summa in titulos 
Decreialium, lib. IV. lit. 12. n. 5., ed. Venet. 1566, fol. 175.), insbesondere aber 
VOR Sanchez (lib. VII. disp. 63. n. 15.) widerlegt. Vgl. auch Engel, Collegium 
univ. jur. can, lib. IV. tit. 12. n. 5. (ed. Salisburg. 1770, part. lU. pag. 1185.). 

2) Everh, Otto, De jurisprudentia symbol. Exercit. III. cap. 7.; Göschl, 
Versuch einer histor. Darstellung der kircbl.-christl. Ehegesetze. Aschaffenburg 
1882, S. 70.; Zhishman, das Eherecht der Orient. Kirche. Wien 1864, S. 263. 

8) Cap. 2., bei Harduin, Collectio Conciliorum, tom. V. col. 353 sq. 
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Adoptivkindern die Ehe verboten hat, und dies ans guten Granden, 
um wie viel mehr muss nicht die Kirche zwischen dem leiblichen 
Kinde des Taufpathen und dem Täufling, den dieser aus der Taufe 
gehoben hat, die Ehe unteisagen! 

Ein Brüchstück der besagten Stelle föhrt Oratian in seinem 
Decretum^) an, indqm er sagt: Quod autem spirituales vel adoptivi 
filii naturalibus copulari non possunt, Nicplaus Papa, respondens ad 
consulta Bulgarorum, eap. 2. testatur, ita dicens: Ita diligere debet 
homo eum, qui se suscipit de sacro fönte, sicut patrem. Item. Est 
inter fratres et filios spirituales gratuita et sancta communio, quae non 
est dicenda consanguinitas, sed potius habenda spiritualis proximitas. 
ünde inter eos non arbitramur posse fieri quodlibet legale conjugium 
quandoquidem nee inter eos, qui natura, et eos, qui adoptione filii sunt, 
venerandae Bomanae leges matrimonia contrahi permittunt. Item: Si 
ergo inter eos non contrahitur matrimonium, quos adoptio jungit, 
quanto potius a camali oportet inter se contubemio cessare, quos per 
coeleste sacram^ntum regeneratio sancti Spiritus vincit ! Longe igitur 
congruentius filius patris mei Tel frater mens appellatur is, quem 
gratia divina potius quam humana voluntas, ut filius patris mei vel 
frater mens esset, elegit, prudentiusque ab altema corporis commixtione 
secemimur. 

Ausserdem hat Qralian in sein Decretum ^) auch noch ein, an- 
geblich vom Papst Paschdlis 11. (1099 — 1118) herrührendes, Bescript *) 
aufgenommen, welches auf §. 2. Inst de nupt (I. 10.) sich bezieht 
und folgendermassen lautet : Post susceptum vero de fönte filium vel 
fiUam spiritualem, qui ex compatre vel commatre nati fuerint, matri- 
monio conjungi non possunt^), quia leges saeculi non emancipatos 
adoptivis prohibent copularL 

Auch wurde in das Decretum, zwar nicht von Gratian selbst, 
aber doch bald nach ihm, noch l 17. pr. §. 1. Dig. de ritu nupt. 
(XXni. 2.), worin von dem zwischen Adoptivgeschwistern bestehenden 
Ehehindemiss die Bede ist, eingefugt, und bildet daselbst nun als 
Palea den can. 6. C. XXX. qu. 3. s). 

Ein anderes Bruchstück des besagten pästlichen Schreibens, ent- 
haltend einen Theil des §, 2. Inst, de nwpfc, hat Bernhard van Pavia 



i) Can. 1. C. XXX. qo. 3. 

2) Can. 5. C. XXX. qo. 3* 

3) Vgl, darüber Seb. Berardus, Gratiani canones genuini ab apocryphia 
discreti. Taorin. 1752—57, part. II. tom. 2. pag 465. 

4) Vgl. Archiv Bd. XV. S. 227. * 

5) Vgl. die Notatt. Rom. Corr. za diesem Canon. 
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in mn Breviarium ExhravaganHum^) aufgenommen nnd daselbst 
unter der Deberschrift, ^kNicolaus ad consuUa Stdgarorumt Ieq cs^. 
un« de cognat. legal. (IV. 12.) «niedergelegt, von wo es mit wenigen, 
unwesentlichen, Veränderungen in die Decretalensammlung Papst Gre- 
gor'a IX. kam, wo es als cap. un. de cognat. legal. (IV. 12.) lautet, 
wie folgt . »Si qua per adoptionem mihi soror esse eoeperit, quamdiu 
durat adoptio, inter me et ipsam nuptiae consistere non possunt^).« 

Ausser den eben angefahrten Stellen kommt über die bürger- 
liche Verwandtschaft weder im Corpus jims eomonm^ noch im Concil 
von Trientf noch auch in den späta*en päpstlichen Constitutionen ein« 
gesetzliche Bestimmung vor. Wir sind daher in Betreff dar besagten 
Verwandtschaft von da ab lediglich auf die emuönistische Doctrm ange- 
wiesen, in so fem uns diese die Bechtsansohauilng der Kirche über 
diesen Gegenstand zu beeeugen geeignet ist. 

Fragen wir nun bei den Gancmisten zunächst über den Sinn der 
gedachten canonischen Gesetzstellen nach, so stimmen fast Alle darin 
überein, dass dieselben eine Anerkennung und Annahme der bürgerlichen 
Verwandtschaft als canonisches EhehinderniBS seitens der Kirche ent- 
halten. Nur Ouü. Durandus^)^ so viel uns bekannt ist, meint, aus 
den besagten Stellen lasse hiefor äch keine sichere Folgerung ziehen, 
welche Meinung aber schon Joan. Andreae^) gi-ündlich widerlegt hat 5). 

Jedoch was den Umfang betdflt, in welchem die bürgerliche 
Verwandtschaft durch die besagten Gesetzstellen zum canomschen 
Ehehinderniss erhoben worden sei, darüber sind die Ganonisten sehr 
verschiedener Meinung. Einige von ihnen behaupten, blos zwischen 
den daselbst ausdrücklich genannten Personen hätten die besagten 
Ganones die bürgerliche Verwandtschaft als canonisches Ehehinder- 



1) Vsl. Archiv Bd. XIL S. 388 ff. 

2) Die besondere Veranlassung zur Auftaabme der besagten Stelle in die 
Gregorianisehe Decretalensammlong soll, nach Giraldi (Expositio ]ur. pontif. 
Juxta recent. Ecclesiae discipl. Romae 1830, part. I. tom. 2. sect. 713.) gegeben 
baben die za Anfang des XIII. Jahrhunderts anter den Baigaren herrschend ge> 
wesene irrthOmlicbe Auffassang der 1. 7. Cod. de baeredib. institoend. (VI. 24), 
als ob nämlich in dieser €rese(zesstelle verordnet wflrde, dass in Folge der Adop- 
tion Oberhaupt kein Yerhlltniss von Bruder und Schwester eintrete, während doch 
jene Stelle blos verbietet, jemanden an Bruders- oder Schwester-Statt zu adop- 
tiren. Sieh: Demetr. Chomateni Tractatus de gradibus cognationis (in I^tm- 
clavii Jus graeco-romanum. Francof. 1596, tom. I. pag. 315.). 

3) Speculum juris, lib. IV. part. 4. de cognat. legal, n. 1. (ed. Fraiicoftirt. 
1612, tom. II. pag. 445.). 

4) In seinen Additiones zu Durand^s Speculum juris 1. c. 

5) Vgl. Henr. Canisii, De jure canonico, lib. IV. tH. 12. n. 4. (ed. Colon* 
Agripp. 1662, pag. 375.). 
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nifiis üaerkannt: diese Ansicht erwaimt schon Hostiensis.^). Auch 
de Tudeschia scheint sie getheilt zu haben, iüdem er^) bei Aufzählung 
der Personen, zwischen denen in Folge der Adoption eine kirchlich 
gültige Che nicht stattfinden könne, blos den Adoptiwater und 
"dessen leibiichmi ehelichen Sohn einerseits und die Adoptivtochter 
andrerseits nennt, die Wittwe des Adoptivvaters oder des Adoptiv-* 
Sohnes aber nicht erwähnt^). 

Hingegen Andere meinen, durch die bezogenen canonischeu Ge- 
setzesstellen sei das besagte Ehehind^miss nicht allein zwischen den 
daselbst ausdrucklich genannten, sondern überhaupt zwischen allen 
jenen Personen anerkannt und angenommen worden, zwischen denen 
es vom römischen Becht aufgestellt war; denn die erwähi^ten 
Ganones, sagt man, berufen in Betreff dessen sich einfach auf das 
rönusche Becht, sind auch ganz allgemein gefasst, wie insbesondere 
die Ueberschrift des Tit. 12.: de coffmUiane legaU^ und müssen daher 
auch auf alle jene Fälle bezogen werden, in denen zufolge der Be- 
stimmungen des römischen Bechts das Ehehinderniss der bürgerlichen 
.Verwandtschaft bestand. Dieser Ansicht sind namentlich Hostien" 
3i8^)y Jüan. An/dreae^), Änt. de Butrio% Älexcmd. de Nevo'^), Teir. 
de Ancharano% Engel% Papst Benedict XIV. % Murüh de F^?- 
larde^^) und Rupprecht^^). 



1) Commept. io Deeretfd. Vb. IV. tit 12. cap. an. n. 3. (ed. Venet. 1581, 
fol. 25.). 

2) Comnent ad Deevetal. üb. IV. tit. 12. oap. an. n. 1. 2. 

3) Die Gl.: Quod autem zum Dict. Grat. init. C. XXX. qu. 3. nennt zwar 
in dieser Beziebang ebenfalls nar dieselben Personen, wie de Tudeschia, Da sfe 
dlQs^ben jedocb nor heispie]sioeise anführt, so iLana man sie streng g^mmen 
nicht hierher zAblen. 

il) L. c. D. 3.; Summa aarea, tit. de cognat. legal, f. Qaando et qaaUter 
Impeditnr matrimoniam, n. 12. (ed. Lagdan. 1568, fol. 309.). 

5) Novella comment. in Deeretal. Gregor. IX. üb. IV. tit. 12. cap. un. n. 5. 
(ed. Venet. 1612, fol. 39.). 

6) Leetara soper Deeretah Greg. IX. üb. IV. dt. 12. cap. un. n. 1. 3. (ed. 
Venet. 1502). 

7) Comment. in eund, tit. n. 9. (ed. Venet. 1585, fol. 102.). 

8) Comment. saper eod. tit. n. 5. (ed. Booon. 1580, pag. 84.). 

9) Coüegiom univ. Jar. can. üb. IV. tit. 12. n. 4. 5. (ed. Saüsburg. 1770, 
part. m. pag. 1135«). 

10) De synod. dioec. Hb. IX» cap. 10. ji. 5. 

11) Corsas Jar. ean. Hisp. et Ind. üb. IV. tit. 12. n. 107 sq. (ed. Matrit. 
1743, tom. IL pag. 68 sq.). 

12} Notae bist, in oniv. Jas can. üb. IV. tit. on. de sponsal. et matrim. 
n. 126. (ed. Venet. 1764, pag. 389.). 
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Während die^eben angefahrten Canonisten für diese ihre An- 
sicht blos auf die Fassung der gedachten Canonen sich beziehen, be- 
rufen Andere hiefar sich auch auf das kirchliche Gewohnheitsrecht. 
So insbesondere Sanchee^), Ferd. de Castro-Palao^), Leurenius^) und 
C7cnca^w5 *), welcher letztere überdies, und ganz richtig, bemerkt 5),« 
dass vor Papst Nicolaus I. die bürgerliche Verwandtschaft überhaupt 
nur auf Grund des kirchlichen Gewohnheitsrechtes als canonisches 
Ebehinderniss gegolten habe. 

Ja viele unter den Canonisten sind sogar der Ansicht, die 
Adoptirverwandtschaft sei nicht blos von Anfang an in demselben 
umfange, den sie im römischen Becht hatte, von der Eirche 
als canonisches Ebehinderniss anerkannt und angenommen worden, 
sondern sie habe diesen Umfang auch unverändert behdUm. So ins- 
besondere Hostiensis^y Koenig'^), Schmier^), de Nicollis^), van 
Espen ^% Berardi^^), Seüz% 8ehtdte^% BiiUips^'^) WdUer^^) und 
theilweise auch Knapp ^% 

Es ist allerdings sehr wahrscheinlich, dass die Eirche zu An- 
fang ihres Bestandes das besagte civilrechtliche Ebehinderniss in dem 
ganzen umfang, den es vom römischen Becht erhalten hatte, aner- 



1) L!b. VU. disp. 63. d. 17. 

2) Opas morale, tract XXVIII. disp. 3. punct. 9. n. 7. (ed. Venet. 172t, 
tom. IV. pag. 121.). 

8) Foram ecci. üb. IV. tit 12. qa. 217. (ed. Mogunt. 1720, toim IV. 
pag. 111.). 

4) De Matrim. decis. XXIV. n. 24. (ed. Venet |716, pag. 246.). 

5) L. c. n. 18. 

6) Samma aurea 1. c. 

7) Pilncipia jur. can. IIb. IV. tit. 12. §• 8. n. 5—7. (ed. Sallsburg. 1714, 
toiD. II. pag. 141.). 

8) Jurispradentia canonico-rivilis, üb. IV. tract. 3. cap. 3. sect. 5. S* 2. 
n. 288—298. (ed. Saüsburg. 1716, tom. III. pag. 136 sq.). 

9) Praxis canonica, verb.: Cognatio legalis, n. 5. 6. (ed. SaUsburg 
1729, .tom. I. pag. 266.). 

10) Jas ecri. aniv. pari. II. tit. 13. cap. 6. n. 5. 6. (Opp. ed. Lovan. 1796, 
tom. I. pag. 168.). 

1 1) De coDjugUs, dissert. IV. cap. 4. (Comment. in Jas eccl. aniv. ed. Me- 
diol. 1846, tom. II. pag. 96 sq). 

12) Darsteüung der katb. Kirchendisciplin. Regensbarg 1850, S. 602 f. 

13) Handbucb des katb. Eberecbts. Giessen 1855. S. 184 f.; Dess. das katb. 
Kirchenrecbt. Giessen 1856—60, Bd. II. S. 619.; Dess. Lehrbacb des katb. Kir- 
cbenrecbts. Giessen 1863, S. 372.; 2. Aafl. Giessen 1868, S. 413 f. 

14) Lehrbacb des Kircbenrecbts. Regensbarg 1859—62, Abth. II. S. 1042. 

15) Lebrbacb des Kircbenrecbts. 13. Aasg. Bonn 1861, $. 311. 

16) A. a. 0. %. 192 f. 
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kannt und angenommen habe. Abgesehen von andern Gründen spricht 
dafar auch schon die Analogie der übrigen civilrechtlichen Ehehin- 
dernisse, namentlich jenes der Blutsverwandtschaft, welche die Kirche 
damals, in so ferne sie nur nicht einem Fundamentalsatz ihrer Lehre 
zuwiderliefen, §anz so, wie sie vom römischen Recht geschaffen waren, 
anerkannt und angenommen hat ^). Dass aber das gedachte römische 
Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandtschaft einem kirchlichen 
Dogma irgendwie zu nahe getreten wäre, lässt mit Grund sich nicht 



Andererseits aber ist gewiss, dass die Kirche bald, jedenfalls 
noch im XIL Jahrhundert, angefangen hat, dem in Rede stehenden 
Ehehinderniss engere, dem Geist ihrer eigenen Gesetzgebung ent- 
sprechende, Grenzen zu ziehen, so zwar, dass es schon zu Anfang des 
XIII. Jahrhunderts in der Seitenlinie blos den Adoptirten und die 
leiblichen ehelichen Kinder des Adoptirenden umfasste Denn während 
BernJiardvon Pavia in seiner zwischen den Jahren 1191 — 1198 verfass- 
ten Summa Decretalitmi 2) unter jenen Personen, mit denen der Adoptirte 
in der Seitenlinie keine kirchlich gültige Ehe schliessen könne, ausser 
den leiblichen ehelichen Kindern des Adoptirenden noch den Bruder 
desselben anführt 3), nennt Tancred in seiner zwischen 1210—1213 
verfassten Summa de Matrimonial) und ebenso der hl. Baymun- 



1) Vgl. V. Moyj Gescbichte des Christi. Eberechts. Regensborg 1833, 
Bd. 1. S. 80 ff», S. 205 IT.; Schulte, Handbacb des katb. Eber. S. 159.; Richter, 
Leb^bucb des katb. und evang. Kircbenrechts. 5. Aufl. Leipzig 1858, S. 591 ff. 

2) Lib. IV. tit. 12. $.2—4. (ed. Laspeyres, Ratisbon. 1861, pag. 162, vgl 
Praefat. pag. LXI.). 

3) Er schreibt in dieser Beziehung, wie folgt: „Vldimus, quid sit cognatio 
legalis; nunc, quae sint ejus species, videamus. Sunt autem tres, una quasi des* 
cendentium, alia quasi ex latere venientium, tertia, quae legalis afOnitas diel 
potest. Quasi ascendentium vel descendentium , ut inter me et flliam meani vel 
neptem adoptivam. Quasi ex latere, ut inter flliuro meum naturalem et filiam 
meam adoptivam , ve! inter fVatrem meum et filiam meam adoptivam. Legalis 
afOnitas, ut inter me et uxorem filU mei adoptivi , similiter inter filium meum adop- 
tivum et uxorem meam.'' 

4) Tit. 22. (ed. Wunderlich, Götting. 1841, pag. 41., vgl. Proiegom. p. VI.), 
wo er darfiber also sich ausspricht: „ Prima (sc. adoptionis species) quasi des- 
cendentium, attenditur inter me, patrem adoptatorem, et filiam meam vel neptem 
adoptatam. Secunda, quasi ex latere venientium, attenditur inter filium meum 
naturalem et filiam meam adoptatam. Legalis arfiniias attenditur inter me et 
uxorem filii mei adoptivi, similiter inter filium meum adoptivnm et uxorem meam. 
Qnaelibet cognatio legalis impedit matrimoninm, quousque sunt in ejusdem patris 
potestate. Ea vero solnta morte vel per emancipationem filii adoptivi vel natu* 
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aus von Peiinaforte in seiner, bald nach der PabUcation der Deere- 
talensammlung Gregorys IX. Tollendeten, Summa^) ansdrücklieh nnr 
die leiblichen ehelichen Kinder des Adoptirenden« Namentlich der 
U. Baymundus bestimmt den Umfang des genannten Ehehinder- 
nisses folgendermassen ') : »Species adoptionis^) snnt tres, nna quasi 
descendentium, alia qnasi ex latere venientinm, tertia, qnae legalis 
affinitas dici potest Prima, qnasi descendentinm , attenditnr inter 
me, patrem adoptatorem, et fiUam meam Tel neptem adoptatam. Sa- 
cunda, qnasi ex latere venientiam, attenditnr inter filinm menm na-' 
toralem et fiUam meam adoptivam. Tertia, scilicet legalis affinitas, 
attenditnr inter me et uxorem filii mei adoptati ; similiter inter filinm 
adoptivum et nxorem meam. Cognatio legalis in secunda specie im- 
pedit matrimonium, quamdin sunt in ejusdem patris potestate; ea 
quoque soluta morte ^) et emancipatione filii adoptivi, yel postea neu 
impedit.« Hietür beruft er sich dann auf cap. un. X. de cognat. legaL 
(IV. 12.) und can. 1. 5. C. XXX. qu. 3., und nachdem er die be- 
sagten Stellen wörtlich angefahrt, sagt er weiter, wie folgt: »In 
prima vero specie, videlicet quasi descendentium, et in tertia, scilicet 
legali affinitate, omni tempore impedit indistincte, quoniam pater 
adoptator non potest contrahere cum fllia sua adoptiva vel nepte, 
nee cum illa, qnae foit uxor filii sui adoptivi, ^am post emancipa- 
tionem, ff. de ritu nupt. adoptivus; Inst, de nupt. §. 1., 2. et 3.; et 
similiter filius adoptivus post mortem patris adoptivi non potest cum 
illa contrahere, qnae ftdt uxor patris sui, ff. de ritu nupt. adoptivus.« 
Bedenken wir, dass der heüige Raymimäus die Gregorianische Decre- 
talensammlung verfasste, und daher den Stand der kirchlichen Gre- 
setzgebung jener Zeit überhaupt genau kennen musste, so muss dieser 
sdn Ausspruch fOr uds jedenfalls von grossem Gewicht sein. 



ralis postea non impedit, ut extra de cognatione legali. 4. 12. c. un. (d. i. Com- 
pil I. cap. OD. de cognat. legal IV. 12.) et 30. q. 3. ita dlligere. 1. (d. i. can. 1. 
C. XXX. qü. 8.), post susceptam, 5. (d. i. can. 5. ead.). Exdpiantar tarnen qnae- 
dam personae, qnae etlam post emancipationem contrabere non possant, quoniam 
fliios adoptatus post mortem adoptivi patris eam ea, qaae füit uxor patris soi, 
contrahere non potest, ot ff. de rita nuptiaram. 23. 2. adoptivus. 14. Item pater 
adoptator non potest contrahere cum fllia sua adoptata vel nepte, nee cum illa, 
quae ftrit uxor fllii soi adoptivi, etlam post emancipationem, ut ff. de rita nnptia- 
ram. 23. 2. adoptivus. 14. quin etiam. 55., et Inst, de nupt i. 10. S* 1* 2. 

1) Lib. IV. tlt. S. $. 2. (ed. Veron. 1744, pag. 407., vgl. Praefat. f. 3. 
n. 8—10.). 

2) Summa, lib. IV. tit. 8. S. 2. 

8) So viel als: cognationis legalis, ex adoptione provenientis. 
4) Sc. patris adoptivi. 
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Allerdings will Bostiensis (f 1271 ^ das in Bede stehende 
Ehehindemiss in der Seitenlinie auf alle jene Persionen aiufgedehat 
wissen, die in Folge der Adoption Agnaten geworden sind, namentlich 
anf den patruus adopüvm and die neptis adoptiva und pr&nepHs, 
ebenso anf den fiUus naturalis et legitimus adopta/ntis und die ßia 
frcUris adoptivi, so wie auch anf den fiiius adoptiims und die filia 
adoptiva eines und desselben Adoptanten. 

Diese Ansicht des Hostiensis ist offenbar noch ein üeberrest 
der alten kirchlichen üebung, der gemäss das canonische Ehehinder« 
niss der bürgerlichen Verwandtschaft genau denselben Umfang hatte, 
wie das gleichnamige civilrechtliebe Ehehindemiss. Sie zeigt uns, 
. wie sehr die einmal herrschend gewordene Anschauung über einen 
Gegenstand ihre Geltung zu behaupten suche. Zugleich aber legt sie 
unverkennbar ein Zeugniss ab von der neuern, in Betreff des besagten 
Ehehindernisses sich bildenden kirchlichen Uebung. Denn während 
nach der difesfälligen älteren kirchlichen Praxis der Adoptirte auch 
mit der maier und maiertera des Adoptirenden keine Ehe eingehen 
konnte 2), findet man bei Hostiensis ypn einem zwischen diesen Per- 
sonen bestehenden Ehehindemiss keine Spur mehr. 

Uebrigens wie sehr Hostiensis trotz seines Festfialtens an dem' 
bisherigen Becht die innere Nothwendigkeit einer Einschränkung des 
besagten canonischen Ehehindemisses gefühlt hat, erhellt aus dem 
emphatischen Ausmf, den er macht, nachdem er den erwähnten Um- 
fang des genannten Ehehindernisses angegeben hat. Uti^am tamen, 
so ruft er aus 3), Papa haue prohibitionem — revocasset! Ein Wunsch, 
den auch noch Joan, Andreae (f 1348 *) wörtlich wiederholt. 

Es ist daher kein Wunder, daös die alte Eechtsanschauung in 
Betreff dieses Gegenstandes immer mehr und mehr in den Hinter- 
grund trat, hingegen die neuere diesfällige kirchliche Praxis von Tag 
zu Tag an Anerkennung und Ausdehnung gewann. Und in der That, 
ganz so, wie der hl Baynmndus von Pennafort, bezeichnen den 
Umfang des in Kode stehenden Ehehindernisses, namentlich in der 
SeüenUnicj Papst Innocensf IV. 5), die Gl. Quamdiu zum cap. un. X. 



1) Samma aurea» lU). IV. tit. de cognatione legali, S* Qaando et qualiter 
impeditar matrimoniam, n. 12.; Conunent in Decretal. lib. IV. tit. 12. cap. an. n. 3. 

2) Vgl. oben S. 13. 

3) Comment h c. 

4) NovQlIa comment. in Decrftal. üb. IV. tit. 12. cap. un. n. 5. in fln. (ed. 
Venet. 1612, foL 39.). 

5) Derselbe iossert sieb darüber (Comment. in Decretal. Jib. IV. tit 12., 
ed. Venet. 1570, fol. 281.) folgendermassen: Legalis cognatio snperioris ad in* 
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de cognat. legal. (IV. 12.), der M. Thomas Aqnin. (f 1274 0, 
Joan. Andreae (f 13482), Ant de Butrio (f 1408»), Pdr. de Afir- 
eharano (f um 1415*)", Alexander de Nevo (f 14865) und Patd 
Lancellot (f 1591*). Wenn wir erwägen, dass Lancellat die hier 
citirten Instütäumes jur, can. im Auftrage Papst BauVs IV. ver- 
fasst, und dem Papst Pius IV. dedicirt hat, und dass dieses Werk 
mit Zustimmung Pap^t Pafd's V. dem Corpus juris canonici als 
Anhang beigefugt wurde 7), so muss dieses sein Zeugniss fär uns 
jedenfalls von hoher Bedeutung sein. 

Mit Lancellot stimmen in dieser Beziehung uberein Thom. 
Sanchez {\ 1610 »), Ferd. de Castro-Palao (f 16Sä% Andr. Val- 



feriorem boc semper probibet, quia etiam coliateralis impedit, dummodo duret, 
ut bic (sc. rap. un. X. de cognat. legal.) et ff. de ritu nupt. per adoptionem. Item 
Alias adoptivus cam uxore adoptancis et adoptans cum uxore filii adoptati etiam 
finita adoptione eontrabere non polest, ff. de rite nupt. adoptivus. Yergl. Ober 
diesen Commentar: Phillips, Kircbenrecbt, Bd. IV. S. 319 f. 

1) In IV. dist. 42. qu. 2. art. 3. corp., wo er darüber sagt, wie folgt: 
Dicendum, quod triplex est legalis ofgnatio. Primae quasi descendentium, quae 
contrabitur inter patrem adoptantem et fliium adoptatura et fllium fiiii adoptivi et 
nepotem et sie deinceps. Secunda, quae est inter fillum adoptatum et fllium na- 
turalem. Tertia, per modom cii^usdam affinitatis, quae est inter patrem adoptan- 
tem et uxorem filil adoptati, vei e converso, inter fllium adoptatum et uxorem pa- 
tris adoptantis. Prima ergo cognatio et tertia perpetuo matrimonium impediunt; 
secunda autem nonnisi, quamdiu in potestate manel patris adoptantis; unde roor- 
tuo patre vei fliio emaneipato potest contrabi inter eos matrimonium. Vergl. 
ebend. ad 4. 

2) Novella comroent. in Decretal. Üb. IV. tU. 12. cap. an. n. 1—- 5. 

3) Lectura super Decretal. Hb. IV. Ut. 12. n. 1. 3. (ed. Venet. 1502). 

4) Comment. in Decretal. üb. IV. üt. 12. n. 7. 9. (ed. Venet. 1585, 
fol. 102.). 

5) Comment. super Decretal. IIb. IV. tit. 12. cap. un. (ed. Bonon. 1580, 
pag. 84.). 

6) Instit. jur. can. lib. II. tit. 13. $. 7., wo er darüber also scbreibt: Le- 
galis cognatio est proximitas, per adoptionem proveniens. e;jus autem duae sunt 
species, una, quae temporalem impediendi matrimonii causam conünet, alia, quae 
perpetuam. Temporalem causam impedimenti continet ea, quae inter te et eam, 
quae tibi per adoptionem soror esse coeperit, intercedit. Nam per adoptionem 
quaesita fratemitas eousque nuptias impedit, donec manet. Perpetuam probibi- 
tionis causam continet, ut puta, quae inter adoptantem et adoptatum, item inter 
adoptantem uxoremque adoptati et inter adoptatum uxoremque adoptantis inter- 
cedit. Kam et per emancipationem dissoluta adoptione matrimonium impeditar. 

7) Vgl. Phillips a. a. 0. S. 409. 

8) L. e. n. 6. 13. 17. 31—34. 

9) Opus moraie, tract. 28. disp. 4. punct. 9. n. 11—16. 4 
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lensis (f 1636 ^), Barbosa (f 1648 ^), Marciis Paulus 3), ein Canonist, 
der bei der römischen Curie in hohem Ansehen steht, Gonmlee de 
Teiles (t 1649*), Cabassutius ^), Pirh%ng% Engel% Beiffemtuel^ 
Clericatm^)^ Pär. Leurenius ^^) ^ Schmalsgrf4eber^^), Böckhn ^% 
Fichler^% Pilatu$^% Murülo de Velarde^^) msA Luc. Ferraris^^). 

Insbesondere aber ist hier Papst Benedict XIV. zu nennen. Der- 
selbe nämlich hat im Jahre 1741, mit der Bestätigung der Decrete, 
welche die im Jahre 1736 unter Anwesenheit des päpstlichen Able- 
gaten Jos. 8im. Ässemläni gehaltene Provinciais jnode der Maroniten 
erlassen hatte^, ein Decret appröbirt, das dem in Bede stehenden 
Ebehinderniss, namentlich was die Seitenlinie betrifft, ebenfalls nur 
den oben angegebenen engeren Umfang anweist ^®). 



1) ßaralkla Decretal. Greg. IX., lib. IV. tU. 12. n. 2. 3. (ed. Lovan. 1631, 
pag. 687.). 

2) De ofßcio et potest. Episcopi, alleg. 51. n. 189.; Collfctanea Doctorum 
in Decretal. Greg. IX. lib. IV. tit. 12. n. 5. (ed. Venet. 1716, tom. II. pag. 360.). 

3) Praxis ad Utteras Majoris Poenitentiarü. Rom. 1644^ pag.. 207. 

4) CooTraent. perpet. in Decretal. Greg. IX. Hb. IV. (it. 12. tap. un. d. 9. in 
lia. (ed. Lugdun. 1673, tom. IV. pag. 173.). 

5) Jar. can. theoria et praxis, lib. ilf. rap. 22 n. 13. (ed. Liigdun. 1709, 
pag. 302 sq.). 

6) Jus canonicum, lib. IV. tit. 12. $. 2. n. 3. (ed. Diling. 1678, tom. IV. 
pag. 117.). 

7) Collegium univ. jur. can lib. lY. tit. 12. n. 5. 

8) Jus can. univ. lib. IV. tit. 12. n. 4—9. 

9) De Matrimonio, decis XXIV. n. 24. 

10) Forum eccl. lib. IV. tit. 12. qu. 217. 

11) Jus eccl. univ. lib. IV. tit. 12. n. II. 12. 

12) Comment. in jus. can. univ. üb. IV. tit. 12. n. 4—6. (ed. Salisburg. 
1739, tom. lU. pag. 153.). 

13) Summa jurisprudeutiae sacrae, lib. IV. tit. 12. n. 3. 7. (ed. Diling. 
1733, tom. IV. pag. 115 sq.). 

14) Origines jur. pontif. lib. II. tit, 15. (ed. Trident. 1739, pag. 262 sq.). 

15) Cursus jur. can. HIsp. et Ind. Hb. IV. tit. 12. n. 109. 

16) Prompta bibl. can., verb.: Matrimonium, art. V. n. 83—88. (ed. 
Mont. Cassin. 1844 sqq. tom. V. pag. 217.). 

17) Vgl. Wouters, Compendium Hist. eccl. Lovan. 1855, tom. III, pag. 246. 

18) Das bezogene Synodaldecret lautet wörtlich, wie folgt: „Cognatio le- 
galis, quae ex adoptione.oritur, dirimit matrimonium in Hnea recta ascendentlum 
et descendentiuro usque ad quartum gradum canonicum inclusive, et In primo 
tantum gradu canonico lineae collateralis; item afflnitatem parit, in primo gradu 
lineae rectae tum ascendentlum, tum descendentium , quae matrimonium dirimit: 
nnde non potest adoptans nubere cum uxore adoptati, nee adoptatas cum uxore 
adoptantis. TaliSvaucem cognatio in linea quidem ascendeptium est impedimentum 
Perpetuum, non vero in linea collaterali; adeoqne soluta quidem adoptione rema- 
net adbuc inter ascendentes et descendentes cognatio legaUs, desinit tarnen baec 
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Ausserdem spricht der genannte Papst über das Ehehinderniss 
der bürgerlichen Verwandtschaft als Gelehrter in solcher Weise sich 
ans, die nicht im Geringsten daran zweifeln lässt, das besagte Ehehinder- 
niss habe zu Papst Benedicts XIV. Zeiten in der Kirche keinen wei- 
tem umfang gehabt, als der ihm vom hl. Baymundtis von Pennafort 
angewiesen wird. »Eaedem porro ciriles leges, so schreibt darüber 
Benedict XIV, ^\ turpe atque inhonestum reputantes, matrimoninm 
inter eos iniri, qni etiam imaginaria et ficta ista cognationis eq[)ecie 
eonjonguntar, irritas decreverd nuptias primo inter adoptantem et adop- 
tatum atque ab isto descendentes, 1. Qwm etidm 55. f^de ritu nupt.; 
secundo inter adoptatum, et filios naturales adoptantis, L Per adcp- 
tianem 17. ff. eod., §. Itder eos. Inst, de nupt. ; tertio inter adop- 
tantem et uxorem adoptati, ac vicissim inter adoptatum et uxorem 
adoptantis, 1. ÄdopHvus 14. ff. cit. At id discriminis inter enumeratas 
personas, adoptione conjunctas, intercedere leges voluere, ut inter 
primas, quae sunt qi^dammodo in linea recta ascendentium et des- 
cendentium, nunquam, ne soluta quidem adoptione, matrimontum con- 
sistere valeat; ut enim dicitur in cit. 1. Quin etiam ^ semper nefas 
reputatur, eam uxorem ducere, qua« per adopti(mem filia äut neptis 
fait; idemque servandum edixere inter personas tertii generis, inter 
quas semel ortam ex adoptione affinitatis speciem, quae matrimonio 
contrahendo obicem ponit, perpetuam esse decernunt. Quocirca, adop- 
tivus filius, si emancipetur, eam, quae patris adoptivi uxor Mt, ducere 
non potest, quia novercae locum habet, inquit textus in cit. leg. Adop- 
tivus ff. de rit. nuptiar. Sed inter personas secundi generis, quae 
adoptione interveniente sibi e latere jungi videntur , impedimentum 
durat, quamdiu durat adoptio, seu quamdiu füii permanent sub patria 
potestate; sicuti habetur in cit. 1. Per adopüonem, 17. de ritu nuptiar. 
Soluta vero patria potestate vel per mortem adoptantis, vel per eman- 
cipationem filii aive . adoptivi sive naturalis, cessat impedimentum, et 
potest filius adoptivus in uxorem ducere filiam naturalem ejus, a quo 
fuerat adoptatus, juxta apwtum textum in cit. §. Inkr eos. Instit. 
de nupt. *-*).« 

Dass aber der genannte Papst mit diesen Worten nur an- 
geben wollte » welchen Umfang das Ehehinderniss der bürgerlichen 



cog^Dalio in linea GOilaterali, Mluta atfoption« vei per emancipaiionem adoptati. 
S. Synodus provinciaUs a. D. Patriarcha Antioeheno, arcblepiscopis et episoo> 
p!s nee nen elero saecatari et regulati nationis Syromm Maronitarum, Part. li. 
tap. 11. S. S. num. 4. (ed. Rom. I)i20, lypis S. Congr. de Propag. Fide pag. 76.). 

1) De synod. dioee. Üb. iX. cap* 10. n. 4. (ed. Rom. 1755, pag. St^). 

2) Vgl: ebeftd. w. 5. 
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Venra&dtsehaft m seiner Zeit unter kirchlicher Anerkennung im Be- 
reich der Kirche hatte^ keineswegs aber, welchen es urq^rünglieh vom 
römischen Becht erhalten, bedarf wohl keines Beweises. Denn 
dass jPapst Benedict XIV, gewusst habe, der Umfiukg, den das be- 
sagte Eh^hindemiss durch die Gesetzgebung Kaiser Jttstinian's' l. 
bekommen hatte, sei viel weiter gewesen^ als derjenige, den er dem- 
selben an der bezogenen Stelle von den leges civiles zuweisen Iftsst^ 
das wird doch gewiss Niemand in Zweifel ziehen wollen. 

In derselben Weise, wie die bisher Qenannten, begrftnzen das in 
Bede stehende Ehehindemiss auch Rupprecht^)^ Ubaidus CHraidi^)^ 
der M. Älphansus läffuori^)^ Joan. Devoti^)^ 8alMano^}y Soglia^) 



1) Notae bistoricae in oniv. jus can. Itb. IV. tit. an. de spomal. et matrini. 
n. 126. (ed. Venet. 1764, pag. 3SS.), wo derselbe bierfiber, nauentHeb ^was die 
Seitenlinie betrifft. Folgendes sagi : QuamTis autem EspeniMS (part. IL tit. IS. 
eap. 6. n. 6.) affirmet, nallibi legi , Ecclesiam circa boc impedimentam aliquid 
mutasse, sed illad, prout legibus decretum erat, recepisse, neqae Synodum Triden- 
tinam quidqaam bic binovasse: Tbeologi tarnen communiter doCenf, impedimenttim 
confraternitatis legalis non excedere flratres et sorores legales, caro tarnen Jure 
dvili usque ad magnain amiiam extenderetnr. 

2) Expositio jor. poot. Juxta recenttor^m Eedesiae disdplinam^ part. l 
tom* 2. sect. 713« (ed. nov. Rom. 1830, pag. 526.), wo er darüber sieb folgen«» 
dermassen ausspricht: Pro praxi et regula, a parocbis potissimum bac in re ob- 
servanda, operae pretium duxi exponere, inter quos — juxta dictas leges oriatur 
(sc. impedimentum cognationis legalis). Prima igitor oritor inter adoptantem et 
adoptatitni bujosque posteros usque ad qoaftum gradam, quod qutdem dumt etiam 
solnta adoptioae, ^ cum semper vigeat qoaedam pudoiis et publicae bl^ne^utia 
ratio. Secundo inter uxorem adoptantis et adoptaium, et inter bujus axorem 
et adoptantem; et boc pariter durat post solutam adopdonem. Tertio inter filios 
legUimos et naturales j in potestaie adoptantis existentes (non autem naturales 
tantum), et adoptatum sea adoptatam; quod tarnen deslnit cessante adoptione, id 

^^t, qaando fiHi aot fiUae adoptantis exierlat ab ejus poteslate per illios mortem 
vel emancipationem. 

3) In seiner Theologia merälU^ von welcber bekanntlteb ein vom 
Papst Gregor XVL bestätigtes Decrei der S. Poenitentiaria vom Jabre 1831 
«agt, dass „opiniones, quas in sua Tbeologia Morali profitetur B. Alpbonsus, sequi 
tuto possimus ac proflteri.'' Vgl. Scavini^ Tbeologia moralis oniversa» Ed. 7. 
Miediolan. 1857, tom. 1. pag. 9. In diesem Werke nun (lib. Vi. n. 1027. not 2.) 
scbreibt der Jü, Alphonsus in Betreff des besagten Ebebindernisses , wie 
folgt: Hoc impedimentum est perpetuum inter adoptatum et adoptantem et uxorem 
iilius, vel e converso; verum inter adoptatum et dlios adoptantis est tantum ad 
tempus, scilicet usquedam fliii sunt sub potestate iilius. 

4) iBStHttt. canoB. lib. IL tit. 2. sM. 9. $. 136. (ed. August. Taurin. 
1S55, tom. II. pag. 150.). 

5} Lezioni dl diritto eandnico* NapoL 1843, vol. ill. pag. 136. 
6) Institut, jur. priv. eccl. lib. H. cap. 9. 1 182. 
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andi9coi;im ^), welcher Letztere darüber in folgender Weise sich äussert: 
»Hodie commoniter receptdm est , qnod adoptio, quatenus canonicum 
impedimentum evasit, matrimonium dirimit 1. inter adoptantem et 
adoptatum hujnsque descendentes ad quartum gradum, atque in per- 
petuum; 2. inter adoptantem et uxorem adoptati, pariterque inter 
ux^rem adoptantis et filium adoptatum, item in perpetuum, ad£o, ut 
^bnpedimentum maneat etiam soluta adoptione; 3. inter adoptatum 
et filios adoptantis, sed quamdiu manet adoptio, vel filii sunt sub patria 
potestate; unde defuncto adoptante Tel emancipatis ejus filiis cessat 
impedimentum. 

Was die gerade Linie betrifit, so stimmen die Canonisten alle 
zwar darin überein, dass das gedachte canonische Ehehinderniss einer- 
seits den Adoptirenden und andererseits den Adoptirten und dessen 
rechtmässige Descendenten umfasse > und auch nach Auflösung der 
Adoption fortbestehe. Jedoch bis zu welchem Grade dieser Des- 
cendenz es sich erstrecke, darüber sind sie verschiedener Mei- 
nung. Einige von ihnen behaupten, es erstrecke sich auf alle recht- 
mässigen Nachkommen des Adoptirten in infinütwi^); Andere wiede- 
rum, es erstrecke sich blos bis zum vierten^)^ Andere sogar, blos bis 
zum zweiten Grad^). Hingegen Andere behaupten, das besagte Ehe- 
hindernis erstrecke sich, ohne Unterschied der Grade, auf alle jene 
rechtmässigen Descendenten des Adoptirten, welche dieser zur Zeit, da 
die Adoption stattfand, in seiner Gewalt hatte. 

Die erstgenannte dieser Ansichten stützt sich auf §. 1. Inst 
de nupt.^ übersieht aber dabei, dass diese Gesetzstelle, indem sie das 
erwähnte Ehehinderniss auf die Nachkommen des Adoptirten in infi- 
nitum sich erstrecken lässt, dies ausdrücklich nur von denjenigen ver- 
standen wissen wolle, qui per adoptionem parentum liberorumve loco 
sibi esse coeperinty und daher faglich nur auf diejenigen Descendenten 
des Adoptirten bezogen werden kann, die in Folge der Adoption in 
des Adoptirenden Gewalt gekommen sind. 

Jene Ansicht, welche das gedachte Ehehinderniss auf den vierten 
Grad beschränkt, hängt mit der eben besprochenen zusammen, und 



1) In seiner Theologia morälis universa (tom. III. tract. 12. disp. 3. 
cap. 2. qu. 3.; ed. cit. pag. 589.), welche dem glorreich regierenden Papst 
Piu8 IX. dedicirt ist. Vgl. ebend. Bd. I. S. 5 IT. 

2) Diese Ansicht erw&hnt Sanchez I. c. n. 31. 

3) ßo namentlich Marcus Paulus, Luc, Ferraris, Giraldi und Sca- 
vini 11. cc. S. oben S; 31. und 33 f. 

4) Ueber diese Ansicht and deren Vertreter 8. Sanchez L c n. 33.; den 
M, Alphonsus Liguori 1. f. n. 1027. 
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unterscheidet von ihr sich nur daduAh, dass sie die im cap, 8. X. de 
consanguin. et affin. (IV. 14.) in Betreff der natürlichen Verwandtschaft 
und Schwägerschaft statuirte Einschränkung auclf auf die bürgerliche 
Verwandtschaft anwenden zu müssen glaubt. Jedoch ohne Grund. 
Denn die bezogene Stelle hat das Ehebinderniss der bürgerlichen Ver- 
wandtschaft unberührt gelassen i). 

Diejenige Ansicht, nach welcher die bürgerliche Verwandtschaft 
in der geraden Linie sich nur bis auf den eweUen Grad erstrecken 
soll, beruft sich hiefür auf Trid. sess. XXIV. de Bef. Matrim. cap. 
4.y WO das Ehebinderniss der unehrbaren Schwägerschaft auf den 
zweiten Grad eingeschränkt wird. Diese Berufung jedoch erweist 
schon auf den ersten Blick sich so ganz und gar als willkürlich und 
grundlos, dass es überflüssig ist, auf deren Widerlegung näher ein- 
zugehen 2). 

Es bleibt somit blos die letztgenannte Ansicht übrig. Dieselbe 
ist nicht nur im Wesen der Adoption und der'Adoptiwerwandtschaft 
vollkommen begründet, sie ist auch von den meisten und ausgezeich- 
netsten canonistischen Autoritäten vertreten, und kann daher füg- 
lich als die allein richtige bezeichnet werden. Treffend bemerkt 
darüber Saviohez^)^ indem er sagt: Veriorem esse censeo senten- 
tiam, quam tradit Greg. Lop.^) 1. 7. verb. Nuncia et 1. 8. 
fi. tit. 7. p. 4., ubi §. Ergo non omnes. Instit. de nupt. ^), in quantum 
decidit, cognationem legalem inter adoptantem et adoptati descen- 
dentes protrahi in infinitum, intelligit de ascendentibus adoptantibus 
et descendentibus adoptatis, et non de aliis. Itaque in hac linea 
dicit solum proMberi matrimonium inter ascendentem adoptantem 
et descendentem adoptatum. Quare "'non poterit adoptans contra- 
here matrimonium cum filiis suis adoptivis, neque cum filiis ant 
nepotibus ejus filii adoptivi aliisve ejus descendentibus, qui in. ejus 
filii, dum fuit adoptatus, potestate constituti erant; at poterit utique 
contrahere cum filiis vel quibuscumque descendentibus filii adoptivi, qui 



1) Vgl. Fagnani Comraent. in cit. cap. n. 25. (Comment. in qainqae Li- 
bros Decretal. ed. Vesnnt. 1740, tom. IV. pag. 69.). 

2) Vgl. darüber Sanchez l c. n. 33. * ' 

3) L. c. n. 34. 

4) D. i. Gregorius Lopez de Madera, ein spanischer Jarist« seit 1594 
Professor der Rechte zu Aicala des Henares. Seine hier bezogene Schrift führt den 
Titelt Animadversionea juris civilis^ and erschien im Jahre 1586 in Turin; 
ist Obrigens auch in Ottö'a Thesaurus juris romani (tom. iV.) abgedruckt. Vgl. 
Grosses voilstftnd. UniversaUexicon aller Wissenschaften und KQnste. Halle und 
Leipzig 1732 ff., Bd. XVIIL col. 494. 

5) D. i. S. 1. Inst. L 10. 

AicUf Ar UNkMlMbC XIX. 15 
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exka ejus potestatem erant teiflpore adoptionis. Et ratio est, quia 
adoptaüt aliqim persona censentur adoptati filii et descendentes om- 
nes solum^ qui in adoptati potestate erant tempore adoptionis, ut 
erpresse decidit 1. si paterfaniilias. 15. in princ. ff. de adopt. Cum 
ergo illi descendentes in qnovis grada, qui tnnc erant sub adoptati 
potestate, sint etiam vere adoptati, jure optimo cum Ulis interdicitur 
matrimonium. Si autem erant exfara adoptati potestatem, cum non 
censeantur adoptati, nulla ratione prohibetur matrimonium adoptantis 
cum Ulis, utpoteinter quos nulla cognatio legalis intercedit ^). 

Was endlich das Ehehinderniss der bürgerlichen Schwägerschaft 
anbelangt, so stimmen alle Ganonisten ohne Unterschied darin über- 
ein, dass dies nur die Qattin des Adoptirenden und den Adop- 
tirten, und umgekehrt die Oattin des Adoptirten und den Adoptiren- 
den umfasse, übrigens aber auch nach Auflösung der Adoption fort- 
dauere^. 

Jedoch nicht genug damit, dass man angegeben hat, zwischen 
welchen Personen in Folge der Adoption nach der neuem kirchlichen 
Praxis das canonische Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandtschaft 
stattfinde; um vollends jeden Zweifel auszuschliessen, der in dieser 
Beziehung entweder di^rch das ältere Kirchenrecht, oder durch die 
Analogie anderer canonischer Ehehindernisse etwa angelegt werden 
möchte, haben die Canonisten überdies auch noch diejenigen Personen 
namhaft gemacht, zwischen denen nach der jetzt bestehenden Uebung 
der Kirche in Folge der Adoption das besagte Ehehinderniss nicM 
bestehe. 

Und zwar nennen sie in dieser Beziehung 

1. die Adoptivkinder eines und desselben Adoptivvaters unter- 
einander. Schon die GL: Quamdiu zum cap. un. X. de cognai 
legal, sagt darüber: Sed numquid filii adoptivi possunt contrahere 
inter se? Dici potest, quod sie, quia noninvenitur prohibitum 3), 



1) Derselben Ansicht sind auch der JU, Raymund von Pennafort, 
Hoatiev^^ der hl, Thomas Aquin,^ Vaüensis, Böckhn, Papst Bene- 
dict XIV. und der M. Alphonaus Liguori 11. cc; ferner Sylvester 
Frier., Samnia Suinmarum, verb.: MatrimonitMn, art. YUI. $. 8. n. 2. (ed. 
Venet. 1619, part. 11. fol. 166.); Danielli, Ipstitut. can. üb. H. tit. 9. n. 8/. (ed. 
Rom. 1757, pag. 446.); Gagliardus, Institut, jur. canon. eomman. et Neapolit. 
IIb. ü. tit. 11. 1 80. (ed. Neapel. 1767, tom. IL pag. 555.). 

2) Vergl. z. B. den hl. Raymundus^ HostienHs, den hl. Thomas 
Aquin., Reiffenstuel , Ferraris, Benedict XJV., den hl. AlphorCbus und 
Scavini 11. cc 

3) Ebenso: Joan. Andrea^ 1. c. n. 3.; de Butrio I. c. n. 5.; Sylvester 
Frier. 1. c. n. 6.; Didac. Covarravias, Epilome in qaart. Lib. Decretal. part. 
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2. Den Adoptiwater und die Sander der Adoptivtochter, mögen 
dieselben ehelich oder unehelich sein i). Der Grund hiervon ist, dass 
die Kinder der Adoptivtochter in keinem Falle in die Gewalt des 
Adoptivvaters kommen *). 

3. Den Adoptiwater und die unehlichen Sander des Adoptiv- 
sohnes; aus dem eben genanhten Grunde 3). 

4. Den Adoptirenden und die leiblichen Eltern des Adop- 
tirten*). 

5. Den Adoptirenden und des Adoptirten geistliche Eltern^), 

6. Den Adoptirten und die Eltern des Adoptirenden ^). 

7. Den Adoptirten und die unehelichen Kinder des Adoptiren- 
den. Obschon dieser Punkt nach den diesfälligen Bestimmungen des 
römischen Bechts keinem Zweifel unterlag, und auch die Glossen, so- 
wohl jene des Decretum^) als auch die der Decretalensammlung 
Gregorys IX. 8), es ausdrücklich ausgesprochen hatten , dass zwischen 
den besagten Personen in Folge der Adoption kein canonisches Ehe- 
hindermss bestehe: so hat doch, wahrscheinlich auf Grund des can. 
1. G. XXX. qu. 3. und der Analogie der geistlichen Verwandtschaft^) 
darüber unter den Ganonisten ein Zweifel sich gebildet, der auch bei 
de Tudeschis^^) Eingang gefixnden. Nichtsdestoweniger ist es in 
dieser Beziehung bei dem alten Hecht geblieben , Welches zwischen 
den genannten Personen kein Ehehinderniss annimmt ^i). 



II. cap. 6. n. 8. (Opp. ed. Venet. 1588, tom. I. pag. 177.); Sanchez l c. n. 28.; 
Zoeaius, Comment. in jus can. unIv. IIb. IV. tit. 12. n. 6.; Luc» Ferraris 1. c. 
n. 92.; Qiraldi 1. c. n. 8.; Scavini 1. c. 

1) Sylvester Frier, l c. n. 5.; SancJiez I. c. n. 35. 

2) Vgl. $. 3. Inst, de patr. potest.; S. 12. Inst de nupt. 
8) Sanchez I. e. n. 36. 

4) S. Thomas Aquin., In IV. dist. 42. qu. I. art. 3. ad I.; Vallensis 
1. c, n. 4.; Sanchez l c. n. 26.; Danielli I. e. n. 37. 

5) CleHcatuSy De Matrim. decis. XXIII. n. 26.; vgl. Archiv Bd. IX. (XV.) 
S. 227 ff. 

6) Danielli V c; Berardi, Comment in Jas eccl. aniv., de conjogils, 
dissert. 4. cap. 4. i 

7) 61.: QtiOd autem zum Dict. Grat. init. C. XXX. qu. 3. 

8) 61.: Quamdiu zum cap. un. X. de cognat. legal. (IV. 12.). 

9) Vgl. Archiv Bd. IX. (XV.) S. 236 f. 

10) Comment in Decretal. Hb. IV. tit. 12. cap. un. n« 7. 

11) Hostieneis f Comment I. c. n. 3.; Sylvester Frier. I.e. n.8.; San- 
chez 1. c. n. 30.; Faul. Laymannus, Theologia moral. üb. V. tract. 10. part 
4. cap. 7. n. 8. (ed. Monacb. 1680, pag. 1007.); Danielli I. c. n. 38.; Cleri- 
catus. De Matrim. decis. XXIV. n. 32.; Wiestner, Institut can. Hb. IV. tit. 12. 
not 13—17. 

15* 
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8. Den Adoptirten und die leiblichen Enkel des Adoptirenden, 
selbst wenn sie ehelich sind i). 

9. Die Kinder des Adoptirten und die Ejnder des Adoptiren- 
den, mögen dieselben ehelich oder nnehelich sein^). 

10. Die Kinder des Adoptirten und die Enkel des Adop- 
tirenden^). 

11. Die beiderseitigen Kinder zweier Adoptivkinder eines und 
desselben Adoptivvaters, d. i. Adoptivgeschwisterkinder *). 

Aus dem Gesagten dürfte klar geworden sein, dass die InstrucHo 
pro jud. eccl. Imp. austr., indem sie (§. 28.) den Umfang des in Rede 
stehenden canonischen Ehehindemisses folgendermassen bestimmt: 
> Adoptio — secundum nunc vigentem Ecclesiae praxin , etiam post- 
quam dissoluta fuerit, matrimonium dirimit inter adoptantem adop- 
tatumque et ab adoptato descendentes sab patema ejus potestate 
adoptionis tempore cönstitutos, nee non inter adoptantem adoptatique 
uxorem et^doptatum vicissim adoptantisque uxorem. Praeterea quam- 
diu adoptio perdurat, inter adoptatum et adoptantis liberos carnales, 
legitimes, sub paterna potestate conslitutos, matrimonium consistere 
nequit« — mit der diesfalls gegenwärtig in der Kirche herrschenden 
Eechtsanschauung vollkommen im Einklänge stehe*). 

Fragt man, aus welchem Grunde die Kirche das civilrechtliche 
Ehehinderniss der Adoptivverwandtschaft zum canonischen Ehehinder- 
niss erhoben habe, so ist zunächst so viel gewiss, dass sie es nicht 
etwa aus blosser Gefälligkeit oder Nachgiebigkeit gegen das Civilrecht 
gethan habe. Denn es hatte das römische Becht noch viele andere 
Ehehindemisse aufgestellt, welche die Kirche gleichwohl nicht ange- 
nommen®), ja von denen sie viele ausdrücklich verworfen hat'''). Was 
die Kirche bewogen hat, auf Grund der Adoption das besagte Ehe- 



1) Cäbassutius I. c. n. 13.; Giraldi 1. c. n. 3. 

2) Luc. Ferraris 1. c. n. 93.; Giraldi I. c 

3) MuHllo de Velarde I. c. n. 110. 

4) Sanchez 1. c. n. 29.; Luc. Ferraris I. c. n. 92.; Vallensis 1. f. n. 4. 

5) Vgl. dagegen Fachmann, Lebrbuch des Kircbenrecbtes. 8. Aufl. Wien 
1863—66, Bd. H. S. 288. Anm. X. 

6) So z. B. zwiscben den Senatoren und Freigelassenen (I. 9. Dig. de Se- 
nator. I. 9., vgl. mit der GL: Haheat zum can. 4. C. XXIX. qu. 2.); femer 
zwiscben Sclaven (1. 14. S 2. Dig. de ritu nupt., 1. 8. Cod. de incest. et inutil. 
nupt. V. 5., 1. 23. Cod. Ad leg. Jul. de adulter. IX. 9., Nov. XXII. cap. 17. vergl. 
mit can. 1—8. C. XXIX. qu. 2., cap. 1—4. X. de coi^Jog. serv. IV. 9.). 

7) So namentlicb, was die Notbwendigkelt der vSterlicben Einwilligung zar 
Gaitigkeit der Ebe eines filiusfamilias betrilTt (I. 2. Dig. de ritu nupt. vgl. mit 
can. 2. C. XXVII. qu. 2.. Trid. sess. XXIV. de Ret Matrim, cap. 1.). > 
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hinderniss aufzustellen, das waren zuvörderst die Bechtswirkungen^ 
welche die Adoption im Bereich des bürgerlichen Lebens hervorbrachte, 
indem sie den Adoptirten den leiblichen ehelichen Kindern des Adop- 
tirenden rechtlich fast gleich machte ^). Und in der That, wie konnte 
die Kirche zulassen, dass solche Personen einander ehelichen, die in 
Folge der Adoption rechtlich als Vater und Tochter, Bruder und Schwester 
u. dgL angesehen wurden! Treffend äussert sich darüber mit Beziehung 
auf den hl. Augustin^) der schon oft genannte Sanchejs^^ indem 
er sagt: Gonvenientissime autem statutum est, i^t cognatio legalis 
dirimat subsequens matrimonium, quia ex ea oritur quaedam con- 
junctio, similis natural! , ex qua oritur quaedam reverentia, debita 
inter sie cognatos, et amicitia. Ut ergo ea reverentia servetur, et 
dilatetur amplius amicitia matrimonio cum extraneis inito, cautum 
est, ut intra sie cognatos nequeat matrimonium consistere ^). 

Jedoch- nicht allein dieses durch die Adoption bewirkte recht- 
liche Verhältniss von Eltern und Kindern und Geschwistern, sondern 
auch das durch sie begründete factische Verhältniss von Vater und 
Tochter, Bruder und Schwester u. dgl., mit andern Worten, auch 
die durch die Adoption bewirkte Lebensgemeinschaft des Adoptirten 
mit dem Adoptirenden und dessen Angehörigen , bildet die Grund- 
lage des in Bede stehenden canonischen Ehehindernisses, indem sie 
die Gefahr nahelegt, dass die betreffenden Personen die häusliche Frei- 
heit und Vertraulichkeit, zu welcher ihnen ihr Verhältniss zu ein- 
ander das Recht giebt, zu fleischlichen Vergehen missbrauchen, wodurch 
das Familienleben, auf welchem doch das Wohl nicht blos des Staates, 
sondern auch der Kirche beruht, in seiner innersten Wurzel vergiftet 
würde. Lex divina, so schreibt darüber der hl. Thomas Aqu%n.% 
illas personas praecipue a matrimonio exclusit, quas necesse est coha- 
bitare, ne, si ad eas liceret carnalis copula, facilis pateret concu- 
piscentiae locus. — Et quia filius adoptatus versatur in domo patris 
adoptantis, sicut filius naturalis, ideo legibus humanis (d. i. civilibus) 
prohibitum est, inter tales matrimonium contrahi, et talis prohibitio 
est per Ecclesiam approbata, et inde habetur, quod legalis cognatio 



1) Vgl. S. 8. Inst, de adopt. I. IL 

2) De CIVIL Dei, fib. XV. cap. 16. n. L 

3) L e. n. 16. 

4) Ebenso Franc» Florena, im Tractatns ad Caas. XXX. qa. 1., 3. et 4. 
(Opp. ed. Paris. 1679, tom. IL pag. 130.); Henr. Canisius, Comment. in De- 
cretal. lib. IV. tit. 12. n. 3. (Opp. de jare can., ed. Colon. 1662, pag, 375.); 
Danielli I. c n. 38. 

5) In IV. dist 42. qa. 2. art. 2. corp. 
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matrimoniam ünpediat i). Auf diesen Aussprach des U. Thomcts 
Aquin. bezieht sich Sa/nchee^ indem er über die inneren Grande des 
gedachten canonischen Ehehindernisses weiter bemerkt, wie folgt: 
Adde cum D. Thoma, — id quoque effectum esse, quia sie cognaü 
debent hab;tare in eadem domo; oriretur autem maximum fomicandi 
periculum, matrimonio non interdicto inter eos ^. 

Diejenigen, welche den letztgenannten Grund des canonischen 
Ehehindemisses der bärgerlichen Verwandtschaft for nichtig halten 
und sagen, dass das Ehehindemiss gegen die Sinnlichkeit wenig helfe, 
verkennen die erfahrungsmässig erwiesene Thatsache, dass der Mensch 
zu schlechten Handlungen, deren nachtheilige Folgen er voraussieht 
in keiner Weise gut machen zu können, sich nicht so leicht hin- 
reissen lässt, als es im entgegengesetzten Falle zu geschehen 
pflegt. 

Diejenigen aber, welche meinen, unter dieser Voraussetzung 
müsste das Ehehindemiss überhaupt unter allen, selbst ganz fremden 
]&ienschen, sobald sie in unmittelbarer Nähe zusammenleben, nament- 
lich unter dem Hausgesinde, Platz greifen, übersehen dabei, dass 
zwischen dem Zusammen wohnen von Adoptiwerwandten, deren 
Verhältniss untereinander eine Vertraulichkeit, zum Theil sogar 
Bechtsgleichheit, in sich schliesst, und zwischen dem Zusammen- 
leben von Fremden in dieser Beziehung doch ein grosser Unter- 
schied besteht^). 

Nun entsteht aber die Frage, ob nach dem eanonischen Recht 
das Ehehindemiss der bürgerlichen Verwandtschaft aus allen, Arten 
der Adoption entspringe, oder aber nur aus einigen derselben und 
aus welchen. Dass es aus der Ärrogaiion^ sowie auch aus der vöU- 
ständigen Adoption entspringe, unterliegt keinem Zweifel. Werden 
ja, wie bereits oben S. 6. bemerkt wurde, diese beiden Arten der 

1) Vgl. ebend. I. c. art. 3. ad 2. 

2) L. c. n. 16. 

3) Ebenso Sylvester Frier, I. c. n. 4.; Barbosa, Colleetanea Doct. in 
Greg. IX. DecretaK üb. IV. tit. 12. n. 5.; Ferd. de Castro-Palao, Opas morale, 
tract 28. disp. 8. punct. 9. n. 7.; Zoesiua 1. c. n. 2.; Diana, Resolationes 
moral., part. IV. tract 4. resol. 120. (ed. Venet. 1638, pag. 124.); Gonzalez de 
Tellez 1. c. n. 11.; Gentillot, Tractatus jarid. de jure matrim. lib. IV. tit. 12. 
n. 9. (ed. Saiisbarg. 1694, pag. 107.); Clericatua I. c. d. 24.; Leurenius I. e. 
qa. 217.; König 1. c. n. 9.; Murillo de Velarde 1. c. n. 107.; Schmalz^ 
grueber 1. c. n. 15. 20.; Maschat, Instit. canon, lib. IV. tit. 12. n. 2. (ed. 
Ferrar. 1760, part. II. pag. 149.). 

4) Vgl. Schulte, Handbach des katbol. Klrchenrecbts S. 156 f.; dagegen 
Schlegel, Kritische and systematische Darstellung der verbotenen Grade. Han* 
nover 1802, S. 623 ff.; Instructio pro jad. ecd. S. 81. 



• 
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Adoption von den Ganonisten gewöhnlich in Eine zosammengefasflit, 
und ohne Unterschied bald arrogatio, bald perfecta adqptio genannt. 
Die Frage ist nur, ob auch die unvollständige Adoption das besagte 
canonische Ehehinderniss begründe. 

Sehen wie uns hierfür nach authentischen kirchlichen Ent- 
scheidungen um, so finden wir keine. Der einzige bei der S. G. G. 
vom Jahre 1718—1861 ^) verhandelte Adoptionsfall ^) betraf nicht so 
sehr die unvollständige Adoption, als vielmehr die ÄrrogaHon im 
eigentlichen Sinn. Denn das betreffende Adoptivkind war ein Findel- 
kind, und demnach sui juris^). Die Gewalt, welche das Erzhospital 
di 8. Spirito in Sassia^ wo das erwähnte Eind sich als Pflegling 
befand und von wo aus es in Adoption kam, über dasselbe ausübte, 
kann höchstens als vormundschaffcliche Gewalt, keineswegs aber als 
patria potestas des römischen Rechts angesehen werden. Auch 
Papst Benedict XIV. ^) erklärt die gedachte Adoption für eine vera 
arrogcMo •). 

Sehen wir uns behufs der Lösung vorliegender Frage bei den 
Ganonisten um, so finden wir sie in Betreff dieses Punktes getheilter 
Meinung. Die Einen behaupten, die unvollständige Adoption be- 
wirke das besagte Ehehinderniss nicht; die Andern behaupten, ^sie 
bewirke es. 

Schon die Gl. : Quod autem zum Dict. Grat. init. G. XXX. qu. 
8. erwähnt dieser Gontroverse, ohne jedoch selbst für oder gegen 
eine dieser beiden Meinungen sich zu entscheiden. 

In der Folge haben für die Ansicht, nacli welcher die unvoll- 
ständige Adoption das Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandtschaft 
nicht begründet, sich erklärt Papst Iwnocene IV. % der AZ. Thomas 
Äquin. ^, Ouil Dmcmdus % Sanchez % Hem. Oanisius ^% Pirhing *^), 

1) Vom Jahre 1861 ab stand uns der Thesaurus Resolutiowwm S. C. C. 
niebt zu Gebote. Es wird uns aber von glanbwQrdiger Seite her versidiert, dass 
vom Jahre 1861 ab bis Ende des Jahres 1866 bei der S. C. C. hiein Adoptions- 
fall verhandelt worden ist. 

2) Angeführt im besagten Thesav/rus Resolut tom. VI. pag. S84 sqq. 

5) Vgl. f. 12. Inst, de nupt 1. 12. 

4) De synod. dioec. IIb. IX. cap. 10. n. 5. 

^) Lämmer im ArcMv X. &• 865 ff. suchte zu beweisen, dass es eine 
adoptio in^erfecta gewesen sei. 

6) Comment. in Decretal. üb. IV. tit. 12. (ed. Venet. 1570, foL 281.). 

7) In IV. dist. 42. qn. 2. art. 1. ad 1. 

8) Speeolum juris, üb. IV. part. 4. tit. de eognat. legal, n. 1. 
0) L. €• n. 9. 

10) Comment. in Deeretal. lib. IV. tit. 12. n. 8. 

11) Jus canonicum, üb. iV. tit. 12. i 2. n. 4. * 
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Oenülott^), Konig ^, POaius^, Wiestner^ Laymann% Engel% de 
NicoUis'^, Schmier^), Böckhn^), FicJder^^), DanielU^^) der hl. 
Alphanstis lAgtiori^^), Maschat ^^)^ Schmahgrueber^^) ^ Saleano^^), 
8eav%ni^% Kvtschker^*^ u. a. m. 

Hingegen fär die Ansicht, dass die unvollständige Adoption das be- 
sagte Ehehinderniss begründet^ haben sich erklärt Goffredus de Trano ^% 
die GL: Quamdiu zum cap. un. X. de cognat. legal. (IV. 12.), Ho- 
stiensis^^), de Ttideschis^% Covarruvias^^)^ Gidierrez'^% Barbosa^% 
Berardi^^ Clericalus^^, Ferd. de Vastro-Palao^^ Mnrülo de Fe- 
larde^'^yGonmlejsdeTellee^^ Beiffenstuel^% Ferraris^), Giraidi^% 
Schidte% Knapp^^) u. a, m. 



1) Tractatus Jarid. de jare matrim. üb. IV. tit. 12. n. 0. 

2) Principia ]ar. can. lib. lY. tit. 12. $. 5. n. 9. 

3) Origines jur. pontif. lib. \l tit. 15. (ed. Trid. 1739, pag. 262 sq.) 

4) Inslit. can. IIb. IV. tit. 12. n. 9—10. 

5) Tbeolog. moral. Hb. lY. tract. 10. part. 4. cap. 7. n. 3. 

6) L. c. n. 3. 

7) L. c D. 3. 

8) L. c. n. 281—286. 

9) CommeDt. in jus can. aniv. lib. IV. tit. 12. n. 8. 

10) Summa Jarisprudent. sacrae, lib. iV. tit. 12. n. 1. 

11) L. c. D. 39. 

12) L. c. n. 1027. not. 1. 

13) Instit. can. lib. IV. tit. 12. n. 2. 

14) L. c. n, 19—22. 

15) Lezioni di diritto canonico. Napol. 1843, vol. III. pag. 135. 

16) L. c. pag. 589. 

17) Das Eherecbt der käth. Kirche. Wien 1856—57, Bd. III. S. 354 f. 

18) Summa in titalos DecretaL, üb. IV. tit. 12. n. 4. (ed. Venet..l586, fol. 175.). 

19) Comment. in Decretal. üb. IV. tit. 12. cap. un. n. 3. in fln., vergl. 
De88, Swmma aurea^ tit. de cognat. legal. $. cit. n. 13. 

20) L. c. n. 5. 

21) Epitome in quartum librom Decretal. part. II, cap, 6. n. 2. 

22) Can. quaest. IIb. III. cap. 102. n. 5. (ed. Colon. Allobrog. 1730, pag. 264 sq.). 

23) De off. et potest. Episc. part. III. allegat. 51. n. 189.; J)e%B, Collecta- 
oea Doctorum in Greg. IX. Decretal. üb. IV. tit. 12. Rubr. n. 5. 

24) L. c. cap. 4. 

25) L. c. n. 26-28. 

26) Opus morale, tract. 28. disp. 3. punct. 9. n. 8—10. 

27) L. c. n. 108. > 

28) L. c. n. 10. 

29) L. c. n. 10. 
80) L. c. n. 97. 98. 

31) L. c. not. 2. 

32) Handbuch des^kath. Eher. S. 185. 
33} A. a. 0. S. 199. 
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Wenn wir die Zahl nnd die Namen der Vertreter dieser bei- 
den Ansichten gegen einander halten, so werden wir unschlüssig, 
welcher von ihnen wir den Vorzug geben sollten. 

Erwägen wir noch die Oründe, die far dieselben geltend ge- 
macht werden. 

Jene Canonisten, welche der unvollständigen Adoption die 
Kraft , das canonische Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandt- 
schaft zu bewirken, absprechen, führen dafür als Grund den Umstand an, 
dass die unvollständige Adoption weder iiepatria potestas, noch auch die 
cohabitatio des Adoptirten mit dem Adoptirenden und dessen Fami- 
liengliedem bewirke, welche beiden Momente doch die Basis des 
besagten canonischen Ehehindernisses bilden. Und obschon die 
Quellen des canonischen Rechts, indem sie von dem erwähnten Ehe- 
hinderniss handeln, von jder Adoption überhaupt reden, ohne zwischen 
den einzelnen Arten derselben zu unterscheiden, so könne man dennoch 
vemfinfkiger Weise nicht daran zweifeln, dass sie dabei nur diejenigen 
Arten der Adoption meinen, welche für das gedachte Ehehinderniss 
die rechtmässige Grundlage bieten.* Ratio est, so äussert darüber sich 
Masehat (1. c), quia impedimentum hoc introductum est partim propter 
indecentiam, quia non decet, ut ii, qui fictione civili habentur patres 
etliberi, fratres et sorores, inter se copulentur; partim ad vitandam 
fomicationem, quae intercedere posset inter personas, in eadem familia 
et domo commorantes. Sed neutra ratio proce(}it in simpliciter adop- 
tato ; non prima, quia defectu patriae potestatis non habetur pater, 
vel filius, vel frater civilis; non secunda, ^ia^jgiiüpliciter adoptatus 
non cogitur esse in domo et familia adoptantis. 

Hingegen diejenigen Canonisten, welche aus der unvollständigen 
Adoption das besagte Ehehinderniss entstehen lassen, geben davon den 
Grund an, dass die genannte Adoption, wenngleich nicht die paMa po- 
testas^ so doch die cohabitatio des Adoptirten mit dem Adoptirenden 
und dessen Angehörigen bewirke, und daher für das besagte canonische 
Ehehinderniss das rechtmässige Substrat allerdings liefere. Die ergo, so 
sagt darüber de Tttdeschis^ quod inter filios naturales adoptantis 
et adoptatam non potest consistere matrimonium, quamquam adoptata 
non transierit in potestatem adoptantis ; quia nihilomintis de famüia 
est durante ista adoptione 2). Ja selbst de NicoUis^)^ wiewohl er, folgend, 
wie er sagt, der Mehrzahl der Canonisten jener Zeit, auf Grund der 



1) L c n. 5. 

2) Vgl. noch insbesondere Seb. Berardus I. c. 

3) L. c 
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nnyollständigen Adoption daa besagte canonische Ebehinderniss nicht 
annimmt, sagt, dass auch der unvollständig Adoptirte in die Familie 
des Adoptirenden eintritt. Nee refert, dies sind seine Worte, qnod vis 
hnjns cognationis legalis yideatnr ftmdari in patria potestaie, quae 
com ex adoptione non descendat, nee cognatio inde descendet — Nam 
responderi potest, — non fundari dictam cognationem in sola patria 
potestate, sed etiam in eo, qnod adoptatns sit in &milia adoptantis, in 
quam guis transU quoqueper adoptianem^). Daher er denn auch nicht 
umhin kann, offen zugestehen, dass die Ansicht, welche auch aus 
der unvollständigen Adoption das in Bede stehende canonische Ebe- 
hinderniss ableitet, ^in puncto juris veriar videaiur,€ als die entge- 



Dass in dem Falle, wo die unvollständige Adoption ein Zusam- 
pienwohnen des Adoptirten mit dem Adoptirenden bewirkt, zur An- 
nahme des gedachten canonischen Ehehindernisses in der That ein 
rechtmässiger Grund vorliege, hingegen in dem Falle, wo jenes nicht 
stattfindet, zur Annahme des besagten Ehehindemisses kein Grund 
vorhanden sei, ist klar 3). 

Demnach dürfte die richtige Lösung der vorliegenden Frage die fol- 
gende sein: wenn die unvollständig Adoption bewirkt, dass der Adop- 
tirte mit dem Adoptirenden gemeinschaftlich zu wohnen hat, so begründet 
sie auch das canonische Ebehinderniss der bürgerlichen Verwandt- 
schaft; hingegen wenn sie die besagte Lebensgemeinschaft zwischen 
dem Adoptirten und dem Adoptirenden nicht bewirkt, begründet sie 
auch das gedachte canonische Ebehinderniss nicht. 

Allerdings vermag die unvollständige Adoption aus und durch 
sich nicht das Zusammenwohnen des Adoptirten mit dem Adoptiren- 
den zu bewirken, indem diese Bechtswirkung enge mit der patria 
potestas zusammenhängt, welche durch die unvollständige Adoption 
nicht bewirkt wird. Jedoch kann die unvoHständige Adoption die 
gedachte Lebensgemeinschaft in Folge besonderer üebereinkunft, z. B. 
zwischen dem Adoptirenden und Ami paterfamilias des zu Adoptiren- 
den, hervorbringen : denn es steht von Bechtswegen nichts entgegen, 
dass der pcOerfamüias^ der sein leibliches Kind in unvollständige Adop- 
tion gibt, dem Adoptirenden gestattet, das betreffende Adoptivkind 
zu sich zu nehmen und bei sich zu behalten. 

Dass Fälle einer solchen unvollständigen Adoption wirklich vor- 
gekommen sein müssen, ergibt sich aus den oben^ angeführten Aetas- 

1) Nämlich: imperfectam. * 

2) Vgl. oben S. 39 f. 

3) S. 43. 
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sornngen der Canonisten de Tiideschis und de NicöUis. Denn wie 
hätten sonst diese Männer sagen können, auch der unvollständig Adop- 
tirte habe mit dem Adoptirenden gemeinschaftlich zu wohnen, wenn 
ihnen nicht wirkliche Fälle einer solchen unvollständigen Adoption 
zur Eenntniss gekommen wären! 

Hiermit ist zugleich auch die von einigen Canonisten aufgestellte 
Behauptung erledigt, der gemäss die unvollständige Adoption, nach 
Analogie des Catechismus *), blos ein verhieiendes Ehehindemiss be- 
wirken soll ; denn entweder bewirkt dieselbe ein trennendes Ehehinder- 
niss, oder sie bewirkt überhaupt gar 'keines'^). 

Unter der Voraussetzung, dass ein Zusammenwohnen der Be- 
treffenden bewirkt worden ist, muss folgerichtig auch aus der Adop* 
tion seitens einer Frau das obgedachte canonische Ehehindemiss an« 
genommen werden, und zwar in demselben Umfange, Wie aus der seitens 
eines Mannes, indem in beiden Fällen derselbe Grund vorliegt. Wird 
ja die Adoption seitens einer Frau bei den Canonisten einfach als 
unvollständige Adoption bezeichnet 3). 

Dass beim Vorhandensein des canonischen Ehehindernisses der 
bürgerlichen Verwandtschaft nicht einmal ein Eheverlöbniss gültiger 
Weise eingegangen werden könne, geht schon aus der ß. J. 6. in VL : 
»Nemo potest ad im'possibilia obligarit hervor, ist ausserdem auch 
noch durch mehrere Entscheidungen der S. C. C.*) ausser Zweifel 
gestellt 5). 

Wenn das Ehehindemiss der bürgerlichen Verwandtschaft erst 
nach Abschluss der Ehe eintritt, wie z. B. in dem Falle, wenn je- 
mand den Ehegatten seiner Tochter, die er noch in seiner Gewalt hat, 
adoptirt, so ist gewiss, dass dadurch das Band der betreffenden Ehe 
nicht gelöst werde, indem unter den Gründen, welche nach dem cano- 
nischen Becht das Band einej rechtmässig geschlossenen Ehe lösen, 
die Adoption nicht genannt ist^). Kommt ja nach authentischen 

1) Vergl. Archiv Bd. IX. (XV.) S, 217. Anm. 4.; S. 239 IT.; S. 252 f.; 
S. 259.; S. 264. 

2) Vgl. Sanchez 1. c. n. 10.; Outierrez I. r. n. 5.; Mascfuit I. e. 
n. 2. in fin. 

3) Vgl. Boechhn, Comment. in jus can. univ. üb. IV. tit. 12. n. 2. 

4) S. Richter, Canones et^decreta Conc. Trid. Lips. 1853, pag. 220 sq. 

5) Vgl. Instructio pro Jud. ecci. f. 3.; Kutschker, Das Eherecbt der 
kath. Kircbe, Bd. II. S. 27 ff. ; Knopp a. a. 0. S. 338 ff. ; Schulte a. a. S. 282. ; Bin- 
der, Praktiscbes Handbuch des katb. Eberecbts 2. Aafl. St. POUen 1866, S. 219 ff. 

6) Rom. 7, 1—3.; I. Cor. 7, 39.; — cap. 2. 7. X. de convers. ronjugat. 
III. 32.; cap. un. de voto in Sexto. III. 15.; cap. un. eod. in Extr. Joan. XXII.; 
Trid. Sess. XXIV. de Sacram. Matrim. can. 6.; Benedict XIV. De synod. dioee. 
Üb. xm. cap. 12. n. 9—15.; Instractio pro jad. eccI. f. 21. 201—207.; SancheiB 
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Entsclieidangeu der Kirche die rechtliche Kraft, das Eheband zu lösen, 
nicht einmal dem Ehebrache zu, wenn er gleich mit den nächsten Bluts- 
verwandten des andern Ehegatten begangen würde und in Folge 
dessen zwischen den betreffenden Ehegatten die natürliche Schwäger- 
schafl bewirkte *). 

Auch auf die Frage, ob nicht die eognaUo legalis superveniens, 
denjenigen Ehegatten, der selbe hervorgerufen, nach Analogie der 
affinüas mperveniens wenigstens des Rechtes berSLuhe^ petendidehitum 
canjtigdle, findet in den Quellen des canonischen Rechtes sich keine 
bejahende Antwort. Es bleibt demnach auch in Betreff dieses Punk- 
tes massgebend, was die GL : Debitum debet subtrahere zum cap. 2. X. 
de cognat. spirii (IV. 11.) bezüglich der cognaüo spiriiudlis superve- 
niens bemerkt, indem sie sagt: »Non invenimus prohibitum in hoc 
casu, quod non exigat ; ergo nee nos prohibeamus. ^) Zu dieser Ansicht 
der Glosse bekennen sich denn auch alle namhatten Ganonisten, wie 
z. B. Sanchejg^), Muriüo de Velarde^)^ Gonzalez^) ^ Q-utierrez% 
Clericatus'^ und Griraldi^), 

Aus dem bisher Gesagten erhellt, dass das in Bede. stehende 
canonische Ehehindemiss nicht juris naiuralis seu divini , sondern 
hlos juris positivi seu humaniy und zwar ecclesiastici sei. Talis pro- 
hibitio (sc. facta a jure civili) est per Ecclesiam approbata ; et inde 
habetur, quod legalis cognatio matrimonium impediat, so heist es 
darüber beim hl. Thomas Aquin.% Wenn daher Schmier ^^) von 
dem genannten Ehehindemiss sagt, dass es theils auf dem jus civile, 
theils auf dem jus ecclesiasticum beruhe, so will er damit im Grunde 
nur so viel gesagt haben, dass die Aioptivverwandtschaft zuerst vom 



lib. U. disp. 14—16.; Fagnanus, Comment. in Decretal. lib. HL tit. 32. cap. 2. 
nam. 8. 9.; Schmalzgrueher, Jus ecd. univ. lib. IV. til. 19. n. 43—63.; 
Schulte a. a. 0. S. 426 ff. 

1) Trid. Sess. XXIV. de Sacram. malrlm. can. 5. 7.; cap. 6., 10., 11. X. 
de eo qai cognovlt. IV. 13.; Benedict, XIV. I. c. lib. XIII. cap. 21. n. 4. Vgl. 
hierzu Sanchez 1. c. n. 19.; Berardi I. c. cap. 4.; Schmalzgrueber lib. IV. 
tit. 12. n. 23. 

2) Vgl. cap. 2. 5. X. de cognat. spirit. (IV 11.). 

3) L. c. n. 19. 

4) L. c n. 109. 

5) L c. n. 10. 

6) L. c. n. 9. 

7) L. c n. 32. 

8) L. c. not. 4. 

9) In IV. dist. 42. qu. 2. art. 2. in corp. 

10) Jarisprudentia canonico-civilis , lib. IV. tract. 3. cap. 3. sect. 5. f. 1. 
D. 287. (ed. Salisbnrg. 1729, tom. HI. pag. 136.). 
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Civilrecht zum bürgerlichen und hernach von der Kirche zum canoni- 
schen Ehehindemiss gemacht worden ist *). 

Hieraus aber folgt, dass gedachtes Ehehindemiss auf die Unge- 
tauften (infideles) sich nicht bezieht, indem diese der Jurisdiction der 
Kirche als solcher nicht unterworfen sind '^). Wenn daher z. B. ein 
Jude ein jüdisches Mädchen adoptirt und hernach dasselbe geheirathet 
und darauf sammt dieser seiner Gattin die Taufe empfangen hat, so 
kann diese Ehe auf Grund des genannten Ehehindernisses nicht för 
ungültig erklärt werden, Patet, so schreibt darüber JBowaciwa^), vali- 
dum esse matrimonium, contractum ab infideli in cognatione legali ; 
nam infideles non sunt subjecti jurisdictioni Ecclesiae, a qua inductum 
est impedimentum cognationis legalis. Propterea, si infideles post 
contractum matrimonium cum adoptante vel adoptata convertantur 
ad fidem, non sunt separandi; nam illorum matrimonium est validum^). 
Jedoch wird hier vorausgesetzt, dass &icht das Civilrecht des Staates, 
welchem das betreffende jüdische Ehepaar angehört, die Adoptivver- 
wandtschaft als bürgerliches Ehehindemiss anerkennt. Denn wenn 
dies der Fall ist, dann ist die betreffende jüdische Ehe als ungültig 
anzusehen, indem der Landesforst nach der Meinung sehr angesehener 
Ganonisten das Becht hat, für seine ungetauften Unterthanen nicht 
blos verbietende, sondern auch trennende Ehehindernisse aufzustellen ^)» 
Daher denn auch 8anche/s% indem er sagt: »Quamobrem, si apud 
infideles haec adoptio fieret, et ea non obstante iniretur matrimonium 
inter ädoptantem et filiam adoptatam, valeret utique,€ ausdrücklich 
die Clausel beiffigt: Nisi speciali eorum lege id matrimonium irri- 
taretur. 

Wenn hingegen ein üngetaufter, nachdem er ein ebenfalls un- 
getauftes Mädchen adoptirt hatte, zugleich mit diesem die Taufe 
empfängt, so kann er dasselbe nicht mehr gültig ehelichen ; denn sie 
stehen zu einander in dem Yerhältniss von Adoptivvater und Adoptiv- 



1) Vgl. Sylvester, Summa Sammaram, verb.: Matrimoniwm^ art. Vffl. 
I. 8. n. 1.; Sanchez IIb, VIF. dlsp. G8. n. 17., 21—23.; de Mcollia, Praxis 
eänonica,~ verb.: Cognatio legalis, n. 1. 2.; Murillo de Velar de 1. e. 
a 107 sq.; Clericatus I. c. n. 24.; Rupprecht, Notae bist, in unlv. Jos can., 
üb. IV. lit. QD. de spoostfl. et matrim. n. 126.; Schmalzgrueber Hb. IV. tit. 12. 
n. 28. 24. 

2) I. Cor. 5, 12,; cap. 8. X. de divort. IV. 19. 

3) De impedimemis matrimonil, quaest. III. panct. 5. f. 3. nam. 9. (Opp. 
ed. Logd. 1639, tom. I. pag. 279.). 

4) Vgl. Schulte a. a. 0. S. 187. 

5) Vgl. Sanchez Hb. VII. dlsp. 3. n. 1—5., n. 9. 10. 

6) Lib. Vir. disp. 63. n. 22. 
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tochter^ und unterstehen nun als Christen den diesf&lligen Bestim- 
mungen der Kirche. Durch die Taufe aber werden Rechtsverhältnisse, 
die vor derselben rechtsgültig geknfipft worden, nicht gelöst; «nur 
Sünden werden durch dieselbe getilgt'). 

' Dasselbe gilt auch fSr den Fall, wo etwa ein Christ ein jüdi* 
sches M&dchen adoptiren würde, und dieses in der Folge sich taufen 
liesse; auch diese Personen könnten einander nicht ehelichen 3). 

Femer ergibt sich aus dem Gesagten, dass der Papst von dem 
in Bede stehenden Ehehinderniss in dessen ganzem Umfang dispen- 
siren kann^). Nichtsdestoweniger wird in der geraden Linie und 
in der Ädoptivschwägerschaß sehr selten dispensirt. Quamvis vero, 
so bemerkt darüber OentiloU^)^ prorsus dubitandum non sit, S. Pon- 
tificem posse in hoc impedimento dispensare, in linea tamen recta 
acut et in affinitate legali difBcillime et non nisi gravi ex causa dis- 
pensat. Quod lineam transversalem seu fratemitatem legalen at- 
tinet, in ea raro petitnr dispensatio, quandoquidem in promptu est 
emancipatio, qua cognationis legalis impedimentum amovetur ita, ut 
adoptatus citra ullam dispensationem cum filia camali adoptantis 
matrimonium inire possit^). 

Diejenigen, die mit Ausserachtlassung des gedachten canonischen 
Ehehindernisses eine Ehe schliessen, schliessen dieselbe zwar uiigültig, 
jedoch in die im cap. un. de consanguin. et afän. in Clem. (IV. l.) festge* 
setzte Strafe der Excommunication verfallen sie nicht, indem diese 
nach dem klaren Wortlaute der besagten Gesetzstelle nur auf die 
Ausserachtlassung der cansanguinitas und afßnitas gesetzt ist, auf 
die übrigen Arten der Verwandtschaft und Schwägerschaft aber, wie 
die kirchliche Praxis lehrt, nicht ausgedehnt wird. Dies bezeugt die 
OL: Eos zum cit. cap. un. de consanguin. et affin, in Clem., welche 
lautet wie folgt: Nota, quod in sex casibus hie expressis tantum locum 
habet haec constitutio et ejus poena. Unde si contrahat quis cum 
habente maritum, vel cum Judaea, vel cum Pagana, vel cum cognata 
spiritualiter vel legaUter^ vel contra impedimentum publicae hones- 



1) Vgl. can. 8. D. XXVl.; cao. 1. C. XXVUL qu. 1.; ean. 1. 2. qa. 3. ead.; 
cap. 8. X. de divort. IV. 19. 

2) Ein Analogen hierzu liefert das cap. 8. X. de convers. infidel. III. 33,, 
betreffend das impedimentum coi^agieidil. 

8) Vgl. Murillo de Velarde 1. c. n. 108.; Clericatus I. c. n. 82.; 
8chmal%grueher 1. e. n. 37.; Schulte a. a. 0. S. 187. 

4) L. c. n. 12. 

5} Vgl. Vinc. de Justia, De dispensationibus roatrimonil, IIb. II. cap. 6. 
0. 51 sqq.; Schmier I. c. n. 299. 
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tatis , licet non teneant matrimonia , tarnen non est loens huic 
poenae *). , 

Dieselbe AnsdehBung und rechtliche Wirksamkeit hat das besagte 
canonische Ehehindemiss auch in der jifnecAt^oA-katholischen Kirche, 
wie unter Anderm aus den Verordnungen der ruthenischen Provincial- 
synode vom Jahre 1720 erhellt, welche^), indem sie von dem Sacra- 
mente der Ehe handelt, die sämmtlichen in der lateinischen Kirche 
geltenden Ehehindemisse einfach aufzählt und deren genaue Be- 
obachtung dem Klerus an's Herz legt 3). Noch klarer spricht darü- 
ber sich aus das bereits^) angefahrte Decret der Provinziclsynode 
der Maroniten vom Jahr 1736^). 

Die mcJäumrten Griechen halten in Betreff dieses Ehehinder- 
nisses auch far den kirchlichen Bereich sich ganz und gar an das 
(römisch-byzantinische) Civilrecht. Sie nehmen es demgemäss in 
demselben Umfange, wie das besagte Civilrecht, und lassen es diesem 
entsprechend auch nur aus der Arrogation und der vollständigen 
Adoption entstehen^). 

Was in dieser Beziehung die Frotestanten betrifft, so hat be- 
kanntlich Xm^^ in seiner Schrift: Vom ehelichen Leben'^ das be- 

1) Vgl. Mart AzpUcueta Navarrus, Commentarii de Septem Sacra- 
mentis Ecciesiae, cap. 22. n. 45. (Opp. ed. Venet. 1601, toin. 11. fol. 124.); 
Knopp a. a. 0. S. 199. 

2) Sess. 111. Ut. 3. f. 8. 

3) Sie sagt in Betreff dessen wörtlich, wie folgt: Caeteruni sl qais non 
habuerit aetatem legiümam, vir scillcet decimum quariam annum completam, fe« 
mina vero daodecimam, si quis consanguineas, affinis aat cognatas in gradu pro- 
hibito; si quis malierem, qaacuni nähere vult, polluit ante per adulterium, fldes- 
qne inter atramqae intercessit tone temporis de contrahendo, inter se matrimonio, 
aut eliam in vitam defuncti conjugis aliqaid alter ex ipsis machlnatns est, altero 
scienie, consentiente vel consulente; si qdis sponsalia solemniter contraiit cam 
sorore uxorls aat uxor cam ft'aire mariti; si quis deniqae alio canopico impedl- 
mento tenetur: nullatenos admittatar ad contrahendam, nisi dispensationem ab eo, 
a quo concedi potest, ohtinaerit aut alias diilQcaltatem , qua detlnetur, sustolerlt. 
^loquin sl quis sacerdos sciens admiserit, non soluro amoveatur a beneflclo per* 
petQoque suspendatnr ab ordine, verum etiam delrudatnr ad carceres et allis 
poenis arbitrio episcopi puniatur (Synodus provinc. Ruthen. ' hab. In dvit. Za« 
mosciae a. 1720, ed. Romae, typ. S. Congr. de Propagaiid. Fid., 1838, pag. 109.). 

4) Oben S. 221. 

5) Hierzu vgl. noch Papp-Szildgyi, Encbiridlon Juris Ecclesiae orientaUs 
catholicae. M.-Varadlni 1862, pag. 454 sq. ff. 112 sq.; femer Benedict XIV. 
coDst.: EtH pastoralia dd. 26. Maj. 1742, f. VIII. 

6) Zhishman^ Das Eherecht der orientalischen Kirche« Wien 1864, 
S. 254 ff.; S. 297 ff. 

7) In der Gesaramtausgabe seiner Werke« (Halle 1 739-* 50), Band X* 
col. 715 f. 
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sagte canonische Ehehinderniss einfach als :^ Menschentand und nichts 
werih€ wegdecretirt. Daher denn auch Viele behaupten, es könne 
von diesem Ehehinderniss unter Protestanten, wenn nicht die bürger- 
lichen Gesetze über die Adoption zugleich der Ehe Hindernisse legen, 
keine Bede sein. Nichtsdestoweniger können Andere nicht umhin, 
demselben ihre Anerkennung, in grösserem oder geringerem Um-* 
fange, zu zollen 2). Dem sei übrigens, wie ihm wolle; so viel steht 
fest, dass die katholische Kirche durch die von ihr statuirten Ehe- 
hindernisse überhaupt auch die Protestanten, wofern sie gültig ge- 
tauft sind, als gebunden erachtet, und demgemäss eine von ihnen 
mit einem trennenden canonischen Ehehinderniss geschlossene Ehe 
für ihren Bereich als null und nichtig ansieht 3). 

In Oesterreich bestand das canonische Ehehinderniss der bürgere 
liehen Verwandtschaft bis zu den Zeiten Kaiser JosepKs IL in seiner 
vollen Geltung. Der genannte Kaiser hat es für »die böhmischen 
und die österreichischen deutschen Erblande, wie auch für Galizien 
und Lodomerien*)» ausser Wirksamkeit gesetzt, indem er dasselbe zu- 
gleich mit noch manchen andern canonischen Ehehindemissen in sei- 
ner am 16. Januar 1783 erlassenen »Verordnung in Sachen der Ehe, 
soweit dieselbe als ein Civilcontract betrachtet wird,« — dem so- 
genannten Josephinischen Ehepatent 5) — mit Stillschweigen über- 
ging, und durch dasHofdecret vom 6. März 1783^) verordnete, dass 
»die erbländischen Bischöfe angewiesen werden, jenen Personen eines 
zu zärtlichen Gewissens, die sich in einem durch oben genannte Ver- 
ordnung in Ehesachen nicht verbotenen Grade zur Erhaltung der 



1} So z. B. Kuzmany, Handbacb des allgem. und ösierr. evang.-protest. 
Eberecbtes. Wien 1860, S. 244. 

2) Vgl. Just Henning, Böhmer, Jus eccl. ProteslanU lib. IV. (iL 12. 
|. 3.; Schlegel a. a. 0. S. 283 ff.; S. 612 f.; S. 623 ff.; Richter, Lehrbuch des 
kath. und eväng. Kirebenrechts. §. 272. 5. Aufl. Leipzig 18d8, S. 602.; Göschen 
in Herzog's Real-Encyclopädle fDr Protestant. Theologie und Kirche, Band IIL 
S. 677. lit. b. 

3) VgL Trid. sess. VIL de Baptizmo, can. 7. 8.; Benedict XIV. Decla- 
ratio cum Instructione super dubiis respicienlibus matrimonia in HoUandia et Bel- 
gio contracta et contrahenda, dd. 4. Novemb. 1741, §. 3.; Dess. const.: Singu- 
lari nobis dd. 9. Febr. 1749, §§. 13. 14.; Schulte, Handbuch des icath. Eher. 
S. 230 ff.; Dess» Das kathol. Kircbenrecht. Bd. L S. 535 ff.; Knopp a. a. 0. 
S. 307 ff. • 

4) Vgi. Hofdecret v. 6. MSrz 1783, in der unten angeführten Sammlung 
der kaiserl. königi. Gesetze u. s. w. S. 36. 

5) S. Sammlung der kaiserlich-königlichen landesfQrstl. Gesetze und Ver- 
ordnungen in Pttblico-Ecclesiasticis, IL Tb. Wien 1784, bei v. Trattnern, S..4— 14. 

6) In der cit. Sammlung S. 36. 
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Dispensation dennoch ap selbe insbesondere wenden, die angesuchte 
Dispensation allezeit und ohne selbe jemals abzuschlagen, und gratis 
zu ertheilen ;« durch das Decret vom 4. September 1783 *) aber ge- 
radezu befahl, dass »sämmtlichen Herren Ordinariis der Irrthum, 
als ob die durch das Ehepatent aufgehobenen Disciplinar-Satzungen 
des geistlichen Bechtes bloss mit Bücksicht auf die Gültigkeit des 
Contracts aufgehoben, dahingegen selbe in Beziehung auf das Sa- 
crament noch immer beständen und von katholischen Parteien zu 
beobachten seien, benommen, und die Herren Bischöfe, wenn selbe 
mit einem gleichen Gesuch auftreten würden, damit ab- und dahin 
angewiesen werden sollen, dass sie auch ohne Erlassung eines Hirten- 
briefs das in Ehesachen publicirte Patent seinem ganzen Inhalte nach 
auf das Genaueste zu beobachten und sich sowohl in Betreff der in 
diesem Gesetze für ungültig erklärten als auch der vermöge dieses 
Gesetzes gültigen Ehen von aller Erregung einiger CoUision auf das 
Sorgfältigste zu hüten, und eben hiernach ihre Pfarrer, Seelsorger 
und Prediger anzuweisen hätten.« 

Ja durch ein Circular vom 21. Mai 1785^) hat der genannte 
Kaiser überdies noch verordnet, dass »die Herren Pfarrer und Local- 
capläne in Hinkunft nach beigebrachter Urkunde sowohl über die von 
der weltlichen Stelle erhaltene Yerkündigungsdispens als auch über 
den bei besagter weltlichen Stelle abgelegten Eid, dass die Par- 
teien sich keiner nach dem Ehepatente bestehenden Ehehindemiss be- 
'wusst fiÄnd, die Trauung unweigerlich vornehmen.« 

Wie es unter diesen Umständen den betreffenden Pfarrern und 
Seelsorgern möglich gewesen sei, die diesfälligen landesfürstlichen Ver- 
ordnungen in Bücksicht auf den Civilehecontract, wie es ihnen das 
besagte Circular schliesslich nochmals einschärft 3), »aufs Genaueste^ 
zu vollziehen,« und anbei zugleich die Vorschrift der allgemeinen 
Kirche in Bücksicht auf die Gültigkeit des Sacraments jederzeit vor 
Augen zu haben,« wie es ihnen dasselbe Circular gleichfalls anbe- 
fiehlt^), ist nicht abzusehen. 

Dieser trostlose Zustand dauerte auch in der Folgezeit fort, 
indem auch das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom Jahre 1811 
bei Aufzählung der Ehehindemisse — jenes der bürgerlichen Ver- 



1) S. Nachtrag zu denen k. k. Verordnungen in Pablico-Ecclesiasficis von 
1782 and 1783 (im Anhang des III. Tbeiles der besagten Sammlung) S. 31. 

2) In der cit. Sammlung der k. k. landesfQrstl. Gesetze und Verordnungen 
in Publico-Ecclesiastids, IV. Tbl. S. 60. 

3) In der cit. Sammlung S. 61. 

4) A. a. 0. 

Archiv Ar KlKlianreclit. XIX. 16 
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wandtschaft nidit erwähnt and im §. 47 ausdrücklich bestimmt hat, 
dass »einen Ehevertrag Jedermann schliessen (ann, in sofern ihm kein 
gesetzliches Hindemiss im Wege steht« ; daher man denn auch sogar 
die Ejie des Adoptivvaters mit der Adoptivtochter für gesetzlich zu- 
lässig hielt 0. 

Dass unter diesen Umständen in Oesterreich nicht wenige kirch- 
lich ungültige Ehen geschlossen worden sein mochten, lässt sich leicht 
denken. 

Erst durch das Concordat vom 18. August 1855 und in Folge 
dessen durch das kaiserliche Patent vom 8. October 1856^), wirk- 
sam für den ganzen Umfang des Reiches, wurde diesem unheilvollen 
Zustand ein Ende gemacht, indem im Artikel X. des besagten Con- 
cordates die kirchliche Jurisdiction in Betreff der Sacramente über- 
haupt und des Ehesacramentes insbesondere wieder anerkannt und 
im §. 3. des erwähnten kaiserlichen Patentes ausdrucklich verordnet 
ward, dass es von da an keinem Katholiken erlaubt sei, sich im Eaiser- 
thume Oesterreich anders zu verehelichen, als mit Beobachtung aller 
Vorschriften, welche das Eirchengesetz über die Gültigkeit der Ehe 
aufstellt. 

Dem Uebelstande, der von dem bisherigen Bechtsbruche etwa 
noch übrig war, den kirchlich ungültigen Ehen, die unter der Herr- 
schaft des bürgerlichen üherechtes geschlossen worden sein mochten^ 
hat der glorreich regierende Papst IPius IX. dadurch abgeholfen, dass 
er durch das Breve: Quisquis vestrum vom 17. März 1856^) den 
Bischöfen Oesterreichs die Vollmacht ertheilte, alle Ehen, die etwa 
in ihren Diöcesen bis zur Einlangung dieses .Breve's wegen des Ehehin- 
demisses der bürgerlichen Verwandtschaft oder eines andern dort 
ausdrücklich genannten canonischen Ehehindernisses ungültig geschlos- 
sen wären, in radice zu saniren*). 



1) Vgl. Dolliner, Handbocb des in Oesterreich geltenden Eherechtes. 
.Wien 1835, Bd. I. S. 222 ff.; Belfert, Handbuch des Kirchenrechtes, 3. Ausg. 

Prag 1846, S. 474.; Fachmann, Lehrbuch des Kirchenrechtes. II. Bd. 1. HIfte. 
(Wien 1851), S. 268 f.; 2. Aufl. Wien 1853, Bd. II. S. 276. 

2) a 6. B. Nr. 185. 

3) Abgedruckt unter Andern in Aichner, Compendium Jnr. «ccl. Brixin. et 
Leont. 1864, Append. pag. 38 sq. 

4)>,Hisce Litteris*' so spricht der Papst in dem Breve, „Vobis singnlis ... 
tribuimus facultatem, ut usque ad diein, quo hae Nostra Litterae ad unumqaem- 
que Vestrum pervei^erint, in Vestris Dioecesibus, Anctoritate Nostra Apostolica 
conflrmare et in radice sanare possitis matrimonia, . . . quae contracta füere sine 
hujus Apostolicae Sedis dispensatione, obstante impedimento cognationis spiritualis 
et civilis, e. s. p. 
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Schliesslich sei hier noch erwähnt, dass auch viele und in der 
Eirclie angesehene Canonisten^) die Vornahme der Adoption seitens 
eines Weltgeistlichen für zulässig halten. So namentlich Hostiensis^)^ 
welcher darüber sagt, wie folgt: Presbyter quoad patrimonialia*) adop- 
tare potest. Ebenso Joan. Andreae^), de Tude8chis% Sylvester % 
Jacob. Anellus de Bottis'^), CabasstUius% Clericatu8% Luc. Fer* 
raris^% Vüus PicMer^^) und Beiffenstuel^^). 

Die römische PflegeJcindschaft (alumnatus '') bewirkt nach dem 
einstimmigen Zeugnisse der Ganonisten das Ehehindemiss der bOrger- 
lichen Verwandtschaft nicht, indem sie von der Adoption wesentlich 
verschieden ist "). 

Dasselbe gilt auch von der deutschen Einhmdschaß (unio pro* 
Uam'^), welche darin besteht, dass die Kinder zweier Eheleute aus 
deren früherer Ehe in Betreff des Erbrechtes so angesehen werden, als 
wären sie derisn gemeinsame Kinder '*). Da dieselbe sich lediglich 
auf das Erbrecht bezieht, sonst aber mit der römischen Adoption 
nichts gemein hat, so begründet auch sie das canonische Ehehinder- 
niss der bürgerlichen Verwandtschaft nicht"). 

Wie aus dem Obigen erhellt, entstand das canonische Ehehin- 
derniss der bürgerlichen oder gesetzlichen Verwandtschaft eigentlich 
auf Grund der romi^cAen. Adoption. Diese wurde zwar mit der Auf- 



1) In Betreff der Civilisten vgl. in dieser Beziehung oben S. 197. 

2) Comment. in Decretal. Hb. IV. tit. 12. Rabr. n. 3. 4. (ed. Venet. 1581, 
foK 25 ). 

8) Vgl. cap. 1. 12. X. de teslament HI. 26. 

4) NoveU. comment. in IIb. IV. tit. 12. in Rabr. n, 4. 

5) L. e. n. 4. 

6) Summa Summaruro, verb.: Adoptio f. 5. 

7) Additiones ad NicoL de Tudeschis Comment. I. c« 

8) Jor. ean. theoria et praxis, üb. III. cap. 22. f. 14. 
' 9) De Matrim. decis. XXIV. n. 20. 

10) Prompta bibl. can., verb.: MatrimoniiMn art. V. n. 94. 

11) Summa jurisprud. sacrae, lib* IV. tit.^12. n. 1. 

12) Jus cän. univ. üb. IV. tit. 12. n. 8. 
18) Vgl oben S. 210 f. 

14) Vgl. Tholoaanus, Syntagma jur. unlv. Hb. X. cap. 6. n. 80. (ed. Flran- 
cofort, 1611, pag. 211.); Knopp a. a. 0. S. 199 f.; Seit» a. a. 0. S. 611, 

15) Dieselbe kommt im deutsehen Recht schon im XIII. Jahrhundert vor. 
Vgl. Schulte^ Lehrbuch der deutschen Reichs- und Rechtsgeschichte. Stuttgart 
1861, & 497 r. 

16) Taufinger, Die Lehre von der Einkindschaft. NQrnberg 1785, f. 20 ff. 

17) Sanchez 1. c. n. 28.; Zoesiua 1. c. n. 6.; GenUlott L c. n. 10.; 
Schmier 1. c n. 293 sq.; Engel 1. c. n. 7.; de Nicollis 1. c. n. 4.; Schmalz-^ 
grueber h f. n. 35.; Knopp a. a. 0. S. 198. 

16* 
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nähme des römischen Bechts in den verschiedenen Ländern ^) gleich- 
falls anfgenQmmen, erlitt jedoch, was namentlich deren Eingehung und 
Auflösung anbelangt, im Laufe der Zeit durch die Gesetzgebungen der 
einzelnen Staaten veischiedene Modificationen , so zwar, dass sie in 
der Form und Gestalt, di^ ihr das römische Becht gegeben, gegen- 
wärtig wohl nirgends mehr vorkommt. 

Hieraus jedoch folgt noch nicht, dass auch das canonische Ehe- 
hinderniss der bürgerlichen Verwandtschaft gegenwärtig nicht mehr 
vorkommen könne*). Denn nicht auf Grund der Form, noch auch 
der übrigen gesetzlichen Erfordernisse der römischen Adoption, son- 
dern auf Grund der bürgerlichen RechtswirTcungen derselben hat die 
Kirche das Ehehinderniss der cognatio legoHis aufgestellt. Und 
ferner, von den besagten Bechtswirkungen der römischen Adoption 
war es nicht allein die patria potestas, wesswegen die Kirche 
das besagte Ehehinderniss statuirt hat; auch die durch die gedachte 
Adoption begründete cohdbitatio des Adoptirten mit dem Adoptiren 
war es'). Ueberdies kann nicht in Abrede gestellt werden, dass die 
römische patria potesta», wenn sie gleich in ihrer ganzen ursprüng- 
lichen Ausdehnung gegenwärtig in keinem Civilrecht mehr vorkommt, 
doch wenigstens dem Wesen nach in der väterlichen Gewalt der 
meisten modfernen Civilrechte vorliege*). Endlich ist nicht zu fiber- 
sehen, dass auch schon zu der Zeit, aus welcher die Jn Betreff die- 
ses Ehehindemisses oben angeführten kirchlichen Gesetzstellen und 
Zeugnisse herrühren, die alte römische patria potestas in ihrem 
ganzen ehemaligen Umfange nicht mehr vorkam, jedenfalls von der 



1) Vgl. Mackeldey a. a. 0. f. 78 ff.; Vering a. a. 0. S. 56 ff.; Lang 
a. a. 0. S. 459. 

» 2) Vgl. Pachmannf LehrbQCh des Kircbenrechtes. 3. Aufl. Bd. II. S. 286. 

Anm. t; S. 287. Dass das genannte Ehehinderniss in der Const. Papst Pius^ V. 
Oum sicut dd. 5. Dec. 1566 nicht erwfihnt wird, mag seinen Grand zum Theil 
darin haben, dass, wie Gentüott Q. c. n. 12.) bemerkt, von diesem Ehehinderniss 
in der geraden Linie und in der Adoptivschw&gerschaft die Dispens selten ertheilt, 
in der Seitenlinie aberselten angesucht wird. Dass aber auch Papst Benedict XIV, 
in der für die Italo-Graeci erlassenen Const. : ..Etsipa^toralis'*^ dd. VII. Cal. Junii 
1742 dieses Ehehindernisses nicht besonders erwfihnt, mag vielleicht daher kommen, 
dass in» Betreff dieses Punktes die katholischen Griechen von den Lateinern sith 
Dicht unterschieden, wie dies in Betreff der andern dort genannten Ehehindernisse, 
namentlich Jenes der cognatio spirifualis, der Fall war. Vergl. oben S. 239.; 
femer Archiv Bd. IX. (XV.) S. 222 ff. 

8) Vgl. oben S.-228 f. 

4) Vgl. z. B. Code Napoleon, Liv. L titr. IX.; Oesterreich. a. b. Cf.-B. SS* 
147—154., vgl. mit ff. 139—146.; Preass. a. L.-R. H. 2. ff. 58—209. 
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Kirche nicht anerkannt war'), während doch das genannte can<mische 
Ehehinderniss in Folge der Adoption dennoch eintrat. 

Daher denn anch die moderne Adoption das in Bede stehende 
canonische Ehehinderniss begründen , kann , wenn sie gleich die rö- 
mische patria potestas nicht bewirkt , wofern sie nur die väterliche 
Gewalt^ oder wenigstens die facHsche Lebensgemeinschaft zwischen 
dem Adoptirenden und dem Adoptirten bewirkt, die Farm, in der 
sie geschlossen oder aufgelöst wird , der Name , den sie fahrt, und 
die übrigen Erfordernisse, die sie voraussetzt, mögen von den dies- 
fälligen Bestimmungen des römischen Bechtes noch so sehr ver- 
schieden sein*). 

Auch darauf kommt es in dieser Beziehung nicht an, ob die 
betreffende Gesetzgebung auL Grund der fraglichen Adoption nach 
Vorgang des römischen Bechts ein civilrechtliches Ehehinderniss 
statuirt habe oder nicht; denn nicht der Umstand, dass das römische 
Elecht auf Grund der Adoption ein bürgerliches Ehehinderniss aufge- 
stellt, hat das gedachte canonische Ehehinderniss veranlasst, sondern 
die besagten bürgerlichen Bechtswirkungen der Adoption, der Eintritt 
des Adoptirten in die Gewalt; oder doch in das Haus des Adoptiren- 
den, haben es herbeigeführt. 

Dass dem wirklich so -sei, ergibt sich unter Anderm aus einer 
Entscheidung der Ä Poenüentiaria vom 17. Mai 1826, durch welche 
die Anfrage des Generalvicars von Perigueux in Frankreich, ob in 
Folge der französischen Adoption das canonische Ehehinderniss der 
bürgerlichen Verwandtschaft eintrete, bejahend beantwortet wurde*), 
wiewohl die französische Adoption weder die röm. patria potestas, noch 
auch die des franz. Bechts bewirkt, indem sie erst dann stattfinden 
darf, nachdem der zu Adoptirende volljährig geworden^) und hiermit 
aus der puissance patemelle getreten ist'). 



1) Vgl. z. B. I. 2. $. 1. Dig. de poUidtationibas (L. 12.) mit ean. 2. C.XX. 
qn. 2.; f. 1. Inst, de napt., 1. 2. Dig. de rita nopt., I. 12. Cod. de napr. mit 
can. 2. C, XXYH. qa. 2., ean. 16. C. XXXH. qu. 2., Trid. Sess. XXIV. de Ref. 
Matrim.cap.l.; I. 20. Dig. ad leg. JaK de adair. XLVJK. 5. mH can. 9. CXXUr qa. 
5.» can. 6. 8. C. XXXIII. qa. 2.; K 4. Dig. de Jod. V. 1. mitcap.^ll. X. de 
spoQsal. et niatrim. IV. 1. Vgl. hierzu noch Voet, Comment. ad Pandect.Jib, 1« 
tit 6. n. 3.; Benedict XIV., De synod. dioec. lib. IX. dp. 11. n. 2—4.; Trop^ 
long. De Tinflnence da Christianisme sqr le droit civil des Romains. Paris 1848, 
pag. 880. 

2) Schulte, Handbach des kath. Eherechts S. 186 f. 
8) Knapp a. a. 0. S. 196 f. 

4) Cod. Napoleon, Liv. 1. ti(r. VHI. art. 846. 

5) Ebend. titr. IX. art. 872.; titr. X. chap. 1. art. 888. 
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Ferner geht es ans dem bereits ^ erwähnten päpstlichen Breve: 
Quisguis vestnim hervor, in welchem offenbar vorausgesetzt wird, 
dass auch die öiierreichische Adoption das canonische Ehehinderniss 
der cognaiio legalis bewirkt hat; und doch hat sie ein civilrecht- 
liches Ehehinderniss nicht bewirkt*). 

Jedenfalls aber muss die fragliche Adoption, wenn sie das ge- 
dachte canonische Ehehinderniss begründen soll, mit Beobachtui^ 
aller Bestimmungen , welche darüber das betreffende Civilrecht ge- 
troffen hat, insbesondere unter Intervention der öffentlichen Auetoritat, 
vorgenommen werden. Der Grund hievon leuchtet von selbst ein; 
ist die Adoption nicht rechtmässig geschehen, so bringt sie auch 
keine civilrechtlichen Wirkungen hervor, und liefert daher auch für 
das canonische Ehehinderniss nicht die nothwendige Grundlage. 
Es wird dies auch allgemein von allen Canonisten anerkannt'). Ja 
es ist dies auch die Ansicht der 8. PoenitenHaria, welche die bereits^) 
angefahrte Entscheidung ausdrücklich von der Bedingung abhängig 
gemacht hat: T^si res $it de ctdoptione legitime inita'). 

Ebenso muss die gesetzliche Form eingehalten werden, wenn eine 
rechtmässig geschehene Adoption wieder aufgelöst werden soll, in- 
dem sonst die betreffende Adoption rechtlich fortdauern und ebenso auch 
das aus ihr entspringende canonische Ehehinderniss zwischen den 
Adoptivgeschwistem fortbestehen würde. Dies bestätigt unter Andern 
Hostiensis, indem er*) zu den Worten: Quamdiudurat des cap. un. 
X. de cogn. legal. Folgendes bemerkt : Hoc ideo dicit, quia, si talis 



1) Oben S. 242. 

2) Vgl. oben S. 241 f. 

8) So bemerkt darüber samentlicb Hostiensis (Comment. hi Decretal. lib. 
IV. tit. 12. cap. HD. n. 1.), wie folgt: Per adoptionem, i. e. per actam dvilem, 
pata, quia pater mens naturalis et legitimus coram magistratu veniens aüquam 
pueUam extraneam in filiam suam recepit et ipsam affiliavit sibi, sicut vulgariter 
dieituTi in pueritia, ipso judice boc approbante et autborizante. — Quid ergo, si 
baec forma servata non est, sed in domo per se vel coram vidnis pater meus 
banc puellam in flUam receperat, sicut fit nimis saepe? Non puto, ex tali affiüa- 
tione aliquod impedimentum afferri matrimonio, etiam contrabendo, nee tali filiae 
aiiquod Jus acquirf, quia deflciente forma atque solennitate deficit adoptio sive 
fißatio; — nam baec solennitas est de su' stantia, qua deficienie non valet, quod 
agitur. Ebenso Joan. Andreae I. c. n. 2.; de Tudeschis I. e. n. 3.; Ancha^ 
ran/us 1. c. n. S.; Alex, de Nevo 1. e. n. 6.; Sanchez 1. c. n. 18.; Gutierrez 
l c. n. 8.; Marcus Paulus l c. pag. 207 ff.; Engel 1. c. n. 6.; Richter 
I. c n. 1. - 

4) Oben S. 245. 

5) Knapp a. a. 0. S. 197. 

6) L. e. a 3. 
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fllia emancipetur — corara competente judice, cni hoc etiam ex con- 
suetudine competit, et ipso hoc authorizante, solvitur hoc vincu^um; 
— sicut ergo sine authoritate judiciali contrahi non potuit, — sie 
neque dissolvi*). 

Ob daher gegenwärtig in diesem oder jenem Staate das cano- 
nische Ehehinderniss der bürgerlichen Verwandtschaft vorkomme oder 
nicht, hangt zunächst von dem Civilrecht des betreffenden Staates 
ab*). .Kennt dieses überhaupt keine Adoption an, so kann daselbst 
auch von dem genannten Ehehinderniss keine Bede sein. Lässt da- 
gegen das besagte Civilrecht die Adoption mit den oberwähnten bür- 
gerlichen Rechtswirkungen zu, und ist deren Form sammt den übrigen 
vorgeschriebenen Erfordernissen in dem gegebenen Falle eingehalten 
worden, kurz, liegt eine nach dem Civilrecht des betreffenden Staates 
als rechtmässig anerkannte Adoption wirklich vor, so tritt auf Grund 
dieser Adoption das besagte canonische Ehehinderniss in dem oben 
angegebenen Umfange ein'), nqag übrigens das betreffende Civilrecht 
dasselbe anerkennen oder nicht*). 

Betrachten wir nun in dieser Beziehung die Adoption des öster- 
reichischen Rechts. 

Vor Allem ist zu bemerken, dass dieses nur Eine Art der Adop- 
tion kennt ; der im römischen Recht vorkommende Unterschied zwi- 
schen Adoption im engeren Sinne und der Arrogation ist ihm fremd*). 

In Betreff desjenigen, der adoptiren will, bestimmt 4er §. 179. 
d. a. b. G.-B. Folgendes: »Personen, welche den ehelosen Stand nicht 
feierlich angelobet und keine eigenen ehelichen Kinder haben, können 



1) Ebenso Joan, Andreae I. c. n. 6. in fin.; Aleak de Nevo 1. c. cap. 2. 
n. 5.; Sanchez I. c. n. 25. 

2) Vgl. Benedict XIV., De synod. dioec. lib. IX. cap. 10. n. 5.; Schulte 
a. a. 0. S. 185. Anm. 16.; S. 186. 

3) Die Instructio pro Jud. eccf. Imp. austr. spricht dies im $. 28. mit 
folgenden Worren aas: Adoptio, qiialis arrogation! seu adoptioni perfectae Joris 
Romani quoad essentialia respondet, secandam nunc vigentem Ecciesiae praxin, 
etiam postquam dissolata fuerit, matrimonium dirimit inter adoptantem adopta- 
tumque et ab adoptato descendentes sub pateraa ejas potestate adoptionis tem- 
pore constitutos, nee non inter adoptantem adoptatique axorem et adoptatnm vi- 
clssim adoptantisque uxorem. Praeterea quamdia adoptio perdurat, inter adop- 
tatum et adoptantis liberos carnales, legitimos. sub potestate paterna constitutos 
matrimonium consistere nequit. ~ Zu den Worten: „quoad essentialia*' vergl. 
Knopp a. a. 0. S. 196. 

4) Schulte a. a. 0. S. 187. 

5) Vgl. V. Stubenrauch, Commentar zum allgem. Osterr. bflrgerl Getetz- 
bucbe. 2. Aufl. Wien 1864—65, Bd. I. S. 326. Nr. 1. 
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an Eindes Statt annehmen; die annehmende Person heisst Wahlvater 
oder W^hlmntter, die angenommene heisst Wahlkind.t 

Wiewohl das feierliche Gelübde der Keuschheit von der mit dem 
Empfang einer der höheren Weihen verbundenen Verpflichtung zum 
ehelosen Stande verschieden ist*), und auch im §. 63 d. a, b. G.-B.*) 
davon unterschieden wird, und daher der vorliegende §. 179 streng 
genommen nur von Ordenspersonen, welche die feierlichen Gelübde ab- 
gelegt haben, zu sprechen scheint'), so wird doch von sehr vielen 
österreichischen Bechtsgelehrten behauptet, dass den Weltgeistlichen 
des lateinischen Ritus, wenn sie bereits in den höheren Weihen stehen, 
die Adoption nicht gestattet sei, indem sie ebenso wenig, wie die ge- 
nannten Ordenspersonen, durch natürliche Zeugung sich rechtmässige 
Sinder erwerben können'). Desgleichen dürfte durch den besagten 
§. 179 d, a. b. G.-B. die Vornahme der Adoption auch denjenigen Or- 
denspersonen untersagt sein, welche zwar nur einfache Ordensgelübde 
abgelegt haben, die jedoch in Folge besonderer päpstlicher Constitu- 
tionen ebenso, wie die feierlichen Gelübde, ein trennendes Ehehinderniss 
bilden, wie dies namentlich in Betreff der einfachen Gelübde im Orden 
der Gesellschaft Jesu der Fall ist'). 

Unter den »eigenen ehelichen« Kindern, von denen im besag- 
ten §. 179 die Kede ist, sind »leibliche eheliche« Kinder*), und zwar 
eigentlich sogenannte Kinder, d. i. Descendenten des ersten Grades, 
zu verstehen^). Ob es übrigens ehelich geborene, oder aber legitimirte 
Kinder seien, macht in dieser Beziehung keinen Unterschied*). Auch 

1) Vgl. Schulte, Handbuch des katb. Eherecbts, S. 210 IT.; mch DolUner 
a. a. 0. S. 189 ff. 

2) „Geistliche, welche schon höhere Weihen empfangen, wie auch Ordens- 
personen von beiden Geschlechtern, welche feierliche Gelübde der Ehelosiglieit 
abgelegt haben, kOnnen keine gültigen Ehevertr&ge schliessen/^ 

a) Vgl. Haimberger in der Zeitschrift fOr öster. Rechtsgelehrsamkeit v.J. 1838 
Bd. IL S. 59 f.; v, Kirchstetter, Comment. z. Oester. a. b. G.-B. Leipzig 1868, S. 107. 

4) Haimberger a. a. 0. S. 60. ; Winiwarter, Das österr. bürgert. Recht 
2. Aufl. Wien 1838, Bd. L S. 439.; v. Stubenrauch a. a. 0. S. 327. 

5) Gregor. XHL const.: Quanto fructuosius v. J. 1582; const.: Ascen^ 
dente Domino v. J. 1584; vgl. Benedict XIV.,~ De synod. dioec. lib. XIIT. 
cap. 11. n. 29.; Giraldi L c. sect. 553. (ed. rit. part. 1. tom. L pag. 361.; An- 
weisung für die geistl. Gerichte des Kaiserthumes Oesterreich in Betreff der 
Ehesachen, §. 24. (Anhang IL des kais. Pat. v. 8. Oct. 1856, R.-G.B. Jfr. 185.) 

6) V. Stubenrauch a. a. 0. S. 327. Nr. 4. 

7) Vgl. V. Zeiller in Pratobevera'a Materialien für Gesetzkunde und 
Rechtspflege. Wien 1815—24, Bd. VL S. 327.; Winiwarter a. a. 0. S. 346.; 
t7. Stubenrauch a. a. 0. S. 327. Nr. 4 gegen Schuller, Die Annahme an Kin- 
desstütt. Wien 1837, S. 30. 

8) Vgl. A. b. 6.-B. ff. 160. 161.; t?. Stubenrauch a. a. 0. 
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darauf kommt es nicht an, ob das eheliche Kind schon geboren oder 
aber blos empfangen sei; in beiden*Fällen stfeht es der Vornahme der 
'Adoption von Seiten seiner Eltern entgegen *). Der blosse Umstand, 
dass Jemand leibliche eheliche Kinder gehabt hat, hindert die Adop« 
tion nicht, indem der bezogene §. 179 d. a. b." G.-B. mir Denjeni- 
gen die Adoption untersagt, welche eigene eheliche Kinder haben^). 

Wer blos uneheliche oder ÄdoptivkiRder hat, ist dadurch an 
der Vornahme der Adoption gesetzlich nicht gehindert'). 

Femer müssen nach §. 180 d. a. b. G. -B, Wahlväter und 
Wahlmütter das funfeigste Jahr zurückgelegt haben*). Ob sie übri- 
gens ledig, verheirathet oder verwittwet, zum Kinderzeugen physisch 
fuhig oder unfähig oder mit einem andern Ehehindemisse behaftet 
seien oder nicht, ist in dieser Beziehung ohne Emfluss'). 

Ist der Adoptirende verheirathet, so kann er entweder far sich 
allein, oder gemeinschaftlich mit seinem Ehegatten adoptiren*). Mit Aus- 
nahme dieses Falles darf eine und dieselbe Person nicht von Mehreren 
zugleich adoptirt sein. Jedoch kann nach Auflösung seines bisheri- 
gen Adoptiwerhältnisses das Wahlkind von einem Andern ohne weiters 
wieder adoptirt werden'). 

Das Wahlkind muss nach dem besagten §. 180 d. a. b.~ G.- 
B. wenigstens achtzehn Jahre jünger sein als seine Wahleltem. Auch 
darf es nicht des Wahlvaters oder der Wahlmutter uneheliches Kind 
sein •). Dagegen ist die Adoption des von einem unehelichen Kinde 
abstammenden Enkels , sowie des von einem bereits verstorbenen 



1) Vgl. A. b. G.-B. 8. 22.; v. Stubenrauch a. a. 0. 

2) Vgl. V. Scheidlein in der Zeitschrift fOr österr. Rechtsgel. vom Jahre 
1840, Bd. 1. S. 163. 

8) Vgl. Hofd. vom 28. Jänner 1816 (J. G. S. Nr. 1206.); Nippel, Er- 
Iftuterung des allgem. bOrgerl. Gesetzbuches. Grälz 1830—38, Bd. 11. S. 274.; 
Schindler in der Zeitschrift fQr österr. Recbtsgel. v. .J. 1838, Bd. IIL S. 230.; 
V, Stubenrauch a. a. 0. S. 327. Nr. 4. gegen Schuller , a. a; 0. S. 27 f. und 
Winiwarter a. a. 0. S. 440., {welche ^behaupten, das Vorhandensein eines 
Adoptivkindes stehe einer neuen Adoption im Wege. 

4) Vgl. v. Scheidlein a. a. 0. S. 160.; v. Stubenrauch a. a. 0. S. 327. 
Nr. 5.; Hofczld. vom 21. April 1820. (J. G. S. Nr. 1659.). 

5) Vgl. V, Stubenrauch a. a. 0. S. 328. Nr. 9. gegen v. Zeiller, Com- 
mentar Ober das allgem. bQrgeri. Gesetzbuch. Wien und Triest 1811—13. Bd. I. 
S. 390. Nr. 3. und v. Scheidlein a. a. 0. S. 162. 

6) Vgl. A. b. G.-B. $. 755.; das cit. Hlkzld. vom 21. April 1820.; v. Stu- 
bem^auch a. a. 0. S. 328. Nr. 8. 

7) V, Stubenrauch a. a. 0» 

8) Hfd. vom 28. Jftnner 1816 (J. 6. S. Nr. 1206.). 
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ehelichen Kinde zurückgelassenen unehelichen Enkels erlaubt*). Ja 
selbst die Adoption ehelicher Entol, und zwar vonr Seiten ihrer vä-, 
terlichen sowohl als auch mütterlichen Grosseltern, wird als zulässig 
angesehen*). 

Dass das Wahlkind sich zu derselben Religion bekenne wie die 
Wahleltern, wird nicht für noth wendig gehalten'). 

Man darf auch Mehrere adoptiren^). 

Erfolgen kann die Annahme an Kindesstatt, nach §. 257 des 
kaiserlichen Patentes vom 9. August 1854*), »nur durch eine schrift- 
liche oder gerichtliche Uebereinkunft zwischen dem Wahlvater oder 
der Wahlmutter und dem Wahlkinde oder dessen rechtmässigem 
Vertreter. Ist das Wahlkind minderjährig*), so wird die Einwilligung 
des ehelichen Vaters desselben und in dessen Ermangelung die Einwil- 
ligung der Mutter, des Vormundes und des nach den Bestimmungen 
der Jurisdictions-Norm zuständigen Gerichtshofes erster Instanz *) 
erlordert.« 

Die Einwilligung des unehelichen Vaters wird nicht gefordert •), 
wohl aber die der unehelichen MutteY*®). 

Ist das Wahlkind schon grossjährig, d. i. volle 24. Jahre alt"), 
und zugleich ehelich, so braucht es hierzu nichtsdestoweniger die 
Beistimmung seines Vaters; jene der Mutter braucht es nicht*'). Ist 
es aber unehelich, so bedarf es überhaupt keiner Beistimmung, weder 
von Seiten seines Vaters, noch auch von Seiten seiner Mutter *'). 

1) V, Stvhenrauch a. a. 0. S. 327. Nr. 7. 

2) V. Zeiller in Pratohevera*s Materialien a. a. 0.; Winiwarter a. a. 
0. S. 436 f.; V. Stubenrauch a. a. 0. gegen Schuller a. a. 0. S. 30. 

3) Schuller a. a. 0. S. 38 IT.; v, Stubenrauch a. a. 0. S. 328. Nr. 9. 
Anderer Melnang sind in dieser Beziehung, namentlich was die Adoption christ- 
licber Personen von Seiten der NichtChristen anbelangt, v. Scheidlein a. a. 0. 
S. 162. und Schindler a. a. 0. S. 250 f. 

4) Winiwarter a. a. 0. S. 440.; v. Stubenrauch a. a. 0. S. 327. Nr. 4. 

5) R. G. B. Nr. 208. 

6) D. h. noch nicht volle 24 Jahre alt. Vgl. a. b. G.-B. §$. 21. 172—174. 

7) Kais. Fat. vom 22. December 1851 (R. G. B. Nr. 255.) $. 13. Abs. 3.; 
kais. a»at. v. 20. Novbr. 1852 (R. G. B. Nr. 251.) J. 83. 

8) D. i. des Kreis- oder Landesgerichtes, und bei Personen, welche der 
Milit&ijurisdiction unterstehen, des L»ndes-Milit&rgericbtes. Vgl. Haimerl, Nene 
Competenz-Vorschriflen. 2. Aufl. Wien 1855, S. 153 f. 

9) Vgl. a. b. G.-B. $. 165.; v, &tubenrauch a. a. 0. S 329. Nr. 10. 

10) V, Stubenrauch a. a. 0. 

11) A. b. G.-B. S$. 21. 172. 173. 

12) Kais. Pat. v. 9. Aug. 1854, $. 257; A. b. G.-B. §• 181. Vgl. Schuller 
a. a. 0. S. 43.; Schindler a. a. 0. S. 251 ; v. Stubenrauch a. a. 0. S. 829. Nr, 10. 

13) Vgl. {. 257. d. kais. Pat. v. 9. August 1854. 
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Gegen die ohne hinreichenden Grund versagte Einwilligung kann 
bei dem Gerichte Beschwerde geführt werden *). 

Was sodann das Wahlkind betrifft, so muss dieses, wenn es schon 
grossjährig ist, in die Adoption selbst einwilligen'). Ist es aber 
noch minderjährig, so kommt es diesfalls auf seine Einwilligung nicht 
an. Nichtsdestoweniger muss demselben, wenn es schon mündig 
ist'), nach Analogie des §. 148 d. a. b. G.- B. gestattet werden, die 
Gründe, die es etwa gegen die betreffende Adoption hat, dem Vater 
resp. der Mutter und dem Vormund namhaft zu machen, und wo- 
fern sie hier nicht die gebührende Beachtung finden sollten, dieselben 
vor das zuständige Gericht zubringen^). 

»In den Fällen, in welchen die gerichtliche Einyrilligung zur 
Annahme an Eindesstatt erfordert wird, ist das Gesuch bei dem vor- 
mundschaftlichen Gerichte') anzubringen, welches die erforderlichen 
Erhebungen über die Familienverhältnisse und das Alt* des Wahl- 
vaters oder der Wahlmutter und des Wahlkindes zu pflegen ♦und die- 
selben, wenn es nicht selbst der zuständige Gerichtshof erster Instanz 
sein sollte, dem letzteren mit der vor (von?) den Theilnehmenden 
errichteten Urkunde oder dem darüber aufgenommenen Protokolle 
unter Beifügung seines Gutachtens zur Entscheidung vorzulegen hat*).€ 

>In den übrigen Fällen ist das Gesuch von den Parteien un- 
mittelbar dem zuständigen Gerichtshofe erster Instanz zur Bestätigung 
vorzulegen''). Gegen* die von dem Gerichtshofe erster Instanz ver- 



1) A. b. G.-B. S. 181.; vgh $. 257. d. kais. Fat v. 9. August 1854; «. 
Stubenrauch a. a. 0. S. 329. Nr. 10.; v. Scheidlein a. a, 0. S. 168. 

2) Kais. Fat. v. 9. Aagast 1854, $• 257. 

3) D. h. volle 14 Jahre alt; vgl. a. b. 6.-B. $. 21. 

4) Schuller a. a. 0. S. 42.; v. Scheidlein a. a. 0. S. 167 f. 

5) Dies ist bei Civilpersonen das — aocb stftdtisch-delegirie — Bezirksge- 
ricbt, unter Umstönden das Kreis- oder Landesgericbt (kais. Fat. v. 20. November 
1852, SS* 12* 83. 84.); bei Fersonen, welche anter der MilitArgerichtsbarkeit 
stehen, ist es in der Regel das Landes -MilitArgericbl. Vgl. Haimerl a. a. 0. 
S. 150. 

6) S* 258 d. kais. Fat. v. 9. August 1854. 

7) Kais. Fat. vom 9. August 1854 $. 259. Nach $. 181 d. a. b. 6.-B. 
stand die Bestitignng des Adoptionsvertrages der politischen Landesstelle zu. Je- 
doch durch den Erlass des Ministers der Justiz vom 29. Juni 1850 (R. G. B. 
Nr. 257.) wurde die Entscheidung in Ffiilen der Adoption den Gerichtsbehörden 
Obertragen. Vgl. die Verordnung des Kriegsministeriums vom 1. Februar 1851t 
(R. G. B. Nr. 34.) S* 8. 
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weigerte Bestätigung der Adoption hat die Beschwerde an das Ober- 
gericht «) Statt »).€ 

>Soll der den Wahleltern eigene Adel und deren Wappen auf 
das Wahlkind übergehen'), so kann der Gerichtshof, wenn er die 
angesuchte Annahme an Eindesstatt schon an sich zur Bestätigung 
nicht geignet findet, diese sogleich versagen. Wird aber die Adoption 
von demselben bestätigt, so ist das Gesuch wegen Uebertragung 
des Adels und des Wappens durch das Obergericht der Statthalterei 
mitzutheilen und mit dem Gutachten derselben dem Justizminister. 
vorzulegen, welcher sich darüber mit dem Minister des Innern in das 
Einvernehmen zu setzen und die landesforstliche Entschliessung einzu- 
holen hat*).« 

»Die erfolgte Bestätigung der Adoption wird von dem Gerichts- 
höfe in das Gerichtsprotokoll eingetragen, die von den Theilnehmen- 
den darüber errichtete Urkunde daselbst in gerichtliche Verwahrung 
genommen, tnd dem Wahlvater oder der Wahlmutter sowohl als dem 
Wahlkinde oder dem Vei treter desselben von der Bestätigung 
der Adoption, entweder unmittelbar, oder wenn sie mittelst eines 
andern Gerichtes eingeschritten sind , durch dieses Nachricht ge- 
geben *X« 



1) Bei Personen vom Civilstande ist es das Oberlandesgericht, bei Personen, 
welche der MllUÄrjurisdiction unterstehen, das Militär- Appenationsgericht. Vergl. 
Haimerl a. a. 0. S. 168 ff. — Wenn derjenige, der an Kindesslatt annehmen 
will, und derjenige, der an Kindessiatt angenommen werden soll, jeder einem 
andern Gerichtshof erster Instanz unterworfen sind, sq ist nach dem Hfkzld. v. 
28. ^uni 1837 (J. G. S. Nr. 209.) die Bestätigung des Adoptionsvertrages nur bei 
Einem, und zwar demjenigen Gerichtshofe erster Instanz anzusuchen, welchem 
der Adoptirende unterworfen ist. Vgl. v. Scheidlein a. a. 0. S. 170. 

2) Kais. Pat. vom 9. August 1854, §. 260. 

3) Was nach $. 182 d. a. b. G.-B. nur in Folge besonderer Bewilligung 
des LandesfQrsten geschehen kann. 

4) Kais. Pat. v. 9. August 1854, §. 261. — Bei Personen, die der Militär- 
jarisdiction unterstehen, ist das Gesuch um Uebertragung des Adels und des 
Wappens nach gepflogenem Einvernehmen zwischen dem Landes-Militfircomman- 
danten, als Prdses des Landes- Milit&rgerichtes, and dem Statthialter, von dem 
Ersteren durch das Militär -Appellationsgericht dem Kriegsminister vorzulegen, 
welcher sich hierüber mit dem Minister des Innern in's Einvernehmen zu 
setzen hat. Siehe Verordnung des Kriegsministeriums vom 1. Februar 1851, 
(R. G. B. Nr. 34.) §• 4. — Ferner soll nach dem Hfkzld. v. 14. Decemb. 1825, 
Z. 37252, auf eine Uebertragung des Adels nur dann eingerathen werden, wenn 
die Wahleltern und nach Umständen auch das Wahlkind solche Verdienste nacli« 
weisen, dass sie dadurch die Verleihung des Adels von Neuem berbeiftlhreD 
konnten» 

5) Kais. Pat. v. 9. August 1854, §. 262. 
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Ist die Bestätigung der Adoption nicht noch vor dem Tode des 
Adoptanten ertheilt worden, so ist die Adoption ungültig. Jedoch in 
das Gerichtsprotokoll kann der noch bei Lebzeiten des Adoptanten 
bestätigte Adoptionsact auch nach dessen Tode eingetragen werden *). 

In Betreff der Rechtswirkungen der Adoption bestimmt det §. 
182 d. a. b. G.-B. Folgendes: >Eine wesentliche, rechtliche Wirkung 
der Annahme an Eindesstatt ist : dass die angenommene Person den 
Namen des Wahlvaters oder den Geschlechts-Namen der Wahlmutter 
erhält ; sie behält aber zugleich ihren vorigen Familien-Namen und 
den ihr etwa eigenen Familien-Adel bei.« Ferner der §. 183 : »Zwi- 
schen den Wahleltem und dem Wahlkinde und dessen Nachkonmaen 
finden, in so weit das Gesetz keine Ausnahme macht'), gleiche Eechte, 
wie zwischen den ehelichen Eltern und Kindern, Statt'). Der Wahl- 
vater übernimmt die väterliche Gewalt. Auf die übrigen Mitglieder 
der Familie der Wahleltern hat das Verhältniss zwischen den Wahl- 
eltem und dem Wahlkinde keinen Einfluss*); dagegen verliert das 
Wahlkind auch die Eechte seiner eigenen Familie nicht').« 

Die hisher genannten Rechte zwischen den Wahleltem und 
Wahlkindem können jedoch nach §. 184 d. a. b. G.-B. »durch 
Vertrag anders bestimmt werden, in so fem dadurch die im §. 182 



1) Hfkzid. V. 28. Juni 1837 (J. G. S. Nr. 209.). 

2) Das ist namentlich der FaU in Betreff des gesetzlichen Erbrechtes, wel- 
ches nacb S* 756 d. a« b. 6.-B. Wahleltem dem Wahlkinde gegenOber nicht ha- 
ben. Im Uebrigen, namentlich was die österreichische Staatsbürgerschaft, das 
Heimatbsrecht (fes Wahlkindes and die Befreiung desselben von der Milit&rpflicht 
betrifft, siehe v. Stubenrauch a. a. Ö. S. 331. Nr. 3. 

3) Vgl. Nippel a. a. 0. S. 282.; Schuller a. a. 0. S. 82 ff.; v. Scheid- 
lein a. a. 0. S. 174 f.; v. Stubenrauch a. a. 0. S. 331 f. ~ Ib Betreff des 
6eric]}tsstandes der Wablkinder vgl. Haimerl a. a. 0. S. 31. 

4) Dies ist von dem wnmitielbaren oder directeti Elnflass zu verstehen« 
Und in der That, es kommt dem Wahlkinde in Rücksicht der Verwandten des 
Wahlvaters oder der Wahlmatter and des Ehegatten derselben, ohne dessen Ein- 
willigung die Adoption geschehen ist, kein Erbrecht za. \gU S* 755 d. a. b. 6.-B. 
Dass hingegen das Verhältniss zwischen den Wahleltern and dem Wahlkinde auf 
die Mitglieder der Familie des Adoptanten einen mittelbaren oder indirecten 
Einfluss habe, ist nicht zu läugnen; denn durch die Concarrenz des Wahlkindes 
werden die übrigen Mitglieder der Familie des Wahlvaters oder der Wablmutter 
in ihrem Erbrecht bezüglich der Verl&ssenschaft des Adoptanten beschrankt, anter Um- 
stlnden sogar von demselben ganz ausgeschlossen. Vgl. $$. 731 und 732 d. a« 
b. G.-B.; V. Stubenrauch a. a. 0*. S. 332. Nr. 6.; Ders. in der Zeitschrift für 
österr. Rechtsgel. v. J. 1847, Bd. 1. S. 78. 

5) So behfilt ihm der §. 745. d. a. b. G.-B. namentlich das gesetzliche 
Erbrecht in dem Nachlass seiner leiblichen Eltern und Verwandten vor. Vgl. v.^ 
Stubenrauch a. a. 0. S. 332. Nr. 8. 
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• 
angefahrte wesentliche Wirkung der Annahme an Kindes Statt ') nicht 
abgeändert, noch dem Rechte eines Dritten zu nahe getreten wird').€ 
Die im §. 183 d. a. b. G.- B. (oben S. 253.) genannten Eechtswir- 
kuiigeu der Adoption treten ein, wenn dieselbe ohne eine besondere Ver- 
abredung der dabei BetheUigten geschehen ist'); hat aber zwischen 
den Theilnehmem des Adoptionsvertrags diesfalls in rechtmässiger 
Weise eine besondere üeberemkunft stattgefunden, so ist diese in 
Betreif der Bechtswirkungen der Adoption ausschliesslich massgebend. 
Dass dies übrigens im ersteren wie im letzteren Falle nur in so weit 
stattfinde, als nicht anderweitige gesetzliche Bestimmungen entgegen- 
stehen, versteht sich von selbst. Wenn daher das Wahlkind bereits 
grossjährig ist, so kommt dem Wahlvater über dasselbe die väter- 
liche Gewalt weder von selbst zu, noch kann er dieselbe sich kraft 
besonderer Verabredung ausbedingen, indem nach §. 172 d. a. b. G.- 
B. die väterliche Gewalt mit der Grossjährigkeit des Kindes von 
selbst aufhört, wofern nicht aus gerechter Ursache die Fortdauer der- 
selben vom Gerichte verwilligt worden ist; woraus erhellt, dass der 
Wahlvater die väterliche Gewalt, die er, über das minderjährige 
Wahlkind erhält, ebensowenig auch für die Zeit der Grossjährig- 
keit desselben sich vertragsmässig ausbedingen könne. Ebenso ist klar, 
dass die Wahlmutter die väterliche Gewalt über das Wahlkind, das- 
selbe mag minderjährig oder grossjährig sein, weder von selbst er- 
halten noch auch dieselbe sich besonders stipuliren könne, indem diese 
gesetzlich^) nur dem Vater zukommt. Trotzdem aber kommen der 
Mutter viele andere und wichtige, auf die Erziehung und Pflege der 
Kinder sich beziehende, Eechte, darunter auch das für unsern vor- 
liegenden Zweck besonders wichtige Recht der häuslichen Lebensge- 
meinschaft mit ihren Kindern, zu, wie aus §. 145 d. a. b. Ö.- B. 
sich ergiebt, wo es darüber heisst, wie folgt: Die Eltern sind be^ech- 



1) D. i. die, dass das Wahlkind den Namen des Wahlvaters oder den Ge- 
sehlechtsnamen der Wahlmatter erhfilt. 

2) Das wire unter andern der Fall, wenn durch den gedachten Vertrag: 
bestimmt wQrde, dass das Wahlkind nicht blos in das frei vererbliche, sondern 
auch in dasjenige Vermögen der Wahleltern die Erbfolge haben sollte, das durch 
Familienanordnungen den leihlichen ehelichen Nachkommen derselben besonders 
vorbehalten ist, wie z.'B. Fideicommisse, Familienstiftungen u. dgl. Vgl. $. 755 
d. a. b. 6.-B.; v. Scheidlein a. a. 0. S. 179.; v. Stubenrauch a. a. 0. 
S. 382. Nr. 7. 

3) V. Scheidlein a. a. 0. 173. • 

4) Nach $. 147 d. a. b. G.-G., welcher also lautet: „Die Rechte, welche 
vorzflglich dem Vater als Haupt der Familie zustehen, machen die väterliche Ge- 
walt aus.^' 
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tigt, verraisste Kinder aufzusuchen", entwichene zurükzufordern und 
flüchtige mit obrigkeitlichem Beistand zurück zu bringen*). 

Das Adoptiwerhältniss wird, wie jedes andere Vertragsverhält- 
niss, durch den Tod, und zwar sowohl des Adoptirenden als auch 
desAdoptirten, aufgelöst, ohne dass jedoch dadurch auch alle Sechtswir- 
kungen der Adoption erlöschen, indem im ersteren Falle gerade erst 
das Erbrecht des Wahlkindes sich äussert, und auch der Name des 
Wahlvaters oder der Geschlechtsname der Wahlmutter vom Wahl- 
kind sich auf dessen Nachkommen fortpflanzt*). Ausser den beiden 
besagten Fällen wird die Auflösung des Adoptiwerhältnisses nur 
durch einen mit Einwilligung der dabei Betheiligten geschlossenen 
Vertrag bewirkt, worüber es im §. 185 d. a. b. ö. - B. folgender- 
massen heisst: »Das rechtliche Verhältniss zwischen den Wahleltern 
und dem Wahlkinde kann, in so^lange das Wahlkind minderjährig 
ist, nur mit Einwilligung der Vertreter des Minderjährigen und des 
Gerichtes aufgehoben werden.« 

Unter den hier genannten Vertretern des noch minderjährigen 
Wahlkindes ist der eheliche Vater desselben '), in Ermangelung dieses 
der Vormund^), unter Umständen der Curator*) des besagten Wahl- 
kindes zu verstehen*). Dasselbe gilt in der Hauptsache auch von 
jenem Wahlkinde, das zwar schon gfossjährig, aber wegen körper- 
licher oder geistiger Gebrechen zur Besorgung seiner Eechtsange- 
legenheiten unfähig ist'). 

Unter dem in erwähntem §. 185 genannten ^GerichU ist dasselbe 
Gericht, dessen Einwilligung der Minderjährige zur Eingehung des 
Adoptiwerhältnisses nöthig hatte, d. i. nach §. 257 des kaiserlichen Pa- 
tentes vom 9. August 1854, der zuständige Gerichtshof erster Instanz, 
zu verstehen*). 



1) Siehe noch a. b. G.-B. %%. 139—144.; v. Scheidleim, a. a. 0. S. 176.; 
Schopf, Das österr. Fraaenrecht. Pesth 1857, S. 53 ff., besonders S. 68 ff. 

2) Vgl. $. 918 d. a. b. G.-B.; Schuller a. a. 0. S. 141 f.; v. Scheidlein 
a. a. 0. S. 179 ff. 

3) Vgl. a. b. G.-B. J. 152. 

4) Vgl. ebend. $§. 176. 187. 

5) Vgl. ebend. §. 271. 

6) Im üebrigen vgl. darüber Schuller a. a. 0. S. 141 ff.; Winittxjurter 
a. a. S. 446 ff.; v, Scheidlein a. a. 0. S. 180 ff.; v, Stubenrauch a. a. 0, 
S. 333. Nr. 3. 

7) Vgl. a. b. G.-B. $§• 269. 270. ; v. Stubenrauch a. a. 0. 

8) Vgl. Haimerl a. a. 0. S. 158. 
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Die Einwilligung des minderjährigen Wahlkindes selbst ist zur 
Auflösung des Adoptiv Verhältnisses gesetzlich nicht nothwendig'). 

Ist das Wahlkind schon grossjährig und zur Besorgung seiner 
Rechtsangelegenheiten nicht anderweitig unfähig*), so ist zur Auf- 
lösung des Adoptivverhältnisses seine Einwilligung nothwendig, 
aber auch genügend; die Einwilligung seines ehelichen Vaters wird 
hier nicht, wie zur Eingehung des Adoptivverhältnisses') , gefor- 
dert, weil durch die Aufhebung des Adoptivverhältnisses ohnehin 
nur der frühere Zustand in seiner Gänze wieder hergestellt wer- 
den soll*). 

Dass aber auch in diesem Falle die Genehmigung des Gerichts- 
hofes erster Instanz, welcher den Adoptionsvertrag bestätigt hatte, 
nothwendig sei, leuchtet von selbst ein*). 

Die Einwilligung der leiblichen Mutter des Wahlkindes .ist 
zur Auflösung des Adoptivverhältnisses in keinem Falle erforder- 
lich*); ebensowenig die von dessen Nachkommen'). 

»Nach Erlöschung des Bechtsverhältniss6S,€ so heist es in 
dieser Beziehung im besagten §. 185 d. a. b. G. -B. weiter, »nach 
Erlöschung des Bechtsverhältnisses zwischen dem Wahlvater und dem 
Wahlkinde kommt das minderjährige Kind wieder in die Gewalt 
des ehelichen Vaters.« In Eimangelung dieses bekommt dasselbe 
nach §. 187 d. a. b. G. - B. einen Vormund. 

Von dem Falle, wo das betreffende minderjährige Kind blos 
von einer Frau adoptirt war, die also über dasselbe keine väterliche 
Gewalt hatte*), macht das Gesetz keine Erwähnung, weil in diesem 
Falle durch die Auflösung des Adoptivverhältnisses in Betreff der 
väterlichen Gewalt über das besagte Kind ohnehin nichts geändert 



1) Vgl. V, Scheidlein a. a. 0. S. ISO.; v. Stubenrauch a. a. 0. 
& 8S3. Nr. 2. 

2) Vgl. a. b. G.-B. $$. 269. 270. 

S) Vgl. a. b. G.-B. S. 181.; kais. Pat. v. 9. Augast 1854, $. 257. 

4) Vgl. V. Scheidlein a. a. 0. S. 180.; v. Stubenrauch a. a. 0. Seite 
382. Nr. 1. 

5) Vgl. u. Stubenrauch a. a. 0. S. 333. Nr. 5. Im preass. allgem. L.-R.' 
Ol. 2« S. 714.) ist dies ausdrücklieli aasgesprochen, indem es daselbst heisst: 
„Die einmal gesetzHch erfolgte Adoption kann nar eben so, wie sie za Stande 
gekommen ist, mit Einwilligang der Interessenten, and anter gericbtllcber BestA- 
(igang, wieder aafgeboben werden.'* 

6) Vgl. V- Scheidlein a« a. 0.; v. Stubenrauch a. a. 0. S. 333. Nr. 2. 

7) Vgl. Kleinwächter in der Zeitschrift fQr österr. Rechtsgel. vom Jahre 
1888, Bd. r. S. 226 ff.; Winiwarter a. a. 0. S. 447.; v. Stubenrauch a. a. 0. 
S. 888. Nr. 3., gegen Schuller a. a. 0. S. 144 ff. 

8) Vgl. a. b. G.-B. S* 147. 
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nird, indem es aadi sdion wShrend der Dauer des AdoptkmsrerliUjb- 
idsses entweder unter der Gewalt seines ehelichen Vaters, oda unter 
Yorarandsehaft stand 0- Dasselbe gilt auch Yon dem Falle, wo der 
leiUiche eheliehe Vater bei AbscUiessong des Adoptiensrertrages nach 
§. 184 d« a. b. G.-B. die ¥&terliche Gewalt Aber das WahUdnd sich 
Yorbehaltai hatte. 

Ist das WahUdnd schon volljShrig, so kommt es nach Anflösong 
der Adoption, abgesehen Yon der in den §§, 172 und 173 d. a. b. 
G. - B. statoirten Ausnahme, unter die Gewalt seines ehelichen Va- 
ters nicht mehr, noch auch unter die Vormundschaft*). Ist es trotz 
dar Groefigährigkät zur Besorgung seiner Bechtsverhaltiisse unfthig, 
und sein ehelicher Vater schon todt oder zur Vertretung dessdbea 
untauglich'), so bekommt es einen Curator^). 

Was in Betreff der Osterreichischen Adoption Hechtens sei, 
wttin sie zwischen österreichischen Staatsbürgern und Audändem, im 
österreichischen Eaiserstaat oder ausserhalb desselben, geschlosseii 
werden soll oder geschlossen worden ist, ergiebt sich aus den §§. 4, 
34—37. d. a. b.G.-B.*). 

Erwägen wir nun, was oben') aber die bärgerlichen Bechtswir?- 
kungen der österreichischen Adoption ist gesagt worden, so ist kfaor, 
dass die Frage: ob dieselbe das canonische Ehehindemiss der bürger*- 
lichen Verwandtschaft bewirke, im Allgemeinen weder bejaht noch 
yemeint werden kann. Die österreichische Adoption kann das be- 
sagte Ehehindemiss bewirken, muss es aber nichi Ob sie es in 
einem bestimmten Falle wirklich bewirke oder nicht, hftngt von der 
besonderen Beschaffenheit des betreffenden Adoptionsvertrages, d« h. 
davon ab, ob in Folge derselben das Wahlkind in die väterliche Ge- 
walt, oder wenigstens in das Haus des Wahlvaters, beziehungsweise 
der Wahlmutter, gekommen sei, um mit ihnen gemeinschaftlich zu 
wohnen. Findet das eine oder das andere statt, so tritt das besagte 
canonische Ehehindemiss in dem oben angegebenen umfang wirklich 
ein; findet aber keines von beiden statt, so tritt das canonische Ehe* 
hinderniss nicht ein, weil far dasselbe die betreffende Adoption nicht 



1) Vgl. 17. Scheidlein a. a. 0. 1S2. 

2) Vgl. a. b. G.-B. $$. 187. 251. 

3) Vgl. a. h, 6.-B. S. 176. 

4) Vgl. a. b. 6.-B. S$. 1S8. 269. 270. 

5) Vgl. hierzu SchuUer a. a. 0. & 66 ff., S. 47 ff., S. 56 ff.; t>. Stuben- 
rauch a. a. 0. S. 36 ff., S. 92 ff.; ünger, System des Osterr. angem. Privat- 
recht». Leipzig 1656—64, B. L S. 195 f. 

6) S. 253 f. 

AicUf At UrdMUVckt. IIX. 17 
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das reohtib&ssige Substrat liefert. Die In^ructio pro jnd. ecd. 
Imp. aostr. §• 29. dtuckt dies mit folgenden Worten ans: Adoptio 
juris Austriaci intra praefatos terminos matrimöniam dirimit, qnoties 
adoptatns patemae adoptantis potestati snbjiciatnr, vel in ejusdem 
domum ftUorumfamilias ad instar cohabitatnms reeipiator« Qnodsi 
autem neqne paternae adoptantis potestati subjiciatur, neqpxe in ejns- 
dem domum cohabitatnras redpiator, adoptio juris Austriaci imper- 
.fectae aequiparanda est, et nulluni matrimonü impedimentum in- 
volvit 0- 

Dies vorauie^setzt macht es bezüglich des gedachten Ehehinder^ 
jKisses keinen Unterschied, die adoptirende PeiBon mag ein Mamiy 
oder eine Frau sein; wie dies übrigens auch aus der ganz allge- 
meinen Fassung der eben ai^efohrten Stelle der Instmctio sich 
ergiebt*). 

Ist das canonische Ehehindemiss in Folge der Adoption ein- 
mal eingetreten, so dauert es unverändert in seinem ganzen üm- 
jhnge fort, wenngleich das betreffende Wahlkind inzwischen die 
Wohnung des Wahlvaters odei^der Wahlmutter verlassen sollte. Denn 
mit dem blossen Anheben der gemeinsamen Wohnung von Seiten 
der Wahleltern und des Wahlkindes ist nach dem österreichischen 
Secht das Adoptivv^hältniss als solches noch keineswegs aufgelöst'), 
nach dem canonischen Becht aber hört während der Dauer des Adop- 
tiwerhältnisses das Ehehindemiss zwischen dem Adoptirten und den 
leiblichen ehelichen Kindern des Adoptirenden nur mit dem Austritt 
der Letzteren aus der väterlichen Gewalt, keineswegs aber mit dem 
blossen Auf hören der Lebensgemeinschaft von Seiten des Adoptirten auf ^). 

Da nach §. 186 d. a. b. G. - B. die Rechte und Verbindlich- 
keiten der Wahleltem und Wahlkinder auf Kinder, die nur in Pflege 
genommen weTden, sieh nicht anwenden lassen, diese Kinder auch 
weder in die väterliche Gewalt desjenigen, der sie in Pflege nimmt, 
. kommen, noch auch dessen Namen erhalten, sondern ihm gegenüber 
rechtlich fremd bleiben^): so ist klar, dass die blosse Uebemahme in 

1) D. b. dann kommt sie der adoptio imperfecta des rOm. Rechtes 
gleich, and bewirlit das eanonische Ehehindemiss der bürgerlichen Verwandtschaft 
Dicht, ebenso wie auch jene an and fQr sich dasselbe nidit bewirkt hat. 

2) Vgl. oben S. 235. 

3) Nicht einmal das Erlöschen der väterlichen Gewalt Ober das Wahlkind 
kann an and fOr sich als Erlöschen des AdoptivverhSItnisses angesehen werden. 
Vgl Pachmcmi, Lehrbuch des Kirdienrechtes. 2. Aufl. Bd. II. S. 263. Anm. 14. 

4) Vgl. oben S* 231 AT. 

5) Vgl. V. Scheidlei/n in der ZeitscMft fDr österr. Reehtsgel. v. J. 1340, 
Bd. IL S. 51.; v. Stubenrauch a. a. 0. S, 884. Nr. 1. 2. 
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die Pflege in Oesterreich das canonische Ehehindemiss der bürger- 
lichen Verwandtschaft keineswegs begründe *). 

Was endlich die Einkindschaft (nnio prolium) anbelangt, so 
kann von dieser in Betreff des genannten canonischen Ehehindemisses 
hier auch schon -desshalb keine Rede sein, weil sie dem österreichi- 
schen bürgerlichen Becht ganz fremd ist. Der §. 1259 d. a. b, 
O.-B. bestimmt nämlich: die Einkindschaft, das ist ein Vertrag, 
wodurch Kinder aus verschiedenen Ehen in der Erbfolge einander 
gleich gehalten werden sollen, hat keine rechtliche Wirkung. 



1) Vgl. Kutschker a. a. 0. Bd. III. S. 336.; Binder a. a. 0. S» 95. 
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We neuen österreichischen Landesgesetze in Betreff der Kirchen- 
mid Pfarrhausbaulast, 

nacb amtlicben Qaellen mitgetbeiU und erlfiutert von Profewor Dr. frle^r. Vering. 

(Portsetzung. Vgl. Archiv XH, 903-320, 456-464; XDI, 156-167, XVI, 112-146; 

XVI, 264-13090 

Die Eegierungsvorlage für Galizien stand im Einklänge mit den 
gleichzeitigen Landesgesetzen, welche bereits in mehreren Kronlän- 
dem, namentlich in Mähren {Archiv XIII, 164 ff.)» Schlesien Xät- 
chiv Xm, 157 ff.), Voralberg {Ärchw XII, 316 ff.), Steiermark 
{Archiv XVI, 112 ff.), Kärnthen {Archiv XII, 303 ff.), Krain {Ar- 
chiv XII, 461 ff.), Görz {Archiv XIII, 160 ff.) und Istrien {Ar- 
chiv XII, 456 ff.) die Allerhöchste Sanction erlangten. 

Die Commission, welcher es oblag, über die erwähnte Re- 
gierungsvorlage dem Plenum des Landtages ihre Anträge zu er- 
statten, hatte mehrere Aenderungen der Regierungsvorlage in Aus- 
sicht genommen. Namentlich wurde beabsichtigt, die Auslagen für 
Kirchenerfordernisse und die Besoldung der Kirchendiener dem Re- 
ligionsfonde zuzuweisen. Bei der Passivität dieses Fondes einerseits 
und der grossen Zahl von Pfarrkirchen in Galizien andererseits wäre 
aber dem Religionsfonde daraus eine zu schwere Last erwachsen, so 
dass deshalb die Regierungscommissäre vom Ministerium angewiesen 
wurden, im Sinne der bestehenden Vorschriften gegen dieses An- 
sinnen Einsprache zu erheben. 

Im^ Nachfolgenden theilen wir den Regierungs-Entwurf mit, 
indem wir in den Noten dazu die Abweichungen registriren, die die 
Landtags-Commission im Jahre 1866 dazu beantragte. 

Oesels!, 
wirksam für das Königreich GaUzien und Lodomerien sammt dem Grossherzog- 

thnm Krakau, 
betreffend die BestreltUDg der Kosten der Herstellung und Erhaltung der katho- 
lischen Kirchen- und PfWindengebäude , dann der Beischaffüng der Kirchen -Para- 
mente, Einrichtung und Erfordernisse. 
§. 1. Die Bestreitung der Kosten der Herstellung und Erhal- 
tung der Kü-chen- und Pfründengebä^de, der allialligen Miethe, dann 
der Beischaffung der Kirchen-Paoramente, Einrichtung und Erforder- 
msse obliegt vor Allem Jenen, welche hiezu kraft einer Stiftung, 
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eines Vertrages oder eines sonstigen Bechtstitels verpflichtet sind. 
Die Art und das Mass der Leistung richtet sich nach dem beson- 
deren Verpflichtungstitel. 

§. 2. Wenn und in wie weit eine derartige Verpflichtung sich 
nicht geltend machen lässt, ist zur Bedeckung dieser Kosten zunächst 
das entbehrliche freie Einkommen des betreffenden Gotteshauses und 
falls kein besonderes üebereinkommen entgegen steht, auch jenes 
der dazu gehörigen Filialkirchen zu verwenden*). 

Es kann überdies unter Beobachtung der gesetzlichen Vor- 
schriften über die Veräusserung und Belastung des Kirchengutes, das 
Stammvermögen dieser Kirchen in Anspruch genommen werden, in 
wie weit dasselbe weder bereits eine anderweitige Widmung hat, 
noch far die Bestreitung der sonstigen durch das Erträgniss des 
Kirchenvermögens zu bestreitenden laufenden Auslagen erforderlich ist. 

§. 3. Bei Pfarrhof- und Wirthschaftsgebäuden sind die Re- 
paraturen, zu denen der kirchliche Pfründner durch seine, seiner 
Hausgenossen oder Dienstleute Schuld, Nachlässigkeit oder Verwahr- 
losung Anlass gegeben hat, von ihm allein zu bestreiten. 

§. 42), Kleinere Auslagen, die jedem Miether aus Eigenem zu 
tragen obliegen, als für Rauchfangkehrersbestallung, Einsetzung 
einiger Fensterscheiben oder einiger Stücke in die Oefen, Ausbes- 
serung der Thüren und Schlösser u. s. w. hat der kirchliche Pfründ- 
ner bei Pfarrhof- und Wirthschafts- Gebäuden gleichfalls allein zu 
bestreiten. 

§. 5^). Jene Pfrflndner, deren Congrua in dem Pfarreinkommen 
Deckung findet, sind verpflichtet, die Kosten der Herstellung und 
Erhaltung der Wirthschaftsgebäude auf den zu ihrer Dotation ge- 
hörigen Pfärrgütern, Gutsantheüen oder selbstständigen Meierhöfen 
aus Eigenem zu bestreiten. 

§. 6. Zu den übrigen Bauauslagen bei Pfarrhof- und Wirth- 
schafts-Gebäuden haben die kirchlichen Pflründner dann beizutragen, 



1) Die Landtags-Commission Hess die Bestimmung hinsicbtlich des Vermö- 
gens der Filiadkircten weg. 

2.) Zu S§. 4. und 5. wurde von der Landtags -Commission bezOglieh der 
Auslagen für Kirchenerfordernisse und für die Kirchendienerscbaft die Bestimmung 
aufgenommen, dass bei lateinischen Pfründen Ober 350 fl. Osterr. WSbr. Jahres- 
einkommen diese Auslagen der beireffende Beneficiat aus Eigenem zu bestreiten 
habe, und dass bei den unter dem bezeichneten Jahreseinkommen stehenden 
Pfründen diese Auslagen dem Beneflciaten aus dem Religlonsfonde und zwar bei 
lateinischen PflrOnden mit 100 fl., bei griechisch-katholischen Pitfinden mit 50 fl. 
österr. Währ, zu vergtkten sind. 
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wenn ihre PMnde inventarmäsBig ein Jahreseinkommen von mehr ais 
500 fl. österr* Währ, abwirft. 

§. 7. Je nachdem dieses Mehreinkommen nnter dem Betrage 
von 100, 200, 300, 400, 500, 600, 700 oder 800 fl. österr. Währ. 
bleibt, oder den Betrag von 800 fl. erreicht, haben sie den zehnten, 
neunten, achten, siebenten, sechsten, fünften, vierten, dritten Theil 
oder die Hälfte der nach Abschlag der Kosten für Hand- und Zug- 
arbeiten verbleibenden Auslagen, welche in der in den §§. 1—5. be- 
zeichneten Weise nicht bedeckt werden können, niemals aber ein 
Mehreres zu bestreiten. 

§. 8. Die kirchlichen Pfründner sind berechtigt, die sie treflFende 
Schuldigkeit in Jahresraten abzustatten, welche nicht unter den 
dritten Theil des im §. 7. erwähnten Mehreinkommens herabgehen 
dürfen i). Zur Sicherstellung der Leistung ist in diesem Falle unter 
Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften ein Baubrief zu errichten. 

§. 9. Zur Bestreitung der durch die Anwendung der voran- 
stehenden Bestimmungen (§§. 1 — 8.) nicht bedeckten Auslagen ist 
zunächst der Patron in Anspruch zu nehmen. 

Derselbe hat, in soweit nicht besondere )privatrechtliche Titel 
etwas Anderes bestimmen, den sechsten Theil des Aufwandes auf 
sich zu nehmen, welcher nach Abschlag des Beitrages aus dem Eir- 
ohenvermögen und Pfründeneinkommen, dann des Werthes der Zug- 
und Handarbeiten zu bestreiten bleibt. 

§. 10. Wer sich im Besitze eines Gutes befindet, woran das 
Patronatsrecht haftet, ist ohne Unterschied des Beligionsbekennt- 
nisses verbunden, die dem Patrone nach diesem Gesetze obliegenden 
Pflichten zu erfällen. 

Aus dem Umstände allein, dass der Bischof unabhängig von der 
Präsentation eine Pfründe verleiht, kann derselbe zu Leistnngen des 
Patrons nicht verpflichtet werden. 

§. 11. Geistliche Genossenschaften werden bei den ihnen in- 
corporirten Pfründen, in wiefern nicht eine geringere Verpflichtung 
nachgewiesen wird, nach Abschlag des Werthes der Hand- und 
Zugarbeiten die Hälfte der im §. 1. erwähnten Kosten zu bestrei- 
ten haben. 



1) Die Bestimmang hinsichtlicb der ratenweisen Abstattung des aaf den 
Beneficiaten entfallenden Beitrages wurde weggelassen, hingegen die Bestimmung 
ausdrücklich aufgenommen, dass die bisherige Verpflichtung des Patrons zur vor- 
schussweisen Vertretung dieses Beitrages aufgehoben werde. 
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§. 121)» Die Auslagen, welche dureb die in voranstehenden 
Bestimmungen bezeichneten Beiträge nicht gededd^ erscheinen , sind 
von den eingepfarrten Gutsgebieten und Gemeinden, und zwar von 
letzteren in Gemässheit der Bestimmungen des Y. Hanptstackes des 
Gemeindegesetzes in der Begel wie andere Communalerfordernisse 
aufzubringen. Ist hiezu in der Gemeinde eine besondere Umlage er- 
forderlich, so ist das Erfordemiss nur auf die dem Bitus der betref- 
fenden katholischen Kirche angehörigen Gemeindeglieder nach Mass- 
gäbe ihrer directen Besteuerung zu vertheilen. 

§. 13 1). Sind einer Kirche mehrere Ortsgemeinden, Gutsgebiete 
oder Theile derselben zugewiesen , so ist das Erfordemiss auf die- 
selben, falls nicht ein anderes üebereinkommen getroffen wird, nach 
Verhältniss der directen Steuern, welche die eingepfiurten Gutsge- 
biete oder Theile derselben, und die der betreffenden Kirche ange- 
hörenden Gemeindeglieder der eingepfarrten Gemeinden entrichten, m 
dem Gesammtaufwande zu vertheilen. 

§. 14 Gehört das Gutsgebiet dem Aerar, einem öffentlichen 
Ponde oder einer Gesellschaft, und liegt dasselbe im Kirchensprengel 
mehrerer katholischen Kirchen (desselben oder verschiedenen Bitus), 
so ist bei Bemessung des poncurrenzbeitrages dieses Gutsgebietes fdr 
jede Kirche jene Steuerquote in Anschlag zu bringen, welche sidi 
nach dem Verhältnisse der Seelenzahl der jeder einzelnen Kirche 
Eingepfarrten zu den Angehörigen dieser mehreren katholischen 
Kirchen berechnet. 

§. 15'^). Zur Besorgung der Concurrenz-Angelegenheit mehrerer 

Gemeinden oder Gütsgebiete ist ein Comitö zu bilden. 
' > 

1) Die Be9timmaDgeD der %%. 12. and 13. wurden von d^r Landtags-Com- 
mission in der Art gefasst: dass die nach den voraDgelassenen BestimmaDgen 
nicht bedeckten Aaslagen diejenigen zu bestreiten haben, welche dem betreffen- 
den Ritas angehören, and zwar nach dem Verhfiltniss der im Pfarrbezirke ent- 
richteten directen Steuern; dass es Jedoch einer Gemeinde flrei steht, diese auf 
ihre Glieder entfallenden Auslagen entweder ganz oder theilwelse aus dem Com- 
munalfonde zu berichtigen. 

2) Nach den Antrfigen der Landtags - Commission sollte ein Concurrenz- 
Comit^ in jedem Falle, daher auch dann gebildet werden, wenngleich nur eine 
einzelne Gemeinde zum Pfarrbezirke gehört und der betreffende Beneflciat, sowie 
der Pfarrpatron sollten st&ndlge Mitglieder des Comit^*s sein. Die übrigen Mit- 
glieder sollten durch directe Wahlen bei einer einzelnen Gemeinde von den jn 
derselben für die Gemeindevertretung wahlberechtigten coneurrenzpflichtigeii 
Gliedemi, bei mehreren eingepfarrten Gemeinden oder Gut^ebieten ab^ von den 
durch die wahlberechtigten eoncurrenzpfllehtigen GeflMindeglieder tu wäbleiidea 
Wahlm&nnern gewählt werden. Im letzteren FaUe sollte Jede Gemeinde und 
j^der Besitzer eines Landtafelkörpers, sofeme derselbe nicht zagleich Patron ist, 
Je einen Wahbnann wählen. 
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Dieses Comit4 besteht aus fünf MitgKedem, welche durch die 
Vorstände der betreffenden concurrenzpflichtigen Gemeinden und durch 
die Geschäftsfahrer der Gutsgebiete mittelst absoluter Stimmenmehr- 
heit auf die Dauer von sechs Jahren gewählt werden. Sämmtliche 
Mitglieder haben dieses Geschäft unentgeltlich zu versehen, für die 
hiemit verbundenen haaren Auslagen wird ihnen der Ersatz geleistet. 

§. 16, Das Comit^ ist für die Kirchenconcurrenz-Angelegen- 
heiten das, beschliessende und überwachende Organ. Dasselbe hat 
den Voranschlag festzustellen und die Jahresrechnung zu erledigen, 
dessen Beschlüsse werden durch absolute Stimmenmehrheit gefasst 
und sind für die betheiligten Gemeinden und Gutsgebiete bindend. 

§. 17. Das Comite wählt aus seiner Mitte einen Obmann als 
vollziehendes Organ. Dieser hat das Präliminare zu verfassen, die 
Bechnung zu legen und die Gasse unter Mitsperre eines Gomit^mit- 
gliedes zu fahren. Jede Gemeinde und jedes Gutsgebiet hat das 
Becht, von der erledigten Bechnung Einsicht zu nehmen. 

§. 18 1). Beschwerden von Seite der Gemeinden oder Gutsge- 
biete gegen Verfügungen des Comit^'s gehen an den Bezirksausschuss. 
Bezüglich der Frist zur Berufung, des Aufsichtsrechtes der Staatsver- 
waltung aber das Comite, dann der Auflf)sung des letzteren gelten 
die Bestimmungen der §§. 97., 100., 101. und 105, des Gemeinde- 
gesetzes. 

§. 19^). Die Filialkirchen und Wohngebäude der bei denselben 
exponirten Geistlichen haben, wo nicht andere Bechtsverbindlichkeiten 
obwalten, mit Zuhilfenahme des verfügbaren Kirchenvermögens jene 



1) Nacb dem Antrag der Landtags -Commission sollte Qber Beschwerden 
gegen Verfügungen des Bezirksaasscbasses endgiltig der Landesaasschuss ent- 
scheiden. 

2) Hinsichtlich der Filialkirchen wurde von der Landtags-Commission jene 
Bestimmang aufgenommen, welche mit hohem Erlasse vom 21. October 1868 
Z. 11,257. bekannt gegeben wurde. Es war nfimlich der Filialgemeinde Rachinia 
von der Kreisbehörde in Stry] die Beitragsleistung von 154 fl. Osterr, Währ, zu 
den Pfarr- und Kirchenbauherstellungen der Mutterpfarre in Dolina auferlegt wor- 
den, und die Statthalterei hatte der dagegen erhobenen Vorstellung jener Filial- 
gemeinde keine Folge gegeben, weil die angesuchte Trennung der Filiale Rachinia 
von der Mutterpfarre in Dolina durch hohen Erlass vom 17. Juni 1860 Z. 

•^ C. U* als unstatthaft zurückgewiesen worden. Die Gemehide Rachinia ergriff 

weiteren Recurs an das Staatsministerlnm und dieses entband dieselbe durch Ent- 
scheid vom 21. October 1863 von der obigen Beitragsleistnng, auf Grund des 
Cult.- Minist. -Erlasses von 9. M&rz 1860 Z. 14585 UrchivWlM, 135.), weil Ra- 
chini« eine eigene Kirche mit einem bei derselben für die seelsorgerlichen Func- 
tionen daselbst eigens exproirten Cooperator besitze. 
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herzustellen, und zu erhalten, in deren Interesse solche Kirchen« und 
Wohngebäude bestehen. Sie werden aber deshalb, abgesehen von 
einem besonderen üebereinkommen , von der Beitragspflicht zu den 
Auslagen der Mutterkirche und Pfarre (§. 1.) nicht befreit* 

§. 20. Wenn mit dem Messner x>der Eirchensänger- Dienste 
das Becht auf eine Wohnung verbunden ist, so gelten hinsichtlich 
der Herstellung und Erhaltung derselben die Vorschriften dieses 
Gesetzes. 

Ist der Messner oder Eirchensänger zugleich Schullehrer, so 
sind die Auslagen für die ihm gebührende Wohnung, in sofern nicht 
die wechselseitige Beitragspflicht der Schul- und Eirchenconcurrenz 
schon geregelt ist, oder ein üebereinkommen erzielt wird, zu gleichen 
Theilen von den beiden Goncurrenzpflichtigen zu tragen ^). 

§. 21 ^). Bei Herstellung von Kirchen- und Pfrflndengebäuden 
hat, auf Ansuchen der kirchlichen Behörde oder der Goncurreffi29- 
pflichtigen die politische Behörde die Oberleitung zu übernehmen. 

§. 22. Alle den Gegenstand dieses Gesetzes betreffenden V(h*« 
Schriften bleiben in soweit aufrecht, als sie nicht durch das gegen- 
wärtige Gesetz eine Aenderung erleiden. 

Mit Ausnahme der Abweichung bei den §§. 4., 5. schienen die 
übrigen nach dem Erachten des Statthalters minder erheblich. Das 
Ministerium eröffnete seinerseits dem Statthalter, dass die Begierung 
kein Interesse habe, dem von der Landtags-Gommission rücksichtUch 
der §§. 2., 8., 19., 20. der Eegierungs- Vorlage beantragten Aenderun^ 
gen in den Weg zu treten. In Betreff der zu §. 4. und 5. in Aus? 
sieht gestellten Aenderungen bemerkte das Ministerium dem Statt- 
halter, dass das Einkommen der kirchlichen Pfründen seiner Natur 
nach und abgesehen von besonderen Titeln nur zum Unterhalte des 
kirchlichen Pfründners bestimmt sei. In Galizien waltet allerdings 
die absonderliche Gepflogenheit ob, dass das Barchen- und Pfründen- 
Vermögen nicht von einander geschieden ist. In Folge dessen flösse 
in das Pfründeneinkonimen Manches, z. B. Stolgebühren, Stiftungs- 
emolumente, mit ein, was genau genommen der Kirche gehöre. Da- 
her komme es denn auch, dass nach den in Galizien bestehenden 
Vorschriften, die Pfarrer in ihren Fassionen einen bestimmten Betrag 



1) Dieser zweite Absatz in Betreff der Messner and Kircbensänger, wckhf 
zugleich Schallehrer sind, wurde von der Landtags-Commission weggelassen* ^ 

2) Die Uebernahme der Oberleitung der Herstellungen Seitens der poli- 
tischen Behörden sollte nach Antrag der Landtags-Commission nur Qber Ansuchen 
des Comit^'s stattfinden. 
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für Kwehrnrnuilagm (Eurchenerfordenüsse und Eircheadienerschaffc) 
ia Ausgi^be bringen können. Als im Jahre 1858 die Angelegenheit 
der Yconnraltang des Vermögens einzelner Kirchen nnd kirchlicher 
Pfründen im Einklänge mit dem Art 30. des Goncordates geregelt 
wurde, sei den galizischen Bischöfen bedeutet worden, dass sie die 
Absonderung des Eirchenvermögens von dem Ffrnndengute bewerk- 
ateUügen. sollten. So lange dies aber nicht geschehen ist« erübrigte 
nach der Ansicht des Ministeriums nichts Anderes, als an den bis* 
berigen Bestimmungen festzuhalten und den über die Gongrua do- 
tirten kirchlichen PMndnem die Bestreitung der sogenannten Eir- 
ehenaualagen aufzutragen. Für den Fall, dass der kirchliche PMndner 
keinen Congruaüberachuss hatte, konnte wie die Begierung durch den 
Statthalter der Landtags-Gommission bedeuten liess, der Beligions- 
fond als solcher zur Bestreitung der Eirchenauslagen nicht in AnfiQ}ruch 
gi^Aommen werden, während es dagegen dem Landtage freigestellt 
sein soUte, die durch das Pfrflndeneinkommen nicht bedeckten Eir- 
chenauslagra entweder wie es seither geschah, den Parochianen zu 
äberweisen oder zur Bedeckung derselben die Bestimmungen fior an- 
dere concurrenzmässig zu bestreitende Gultusauslagen in Anwendung 
zu bringen. 

In Betreff der Fassung der Bestimmungen der §§. 12. und 13. 
der Begierungs - Vorlage wurde dem Statthalter vom Ministerium 
eröffnet, dass seitens der Begierung der Antrag der Landtags-Com- 
mission nicht beanstandet werde, wenn der die Beitragspflicht des 
Aerars, der öffentlichen Fonde und Gesellschaften regelnde §. 14, 
der Begierungs- Vorlage aufrecht erhalten bleibe. In Betreff der von 
der Landtags -Gommission beantragten Aenderung des §. 15. der 
Begierungs - Vorlage erhob die Begierung keine Anstände, nur 
Hess sie durch den Statthalter darauf aufmerksam machen, dass das 
Comit^ nach dem Wortlaute und nach der Tendenz der Eegierungs- 
Vorlage nur die Bestimmung habe, die Goncurrenz-Angelegenheit der 
betreffenden Gemeinde tmd Oidsg^ide zu besorgen; weshalb die Ein- 
setzung eines Coraitö's nach §. 15. der Begierungs-Vorlage nur für 
den Fall als nothwendig erachtet werde, wenn mehrere Gemeinden 
und Qutsbezirke zu concurriren haben. Daraus ergebe sich, dass 
nach den von der Begierung gehegten Absichten das Comitä nur 
ab«r diese Angelegenheit an Stelle der Gemeindeausschüsse zu be- 
schliessen habe, sonach die Entscheidung im Berufiingswege auch nur 
insofern, als es sich um die Goncurrenz-Angelegenheit mehrerer Ge- 
meinden oder Gutsgebiete handelt, den höheren autonomen OrganeUi 
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nämlich dem Bezirks* nnd dem Landes-Ausschusse zustehe, welche 
letztere bei dieser Auffassung der Sache immerhin nach dem vom. 
Statthalter für Galizien berichteten Antrage, den die Landtags-Com- 
mission zu §. 18. der Begierungs- Vorlage gestellt hatte, endgiltig ent- 
scheiden könne. In soweit es sich jedoch um eine anderwdtige GoQf ur« 
renz, nämlich um jene des Patrons, des kirchlichen Pfinondners^ der Kirche 
oder um die Verpflichtung selbst und deren Umfang handele, hätten 
im Sinne der Begierungs- Vorlage die Entscheidung auch fernerhin' 
den landesfurstlichen Behörden, hinsichtlich der Goncurrenz der 
Kirche und des Pfarrers im Einvernehmen mit dem betreffenden 
bischöflichen Ordmariate zuzustehen. Demgemäss erklärte die Be^ 
gierung, dass sie der beabsichtigten Aenderung des §. 15. der Be* 
gierungs-Vorlage nur in sofern zustimmen könnte, als hieraus eine 
über das Gebiet der Goncurrenzangelegenheit der Gtemraiden oder' 
Gutsgebiete hinausgehende Judicatur des Gomit^'s, dem des Besnrksh 
und Landesausschusses nicht abgeleitet und daher die im ersten Ab^ 
satze des §. 15. der Begierungs-Vorlage ausgesprochene BeatimmoKg 
des Gomitä's beibehalten werde. 

Bucksichtlich des §. 21. der Begierungs-*Vorlage hatte die Land^ 
tags-Gommission im Sinne zu beantragen, dass die üebemahme der 
Oberleitung der Herstellungen Seitens der politischen Behörden nur 
über Ansuchen des Goncurrenz -Gomit^'s stattfinden solle. Die Be<- 
gierung bedeutete in dieser Beziehung dem Statthalter, dass die 
Bestimmung der Begierungs-Vorlage, nach welcher ein Gleiches auch 
über Ansuchen der kirchlichen Behörden zu geschehen hat, zu ver«« 
theidigen sei, weil selbst wenn der Pfarrer und der Patron Mitglieder 
des Gomite's sind, die Majorisirung derselben im Gomite leicht ein-* 
treten könne, und die Bücksichten, welche in diesem Punkte fSr die 
Begierungs-Vorlage sprachen, durch den Antrag der Landtags^Gom-^ 
mission nicht gewahrt erschienen. 

Der Galizische Landtag beschloss nun in den Sitzungen vom 
23 — 26. April 1866 das Kirchen-Goncurrenz-Gesetz in der Fassung, 
wie es trotz einer Anzahl von Ausstellungen von Seiten der Begierung, 
die jedoch mehr die Textirung des Gesetzes als den Inhalt desselben, 
betrafen, unter dem 15. August 1866 die kaiserliche Sanction erhielt 
und hier folgt. 
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Chsetif vom 15. August 1866, 

wirksam fQr das Königreich Galizien and Lodomerien sammt dem Grossherzog- 

thame Krakaa, 

betrelTend die Bestreitung der Kosten der Rerstellang nnd Erhaltnng der Kirchen- 

ond PMnden-Gebiade in Pfarren des katholischen Glaubensbekenntnisses, dann 

der Beiscbaffhng der Kirchenparamente and EinrichtungsstCkeke. 

(Aas dem Landet-Gesetz • and YerordnangsbUtt fUr das Königreich Galuien ond Lo- 
domerien sammt dem Qrosshersogthume Krakon. Jahrgang 1866. XIV. Stück. 

Nr. 28. S. 141-147.) 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Königreiches Galizien 
und Lodomerien sammt dem Grosslierzogtliume Krakau finde Ich an- 
zuordnen, wie iolgt: 

g. 1. Die Kosten der Herstellung, Erhaltung und Miethe der 
Kirchen- und Pfründen-Gebäude in Pfarren des katholischen Glau- 
bensbekennfeiisses, die Kosten des Ankaufes des Baugrundes für diese 
Gebäude, überdies die Auslagen für die Anschaffung und Erhaltung 
d^' Kirchenparamente und Einrichtungsstücke, endlich die laufenden, 
mit der Verrichtung des Gottesdienstes verbundenen Auslagen sind 
vor Allem aus dem für diese Zwecke speciell bestimmten Fonde, so 
wie von Denjenigen zu bestreiten, welche h\ezu kraft einer Stiftung, 
einiBS Vertrages oder eines sonstigen Bechtstitels verpflichtet sind. 

' Der Verpflichtungstitel bestimmt die Art und das Mass der 
Leidtun^. 

§. 2. Wenn die im §. 1. genannten Quellen nicht vorhanden 
sind, oder wenn aus denselben nur ein gewisser Theil der Kosten ge- 
deckt werden kann, ist im ersten Falle zur Bestreitung aller, im 
zweiten Falle zur Bestreitung der übrigen rein kirchlichen Erforder- 
nisse zunächst das laufende kirchliche Einkommen, als : das Einkom- 
men aus dem während des Gottesdienstes herumgetragenen Sammel- 
teller oder Klingbeutel, die Einnahmen für die Benützung der Beleuch- 
tung, der Paramente und der Einrichtungsstücke der Kirche, das 
Einkommen für die Benützung der Glocken u. dgl., ferner das ver- 
flgbare, rein kirchliche Vermögen oder Einkommen zu verwenden; 
und wenn auch diese Quellen zur Bedeckung der erwähnten Kosten 
nicht hinreichen, so wird gestattet, zu dem gedachten Zwecke das 
fem kirchliche Stammvermögen, insoweit dasselbe keine andere be- 
stimmte Widmung hat und zur Bedeckung der sonstigen, durch das 
Erträgniss des Kirchenvermögens zu bestreitenden Auslagen nicht 
erforderlich ist, in Anspruch zu nehmen, jedoch unter Beobachtung 
der über die Veräusserung und Belastung des Kirchengutes beste- 
henden gesetzlichen Vorschriften. 
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§. 8. Der PMndner hat jedoch naehstdieiide Auslaß allek 
zu bestreiten: 

a) für die Herstellung und Erhaltung der Wirthscbaftsgebäude, 
welche sich auf den zu seiner Dotation gehörigen Tabular-G&- 
tem oder derlei Gutsantheilen , oder in den vom P&rrho(fe. ab^ 
gesonderten Maierhöfen befinden, wenn daa Pfarreinkommen 
seine Gongrua deckt und wenn keine för diesen Zw^ck beetiifiim«' 
ten, im §. 1. bezeichneten Quellen Yorhanden sind ; 

b) Beparaturen bei Ffarrhof-Wohn - und WirthschafbsrGebäuden, 
welche durch die Schuld» Nachlässigkeit oder Yerw^brlosuiig des 
Ffründners, seiner Dienstleute oder Hai|s^tios9jBn venodaaBt 
wurden ; , . • . . 

c) kleinere Auslagen fctr die Beparatur und für die Erhaltung der 
Ffarrhof-Wohn- und Wirthachafts-Gebäude im gttten ZuatdniUt, 
als für Bauchfangkehrersbestallung, für Einsetzung von Feniterr 
Scheiben, for Ausweissen, für Beparatur der Oefhn, Thären^ 
Schlösser und Fensterrahmen, für gewöhnliche Dacbauabesaeimil^ 
gen, for Ausdielung der beschädigten Theile des Fussbodens, iflr 
Instandhaltung der Einfriedung u. dgl., w^m diese Auelagen in 
einem Jahre den Betrag von Fünfzehn Gulden Qicht ubei'^teigen. 

Die unter lit. c) bezeicbneteu, den Betrag vou Fünlzehn Gi^eti 
in einem Jahre übersteigenden Auslagen, bat der FfrundMr dana 
allein zu tragen, wenn sein reiues Einkomnmn wemg^tensum 100 .& 
höher ist, als die ihm gebührende Congina; im eatgegtenge^zten 
Falle aber hat er von diesen Auslagen nur solohe zu bestreiten; 4ie 
auf einmal Zehn Gulden nicht überschreiten. . ' 

§. 4. Zu den sonstigen Baoauelagen bei den Ffarrhof-Wobm^ 
und TVirthschafts- Gebäuden hat der Piründj^er dann, beizutragen, 
wenn das reine Einkommen der F£rflndje nicht geringeii? als, 400: fl« 
und nicht geringer als die ihm. gebühreujie Gongrua ist. Youi dem 
dieses Einkommen übersteigenden UebeirsqhusBe. hat der CfrüiNlneic 
alljährlich an den^Concurrenzfond und ^warvon dem dc^UiBetrag ¥0n 
100 fl. nicht übersteigenden Ueberschusse 3%, von dem deu Betrag 
von 200 fl.. nicht übersteigejiden Ueberschusse 5^/^ und von. einem 
grösseren Ueberschusse 8% 2;u entrichten.. Die biBben^e vi^Xt\ 
pflichtung des Fatrons zur Ertheilung rückzahlbarer VorsohäfiSQ , bef 
hufs Bedeckung der auf den Ffründn.er entfallenden Aual^go^ wird 



, §.. 5* .Der Kircbenpatron hat, in soweit ^peeielle privatrßcht- 
liehe Titel nicht etwas anderem bestimmen., den sechsten l^eU d^. 
Aufwandes zu tragen, welcher nach Abschlag der iudßO g§» 4« ,bl9 
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4. bezoielHieteii Mittel und nach Abschlag der Kost^ der Zag- und 
Handarbeiten unbedeckt bleibt. 

§• 6. Der Besitzer mneei Gutes, woran das Patronatsrecht 
haftet, hat ohne Bücksicht auf sein Beligionsbekenntniss die dem 
Patrone nach diesem Gesetze obliegenden Pflichten zu erfüllen. 

Der Bischof trägt die Patronatslasten nur in dem Falle, wenn 
«r in mne^ Diöcese eine auf den Tafelgutern seinem Patronate unter- 
terstehende Pfrflnde frei (libera coUatione) yerleiht. 

§. 7. Geistliche Genossenschaften haben bei den ihnen incor- 
porirten Pfr^cton alle im §. 1. erw&hnten Kosten zu bestreiten, wenn 
sie sieht nachweisen, dass sie von der Bestreitung dieser Kosten ganz 
oder nur theilweise befreit sind. 

§. 8. Die Auslagen, welche durch die in den §§. 1. bis 7. be- 
»ichneten Itfittel nicht bedeckt werden, haben diejenigen Pfarrlinge 
m tragen, wekhe dem betreffenden Bitus angehören. Die Umlage 
dieser auf die Gemeinde^Mitglieder entfallenden Auslagen hat nach 
den Bestimmungen des V. Hauptstückes der Gemeinde-Ordnung in 
derselben Art, wie die Umlage anderer Communal-Auslagen zu erfolgen. 

Besteht eine Pfarre aus mehreren Gemeinden, Gutsgebieten 
oder Theilen derselben, so ist das Erfordemiss, falls nicht ein an- 
deres Ueberankommen getroffen wurde, auf jede Gemeinde und auf 
jedes Gvtsgebiet nach Yerhältniss der directen Steuern zu vertheilen. 
Welche von den dem betreffende Bitus angehörigen EigenthOmem 
der eingepAffrten Gutsgebiete oder Theile derselben und den Mit- 
gUedem der eingepfarrten Gemeinden entrichtet werden. 

Die Gemeinde darf die auf ihre Gemeindemitglieder entfallenden 
Ausladen ganz oder zum Theile aus eigenen Fondsmitteln bestreiten. 

§. 8. Die Filialkirchen und die Wohngebäude der bei den- 
selben exponirten Geistlichen sind mit Zuhilfenahme des verfügbaren 
EircheuTermOgens von Denjenigen herzust^en und zu erhalten, in 
deren Interesse solche Kuschen oder Wohngebäude bestehen sollen 
Oder bestreu, sofeme dieiG^Qls nicht andere Bechtsverbindlichkeiten 
obwalten. 

Dieselben werden jedoch hiedurch, abgesehen von einem beson- 
deren Uebereinkommen, von der Beitragspflicht zu den Auslagen der 
Pfimrkirohe und der Pfiurrgebäude (§. 1.) nicht befreit. 

§. 10. Wenn das Aerar, ein öffentlicher Fond, eine Gesellschaft 
oder eine Gemeinde in einem katholischen Pfarrsprengel ein unbe- 
ifegliehes Eigenthum besitzen, so tragen sie zur Bestreitung der 
Anslagtti dieser P&rre (§. 8.) nach Massgabe der von diesem Eigen- 
thume ^richteten directen Steuern b^. 
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Wean jedoeh diesea Mgenthüm in deib Sprebgel- mehrerer ka- 
tholiBchen Pfarren desselben oder verschiedenen iffitos gelegen ist, 
so ist bei Bemessung der Beitragsqnote, mit welcher dieses Eigen- 
thom für jede dieser Pfarren zu coneurriren hat, jene 8tenerqnote in 
Anschlag zu bringen, welche sich nach dem Verhfiltiiisse der Seelen- 
zahl der jeder einzelnen dieser P&rren Eingepfarrten zu der Gtosammt- 
zahl der Pfarrlinge aller katholischen Pfarren, in deren Sprengel das 
erwähnte Eigenthum gelegen ist, bereofanei 

§. 11. Wenn nach der bisherigen Uebung mit dem Messnev- 
oder Kirchensänger- Dienste eine freie Wohnung terbimden M, so 
gelten hinsichtlich der Herstellung und Erhaltung derselben dje Vor- 
schriften dieses Gesetzes. 

§. 12. Die Auslagen zur Bedeckui^ der mit der Venrichtui^ 
des Gottesdienstes verbundenen Erfordernisse ^ und bei Kirchen des 
lateinischen Situs auch die. Auslagen far die Erhaltung der Eirchen- 
diener^ werden vor Allem aus den in den §§. 1, und 2. bezeidhneten 
Quelle bestritten. ^ 

Insofi^me jedoch diese Auslagen au8 diesen Quellen nioht ge- 
deckt werden können, erhSlt der Pfrändner zu der^ Bestroiinng von 
d^n Pfarrlingen eine Pauschalsumme, welche zusasnmebgenomnien 
mit der in den §§. 1. und 2. bezeichneten Bedecfamg jihrlidi bd 
Pfarren des lateinischen Situs die Summe von 100 fl., und bei 
Pfarren des griechisch-katholiBChen Situs die Summe ton SO & nicht 
über^gen darf. 

Die Umlage auf die Eingep&rrten findet nach Massgabe der 
von denselben im Pfarrsprengel entrichteten directen Steuern Statt 

§. 13. Für die, die. Herstellung neuer und die Erhaltung be^ 
stehender Kirchen« und Pfarrbaulichkeiten betreffende Angelegen- 
heiten, sowie zur Besorgung der Goncurrenfli-Angel^etiheiten^ wird 
in jeder Pfarre ein aus fünf Mitgliedern zusammengesetsstes Gomit^ 
gebildet. StSndige Mitglieder dieses Comit^ sind: der PMndner der 
betreffenden Kirche und der Patron, weldier das Beeht zur Pr&^ 
sentation des Pfründners ausübt, od» dessen Stellvertret». Sind 
zwei Patrone, so sind dieselben abwediiselnd jeder durch drei Jahre 
ständige Mitglieder des Comit^. Sind mehr als zwei Patrone, ad 
wSUen dieselben aus ihrer Mitte mm zom Mitgliede des Cosai^ 
for die Dauer von drei Jahren. 

Die ubrigent d. i. drei, und wenn der Patron das Beeht zur 
Präsentation des^PMndners nicht ausübt, vier Mitglieder, werden 
pr sechs Jahre durch die eoncurrenq^fliciitigen Parteien, mit abso- 
luter Stimmenn^ehrheit gew&hli 
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Im Falte, dass bei der ersten imd zweiten Abstimmung diese 
Jfehrheit nicht erzielt wird, sind Diejenigen als gew&hlt anzusehen, 
^ bei der zweiten Abstimmung die grösste Stimmenzahl erbalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Loos. 

Die Comit6*Mitglieder erffillen ihre Pflichten unentgeldlich^ nur 
^d ihnen die mit diesem Geschäfte yerbundenen haaren Auslagen 
m ersetzettt. 

§. 14. Dem Gomit£ obliegt die Aufsicht über die Kirchen- und 
Ptorbäuli(dikeiten, es überwacht deren BaufBhrung und Erhaltung 
im guten Zustande und verfugt Alles, was es in dieser Beziehung fllr 
entsprechend erachtet. 

§. 15. In Fällen, wo das Gomit^ die Nothwendigkeit erkennt, 
die in den §§. 1. und 2. dieses Gesetzes bezeichneten Mittel in An- 
wendung zu bringen, hat es hieven das betreffende Ordinariat wegen 
entsprechender Veranlassung in die Eenntniss zu setzen. 

In Fällen dagegen, wo das Comit^ die Nothwendigkeit zur Be- 
schaifung der Mittel im Goncun;enzwege erkennt, hat das Comit^ 
mittelst des betreffenden Ordinariates sich an die- politische Bezirks- 
behör4e um Eihleitung der Ooncurrenzverhandlung zu wenden, welche 
von dieser Behörde auf Grundlage der bereits mitgetbeilten oder vor- 
Kulegeäden Baupläne, Eostenfiberschläge und Nachweisungen der 
verfügbaren Fonde einzuleiten und endgiltig durchzufahren ist 

§. 16. Zu deor Ooncurrenzverhandlung sind alle concurrenz- 
pflichtigen Parteien mit der gleichzeitigen Erinnerung einzuladen, 
dass sie im Falle ihres Ausbleibens als der vorzunehmenden Bau- 
fuhning beipflichtend angesehen und zur Leistung der auf sie entfal- 
lenden Beiträge werden verhalten werden. 

Der Tatron ist berechtigt, an seine Stelle einen zu diesem Ge- 
schäfte bevolhnäehtigten Vertreter zu bestimmen. 

Bei der Ooncurrenzverhandlung hat jede veimOge einer Stiftung, 
leines Vertrages oder des Gesetzes concurrenzpflichtige Partei, und 
namentlich: das Ordinariat, der Pfründner, der Patron, jedes Guts- 
gebiet, der aus jeder Gemeinde durch die in der Gemeinde wahlbe- 
f edhiigien Eingepfarrten desselben Bitus mit absoluter Stimmenmehr- 
heit gewählte Bevollmächtigte Eine Stimme. Jeder dieser Parteien 
konmit eine Stimme zu, ohne Bflcksicht darauf, ob dieselbe im gege- 
benen Falle zur Eostenbestreitung beizutragen hat, oder nicht. 

Zmr Beschlussfässung ist die absolute Stimmienmehrheit er- 
forderiich. 

§. 17. Bd der Verhandlung ist die Nothwendigkeit des Baues, 
der Bauplan und der Eostenüberschlag, nicht mindor das Mass und 
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4ft0.ArJbidQr.¥iai 4w Qo:»^ui9ieivipflichtjgmi w bewirlüenAen ;Bin^hIan- 
ge}» odar IißirtiTOgwi/mErwagMng au» mh^, und jpach ThwUrfdwit 
durch Einverständniss der.Betb^iligte&festisiidteUaK^ , . . ^m 

.§.: 18. I)ii€( .politische, BeWtkatHßhiMrde erledigt die. y<9r)id(idlung 
mt^ , .^wtKäiaidet abev Torkoomdade , iBesohweard^^ optßr J^r^la^npg 
der Berufung an die. feötoren ß^böi'd«ni ^ . ;- w ii/ .".i • 

. ,.g^ 19. i Diö, Akten, der,; endgiltig erledigten C^ncujrrenjf-Ver- 
la^^^wUoiig äbenmttfilt die poUtiaQheBetil^ksbeb^i^dejd^in Cmitik wel^ 
ches in.d9m..ihin. oberbiageiQBtit ;WirkuBgslpr6iiie'^/ala:.b^c^ 
und überwachendes Organ in EircheftootiQorreouK-'AngQlQgejisAeit^n zu- 
gleich die Leitung und Durcbföhrung daa.BHues, sowie die betreffende 
BechnungsfOi^rung ftbwnimmt. 

' In.^asiug/auf i^i6,;Art/der3auiuhrung, die Kosten, die Anfor- 
der^ng.. dßT/I^iyitrigß im ißreld^i Materialien oder Naturalleistungen 
u. dgL, :hai das Comii)^' siOh germu naeh ideu beiid^iConimrrenz- 
YcolijSkpdlTOg. reebtdiirltfiiig befioUo^ra^W' Bestimimingoa %Utb/i«ebinQn. 
Pw. Gomi^ f^Ut: Am Y.ommM&g. itot und piraft die iJabjisii^roeb.-» 

. SeijoeißeiH^Kuffl^ yfmäßik mit absoluter. StimmaDmebrjMt. .ge^ 
fae^t f «Uli übr : »Ue; Gonoxmm^tMcUi&ti \mimÄi,i ^d uisQf<9m0>aiir 
in Folge eines. reidtt8]{ii^aftigen3e9ßblii^d d«^jC!Q»ctirir(^t¥«rba»d]iai^ 
g§ffU3sjli*wmd^y mvim die^elbto oötbÄ9eA&Us.im W^g£^d«ic^|^ljli&schen 
Be?irk»>^öi4pviii,rAwföhi:tt»g,{g©brÄ«bii ,: i a j. .,•.: .;./?• .;..:'! 
, , //§.. ^Q. i Das GwM wählii.diie «a^er Mitte ^dtfui^mw^awiak 
pliet d»sivatl^he<kcia.0i^aii isii.iDeti (MUnatm^v^rfawitiideti y/^anf 
96Uag^ l9gtdk()Iteebniiikg0nittud)fiUi^ Cas90imit«K Mttspj^mre 
^aesiClQinitjirMitgUadiesL Indern GotipüErQidizp&icbtigen ist )did'Bi»iicbt 
i» die ^pifiltexi B^obnwgeopt gea^tiketi .... < ., .:;,)! 

, 0. Nach, beendigter Banföbrung X)der iEiq»a^KfttUr«,;>zu ideaeD dif^ 
Concurrem} rckur«^. Bieftrjl^e . jEm 0eldeN w.> llal)eriaJia.m4)AQr inv t^eiataiH 
gei;!. iu .AnfipnQb)ise«iiomin9u. ivlut^^ii hat d$r Objaiftim> d«»; Caitdbi 
nWfpri^iiiabidia.'BeobiM^ die$emsZfjife«fc&.'?eiiwenjte^ 

munaiKiMni uai AMlagan Abtaiaoblifi^sßm , Vm Co^oit^i hj»t,inibQb< ge? 
9rtlH>Ä««iü^b«^a«lUgll*«/W^ vdcö:,«»^^ Aftsfiötrwg ;ö^ft'JBa»ea,.j«[a 
IB^obAungi u^ter ^oUdaari^eher . Haftuog ,im Mitglieder. , ^u . ^Iädig:«»y 
^^d rbievQftMiJi«! Cön<(jiMTOwpSUfWigw^ wtvdew «enitte^ 

dagen^ dMSidiiß S^bnAn^ -beim .Qn^pfirrerMeiagea^baaiiifeirdiQii' ka^ü^ 
dm ^ Ci^^mmiGai^pfli^tiienb^neehtig^j^^ 
drei Monaten, vom Tage der erhaltenen Verständignvg' dVig^f^agteOf 
beii 4«tf .tH)U^chQ9;3e)tövdeB:i4iutreBdMngetti:0 i^bisbeu^ .^nd dass 
w4dng0najdiQ ]ie()li|iatigillk^ /^loäigt ft9g#»ahei»[.w.erd^.w&r<)» : ,. :.: r^ 
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§. 2fl. lieber Besehwerden oder Bentfangen gegen die rem 
Gomit^ in Folge der dorehgefBfarten ConourreQi>«Verbiuidltuig gefasrtm 
Beschlüsse entscheidet dto politieehe Behörde. 

Bezüglich der Frist znr Berofmig, des AuMftitsrechtes der 
Staatsverwaltung über das Ooinit^, dann der AnflOsui« des LetztePM 
gelten die Bestimmungen der Oemeindeorctanftg. 

-§. 22. Die bisherigen Vevsohriften, welche den^in dies^ Ge- 
setse behandelten Gegenstand betreffen, werden irafgeheben, imH^me 
sie mit Amk gegenwärtigen Gesetze nicAt im länklanf e stehen. 

Wien, den Id. August 1866. 

' Urans Josef m. p. 

Belcredi in. p. 

Auf AllerhOehste Anordnung: 

Bernhard Bitter Ton M^y er m. p. 

Was den Inhalt dieses Landesgesetises betrifft, so Iftset derselbe 
an Elatheit Manches zu wfinseben übrig, und ist es vorauseusefaen, 
dassmanbei AnwendDoig desselben mituaft^ auf SehwierifkeMen stossen 
wird. Auch erscheint die Stylisirung des Gesetzes nicht imme^ eine 
gtücMiche, und man sieM ee deitiselben an, dass der ursprüngliche 
l]lext des Gesetz^Eotwuifes durch Auftgfung und [Binsdhaliung von 
Zusätzen xmd Aendemngen bedeutend terändert 'wurde. 

In dieBi Kopfe des Gesetzes erscheinen blos die £!|]idien- ttnd 
Pfründengebäude, die Eirchenparameitte und BttiriehtungsstÜcke. Die 
Eirehenerfoidernisse im engcven Sinne des Wcvtes ^Oblat^, Wein, 
Wadiitf, Weihrauch, Gel oder ünsbhlitt, Wasiften der Wüsche tii dgl.) 
sowie die Beeeddung der Kitiobendienerscbsift dnd übergangen, weü 
es beabsichtigt war, die Auslagen' für dSese^SHbrdernisse auf desi 
Beligionsfond zu übertragen. Dagegen Ibiden sich glefieh im §. 1. 
des Gesetzes Aie Utufmekn mä der Ver^icktwng- di^ 6roÜesäienstes 
ve^buHdenm Amlagm emümt und der §. lä^. de^v^t^ iiandtäge be- 
sdhlosseneii Gesetztorschlages ha«idelt ausscMleBididk vm den Aus* 
liefen zur Bedeckung der mit der Verrichtung des GottesdleiisteB 
Te];t)tt'näenen ErflMrdernisse, denen bei den Kirchen' des lateinischen 
I^us die Auslagen fflr die E^JuOtmg det m¥(9mäi6fim beigezählt 
««cbeinen. In §. 2. des Gesetzes ist' die Bede ^^on der Bi^trMtui^ 
der ft^ M^clMehen Erfordernisse, uüter welchen nateh' dem Oenteste 
cHe Gebäude, Paramente und Sinriehtungssti^kei mvt Einsohluss der 
im §. 12. besonders behanddten gottesdlenstliefaet» Attslageri txl vcflh- 
steteen sein dürften. ' ^ 

Ziemlich hart dürften die übeifdies ttie^t* gtam deutlichen Be^ 
Stimmungen des §.'8.' des "Gesetzes Ski in der Begel gesbig^'dotitten 



tebep'disl^bMsUli^ MnieMi^ lü. JUigüJrt'1866. ItJ^ 

festgesetzteil Procentual-Beiträge zum Coöearrönzfonde. 'Di^ CdngWltt 
fler ältgtetiftelen'Pfiirret tft.Ut. besteht ih-^Oiy 11. »öterj^; Wahr., 
die der ruthenischen Localcapläne in 150 fl. österr. Wäht*. Eslfeuchtift 
ein,'da's8io geriig ' dotirte kiwWiihe'Tfrüiden, selbst Wenifeie nur 
100^ fi. mehr Einnehmen, als ihre Cengraa beträgt, die ihüeft ittigt^ 
uratbeten Atslägfeii fSr Ueinere Repcratüt^n söhwer wefrden leisten 
können. * • •" '«•••! . .• •• 

In. einei; . gaoz neuen Weise bestimnat §. 4. cles,C}esi^tze8.,.die 
Beiträge^ zu den, Öauauslagen f^r. die. Pfarjwohn- und Wirthsc^ft^ 
Gebäude; jedoch ist die Bestiminung, dass der, kirchliche Ffron^jieif 
alljährlich gewisse Pro9ente seines Binkommeus in eineie^ sogenannilffn 
ConmrrenzfQYui einzahlen soll, gewiss sehr zweckmässig; d^jöSßr.^'ö^r- 
iicÄ^jBei/rojjf ,i^t, leichter zu entrichteu und e? braucht nicht .^;k 
ini^a|l/eines' Baues .die. Bleitragssum^ des Pfarrers erjmitte,li|i .;^l^ 
werden. Esj ist daher diese ;^estipiinuog.. denen, dei; §g. iß,,. 7t-ftii4;.?t 
der Eegiei?ingSrVorkjg;e unbedingt vorzuziehen. Dag^gj^p ist^e^^wli^ 
A^bßatz des^. 4.: »zu d^ Bauauslagen ~ hat.. der. Pft.ijjidiwflf 
dann. l)eizutraigj;en^.,Wjßnn d^s. mne .EiwÄSowil»«» dßr Pffifaid^.j^^^ 
geringer als 4^0 fi.^ und nicht jferin^^, ais dii^ ^ihfn^gfmffpf^ 
Cofigirua ist,€ schwer. verständlich, yielleicht jha^tej^piap. .die, .äflSßejCS^ 
seltenen i^äile im^Auee,' in de^^n diie potajkion..^^ jpiar^er, «♦. ]^ 

i^l^mberg', höher ^. 400 n.' .steht. , Allein Co^g^ua W .JD^ 
Wd nicht gleichbedejutepde piqge. Ferner ist in rdieiu. Gtfß^tfis nii^ 
gends angedeutet, wer npclbi sonst in deu^Cbncujfrepzio.n^ zp 

leisten^ habe, w<j|' dieser. Fond g^ufbewahrt werde,, ypn }ii^ej».nnd.unt»f 
welchen Modaliliäten derselbe zu yerwalten sei li. di^l, !^uthn^a9$^c]|^ 
dachte man oei der Abifa^sung|des §«,4.. an die ypna g^li;2J3.<2;)iei^.,4a>^ 
tage gewün^cht^ Verjördnung über die Schaffung eines Be§ieryßf()fi^fifi 
(worüber später ein (Jesetz v. ä. Februar 1867 erlassen ;w[urd€(,,.weijC]3i^f 
unten folgt). ^ Endlich ei;schein^ bef dsCr Bestiaim\in^;,!i|p9,.§f. 4v,4w 
Gesetzes d^s zweite Alinea :. (,*^ie bisherige Verpflichtipig^r-. Aufiihigpif 
wird ,aufgQhoDen«) voUkom überflüsrig,. weil bei d^r ^ew.Pf^^^r 
obliegenden EntridituAg jährlicher JProcentualbeiträjgf^, die vfTothwfi^^ 
(iigl^eit solp^ier Yors^chü^se voi^ selbst gänzlich Tjregfä|lti,.p^^^ .^^^fj^^ 
Ist dieses Alinea aus der frütefen, Fassung aes.§,.,4„,in welcher etiji 
einen ^irnit hfttte, stehen gebUeb^^^^ ..,.,, • ,;! ,-•• 

INe AeDdemii^ Aeor Teuldning dieir Begiernngs- Vorlage* im' Wei«:* 
teil Abdatee deei §/10; (iSeastz^« 6;> ist keine glickikhe m^ iil9iiliie&. 
Die tAlratemhimg vod i4^ BeflJawiwmngiBn'deg ^.11. der ßl^nitfgs^ 
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Y^]igp (Qtesetz $. 7.) enthält eine insm^t iinbittlge Bl^la«iw«[ 4(Br 
gpi^tlicbep €teno98eD|achaftoi. V . * 

. Heber die §§.8., 9., 10. und U. des Gesetsiesi ist idoMe Rbsoih 
^res zu bemerkeB. . • 

In §.12. ist die Bedeetomg dermit der Yerrieiiitaiiig, des Gottes-* 
die]^^ verbimdeqen Erfordernisse und loit der Befitt^nilg der Eirt- 
fdiendieoier yerbnndenen Auslagen ausgeinitteü Ancb hier, iat smr 
so viel klar, dass diese Bedeckung zufolge des bezogenen Gesetzes^ 
Paragraphen nicht den Beligionsfond trifPt und zur Aufbringung der- 
selben der Patron nicht in Anspruch zu nehmeü ist. Diese Auslagen 
soÜen inmächst von den durch eiiien besonderen Titel '4azu VeirpÖich- 
teten und aus deih KirchenvermOgen üjid bei Unzulänglichkeit dieser 
QtteUen von den Pfarrlingen bestritten werden, und ist die Umlage 
at^ die Eingepfarrten nn,Gh Massgabe 'der von ctenselbien im Pfarr- 
4|>rengel entrichteten directen Steuern! zu bewerkstelligeh! '^ Dabei 
bleibt es fraglich, ob den Pfarrlingen öder Eingepfärrten auch Ifene 
(bflfeitliche Ponde, Gesellschaften, Gutsbesitzer) beizi;zäjilen sind^ die 
fii driem katholischen Pfarrsprengel ein unbewegliches Eigentbum 
besitzen, abfer in diesem Sprengel ihren Wohnsitz nicht* habeni Pur 
toiö' Bejahrung dieser Präge scheint §. 8, und' 10.' des Gesetzes zu 
sprechen; 'doch wäre es zu wüiiscben, däss'das Gesetz hierüber -Missr 
verötähänissen nicht Raum gelasöen hätte, wefl es sich offenbar 
lilctit ton selbst versteht, dass solche Besitzer (Jen' J5few5^ei)/arr/ew bei- 
yfezäbri werden. (Vgl. übrigens denpreuss. Mm.-Erl.iin ArchivXY^iß^) 
"'•'' "Vom §; 13.' kn eiithält das Geset? Bestininiungen über den 
Vorgang, Welcher bei der Anordnung und Aüsfiihrühg von Kircheiir 
tiiiä Pfarrbauten einzuhalten ist. Im laufe der Verhandlung ini 
liStadtage stellte der Abgeordnete Kräinski ein'den §. 13. des Com- 
miteibns-Entwurfes und 15. der Regierungs-Vorlagq im Princip alte- 
ttrjihdös Amendement und beantragte, dass' in jed^ef Pfarre ohne 
ÄöEcksicht' auf den Umstand; ob' zu derselben nur eii\e oder mehrere 
€fera^indeii geliören, überhaupt für alle die Herstellung neuer und die 
llÖialttmg bestehender Kirchen und Pfiirrbaulichlieiten betreffenden 
Angelögenheiten, sowie zui* Besorgung der'CohcurrWzangelegehheiteh 
eiii atis fönf ' liitgliedern zusammengesetztes Cömitö — analog dem, 
taut dösKirchen-Concurrenzgesetzes für Krain (s. ArcTiw'ilT, S. i^i *f-) 
fetnztiöetieiiden Öaükusscbtisse gebildet w^^ ^ !" ' 

Der Eegierungs-Commissär mächte auf den wesentlicten tfhter- 
spHi^ Ew^chen den is äex Begienmgs-riiiiA (hnnriiiwifenst^Vorlage 
eDllhalj^^en uuid der vom Ahgeordfietto EraiüBki; pföponirtenr Be^ 
ati]aa|im|]g:beEfiglieh.^e8 Kircfaenoeneunreiz-rOömi^Js MMeiksiAi nüA 
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tob iiasbasoodiBiie faervto, date lauft §. 13. (15. der £eEgkraiig)3-Vor- 
lagß) dieses OoMitf nur in dem Ealle, dass mehoßire Gmi^MidM Q&i 
ßiitageiKieto zb einer. PfaireeMeumim, und bloe fBac die €diitnirräia* 
aj^k^enlieitoi dietor mefarbüeli Gemekiden imd ömfasigpdMete msg^ 
eelat WeideJQi a6iM, det Antrag KraSndd'a dag^gmlüc jeie Pihm 
äbetbatipt idie iEinietzting eibes solchan GotniU's in Aogsiolit neboe 
oitd in dneeo WiikiuigskreiB sdle;, die HwsMlvBig n^er «od 4t6 
fijte^Bftg: beetebendAr J^iix^n^ iu^ Pfiurbaiilkktwit^ i>eMlbfiid«ii 
AngelegeBbeiten wibJBsielle^ daber deÄiielbm eine !I%tttiflE^ nu 
weise^ ideteii Nonsäni^ mobt de» fiegeiistnd des toirUegend^n Ge- 
setzes bädta könne^. aondernf einer beeKmdercoi ?oylage MüMr^di» &i^ 
gdago]^ -dttii Visrfiedtrens. bei i^nr«! und £ifQlieB4)oaoiBMne«Veirhand- 
kingea irorbtiialüen irerddn s^te. Niiditsdeskoironlger. i^^ 
AiAriig Kj^unakfe. aaigeoonnBio, und es ^gnib sidi not BMtstdkt äitf 
die bezfigücb 4to Siellnng nnd des Wirkungskreises des CcinMmÄi 
Goimt^^s notMe Aetdernngdie NctiKvrendigkeity diemätof^S^St^flN 
mongen des Commissions- Entwurfes, weiche sieh aof'dftg von* 'däf 
GomiiäsaiBn an i§. 18. (§[. 1& des B^firnngs^BnitwinrliM) 'pro^nirte 
Goniit^ bezagen' mü mit der anstatt des §i 13. des Oo^MrisbidiffiiHiM-^ 
wairfes über Astiafg KiEainski*8 votirten BestaBHEsnng ^ht^tanAi^ 
verMiiUurt; werdoi- tonnten, ebtspk-eebiend umznändertt «nd an lio^ 
diftciren. <' /'..;'• - . <. i-^i •< t 'i 

Diese Modification wurde von der Landtags*€(>aftmisBion^' dntäl 
Inftevventito des B^rungs-^Conudissftra beweritstc^gt^ wiib^i der 
Wirkungskreis und die Sänrichtung des Gomii^'s, Sowie die ^dtereuf 
BestimiBiingeii deS'Eircheneoneun'enz-Gesetxes d^far KrainsanotioM: 
nirten EiroUendqncitirrenz-Oesetze Tem a&. Joli^ 1863 -(§.18. 14^01 
[jirdMo XII, 8. ! ^3.]« wonaoh ffie Judieatur aber idie ganze* Oeneu)^'^ 
rcinzverfaazittang ih den Hftnden der pditisehen Behörden liegi^ tist^ 
Mfiänen wurden. Die derart modificirte Vorlage wurde nachM^UEi^ 
YOn dem Laiidtage ohne Debatte fast einstimmig angenoimnmi. Sä 
soll iaiso in jeder Pfairei ein Gotaditd gebild^ werden^ und nach f ; 14; 
des Gesetzes hat. das Gomitä beüfinfig dieselben Funetl^itön zu ttb«nv 
wirfiche in anderen deutscfa^^lavischen Kronländem den Eirchen^Ver-^ 
nvi^geneverwaltimgen ^ngerfinmt sind^ Solche Verwaltungen bestehe«^ 
nämlich in Galizien nicht, weil dort ein gesondertes Kiroke!i?iü^5gen( 
nicht vorhanden ist. 'Dass der 'gaUzische Laindtäg ein ^it solchen 
Sunetixmen; betrautes Cknnit^ woUl^, ergibt sich daraus, dass dieses 
Comitd als^ ein in steter WirksäMkeit stehendes Organ 1^ den 
Landtagsvmrhandlubgen mitonter mit dem ^m^ i^Kircheflmif$i(^W 
betfeiehneiiWto^de;' ' '''- ^-••:i-'-:-^ /- '^--'' --/a! 
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ObMhM Bon das Gesfdtz i& temeltot and materieSir Btndiil]^ 
ton namkallen Oebmchen aiefat frei ist^ so trvtg das Ifioistmiitii den* 
aodi laitf die ■kai8€fliclie Saiidvm desselboB an, ireil dariinrch den 
Filmiea nudsoinii Baoh den MkD(tMcbe& Fonden eiM weseni&iie 
firiieiohtarong ftier Lasten zh TheQ wird* Und die in dem Qeseiie 
MtMtenen Bftlrten nnd UnbiUqrkeiten g^en die kiiehliohen:Pfrfi]i&* 
«fr and geisUicbeoi Oraeasensehafken waTen Uieils vom* sogenannten 
Uteikaka JCtgliedem des Landtags' beaniragfi, thsils ebne Sias^nche 
dm iiii Landtage «nweseaden BischfiiBsam Beschinsse erhoben. 
>.'i .'Mit deib'Yorschlail«' des biBsproclienen Oeselras erhob :der ga* 
üriBclm Ittntttag gleich folgende zwei Antdige zom Besdilhisse: 

... 1, .die kaisedicbe Begisrnng anfstifbirdert], in dbr nftchstisn Laiad*- 
tafsyetaammlang eine CteMtzesvorlage- betreffiond diio Miug eines 
Be^erfefoidtti snir Bestreitiing d6r Kosten der HersteiUnng und Esh 
haitoif (de? Kirchen« und Pirfindengebände einsabringen, weiehor in 
j^der kath^istiten Pfanredee Landes dnroh jiUriiehe Beiträge aller 
Ffimdinge gisbiMet worden sette ; 

■.:.. ^4 die kaisevUfChe Begierong zn einclr Yerfflgong m Temudasnn« 
ni«b-wetefa^ 4eii kirchlichen Pfrfindnem sar Bestreituig der durch 
dia Kirdhdneipkonunen mdit bedeckten 'Kii€h»anshigen . (für die 
EinehsndienersdoH; nnd für dje Sirehenerfocdemissel^ ein Jibrliriier 
Panschalbetrag von 100 fl. (for Kirchen rit. lat.) und von 50 fl. (fiip 
Kireben nt ratheBi) aas dem Beügiontfonde onigeirissQli weide. 

Da . nim ab&r dier galizische Betigionsfond mit >einidm die Snmmä 
Ton eintr hieben MilHon nbersehreitenden ZnschoBse ans dem Staats» 
sebatze snbi^^tiDiiirt. werden inuss, so konnte von der üebemabaie der 
dmeh das Eii^heneisihDmmea oder soderivteitig Yecpflichit^ien nicht 
bedsQkten.KbrQlMMiisl&gen anf dto Befigiontfond um so. weniger die 
Bede sein^ als ein haltbarer Gtrand für diese nene BebistaiBg des g»« 
nM&tim Eottdes sieh nicht geltend machen lässt, die den einaelneii 
PAirrgemeinden durch die Bestreitung' der erwihnten Ao^a^ett^ m^ 
gDbendd Last ist SAeb nicht bddeotead^ w^end sie( fot d^n Beligions* 
(Q»d^ beikkate^weA»^ dem Staatsschaitz bei dmr grossen Zahl ?en 
^DtkiicSien in äalinen sehr dräofcend widr^nirirde. Bs wnrde da-« 
bwl naeh dem Antrage des Hinisteriiuns dieffiear Wonsoh des Landtages 
?oin. Kaisenxicbt' bewilligt 

i i! iDei; Antrag des Lamdtags in Betteff det Hersteilungiaines Be^ 
s<«¥0lDnds'fur die Tragung' der KiiH^henbiattlaät wurde dägi^pm auch 
¥<m desi Ministerium als zwectonässig befunden, und. bis auf :diese^ 
Yi^6jse,^ 9^ 4 4esgaliä8oben ]iancbeaQiknourEenzr'3esetz6s sur wortr 
getreuen Ausfuhrung gelangen könne, sollte es nach-Antmgf' ddsrjftfi- 
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iiisterlaind .den Stotthftltern anheimgestdlt werden;: im ElnyMlehmen 
ndtdan bischöflichen Oifdinariaten die einet weilige Art uad Wdee 
der Aufbewahrung and Verwaltung der erwftknteii Baübdtcige a»» 
zuordnen. Indem der Kaiser das vom galizischen Landtage besehfaM^ 
sene KiiH^encMcnrren^Gesetz dem Antrage des Ministemms gemftss 
8wotijcfnirt0; beattfbragteier zugleich das Miüisiaium^ einie Begienmgst 
Vorlage eines Gesetzes wegen Bildung von Reservefoiidto «ur Bef 
streitung der kathoUsehen Kiroheilfeaiilast ihm; dem Kaiser^ aar Oe- 
MbmigUBg Yoirolegeti. ]>ie in diesw letzteren OMticht entworfene 
fiegiierangs- Vorlage wurde vom galizischen Landtage in den Sitaangen 
Y€m 23. und 88^ December 18Ö6 in Verhandfaing genonaanea ulid. ee 
wurden in der Begierungs- Vorlage vom Landtage • aoader mBlbltecdt 
nuwese^tli^diea stylistischen Aendeningea anch einige pnfliipiflKe Ab- 
Wjeichong^.beschlosBent und zwar insbesondere: in den Artikdn QLi 
IV. und VI. Diese aus unseren Noten zu den betreffenden Aortikabl 
des betü^eSenden Gesetzes zu ersehenden Abllndmtngen hatten aber 
nur den Zweck, der im Landtage hervorgehobenen nunderen .Wohlf 
habenb^t der beitragspflichtigen Bevölkerung und den besonderen 
LandesverhSltniss^ in ausgiebigerer Weise Rechnung zu tragen« 
Unter dem i. Febraar erfolgte daher die kaiserllohe Saiictm 4#l 
Gesetzes^ welches hier folgt. 

Gesetz vom 2. Februar 1867, 

wirksam fOr das Königreicb Galizien und Lodomerien saromt dem Grossberzog- 

thom Krakao, 
bettefl^nd die Bildung eines Reservefonds in Jeder Pfarre des katbolischen Glaii- 
bensbiäk^nMtitMes Pit Bestreiiang der Asslageii ' bei N^uMMteM mtd Httaptrepiffi* 

tnren der lireben* and FDuvgcMiiie. 

(4u» dem liBQ^irQe»«*«* und VeroitdfiiingsUAtt fiir du Koniinieh QaUsien und Lo- 

domerien sammt dem Grosslierzogthain Krakau. Jahrgang 1867. Ana^^eben und 

versendet am 29. März 1867. ü, Stück. Seite 9 f.) 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Königreichs Galizien und 
Lodomerien sammt dem Grossherzogthum Krakau finde ich zu verr 
ordnen wie folgt: 

Art 1. In jeder Pfarre des kath<^schen GlaubensbekenntntoseB 
hat ein Pfarr-Beserve-Fond zur Bestreitung der Auslagen bei Neu- 
bauten und Hauptreparaturen der Kirchen- und Pfarrjgebäude zu be- 
stehen, wenn diese Auslagen in den bestehenden u^ sichjergestiejiltaa 
Fooiden oder quellen Yerpfliohtungen keine v^dlatändige Bedackmig 
flndem 

Art. 2. Der Reservefond wird, aus Beiträgßu gebildet, w^lchie 
von den Pfarrlingen för jeden Bitus abgesondert entr^tet ^rd^R. . 



980 'll<^>Mf,]|>to4Hriiltii^ttiHf4»rari*iti^ 

t" f :^rt. (8 :<). Don Pfktrrbeitng hat jeder PfbrHiiigv'^hti«» Unter* 
MdiiM des: OMchleobtes Yom vtilstreeltten 1;6( big ssofm r^Dstoeckleii 
&& Lebensjahre im jftbriichen Bekrage Ten zahn'iSreiiKeni Ksterr. 
W&hr. Ei entridiMn. : ^ v 

: 'f^' niehteigenb^^eobtigterPersoiien sinet iihre'g«setsslfcheil Vier«- 
tretor, fftt die im Gesinde -^Vetbandi^ sidtendetf ihre- IKl»i0ttierre& 
refenturortlieli- ..•...•.:.; 

-' ' -Axt'.'i^)/ Die ATOien efttrieliten k^ine Bfiirrbd^ge; i ' 

• Att 5. Die ■ Pfimrbeiiräge^ sind: aU^rlieh diireh jeae' Organe 
euumbrf^n, welche, die Einhebung der <3«ldlei0tiimgen fSh^^ttVeiiide- 
ameek» in diir Gemende besorgen (§.87. desGetneinäeged^tseB Vom 
I2l' Aiig«st '1866); > .'•.••!.-• 

-*'"^ i)ie: Beiträge fltnd nach Miesgabe irie ei^ eüifli^MSenfhi meiner 
St^bircMüsse , tfder in > bitter der itb Land^ beetiehenden Greditoastön an- 
fiäleg>ea. • ' • ..- i- :.:/....' . 

* Ari &3). Der Bes^rvefond dart Insoweit znr Bestiidäxing der 
fi[^ten ddr Neabanten und Hanptreparätaren ^ Kirchen- a\id Pfitn- 
dengebftoden in der beirrenden (Pfarre in Anspruch genommen wer*. 
dM, als die in den g§. 1. bis einsehliesslioh 7. des Kirdiencon^rrenz* 
Oteetzes vom 15. Angnst 1866 beceiohneten Mittel nicht ansrelcheo. 

Art. 7. Die Entrichtung des Pfarrfteitsags« hört »öf, wenn der 
Beservefond die Höhe der Hälfte derjenigen f^ den Neubau der 
Kirchen- und Pfarrgebaude erforderlichen Kosten erreicht, welche im 
Öriinde des §. 8. des kirchejaconcur^e»^- Gesetzes vom 15. August 
^86ß,di^ Pfarrlinge zu beirichtigen verpflichtet sind. Per. erschöpfte 
odfir wrwii^d^rte.ßeeierveifoüd ist vpn Neuem duic^jarneu^ten Plurr* 
beitrag zu gründen,' baririiaiigsweise ro«iPgftnzeD:{i< 

Art. 8. Das im Sinne des §.13. des KirchenConeurrenz- Ge- 
setzes gebildete Pfarr-Comitö verwaltet den Reservefond in Qemäss- 



1) Im RegieraDgsr Entwürfe lautete Art. 3,: Den Pfarrbeitrag hat jeder 
Pfarrliiig ohne Unterschied dies Geschlechtes vom vollstreckten 16. bis zam voU- 
streckten 60. Lebensjahre im jährlichen, dem Durchschnittslohne ein^s tiandärbelts- 
tp8^ in der Pfarre gleUhltomhienden Bjetnge au entrioWieoi ' .< 
. ( / Z) Art. 4. lautete iqi Regiaruogs-Entwnrf : , ^rbeUsuaafpMge Aipe ept* 
richten keinen Pfarrbeitrag." 

'S) Hiernach soll der Reservefonä nur dazu durch Beiträge der Einge- 
MÄrrtei gebildet wferden, um'ihrten di^ Leistung desselben zu ei^lelchtem, was 
ll|tt«i»ttiMi'(» 8; dea'KireieDcattoQrft^tizvGfeMt^^ wlbretid «ach 

den Bestimmungen der Regierungs- Vorlage diesel* Reservefond auch dem PfMuit 
ner . und den^ f atron zu Qute; kommen sollte. . Diesei: |end?rung. entsprechend 
Ist' auch der $. t. des Gesetzes vom Landtage anders als iii der Regierungs-Vor- 
lage -(il^J 5".) tÄ«i«. • ' ••* •''■••" • •• = „.:.•..■'•. .•:...'! 



hm 4^T'^'i/tfiii^h''Bekim^ den 

Art. 9. Beschwerden oder Becurse gegen BeschlCuMi«d«L>r^to^ 
ifaiM's.äslid^lilBMilHikfli^^^^ flitMhsid€(t!4w 9f#tische 

B9Bbktt)diöM&:- ' ■-[ . ;..■••.• i - .-4 ••..!'.;»...!.■.... •- •». ^H :•* •!♦ 
ii. •Jütt IQi iMein.BfäaftlfaiiiiMtervwiJOli^^^ 

soe^/GreMftzeB«1naiiftrag|lL"' • •:■' /• r. ."..im-. •/ .«. .i-Jr ^f..; j.-.h 

■-liT^WfieBv ain:i2;;'JB'aiiniaitM867.' nn^l m, - U ^iMk 

. .rjj f : . '/ : Berijhard,B#er i^on^^Me^xier^f»^ p. ., 

' ' U^ber das roin gaHife^^eri Ländtagö am 96. Api511866riiie+ 
schlossene Gesetz betreffend die Assecuranß der kai^UacbeiiiPIni» 
tmd Eirctaeiig6bttiidb,H8chwdbten zu Akift&g Am i%h^\9^^ Ver- 
hattdiun^B noeb. Das Finaiizminisferium hatte gegen die Samt^ 
nirahgf diesem Gesetzes SiBirefndüng«i0ilwbeiiL:^ H 

• 'iWip b^feti fea :M'mfe<?'(X!Vfi5 264^^^ AWdeijungen 

hervor, welche der'j^&lteiteiAe'LMdl»^ ik-älepglteMg mnilft^OfdaliMt 
lAMaiiidem Einsfaen^and^^äe^ und 

wortdn tiäd. inwdefeili idib^ntirige deälltfoitigsi^i^^ 
Sahetitmv moebtt-etihiolhBRi üii^-dM : äüzvogeniiiiomt 10*: wd üZy J^m^mn 
ber 1866 kam der scblesische Landta{l|iMati£l<dki> Sftdi^ i^rflfi)^ Hnd 
selußdi m )m%\i^9!&»\ jene .Be84riPQW)DgfWi 'W^k /veb^e dj^F^ AU^böch- 
s^ SwctoOi«;ii».,W^ge;fitanidw. Es ,firf%lgte. dQipw»^ ^i^^kaiwJili^hf 
Sanction für die nachfolgenden GfiSjrijfPf |.,x,„,^ .. t .5; - .. « . n... .: ^ 

,„ , , . FirkW? .fiir^cl^.PerjojgtJ^ui?^ .p.b^r- jf^fl^ilfia^r-Scblfsli^ ,. *. . ^^ , 

betreffend die Aenderong einiger Bestimmongen des Gesetzes vom 15. 'Iifoveinbqr 

1863 Ober die Bestreitung der Kosten der Herstellung und Erhalti|ng der katho- 

üschert^KIrttien- arid WTöntfe^Öbflüdcf, tfantf 'dtf'Btecbiiirriife'iWkfr^benpart- 

• .'.-•> -A-'-i "' witteVlii(ri(lubnf iinfl KrftMtfollsas^i' ^ ri'iui w.< .',/ 

' 'lTeb<$^'- Attttag'-des Udndt^es^Mettiils fiWMg«ltOlUs> StUlesM 

finde Ich anzuordnen, wie folgt: .\m>\\v\'^ in -^-v 

' ^3>»e Sgl i9^J; 141 'dittdi li».ndeb 'Hiy^iftaiir^<];otMnntfeia^setze8 
i^W^lSi HS&y«filker 1863 Weiden' iiachitibtiad<«l^eitwliM9^ :n 
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QttggnMiiidflQ octer Tli«U« -desaelbeii ^eomMrirw, iwis aa vi^l Müb^ 
gliedern, als OcttfgenuliQdfliii oder IbMle 4ei8e)bm dfr JKirdie zqige^ 
wiesen; oimL •: 

Dhl WaU Urtr in dem Orte, we^ die Sirdie äeh hefindek, iiioh 
den Bestimmungen der Gemeinde- Wahlordnung, jedoch dme Bildiiig 
Ton WaakiSftpetni «Hier' Ldtang einer WaUeommiteion, weUhe aas 
dr^i von den anwesenden Wählern ans ihrer MiMe -^ wAm dem Ver- 
sitze des an Jahren Aeltesten — gew&hlten Ifitgliedam n büstehen 
hat, vorzunehmen und das Bigebakls der {lolitischen Bezirksbehörde, 
sowie dem IHndesaüssehiisBe anzuzeigen 

D!e !Bfitglieder des Goittlt^, welche mittelst absoluter Stimmen- 
mehrheit der bei der Wähl dich betheiligenden Wahlberechtigten 
auf die Dauer von sechs 3Arm zu wfthlen sind, haben ihr Geschäft 
untotgdtlibh to tersehen. F4r die faiemM^ verbondenen Auslagen 
wndlhiienEcsatB geleistet 

Wahlberechtigt und wahlbar sind alle jene Katholiken der dn* 
gepfiütten Ortsgemeinden oder Theile derselben, wekhe in denselben 
nach der Gemeinde- Wahkrdmu^ wahlberechtigt und wählbar sind. 

Die Vorbereitung und Anordnung der Wahlen zu dem Conodte 
liegt der poljti?fttel^,^?^0f,4^ \ p^^nz ob.^ , ^, . , ^ ^ , 

' §v U^ Dfis Gowt^ iat fSr die J^rdieneooqarrepffrAngflegen- 
heifaüt das i bewshHeifleilde itndi uberwadieiide Organw 

Dasselbe' httt'den^VoniBchlag lasteustellen und die Jahresfeck*' 
fiuilg tu avledigen, dessen^ BeeehUlsse' Verden doseh absbkte Stimr 
i«idnmehr&4it gefflsikt!,' sind den bethMiigtdn Gkm^den nüzutlteileii 
tmd sbd'fflt ditedtbeii bindend. > 

' •Dtfe von dem Conrft^ auf d!e einzelnen Gemeinden verfheiMien 
Kfa^ifeft- und 'PfWhdeneiHRtfdeTnisöe eiiid von diesen nach den Be- 
stimmungen des §. 11. aufeubringen; 

§. 16. Beschwerden von Seite Sier betheiligten Gemeinden und 
Gemeindegfieder gegen VeriBgungeii des Comitö's gehen aii den Lan- 
äesausschuss.' ' ' 

: . ., BesRgUqh 4fir,.J?4st!iZiu;Benifi^ Aufsijubts^CH^htes d^ Staats- 
verwaltung über iM^iG(miiA4 daiin>der;AaA98U«g des letzteren gel- 
te», die- Beflll»ii)«wglü <torHfi§. da« 91., ,92. ,jmäf 9e..der Ge- 
meindeordnung. > : ( . , 

r DJai Bentfniigeii J^inüebier (iemei|id(igUeder sind bei dem Ge- 
meindevorstaMiebmj^^JMrm!^ mi^fiit'mmt mmiM^^ßmmg 



-•^•i- ..n •■.•$? -i .//! .. •. JfirilHk»'/oWf'Itf.^'Pi''''' ■' ■•• ■' •'• ' ^ '»» :•'''*"'" 

, ,, . ^) Gesetjg vom 1&, Januar 1867. y 

wirksam für d^s Herzogtham Ober-, uncJ.I^ieder-ScWesien, 
bett^ff^tf dit XendeYuHg^ ertfgfef Bwnnundrifeeri'^dös'G^selzeJr toM'l5. KtJtWnifiHr 
I809rob^ dIntigMttilptfmiM Md ««f'KoMMiM^irtAlaiir ^ dk« l/4eaWtien der 

t >>(> Q^teifi tAntff^ iM aLanAtages/MiiiM ^Ab(^ 

mbiBs. ffAm 15y NoTtdtübfec lS68i wertoi atlf oiiMsiifi^^ WtaatidM^ 

ffoSBAGnt:!' ^ "* •! > > 1*' • . "..; .•■.-"••'/ .'«.'il. .•, - »ii -njfr. 

demselben yerbondenen Rechte <iB^'iiiiii8idiidiIdMßfilBieataA^ 
zaw(ä»haldi^nMe'iHai»ir<'dm dttraber .iiflBteheiiieii' B«6ti]ittiaBi|to auf 

3}heiMn datsübf dl zugin^im^ mä^ > auf diese)iiidkreste<6ameÜMhtf bM 

§. 11. In Gemeinden von verschiedener . iodBfefaopiii^HnliBciiiiif 

8QM«ri«iiScMleil^ bijsMieav AM ifo^ 

tEOoato!Y.(#iuriieM&t&MdiU^'!tti'.]eon(4^ inridQr'«llftfl«iBffiMdAo)m^ 
berechtigten G«niiiuideg)Mbani dlBr:.t«|iag]MiMf;€l(»aA^^ 
8o]itdQomit<'>äu3i: • -'v..-: •/ -i .:> 'i .r.; :i .. '.^in.M. .^-.{i -.-.id 

t > DAaato^ ComiU^ kflii dl» Innf Idttg^cdrä'fsiii-Mstfil^ M 

anch zuglffltf»^.<lM OtmmrretiBlAngeUgeitMt^aiiiimß]^ 
beöorgunj!-.. .f^ a'W-.'I .. •: .- : ... / ! ,•:: •. '.r' ,.,:•.../ -.iM ^ 

. t Wo.iatferibbaf^bh:^ Ftittonats ^isitfiiigenM l^^id^tiiMdr yim 
liegt, kann eine Aenderung in der Ausübung des diesfällJ|;e]t!\BiiNltttQf 
nof. ilK«Idl8)if/Bäie»iiiIiAeriail»)i«^ 'm^dhud) Ali Itethc^igten 
stattfinden. i. •. .o -.;..•.?;.,.. •.<.;! s.trr «»;>.'. .»,'y<.iJi;M^.».f •'{;)'> 

(i fif.aa. JBidd^eiiitt^ Sehnte tm^i^veitdvtlig^ 
derselben zugewiesen , so ist von den in diesen OrJh^pinAKlra i^Mbt 
l^i)^iteafä<vsftt>c»fv)!äilb^ Falle 

aWr/ üb dieifi«rtlteMi«^fiiio«* iO^^ ÜMKlebidtrs^iMt 

yerschied^ner Gonfession ist<, und wenn für die veOMihMdnMdKlMfc 



IM ..iV(trim§f^llMliämti\mmia^^ 



gememden oder Theilen derselben waUkiiiMMiigA^ 
der bezüglichen Gonfession ein GomiM^ -^ fittilenf Wekhe» zut Aqb- 
fibnng der mit dem Scbnlpaisronnto^VadNUilSenen Bedite nnd nament- 
lich des Pri^jilatifti^etfhtas zmn Schuldienste (§. 10.) sowohl, als 
auch zur Besoldung der. S^iüooaourrenz-Angelegenheiten (nach An- 
leitung dw ^ 7. iind)a> bMtiiluiit ist. 

Dieses Comit^ biestdit aps fünf, und wen^ mehr als ftnf Orts- 
gemeinden oder ^eUe'4erselben coheurrirea, aus so viel Mitgliedern,, 
%l^..Q^^^^469»0jIe^ ^heile dejselben der gcbul^f]agQyFi^«e^Jw 
!). Um WaU, iit gi^ ,:»> tceSem dass.ui dMseftConut^i.ivaa: jeder 
concurrenzpflichtigen Gemeinde misdeiitens ein Mitglied gew&hlt werde. 
fl >. Die WaUiiiaiNiiiideMiOltevWO die Schiaejm!faiJ)efiBd^ nach 
den Bestimmungen der Oemeinde-WaUördmuig, jidodi>rohaei<Bildtuig 
¥m Wahtk^Mt^em mitte Iieitiag emejT iWaUcoititnisaibnr.iweMhe aus 
diei T^m den anmsenden Wähkni aus ihtec Mitte -^ u&terdem ¥<»- 
sitze des an Jahren Aeltesten — gewählten Mitgliedern zu: be^kehra 
horit, 'verssnehmen tun4t das firgebnisa d^i^ piolitischen^ Bezirbsbehörde, 
sohmdem LandeAusSehasseaiiBiizeigen. 

SiB' Motg^titder des €<«iite*s sind mittelst absoluter Stimmn- 
mMirlMik der bei der Waid sich betiieitigendeii Wiakibenbhiigteii auf 
^ Duer V0n' seeln Jahre» zu w&hlisn^^ und Jmbinisihf Gesefaäftrun^ 
entgeltlich zu versehen. Für die hiemit verbunieiien Alttria^n wii^d 
ähMriiBnfiitBPgdeiatet.- •:• i' < 

V WAUlMurjiuOeitiaiSmitgliedArn sind^^^^^^ 
r«ciltigienv insciBinie sia die Mgenschaften<dtet §i 9i to Oeittehide* 
VfaMoidMQig befi&feten, und amen die<Be8kUnnling«B ite|§^19. und 
11. der 0eRMiaNi9^WaUdrdhmig nicht «ntge^nstsh«!. 

Diese Bestimmungen in Betreff der Wählbarkeit^ der Vornfalnne 
M Wahl^i der WaU|»enode und der unentgdttiiiäion: Gesekftftsbesor- 
gang Ukbet anciifte das'lm §. 111 eiiAfante^Co^ 

Die Vorbereitung und Anordnung der Wahlen zu den in £e« 
siiur ted dMn §; lli normirten Comtti$*ii Kej^ dcfr pdttiscUen Behörde 
!;-Iiuittn»'Olir ■ ■•• 

r t; : §. • 18; Düs Qo(MU ist flr die SdMdeoJociinwinH^ttg^ae^enfaeiteB 
das beschliessende und überwachende Organ. 
' ii : iDassdbe Mi ^m VotttnscfaU«' festedstelien^urid idie «EArterech- 
ithgzuevMqpattv'! 

''^1> M Besäen BesoUAsse worden duidi absolntä GHinmMtoefalrhBit gck 
«ntt^sind Mi belhefligton Otiiiifitadett^mjtartMQm sind für 



Scliles. Gesetz iiH|i>'tt>.<J<niMllittMiliMMtifniWift'flairtiMW^ ümtit. 

Die von dem Gomit^ auf die einzelnen Gemeinden nmg^riegten 
Sf^«l^<^fpiiWi$.isindl v(}nrf^^ rmhl^^l ^t^mm^^ §•!»; 
aufzubringen. , : i:: 

§.1^. Besc))werden von Seite der bet^eiligten ,Ge|neinden 
und <^emeinÄeglieäer gegeV ^JBilugiuagßQ '4es Öomi^s gehen an den 
Lande^^usscliqss. ., ., . ^ ,;; 

Bezeuch der :E*nat zur Berufong ^ Aufaiebtsreciites dßj 
Staätsyer^a^tung üb^r das Comitä, da^n der, Auflösung des letssterei^ 
gelten 4ieBestifpmi^ngjei^ der §§. 90,, 91,, 92. ijn^ 96, cjer Öejj^eipjji«^ 
Ordnung. ","".,.._■ .\ •!.•....' , /,./.,: .../'.'"/' 

Die Beruifungen einzelner Gemeindeglieder sind t>ei dem Ge- 
BaiinAevwrtaiide<i!2iLiitt0nreiclMir^ iV«Miifer'«eJiiiiit «etaM Alu^erang 
abf'MMti ObMnn^deAi^'GQiiiitii^ ivi^ w^ÜtoreÄ IkbegMIMn)^'' an' *m 
Landesausschiisö JKÜ flb^i*Töittehi hat. ' '' ' ' M " "■''''' ' • ^«-^ 

• ' ' Auf AlleAö<aittte ABf*iti«igi? '' 

BernhardJiitler>tOB»<]i]e7i0r!'im. ip. 

! • M .' •. M . . .... . . . . ;l Uli'-*«'/-. 
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in Oesterreich. *' i . • 

.Von br. Tbeodör l^achma'nn, ö. o. t^rofessor der Üechte apller k. k., 

"••■• ^••' '•■•■ • ünfversiitat za Wien/ *' "• "' '''""' -*'''»"• 

Wie aus den ^öffentlichen Blättern zu entnehmeö' Ist, Wird die 
St'ellungj der Kirchs in Oesterrei6li immfer 1)e(ienkHch6t! ' WöM noch 
*lor Etlfedigung 'der tief einschneidenden' S*rägen über Civilehe und 
Ttennüiig der Schule^voü der Kivche, toinmt" man auch an das Kir- 
chenveripögen *). Dieses in guter oder doch scheinbar guter Maiiier 



\'i i . I)( Ufa )eUrt fetstorbfBer. ii6liei«r nüMl '<«tan«lchlfitli«r>.IMni«r 

Aufzeicbnang über den Stand des Kirchenvftrm|l>|3;^s.,ip Q^s^rejc)}; . , 
l>\e katholUche Kirche in Oesierveich iesxizt , , 
1. ein actives Vermögen, dessen Verwaltung uiitef'trdtitrol^ iü Staats ihr zu- 
steht, tn Gütern, Hftasem,!Gf^hdMMienvMM^ictionen, SUatspapieren , Pri- 

vatcapitali0n.cii;.ibeatt]sekid;tvon S04,447,917 fl. 

mit j^l^ü J^^fiv^l)|iHl^.H9Q!:./ . / 10,218,508 fl,*) 

Ausgaben 



.... 20,290,978 11. 
.... 16,933,536 fl. 

Ueberschuss S,S57,442 fl. 



*) Damnter steoken jedceh miodestens 6,268,798 fl. Vennögen latherischer and 
calvinischer Bethäiuer und der nicht unirten Griechen. Unter den Einnahmen min- 
dettena 355,164 fl., unter den Ausgehen 108,739 fl. 

An Vermögen besitzen nämlich: 

Lutherisches Beihaus in Wien 158,125 fl. 

CalTinisches „ „ „ 99,168 fl. 

Lutherische Bethäuser in Steiermark 1,655 fl. 

Summa 258,948 fl. 

Beligionsfonds der nicht unirten Griechen in der Bukowina .... 6.003,780 fl. 

Summa 6,262,728 fl. 
An Einnahmen besitien: 

Lutherisches Bethaus in V^ien 13,211 fl. 

Calvinisches „ ^ ^ 6,229 fl. 

Lutherische Bethäuser in Steiermark 3,484 fl. 

Summa 22,924 fl. 

Beligionsfonds der nicht unirten Griechen in der Bukowina .... 332,240 fl. 

Summa 355,164 fl. 
An Ausgaben hesitxen: 

Lutherisches Bethaus in Wien 10,723 fl. 

Calvinisches „ „ „ 5,361 fl. 

Lutherische Bethäuser in Steiermark 2,896 fl. 

Summa 18,980 fl. 

Beligionsfonds der nicht unirten Griechen in der Bukowina .... 89,759 fl. 

Summa 106,739 fl. 
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fSr den Staat zu gewinnen, daniii liegt toiMr^lr libimieii Üj^giiii fabei 
mehr, alfi an der dnreh eiVillegislaKte Formen gede^kim-Mög^hkeit^ 
mit Hintansetzung aller kirchtichen Forderungen heitalhen zu düMon, 
und als an der Selbstständigkeit UMOrer Eleibeiitar^i imd Mitbe)«- 
sckulen, zumal unsere ünirerflitfttm im WeBOHtlieUen'b^Rp^its alle« 
confessionellen Charakters entkleidet siftd. Wenn nur erst der Li^ 
beralismufi auf religiösem Gebiete tiefere Wuraefo gesebUgen 'hatiea 
wird, 'weifür die eohtffirbigen Tagesblatter alle Ausfli^bt gehen« und 
der freiwissenschaftliche 8inn im L^r^rrstande gehörig erstavkfe iat^ 
wofBr ja dooh die bereits emancipirten Hoehscbulen gute dirgsehaft 
gewähren, wird die klerikale Oontrole , der ^Hetoimschufe' atl0aiAuf<r 
Schwunges der Intelligenz,« gar bald Iraralyslrt sein. ^Wb der freie Oeist 
weht uad die i^en ihm erfüllten Stadt- nnd Dorf^lehter auf atitolioiiM^ 



der zur Zahlung des Passivstandes verwendet wird. Von den Elnnahinen 

werden bestritten die ferfaaitungr der WelCgelstllclilieit/ nfti4' ^tt yhtMisetm* 

' tosen Kiester, sowie die InstciMUMltonir oad KefriüutSD der kiiclilidiei\'6«f 

• liittde; / .. ' . , |.-.. . 

2. ein aomipelies Vermögen, d^n «ogemuipten J^€^ßlffl^sfpnc^f^ av^ df^iifiptern 

der opt^r den Kaiser Josepli Leopold ai|d Franz aafgebobene^ KlOster and 

Stifte entstanden. Ein Theil der Güter', der' wegen scMechtet' Verwi^tttrii^ 

Wenig Eintrug, worde «fifcr denh WeHlie verftii^§<<rt,'di^1CAal^etder «u StiMts^ 

zWitdLtti verwefidH,'aAd spi<«r diirdi;BtttatsfNipt8re toi^ stbkkli^ Ciitfl^^rtf 

.. .geiÜcKI. . . ••; ,. .-. ... ..;r.., •.' 

9er Relifionsfonds t^etrlgt 67,424^ tfl<L in^QterO; $taat8-(j^l)liga^iönen, 
Pciyatcapitaiien ete. qnter Verwaltung des Staats. ^ ! ^ 

Die (variirenden) Einnahmen beiragen '. .' '..';' : . ' ' ^fiffil^b 'il "- 
„ „ Ausgaben ' „ . ' . . i,tt^,tST fl: - 

Die ZosehOne dit anter dem Haawn Dataiion^ vain. .Staate gütelsM wev^ 
den mUssert, lKtr#f<Jfl i|i Dt>f*sch|*Mi 0-r7(B|^fl00 ^.Jfhfjü*... i » n 

Von de* Einwbmen uM .Dotlirtpneö.werdjen be^iittep: .^ ^ 

die Beamten zur Verwaltung der Föndsgater, ' ' ' ' . 

die Besoldungen' der auf diesen oder den Patronatsgötiem 'ange^^ttenfietaftetAen', 
die Pensionen derifelben, • ■' ^ :! '^\: t. ••« 

ittB üstaadlialtiug der Gftkrtfilbat.. 

nW.KIrirbe Mans|>raf^ nafib. Art, 90., ft.. d^f qon/for^^ts die nn^ea^ff-; 
lerte aelb^^ttverwaltopg der Kirelie^gater und die Einsicht und Auflebt der 
Bischöfe auf die Verwaltung des Belfgionsfondis , dej wieder, wie voi' Kaiser Jo- 
seph als eine bleibende kircbHcbe Ausstattung vont Staate dir Kfrehe^ zdHIifkgfe^ 
geben werden boH. Zur Brgftlalung des Feilenden IMI de^'^lM«» iiileiliMi^n»dil 
Aoshttife (MAdon) in jabHIcbKU leÜrigfnt^oscIiiemD.i . , .. r / ; . 
pa di^ Begelwf dtese? Frage lu^li d^m.Wortlitffß^dfp (;onf;o]!d^fsi.^d ftejr 
Aoslegi^pg des Epifcopats, bei/der Jetzigen Fjnanzjage Oesterreicbs nicht mb^|ic& 
ist, so wurde die Aufsitzt iind Einislcbt deir Verwaltung des RefigionsiTdiiils den 
BIschOren zugestanden, die erfordeiftche nötiiiioiä''2i^esii;heH, die iMrerert f^H 
demngen der Kir^be Aber veirtAgt. i ' • ü- l'i\ . ,: i.i ii .mI ,| 



IroideAtoirid (jkm^indei^ da.wardoii 41^ ,>^i|wzq«i: 

mid ibre äcUepptriger, die »Jesuiteu in. und ohQe Kottßc g^z verr 
IpeUiehisich i»x StrOmimg wicterset^en. .][Jnd eben.die^Q^ Froiseiw 
?t«mto afieBfallaniiah nocb obae Civilebe ausEokoBimen. Sin4 c(o^b 
0d)on Jdtst Vialei zumal. in grosseren Stftdtea besi^ibeid^n genug ge- 
^^en,. sich >mit dar fraienLiiebe und.der.dmxh. eben das Weqen der^ 
salben varbfitgten .Xrea« m begfiugw und binBichtlicb gi^^s^r Per- 
teoen, die nntinnter sebr nnliebsam, wenngleich genau jaaoh. dem 
jtu nataiae^dein Intereseaoiten YerhättniMa sich beigeiielleA, in 4en 
PatagnfbenrYdn dar A4opf(iiQn und BetiMu^ipt^Legitunatiop Aual^e 
za ilnahea njiud — sa.flnden^. .Während ^q iaa^h ohiie.CiyUeb& uud 
iHiter dar.ldi^bUidien ScküU^BOii^.noch zu .^eben w&re, .gibt egi.mei'- 
imdifiiFortaehiittter, g«W]aae^biBiei2zen;,.die imii.iwhl^ läfig^r ipc^ 
gen, oder doch ohne Hilfe vom Eirchenvermögen nicht los werden 
]^ip^ jpie österreichischen Staatsschulden haben eine, ^norme Höhe 
«fr6icbt4. ^e si^d der &f:cbtbare Alp, der auf .un^reni ^cialen, Le- 
beUf mmd aeit dami gaiN^eMnen.AAaglaidi. mit Ungarn, iaaten.wird, 
den wir aus eigener Kraft nicht abzuwälzen vermögen und -dam* wir 
unterliegen möäsen, Venu "iiiis tticlit' ^iäe'aüdserötdfentfiche Hilft zu 
Gute Jtö^iWjt..,^ Woher abei^^gjolt diese Hillfek^^ 
Erage,. ii^.miii. lapg(»r ';5/^;,^^<w,z» j^e^ t^es^en. gphiör.t,..4- ^• 
jeAw'^gV'-'<>bai^AflitwaDtf'aii'<6Dhal^ .wiedeBkahitiiiiod! nun.ga0\eine 
brennende geworden ist, seit wir unseren ungarischen BeidhahMdem 
— Sit' venia vörlbis — ^e|enu(]f4t; ad^ -'AfleinzahW* göltiiä?' sbtfen. Un- 
sei^ j^(f(|i^eflpraft ist ohnehin zu sehr angespannt, .von unseren Sliaats- 
domäne«, i)9Jk nichts ^u hoffen, unser Credit, jist /tief gesunken, alle 
üfffrmh^ FmanaqwUeiiv ""^^^ .daMnnuui in* «ijrstasiOMK Qaukelei 
unsere Grossstaats^Mkelt ' dikrolr J<Mitlialartikel be^^^ hat; '"sind 
trotz der grössten Mflhen'ttnsöriir'Tlhanclerfi Weder ^^^ viel 

?!Tö)PWW.p?fl|fn,?t..59rdea;.va^,..b^^^ dfesen,Üinst^ndei^ zu 

unserer Erholung und Erneuerung übrig? Wir m$ssfan,<^l^» ßi^ v^m 
auf der ganzen Linie des Liberalismus, «ntweder.^fiufj zahlmtgaiiBfthi^ 
ertasten,'' odCTkd'''«ftTn^ Efrclfenft!rai9^(*!' i^ftn; = Daö'Brtte'^ollen 
'yjrir nic^t,' gönnen 'e^ ohne Öle grpMe 'Ööf^ht^) ',Vi6 iäi Tnnefti 

8f^ ;Vftfl,vAi}pS^ -.bßr.,.- ijic*l^,/tüun;' daft Z;yireite. Icönnen jir ;gefalirlos 
tituny.fwanna mfi^diteii wir.eAiQiobt woUan<?. Ii)ie>.>3e^l^en^ 4ei.. dan 
gegen von der reactioiAitiil iiltnmräliMnen: Partei ev^ 
VetsdhwinSlÄri •;Vöh'^sdlbtrt', 'Wöhn ihtüi 'di^' VerhÄltiÖssev^ um die es 
^l'ph ]df^iiieXt v'.:|n*ä , rechte ; Li^M 'öt^tlt. ' — Ifün ;' ixi\ dfeäer 'j^ehöö^^ 
Qe^n$)itmg ,solleji',,au<?h .di^.,in;|,(^fij!igep4efl"^^ .l)eitr^jj)n! 

1. Im Bechtsstaate, zu dem wir endliob /gekomnen ^ein woU^ 
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oder sollen; fragt es sich doch wohl yor Allem um den Beohteponkt» lat 
es also so ganz in der Rechtsordnung, d^s sans g^ne Kirchenyeri](kö- 
gen 2u Staatszwecken verwendet wird? Darauf wäre die Antwort 
sehon mit der Hinweisung auf das echt Juridische: »Keminem 
laedere, suum cuique tribuere« (L. 10. pr» Dig. de justit, et Jure) ge^ 
geben, wenn man nur erst, insbesondere wo es sich um das Yerr 
hältniss zwischen Staat und Kirche handelt » das richtige Yeratäud* 
niss dieser Grundlagen des Bechtes voraussetzen könnte. Wie darüber 
die Liberalen in Oesterreich, trotz ihres sehr verbrauchten Waht- 
spTucbes (»Gleiches Becht für Allee) denken, stellt sich am deut- 
lichsten aus einem Referate unseres liberalen Musterblattes über leineh 
im December vorigen Jahres ergangenen Hirtenbrief des FörstbischQ& 
von Lavant heraus. {>Neite freie Pressen 1867, Nr. 1195, Morgear 
blatt.) Ueberraschend war für den Referenten die Behauptung des 
Hirtenschreibens, »dass die Kirche keine Feindin der Freiheit« sei, 
dass sie eine Freiheit liebe, »die fremdes Becht achtet, nicht verletzjt ; 
die Jedem das Seine lässt, nicht nimmt; die Alle und AUes mit 
gleichem Masse misst, nicht parteiisch ist u. s. w.« Sogleich wird 
nun dazu bemerkt: »diese Freiheit gönnen wir der Kirche vollstÄft- 
dig, aber wir nehmen sie auch für uns in Anspruch. »»Jedem diaß 
Seine,«« — das dünkt uns das rechte Wort, welches, für die Prioi- 
sirung des Verhältnisses zwisch^ Staat und Kirche in Anwendung 
gebracht werden musa und welches zu dem Resultate fi&hrti de^ 
Staate seinBecht, der Kirche ihre Pflicht.« 

Versteht man dies so allgemein, wie es gesagt worden isft und 
wie es gewiss von den meisten Lesern verstanden worden, dann freilich 
kommt man auf eben jenes »suum cuique« gestützt zu einer g^m 
andere Antwort, als ich oben im Sinne hatte. Wie könnte man, 
wenn dem Staate gegenüb^ die Kirche nur Pflichten hat, der StaatSr 
gewalt noch zumuthen, ein Kirchenvermögen anzuerkennen? Ist iin 
Verhältnisse zwischen Staat und Kirche nur der Erste bereehtigti so 
ist das, was man kirchliches Vermögen nennt, nichts mehr a>l3 eto 
Peculium, das der Herr seiner Sclavin so lange lässt, als es. ihm h^ 
liebt, und nimmt, wenn er es braucht oder auch nicht branohti abeor 
in eine andere arbiträre Verwendung bringen will. Das wäre aUerr 
dings eine den Tendenzen eines ausschreitenden Liberalismus sehr 
gunstige Theorie; schade nur, dass sie ganz haltlos, weil auf einer 
völligen Negation des Kirchenbegriffs gebaut ist. 

2. Nach katholischem Bewu^stsein ist die Kirche eine gfittliobe 
Stiftung, ihr Stifter der menschgewordene Sohn Oottes: Wer iMß 
nicht for wahr hält, ist eher AUes^ qiur kein Christ, er nem^. Ada 
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'fibrig^ einen Eathölikedif ETäng«lisch0Q/€l*hechi8eh-<)rbliodoQt6n od«r 
im! ihm sonst belieben mag. W&r aber die Eirehe für eine Stifkung 
<^ottes anerkennt, der macht nur ein einfachear Postolat gesandiQp 
Menschenverstandes, wenn er am Staatsgewalten gegenüber, in deren 
i^riitorien die Kirche bereits zur Erseheinnüg gekommen ist oder 
^rst kommen will, volle Selbstständigkeit ihres^. Seins: mud Wirkens als 
-ihr göttKch begla^ibigtes Attribut in Anspruch nimmt DerGedankä, 
idaiss die Kirche als eine göttliche und ebeii darum, in ihrem Wesen 
^rfecte Institution /dem Staate, der doch immer nur eüne menschliehe 
Siniiditnng und darum auch in seinesn Weseii stets un^pllkonmi^ 
listy in Abhängigkeit oder gar ünterthämgkeit Zugewiesen, sein soll, 
Itaii wie f&r das religiöse Gemiith so fax den logisch organisirten Eopf 
etwas Ccdossales. Iliasselbe wird nur immer noch läatigar, je aufmerk- 
samer mim die Mne Kirche, die es nur. geben kam., in den mdm 
'Staaten, die es wirklich gibt und geben muss, betrachtet und die 
spirituelle J^^ Aufgabe, welche die Elrcbe in stets klarem Bewusst* 
dein verlblgt^ mit den vielerlei Vorlagen zusaaunenhaitv welche die 
ieinseken Staaten^ mitonter ohne alleAcelanatimiiSeitens der Denker 
^Siror Bevölkerung, die wohl gar noch ^er den eigentlichen Staatft- 
tweck uneinig sind, m realisiren suchen. Auf. die kircUiche Selhs1>^ 
-stäadigkeit, im Giegen^tze der Unterordnung unter die staatliche 
KSiewalt, weist aber auch die ganse Gesefaiohte der Kii^chenstiftung! 
iAds welcher Bibdstelle oder aus welcher . traditionellen • ffintedage 
ersieht man denn, dass der Sohn Gottes diese. deveikeste Uniterithänigkeit 
Witi^ Eirehe gtzmd$ätElich . . hab^ wollte ?. Wo auch; kdonifc^ man, 
<w^n nicht im Originaltexte, wenigstens in «ineni glaubwürdigen £^ 
^a;te diC' Kaiser-Tiber'sehe Concession findeia^ die erst abgenartet 
tWietden musste, . ^he die Kitche gestiftet > werd^ durftet '• Oder war 
-der bekannte Special- Auftrag an Petrus {Joan. SSI, 1&--I7w) mit der 
J^f^eisung verbunden: Wende dich aber vorerst nachx Bom. utn die 
«kaiserlkfae Bevnlligung? Hat der Evangelist Maäkäm ia sein6rr 
Angibedes letzten Auftrages Jesu an seine Apostel (XXVIIlv 1&^20.) 
*die 'CÜauselt Wenn es die Landesfursten. erlauben, die iminer ersit 
tarn ibire Yerwilligung anzugehen sind^ -^ vergessea odeör könnte sie 
-etwa doch nur der Blödsinn vermissen P Die Staatsomm|>otefitiäre 
fWerdeU' sich vielleicht berufen auf: »Jedermann sei Untertban der 
Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat. Denn es ist k^ine Gewalt zmm 
von Gott, wo aber eine Obrigkeit ist, die üt von Gott v^roxdtiet.' Wer 
'sioh hm der Obrigkeit widersetzet, der; widetrstretat Gottea Ordnung; 
^e aber widerstreben, werden über sich das Urtheil erhalten.« (Boift. 
iXQIy^. 2.)i • Aber derselbe Afo^l^auiu» iiattei teiiMmAugenUdük 
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Bedenken getragen, flen GanUer Otymiis, der sieb, in idiftbäncto 
MisMon dem äposfoUschen Wirken widersetzte , die awiderordenltliclie 
Gewalt, die ihm verfieb^nwar, ohne weitere Ccmöession deb dboh 
ebak anwesende LanApfleg^s fähieh zu ksseii (Aeta.Apest: Xlß, 
5--*ll.); er bedrohte aus eigenes iMaiditTollkoiimieaheit eihen ibWift- 
sehänderiadien Mann von der Obrisiengemeuide' zn Geiinth. (I. 0ei- 
rintiier V, 8--5«) nnd strafte ebentsose^bststäiidig £e Ketzer Hymen 
näus und Alexöinder (I- Timothy I, 19. •2a 5 IL Timotk IIvFF.);*«- 
ordnete, ohne hei einer weltlichen Behöhle. anzaftagQü, im Jhiknske 
armer Gläubigen Sammlungen an (I. Oerinth. XVI, 1«), emchtötb, 
wie man ans seihen Briefen und ans der Apostelgesohichte siAt^mud 
Tisltirte auf drei Missionsreisen chriatüehe Gemeinden in Aäeik ndd 
Europa nnd (um nur noch Eines.'herrorzubeben) sdirieb nieht nur 114 
Briefe, die noch jetzt vorhafiden «OAd, sondern noch einiige alideiB, 
die Terloren gegangen, (Colos. lY, 16. und vergL IL Gorinth. 11, 8. 
mH I. Ooriath, tot.) und zwar dlie ohne staatliches Placet Dto 
wären, sollte man meinen, Momente genüg für das richtige Vetlst&nd- 
•niss des i>ben aus dem Bömerbriefe entlehnten Satzes, zumal in Vi^- 
bindnng mit dem: »Man muss Gott, mehr gehorchen als den Men*- 
schen!« (Acta Apost. IV, Id;; V* 2&): Momente, die gewiss g^en 
die Selbstständigkeit der Kirche, wm mag selbe noch zo vielfiuih :web- 
den nnd drehen, kein Argument geben. .. t ul 

3. Steht, liomit die kirchliche Selbstständigkeit als eine.natön- 
hefan Consequenz det" götüii^en Stiftung» der Kirche,' ihi^ifuhiv^s 
seilen Berufes und ihres ewigen Zweckes principiell fest^ wie deoh 
-luieh die ersten lind gewiss mustesgiltigen EireheuTiorstände dieselbe 
immer in Ansprdeh genommen haben,^ so darf wohl doch die Küfcbeii- 
Terwaltung, wie die Staatsrerwaltnng ihre üwterüwmen besteqack, 'snR 
gleichem Grunde ihre Eirohenang^örigen zu peouni&ren Leistangen, 
die för die Zwecke der Kirche nothwendig sind, in ihrer Weise. aiiih 
halten, ohne vorher von der Staatsgewalt Erlanbidss dafär inädhge^ 
sucht und erhalten zu haben. In Absicht auf den Elerikal-Ünieifhallt 
lasst sich dieses Recht sogar d^reh : Stellen der. heiligen' Schüft, die 
-jedooL nicht itn mindesten der Staatsboice&siiön gedenken ^ deülüdh 
erweisen; es mSsaen aber diese Bibelstellen auf alle übrigen Saohüe- 
dürfiiisse der Kirche bezogen werden, wdl sie doch alle nur: den Satz 
in Anwendimg bringen: »Qui sentit* commodum, et onus i^entiatli: 
(Matth. X, 10.; Luc. X> 7.; Born. XV, 27.; L Gorinth. VIH, ll-^14v) 
Da' es nun. eben dieser Grundsatz ist, tauf welchenit alleiii das Be- 
.steuenlngBrecht der Staatsgewalt beruht; warum soUte sich nicht «aeh 
die. KiafGUeng^walt ihren Aehghörigen gegenüber in ämniAlnteaüe 
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dairaif berufen? Und besteht die EircheBgewalt nieht weniger eelb^ 
ständig in ihrer Sphäre ab die Staatsgewalt in Hinsicht auf staat- 
liche Angelegenheiten; wamm müaste sich die erstere, wenn sie be- 
j)teuern vfU, rorerst am die Verwillignng der letzteren mnseh^P 
Dobh nicht etwa, weil die Dihge, in welcher die Steuer za entrichten 
iab, dem irdischen Leben angehören P Insoweit die Kirche eodesia 
milit&ns ist, gehört sie doch auch diesem Ibrdenleben an und inso- 
weit ihre Zwecke, diet&BÜich weiter reichen« als alle Staatszwecke, 
durch ¥erwiendungi materieller Guter bedingt sind, müssen dieselben 
,ihr i^ben so im W^ege d(»r Abgaben, wie dem Staate zur Bealisirung 
seiner Zweeke, zur Vorfugung stehen. Oder hätte die Kirche in ihrer 
'durch göttliche Intervention begründeten Stellung, wie dies wenigstens 
der katholische Glaube lehrt, einen Zweck, aber nicht die dafür nötbi- 
.gra Mittel, oder wäre im Gebmnch derselben von einer ihr vielleicht 
gar feindseligen Staatsgewalt abhängig P Nun gewiss, wem der 
^Haube an diese göttliche Aufgabe nichts ist, dem mag. auch das her- 
f ongehobene Abauidum noch nicht deuiblich vorkommen. Wer aber 
«dehen ßlanben hat, bei dem erhebt sich wohl schnell genug nach 
diesen, und ähnlichen Betrachtungen ein sehr gewichtiges Bedenken 
gegen die in der Praxis gar sehr einflussreich gebliebene Anschauung, 
als habedoch eben nur die Staatsgewalt ein unzweifelhaftes Becbt der 
Besteuerung. Und nicht im staatlichen Besteuerungsreehte selbst, 
•nur in 'der Durchführung desselben zeigt sich etwas Ausschliessliches; 
von 'dem physischen Zwange nämlich, der. dem Staate jsu Gebote steht, 
kann bei der Kirche keine Bede sein, ihre ExecutiTr^Mittel liegen in 
einer ganz andren Bichtung. Sie kann aber ancb diese ihr eigea«- 
thiinlichen IhLecutiT-Mittel gegen alle ihre pflicbtyergeesenen An- 
gehörigen and darum sogar gegen die Träger und Fnnctionäre der 
Staatsgewalt gebrauchen, wenn solche die ihr 2»ikömmlichen Hechte 
nicht achten, etwa auch die Hilfe, die ihn^ in Durchführung des 
kinihliehen Besteaerungsreehtes nadr ihrer Stellung obliegt, nicht 
leidteft. 

.4/ Immer bleibt, das kircUidie Bestenerungsrecht auf den Kreis 
der Kirchenangehörigkeit und auf das Mass des kirchlichen Bedfirf- 
niasea beschränkt. Wäre also den pecuniären Erfordernisse d^ 
Kirche in anderer Weise vorgesehen, so müsste die Beitragspflicht 
ihrer Angehörigen : aufhören oder sich doch Terringem« Es wäre 
.dies insbesondeifd der Fall, wenn sich ein : Vermögen. 'ftnde, dessen 
{cbrtwährendäs BrträgnisszurBededcung kirchlicher Bedürfnisse rm- 
Wendet werden könnte. Gibt mm wirklich Jemand ein Vermögen zu 
dienm. iZwscke her, so wären wohl doch diejeiügen, die dadurch in 
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ihrer pecunlären Leistung an die. Kirche unteratütrt w^d^^ ob dte 
in Aussicht stehenden Y^besserung ihres Vermög^nsfitandes legitit 
mirt, von der Staatsgewalt Anerkennung dieses Antrags m veflangeii 
and sofort zu gewärtigen, dass dem bez^ehneten Vermögeii im Ter«? 
kehre eine rechtliche Beachtung zu Theil werde, als ijlb dasselbe 
einer physischen Person, die eben unter Stadtsschutz stehen soll femd 
will, zustände. 

Nach dieser gewisas ganz ungesuchten Aufiaäsung sittd also 

kirchliche Stiftungen mit der ihnmi dtaatlicherseits zo^kaimten: Fer^r 

sönlichkeit keine willkürlichen Schöpfungen, die man beliebig wieder 

vernichten könnte, ohne sich an der Bechtside« zu Yerachi^den. Im 

pecuniären Interesse der Staatsangehörigen, insoweit solche auch zur 

Kirche gehöüen und darum für die Bealisirung kirchlicher Zwecks 

wie nach natürlichen BechtsgrundsStzen so nach göttlichem Gesetze 

tributpflichtig sind, wurzelt die Nothwendigkeit staatlkber €onsti- 

tuirung der zu kirchlichen Zwecken bestimmten Yermögenschaftet 

und in der Consequeftz zu dieBei Nothwendigkeit die staatliche Pflicht 

der Obsorge zur Anfrechthaltüng solcher pecumArer Widmungen, H^t 

der jedoch das prätendirte Becht der Aufbebung und laeailieariiraQg 

kirchlichen Vermögens im offenbarsten Widerspruche steht uhd ^mOA 

von einer Begieruf]^, die noch einen Begriff von der Kirdhe uod 

ihrer göttlichen Berechtigung hat, nnr perhorreseirt werden k^arn. • 

5. Sieht tian von diesem allgemeine Standjiunkte Inabeiionder^ 

auf Oest^rreich, so gewahrt man sogleich ein paar Bestimmimgen, 

die einen Bestandtheü jenes ^feierlichen VeriragesAhMerif deh Papi^ 

Piu$ IX. mit dem Kaiser Franz Joseph I. über die Steigung der 

katholischen Kirche im Kaiserthum Oesterreich errichtet hat« Arn 

tikel XXIX. des Ooncordates vom 18. August 185ö sagt: »die Kirche 

wird berechtigt sein, neue Besitzungen auf jede gesetdiche -Wöise 

frei zu erwerben und ihr Eigenthum wird hinsichtlich alles deseeiifi 

was sie gegenwärtig besitzt oder in Zukunft erwirbt, üntedetsl«^ 

bleiben* Daher werden weder iltere noch neuere kirchli<$he Stiftung 

gen ohne Ermächtigung von Seite .des heiMgeü Stuhles au%ehebeii 

oder viarringert werden, jedoch unbeschadet der Vallmacbteü, wöldife 

das heilige Cöncilium von Trient den Bischöfen verliehen hat.« ^Im 

nächstfolgenden Artikel wird dann vereinbart: »die Verwaltung der 

Kirchengüter wird von denjenigen geföhrt werden, wekhön aie nach 

den Kirchengesetzen obliegt. Allein in Anbetracht der ünt^st&tzungj 

welche Seine Majestät zur Bestreitung der kirchlichen Bedurfnisse aiza 

dem öffentlichen Schatze leistet und leisten wird, sollen diese Gäter 

Wieder vierkauit noch mit einer beträchtlichen bast beschwert w^rdeik, 
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ohne dass s^o^obl der beüige Stahl als aacb Seine MftjeKt/lt der 
finmlr oder Jene, irelohe dieselbeb hietxiit ta beatiftragen fisden, 
daza ihre Btnwilligiing gegeban haben.« In dem sieh sogieiobdat-an- 
seUiessenden Artikel XKXI. werden demgemäss Beligions» tind 
Stadienfoiid »kraft ihres Ursprungs« für Eircheürertnögen erklärt 
ttüd Aber deren Verwaltung die sachgemässen Bestimmungen ge- 
troffen; insbesondere wird festgesetzt: >die Einkünfte des B^gioitö- 
feivds werden, bis dieser Fond durch eis Einvernehmen sswischen dem 
i^östoliäeben Stahle nnd der kaiserliehen Regierung in bleibende und 
kiroUiche Ansstattnngen getheüt wird, tdt Qottesdieng^, Kirehenban- 
ttohkriten, Seminare and Alles, was die kirchliche Amtsfohrtmg be* 
trifft, v«:aasgabt werden. Imgleichen- wird das Einkommen des Sta^ 
(Uenfcttdes einrig allein auf den katholischen Unterricht tmd nach 
dem frommen Willen der Stifter rerwendet werden.« 

6. Gelten diese Vertragsbestimmungen noch, so ist auch jede 
Discalffiion fiber die Oimfisbirnng des Eircfaenvermögens überflüssig. 
Und ijiraram soUten sie mcht mehr gelten? Weil sie d^r Kaiser in 
ToUsouverftner Bereehtigang gemacht, jetzt aber Oesterreijch consti'- 
tgationell geMlrord^ ist nnfl ttüc €tesetsgebang »über die conftssionellen 
VerhjUtmsse« auch die beiden Hftxiser des Beicbflrathes wesentlich 
eencntriren? Aber die ümwandlong des absoluten Staates in einen 
constitationenen kann doch nur ohne Beeinträehtigang fireinder Beehte 
geschehen sein? Das ist so augenfällig, dass jeder Beweis^ dafür zu 
den ttoflütfis^ Worten, aber die der Mensch einst Becfaenschdit su 
g;eben hat,, gezählt werden müsste. Die Sehlus£tfl(>lge der Gegner 
scheint if$b eben so bündig, als die eines Mannes, der nadidem er 
in einer- Angelegenhät seines Hauswesens mit einem lifachbar einen 
Vertrag abgestohlosseh, diesen Vertrag nicht weiter abhalten wollte, 
weil er <neh eben yerheirathet habe und die junge Frau In bäusliehen 
Angelegenheiten doch auch eine Stimme habea solle. Ist es im 
feterreichisohen Staate die Entwicklung uimeres Verfassungslebens^ 
diev wie die liberalen Blätter herumsehreien , der Goneordatc^rage 
efaien ^sA wuchtigen Bock« vorw&rts gegeben, so ist es bei dem Manne 
der 'Parallele,, der früher ledig war und jetzt vereheMcht ist^ die Ent- 
wicklung iseines häuslichen Lebdns, die ihn in der unliebsamen Frage 
am' sefaid Vertragspflicfat voi^wärts bringen soll. Könnte so etwas 
Ton Beohtspfaiksephie' auch ^ur einem Hausknechte einfallen? Frei- 
Uchv wo die Agitation schon so weit gekommen, wie jetzt in Oester- 
reich g^en das Concordat, da werden auch solche Argumente nicht 
vei^ngen. Man möchte wohl gar, um zom Schlüsse zu komm^, die 
oben berttfene Tolle Souveränität zur Zeit des Concordatfiabschlusses in 
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Kufei^ ziehen. >I^eim dieses Vdkes Hers ist varstrickty .ihre Obie^ 

boren übel und ihre Augen schlupimern!« — Vielleicht begreifen ^q 

wenigstens das, wa^ ihnen in ihrer Lüsternheit nach dem ]^ch9nver7 

mögen aus dem neuesten Staatsgrundgesetze vom 21, Decemher 1867, 

(ß6ichsge8etä^latt,Nr« 142.) zu Gemuthe geführt werden kv^./ Da«^ 

selbst heisst es' Art. 15. »Jede gesietzlich anerkannte Kirche un4 

Q.eligionsgesell«bchaft hat das Becht der gemeinsamen dffentUphen Be-^ 

ligiouaabung« a;rdnet und verwaltet ihre inneren Ang^egeubfiten 

selb$tstai^dig, bleibt, im Besitze und Genüsse ihrer fir .^ultosr, Un^ 

terrichts- und Wohlth^tigkeitszwecke bestimmten Anstaltep, Stiftua-* 

gen und Fonde,. ist aber wie jede Gesellschaft den allgemeinen StaatiSr 

g^setjsen unterworfen.« Es »bleibte also doch die katholische Kirchs 

im Besitze und «iäenusse ihres Vermögens, wenn sie auch (mwi^ 

deoc oben au^ Artikel XXIX, des Concordats citirten Veiftragsl^stim- 

mung) wahrscheinlich recht, bald in Bezug auf. den Erwerb, ^lef^e^ 

JB^ii/sungen in gewisse Schranken wird gewiesen werden. Deniii^f^V 

die todte Hand, heisst es Art. 6. des eben anbezogenen Staa,tsgruvidj7 

gesetzesj sind Beschränkungen desBechtes, Liegenschaften zu erw^f^f|]| 

und über sie ^u verfügen , im Wege des Gesetzes aus Granden dpi 

öffentlichen Wohles zulässig.« Wie man dies in Born 4U|fh6b.ia€g 

werde, lässt sich begreiflich nicht zum Voraus bestimmen; ifDQg}i(dii 

dass man, l^n dem grösseren üebel auszuweichen, in diesem :PiV9^e 

conBentirt, möglich aber auch, dasa man geg^ die Neuerung fxm 

testirt So viel ist gewiss, dass im letztern Falle die liberideii Pafv. 

teigänger mit einem hohnvollen: Vanae s^ne viribus irae niej^t aufi 

rückbleiben würden. Doch wie dem sein werde, für jetzt geht mmi9 

Untersuchung in eine andere Bichtung aus. Die Kirche, so.wijfd 

grundgesebf^lich bestimmtv behält, was sie bereits reditUch j^tworJ^en 

bat und was sie bis zum Eintritte der in Aussicht gestellten Be^dhrä^b 

kung »auf irgend eine gesetäiche Weise« noch erworben hab^n iriicU 

Dai^ist es,.w$ui vor der Hand herauszuheben und zu accentuireaaLiErt; 

Nicht zum erstenmal, sc^idem seit dem 4. März 1849 zum diittenm^i 

schon wird diese Verfagfing gemacht und beweist schon gleich soliolw 

Wiederholung den vollen Ernst des Versprechens, »cum nemini venit 

in dubium^ quod repetita praelectio probavit, hoc satis validum satisqüei 

esse formosam,^ wie Kaiser Justinian bei der Publicatioii seine» Oon 

dex repetitae prs^eleotionis sagt. Worauf rechnen also noch dioiEir^ 

chengegner? Auf eine über kurz oder lang in Vorschlag .zu;.brinh 

gende AbILnderung der in Bede stehenden staatsgnindgeset9lijOb0K 

Bestimmung?, Wäre allerdings möglich^ denn mui ist; dem beiiarrT 

lieben Willen^ dem guten wie dem bösen^ niicht AUes i0/9gtifh^L ^^. 
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halte vor einem Jahre noch diese Wendung des Kampfes gegen das 
Ooncordat, bei dem sich die liberale Partd, vielleicht doch noch etwas 
voreilig, wenngleich nicht ohne viele Chancen, des Sieges rühmt, ffir 
möglich gehalten, nachdem Se. Majestät selbst im vorletzten Concor- 
dats-Artikel bestimmt hat, es werde der Vertrag in den kaiserlichen 
Ländern »wn nun an immerdar die Oeltung eines Staatsgesistges ha- 
ben ?€ Die Paragraphen und Artikel der Staatsgrundgesetze vom 
21. December 1867 habön dergleichen Pointe nicht, es wird vielmehr 
darin von eventuellen Abänderungen derselben gesprochen und daiflr 
in l)eiden Häusern des Beichsrathes der Beschluss mit einer Mehrheit 
ron wenigstens zwei Dritteln der Stimmen, die beschlussfähige Zahl 
der Mitglieder vorausgesetzt, so wie selbstverständlich die kaiserliche 
Sanction gefordert. Das sind allerdings starke Voraussetzungen. 

7. Fast schemt es aber, als solle dieser Abänderung, von der 
j^tzt schon zu reden wie ein Frevel aussieht, durch gewisse »kirchen- 
rechtliche Studien,€ die in den liberalen Blättern breit zu werden 
abfingen, erst ausgiebig vorgearbeitet werden. Von dem grossen 
Iilchte, das so aus einem »ersten« Blatte in die »schnöde kirchliche 
nnstemiss« hineinleuchtet, zünden schnell genug die subalternen 
Beäacteare ihre Eerzchen an und wenn es dann überall hell geworden 
ist im Volke, kann auch das Abgeordnetenhaus mit seiner Initiative 
nicht zurückbleiben. So eine Leuchte steckte vor Kurzem die »Neue 
freie Presse« (1867, Nr. 1192, Morgenblatt) unter der Devise: »Der 
Staat «und die Kirchengüter« an. Von dtir »sonderbaren Erscheinung, 
dass zu allen Zeiten Männer, welche zu den Edelsten ihrer Zeit ge- 
hörten, selbst ohne dringende Veranlassung zu dieser Massregel 
(Eirchengut zu confisciren) gegriffen haben und hiebei von dem Bei- 
ftUe nicht allein der Gesammtmasse des Volkes, sonder der Besten 
dieses Volkes getragen waren; dass ferner oft die Völker selbst, auch 
sbkhe, über deren Religiosität keine Zweifel bestehen, mit lauter 
Stbnme diese Einziehung verlangten« kömmt der in hujusmodi stu- 
Mosud zu der Ansicht: »Es muss in dem Kirchenvermögen doch ein 
Moment liegen, das dessen Einziehung sowohl dem aufgeklärten Ver- 
stände des Denkers als auch dem gesunden ürtheile des Volkes nicht 
als Raub, eondem als eine Ausübung eines Rechtes der Allgemeinheit 
erscheinen lässt.« Und dieses »Moment« meint er »in der geschicht- 
Hohen Entstehung und Entwicklung, so wie in der rechtlichen Natur 
des Kirchenvermögens« zu finden. Ehe ich auf die Prüfung dieses 
Momentes eingehe, möchte ich doch auch den Prämissen nachsehen, 
von denen der gdehrte Mann ausgeht. Nun denn, zu allen Zeiten, 
dagt er, haben Männer, welche zu den Edelsteii ihrer Zeit gehörten, 
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tn dieser Älassregel gegriffen, s^bsfc ohne dringende TeÄnflaBsröng! 
Das ist ihm eine so bekannte Sache, dass er statt alles Be^rfses >ntHf 
an Joseph IL erinnern« will. Es möchte iftdess dem guten Manila 
schwer werden, seinen kühn hingeworfenen Satz durch alte Jatarhiftr 
derte rüekwftrts bis znr Zeit, da die Kirche öffentliche AnerkenMng 
gefdiaden hat, zu beweisen. Wenn er keine treff^derdii ' BAlsj^iele 
atifonffihren weiss, als er- eben mit seiner Bemftmg atif Jdseph H/^e-J 
geben hat, dann mag er lieber gar nichts beweisen wolftniöid 
seine unverschämte Ignoranz nicht noch weiter blösstellen. Hftt denn 
Kaiser Joseph wirklich Kirchenvermögen eonfiseirt öder hat er dand); 
den Beligionsfond geschaffen, = der eben nur hirehtieT^en Zwecken die- 
nen soIlP Das war keine Incamerir^ng dieses Vermögenii, wie' mafl 
zur Bewältigung der österreichischen Staatsschuld seitens der Männer 
von Vorwärts jetzt haben will; uÄd dofeh -^ wareii Josephs II. Völkw 
auch nur mit dieser Reform wirklich einverstanden? Wer wäre heute 
notJh darüber nicht im Klaren oder wer wttsste nicht , daSs derselbe 
groisse Marai, auf den die Herren sieh gerne' berufen, mit ihreii 
Velleitäten am allerwenigsten einverstanden seih Worfle? tch könnte 
mich nunmehr zu einer Unzahl von historisKjhen Gegenbeweisen wen- 
den, dass wenigstens die Mehrzahl jener Staatsgewaltigen, die sich 
am Kirchengute vergriffen, eben nicht zu den Besfen' ihrer Zeit ge^ 
hörte und dass au<5h ihre sacrilegen Griffe wenig nl^hr als die Sym* 
pathien derer, die dadurch zunächst gewannen, fftr sich hfetten ; indesii 
dem Einen gan^ -verfehlten Beispiele, das mein Gegner v<hrztrfBhrien 
wusßte, werde ich auch nur Eines, aber ein probehältigeres* gegODÄbiÖf 
stdlen. War etwa jener »Despot seiner Unterthanen und Henker 
seiner Gemahlinnen« Einer der Besten seiiaer Zeit und ging die 
Parlamentsacte vom 4. März 1586, die alle Klöster mit einem jähr- 
lichen Einkommen von höchstens 200 Pfiind dem Könige und desseÄ 
Erben zusprach, unter rauschendem Beifall des guten, britischen 
Volkes durch? Nein, im Norden des Königreichs erhob säöh darubet 
ein Aufstand, der mit Waffengewalt unterdrückt werden musste. 
Leider nahm der gute, grossherzige Heinrich Veranlassung davon> 
auch die flbrigen Klöster aufeüheben und ihr Vermögen theils selbst 
zu vergeuden, theils an seine Schmeichler und Knöchte zu verschen- 
ken, der Volksunzufifiedenheit aber durch selbstpäpstliehe Errichtung 
einiger Bisttiümer von neuer Pa9on ein Opfer zu bringen. - Genug da^- 
von, exempla sunt odiösa! .. 

8. Eingehend auf das meritum cemiM meines gdtehri; thueiidett 
Gegners glaube ich seinen Gedankengang im Polgenäen richtig äu^* 
zuz^chnen. Bas Eirehentermögen rdhrt ausutahmsdos tos Scben^ 
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kiuK0Qii hw>/wa)Qbd Eßnige. und Lgnd^sforgteiL sa wie^Frivaie dßr 
Kirche i^ daQkbnrer • AnfirJ^eimaBg der toa ihr in polizeificher Hinsicht 
geleistet^ Ddenste und als ^ntscbädigung lar die damit 'veidtwndQneu 
AwilBg^n m^h^iki d^bei aber bestimmte Zwecl^e ztuaf Beaten der 
AUgemeinheit vor Augen hattep nnd yerfolgt^^ ats da mA: unter*: 
stut^mig: der Armw,. Förderong der Wissensi^bafteui, Yerbi^eitung der 
Gi?iIiHtjDa dnrciii Aoebreitwg des Ohrist^th^im^ Smit ainddic^e 
SchenkiQpgen den Geistlichen nicht ala solchen, sandern ihnen als 
Trftgem':bestimmter Ideen der Hunanität und Oiväi^tion in. der 
damaligen Zpit gemacht und »sind oder warenc vielmehr Subjecte 
de9 KirehenYerml^ans jene oben b^uhrten Zwecke der Hi^mimität 
und der staatlichen Poli^; die einzelnen jeweil^en Inhaber desselben 
aber smd nur dessen Verwalter. Nunm^. jedoch, ist jene poUzei-- 
Ucbe Thitigkeitv. welche die Kirche im Mittelatter aosubtay a^ 'die 
mi^eme Staat^ewalt übergegangen und werden jene Zwecke heute 
von der Kirche n|^t mehr erf^i Der Yei^sar sucht sich we^ 
nigstens ubiB.r diesen letzten ^atz, der zugleich sein^p Geigejoeatz entr 
blUiit, dnit^ einige mitunter picante Mgaben s^nen; Lesern varstftpd«^ 
lieh, zu majohen. Völlig nnbegreifiich aber heisst es in unmiüelbarer 
Scblusatolgß weit^: »Sind aber die Zwe<4re, so sind damit auch dip 
Subjecte weggeMen und das Kirchenvermdgep ist mijthin ;ein ßub- 
ji^ttesesi bis es. wieder zu jenen ^wecken, zu d^Qien^s bestimmt ist^ 
verirendet wiird.« Wie denn, weil derjenige, der ^em gewissen 
Zwieche znarb^eiten soll» denselben aussef A^t.li^st, j^t dieser Zweck 
ipeggßfMen? WaU.ein junger Mann anf der Uniyersiit^t^nicbts Iwnen 
will, ^rum istderZweek selbst, um dessentwilien ihn sein vc^rserg-* 
lijQher Vater dahin geschickt hat ,- , wegg^aUen P l ^emi . ab^ auchi 
wie augejfihrt wird, die Zwecke, lur* welche d^s Kirchenverm^g^ 
verwendet werden Rollte, durch die Organe der kirchliGhen ThStigkeit 
jinrklich nicht erreicht werden, so ^Um sie doch angestrebt werden^ 
das, bedingt abi^r gar nichts (aleringeres,. als: diese Zwecke best^h^ 
bfft. Besteh^ s|e aber wirklich fort, so ist die vca:gebi;^Qbte Sub- 
jßctlofsigkeit dies Earchenvearmögens, um derentwillen es dem Staate 
laifallen mOssite, eine Chimäre, für :di» G^e^gner, albeirn geoipgj selbst 
Zeugniss gü^t, wenn er, in, dem fortwährenden Besitze^ der i^che ein 
ünreohit .zn . sehen ; meintf <i»da8 zu saniren der Staat die heilige 
Plicht habe, nicht allein gegen difi fi^atliehe.Qeseltechafib, welche 
fordern könne , dass die dem Wohle der AUgi^meiiQJlpieit igewidmeten 
watmellw ,€l4ter. nicht blos zum mf^elos^n Vortl^ciile: eiuiger Weni- 
gen, oder geradezu gegen sie verwendet weiden, sondern auch gegen 
jentf Hrsprungli&h^A vou deiR: hunwutten und erimchtrtBten Ideen h^ 



Ueber den letHiffi^n rorttiestMcl >desr Kiri-b«ri-Vetln0g«M fiik iMfaerreich. 999 

mlUtt Scfienlmr, äev^ OaMn eine ibreh' ^habeaen'Iitestibiien eni^ 
gegMgesetzte Verweiidang flndiEni.« D*d beiast d«im dooH so ti«l| 
als, derr Sla&t mäase sM dag Eirehem^rmdgdi/ ftein&env nin dici 
Zw«6ke, denen ^ diebeh soll und welche durch die Kirche nicht mehr 
gefördert werden, durcteusetzen. Dabei wird nun aber voransgeeetat, 
dass diese Zwecke fortbestehen, anf deren Weggfelallenseitr die hei^ 
vergehobene Subjectjosägkeit des KiroUenvenn^^ns tind in ineiterer 
CensequeftT' die behaoptete Annexionsbet^htigang de« Sbiateirlkertthij 
O gewiss, rechte Logik ist ein gut Ding! 

0; Doch ich mochte mir die BehanituBg im Bmzeinen ubek 
etwas tOlbet ansehen. Alles Kirchenvermögen rührt mck demlbesf 
»austiahBislos« von Schenkungen her. lob weiss nieht, wie ho^^h Aii 
jttristisdhe ^Bildung meines Gegiiers steht; insgemein pflegt man in 
der Juristik Schenkungen und letutwillige Zvwendniigeh sa' mnteiv 
scheiden, und eben so bekannt dürfte es 'sein, dass der Kirohe Vrenn 
nicht mehr, wenigstens eben so viel Vermögen durch letztwiBi^Ver-^ 
fügungen als durch Schenkungen zugekommen ist« Dass ferni^^^« 
Bemessungen, welche Könige und Private der fiirohe m^^MA, ih 
dankbarer Anerkennung und zur BntsefaidigiLng ^ier VM der Ecrehe 
geleisteten polizeifichen Dienste imd.iagleich' mit der Intentloti anf 
bestimmte Zwecke gmiaclrt woideit; will sieh nibht reoht «eimen: 
Wer sich für einen erfaaltenedi Dienst dankbto «nd mit ErssAzlititnag 
einstellt, widerqnicht sich selbst, weim er hinwieder gewisse Dienst^ 
leistuBgen fir das Gegebene beanspmchi --^ ist es denhv^ltdr aneh 
wahr, dass die V^mögenffianwendungsen^ die det Kircbe »in' den ersten 
Zeiten ihrer Qtüi^dung und im Mittelalter« gemacht word^ sind, 
nnr aus Biücksicht auf die Dienste, welche' sie dem 'Staate diirch ihre 
Disciplin, Unterrichts- und Yersörgiuigs^Aiistalten; histete , sÄkamen? 

Wo sind deMi die historischen Beweise für diese Ansicht PMii einem 

> 

blossen, etwas gedankenlosen Baisoanement ist da wöbl Bfolöh ni<lbts 
abgethan. Bin solcdies Baisoanement aber liegt in des Gegners Br^ 
kdätnng: : «Als im Beginne des Mittelalters d&e StaatE^ewalt noch 
nidit genügend erstarkt wtar, utn die' an individuelle Freiheit ge^ 
wohnten Ydlki^eder mit fester EEand in Ord^iüig zu haltbn oüA alle 
jme FanetioDen axistaiühen, welche man heute: init Bedht von ihr er^ 
wartet, da eben trat die Sircha mib ihtem damals neafa inoonensen 
meralisohen Ansehen in Me Lücke; sie w!ar in daeeer Bichtang eine 
poliaeiliche Anstalt, nidit bios in -See. Wortäs negativer Bedbntung, 
indem sie durch ihre Stm&ndrobungen EMede tmd Ordaim^ erhielt^ 
sondern äach positiT thätig far TJniterricht^ Yerbveituiig der Wissmi^ 
achafteOf VemonguBg der Arslent Pflege der Eiükesr^. nbidrhatti^t tut 
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dM grtwtea Tki^il jener Aufgaben, welche heute in den BefiS(Hrt der 
felitieehen Verwattnng des Staates fallen, c — Ke Miafiian dw Kirche, 
naeh katholisGher AaSaasottg, liegt in ein^r ganz anderen Bichtmig, 
als jene des Staates; nicht das zätliche Wohl, sondern das ewige, 
das Seelenheil hat sie zu besoigen und wenn sie auch für die per- 
stnliche Sicherheit «nd das Wohlergehen thätig wiur, so geschah dies 
nnr um des engen Zosanftmenhanges wegen, in weldem ihre eigent- 
liche Angabe mit diesen Objecten der s^tlichen I^Brsorge steht, 
also indireder Weise. Wie dies denkenden Katholiken jetstt klar 
wnd gewiss, so war es eben aiich klar und gewiss zu alleu Zeiten 
katholischen Personen, die ihr Yermßgen der Kirche nwendeten. 
War ihnen dies aber klar und gewiss, so konnten sie in der Kirche 
nimmermehr eine polizeiliche Anstalt sehen, die in gewissen staat- 
lichen Beziehnngen den Lü^kenbusser mache. Und me die Kirche 
selbst nie erkl&rt hat, im Auftrage einer Staatsgewalt oder doch in 
Qesehftftsfohrung ohne Auftrag fBt staatliche Zwecke allein zu inter- 
▼^liren, so haben auch die weltlichen Fürstm des Mittelalters in 
den OigMcn dar KtrehengewaU; etwas mehr als verkappte Poliz^ 
beamte gesehen. Was die Kiidie gethan, hat sie ihrem hidien Be^ 
mfe gemftss« dii»ct nur im eigenen Interesse gisthan, ja konnte^ sie 
nur im eigenen Int^esse thun. Sie hat mit ihren Strafen für äusseren 
Frieden und rechtliche Ordnung gesorgt , weil — welcher Oester- 
reifer wusste.dies nicht wenigstens seit dem sogenaanten Bruder- 
kiiege! im Kriege, in Fehde und Unordnung die wüden Leidenschaften, 
und bösen öelnste am frechsten and rerheerendsten auftreten; sie hat 
die Wissenschaften und Künste in Pflege genommen, weil die rechte, 
ofvf Gatt bamie Wissenschaft wie die echte Kunst von dem Wege 
der Sunde abwendet; sie hat Krankenhäuser und Versoirgnngsanstalteii 
aller Arten be^rundet^ weil sie wusete, dass dem Elende die Sünde 
sich in derlei Formen zugesellt und Weil Me durch ihre eigenen Or- 
gate ihren Angehörigen Muster der Barmheri^igkot werden woHie. Hat 
der Stdat dainon im Interesse der Givilisation und Humstnität ehedem 
Biehr {tfofitlrt ab jetat, so liegt die ädmld nicht an der Kirche: 
ikt» DJeciidin ist unwirksam, weil ihr Bäresis und Unglaube den Bo» 
den entzogen haben; ihre wissenschaftlichen Anstalten genfigen nicht 
mehr, weil. man von eioei! BiOdung im kirchlichen Sinne nichts wissen 
will, freilebend und Ireidenk^d, wenigstens ohne alle religiöse 
Schranken zu sein begehrt; ihre YeBsorgungsanstalt^, mehr weniger 
diffcb aSgcmeine GalamitÜen der Staaten herabgekomm^n, genögen 
der äbi0rhandiiehmenden Miaere nieUt mehr; begreiflich, dass keine 
kirchljichi^ Oerperaiäon aus ihren Fonds irgend wo maß humanitäre 
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Anstalt for Atme wid Hil&bedärftige aticbtot tüid efi bei den altiier^ 
kömmlichen Armenbetbeilungen, von denen wenigsteiis die miMra 
plebs ihrer Umgebung weiss, und bei hoepitaleti UnteriiiatBHngien rei^ 
sendet Halndwerker , Künstler zweiter und dritter CHasBe, Urlauben, 
Touristen und dergl. bewenden lässi Davon raferirt freilich Memand 
in öffentlichen Slftttern, es passt ja nkht ib. den radioalien Erant 
Besser passt dahin die htaüsche Bemerkmig, dass man in. deh Lidieii 
öffentlicher Sammlungen für wohlthfttige Zwecke kifcUidhe* Cerpo«- 
rationen m finden nicht gewohnt ist. Ob. diele liberale Demmoiatieft 
an Am Publikum nicht doch au yorbilig isei, in&ohte sieh nicht ichiwer 
bestimmen laasen, wenn man erwägt, dass es sich in den allerscA^ 
tensten Fällen genau bemtheilen Iftssti (dt)- fOr . Jaiisanden in' Concreto 
die Pflicht der Wohlthfttigkeit, zumal in höheren Betrages,! bestehe. 
Das bat jeder Einz^ne für sich zu bestknm^n und haben apch kitehi- 
liche Körpersclmften diese Frage nur inachea^nen finrA^ungen mit 
Bücksicht auf die allgemeinen Gesßtse den Uorü und ^ auf die: Fori- 
derungen des kirchlichen Qeistes zu beamtworten^ Wahr, ist es alleiv- 
dings, dass es »in den Intentionen der deutschen Kaiser nicht gelegen 
gewesen, «dass mit den in den deutschen Betcbslündern Böhn^ea, 
Mähren, Kärnten und Kraln von ihnen der KSvchle geschenkten Oflt- 
tan eine geradezu deutschfeindliche Agitation des Klerus untierstSiBt 
werde ;« so viel aber lag gewiss in jen^ Intentionen^ dsl» diese» Ver^ 
mögen bei der Kirchs für JdrMiche Zwecke bleibe. Es ist ferner wah]\ 
Am es »nicht in der Intention mittelalterfiehar E^obadysi getogei 
ist, dass die yon ihnen zur Unterstützung der Annen und. HiUosMi 
gegebenen Summen dazu di^en, einigien Wenigen ein angenjehmesi 
arbeitsloses und sogenanntes beachauiicfaes Lebisn ifen Teisidhaffett, 
während in der nächsten Nähe vielleicht der Pauperisma« in den ab- 
schreckendsten Formen grassirt ;« so viel liegt aber siohetr auich nicht 
in jener frommen Intention, dass ein Vermögen, dessen Einkommen 
unter Administration der kirchlich berechtigten Organe far Cultus 
und andere Kirchenzwecke dienen soll, zur Zahlung yon Staatsschul- 
den und zu rein staatlichen Operationen verwendet werde. Jenes, 
aber auch dieses darf nicht geschehen, soll die Intention jener firom- 
men Leute, die mit der woMberecktigten Erwartung des fortdauernden 
Staatsschutizes ihrer rechtlichen Verfügung zu Grabe gingen und sich 
nicht denken konnten, dass sie damit zum warnenden Beispiele trau- 
riger Illusion werden sollten, aufrecht bleiben. Uebrigens dürften 
diese kirchlich gut gesinnten Spender ihres Vermögens zur Beali- 
sirung kirchlicher Zwecke von dem beschaulichen Leben, dessen oben 
erwähnt worden ist, einen etwas anderen Begriff gehabt haben als 
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gewitte dootrinftre Stülsdn einer Staatsomnipotoiix , denen in ikMr 
nrtäanalidiseh^iiisterialifitiseheii Tendens die Qlosse zum Sachsen^ 
epiegd: »dena alle Welt geneost jhreB (der »Pfklm«) betensc ein 
UnaiBn, Gebet nnd Ascese nichts und dämm das beeclmoliche Leben, 
das geirissen Idrdilielien Vereinen vorgeschrieben bleibt, mit aibeit- 
laMm, ftBgenebmeD Leben id^tisch ist. »Pcditisehen Bdgeschmackc 
hiibei Anstalten fär die Angietobnng und gewissenhafte DiarchfUinuig 
«nee ^Uhea kirchlichen Lebens gewiss nicht, selbst nicht insow^t 
M tiohiim-'liekipcUicfae Pflicht der dahin Anfgenommenen handelt, 
von dem, was sie selbst nicht benöthigen, Arme ssn nnterstdtzen. 
Dies Itest das einfache VerständniBS der ältesten Ofifertformel ersehen, 
die in den Fräiikndhen Oapitnlarien aufbewahrt i$t; sie lautet: 
»OfbFO Dee atque dedieo omnes res, quae hac in ehartula tenentur 
iilscttae, pro remissione peeoatomm meorum ac parentuni et filiomih 
out pro quoonnque, quiUlos Deo libaire roluerit, ad serviendam ex 
Ins^Deo in sacrifitös, Missantnique solemniis, orationibus, luminariis 
padponm et clericomm aKmoniis et caeteris divinis caltibus atque 
iUiuib Ecdlesiae utilitatibus.« Dies lässt femer die Motivirung ißines 
.Oapiiailäre luf^ehen, worin die Aufrechthaltung des kirchlichen Ver- 
mögena em einon Hegieirun^prindp im Prankenreiche erhoben ^iid. 
»Qina juita sstotorum Patrum traditionem novinrns, res Ecclesiae 
¥ota ease'fidelimn, pretia pecoatorum et patrimonia paupermn, cuique 
HOB eolimihabttä conseWore Terum eiiam multaDeö opitülante con- 
«KTO <^tamtt8;uit auteita e*c. (c. 59, C. XVl. q. 1.). Iä ähnlicher 
Weise 'Haotivirt Öonfeiliutn TuUense IL a. 866. seine Strafeanctiön ge- 
gen .die Vergreifung an Ki]ickenverm5geii. {Tho^iiasBin^Yet. et uov. 
ficeL'disc. P. HI. ilib; t c. 2i2. n. 7.) Wie stimme diese urkundlichen 
Ansohdnungen .EEV' den Foräusisetfeungen und Deductionen untres kir- 
ohenrebhtliob^iStndloslia^' 
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Hier Bttntf der latboHMito [Kir*<tin««tite.iOM«hrii!Mi'<iftg^«tiO^ ^ i30B 

Der Stand der katholischen - KirclieirfrÄg^ in Oeisterreiöh m ^ 
^ Anfoiig des Jahres 186^. 

B) TransleUhanien. 

, (Schliws, Vgl. Archiv XlXyjS^lte 139 fr). . ; 

Was speciell Vngaitn betriff \ ^ eitnehttcoi^vtr därtber 6ii»er 
Mttheilaiig von CanoniouB PrbfeasoriDanico xii Wieii iiiNdetn 1% fi^l^ 
des Jahrganges 1867 der« Oesterrfeiöhischeft- Vierteljahrsschrift für ka- 
itiiolisebe Thetiogie, von. Dr. Thead. WieäeMahn und deuer^n Be- 
richten das Folgende* ... .;..;.; 

I. Am 10. Jtoner 1866 tnit niter dem iVorsHxe desilvtMihwdi^ 
digsten Herrn Dr. Michael Foffoarasuyy Bischofs Von Siebenhflrg^n« sm 
Klausenbnrg eine ans geistlioben nnd irelttieben Mitgiiedam 'beste- 
hende Yersamhidnng der römiscJ^kathoUsiähemSi&hde zvuaammen, vm 
die unter den gegenwärtigen staatliishen.Yeilhältnisseii ^i>^rddrHohen 
Schritte zu berathen,. damit äies^ien vfkAvti^Beä^ üuw B«chle 
bezüglich der Asdtmonm in JcirtMidken .und Stißm^^mfele^&nhett^ 
wieder eingesetzt würden. Bs nnirde besd^lMsiBn^^in m 

Seine Majestät nin Wiedek^faerstellang dieser iseit uinK^rdimkiiahen 
Zeiten geübten Ä^^bmmie zn bitten, und SsiiiBifiteeUeiii: den Heim 
k« Minister ffir Gultits andünterriefat um . gät^ Beförwiortimg dieser 
ffitte zu ei^Sttchea 1 

II. Es hat Bodaim Seine ExceUeuz der> Bierr . MiiiilBter > Eäkm 
•durch ein Schreiben vom 22» September Zi Sd€;!Pr; flen^hoffchwüiTdig^ 
sten Herrn Bischof Fci^forns^ iu Ee&ntnise gesetzt i.daaeti^.ki <k:>. 
a^stotisohe Majestät mit' alLarhöduster Sntsfihliassung :¥on 19« August 
1667 allergnädigsi gestatt^e[ii,,jda^s die. bei. dier eiebeBbflrgittdien 
Begieruiig bedtaindane ^CitUhoHpüGa^wtiasioMtaifgdQ^^ 
bisherigen WirküngskteiBe. zugewiesehaB Oegenstände, mit Yerbehatt 
des allerhö(^teti PatrooatS'^UBdi laspectionsieohtos^ an die* Bejiräi- 
sentanz der Irömisch-rkäidiDliBehen Stände Siabesbüf gena ^ öUei^eha 
In "Folge. dkfies allerbllchsteH 'Eriaaaes berief der hochwfuiügsie Beir 
Bischof Fogara% am 1. November 1867 die V&sammhnigi diesem 
Smnäe £är.dJßn 5. Jänn«r 1868 nach Kairli^ui^ Die Zahl dir Mit- 
glieder beträgt hundert zwiet mki debenzig^ > dairwtär ifiep: i^ B^>iK 
iGhoisÜiphe^ Die YersammluQg tagte abei Brst .mäkB^l&.\V^oxmx 
.1868; : Wir kommeA Wjeüter: untem auf .dieaelbe izuDodk. 

. IIIL Se. ißxieellems Freiherr Josef vm Minds^miAi^iim iMoiAt 
Juli 1867 an Seine fürstliche Gnaden den hochwürdigaten Herrn Fürst- 
primae u»d ErzbiSPhpf von .öran.Dr.. ^fohj^m MiVfffr ein.gcjijreiben, 
in ;wekheoi ^.mmx^miAtmte^ ear.m i&w SiiJoiWsti^ung .itor.4iito- 
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name der iaihäUsAen Eirche in Ungarn nothwen^ig, daas hiiifort 
auch den ungarischen katholischen Laien ein Einfiuss bezüglich der 
Schulen^ des Kirchenvermögens und anderer kircJdicher Interessen 
gewährt werde. 

IV. Hierauf erging unter dem 8. September 1867 Z. 927. fol- 
gendes Antwortschreiben des Fürs^primas^): 
Sure ExcoUenz^ hocl^eboreDudr Herr Baton und königl Minister ffir 
GultuB und tJnterriebt! 
£a steht ober' atten Zweifel, dass mich mit der gesammten 
katholischen Bevölkerung Ungarns das männliche Selbstgeföhl und 
der xel%i(te Etftr mit innigem Tröste uBd Sympatiüe erfüllen musste, 
wo?M die rüBoiisch-kathQliBcIien Landtagsabgeordneten Siebenbürgens 
jungst ein so glämsandes und nachabmnngswerthes Beispiel gaben, 
als sie imiEÜnverständnisse mit dem Bisdiofe von Si«benbürgeh Na- 
jnens der «gesammtan katholischen Einwohner unseres Bruderlandes im 
Wegei der ungarischen Begierung an Se. k. k. apostolische Majestät 
die Bitte richteten: es möge in Siei^enburgen die aUe gesdzmässige 
AukMomie der rämiseh^katholischen Kirche hergestellt^ und die ge- 
mischiken. geistlichen and weltlichen Stände Siebenbürgens in den 
unbeschränkten Betita sämnd^licher Beehte und jenes unmittelbar^ 
ilinfiusBeB irieder eisgesetzt werden, welcher ihnen in Bezug auf 
Schulen, Stiftungsvermögen und andere kirchliche Angelegenh^ten im 
Sinne, der Gesetze nicht weniger als der Natur der Sache nach mit 
Bunkaieht auf die Autonomie fremder Grlaubensgenossen, nach hun- 
dertjährige erspriesslicher üdboüig gewiss zukömmt 

.Und wenn noch irgend Etwas die Freude und den Beifall, 
womit diesen zeitgemässen Yorgaing der Katholiken Siebenbürgens 
ihre ungarisdi^ Glaubensgenossen begrüssten, zu erhöhen vermöiGhte, 
SD I wäre es: die. ritterliche Bereitwilligkeit, Billigkeit und Gerechtig- 
kei^Uebe, mit welcher eine hohe Begierung, wie ich aus dem geehr- 
ten Sehreiben .Eurer EzceUens vom 20. Juli 1. J. ersdie, dieses Ge- 
tieft Sr« Majestät. zur aUerhöchsten Genehmigung beftrwortend zu 
Uttterbr^ten sich, beeilte^ . 

' Die. religiöse und p^ttriotische Gesinmmg Eurer Exceüenz be- 
gntjd^ skii jedoch Bioht damit, das Gesudi Sidt^enbüirgens bestens zu 
imtersbützen, sond^ti hat sofort die Analogie dieses Falles fär passend 
erkannt, mit Hinsieht auf ihre hebe Stelkmg nidit nidnder als auf 
ttMreiGtedbetisfcreae did Lage und die Intoressen der kathoiischän Eirche 



(' ' - 1) Das OH^nat ist in ODgärist^her Sprache geschrieben» die hier fbigende 
-IM«betattt)g IM ^ Mkfiraf e 4ea Primat wa Frsfßssek' Danho aa Wien terfasst. 
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in Ungarn gleichfalls in Erwägung zu ziehen, und im Hinblicke wi 
jene Mittel, yon welchen nach der Ueberzengong Eurer EiceUene 
Stellung und Zukunft unserer Kirche in unserem Yaterlande abhftngt, 
Ihre gewiegten Anschauungen und Besorgnisse mir mitzutheilen, zu- 
gleich aber auch durch die öffentliche Presse zur allgemeinen Kennte 
niss zu bringen. Um es kurz zusammen zu fassen, Ew^ JExcdieM 
erachten zur Sicherung der Autonomie der TcafhoUsehen Kirche m 
Ungarn für noihwendig, dass in unserem Vaterlande hinfort auch detk 
katholischen Laien ein verhältnissmässiger Mnfiuss be^üglu^ der 
Schulen^ des Kirehenvermögens und der kirchlichen Interesse» ge- 
währt werde. 

Euer Bxcellenz finden dies begründet in den lauten Forderun- 
gen der eifrigsten Katholiken Ungarns, sowie darin, dass kein Onmd 
vorhanden ist, weshalb die katholische Kirche in Siebenburgen im 
Verhältnisse zum Staate eine ausgedehntere Autonomie besitzen 
sollte, als die in Ungarn, oder wesshalb die katholischen Laien Sieb^n-«- 
bürgens in Schul- und Kirchenangelegenheiten einen Einflusa ausüben 
sollten, den man den Katholiken Ungarns versagen könnte. 

Euer Excellenz erachten ferner die Nothwendigkeit dieser Be- 
form durch jene moralischen Nachtheile begründet, welche nach Ihrer 
Ansicht der katholischen Kirche in unserem Yaterlande nur daraus 
erwachsen sind^ dass die katholischen Laien »nach der bisherigen Or- 
ganisation der Kirche, weil von jedem Einflüsse in Kirchen- und 
Schulangelegenheiten ausgeschlossen, sich längst daran gewöhnten« 
alle die Kirche oder die Schule betreffenden Angelegenheiten als 
soMe zu betrachten, die sie gar nicht berührende 

Als solchen moralischen Nachtbeil heben Euer Excellenz scUiess« 
lieh den Mangel des Gemeinsinnes und des Zusammenhaltens hervor^ 
. welches unter den Katholiken nach Ihrer Ansicht vergeblich gesucht 
werde, sowie das Zurückbleiben des Yolksunterrichtes und die reÜT 
giöse Grleichgiltigkeit, welche Euer Excellenz ausschliesslich nur unter 
den Katholiken aufisufinden glauben, und halten dafür, dass der 
einzige Grund desselben einjdg und aUein in der Organisation un- 
serer Kirche gesucht werden könne, nach welcher Alles, was mit den 
Interessen der Kirche in Yerbindung stehe, dem Einflüsse der katho« 
lischen Gläubigen entzogen seL 

Der vorerwähnte, die katholischen Laien betreffende Yorschlag 
hat mit Bücksicht auf den erhabenen Zweck, der Euerer Excellems 
religiösen Gesinnungen und staatsmännischen Bemühungen zur Si- 
cherung der Autonomie der katholischen Kirche in unserem Yater- 
lande zu Grunde liegt, nicht nur bei mir, sondern aueh bei allen 

AreklT Ar KlrcteorMhl. XIX. 20 
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KtttbcAkeft tlVigatnB Mm m freüdigiere Anfinahme and ibnigere Avkt^ 
YtmmtLg gefanden, als derselbe nioht blos in dem allgemeinen Wunsche, 
stadei^ zngteich im gemeinsamen kircKlicbeH nnd natiofsalen ' In- 
teresse inset ; der Abgang desselben aber bis jettt s€hon sieh immer 
fShlba^ep hferanssteüt, mid eben dämm derselbe seit Jahf zehnten d($r 
kd^bkfkesle Gegenstand' eingehender Besprechungen und Entwürfe de» 
tftigartsdien Episcopats um so mehr war, als ja dieser Vorschlag mit 
4em leiste der Kirche durcta^s nicht im Widerspruche steht. 

Dies beweist nicht bl6s Siebenbürgen, sondern auih die Bechts- 
g^jflogenheit -unseres VaterlÄudes, aufweiche sich Euer Bxoellenz mit 
Bücksicht auf das Patronat und die königlichen Städte berufen. 
-• • Sowie demnach' die Voraussetzung: als ob die bisherige Be- 
telttgntfg des Einflusses der weltlichen Katholiken- auf ÜTChlidhe An- 
gelegenheiten in unserem Vaterlande aus der Organisation der" SSrche 
entspringe, 'und dfes dem Elerus könnte zugerechnet werden, ein 
Bl*tttm 1 ^— 'ebeiiso verwahrt sich die katholische Kirche in unsetem 
Taterlande mit Eecht gegen jedwelche Verantwortlichkeit fük» die oben 
dargelegten Nachtheüe, deren Euer Bxc6llenz In Ihrem hochgeehrten 
Scüröiben erwähnen; j^ sie Terwahrt sich mit Kecht dagegen selbst 
jPßf 'Öeh Fäll, dass dieselben 'ganz oder theilweise aus der Vigrhin- 
d^öttin^ dös' Eihflusses der weltlichen Laien abzuleiten' wären. 
'1*' 'Aach ''meinem' Dafürhaltien änd dief tratirigsten Folgen nicht 
teiflder; wie die; voratlgUchsten Quellen des religi-ösen indiffierentis- 
Aras auss^ «den Glänzen des Eatholicismus zu suchen; und' e^s ist 
gfejwiss, daiss jene Ktankheit der Ideen, welche den religiösfen liidiffls^ 
rentismus und die ^sittliche- Verkommenheit erzeugt, den SSaat und 
die örtsellschäft mit noch weit grösserer Öefahr und nachhaltigeren 
l^erwöstnngen bedroht, ^s die Kirche. ' 

f Die öigeiitliche KäÄe und CHeichgiltigkeit m Glaubenssachen 
wuchert eben tlört am üppigsten, wo sie nicht nnr nicht für eine 
tödtHche Krankheit gehalten, sondern vielmehr durch diö Presse und 
Aü Literatur gerad^eii als das Merkmal des Fortschrittei» ge^ 
h»gt wir*.: . ■ • , 

i ! 'BasBt eine derartige eigentliche religiöse Gleichgiltigk^t in un*' 
ser^' Vafcerknde. elben nur unter den Eatholikein und noch daäu 
ausschliesslich unter diesen zu finden sei^ das - zu bezwäleln möge mir 
geiiliattot ' werden^ Ichrmeiners^its habe eine bessere Meinutig von 
deni fl^läibeoBtoben und dem Eifer der katholischen Laien'Cngams: 
auf diese stü^iztinefa ' die Kirche,, und ihre Theilmhatis ruft sie an, 

• Ich finde michidiesrfnal jedoch nicht aufgefordeiA, ihiGb- über 
iftlei Behauptungen iwieiter »oszai^reohen, mit welchen fiuei^ Excellenzl 
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Ihren sehr geschätzten Vorsehlag begründeten; so insbesondere beräg^ 
lieh der Unterstützung der katholischen Kirche durch die weltliche 
Gewalt, wie des Zurückbleibens der Schulangelegenheiten und der 
Volkserziehung bei den Katholiken im Vergleiche zur Minorität der 
Evangelischen. 

Ich glaube, man könne in dieser Beziehung — wie leh es wirk*' 
lieh bin — einer anderen Ansicht sein, ohne das Wesentliche der 
Sache misszubiUigen, und ohne weniger als Euer Excellenz dasselbe 
Ziel und das hiezu empfohlene Mittel, das ist die Mitwirkung der 
katholischen Laien, erreichen zu wollen. 

Mag noch so viel auf dem Felde der katholischen Sdiulangele- 
genheiten und der Volkserziehung in unserem Vaterlande auch immer- 
hin zu wünschen sein, es wäre vielleicht doch nicht billig, den Werth- 
der in den katholischen Schulen erreiehbaren Kenntnisse, so wie der 
dort gewonnenen sittlichen Eichtung und Bildung insolange geringzu- 
schätzen, so lange diese geeignet sind, Männer, und zwar in grosser 
Anzahl, heranzubilden, wie solche zu jeder Zeit, und so auch in 
unseren Tagen sich durch vaterländische Bildung und Wiösenschafk,' 
sittlichen Charakter und staatsmännische Weisheit auszeichneten und 
dem Namen sowie der politischen Wichtigkeit der ungarischen Nation* 
einen europäischen Ruf erwarben. 

Nun ist aber die Mehrzahl dieses Volkes katholisch, und wurde 
in katholischen Schulen, von k^^tholischen Lehrern herangebildet. 

Die staatsmännische Einsicht Eurer Excellenz WD^d mir die' 
Darlegung erlassen, der Stellung, welche die katholische Kirche in 
unserem Vaterlande von der Entstehung, Gestaltung der constitutionel- 
len Monarchie an bis in die jüngste Zeit als herrschende Staeds* 
hirche einnahm, und wie sich ihr Wirkungskreis in dem Masse- 
veränderte und verminderte, in welchem die weltliche Regierung die 
Staatsgewalt zu centralisiren und selbe auf alle Factoren des 
Staatslebens, und sohin auch auf die Kirche und die Schulen aush 
zudehnen bemüht war. In der Ausübung und Erweiterung dieser 
politischen Macht bezüglich der katholischen Kirche und Schule war 
die ungarische Regierung um so ängstlicher, je engere Schranken 
ihrem Einflüsse durch das gesetzliche Selbstbestimmungsrecht der pro-^ 
testantischen Confessionen gezogen waren. 

Der katholische Klerus Ungarns wäre ^ zwar undankbar, wenn 
er zu vergessen vermöchte, was er den grossherzigen religiösen Ge- 
sinnungen unserer Könige verdankt, und wenn er nicht mit warmer 
patriotischer Hingebung jene hervorragende Stellung in der Verfiis- 
sung vergelten würde, zu der ihn schon d^ erste heilige Könige undi 

20* 
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nacbbar die^ PietU unserer ritterlichen Nation sowie die Gesetzgebung 
Aeß Lwdes erhob. 

Poch kann andererseits auch das nicht geläugnet werden, dass 
die Verfassung Ungarns im pflegenden Schoosse der katholischen Kirche 
und unter ihrem wachsamen Auge entstand und erstarkte ; dass der 
Klerus nie Bedenken getragen hat, um ihrer Vertheidigung willen Hab 
u^ Gut, ja selbst sein Blut nicht zu schonen, und dass er, indem er 
eiu^ der sittlichen und geistigeu Entwickelung der Nation lebte, auch 
iu Bezug auf den besonnenen constitutionellen Fortschritt weder den 
Ansprüchen der Zeit noch den gesetzlichen Beschlüssen der Nation je 
entgegen getreten ist. Und so nehme ich d^tm auch mit innigem 
Dmike. jene schmeichelhafte Anerkennung entgegen, welche Euer 
Sxcel}^^zin Ihren sehr geschätzten Zeilen den bürgerlichen Verdiensten 
c^es ungarischen Klerus zollen, indem Eure Excellenz unter Einem 
erklären: »dass die patriotische Haltung des Klerus seit dem Jahre 
1848 diesen Stand mit der Nation inmg verschmolzen hat.c 

Dieses glänzende Zeugniss verändert übrigens nichts an den 
nackten Thatsachen. 

W^dßr, der Titel der herrschenden Staatskirche, noch ihre 
cfiustitntio^ellen Rechte vermochten zu behindern, dass im Laufe 
der Zeiten auch in unserem Vaterlande unter dem Namen der 
apostolischen Bechte des Landesfursten die königlichen Dicasterien 
beinahe die unbeschränkte Ausübung der Autonomie der katholischen 
Kirche an sich rissen. Die Staatskirche bedeutete fortan nichts An- 
deres, als die Bevornmndung durch den Staat. 

Dap wechselseitige Verhältniss zwischen der Kirche, der Ge- 
meinde und der Volksschule ordnete der Staat unabhängig, ohne 
alle Direction der Kirche. 

Die Kirche diente, brachte Opfer, machte Stiftungen — der 
St^at. hingegen schrieb für alles den Bahmen, das System und die Art 
der Verw^tung vor. . 

Man.könnt|B daher kaum eijfß der Wahrheit weniger entspre-* 
obende Anklage lerheben, — als die wäre, dass der katholische Klerus 
daiTiacb strebte, den Volksunterricht ausschliesslich unter seinem Ein- 
flüsse zu erhalten, und als ob er absichtlich darnach getrachtet hätte, 
die anderen hiezu berufenen weltlichen Katholiken von diesem Ein- 
Qnss aijißzuschUessen* 

: Ebenso verhält es sich mit anderen kirchlichen Interessen, 
niftmentlich mit dem gemeinsamen Vermögen der katholischen Kirche 
unseres Vaterlandes, so wie mit ihren beweglichen und unbeweglichen 
Sirehen- und Schulstiftungen. 
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Ln Namen der obersten AuMcht QDd des apostolischm B^htes 
verwaltete die königliche Begiernng ancb diese Guter so nnnmseliräitltt, 
dass selbst der wahre Eigenthniner, die katholische Kirche, auf selbe 
weder durch Gegenan&icht, noch durch BechensehaftsfordiBning ihren 
rechtlichen Einfluss erfolgreich auszuQben vermochte. 

Es ist Euerer ExoeUenz aus der fortgesetzten tJebnng niebft 
minder, als aus den amtlichen Aktenstücken sicher bekannt,- dass auch 
die sogenannte »Contmimo ecdesiasHca ^t y^el^e nm^r^ vatti'O^ 
setze beseelten Fürsten zur Sicherstellung des Kirohenverinögens 
bei der Begierung errichteten , zu einer fruchüOBen Formalität toA 
Täuschung ausartete, — einerseits weil beinahe die sämmAItehen 
Mitglieder d^ Commission zugleiefa B^emägsbeamten waren , ani- 
dererseits weil die Ansichten der Commission nicht massgebend^wareti 
und die Begierung nicht verpfiiehteten. ' 

Nichts destoweniger hat der ungeheuere Verlust, das Verderb 
ben und der Schaden, welchen die leichtsinnige, allen Missbtäucheh 
offene, theuere bureaucratisdie Oebahrung an dem der sittlichen und 
geistigen Gultnr gewidmeten Gemeingut anrichtete, die mit derVer^ 
waltung Betrauten nicht aufgerüttelt aus dem gewohnten und durch 
die Begierung geduldeten Schlendrian. 

Ja der Klerus, der gesammte Episcopat, mit all seinem An- 
sehen, mit dem voUen Gewichte seiner Stimme war nicht im Stande, 
diesem- unglückseligen Zustande ein Ende zu setzen, und noch l^eDiger 
zum Behufe gründlicher Besserung unabliUbgigen weltlichen katho- 
lischen Männern Einfluss zu verschaffen. ' 

Es wäre daher auch in dieser Hinsicht ungerecht, die Vergehet 
der Staatsomnipotenz der Verfassung unserer Kirche zurechnen zu 
wollen. 

Eben so wäre es, wenn man das angebliche Zurückbleiben det 
Volkserziehung bei den Katholiken in der That dem Ausdchlusso des 
entsprechenden weltlichen Einflusses zuschreiben könnte, wenn siöh det 
Mangel an Gemeinsinn und Zusammenhalten unter den Katholiken 
gleichfalls aus diesem Grunde erklären Hesse, wenn endlich Ursache und 
Entstehung der für kirchliche Interessen obwaltenden GHeichgiltigkeK 
g^en die kirchlichen Interessen nach der Ansieht Euerer ^cellenz 
wirklich als eine Beactioh gegen diese Verhältnisse angesehen werden 
müsste, »zu Folge welcher Alles, was mit den Interessen det Kirchs 
in Verbindung steht, dem Einflüsse der katholischen Gläubigen ent^ 
zogen worden sei,€ und es daher nicht Wunder nehmen dürfe, »wenii 
die katholischen Gläubigen das, worauf sie gar keinen Einfluss aus- 
üben können, endlich als etwas derartiges betrachten, was ^O'gä^ 
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iitehte aagdt« Es Werden Enet Exc^llenz ndeh dem Voraus- 
stohettden gef&Uig snetkenhen, dass die VeTantwortfiolLkeit ffir die bi&- 
herage Beseitigung des Binflusads der weltticltön Eatiioliken überhaupt 
oitkt die Kirche treffen kdnne, und der U&terhssimgsfehler diesbe» 
zfiglich selbst nach der älteren Einrichtung der avitischen Verfassung 
'«reder der Kirche noch dem Elems zur Last falle. 

So viel war ich verpflichtet in dieser Richtung zur Verthei^ 
4]guii|f dex Kirche imt Bezug auf die Vergangenheit auzufjUnreu. 

In der neuesten Zeit jedoch kann die katholische Kirche unseres 
iVaterlandes noch weniger der Vorwurf treffen, als ob sie den Mah^ 
niUigeoL der Zeit ujäd den eben so unerwarteten, als tie^^endm 
Folgen der politischen ümgestältuiig keine Bedmung getragen hätte, 
und als ob sie viergessea, der Notiiwendigkeit jener Mittel und 
Besserungen bedacht zu sein, die nach der Erschütterung ihrer Stel- 
lung als StaatskirchiB, sowie ihrer fJnantästbarkeit sich einerseits zur 
Eirhdbnng des rechtlichen socialen Wirkens und des Einflusses der 
Kirche -<-- ander^seits sur praktischen Geltendmachung der durch die 
nieaen Gesetze gewährleisteten Beligionsfreikeit, sowie zum weisen 
Ersate fior die im Prij^cipe aufgehobene Vormundschaft durch den 
Staat, als zweckentsprechende und gesetzmäissige Verfahrensweisen 
sich dargeboten haben. 

In unserem Vaterlalude findet zwar die katholische Kirche 
ihren vollen Schutz ausser. Gott in der Laudesverfessung und dessen 
Gesetzen, im Krönungseide, in der Reife der Nation, der Mehrzahl 
und religiösen Treue ihrer katholischen Söhne, fern^ findet sie d^ 
Hort und die Sicherheit ihrer altererbten Autonomie auch in der 
Sk^lidaritä4^ dor allg^metnw, unter dem Schutz der al^mein gelten« 
den Gesetze gestellten EeHgionsfreiheit; — aber eben darum kennt 
wd w3l die^Kirche auch jenen von Euerer ExcellenK mit tiefer Ein- 
siebt beiisiGhneten Vortheü gehörig würdigen und in Anspruch nehmen, 
wodureh »sie auf die begeisterte Unterstützung aller ihrer Gl&ubigen 
reqbnen kann, und diese in der Unabhängigkeit unserer Kirche ihre 
^lene: Freiheit, in deren Vermögen ihren eigenen Besitz, in deren 
£iofluss ihiren eigenen sehen« —* und die Kirche ergreift mit der 
grdssten Bereitwilligkeit und Beifall jene durch. Euere Excellenz be- 
tonte, Erläuterung da: BeUgionsfreiheit und des 20. Gesetzärtikek 
vom Jahre 1S48, wornach die katholische Kirche unseres Vaterlandes 
mit Becht verlangt, dass sie hinsichtlich ihrer Autonomie auf dem 
Gebiete der Kirche, Schule und ihrer Stiftungen nicht blos grund- 
säMieh auf dem Papiere, sondern auch praktisch »mit jenem Masse 
des Sc^bstbQstiwnnngsrechtes bekleidet werde, welches die protestem- 



tocbiQi^ K^phßü de£^ Landes rgetti^8ip0n,4(. an4i4i4^ ^m-m rJMü&BläÜVt' 
zei|;, WP die Si^tMil^W ü^ noserem V»tßrUiad<^f;9arjg^etz]yiel)A»i8i^ 
cherung.de» gegepwäntigen Att««)a|S9a3di9r.<kurpUi((}]|)en Auio<H)mieiili8r 
4ie..prot<98lmtt|cbeKi OonfesBiopen aiüf deai Iiai»i}taigt^ mitiwiilKiten, sie 
sicJi.erUch den Pro^efiiaiiteii nkht m^ wziigjdateben «(oUteft^.'atorläe 
vlel,MQh.iiu:er Yo^au^^ßtiuag mlh^k ü^ihexmh^B Itattfoliff^boiKii]^ 
biQfieeu^aii bat; [. ;:"«.:-,v 

Ja^phl, die >kaaH>liicbe KifOb^ .s«trt »ich* blOBrihrön; Bacotf, 
,9(^derB: aucl^ ibr^ IMm dweio, if^emit junt^ ihiBr iLeitmuigdia ^tf^ 
lig^S'sLttUche firs^fhu^g- ihrer Glämbigen^des Yolk^:, mit demm 
intallectneUer £Qtwi(^liuig veiBmii fQxtsdxteiiteii uniisAe wM^t 
jüßhta seholichßr, (als .dasa- die katbolischaaVolkasohuleri! [deren He- 
buBg^.auch bia j^tst die Kirche nicht yemachlöBsigte, deireii .hiAarige 
BesultatQ jedoch bei leiner unbefopgonen Beuxtbeüung, im idlgemoi- 
neu. betraqhtet, wediar.^in sittliciief nc^ in ri^teU^ctuaUeir/Svisißltt 
kainem der anderen Confessionen no^d^Qh^]' jeo^nGxad dejr Blutke 
.krrfiohen mögen, dar u^terden aUgemeiiien, dvdakendent maiteri^lltti 
und Calturverh^Jtßis^eQ des Landes, mi errokhen mx irgend imög- 
üifhipt. 

Eine gleich ernste Absicht leitet dieEir^Ü^e in,i)mrt Farßoige 

böherer wi^^pchaä^Uaher Bildui^g mit Hiipicbt .aiüif die äeiunff.uM 

JErw^term^ immer höheren liehr<meMim^^ ip^besioind^rs ä)l<dw 

Entwicklung aoaerer einstigen katho^scben üniviemitat, dieinaH'dam 

be^tändigien J'ortschrilite der Wis«U3nBcli^t4n.imuntflrkDK^QPi^;S 

ij^ge sieb böftnda, . ; - » • ■ .> ^^ 

Euer Ejteel^epz. können 'gerade ibcer,,b()hen.:Stflltang -nach rfip 

sicherste Gewähr dafor sein, dass die für dif^.i EntwiiQk^lnogcWfW^iT 

:N^at|on.diei{MndQn.:!i;ahlreicban katbpliacben 'Lehra9staitten,. :^paran- 

di4»n« Gymnasien, ü^yceenr Seijainarien, A<;ademien, Gien^ii^te, St^pficldÄ^ilL 

n;nd so. viele ^uadare^ der Ereiehnng gewidmete ]IiIfsq\Mitt9ni.i^s€H(iß 

ViMieorlaiMles, die so zablrei^^ sind, dass: siß..wQlpb:iiW^er a^viÄ^M 

Lande znr Ehjre,.g^rei€hßn wurden, .wn w^t9{U&<u|^]?wiege«de<ijTlieile 

ihren Ureprung und ihre Befestigung eben der Fireigebigkeit unddW 

Opfcan^iUi^keit der kutbolischen ^^ehenud ibr-es ^K^erus «veufdaiikieii.;.. 

Hinwiederum sind. Eure Exipellenz besser, al^ ich anteiiipli(ei!l; 

über den, tiefgeaunkenen Stand jener £iniiab^sflttteU0n;, di» ¥evmfig# 

des genau vorgezeichneten Zwecke^ ihrei? Stiftung,. ^«ur.QdekQVig''^ 

gemein^h^Uph^ Erfordeunisse, ^x, iCirch^ jond fiebule beatiwnt^» dm 

S!ebiff.bi:üchen der bishenigen .Vet vvaltung entr<>n#en, jwnds f^^uehirbfr 

lieben Sie zu wissen, dass die wklichen Einnahm.^jb^tzst^Iit^U^ 

^1^. g^gm^r:^\S^ basobei^en^n; .Ye7«hä}tws^P) 'ßmmi^ .ZM .f^enden 



312 Dte kiOiol. firdiniflfage fn Oesterireich 1M7-*^ (B. TMisleifliaiiien). 

Mittel nidit mehr entepreehen , und noch viel wenig» hinreidimde 
Kraft m geben , nm die mit dem gesteigerten Bedärfiusse der Zeit 
entsprechenden wirbamen IGttel herzustellen nnd zu vermehren. 

Wfthrend also nach diesem einerseits fBr die ErMhnng neuer 
Einnahmequellen gedacht werden muss, Iksst sich andererseits auch 
jenes Becht der katholischen Kirche nicht in Zweifel ziehen, vermöge 
welchem sie, nachdem ihre alten staatskirchtichen Bande sowohl mit 
Bficfcsicht auf den ausschliesslich kath<dischen Standpunkt der Be- 
gierung, als die hieraus entstandene Interessmisdidarität gelöst, von 
nun an im Sinne des 20. Gesetzartikels vom Jahre 1848 die Ver- 
waltung der gemeinsamen Ejrchen- und SchulgAter unter Einfloss- 
nahme weltlicher Gläubigen in ägene unmittelbare Leitung nehme, 
sich davon flberzeuge und es prüfe, ob nicht etwa einlftssliche Sorgfalt, 
TheOnahme, Folgerichtigkeit, hinreichende Efairichtung und strenge 
Ueberwachung die Ertragsffihigkeit dieser Gfiter über das traurige 
Brgebniss hinaus zu erhöhen vermöchte, das die bisherige bureaucra- 
tische, kleinliohe, sich selbst überlassene Verwaltung zur grossen Ver- 
kürzung des Stiftungszweckes und der Nationalcnltur aufwies. 

Demgemäss haben Eure Excellenz besonders mit Bücksicht auf 
die gegenwärtigen kritischen Zeiten sehr weise auf die wohlthätigen 
Folgen hingewiesen, welche aus der Theilung des Einflusses, sowie 
aus der künftigen Einbeziehung der Laien in die gemeinsame Theil- 
nahme und Solidari^t, und hiedurch aus der üeberwindung der 
beklagten Gleichgiltigkeit nicht minder als aus der reichen Fund- 
grube eines um sich greifenden Gemeinsinnes zur Erfüllung des Be- 
itifes der Kirche in der Gesellschaft ebenso, wie zur Sicherung ihrer 
Alitonomie erwachsoi könnten. 

Die Kirche hat jedoch immer den Segen dieses Bundes aner- 
kannt, und sich nie geweigert, mit den Laien all Oire wie immer 
txjtt gemeinsamen Unternehmung geeigneten Bemühungen und Be- 
strebungen in Bezug auf Khrche und Schule brüderlich zu theilen, 
— • hat seine DurchfBhmng, nachdem dieselben der Ver&ssung unserer 
Kirche im Allgemeinen nicht widerstreiten, in den Gemeinden ihrer 
diesfUIigen Kirchensprengel auch bisher nicht versäumt. In Bezug 
auf das ganze Land aber, wo ohnehin diesem gemeinsamen Einflüsse 
einzig und allein der Staat im Wege stand, hat der Episcqpat der 
weisidn und patriotischen Aufforderung Euerer Excellenz zuvorkom- 
mend durdi vermittelndes Gesammteinschreiten schon das wahre Hin- 
demiss zu beseitigen versucht, indem er hiezu sich um die Allerhöchste 
Bewilligung bewarb. 

Es möge unerOrtert bleiben, dass auch bis fetzt Lehi|[ebäude 
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und Biiiriditaiig der Valksficbiiltn aosBohUesslkh voih Staate und 

nicht von der Eiicke abhUng^, welche ausser dem Beügkmsiuitw^ 

richte nur die umnittelbaie Aufsicht und Leitung uneatgisltlioh, jedoch 

mit Bemfseifer und Sachverständniss fölirt, und gerne bereit ist^ die 

Bildung solcher mit Laien gemischter Gommissionen aus den vcav 

handenen intellectiiellen Kräften bei jeder Yolbschule zu fördern^ 

welcher sich unsere St&dte ohne irgend welche Einsprache yon Seite 

d^ Kirche schon nun erfreuen — es möge auch das im atisgedehn- 

ten Masse durch die Laien ausgeübte Patronatsrecht mcht besonders 

hervorgehoben werden, welches über kurz oder läng sammt. seinen 

Becbten und Pflichten auf die Glieder der katholischen Gemeinden 

übergehen wird. — So existirt ohndün in unserem Vaterlande keine 

einzige katholische Eirchengemeinde, m der eben in F(dge der Verw 

fassang unserer Kirche an der Verwaltung des Kirch^gutes und der 

kirchlichen Stiftungen nicht auch Laien in der Eigensdiaft als Syn«- 

diei oder Eirchenyät» theilnehmen wurden. 

Auf diese Weise ist es in allen Diöcesen. 

Als Beweis hieför kann ich, was msonders die Baaber-Diöcese 

betrifft, mich auf mein Bundschreiben beziehen, das ich am 19. März 

1859, behu& der strengen Darnachachtung die^ei; Einrichtung nebst 

einer besonderen diesbezüglichen Anweisung an die Seelsorger der 

Gemeinden ergehen liess, in der ich anordnete: »in administratione 

hac [peculii Ecclesiae et fnndationum] partem capit etiam parochiana 

communitas medio nempe virorum de ejusden^ gremio deligen- 

dormn.« . , 

Dass aber die Bischöfe ünganas zur Einfahrung des Einflusses 
der Laien auch im höheren Wirkungskreise, und beziehungsweise mt 
Beseitigung jener Hindemisse, welche diesem Einflösse entgegen 
stehen, und überhaupt zur thatsächlichen Ausübung der Mtonomie 
der katholischen Kirche bereits im Jahre 1848 in Pressbiirg Schritte 
gethan, erwähnt Euerer ExceUenz hodigeschMziss Schreiben selbst, wo 
sehr richtig bemerkt wird, dass auf die damaligen [in der erwähnten 
Denkschrift entwickelten] Entschliessungen »die in ganz Europa herr- 
schende Aufregung« und die »revolutionäre Stimmung Einfluss ge- 
habt haben mögen;« denn nur hiedurch lä^st sich dasein der ange- 
zogenen Dentechrift mit Hinweis auf uBsere kathoüsehe Universität 
aufgestellte, aber von der Kirche nie annehmbare Princip erklären. 

Die eingetretenen Ereignisse machten jedoch diesen ersten Schritt 
erfolglos. Es wurde damals sammt der Constitution in den Hinter- 
grund gedrängt — erwachte aber mit dem neuen Morgenroth unper^ 
Nationallebens wieder. 



Waitrseheinlidi waten Saere fisc^tteBt Mshet niofat' ito Kettitain 
4aton gesetzt, dsBis der ungsriaclie I^isoopttt wkh ?or zwei Jahren 
tabsr dar Leito&g memes Seligen Vorgängers diese frage neaerdihigB 
in Erwähnimg nahm, and in der That mn.jen^n ^ispriiiadicheti inid 
zeitgemftsson Qedanken, den Euer Sxoellenz gegenwäirtig ao warm 
Ampfehlen^ za rerwirldichen, beschloss, sieh mit ^loem.nnteirtiiSaigslieli 
Bittgesuch an die Stilen d/es kdnigliehen Thrtmes bu . wenden. 

Geskatken nur Eitere Szceilenz^ dass ieh den auf finsere Frage 
heaü^^cäen iviesentlichen Inhalt diesiBr Bittschrift zur fje&Uigm Eiennt* 
inssnahme hier Mgen lasse. 

Nachdem nämlich die rw mir erwähnte Adresse die nntihteiv 
brochene Abnahme der Einkünfte, 'besonders aas den nnbewegüthen 
£ir(;ben-^ mid Schnlgntem, mit voller Offenheit dairgelegt, £iissen die 
Bischdfe ihce AtterhCchsten Ortes vorgetragene Wünsche ia Nfteh* 
folgendem zuBammen: 

„Nihil igitar aliud remed» oeeorri^ qoam miiajos ipsloB nmdl räigioals 
et stadiorum, ande tantae ecctealae^ M' iasUtata !itter«ria caüb^cornm DnM(isionem 
ei^pedant, f)royfiUtts reddantor opuleotiores. Quo ver<i id modo fiet?. Certe non 
allo, quam qui modus alia ecclesiarum bona, per ipsos beneficiatos admioistrata, 
ferendis longe majoribus ac antea expensis paria reddit. 

Nempe id ag^re oporteMt, ut liaee quoque ftindi religlonis et studlorum 
liefia peculiarHrns Beciesiae oatferdlieae Tel polius comalssiMiis atfeidüs mütae^miris 
«ccrediia ita adainistreotar« Qt aeced«n(e .etiam peoiüari uidustiria -r^ tatis aiu* 
gulis rei domeßtic^e partib^s impendatuj- soUicitudo^ .qualein innumeris curis 
distentns Status, ejusque dicasteria impendere nallatenus possunt. Quod quidem 
ita manifestum est, ut dubio nullus omnino relinquatür locus. Ideo status, fündi 
bujus catholici actualis administrator, minus malum exsecuturus, non jam üita 
vfee vetid^e togel^ttMr, ant äleiittibaMr $aitäm eJAsniddi bona. Maloät enim iU^s 
fur^re ^fißtm {Cua d^omo 0iio,.'et «ejfariipflfeiEijl.' datrimin^b ad^i^^raris* 

. . IJt. idem <imn boqis eti^m caibolicae fundat^Qis: «riiqi^ipdo fiat, Mmittere 
episcopatus Hubgariae salva ^onscientia sancti.sui rouneris nequiu Hoc enim facto 
non splum manifesta. Eccleslae jura violarentur, sed et omnem melioris aliquando 
äortik, abuBttantibi'umqiiie pröventümu sp«m nnttlln oporter^t. 

' i^oMqüam l^ur statt« v bde ii^o, ^d (>}tfsmodi t^otta venni exponat et 
•bAlieOei, 6e Alis cum frpi^tp. adüinijrivioidis imi^arem ease föteatls^r.Ecqliesla 
Cftl^Qlica, quae ,tutissimum tarn praeseiiti8.:$,uae for^unae, quam etiajp fdtujra« 
sortis meliorandae praesidium in immobili posssessione merito reponit^ bona haec 
et totum in genere catbolicum fundum, ita suae curae concredi hamlilime petIt, 
tit etiiscopatus et cAtbblifiorum corpus, mitforetli ac antea habait;' büncqu^ iÄii*^ 
mdtamin iflis:adttiiiiattandia««iilhiKuiti obtinens, ad^tlta: saeculariam ttiam viro- 
rum <atbQili€oruol.0tt«$lio«ipMiia cum lib^rtate eunetoram» mediomm.Mräu3a4i<>a««i 
p$r4inare possit, quorum ope alia Ecdesifte ci^tb. bona ita productiv^ fuisee vide- 
mu9,.at non tantum ingentem oneris public! vim sustinere queant, sed et Eccle- 
sias institutaque reli^iosa et 'Htteraria saltem conservare in antiquo statu t>o- 
tUÄrint.' • ' ' ' •■••■■• ' ■• ' '• • ;•:•..-. 

Non tamen oaicam illad est, immo n^c principal^ lpiäHtto«i|s''ifaäMWB'<itioli- 
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voni Majesias Sacratissiöia! Esl et afiud, qüod nos prosperiö^bhi WHgiÄhl8'4t 
Eeclesiae cpiAialieae In reg*tiö hoc apostolioo swim soUicite pensantes «^ommoirtt»: 
nempe major, qaam eibinc nobis poUiceinBr« cüttioUßonim praesertiiQ SMciUaiiaoi 
in provelxendi3 Eeclesiae commodis volantas et zelos; ardentius illadq)ie laicis 
etiam commune in augendp bono religionis, a multis neglectae Stadium. Tantae 
molis res, tanli raomentl negotium, quale est religionis et Eeclesiae pröfeperltas, 
vigor item florensque statas — praesertim in regno hoc, in qtio miliiones anitiia- 
Tom quotidle malte damtaxdt aere paranda slbi deposoimt inslitatiatils «t coitdiB 
puMici media .-* Bon SQlum ep^copaius et elari, sßcl:C(ui€jtorimi omfiiiia cal|ltt>l|fi 
nominis hominam, prolnde laicorum etiam concursum, proratitudiftem et pectora 
zelo fidei animata deposcunt. Heic quoque viribus nonnisi unitis grandia efficf 
possunt, convenlentia nempe gloriae magni Del , et aere nunqaam aestlibabili sa» 
luti animaram. . -^ 

E^t Tero impossibile zelom bnnc acuer«, viel abi deest, eceendere,. ai 
nequeant in communem quasi causam, in commimef Studium et conspitiiiain i|i^ 
trabi saeculares; si non praebeatur illis oceasio semet conviocendi de reali neces- 
sitate ampHorum mediorum, et majoris adbuc fundi, quam praesto est; quem 
tarnen nunc iidem saltem exbauribilem pulant, vel plane non nostris solam; sed 
alterias etiam religionis bomintbas [ad quos is nuHat^nas^ertinet]' abtmde aaffl- 
cientem; »i non fuerint intime persoasi totum bunefwidani, ofiiäesqiie ptoventas 
jlljqs salataribus flnibus, iisque eomrnunibus religionis et monim proaoveßdi&k umi 
autem privatis nefas ecelesiasticorum inservire: ut adeo ad bune non solvm 
coDservandum , sed etiam augendum ipsi quoque laici salutarium ejus fructudm 
participes, omnem conatum et laborem conferre in conscientla obllgentar. 

Creatio talfs convictionis et publicae apud catbolicos opinionis, quae omninm 
ad eosdem flnes concorrere obligatorum zelum exdfet, non tantnm publicitaten 
certam in admlMstrando , reddendisque rationibus necessailam reddit, «ed etiam 
e geslo camprtiDis nostrorum temporum postulare videtqr, xxt commissio adml« 
nistrationis bonorum toliusque fundi religionis et studiorum praeponenda, mixta 
Sit, non ecclesiasticis solum, sed saecularibus etiam, attamen vere catholicis, ideo 
a Majestate Vestra sacratissima, qua sopremo Eeclesiae catbolicae in Hungaria pa- 
trono erga propositionem episoopatus benign^ nominandis, consiet; ^ui fcmdam 
httde foi dies dngere veiint; iUam pro tali, qmhs reipsa ett, nempe cattiolicio ha^ 
bentes, commuBi omni»m catholicorum utilitati bonoque jnservirate." . 

Da auf diese Bittschrift keine Antwort erfolgte, hat im jüngsi- 
verflossenen Herbste während der Erledigang des Piimatialfituhles 
der Epdscopat die Sache der gesetzlichen Stellung und Antonomie 
der katholischen Kirche nochmal« in Verhandlung genonmien, und 
seine hierauf bezüglichen Erwägungen in eine Bittschrift zusammen* 
gefasst, die Seine Excellenz der Erlan«r Erzbischof persöoKch Seiner 
Majestät am 8. Januar laufenden Jahres überreichte; und in dieser 
Bittschrift ist zugleich der Entschliessuiig Erwähnung geschehen, 
nach welcher die Bischöfe übereinkamen, zum Behufe einer Verwal- 
tung der katholischen Stiftungs- nnd Schnlangelegenheiten unter 
Allerhdcbster königlicfaer Aufsicht vereint mik eihigen kaUioüschefa 
Mitgliedeirn des gegenwärtigen Landtages, welche ^r die nnverlBtzi^ 
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Aofrachthaltiuig der diesbezüglichen Bechte der königlichen Krone 
eifrigst besorgt sind, in einer besonderen unterthänigen Adresse vor 
das gnädige Angesicht Sr. Majestät zu treten. 

Ans dem Vorangehenden gemhen Euer Eicellenz sich zu über- 
zeugea, dass der ungarische Episcopat mit Bücksicht auf eine den 
neuen politischen Verhältnissen angepasste Umgestaltung der Ausübung 
der kirchlichen Autonomie den Formen und Mitteln nach dieselben 
Beformen betrieb, welchen Euerer Ezcellenz hochschätzbares an mich 
gerichtetes Schreiben eine so grosse und so günstige und fruchtbrin- 
gende Tragkraft zugeschrieben hat. 

Schicksal und Lage der obwaltenden Frage ist demn^h heute 
um ao günstiger als bisher, als sowohl betreffii ihrer dringenden 
Wichtigkeit, als der Art ihrer Lösung ein so glücklicher Einklang 
zwischen der aneifernden und die Unterstützung verheissenden Auffor- 
derung Euerer Excellenz und den bereits wiederholt ausgesprochenen 
Wünschen der dadurch interessirten katholischen Kirche sich offenbart. 

Indem ich demnach mit inniger Freude über dies glückliche 
Znsammentreffen sowohl in meinem, als im Namen der katholischen 
Kirche hiemit dem ausgezeichneten Anhänger der Kirche für seinen 
religiösen Eifer, dem berühmten und aufgeklärten Minister hinwieder 
jRir seine staatsmännische Fürsorge — meinen aufrichtigsten patrio- 
tischen Dank ausspreche, — beeile ich mich unter Einem Euer Ex- 
cellenz zu versichern, dass ich die in der vorliegenden Frage ohnehin 
schon beabsichtigte Berathung gelegentlich der bevorstehenden Wie- 
deraufnahme der landtäglichen Arbeiten im Kreise der zu versammeln- 
den Betreffenden mit um so ernsterer Entschiedenheit wieder au£m- 
nehmen und zur entgiltigen Schlussfassung zu fähren bedacht sein 
werde, je mehr ich mich dazu berechtigt glaube, in der hochgeschätzten 
Aufforderung Euerer Excellenz das offenste und günstigste Unterpfand 
f&r die glückliche Lösung dieser Frage erblicken zu dürfen. 

Empfangen mittlerweile, bis ich Gelegenheit haben werde mieh 
über die weiteren EntSchliessungen der Betreffenden in dieser Sache 
zu äussern, Euere ExceUenz den Ausdruck jener patriotischen tiefen 
Hochachtung, mit welcher ich Ihrer hochgeehrten, bisherigen Nei- 
gung empfohlen bleibend, verharre 

Johann Simor, m. p. 
Erzbischof von Gran* 



Seine forstliche Gnaden der hochwürdigste Herr Primas haben 
demgemäss im October 1867 die Bischöfe der Oraner, Kolocsaer und 
Erlauer Kirchenprovinz, sowie den exemten Erzabt von Si Martinsberg 
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zu einer Oonferenz nach Ofen eingeladen. Diese ist zusammen g^ 
treten und hat nach eingehender B^rathung im Noyember 1867 ihre 
Vorschläge an das k. ungarische Ministerium för Cultus und Unter-* 
rieht erstattet. 

Soweit die Oesterreichische Yierteljahrsschrift. Die ungarischen 
Bischöfe conferirtmi übrigens, wie wir nach dem Salzburger Kirchen** 
blatt 1868. Nr. 2. dem Voralberger Volksblatt zur Berichtigung 
falscher Zeitungsangaben, entnehmen, über kirchliche Angelegenheiten 
schon seitdem der Landtag tagt, nämlich seit dem Jahre 1865, wie 
dies aus der Antwort des Fürstprimas an den Baron Eötvös hervor- 
geht. Der Minister hat in seinem Briefe an den Primas das Concordat 
gar nicht erwähnt, und deshalb fand sich auch der Primas nicht 
veranlasst, sich über dasselbe auszusprechen, wohl aber betonte et 
die volle Autonomie der Kirche, und ivie wir hinzufügen, hielt ach 
auch der Primas wie der übrige Episco^at Ungarns sachlich an die 
Vorschriften des Concordats. Auf dem Landtage war von Beligion 
und kirchlichen Angelegenheiten überhaupt noch keine Bede. Die 
ungarischen Abgeordneten haben viel dringendere Angelegenheiten zu 
erledigen und halten sich zunächst an diese Aufgabe. Was der LsMid*- 
tag in Ehesachen beschliessen wird, weiss noch Niemand; soviel ist 
jedoch gewiss, dass in der neuen von dem Justizminister entworfenen 
und dem Landtage. bereits Vorgelegten Civilprocessordnung die kirch- 
liche Gerichtsbarkeit über' die Ehe anerkannt und aufrecht erhalten 
ist. Ob ein Antrag auf Einftihrung der Civüehe in Ungarn einge-» 
bracht werden wird, ist bisher unbekannt; so viel ist aber gewiss, dass 
der Episcopat einem solchen Antrage entgegentreten wird. 

üeber die Schulangelegenheiten trat ebenfalls keine Differenz 
zwischen der Regierung und dem Episcopate in Ungarn ein, weil die Be- 
gierung zwar einen Gesetzentwurf darüber vorbereitet, aber noch keine- 
Abänderung an dem Hergebrachten getroffen hat. Die Kirche übt den 
bisherigen Einfluss auf die Schule aus. Als der Minister als Privatmann 
die Bildung von Volkserziehungsvereinen ohne Unterschied der Confessiön 
empfahl, haben die Bischöfe in ihren Erlassen an den Klerus erklärt, er 
habe sich an den entstehenden Vereinen nur dann und dort zuhetheiligen, 
wenn und wo sie nicht gemischt, sondern rein katholisch sein würden. 

An der Verwaltung des Kirchenvermögens haben auch bisher 
die Laien in Ungarn Antheil gehabt, nämlich der Patron und die 
Kirchengemeinde und zwar letztere durch einige aus ihrer Mütte ge- 
wählte Mitglieder. 

Im Februar 1868 veröffentlichte der »Idök tanuja« den von dem 
ungarischen Episcopat ausgearbeiteten Entwurf gemischter — aus 
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G^^süiehm und Laie» hesUihender ^ Ktrehenversamtniungm znm 
Zweck der Aufsicht, Verwaiiung, und Contrdle des Unterrichts^ so- 
wie des Eirehm^ und SdMoermögens. Das lunfangrediebe Schrift* 
stuck besteht aus zwei Theilen, die in 86 Paragraphea zerfallen. 
Das Institmt gliedeart sieh in den p£Burrgemeindlichen Kirehenrath^ 
untar dem Vorsitz des Pfarrers, den Decanats-Kirchen(rath unter Vor- 
sitz des Decans, in den Diöcesan^^Eirchenrath unter Vorsitz des 
BiachiOfiä, ntad elidlieh den Landes-Kirchenrath unter dem Vorsitz des 
Försl^mas. 

In den pfarrgemeindlicheH Etrchemrafk kann jedes grossjährige, 
sBdUmtständige , einen ehrbaren Lebenserwerb besitzende katholische 
Pfarrmitglied die nach der Seeleiizahl zwölf bis sechs und dreissig 
betragenden Mitglieder desselben wählen. Die Hauptth&tigkeit dieses 
Eirehenrathes ist nameoitlich die Aufsicht über das Vermögen der 
Kirchen, die Erhaltung derselben in gutem Zuatande, die lieber- 
wiachung der Lehrer , die Förderung des Schulbesuches , die in An- 
regungbringung der . Entfernung nachlässiger und sittenloser Indivi- 
doea des Lehrerstandes, dann die Wahl eines Abgeordnrt^n zum 
Deoanats-^Elrchenrath. 

Der Becantxts^Kirchewirixäb besteht aus. den Priestern des Deca- 
natsv den Eirchenpatronen und den Abgeordneten der pfarrgemeind- 
Mchen Kirchenrathe^ Die. Hauptaufgabe Messelben ist die Vornahme 
der Wahl der Abgeoardaefcenzam DiöceaaiirKirchenrath, in welchen 
drei Mitglieder gesendet werden, eines v(mi Klerus, eines von den 
Kirehenpatronen, and ein von den pfarrgemeindUchen Abgeordneten 



Der l)iö€es(m^Kwchenra£h besteht aus den Mitgliedern der Dom- 
ca^itel, Aebten, Pröbstan, Ordensvorständen , dem Diöcesan-Schtil- 
ifispeetor, den Vorstehern der Seminarien, Liceen, der katholischen 
Bechtsacademien und der. Lehrerpräparandien ; femer den Abgeord* 
ndten der Eirohenpatro^be, die aber ebenMls nur Kirchenpatrone nmi 
können, endlich den Abgeordneten der Decanats-Kirchenräthe. Der 
Diöcei^n-Kirchenrath trifft Anordnungen über den Elementarunter- 
richt mit Ausnahme des Beligionsunterrichtes, überwacht in der 
Diöoese die Ageadesijder unterstehenden Kirchenräthe und niiaomt die 
Wahlen: in den obersten Landeskirchenrath vor; die Capitel, der 
Diöcea«i&-Kleriis, die Kiroheoipatrone wählen je ein Mitglied, zwei 
Abgeoirdatete Werd^ von den übrigen Laien gewählt. 

Der oberste Landes-Kirchenrath besteht aus 72 geistliehen und 
ebensoviel weltlioheiL Mitgliedern, zu den ersten zählen die Erzbischöfe, 
die Sischöfe,.di& AbgeoTiiaet^n ider Gapitel, das (Klerus, zu den letzten 



45- Abgeordnete f 22 üreheiipatron«/ eiü Terfträt«: läar« Ufik^iftt. 
and. vier k^gUelie Abfeötdnetei Der obetste LatideflA:ir«liiMifatb 
äbernknxnt aiUe kiitUichefiY SQl»Bd-/U]iiverdiiat64Stip«ndlttlftti^ 
dec kaübdisebeft Kirche, di» bisber unter di^ Leiteitg^ der Begieiti^ 
gestandea smd,i Tvadht •über. > die iferwaltmg demlben, leitet 'dieAti^ 
gele^nlneiien der Elementarsobuleli^ Prlqpard.ndii^^ der i'Riial'-/imdi 
Mitfcelsohnleiti, danmder Diiiversität be&iü^eh ihz^r Bedärffliiset und 
des igeistigexL Fortsekrittes. Amsgeschlosdmi von 'dieik: Beratfanifeii!' 
sind die katboliflcbeiölattbens« und SittenlehUßji dasr Eirdieareginentf 
i$Si EirclieiiceifeniOüiYdl ^ die Qegaikständig . der /Kircfaenddscij^fin ^ die 
l^ikbtung des kirchMehea InetitUetimdjediriede^ßeaelHr&nttuig dee< 
indiiiduellen Eigeniihiulnsreelitee bez%lieh der kireihlifdb^ fieveomenv' 
Der ;SitK dea obersten Landeskicehcab-atlies ist in Oran, mid id^m 
Yoisitsi führt der EfirstpiinlaBiiodeir der iälteste firebiiiobofi oder Btedhef^^ 
Axisserdem wird in Ofen zur Durchführung der besöbleesenten Mass*- 
regeln eine ans Mi£ Mitgiiederui bestolieiide.Comfiiiaidion yiiA dem 
ebesratenLandeskisciienratk. eingesetzt werden. 

. : ( Jener Entwurf ist. übrigens ,> > -wie der / Beäeht • »iPesti^ Himfk« 
besagt V von d^n ungaarisohen E^iacopat 410dl iiokt.eni^iltig'ai^ 
genotunen, miA daher aa<sh dem uagaxiscben .GnltmiBister aaofh nkcM 
meM 2ur iamtliohen Verhfandhing undjSehluss&äsang mitgetheilt^wöm 
denu . Zuvor .ist näonlich der. E^itarmrCnobh einer AntsaM ven katho-- 
lisdien StaatsxnäniieiS; und.Notahilitäien zorMeimmgisifQSseningi mit^ 
getheilt worden. . Mehrei:e dieser Begisbaohtoiif e^ :^d < beireite / ein^ 
gelau&n, und . nach Eintrefien . aOier wird iet Entwurf' noch omt i ddn-* 
selben. veiglicben.werdenv nm diffi^rirente Piinbtei der Sohtnsafassung 
»1 /Umtearziehen. Ab; TeiirBinidffBiiWiiedeTinisanQsnentreten 
i^isohän Biscfalkfe ist die Wiedereinbetuf Hing des: uligiairächeii: Beichfi^. 
tags; in Aussiobt genoinme». . . ; . . . ;- . • '! ... 

lieber die. VsrsanAdimff der kaihoUschen' Stände m iSMsimrjj^ 
BMldetß ider Qesierr. Yelksfreund 1868^ Nr.j4ä.<Biid Hit Die von.^.. 
EsteUeiiK dem BiMhbfA.Foffoinssff vm Sieb6nbüvg^^ hach Earlsburg. 
einbervlenen katholischen Staincr haben am & TMyis: 1808 eine. Yoroonf 
feeeoK g^aJjt^n, in welchdr drei voriieffißnde Unfyßüffe jeskeir de8:iidgar 
iwhenEiHScepata, devdes Bischöfe vonSieiD^iDibürgeak^ «sidieiiDcir 'mahltet 
rer Klausenburger Herren mitgetheilt wurden. Das letzte Ekboiiitiiiflr 
tei^schflidet äoh. von den beiden; andtoen <dadurok , dass^ es sidh nur 
^ die Organifflriing der: YeraaouuiilBg und nicht auf die Deoanats^ 
uodi ParochiaMlizungen' drstreckt. Am. 9s- d. eignete Se«. Bxcellenst« 
die) SitznBg ^äxik einer ' Bede. ,1 in t welcher er , der . b^onderfeu : Atifinerk^ 
aämk0it!dieiB6£prcobuagiid^c-blsicdiöfliQhdn]C^ erapfleUU}; : Sk 
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gehört ^ dieser nicht attein das »jus in ncriBt« aondam auch das 
»jns drca sacnLc Das protestantisehe Consistoriiim könne er nicht 
als nachafamnngswftrdiges Vorbild mipfeblen. Denn in der kathcH 
lisdben Eirche nntorstfttzen und yeriheidigen die Laien als Söhne die 
Bechte nnd Güter ihrer Mutter (Kirche). Die Kirche wendet sich 
mit Vertrauen au ihre Söhne und nimmt sie mit Vergnügen auf in 
den KreiB ihrear SeUntverwaltungf jedodi nicht als aUrinstehmde 
FactcMreai, sondern als mit ihr vereinigte Kirdienmitglieder. Dass 
die Hierarchie die Laien vom kirchlichen Gebiete verdrängt hätte, 
wurde nur als leere Ausflucht vorgebracht oder entsprang aas M- 
scher Auffiissang. Das Hauptdiaral^risticon der Kirche ist die Einheit, 
in welcher aber jeder seinen eügenen Berafidoreis hat. Gott möge 
die Katholiken Siebenbürgens davor bewahren, dass jetat oder in 
Zaknnfk dw Kampf am die Thälung isr kirchlichen Macht heranf- 
beschworan wnrde. 

Die Vodagen wurd^ dann an eine Gommission verwiesen. Se. 
Excellenz beantragte eine einstimmig ang^iommene Ergebenheits- 
adresse an den heiligen Vater. In der aus 20 Mitgliedern bestehen- 
de Gommission trat eine grosse Meinungsverschiedenheit an den Tag. 
In der Vorlage Sr. Eminenz des Bischofs konnte natürlich die Orga- 
nisimng der Versammlung nicht in einer Weise beantragt werden, 
welche mm Nachtheile der bisher ausgeübten bischöflichen Gerichts* 
barkeit hätte dienen können. Die Klausenburger hatten einen die- 
sen Ansichten entgegenstehenden Vorsdilag abgefasst, womach die Ge- 
walt des Bischofs von den Schal- und iärziehungsangelegenheiten ausge- 
schlossen werden sollte. Darfiber warde am 13. jFebr. verhandrit. Am 
14 und 1&. Eebr. fanden weitere heftige Debatten aber die Parität zwi- 
schen der Geistlichkeit und den Laien in Betreff der Zosammensetzang 
des katholischen Status fSr Schul- undünterridtsangelegenheiten statt. 
Die Laien wollten nämlich die Parität bezüglich des Klerus nicht gelten 
lassen* Der Commissioiisplan wurde mit bedeoienden Modificationra 
angenommen. Die gesammte Geistlichkeit erklärte sich entschieden 
fmr die unverletzliche in den Kirchengesetzen begrändete Stelhmg der 
bischöflichen^kirchlichen Jurisdiction, und hielt an den kirchenrecht- 
lichen Fundamentalprindpien fest. Am 15. wurde die Versammlnng 
geschlossen. 

iln einer blos von Gastlichen besachten Gonferenz beantragte 
der hocbwflzdigste Bischof die Grondung eines Fondes zar Dotirang 
der Pfarreien und SehuUehrer, jeder Geistliche mit einem Einkommen 
von 500 fl. hätte jährlich einen Gulden, dann aufwärts von jedem. 
Hundert eiiien weiteren Gulden zu zahlen, iisß wnrde allgemein mit 
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Beifall aufgenommen; überdies zeichnete der AntragsteUei* zu dem- 
selben 2000 fl., der Qrosspropst Badtüy 500 fl. Ueberdies beabsiektigt 
er bei der Yersammlnng die Ausscheidung des Priesterdeficienten- 
fonds aus dem Seminarienfonde in Vorschlag zu bringen, was eine 
Summe Ton 80,000 fl. ergeben würde. 



Nachtrag für CisleiffHinim: Der Oesterreichisehe Volksfreund 
1868, Nr. 41. veröffentlicht, folgendes Sehreiben Pius IX vom 1. Novem- 
ber 1867 über die Adresse der österreichischen Bischöfe an den Kaiser. 

Bilectis Filiis Nostris S. B. E. Presbyteris Cardinalibus Friderico 
Schwarzenberg Archiepiscopo Pragensi, et Josephe Bauscher Arehie- 
piscopo Vindobonensi. Pius PP. IX. 

Dilecti Filii Nostri, Salutem et Apostolicam Benedictionem. Ad 
alias gravissimas, quibus undique premimar, angustias et acerb^Jätes 
summus accessit dolor, quo affecti fuimus, ubi novimus, teterrimos 
Dei hominumque hostes ubique, et in infelicissima praesertim Italia, 
et istic contra catholicam Ecclesiam modis omnibus furentes omnia 
moliri et conari, ut Conventio a Nobis cum isto Carissimo in Christo 
Filio Nostro Francisco Josephe Austriae Imperatore et Bege Aposto- 
lico inita de meäio toUatur. In tanto autem animi Nostri dolore non 
mediocri solatio Nobis fuerunt Litterae die 30. proximi mensis Sep^ 
tembris ad Nos datae, et a Vobis, Dilecti Filii Nostri, et ab aliis 
Venerabilibus Fratribus Sacrorum in Austria Antistitibus subscriptae. 
Ex eisdem enim maxima certe laetitia^ novimus, quanta sit Vestra 
et eorumdem Austriae Antistitum episcopalis virtus, fortitudo atque 
concordia in Dei ejusque sanctae Ecclesiae causa propügnanda. 
Namque concordissimis animis ad etmäem ImpircUorein IMterae a 
Vobis et a cammemoratis Äntistitibtis datae sunt, ut veneranda Eccle^ 
siae jura integra et inviolata serventur, ut idem IVinceps nunqmm 
velit pemiciosis impiorum hominum consüm favere, quidum Eccle* 
siae hellum inferunt, ctynsque legitimi Imperii ac Begni suM tm- 
mici. Itaque haud possumus, quin Vobis, Dilecti Filii Nostri, et 
Venerabilibus Fratribus Austriae Archiepiscopis et Episcopis etiam 
atque etiam ex animo gratulemur, et amplissimas tribuamus laudes. 
Dum vero certi sumus, Vos, et eosdem Venerabiles Fratres divino 
auxilio fretos in bono certando certamine fortiores semper flituroö 
esse, ea spe sustentamur fore, ut idem Imperator pro sud reliffione 
vdit jmtissimiü Nostris ac Vestris desideriis anntiere, atque ita suo 
et Imperii sui bono consutere. Nihil vero Nobis gratius esse potest, 
quam ut hac quoque occasione libentissime utamur, quo iterum 
testemur et conflrmemus praecipuam, qua Vos et omnes Venerabiles 
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Ertttr^ Anatme Archiepiscopos et Episcopes prosequhnor, beiiey<>lMi- 
tiaan. Cujus quoque certissimum pignus sit Apostolica Betiedietio, 
qnuxi ex iutlina corde profeetam Vobis ipsis, Dilecti Filii Nostri, et 
eisdem Venerabilibus Fratribus Austriae Archiepiscopis et Episcopis, 
cunctisque Glericis, Laicisque fidelibns Vestrae et illorum yigilantiae 
concreditis peramanter impertimus. 

Datum Bomae apud S. Petmm die 1* Novembris Aubo 1867. 
Pontiftcatus Nostri Auuo Yicesimosecuudo. 

Pius P. IX. m. p. 

»In Bezug auf die Seite 190 f. dieses Bandes mitgetheilte Re- 
gelung der kirchlichen Verhältnisse in Oesterreich erklärt Professor 
Schulte in einem Briefe vom 12. Februar an die Bedacti(ni: es sei 
die angefahrte Mittheilung in wesentliehm Punkten ungenau, er halte 
sidi, jedoch, weil die Verhandlungen im August und September einen 
amüichen Charakter hatten, nicht forbefiigt, mehr zu sagen, als 
.dass, toas damals vom Minisierium gewciU war, mit dem cano^ 
nisehen JRechle verträglich sei und von JRom ausdrikMich oder toU" 
randö hätte anerkannt werden Jcönnen,€ 

Wir freuen uns dieser ausdrücklichen Erklärung des Herrn Prof. 
Schulte, obschon die ganze Vergangenheit des berühmten katholischen 
Canonisten, namentlich auch seine zahlreichen früheren Schriften zur 
jBrläuterung und Vertheidigung des Concordats (vgl. ArMv I, 145 ff. ; 
VI, 425. ; YU, 475.) ge^ss keine andere Absicht von demselben erwarten 
Uessen, als die in der vorstehenden Erklärung ausgesprochene, unsere 
Mittheilungen stammten übrigens aus bester Quelle, und kann nur durch 
die Kürze der Zusammenfassung und durch den Umstand, dass wir 
erst einige Wochen nach erhaltener mündlicher Mittheilung unsere 
Sätze, niederschrieben, etwa eine Ungenauigkeit bei Nr. 4. und 5. der 
dort von uns aufgezählten sechs Punkte untergelaufen sein. Ausser* 
dem wiederholen wir unsere schon damals gemachte Andeutung, 
dass die Propositionen die man in Wien für die Revision des Concordats 
vorbereitete, wiedarhcdten Schwankungen und Aenderungen unterlagen. 
Üeber das Verhältoiss des jetzigen parlamentarischen cisleithaniacben 
Ministeriums zu dem päpstlichen Stuhle und zur katholischen Kirche 
gibt übrigens neuestens das während der Schwebe der sogenannten 
Conc<»rdats -Verhandlungen mit Born duit^h das Wiener Ministerium 
erlassene Verbot der Werbungen von Soldaten für den päpsUiehen 
StuM und das weiter unten folgende Rundschreiben des Ministers 
des Innern Dr. Giskra Aufschluss, welches übrigens auch jeU'- 
seits der licitha Nachahmung gefunden, denn wie aus Agram be** 
richtet wi^d, sind alle Landesbehörden mit Sitattbalterei- Präsidial- 
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Erlass angewiesen, jeden gegen die gegenwärtig ü^giernng Agitif j9i)- 
den, namentlich die Geistlichkeit, den Gerichten zu aberliefern. 

Das eben erwähnte Schreiben lautet: 

»Nach glaubwürdigen Mittheilungen bereitet man sich auf kleri- 
kaler Seite zu einer lebhaften Agitation gegm die bevorstehende vef- 
fassungsmässige GeseUgebung in Betreff der Ehe^ der Sekuße und 
anderer bisher als ausschliesslich kirchlich betrachteter Angelegen^ 
heilen vor und gedenkt besoijders die ländliche Bevölkerung wider 
die Tendenzen der Gesetzgebung^ und gegen die Begierung aufzuregen. 

Die Erfahrungen in einigen nördlichen Lapdestheilen der Mo- 
narchie haben gelehrt, dass es Geistliche gibt» welche bei ihren Agi- 
tationen über die Grenzen des gesetzlich Erlaubten hinausgehen^ und 
es hatten dort die Strafgerichte wiederholt Anlass, gegen Priester 
ihres Amtes zu walten. 

Da ich gegründete Ursache zur Annahme habe, dass jiun au<?h 
Steiermark (Oberösterreich) der Platz für solche regierungs- uivi 
verfassungsfeindliche Agitationen werden soll, so will icli nicht unter- 
lassen, Euer etc. Aufmerksamkeit sogleich hierauf zu lenken. 

Die Regierung Sr. Majestät, getragen von dqm Entschlüsse, die 
Staatsgrundgesetze zur vollen Wahrheit zu machen, wird polchen 
Agitationen mit allen gesetzlichen Mitteln begegnen, und Euer etc. 
werden darüber wachen, dass Ausschreitungen über die Grenzen des 
Gesetzes hinaus ungesäumt den Gerichten zur strafgerichtlichen Amts- 
handlung überwiesen werden. 

Da mir aber nicht daran gelegen ist, dass die Regierungsbe- 
hörden nur müssig den Eintritt so bedauerlicher Ereignisse abwarten, 
da ich vielmehr den höchsten Werth darauf lege, dass auch in den 
Beziehungen zur Geistlichkeit, wenn möglich, der Friede erhalten 
bleibe, so werden Euer etc. den Intentionen des Ministeriums ent- 
sprechen, wenn Sie sich bemühen,, den Klerus rechtzeitig vor Um- 
trieben zu warnen, welche einzelne Fanatiker anzustiften versuchen. 

Es ist insbesondere den Bezirksvorstehem Weisung zu erthei- 
len, den Herren Geistlichen die Gefahren ernstlich zu Gemüthe zu 
führen, welche sie heraufbeschwören, wenn sie den öffentlichen Frie- 
den stören und durch ihr Beispiel das Ansehen der Landesgesetze 
untergraben. 

Ich bin weit entfernt davon, dem Klerus eine Verleugnung 
seiner geistlichen Ueberzeugung anzusinnen oder denselben in der 
Ausübung des geistlichen Amtes beirren zu wollen; was ich aber 
namens der kaiserlichen Regierung auch von ihm mit Recht fordere, 
das ist, nie zu vergessen, dass auch der geistliche Functionär Staats- 
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bUrger ist und rieh nur innerhalb der Qesetze des Staates bewegen, 
nie sich fiber dieselben erhaben dfinken darf. Ich habe zu viele Be- 
weise davon, dass auch in unserem CuratUerus dieses Staatsburger- 
Bewusstsein nodi lebendig ist, als dass ich glauben sollte, die kaiser- 
lichen Behörden werden diese Saite nicht mit Erfolg anschlagen. 

Selbstverständlich wollen Euer etc. diesen meinen Erlass nicht 
als blos vertraulichen überhaupt ansehen, jedenfalls wünsche ich aber^ 
um jede Missdeutung auszuschliessen, ^s Euer etc. denselben in 
geeigneter Weise zur Eenntniss der Herren Bischöfe von Seckan und 
Lavant (des Herrn Bischöfe von Linz) bringen. 

Es ist nicht die Begierung Sr. Majest&t, welche Zwietracht säen 
wiU, sondern ihr gerade liegt daran, dass der Friede im Lande ge- 
wahrt bleibe; nöthigt man sie aber dazu, so kann sie .nicht zaudern, 
den Friedensstörer den Gesetzen zu überweisen, selbst dann, wenn es 
Personen trifft, die ihr hoher und heiliger Beruf dem Arme der (Ge- 
rechtigkeit stets fernhalten sollte. 

Ich ersuche Euer etc., dem Inhalte dieses Schreibens ohne Ver- 
zug gerecht zu werden und mir über bezügliche Vorkommnisse un- 
gesäumt Bericht zu erstatten. 

Emp&ngen etc.« ""^ 
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Die JesuitenmisKsionen in Bayeroi 

(Ans dem Paatoralblatt für die Erzdjöcese MUnchen-Freysing 1867| Kr. 49.) 

Die AbhaltüDg einer Jesuitenmission ist in Bayern von der £r- 
fillang besonderer Formalien bedingt und mit vielen Schwierigkeiten 
verbunden. Sich stutzend auf die §§. 76. und 77. der IL Verfas- 
sungsbeilage, welche bei »Gegenständen gemischter Natur« ein Mit* 
wirkungsrecht der weltlichen Obrigkeit in Anspruch nehmen, bestimmt 
nämlich der h(ychste Ministerialeriass vom 8. April 1852 in §. 12., 
dass zwar die Wahl der Geistlichen 2u Missionen den Bischöfen frei- 
stehen soll, dagegen aber, wenn diese Wahl auf Ausländer Mt, 
jedesmal wenigstens drei Wochen vorher Bericht zu erstatten, und 
Seiler Majestät dem Könige die Entscheidung vorbehalten sei. Da 
nun de): Jesuitenorden zu den »in Bayern nicht recipirten Orden« 
gehört, somit die Mitglieder desselben von der k. Staateregierung als 
Ausländer betrachtet werden, so wird die Beobachtung dieser Be* 
Stimmung bei Jesuitenmissionen von Seite der Staatsregierung strenge 
gefordert. Nicht nur, dass vor dem Beginne derselben zu gehöriger 
Zeit die entsprechende Anzeige gemacht werden inuss, werden auch 
die Districtspolizeibehörden von den Ereisregierungen noch beauftragt, 
zu inqüiriren, wie die Patres heissen, welche bei der Mission sich be- 
theiligen werden, woher dieselben kommen und welches ihre Staats* 
angehörigkeit ist; sich zu äussern, ob der Abhaltung dieser Jesuiten- 
mission nicht in politischer und administrativer Beziehung irgend 
Bedenken entgegenstehen, dann zu berichten, ob während der Abhal- 
tung der Mission ausserordentliche kirchliche Feierlichkeiten, nament- 
lich Processionen etc. unter freiem Himmel stattfinden, ob die Eir- 
chenbehörden ihre Angehörigen zur Einstellung der Arbeitsthätigkeit 
im Gewissen verpflichten u. s. w. Ja selbst bei den Magistraten 
und Eirchenverwaltungen wird vorerst noch angefragt, ob denn die 
Abhaltung einer Mission durch Jesuiten auch von der Gemeinde ge- 
wänscht werde. Und das Alles geschieht, wie uns neulich eine offi- 
ciöse Correspondenz (Augsburger-Abendzeitnng Nr. 241.) belehrtet 
»lediglich zur Wahrung der vorbehaltenen staatlichen und aller- 
höchsten Au6ichtsrechte.« Allein diese »iorbehaltenen staatlichen 
und allerhöchsten Aufsichtsrechte« verletzen das natörliche Recht 
der Kirche in der empfindlichsten Weise und greifen hemmend und 
störend in ein Gebiet ein, auf Welchem dem Staate und den BegienuH 
gen nie und nimmermehr eine Berechtigung zusteht 
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Schon der §. 76. der IT. Verfassungsbeilage, welcher eine Defi- 
nition von den >Gegenständen gemischter Natur« gibt, und diese 
als solche erklärt, >welc1^d zwar geisüicih süd, aber die Beligion 
nicht wesentlich betreffen,« spricht dem Staate eine Befdgniss zu, die 
ihm weder zusteht, noch jemals zuerkannt werden kann, urtheilt über 
Dinge, worüber allein die Kirche entscheiden kann. Denn was die 
Beligion wesenüieh betrifft, das kann nur die Kirche bestimmen. 
Sobald dies der Staat mitzubestimmen ein Becht sieh als solcher 
beilegt, hört die Kirche auf, der Staat aber auch Staat zu sein 
(Katholisöhes Kirohenrecht Von Schulte I: S. 412.). Die äusseren For-^ 
men der Gottesverehhing, die Gebete, Geremonien, Benedictionen 
u; 8. w. liegen so sehr und ausschliesslich im Berufe der Kirche, dass 
mh ein Becht der alleinigen Ordnung oder Mitbestimmung des 
Staates gar nicht denken lässt. Es steht dem Staate gar läiM zu, 
zwischen wesentlichen und aussefwesentlichen Cultushandlxingen zti 
unteürscheiden, sich rücksichtlich dies^ die alleinige oder Mitgesetz** 
gä)ung zu Tindiciren, didun was irgend einetoi Staatsmaime als un- 
willentlich ^scheint, kann sehr gut einen bestilninten Zweck haben 
und wesentlich sein. Der €ultus in seiner Totalität ist wesentlich von 
Anfang an mit der Eirohe gegebed« Auf dessen Entfaltung hat sie 
ein unbedingtes Anrecht 

Es ist wahrlich traurig und zeigt weni^ Objeotivität, aUe mög- 
licheh Versammlungen zu Vergnügen (Sehaüspiiele, Bälle, Ooncierte 
u. s. t) zti gestatten, ja oft mit Verschwendimg zu unterstützen, 
abet dei? Kirche yorzüschieiben, wie yiele Kerzen sie' auf dem Altare 
brennen, wid oft sie dää AUerheiligäte aussetzen dürfe; zur Tag- und 
Nachtzeit nicht blos erlaubte, sondern selbst notorisch bacchantiäehe 
Lustbarkeiten :^u gestatten, die Abhält tog religiöser FeietlichkeitBi 
dagegei^ zu beschränken und zu erschweren ; in am Theatern refigiöse 
Institutionen Wi Mrchliche Würdenträger duf öffentliche Kostto In 
reibb^n Gewändern verhöhnen zu lassen, aber der Kirche vorzuschrei* 
biEJn, wife viel sie aus ihrem Vermögen für ein bei der Feier der h6lu> 
sten Geheimiusse der Beüigion zu verwendtodes G^Waod opfern idütfe; 
Jedermann fir^i zu stellen, ämn Geld auf MttUche öder itnsittliche Art 
dorcihiubriibgen, ihin abet zu verMeten, dlisselbe als Opfer dem König 
def Könige datasübrihgen. 

Mail kann skh keiner Täuschung hingAb^. Bei 'kircfaUöheii 
Fäieflichkeiten gehören Störtmgen zu den ällergtösstto Seltetiheiten. 
Komäien sie Vor, so mtass man nicht; die 'Andacht verbieten, söAdmi 
den Stößen strafen, sonät müdste maii a&e Wirtbs&Aulsier, Theator ete. 
scbUessen, weil, dort tagtäglich Hidig Jtorkömmt. £mel poliAilißfa« 
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Überwachung ist geradezu entw^digend. Es muss aber dieselbe 
Freiheit der Kirche für die ausserhalb der Eirchengebäude vorzundi* 
menden Acte des Cultiis in Anspruch genommen werd^. Diese bilden 
an sich Seltenheiten, gehören aber theils zu ihrem Cultus überhaupt 
(Processionen), theils hegen sie in der Natur der Kirche als zusam- 
menhängend mit der Glaubenslehre (Wallfahrten, Bittgänge). Was 
die zum Cultus gehörigen betrifft;, so bilden sie einen Theil derMenfc- 
lichen Gottesyerehrung ; diese wird durch ihre Einschränkung ver-* 
boten {SehuUe^ Katholisches Kirchenrecht I. S. 417.). Der Staat hat 
kein Becht, irgend eine Handlung ?(Mrzunehmeh oder Bestimmungen 
zu treffen, wodurch die seübstiäiätige Bew^ung der kaäolislchen^ 
Kirche gehindert würde. 

Allerdings wurde in der Erwiederung auf die Freysinger Denk- 
schrift von Seite des k. Staatsministtoiums die Versicherung gegeben, 
»diHss das yorbehaltene Mitwirknngsreeht der weltlichen Obrigkeit nur 
in einer «das kürchliche Leben nicht beengenden Weise gefaandhabt 
werden solL« Allein die^r höchsten Zusicherung wird durch die 
Wirklichkeit geradezu widersprochen. Denn wenn katholische Priester 
in einer katholischen Kirche deswegen weil sie nicht aus Bayern kom- 
men erst mit Erlaubniss der Staataregierung geistliche Functionen 
vornehmen dürfen, wenn, wie es fast zur Begel geworden, die Er- 
klärung, »dass der Abhaltung einer Mission kein Hinderniss entgegen- 
stehe,« erst an d^n £ar den Beginn der Mission festgesetzten Tage 
oder Tags vorher erfolgjk, obwohl von Seite der Gemeinden wie der 
Missionäre gar manche Vorbereitungen getroffen werden und die 
Missionspriester oft aus weiter Feme kommen müssen: so erscheint 
die Kirche in ihrer eigensten Thätigkeit doch sehr beengt, und das 
vom Staate beliebte Verfahren uin so weniger zu rechtfertigen, ab 
es mit den dogniatischen Grundanschsmungen der Kirche in Wider- 
spruch steht. 

Die Kirche ist gegründet für alle Völker und für alle Zeiten; 
ihre Mission i^ eine katholische d. h. die ganze Welt umfassende. 
Sie hat die Schranken, welche die Länder und Nationen von einander 
trennten, niedergerissen, und hat die Völker alle zu Einer grossen 
Familie vereinigt. i^Älle seid ihr Söhne Gottes durch den GkniAen 
em Jesus Christus^ schreibt der heilige Paulas an die Ghilater 
(3,26 — 28.); *denn ä2Ze, die ihr in Christus getauft seid, habt 
Christus angezogen j dom ist nicht Jude noch Heide , da ist nidtt 
Knecht noch Freier, da id rnckl Mann noch Weib, Denn ihr seid 
(die Mns in Christus Jesus.t Für die Kirche und ihre Wirksamkeit 
gibt es kein» Gr«U2ien«.w^.»e in allen Menschen nur Söhne und 
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Kinder EineB Vaters erblickt, die zu heiligen sie gesendet ist; ihr 
Beruf ist ein wahrhaft universaler. Schön und treffend sagt hierflber 
ein geistreicher Politiker •— der gegenwärtige ßedacteur der >Süd- 
deutschen Presse« Julius Pröbel: >Der Wirkungskreis der Kirche 
reicht weit über die Grenzen eines Staates hinaus, und soll der Idee 
nach' die Menschheit umfassen. Mag diese Idee auch nicht verwirk* 
licht sein, -T- sie muss festgehalten werden. Denn mit der Idee gibt 
die Kirche sich selbst auf. Eine Kirche, die, gleichviel ob sie es 
ist, nidit wenigstens universal sein will, ist keine Kirche, die Ein- 
sohrinkong ihres Wirkungskreises auf ein Land oder eine Nation ist 
em Abfall von ihrer Bestimmung. Das bekannte Oebet: . 

„Herr Gott, gib Regen and Sonnenscliein 
In Reoss, Greiz, Sclileiz und Lobenstein !'^ 

ist der klarste Ausdruck dieses AbMles« (Theorie der Politik I. Bd. 
S. 139.). Es ist aber eine Einschränkung des Wirkungskreises der 
Kirche auf ein Land, wenn »Geistliche, welche einem im Lande nicht 
recipirten Orden angehören, oder das bayerische Indigenat nicht be* 
sitzen,« nur mit Yorwissen und Einwilligung der Staatsregierung pre- 
digt uud die heiligen Sacramente spenden kOnaen. Die Staatsre-* 
gierung wäre nur dann im Bechte, wenn der katholisdie Priester 
eben nicht Jcatholiacher^ sondern königlich baigerischer Priester wäre, 
wenn er von dem Staate seine Vollmachten und seine Mk»ion erhielte; 
da aber dieses nicht der^Fall ist und sein kann, so involvirt die pe-- 
lireffettde königliche Verordnung vom 8. April 1852 eine Verletzung 
deb katholischen Dogmas von der Universalität der Kirche und der 
ihr von Gott g^ebenen Sendung. 

Dieses letztere Dogma wird noch mehr verletzt durch die erst 
in jüngster Zeit beliebte £Vage »ob denn die Abhaltung einer Jesuiten- 
misöiori auch von der Gemeinde gewünscht werde.« Alles Kirehenr 
amt nämlich beruht ?Mi göttlicher Sendung; so waren. die Apostel 
gesendet, so waren und sind es alle, die neben und iiaeh d^ Aposteln 
dem Amte sich unterzogen. Jeder konnte sagen: Christus ist es, 
der mich (mittelbar oder uumittelbar) gesandt hat; ich rede, weil 
es mir von ihm, in seinem Namen beföhlen ist. Nicht die Gemeinde 
machte ihre Vorsteher, sondern die Apostel; sie und die von ihnen 
Gesandten machten, bauten die Gemeinden und gaben ihnen Vor^ 
Steher. »Für Christus;« sagt Paulus, »verwalten wir das Gresammt- 
amt, gleich als ermahnte Gott durch lüis« (2. Cor. 5, 20.). Als 
»Diener Christi,« alfi( »Haushälter, die Gott in seinem Hause, der 
Kirche, zur Verwaltung seuier Mysterien angestellt hat,« sind die 
Hirten der Enrche zu betrachten (1. Qm. 4, 1.)* Die anderen Glieder 
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des Leibes dar Kirche kOnnm und dürfen gib wemg ihres Aooflies st(^ 
anroassen, als der Fnss oder die Hand die Fnnctionen der Augen oder 
des Mundes übernehmen kann (1. Cor. 11, 21.). Viel mehr ndoss iq 
dem stets lebendigen, stets organischen Leibe der Kirche jene Unord« 
nung, jene wechselseitige Beziehung und jenes Zusammenwirken stets 
bewahrt werden, welches der Urheber von Anbeginn in denselben ^^ 
legt hat (DöUinger, Christenthum und Kirche. S. 232.). 

Weil der Priester von Gott gesendet ist, muss er auch Gotites 
Wort verkündigen, mag dasselbe gerne oder ungerne gehört werden« 
mag es angenehm berühren oder unangenehm : » Verkünde das W&rt^ 
halte afiy gelten oder ungelegen^ überweise^ sprich zu, rüge in auer 
Geduld und ^Belehrung, Denn es wird eine Zeit kommen, da sie ^ie 
gesunde Lehre nicht ertragen, sondern nach ihren Gelüsten' sieh 
Lehrer anhalten, weil ihnen die Ohren jucken.^ So ruft der W0lt« 
apostel seinem Schüler Timotheus zu; und dieser Zuruf gilt jedem 
Prediger des Evangeliums. Die Apostel und Glaubensboten, welche 
die Welt bekehren, haben sicher an keinem Orte vorerst angefra^, 
>ob denn ihre Predigt auch von der Gemeinde gewünscht werde.« 
Hätten sie das gethan, was unsere Staatsregierung verlangt, es würde 
keine einzige christliche Gemeinde in der Welt geben, das Christen^ 
thum w^e in seinen ersten Keimen erstorben. Die Gemeinde müsfste 
durch die Predigt erst gebildet, und die bereits bestehende Gerne ipde 
muss belehrt, unterrichtet, gebessert werden. Das ist der Zw^ck, 
die Aufgabe jeder Mission. Ist es nun wohl zweckgemäss, jaisli es 
vernünftig, vorher anzufragen bei der* Gemeinde selbst, ob sie wifttidi 
belehrt und gebessert werden will loder nicht? Oder ist es «iJDht 
vielmehr Aufgabe derer, welche von Gott als ihre Hirten und FBbrer 
bestellt sind, über die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der Missiion 
zu entscheiden? Der Priester, der Seelsorger allein ist berufen, an 
der Heiligung und ethischen Vervollkommnung s^er Geoieinde' zu 
arbeiten, aber auch verpflichtet, alles das zu thun, was ihm zur 
Erreichung seiner Aufgabe nothwendig und förderlich erscheint; er 
allein kann über den religiössittlichen Zustand der Gemeinde ein voll- 
gültiges Zeugniss ablegen. Heisst es nun aber nicht geradezu, seine 
Wirksamkeit unmöglich machen, die von Gott gewollte Ordnung ver- 
kehren, wenn die Gemeinde durch einen »Wunsch« seine Anordnim- 
gen vereitela kann? Von protestaiitischem Standpunkte aus üesse 
sich die vorherige Einholung der Zustimmung der Gemeinde zu An- 
ordnungen des Predigers rechtfertigen; von katholischem Standpunkte 
aus aber erscheint sie geradezu verwerflich, und hat man allen Grund, 
sich auf ,da>s Entschiedenste gegen das Einschmuggeln eines protesisan- 
ttechen Princips auf katholisches Gebiet zu verwahren. 
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Rechtsquellen U9d Rechtsentscheidungen. 

A. Ftr dl« gwarat« ktthoUseh« Kirche. 

1) Litterae S, Ccngregaticnis Cancilii ad cathoUcos I^iseopos quibus 
quaestiones circa graviora guaedam Ecclesiastkae discipUnae capUa 

propommtur. 
Perillnstris ac Beverendissime Dom'me! 

Quam SSrnns Dominus IfToster PIUS PP. IX. in äftpremo Apo« 
stolici Ministerii fastigio Spedalator a Deo datus sit domui Israel» 
ideo si Ulla sese oiFerat opportnna occasio, qua reraro popali Clirirtiani 
felicitatem promovere, Tel mala eidem jam iUata ac etiam tantom- 
modo forsan impendentia agn^scere queat, eam nuUa interposita mora 
arripit et amplectitnr, ut provldentiae et auetoritatis suae Studium 
impensd caUocet, aut aptiora bmedia alaoriter adhibeat. 

Jam vero in hac tanta temporum rerumque acerbitate nouhisi 
singulari Dri beneficio sibi dttum judicans, quod in proxima festiva 
celebritate ceutenariae memoriae de glorioso Sanctorum Apostoloruid 
Petri et Pauli martyrio, et canonizationis tot christianae religionis 
heroum, amplissimam pulchcrrrimamque solio suo coronam faciant 
nednm 8. B. E. Cardinales , sed etiam tot Bmi Episcopi ex omnibus 
terraruiri partibus profecti, perjucunda eorundem praesentia et opersi 
sapienter sibi utendum statuiij, mandavitque Episcopis in Urbe prae-^' 
sentibug quasdam proponi qiaestiones circa graviora ecclesiasticae 
disciplinae capita, ut de veto lUoruni statu certior factus, id suo 
tempore decemere valeat, quod in Domino expedire judicayerit. y 

Quae sint hujusmodi disciplinae capita, super quibus ex man« 
dato Sahctitatis Suae baec Sacra Concilii Congregatio ab Amplitudine 
Tua relationem et sententiani, quantum ad Tuam Dioecesim pertineti 
nunc eiquirit , luculenter proiitimt in syllabo quaestionum, quem hie 
adnectimus. Si quid vero aliud forte sit, quod abusum sapiat, aui 
gravem in urgenda sacrorum canonum executione difficultatem in-» 
Tolvat, Tibi exponere et declarare integrum erit: Apostolica namque 
Sedes, te mature perpensa, succurrere et providere, prent rerum a^ 
temporum ratio postulaverit, procul dubio non remorabitur. 

Ne autem ad haue relationem cumulate perficiendamDominationi 
Tuae congrua temporis commoditas desit, trium vel quatuor, si opus 
fiierit, mensium spatium a die praesentium Literarum conceditnr* 
Caeterutn eandem relationem mittendam curabis ad ipsam Sanctita« 
tem Suam, Tel ad hanc S. Gooigregationem. 



QoaMiMiM ad ealliol. Epfeeopm drei Hd: diMtpl. '^B 

Interim impensa anitni mei sensa ex corde pröfiteor Amplitadini 
Tuaei coi fausta quaeque ac salutaria adprecor a DomiBo. 
ibnplitadinis Taae 

Datum Bomae ex S. C. ConeiUi die 6. Junii 1867. 
UH FMer 
P. Card. CtUerini Praef. 

Petrus Archiep. Sardian. PitVrSecret. 
Quaestiones 
quae ab ApostoUca Sede ^i80<^i8 Proponuntur. 

1. Utnun aecurate serventor eanonicae praescriptiönes, qaibus om- 
nifio interdicitar , quominus haeretici vel sehismatici in admi- 
nistratione baptismi patrini mauere fungantor? 

2. Quanam forma et qoibnsnam cautelis probetnr libertas statns pro 
contrahendis matrimonüsP et utrum ipsimet Bpiscopo vel ejus 
Curiae episcopali reservetur judieium super statns cnjusque con- 
trahentis libertate? Quidnam tandem hac super re denuo sancire 
expediret, prae oculis habita instructieue die 21. Augusti 1670 s. 
m. Clementis X. auctoritate edita? 

3. Quaenam adhiberi possiut remedia ad impedienda mala ex civil! 
quod appellant matrimonio prövenientiaP 

' 4, Plnribns in loeis^ ubi haereses impune grassantur, mixta conuubia 
ex Summi Pontifieis diq^ensatione quandoque permittuntur, si^b 
expressa tarnen conditione de praemittendis neoessarüs opportu- 
msque eautionibus, üs praesertim quae naturali ae divino }ure in 
hisce counubüs requiruntujr. Minime dubitari faq est, qniu loco« 
mm Ordinarü ab bujusmodi contrahendis puptüs fideles avertant 
ac deterreant) et tandem, si graves adsint rationes, in exseqnenda 
apostolica facultate dispensandi super mixtae religionis iuipedi- 
mento, omni cura studioque advigilent, nt dictae conditiones, 
sicnii par est, in tuto ponantur. At enimtero postquam pnmiissae 
fuerint, suictene diligenterque adimplcnisoleaütV et quibnsnam 
medüs possit praecaveri, ne quis a datis cantionibus servandis 
temere se subducat? ^ 

5. Quomodo enitendnm, nt in praedicatione rerbi Dei saorae concio* 
nes ea grayitate semper habeantur, nt ab omni yanitatis es novi* 
tatis spiritu praeserventnr immunes, itemque omnis doctrinae 
ratio, qnae traditur fiddibus, in yerbo Dei iwipsa eontineatur, 
ideoque ex Scriptura et traditionibus, sicut decet, hauriator? 

6« Dolendum summopere est, nt p(q[»ulares scbolae, quae patent Mi* 
nibus cujusque e populp dassis püeris, ac publica universim insti* 
tuta« quaelitteris severioribiuifae disd^inis tradeiidis et edueationi 



ja]rwtiilfci8 car^udae sunt destisfttai ^ximwtor plwl^uet in locis 
ab Eccl^mB ai(^ritate, mocleratnee vi et influxu, pl^^gquß gi- 
vilis ac politicae auctoritatis arbitrio aabjicwitar ad j^ip^i^an- 
tium pläpita et ad commimiam ^tatip opimonum aipassim. 
Qoidnam itaqne effici pomt, quo congrunm tanto malo reme- 
dinm afFeratar, et Christifidelibiis anppietat catholicae instruc- 
ikmis at edttcationis a^iomentum P 

7. Maxime interest, ut adoleseentes olierici hamanioribus IitteriS| 
seyerioribaaqiie disciplimg r#cte imboantar* Quid igitur praescribi 
poa9it ad Cleri iostitutionem magb ae magi$ farendwi acco- 
modatam., praesertim Tit. latmamm lit^eraromi nitieaaUs philo- 
Bophiae ab iomiii ercpris perioulo iotaminataet swaeque.theolo- 
giae, iiiciaqne. canomei 3tQdiam iii aeouiimis .poti^^ioiiw 

aanis fl(Hre$t? 

8. Qpb«flnani mediis ^Qitandi mk dexici, qm praesertim sacer- 
dotiiQ sunt uiitiati» nt emeiuo scholarum aurriculoy nMüB theo- 

\ logicis et ctoomeis impeiuiiui vaeare non desi^taßt? Praeterea 
quid statueudum, efficienduiaque, ut ^loi a4 saoros ordi^es jam 
promoü, enwUeutiori ingemo piraediti« in deeurxeadis philoeophiae 
ac theologiae stadiia ptaestaiitiores liabiti suntt pos»int h divinis 
aaerisqae (»niiibus disciplinis et nominatim in divinaj^um .Sorip-* 
fauanun^ sanctamm Patrum« eeelesiagtiea^ historiae«. sa^rique 
juris seimitia peuititiH ^icoli? 

9. Jttxtifi ea, quae a Coneilio Tridi»tiu9 Se^s* XSJXL «ap. XYI. de 
Rrform. pxaeradbuAtur, qixkumqiae ordinatur, ilU. ecdesiae aut 
pio loco, pro oi\jus neceasitate aut uüUtate i^sumitur, adscribi 
debet, ubi auifl fumgator mweribus^ i&ec incertia vagetur ^ibus: 
quod si locum ineonsulto üpiscqK) deaenieritt ei saororum exer- 
rcitinm iuterdicitur. Hae.praescriptiones. uec pleae ^eque ubique 
serTamtur^ Quomodo ergo bis praescriptionlbua snippleudum, et 

. quid statui poesit, ut olerici propriae dioeceei aervitiufDt et suo 
Praesuli rererentiaBi et obedientiam. contiuao praefsteat? 

10, Plures prodierunt et in dies prodeunt oongr^^iones et iuitituta 
yirorum et muliemm, qui yoitis simpUoibos ^tricti piis mime- 
rä)U8 obeuudis ae addieupt. Eipeditne ut potiüß eougregationes 
ab A|Kwtolica Sede probatoe aügeantur latius et erescant, quam 
ut uayae evmdem prope flnem habentes eonstituaatur et effor- 
•menturP 

U. Uiarum sede episoi^ali ob mortem vel »rennaciatiQnem vel tirans- 
tatüttoi» Spi^oQi^ Yacftute, ^sapitulum £cd«si|ie eatbedralis in 
fjmyip <sipitolm »U^ 



S. ü. Cmie. i' ^ti Jntll 1B67t de bapt. riaMr. e< cWili tontabemio. 3$5 

12. Quanam forma' inflicBtut et fiat ooacawtisi qui in provisione 
ecclesiarum parochialium peragi debet juxta dccrcftum Concilii 
Tridentini Sess. XXIV. cap. XVIII. de R^fmn. et coiwitilntionem 
s. mem. Benedict! XIV. qttae die 14. Decömbris 1742 daAa 
incipit Cum iUud. 

13. Ütrum et quomodo «tpediat numermn caussanim augere, quibns 
parochi ecclesiis süiä jnre prirari pößsmitP nee non et proeedcfndi 
fonnam laxins pwiestitaere, qna ad hujusmodi privatlenes faci- 
lias, salva justitia, possit deveniriP 

14. Quomodo executioni traditur, qnod de sospensiombaa ex infor^ 
mata consdentia vulgo diciis- decernitnr a Conoilio Tride] 
Sess. XIV. cap. I. de Beformat.? Et circa hujus decreti 
süm et api^cationem estne aliqnid animadtertendiMift 

15. Quonam modo Episcopi jndiciariam qna poUent potestatem in 
cognoseendis cansns ecclesiasticis, potissinmib matrimoBialibas, 
exerceant? et quanam procedendi atque appellattones interpch 
nendi methodo utaüturP • \. 

16. Quaenam mala proveniant ex domestico famnlatn, quem femiliis 
catholids praestant pei^sonae vel sectis proseriptis vel haeredi 
addictae rel etiam »on b£q>tizatae? et quodnam Msee malis possit 
opportune remedium afferri? 

17. Quidnam circa sacra coemeteria adnotandum sitP quinam hac de 
re abusus irrepserint et quomodo tolli possint? 

2) EpisMaS. 0. C^mcaUdie 31. JuHi 1867, 

cfrca solemnitates baptismi nafcofam ex civfti contubernio. 

Supplices Prißces. Parochus N. Sacrae Congregationi sequentia 
exposuit : 

»Hac mea in paroecia ab immemorabili mos invaluiti ut spurii 
infantes baptizentur sine popoli concu^su spaituque Organi vel aeris 
campaui, adhibitis tarnen in loco s^cro eaeremoniis a Bituali Bon), 
praescriptis. 

»Pluribus meis est nuper ovibus ingeat^ opinio eontraotum ci- 
TÜem minime diffene a catboUco matrimonio ax hoc quod prima Tioe 
ilUs, qui solemBem suis ^ati8 coUati<Wb^Qii Baptiepu. postulaveruiitt 
quamvis jungi ab eoelesia renueont, acquievi, sua^ente mei fipisoopi 
epistola etc.« 

Quaerebat itaque Parochus quomodo se fwere debuissit. Sactti 
autem GcoigregatH», re cegnita, sequeutem ^irtolam ttd Bpisci^m 
!t|«fid«m Paredu'iqittittdam ooisuit 




$30 & C; Cm^. iL St. JolU 1867: 4e bapl. nalor. ex civUi cMMiibfriiio. 

PmO^sIriB oc Heime JDominel 

Die 31. JoUi 1867. 

»Pro ceiio habet saora baec Congregatio, Amplitadinem Tuam 
firmiter tenere, eos, qui makioKmii, nt ajnnt, civilis contracta inito, 
commtini contabernio vivunt, quin sacramentale foedus coram ecclesia 
oelebrent, in loeia ubi lex sa^rosaati GoncUü Tridentini viget (eap. 1. 
Tametai sess. 24, de Beform. matr.) habendoa eose, joxta catholicam 
doctriuam, tajaqaam publicos eaneubinarioSi eornmque propterea 
filios censeri et esse illegitimes. 

»Quamobrem, quam in qnibusdam ^aae dioecesis paroeciis ab 
immempTabili , uti fertur, mos invalnerit, ut illegitimi quilibet in- 
&ntes baptizentor, adhibitis tantnm in loco sacro eaeremonüs a Bi- 
tuali romano praeseriptis, at absqne pi^nli concursa et sine Organi 
aerisqne campani sonitu, qno legitime natomm baptisma celebratiir; 
Sacra haec Congregatio censet, praefatam consnetndinem, qaae^ obti- 
nere etiam digaoscitnr in plnribus locis tuae dioecesis finitimis, obser- 
vandam esse in casu, quo aqna Baptismi ablnendi sint infantes eornm 
parentnm, qni sub civilis conjngU praetextn scandalosam vitae com- 
monionem inieront, quum nuUnm prorsns inter eos matrimonium 
existat coram Qeo et Ecclesia, neque legitimi sint filii, qui ex ipsis 
nascnntur. 

»Caetemm^, soblata praedicta consnetndine, facile fieret, nt 
ignarae plebis mnltitudo nnllam prope adesse differeptiam snspicaretur 
inter civilem actum et catholici matrimonii sacramentnm, si, absqne 
ttsitata distinctione in eztrinseoo apparatu, eamdem solemnitatem, 
qnae hncusque locum tantnmmodo habnit in legitimomin natomm 
baptismo, adhiberi cemeret pro illigitimis ex civil! cpntnbernio. 

»Qnin imo, quum extrinseca illa solemnitas, qua aeris campani 
et Organi sonitu popnlns advocatur ad infantinm Baptisma etiam in 
parentmn honorem aliquatenus cedat; ita sicuti dignum est nt hujus- 
modi honore gaudeant ii qni sancto catholico litn magnnm Sacra- 
mentttm in Christo et Ecclesia snscepemnt, sie indignnm prorsns re- 
putatnr, ut eodem honore fruantur, qni publice in peccato vivunt et 
gravissimo scandalo caeiteris fidelibus oflfensionem et ruinam pariunt. 
Itaque dum curandnm potius est, ut in&ntes ex hnjusmodi parentibus 
nati qnantocius per Baptismi lavacrum in Bcclesiam recipiantur^ ca- 
vendum insimul erit ne praefatae solemnrtates pro bis adhibeantür. 

»Haec Amplitudini Tuae significare opportunum duxit Sacer hie 
Qrdo, qpKmiAm relatinn est, Farochos, qui praedictae consuetudini 
inliaerent, p^ aliquos ^tiam eeclesiasticos vkos incosari, quasi regulas 
nimis rigorosas sequerentur; dum e contra clare> patet eos se gerere 



C. Conc. 27. Jal. 1867: sponsal. eiim ona, matr. eiv. cum tftera. 33(7 

in re tanti momenti uti probos Parochos decet, ac propterea merari at 
Amplitadinis Tnae Auctoritate foveantur ac totentor. 

>lQt6rim impensos animi meisenfins testatos ?olo Amplijtadiiü 
Tnae, cui fausta omnia adprecor a Dommo.« 

Datum Bomae ex S. C. Concilii die 31. Julii 1867* 
• Amplitadinis Tnae 

Uti fräter 

P. Card. Caterini Praefectns. 

Petn48 Archiep. Sardianns Pro-Secretaritui. 

3) Decretum 8. Congreg. Concilii die 27, Jidü 1867^ 

de sponso qni post sponsalia eontracta vxA ana, hac derelicta, matrimoniam dvile 

contraxit cam altera. 
(Cfr. Marietti, Acta. Vol. m. p. 302-5.) 

Compendium facti. Livins et Caia hnmili genere et loco nati 
octo fere annos mntuo amori indulsemnt, donec Caia deflorata est, 
prolemqne edidit. Dein Livins, relicta Caia, nnptias cnm mnliere 
alia parare coepit : qnare Caia ad Cnriam episcopalem se convertens 
petiit obtinnitque, nt interponeretnr impedimentnm qnominns ad alias 
nuptias Livins procedere posset. Eo impedimento percnlsns Livins 
petiit ab eadem Curia, nt breve temporis spatium adversariae snae 
praefigeretur, tanquam terminns ad assertum sponsalinm impedimen- 
tnm comprobandum, quo inntiliter elapso, locus esset ejusdem impe- 
dimenti remotioni. 

Itaqne Caiae Procurator sese in Curia stitit, dem<mstrare para- 
tus haec tria: 1. Livium vere firmiterqne promisisse Caiae, se cnm 
eadem initurum matrimonium: et Caiam promissionem acceptasse: 
2. Caiam jugiter honestam vitae rationem prosequntam esse: 3. a 
Livio sub matrimonii promissione et ftdsse defloratam, et repetitis 
accessibns prolem edidisse. 

Incoepti in Curia processus tabnlae cnm fere absolntae essent, 
causa siluit ob politicas subversiones : Livins antem ad S. Sedem se 
oonvertit, nt causa definiretur. 

De more rogatus est Ordinarius nt congmum praefigeret partibns 
litigantibns terminnm ad deducenda jura sua coram S. C. G. et acta 
Processus transmitteret, sno expresso voto datisque opportunis infor- 
mationibus. Ordinarius faciens bis omnibus satis, inter caetera scripsit: 
Livium praetextu matrimonii coram civili auctoritate antea contracü, 
concubinarie vivere cnm alia mnliere alterius dioecesis, prole suscepta. 

Ex Processus antem tabulis, inter caetera, haec deprehendeban- 
tur: 1. duo documenta aderant, qubrum primnm ex actis dviÜbus 

AkUt fir UrcbenrMbt. XIX. 22 



S38 Reehtsiioefleii: Derr. s. Conrr. Cone. d. 27. Julii 1887. 

d^promptum testabfttur: Livium anno 1862 mense Majo cor am 
magistraiu dvili $e stUissej tä pfMiedräiur promissio matrimonn 
^MiH Cbja, quod exseeutioni fuü mandatum, sed eundem postea omissise 
curas ut reliqui actus st4bsequerentHr. Alteram vero docnmentam ex 
Curia depromptum testabator: tnense Jtmio anno 1862 fidem favore 
Lmi et Caiae ab Ordinario datam esse, ut conirahere mier se pos- 
sent matrimanium. 

Adductae praeterea sunt duae epistolae Livii, quibus respondebat 
querimoniis Caiae, quasi fidem datam ille proculcasset: in una scilicet 
respondebat, se nunguam fuisse prodUorem, nee quidquam veritatis 
in Cauxe querimoniis conäneri: eamque mohebat ut, despecta quavis 
contraria suspidone, de modo coffitaret, quo omnes finiri possent 
quaestiones. In altera vero, eandem fere sententiam Livius scripserat 
die 31. Augusti 1862. 

His accedebant depositiones testium, qui ex propria scientia haec 
testati sunt: Livium dixisse, cito se initurum matrimonium cum 
Caia: Gaiam, praesente Livio, dixisse, se nupturam esse Livio, qui 
ad hasc nihil responäit: Livium cothurnos sibi suae Sponsor com- 
pardre quaesivisse, cum matrimonium inire deheret — Livium sae- 
pissime quaestum esse de dotis mulieris defectu et de suorum paren- 
tum (Livii) dissensu. 

Testes plures deposuerunt, alium virum Caiae domum frequen- 
tassC'Ejusmodi virum fuisse sponsum sororis Caiae. 

Ex aliis depositionibus testium, haec eruebantur: Livium sive 
interpellatum, sive r^prehensum, sive sponte loquentem, fassum esse : 
se auctorem stupri, sui esse nuptias cum Caia inire: Caiam se 
ülecebris sedtmsse cum promissione matrimonii , eamque deflorasse, 
• ut stispicio removeretur ex quodam rumore orta, quem ipse audieraty 
Caiam non esse, virginem; attamen virginem deprehendisse : se differre 
nuptias raiione dotis.. .^ 

Haeo et similia ex actis. 

A disceptatione synoptica abstinemns, cum eadem prorsas 
redeant, quae pluries in his ephemeridibus de sponsalibns agentes 
retulimuls. 

IhUnum. 

»An et quomodo sit locus remotioni impedimenti sponsaliuin 
in casa.« 

Besolatio, — Sacra Congregatio Coneilii causa cognita die 
27. Julii 1867 respondere censuit : non esse locum remotioni impedi- 
menii; et ad mentem. 
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El qnibns GOlliges: 

I. Deflorantem honestam puellam cum promissione matrimonii, 
ex deliberato consilio facta, teneri ad eamdem matrimonio sibi 
jtmgendam. 

II. Neque ab eam rationem obUgationem cessare, quod vir in 
ea conditione deinde se constituat, quam iniqua civilis lex tuetur per 
civile scilicet contubemium *). 

B. fftr einzelne L&iider« Profinseft, Di&cesen. 
!• 0«««errelcla. 

1) Sia^US'Ministerial'Erlass vom 31, Juli 1867, 

betreffend Civileben, welcbe vor dem k. italienischen Generalconsnl in Triest ge- 

sehlossen werden. 

In Bezug hierauf hat das Staatsministerium unter dem 31. Juli 
1867 nach gepflogenem Einiemehmen mit den Ministerien des Aeüssem 
und des Cultus dem .Statthalter in Triest eröffnet: »dass durch den 
eben abgeschlossenen österreichisch-italienischen Handelsvei:trag den 
beiderseitigen Consularfunctionären alle Rechte eingeräumt worden 
sind, welche in dem betreffenden Staate den Consularfunctionären der 
meistbegünstigten Nation zukommen, dass daher auch dem k. italie- 
nischen Generalconsnl in Triest die Befugniss nicht bestritten werden 
kann , die mit der Abschliessung einer Civilehe verbundenen Juris- 
dictions-Acte bezüglich der italienischen Staats-Angehörigen nach den 
Gesetzen seines Landes ebenso vorzunehmen, wie dies den Miserlich 
französischen Cansüln in Oesterreich bezüglich ihrer Nationalen zu- 
steht. Es versteht sich übrigens von selbst, dass die fraglichen Juris* 
dictions-Acte eben nur im Innern der Consular-Canzlei und ohne de- 
monstratives Autsehen zu erregen vorgenommen werden dürfen.« 

Dem entsprechend wurde der Statthalter angewiesen, eine diei* 



Hie qaaeri facile potest, quomodo in bis adjunctis se gerere possit Or- 
dinarius, ^i SpoQsus conscientiae suae consolere velit Namque diffienltas omnlbus 
sese Offert: ex una enim' parte Sponsus obligatione sponsalium obstrHigitor ad 
ducendam eam uxorein, cum qua sponsalia contraxit: ne^e baec tenetur cedere 
Juri suo cum tanto sui damno: ex altera parte Sponsus, licet ex sua malitia, 
obstringitur tamen vi civili ad convivendum cum civili concubina; et ideo 
nrustra adbiberentur censurae canonicae ad eum cogendnm at primam mulierem 
oxorem duceret: de qua re recoli possunt, quae scrip^mus in Vol. ILpug. 26%, 
Hisce in adjunctis praiis S. C. C. baec esse videtur, ut Sponsus paratoa aemet 
ostendat ad omnia damna primae mulieri illata resarcienda, assignando scilicet 
eidem congruam dotem, assumendo sibi onus alendae prolis, si quae ftierit, et 
deinde suppllces porrigat preces SSmo, ut hie super sponsalium obligatione, si 
mulier suo sponsalium jnri valedicere nolit, dtspensare dignetur. 

22* 
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Angelegenheit betreffende Zaschrift des Bischofs Legat von Triest zu 
beantworten. 

2) Erlass des CtM.'Ministeriums vom 31. Januar 1868 Z. 451. 

Ueber die Taufe der Fmdelhinder ist unterm 31. Januar 1868 
ein Erlass des Ministeriums für Gultus und Unterricht an die poli- 
tischen Länderstellen ergangen. Der Erlass sagt, dass die bestehen- 
den gesetzlichen Vorschriften über die kafhoUsche Erisnehung der in 
öffentliche Verpflegung genommenen Kinder, zwar nur im Wege der 
Qesetegehwng geändert werden können^ sie legen jedoch den Behörden 
nicht die Pflicht auf, ja sie geben denselben kein Becht, eine un- 
widerrufliche Entscheidung über die Eeligion, welcher die Kinder nicht- 
katholischer Eltern angehören sollen, zur Bedingung der Uebernahme 
in die öffentliche Veri^egung zu machen. Kinder, welche in öffent- 
lichen Anstalten geboren werden, sind daher in diejenige ReligionS' 
Genossenschaft aufzunehmen^ welcher sie nach der Religion der Eltern 
angehören, sofern nicht die uneheliche Mutter ausdrücklich und frei- 
willig — namentlich auch unbeeinflusst durch die Drohung, dass sonst 
das Kind nicht in die öffentliche Pflege übernommen würde — die 
Taufe des Kindes nach katholischem Bitus verlangt. Die Landesbe- 
hörden werden aufgefordert, nachdrücklich darauf hinzuwirken, dass 
fortan in dem eben bezeichneten Sinne vorgegangen werde. 

Die merkwürdige Logik dieses Erlasses, sagt der Volksfr., lautet 
mit dürren Worten: Nach den bestehenden gesetzlichen Vorschriften 
müssen die Findelkinder katholisch erzogen werden; diese Vorschriften 
können nur im Wege der Gesetzgebung abgeändert werden ; sie sind aber 
noch nicht abgeändert: ergo sind nicht alle Findelkinder Icatholisch zu 
erziehen ,- sondern nur diejenigen, deren Eltern katholisch sind, oder 
deren uneheliche Mutter es ausdrücklich und freiwillig verlangt. 

D* Preusüen. 

Königl. Cabinets-Ordre vom 25. September 1834, 

die Verpflichtung des Staates zur Dotation von Pfarrliirclien in Folge der Auf- 
bebimg von Klöstern und Stiften am rechten Rheinofer. 

Aus Ihrem Bericht vom 19. v. Mts. habe Ich ersehen, nach 
welchen Grundsätzen Sie bisher bei Beurtheilung der, aus den Kloster- 
Aufhebungen abgeleiteten Dotations-Ansprüche der Pfarreien in den 
Landestheilen diesseits des Bheins, verfahren haben. Wenn nun auoh 
solche den allgemeinen Kechtsprincipien entsprechen und bei der 
Verschiedenheit der Fälle und Verhältnisse nach Umständen und den 
Beweismitteln im Einzelnen näher zu beurtheilen bleibt, ob einem 



Preu88. Cabin.-Ordre 25. Sept. 1834 : Pfarr^DolaHon in Folge v. Slcularis. 341 

aufgehobenen Stifte oder Kloster gegen irgend eine Gemeinde hinsicht- 
lich der Seelsorge wirklich zu Becht beständige Verpflichtungen obge- 
legen haben, oder nicht ; so scheint es doch zulässig und nothwendig, 
mit Hinsicht auf die Bestimmungen des Reichs-Deputations-Schlusses 
vom 25. Februar 1803 allgemeine Grundsätze anzunehmen, welche bei 
den Ansprüchen der Pfarreien und Kirchen-Gemeinden an den Staat 
zunächst im Auge gehalten werden können. Ich bin mit der von 
Ihnen, dem Staatsminister Freiherrn von Altenstein in dieser Be- 
ziehung geäusserten Ansicht einverstanden und genehmige derselben 
gemäss, dass dne rechtliche Verpftickhmg und daher auch ein An- 
spruch auf vollständige oder ergänz&iide Dotation Oherall anzuerken- 
nen sdj wo erweislieh entweder vor Errichtung des Stifts oder Klosters 
schon eine FfarrUrche existirte, welche mit den diesfäUigen Pfarr-- 
Verrichtungen dem Kloster oder Stifte übergeben worden ist, oder 
wo das Pfarr-Offidum späterhin dem Kloster oder Stifte von der 
geistlichen Behörde förmlich incorporirt worden, oder wo Stifter und 
Klöster sich anderweitig zur Leistung der Pfarrdienste ausdrücklich 
und av^ rechtsverbindliche Weise verpflichtet halten^ oder wo endlich 
die betreffende Gemeine^ ohne zu einer anderen Pfarrkirche des Orts 
oder der Nachbarschaft wirklich eingepfarrt zu sein, wenigstens 44 
Jahre hindurch vom Jahre 1803 exclusive an zurückgerechnet, also 
vom Jahre 1759 ab im fehlerfreien ununterbrochenen Besitze der von 
dem aufzuhebenden Kloster oder Stift ihr geleisteten Pfa/rrdienste sich 
befunden hat. Dabei versteht sich jedoch von selbst, dass die zu 
gewährenden Entschädigungen nicht über den Ertrag des eingezoge- 
nen Kloster 'Vermögens und über die früheren Verpflichtungen der 
Kloster-Geistlichen ausgedehnt werden dürfen, und dass wenn etwa 
inzwischen einer Kirche, oder Gemeindevon der Zwischenherrschaft, 
oder diesseits eine anderweite Dotation oder Aushülfe für den gottes- 
dienstlichen Bedarf gewährt worden ist, der diesfällige Betrag als- 
dann von dem rechtlichen Anspruch abgerechnet werden muss, da- 
her auch dieser Punkt bei allen Anforderungen zunächst in Betracht 
zu ziehen und zu untersuchen ist. In Fällen dagegen, wo die Gemein- 
den auf die dauernden Leistungen geistlicher Institute ein vollkom- 
menes Becht nicht gehabt haben, kann nach Meiner Ordre vom 
30. August 1830 ein Anspruch auf die Dotation ihrer Pfarreien gegen 
den Staat aus dem Reichs -Deputationdschluss nicht anerkannt wer- 
den, wenn auch nach dem vorliegenden Berichte anzunehmen sein 
sollte, dass ihr Zustand sich durch die Aufhebung der Stifter oder 
Klöster sonst verschlimmert habe und bleibt es in dieser Beziehung 
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bei dem Vorbehalte in der gedachten Ordre nach Befinden nnr im 
Wege der Gnade bei Dotation der Pfarreien zu Hälfe zu kommen. 

Berlin, den 25. September 18tS4. gez. Friedrich Wilhelm. 

An die Staatsminister Freiherr von Altenstein und Haasen. 

III. Schweiz. 

Ausschliessung der Mitglieder religiöser Orden vom öffentlichen 
Unterricht im Kanton Bern, 
Die Neue Züricher Zeitung berichtet aus Bern v. 22. Nov. 1867 : 
Der grosse Eath hat nach zweitägiger Discussion über Erthei- 
lung des Primarunterrichts an öffentlichen Schulen durch Angehörige 
religiöser Orden bei Namensaufruf mit 128 gegen 75 Stimmen den 
Commissions-Mehrheitsantrag angenommen, lautend : Der grosse Rath 
des Kantons Bern, in Betracht dass die Beobachtung der Gesetze und 
Vorschriften des öffentlichen Schulwesens, welche der Staat aufzustellen 
berechtigt und verpflichtet ist (Art. 81. der Verfassung), mit dem un- 
bedingten Gehorsam, welchen die Mitglieder religiöser Orden ihren 
daherigen Obern schuldig sind, sich unvereinbar erwiesen hat, be- 
schliesst: Als Primarlehrer oder Lehrerinnen dürfen von nun an nicht 
patentirt oder angestellt werden Personen, welche religiösen Orden 
angehören ; ebenso sind in Zukunft bereits patentirte oder an öffent- 
lichen Primarschulen angestellte Lehrer oder Lehrerinnen, welche 
religiösen Orden beitreten, als auf Patent und Anstellung verzichtend 
anzusehen. Die gegenwärtig in Kraft bestehenden definitiven Wahlen 
werden durch diesen Beschlus nicht aufgehoben. — Im März 1868 
konunt dieser Beschluss zur zweiten Berathung. Die Katholiken im 
Jura verwahren sich energisch gegen denselben. 

IW. l'rürlitenibers. 

Verfügtmgen der Ministerien der Justiz, des Innern und des Kirchen- 

und Schulwesens vom 16. März 1866, 

betreffend die Traunng im Auslände. 

(Regierungsblatt für das Königreiob Württemberg 1867, Nr. 7. 8. 121 f.) 

Zufolge höchster Entschliessung Seiner königlichen Majestät 
vom 15. d. Mts. wird hiemit in Betreff der Trauung von Württember- 
gem im Auslande Folgendes verfügt: 

Die durch höchstes Decret vom 31. Januar 1844 den ehege- 
richtlichen Senaten des Obertribunals und der Gerichtshöfe und dem 
katholischen Kirchenrathe übertragene Befugniss, Erlaubniss zur 
Trauung von Württembergem im Auslande zu ertheilen (IL Ergänz.- 
Band zum Begierungsblatt S. 216.) steht künftig in der gleichen 
Weise ausschliesslich und ohne Bücksicht auf die Gonfession der Ver- 
lobten den Oberämtern zu (vergl. jedoch Ziffer 3.). 
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2. Zuständig zur Ertheilong dieser Erlaabaiss ist für beide 
Verlobte das Oberamt des Heimathsorts des Bräutigams. 

Die Erlaubniss darf nicht ertheilt werden, bevor durch Bückr 
spräche mit der zustandigen Ehebehörde ermittelt ist» dass der be- 
absichtigten Ehe ein Hinderniss nicht im Wege stehe.. 

3. Die Zuständigkeit der Oberamter beschränkt sich auf die 
Erlaubniss zur kirchlichen Trauung. 

Etwaige Gesuche um die Erlaubniss zur bürgerlichen Trauung 
im Auslande sind von den betreffenden Gerichtsstellen, nach vorgän-* 
giger Bücksprache mit dem Oberamt (Ziffer 2.) wegen etwaiger 
öffentlich-rechtlicher Anstände, dem Justiz -Ministerium vorzulegen 
(Gesetz vom 1. Mai 1855, Art 10. 14.). 

Stuttgart, den 16. März 1866. 

Neu/rcdh. Gessler. GoUher. 



Miltemtitr« 

X. Pfa^amUiche Creschäßs- VerwdUung. Van Dr. Jasqph Sauer^ 
DomcqpUular, fürsibischöflicher Officicä etc. 2. verbesserte u. ver-^ 
mehrte Auflage. Breslau, Aderholz. 1868. XII und 267 S. m 8, 
In unserm Beferat über die vor drei Jahren erschienene erste 
Auflage des obigen Werkes {Archw XUI, 175.) haben wir die Drei^ 
theilung und den Inhalt desselben kurz angedeutet und seine Bedeu- 
tung nach Gebühr gewürdigt. Die gegenwärtige Ausgabe verdient 
das der ursprünglichen Bearbeitung gespendete Lob in noch höheren^ 
Grade. Abgesehen davon, dass der Herr Yer^sser, ohne in dem durch- 
aus stichhaltigen Grundplan des Ganzen eine Aenderung eintreten 
zu lassen, an mehreren Stellen des Textes zweckmässige Verbesserun- 
gen vorgenommen hat, sind die inzwischen von der Diöcesanbehörde 
erlassenen, amtlichen Verordnungen gehörigen Orts berücksichtigt 
und überdies neben der Bereicherung des for die Praxis so wichtigeii 
Formulariums sieben Paragraphen neu hinzugefügt: nämlich 28 über 
die katholischen Begierungs-Schulräthe , 29—31 über die Diöcesan- 
Lehr-Anstalten (Enabenseminar, Convictorium, Alumnat), 66 über 
Gonvalidation und Sanation der Ehe, 72 über Kirchhöfe und 76 über 
die Populations-Listen. Im Besondem wollen wir drei Momente hco^- 
vorheben: 

1) Das Archiv brachte in Band XVH, S. 112 fg. aus dem Preuss« 
Jnstizministerialblatt XVlil. Jahrgang Nr. 37. Mittheilungen über 
»die katholisch-geistliche Ehegerichtsbarkeit in Prei^ssen nach ihrer 
geschichtlichen Entwickelung.c Was daselbst S, 121 fg. über Schle* 
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den gesagt ist, findet seine Ergftnzung in den Bemerkungen von 
Dr. Sauer 8. 29 fg. Grundlegend bleibt die pragmatische Sanction 
des Fürstbiscboft Franz Ludwig vom 26. October 1699, in welcher 
die Sph&ren des forum gratiae, reep. der voluntaria jurisdictio und des 
Judicium ordinarium resp. der contentiosa jurisdictio bis in*s Detail 
scharf abgeprägt sind. Wenn der Verfasser des Ministerialblatts- 
Artikels das Gonsistorium eine Abtheilung des Oeneral-Vicariatamts 
sein Iftsst und ihm lediglich die Ehesachen zuweist, so tr&gt er dem 
ihatsftchlichen Organismus und der rechtlichen Gompetenz beider Be- 
hörden nicht Rechnung. Zudem ist die Verordnung vom 16. August 
1801 durch die seit dem 12. Januar 1855 datirende (vgl. Vbgt^ Kir- 
chen- und Eherecht IL, 123.) Einsetzung von 2wei p&pstlichen Ap- 
pellations-Instanzen, fOr welche der jedesmalige apostolische Nuntius 
in Wien die Bichter ernennt, antiquirt. Durch fürstbischöflichen Erlass 
vom 3. Februar 1865 erhielt das DiOcesan-Gonsistorium als Ehege- 
richt und Offlcialat eine Vervollständigung durch die Ernennung 
eines Promotor-Fiscalis, welcher die betreffenden Klagen einleitet, die 
Voruntersuchung führt, die Klageschrift mit den Acten zur cano- 
niscben Untersuchung der ersten Instanz vorlegt, und nöthigen Falls 
ex officio die Appellation an die höheren Instanzen einlegt. 

2) Anlangend das Toleranz-Decret des Gardinais Melchior von 
Diepenbrock vom 16. September 1847 (Sauer §. 70. S. 86.), so hat 
dasselbe seinen Stützpunkt im Gbnc. Trid. sess. XXIV. can. 8. de 
matr. und kommt in Anwendung beim Wegfall von Gründen, welche 
einen richterlichen Urtelsausspruch auf Eheseparation nach dem ein- 
seitigen Antrage einer Partei den canonischen Vorschriften gemftss 
rechtfertigen; mithin lediglich da, wo es sich um Zulassung eines 
von Tisch, Bett und Wohnung gesonderten Lebens auf Orund beider- 
seitiger Einigung handelt. Die Bestätigung einer solchen Einigung 
beider Eheleute verbietet die Kirche nicht; sie ist vielmehr unter 
umständen vom Standpunkt einer wirksamen Seelsorge nicht nur 
zulässig, sondern auch flbr das Seelenheil der Eheleute durch Pasto- 
ralklugheit geboten. Ein sehr beschwertes oder unerträgliches Zu- 
sammenleben in Folge fortdauernder Zänkereien, Zwistigkeiten und 
Händel, wenn sie durch Laster oder eingewurzelte Schlechtigkeit des 
einen Theils verursacht werden, sowie andere dergleichen Verhältnisse, 
lassen, weil durch sie das Heil der Seele und des Leibes leicht in 
Oeflahr gebracht wird, wenn keine Hoffnung vorhanden ist, auf einem 
andern Wege mit Klugheit sie verhindern oder beseitigen zu können, 
auch ohne prozessualische Feststellung und Weitläufigkeit, die Be- 
willigung eines gesonderten Lebens auf erfolgte Einwilligung beider 



Sauer, PfimuBtlidie GeseMftsverwattoiif , t. AvI. 345 

Ehetheile, so lange der schuldige Theil nicht sur Besserang gelan^ft 
oder die Gefahr vorüber ist, also auf Zeit, zu. Auch wird durch ein 
solches Verfahren dem von der Kirche verabscheuten ungebundenen 
Auseinandergehen der Eheleute entgegengetreten, durch Eintritt der 
Autorität des Ehegerichtes Scandal und Aergemiss vermieden oder 
doch vermindert, und die Würde und Heiligkeit der Ehe unter vor- 
handenen bedauemswerthen Verhältnissen durch kirchliche Au&icht 
und Ordnung nach Möglichkeit erhalten, üebrigens muss das auf 
Qrund dieses Toleranz-Decrets vom Gonsistorium auszusprechende Per- 
mittimus auf bestimmte oder unbestimmte Zeit ertheilt werden. Im 
enteren Falle ist mit Ablauf der Frist die Sflhne von Neuem zu ver- 
suchen, und wird letztere nicht erreicht, wiederholt zu ermitteln, zu 
erwägen und zu besohliessen , ob eine Sonderung fernerhin zulässig 
erscheine oder nicht. Im letzteren Fall ist der Antrag einer Partei 
abzuwarten. 

8) In dem neu hinzugekommenen §. 72. Aber Kirchhöfe nimmt 
Hr. Dr. Sauer durch die kurze Bemerkung: »Aul Simultan-Kirch- 
höfen kann die Errichtung eines Kreuzes nicht versagt werden« 
(S. 91.) auf folgenden Bechtsfbll stillschweigende Bücksicht, der allge- 
meineres Interesse beanspruchen dürfte. Auf dem von Katholiken und 
Protestanten als Begräbnissplatz benätzten Kirchhof zu D., auf wel- 
chem bis gegen Ende des vorigen Jahrhunderts eine katholische Kirche 
gestanden, errichtete der Pfarrer S. zu S. am 21. September 1864 mit 
Genehmigung des Breslauer General-Vicariatamtes ein Kreuz. Die 
Dorfgemeinde, daran Aergemiss nehmend, forderte die Entfernung 
desselben mit der Drohung, dass sie selbst es sonst wegschaffen werde. 
Der Pfarrer S. wies dies Ansinnen unter dem Schutz der Königl. 
Verwaltungsbehörden natürlich zurück, und in Folge dessen erhob die 
Dorfgemeinde unter dem Vorgeben, seit unvordenklichen Zeiten sich 
im dleinigen Besitz des qu. Begräbnissplatzes beftinden zu haben, 
gegen den Pfarrer S. die Besitsstörungsklage und beantragte die 
Yerurtheilung desselben zur Entfernung des Kreuzes, welche auch 
ungeachtet der gegen die Klage geführten Einreden, durch das Er- 
kenntniss des Kreisgerichts zu Gr. vom 7. October 1865 erfolgte. Ge- 
gen diese ungerechtfertigte Entscheidung erhob der Pfarrer S. die 
Nichtigkeitsbeschwerde, das Obertribunaf zu Berlin vernichtete die 
erstere durch das Erkenntniss vom 11. Mai 1866 und wies die Klä- 
gerin mit ihrer Possessorienklage zurück. Die Motive lauten: »dass 
nicht jede eigenmächtige Handlung an einer fremden Sache, vielmehr 
nur eme solche zu einer Besitzklage geeignet ist, welche gegen den 
Besitz sich richtet, entweder um ihn aufzuheben und sich selnst an- 
zueignen, oder um ihn zu stören oder zu beunruhigen; dass jedoch 
eine solche turbatorische Absicht in der vom Verklagten erfolgten Auf- 
richtung eines Cruciflxes auf dem seither zur Beerdigung von Katho- 
liken sowohl als von Protestanten benützten, wenn auch sonst im 
klägerischen Besitz befindlichen Kirchhof nicht gefunden werden kann, 
weil die zur Genügung eines religiösen Bedtbfnisses Seitens des Ver- 
klärten vorgenommene Handlung weder als auf Erwerb eines eigenen, 
noch als auf die Beeinträchtigung des klägerischen Besitzes abzielend 
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sieh kandgibt; dass hiernach aber WjBgeu Yerkennung der Natur der 
BeeitzstöruDg das angefochtene Urtel nichtig und wegen Mangels der 
Torbation die PosBessorienklage hinfällig erscheint« (Verordnungen 
162. V.). 

Wir zweifeln nicht daran, dass das durch gründliche Studien und 
praktische Brauchbarkeit ausgezeichnete Sau^'sche Werk in der zwei- 
ten Auflage Eoch mehr als in der ersten sich über die Grenzen der 
Breslauer Didcese hinaus Bahn brechen wird. 

Domcapitular Dr. Laemmer zu Breslau. 

2. Scht^j Friedrich^ Lehrbuch des katholischen KirchenrecMs nach 

dem gemeinen^ dem deutschen und österreichischen Farticularrechtn 

und dessen lAterodurgeschichte. Zweite gänzlich umgearbeitete und 

. vermehrte Außage. Giessen 1868. Roth. XIV. und 584 S. gr. 8. 

(ja\l2 Thlr.) 

' Schulte's besonderes Verdienst vor den seitherigen Bearbeitun- 
gen des Kirchenrechtg ist seine streng juristische Methode und un- 
mittelbare Bücksicht auf die praktische Anwendung, welcher letztere 
Gesichtspunkt namentlich auch in zahlreichen raisonnirenden Bemer- 
kungen hervortritt, die dem Buche mitunter einen gewissen eigen- 
thümlicl\en Beiz gewähren. Ausserdem hat diese zweite Auflage seines 
Lehrbuchs den Vorzug, dass darin in gedrängter Dai:stellung, aber voll- 
ständig, nicht blos das gemeine kathoUsche Kirchenrecht, sondern auch 
das particuläre Becht in Oesterreich, Preussen, Königreich Sachsen, 
Grossh. Sachsen- Weimar, Braunschweig, Oldenburg, Grossh. Hessen, 
Bayern, Baden und Württemberg enthalten ist. Auch das französ. 
Becht ist darin in manchen Fragen berücksichtigt, ebenso in einzelnen 
Punkten das griechische Kirchenrecht, Insbesondere ist auch die 
politische Stellung der Kirche in's Auge gefasst und zwar so, dass 
in dieser Beziehung nicht blos die factischen Zustände, sondern auch 
die Bechtsansprüche der Kkche hervorgehoben sind. Die zweite 
Auflage ist um 67 Seiten vermehrt , obschon der der ersten Auflage 
beigegebene statistische Anhang (39 Seiten), der durch Schulte's seit- 
dem erschienenen staitis dioec. cath. (Archiv XVI, 350 f.) überflüssig 
geworden war, weggelassen ist. Viele praktisch wichtige Punkte 
sind jetzt ausföhrlicher entwickelt, auch zuerst in diesem Lehrbuch des 
Kirchenrechts die Syllabus-Encyclica an einschlägigen Stellen be- 
rücksichtigt, und viele Paragraphen haben grössere oder kleinere 
Zusätze erhalten , und es ist auch vielfach an der Torrn der Dar- 
stellung gebessert worden, so dass sich die neue Auflage mit Becht 
eine völlig umgearbeite nennt. 

Wir wollen eine Anzahl der Zusätze und Verbesserungen der 
zweiten Asiflage hervorheben, zugleich aber wegen der Bedeutung, 
die Schulte's Lehrbuch zukommt, auch kurz bei einigen Punkten un- 
sere abweichende Auffassung andeuten. Umgearbeitet ist namentlich 
entsprechend den neueren Forschungen von Hinschius, Wasserschieben 
u. A. der §. 6. über Pseudoisidor, ebenso §. 26. über das staatsrechtliche 
Verhältniss der deutschen Staaten zur Kirche. (Dabei bitten wir 
jedoch unsere Leser zur etwaigen Modification der S. 138 f. Note 6. kurz 
hingeworfenen Bepierkung, dass die in Preussen von Seiten der Katho- 
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läen vielfaoh angeregte IFrage über die Erridttung mnes be^mderem 
kaäiciischen Ctdiusministeriums [resp. selbstdändigen Minist.^-Abihei^ 
lung] keine Bechtsfrage sei, auch das betreffende Aotenstück im Archw 
XV, 93 ff. selbst zu vergleichen.) Auf Seite 142. Note 16. und Seitei 
155. Note 5. wäre für Braunschweig jetzt das (im nächsten Hefte des 
Ärchiv's folgende) Gesetz vom 10. Mai 1867 beizufügen, wodurch das 
Edict von 1768 ausser Kraft gesetzt ist, sowie zu S. 130. N. 29. fär, 
Hessen-Darmstadt jetzt noch die Mittheilungen im Archiv XVU, 1 56 ffl 
und zu S. 146. N. 6. in Betreff der Bedeutung der Oesterr. Instruct pro 
jud. eccl. quoad eausas matrim. hätte als bestimmte Quelle die betr. Bei- 
lage des Concordats im Archiv XIV, 96 f., 98. citirt werden können. Neu 
bearbeitet ist ferner §. 32. über Parität und Simultanverhältnisse. 
Wenn es dort aber S. 157. N. 20. heisst: Die Parität fuhrt noth- 
wendig dahin, dass bezüglich der gemischten Ehen das Gericht des 
beklagten Theiles quoad effectum civilem zu entscheiden habe etc., 
so haben wir dagegen schon im Archiv VII, 310. hervorgehoben, 
dass der Standpunkt der Parität von vornherein ohne Verletzung der 
kirchlichen üeberzeugung eines der gemischten Ehegatten gewahrt 
bleibt, wenn man weder den Katholiken fär seine Person zur Aner- 
kennung des protestantischen, noch den Protestanten für seine Person 
zur Anerkennung des katholischen Forum zwingt; der Katholik wendet 
sich mit seiner Beschwerde an sein katholisches Ehegericht, damit 
dieses entscheide, wie er sich nach seinen katholischen Grundsätzen 
zu verhalten habe, der Protestant an sein protestantisches, bez. Staats- 
gericht, damit dieses nach den protestantischen Grundsätzen ent- 
scheide, was er thun solle. Auf diese Weise muss sich jeder Theil 
nur gefallen lassen, dass der andere Theil für sich seinen eigenen 
religiösen Grundsätzen gemäss verfahre. — Bedeutend erweitert ist 
auch §. 33. über das Verhältniss der Kirche zu den Nichtchristen, 
namentlich über den Verkehr mit den Juden, §. 40. über die Standes- 
rechte des Klerus, §. 56. über Errichtung und Veränderung der Be- 
neficien, §. 66. über Besetzung der Kirchenämter. (Dabei hätte S. 
256. Anm. oder wohl besser schon im §. 26. statt oder ausser auf 
Dove's Zeitschrift for Nassau auf die friUiere und vollständigere Mit- 
theilung im Archiv VI, 373 ff. verwiesen werden können.) An einer 
früheren Stelle im §. 52. S. 211. N. 49. wird aus dem'Breve vom 
16. Juli 1821 an die preuss. Domcapitel, weil darnach feststehen 
muss, dass die zum Bischof zu Wählenden nee regi minos gratos esse, 
ohne Weiteres gefolgert, die Kegierung sei nicht verpflichtet, min- 
destens drei Candidaten auf der Liste der in der Vorwahl des Capitels 
Bezeichneten stehen zu lassen. Nach dem gemeinen Kirchenrecht 
(c. 14. X. de elect. 1. 6.) müssen zu einer canonischen Wahl drei Per- 
sonen übrig bleiben, und ein Privilegium, also auch jenes Recht der 
preuss. Regierung mindergenehme Candidaten von der Wahl auszu- 
schliessen, muss stricte interpretirt werden. Das sind allgenaeine 
Gründe, die gegen den in neuerer Zeit erhobenep Anspruch der preuss» 
Regierung sprechen. Der päpstliche Stuhl läugnet bekanntlich, der- 
selben ein solches beliebiges Ausschliessungsrecht zugestanden zu 
haben, woraus statt des Wahlrechts der Capitel der Sache nach viel- 
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mehr ein derselben nicht zugestandenes« Nominationsrecht auf die 
Bischofissitze werden würde. Ueber die seit der Bulle De salute 
zwischen der päpstlichen Curie und der preuss. Begierung über jenen 
Gegenstand gef^rten Unterhandlungen sind im Jahre 1865 in der 
Allgem. Zeitung (in grossentheils aus Goblenz datirten Ai-tikeln) und 
in den Edlnischen Blättern anlässlich der damals von der Regierung 
und d^ Minorität des Edlner Domcapitels gestörten Erzbischofs- Wahl 
manche Mittheüungen gemacht, die mehr gegen als för die Regierung 
sprachen. Die Schrüt: 

3. Das Veto deutscher protestantischer Staatsregierungen gegen katho- 
lische Bischofswahlen. Von Dr. 0. Mejer, Rostock Stiller^sche Hof- 
buchhandlung 1S66. 54 S. 8. (Va TMr.) 
theilt nur die üoer die Bischofswahlen gefährlen Unterhandlungen der 
römischen Curie mit Hannover, den Regierungen der oberrheinischen 
Eirchenprovinz und Preussen aus den Jahren 1817—21 mit, ohne sich 
über die späteren Verhandlungen Preussens, namentlich über die zu 
Anfang der 40er Jahre geführten, zu verbreiten. — Eehren wir aber 
zu Schulte's Lehrbuch zurück. Theilweise verbessert und vermehrt 
sind auch die §§. 73 S. über das Patronatrecht. Zu §. 73. N. 4. müssen 
wir aber bemerken, dass mr nicht die mögliche Existenz eines ding- 
lichen Patronatrechts geläugnet haben, welches regelmässig als einem 
fimdus inhaerirend mit dieöem übergeht (mehr sagt auch die von Schulte 
in Bezug genommene Entscheidung der Congr. Epp. vom 15. Juni 
1850, im Archiv X, 381. nicht); wir haben nur, wie dieses vor uns 
namentlich auch schon Gerlach in seiner Dissert. über das Präsentations- 
recht auf Pfarreien. Regensburg (1854 S. 19 ff.), und auch, wie wu* 
demnächst in einer besonderen Abhandlung zeigen wollen, die im 
Jahre 1 848 zu "Würzburg versammelten Bischöfe gethan hatten, ge- 
läugnet, dass es nach kirchlichem Rechte ein dingliches Patronatrecht 
gebe, welches wie ein Ausfluss des Eigenthumsrechtes anzusehen sei 
und dem die Natur eines kirchlichen jus singulare so sehr fehle, dass 
bei ihm auf die Art des Erwerbs des Gutes, ob dieser betreffende Er- 
werbtitel auch kirchenrecJUlich anerkannt sei und auf die persönliche 
Fähigkeit des Besitzers des Gutes zur Ausübung des Patronatrechtes 
nichts ankomme. Auch haben wir keineswegs an verschiedenen Stel- 
len des Archivs die Rosshirt'sche Meinung in dieser Sache zu verwerthen, 
sondern unsere eigene Ansicht zu beweisen gesucht und unsere Gründe 
sind uns noch nirgends widerlegt. Vgl. Archiv IX, 170—73., 302 f. 
Neu ist die gute Darstellung der kirchenpolitischen Stellung des 
Elerus und der Bischöfe (§. 85 f.), zum Theil neu bearbeitet das 
kirchliche Strafrecht §. 95 ff. Wenn aber S. 324. N. 42 bestritten 
wird, ob das Interdict über Tabernakel, die der Bischof in unordent- 
lichem Zustande fand, ein Interdict sei, ist dieses nur ^in Wortstreit. 
Erwähnt hätte aber werden sollen, dass das interdict. personale für 
Laien in verschiedenen deutschen Diöcesen namentlich als Strafe 
des Concubinats in Uebung iöt. -; Das S. 335 N. 2. kurz über die 
Civilehe Gesagte könnte leicht missverstanden werden. Vervollstän- 
digt ist §. 102. über die heutige Competenz der geistlichen Gerichte, 
§. 122. über die Taufe, §. 123. über die Rückkehr aus einer anderen 
christlichen Confession, besonders aber §v 154. über gemischte Ehen 



Gerlach, Lehrb« des katb. Kirdienr.; Marient, Grandriss. 349 

(S. 426—32.); sehr eingehend und gut neu ausgearbeitet sind unter 
Beräcksichtigung der ausführlichen Mittheilungen des Archivs §. 171 ff. 
über die religiösen Orden und CongregUtionen in der Gegenwart ; 
neu ist der Anhang §* 179. über die Wechselbeziehung der verschie- 
denen Riten innerhalb der katholischen Kirche ; umgearbeitet endlich 
auch §. 181. über die Erwerbsfähigkeit und Immunität der Kirche, 
g. 183. über die kirchlichen Yermögensverhältnisse, §. 187. über die 
Stellung der Beneficiaten, §. 189. über Messstipendien u. dgl., §. 192. 
über die Fabrikgüter und die Baulast, namentlich auch nach den Par- 
ticularrechten. Neu aufgenommen ist endlich der nicht unwichtige 
§. 195. über die Stellung der weltlichen Kirchenbediensteten, und aus- 
fuhrlicher und vollständiger jetzt in §. 196— 200. S. 544—559. über 
das Becht des Unterrichts und auch über die Schul-Baulast gehandelt. 

4. LehrbucKdes katholiachen Kirchenrechta von Professor Dr. Hermann 
Gerlach, Erste Lieferung, Paderborn. Schöningh. 1868. 80 S, 

Das Werk verspricht ein vortreffliches Lebrbacb fQr Studierende zu werden. 
Klare, fasslicbe, fliessende Darstellung, deatliche Hervorhebung der leitenden 
Grundsfilze, und zweckmässige Auswahl des Wichtigeren ohne zu grosse Dürftig- 
keit zeichnen auch dieses Werk des fleissigen Canonisten aus. Diese erste Lief, 
brinet ausser einer kurzen Einleitung die Darstellung der Quellen des Kirehen- 
rechts und grOsstentheils auch die Literatur desselben. 

Fleiss und praktischen Sinn verrfith^ auch der „d^m hochverdienten Meister 
der Kirchenrechtswissenschaft J. Friedr. Schulte^' gewidmete 

5. Gmndriss zu Vorlesungen Über das heutige katholische Kirchen- 
recht mit Rücksicht auf die Verhältnisse der preuss. Monarchie im 
Allgemeinen und der Diöcese Culm im Besonderen. Von Wilhelm 
Martern. Danzig. F. A. Weber. 1868. 173 8. 8. 

Der Grundgedanke des Systems ist in diesem Grundriss, der Paragraphen- 
Ueberschrifcen mit ausgewählten Quillen- und Literatur-Belegen raUffetheUt, dieser: 
L Die Kirche ist eine in sich abgeschlossene selbststfindige Gesellschaft, und 
demnach bebandelt Buch 1. den kirchlichen Organismus im Allgemeinen und so- 
dann im Besonderen 2. die kirchlichen Stände, die elgenthOmlich reehtlichen 
Functionen des kirchlichen Organismus (kirchliche Rechtsbildnng, Aemter, Geriebts- 
barkeit), Buch 2. die einzelnen klerikalen Organe vom Papst abwärts. Buch S. 
als besonders geartete kirchliehe Rechtsinstitute: Patronat, Orden, Ehe. IL Die 
Kirche kommt mit Factoren ausser ihr in Contaet und danach behandelt Buch 4. 
das Verhältniss zu den NichtChristen, zu den akatholischen Christen and zu den 
Staaten. Die Lehre von den Quellen wird in der Einleitung dem Systeme voraus- 
geschickt. Bei den Unterabtheilungen des Stoffes fUr die einzelnen Paragraphen, 
sind neben vielen übersichtlichen Rubricirangen , die manchen in verschiedenen 
Compendien vergessenen wichtigen Stoff andeuten, auch manche zu dQrftig oder 
ungenau. Um ein paar Einzelnhelten heranszugreifen wäre S. 5. der Gedenkvers 
Ober den Inhalt der fünf BQcher der Decretalensammlungen schon zur Compil. 
prima anzumerken, ganz unbefriedigend ist S. 66. die blos negative Rubrik: 
,4lechtssprechung in bestimmten Streitsachen, die nicht pönaler Natar sind,'' S. 67 ff. 
kommt immer die unrichtige Schreibweise Pabst statt Papst, ebenso später Probst 
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statt Pr^st ivt, S. 95. sind di« Andeatotifren ftber die Ait^ des Patronats za 
dQrftIg, S. 102. bfitten Qber die Orden gewiss besondere Erwfibnang die neueren 
^ MiUheilungen der Decrcte der Congr. Regg. im Archiv verdient , zumal Öfters 
unbedeutendere Artikel dieser Zeitscbrift citirt sind; verwirrend ist S. 122 ff. die 
Eintbeilung der Ebehindemisse etc. 

6. Aeusaere Encyclopädie des Kirchenrechts oder die Haupt- und Hülfs- 
Wissenschaften des Kirchenrechts von Dr. C, F, Rosshirt, grossh. 

• bad. Geh Roth und Prof. Heidelberg. Weiss 1867. 2. AbtheUung. 
& 228-450. 

Vgl. Archiv XV, 336. Diese zweite Abtbeilung entbSlt reicbbaltige bisto- 
riscbe, üterariscbe und kritiscbe Bemerkungen zur Papst- und Conciliengescbicbte 
zo den Quellen des candniscben Recbts, zu den Concordaten, und Ober das Ver- 
waitungsrecbt der Kircbe. 

7. Andr. Thiel, Professor, Dr., Epistolae Rom. pontificum genmnae. 
Fasdc. IL Brunsbergae E. PeUr 1868. p. 513—1018. 

Vgl* Qber den ersten Fase, und Plan des Werkes Archiv XVIII, S. 490 f. 
Dieser zweite verdient dasselbe Lob. Er umfasst die Tractate und Scbriften von 
Gelasius (p. 513—613.), die Briefe und Decrele von Anastasius H. (p. 614— 639.), 
Symmacbus (p. 639—738.), Hormisdas (p. 739—1006.), verbreitet besonders neues 
Liebt Qber die Zeit der letzteren beiden Päpste und fQbrt also die Papstbriefe und 
Papstgescbichfe in einer sorgfaltigen und vortrefllcb kritischen Weise bis zum 
Jabre 523 fort. 

8. Das Gottesurtheil der Abendmahlsprobe. Ein Beitrag zur Rechts- 
tmd Kirchengeschichte von Dr. Benno Hilse, königl. preuss. Gerichts- 
Assessor. Berlin 1867. Calvary und Co. 51 8. 8. 

Hilse will beweisen , dass das Abendmahl niemals als Gottesurtbeil gedient 
babe, bat aber weder Kenntniss von der kathoUscben Abendmahlslehre, noch der 
specieH und efscbQpfend sein Thema behandelnden frQheren Literatur CJ^lden- 
brand, Purgatio eanon. und vulgaris. Manchen 1841, und Dähn, Studien zur 
Geschichte der germanischen Gottesortbeile. MQnchen 1857). Er berücksichtigt 
aar einige der angelsichsischen und canon. Quellenstellen, in denen von dem 
Abendmahl als feieriiehem Reinigungse id gehandelt wird , und geht auf die Ffille, 
in denen die Eucharistie wirklich als Gottesurtheil angewendet wurde, nicht 
naher ein. 

Zu den im Archiv XIX, 132 f. regisirirten Schrift^ Qber den bayer. 
Schülgesetztntumrf tragen wir nach: 

9. A. Eberhard (Canon, in Regensburg), Kritik des bayer. Schulgesetzes 
im Entwürfe. Regensburg, Coppenrath, 1868. 94 8. 8. 

Pfarrer Of. Rolfus rQbmt im Liter. Handw. 1868 , Nr. 64. das durchaus 
Selbatatlndige und Originelle des Urtheils, neben grosser Scharfe und praktischer 
Sachkenntniss ; zum Studium der Sebuiftage in allen ihren Einzelnheiten- sei die 
Schrift unbedingt Allen nothwendig, und man finde darin auch noch vieles An- 
regende Qber andere Punkte. — lieber das Erziehungswesen überhaupt wollen 
wir nicht unterlassen auch im Archiv hervorzuheben: 

10. Die Erziehung. Von Felix Dupanloup, Bischof zu Orleans und 
Mitglied der französ. Academie. Autorisirte Vebersetzung. 3 Theile. 
Mainz. Fr. Kirchheim. 1867. 

Der erste Theil (XXVII und 406 S.) bandelt von der Erziehung im Allge- 
meinen, der zweite (VII und 640 S.) von der Aotorltit und der Ehrftureht in der 
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Erziehnng, der dritte (VII pnd 683 S.) von den Mfianern der Erziebsne^. Sas 
ganze in Frankreich in kurzer Zeit in 7 Aufl. verbreitete Werk bandeH vonOgiich 
Ober die geistliche Erziehung und ist eine Sammlung einzelner Blätter, die ftOher 
an bestimmte einzelne Persönlichkeiten gerichtet waren. Ist das Ganze aber auch 
nicht ein vollständiges Werk über die Erziehung, so that das dem reichen Inhalt 
desselben an sich doch keinen Abbruch. Im ersten Bande enthalten zwei Capitel 
namentlich eine glänzende Rechtfertigung der Knabenseminarien. 

11. Die Familie. Von A. von Margerie, Professor der Philosophie %u 
Nancy. Autor, üebers. Mainz. Fr. Kirchheim. 1867. XV. u. 414 8. 8. 

Das geistreiche, wenn auch nicht immer seinen Gegenstand erschöpfende 
Buch handelt In bunter Mannigfaltigkeit von dem Familienleben in der Ehe, Ehe- 
scheidung , der Stellung der Frauen in der ausserchriatlichen und in der christ- 
lichen Ehe, von den Pflichten des Ehestandes, der Erziehung der frühesten Kind- 
heit, der öfl'entlicben und Privaterziehung, den wissenschaftlichen und literarischen 
Stadien, (besonders «chbn) von den heidnischen und christlichen Ciassikem und 
den philosophischen Stadien, von der Erziehung der Frauen, der kindlichen und 
Geschwisterliebe, dem Dienstbotenstande, von den Feinden und dem socialen Ein- 
fluss der Familie. 

12. Die währen Grundlagen des religiösen Friedens . . . von Wilhelm 
Emmanuel, Freiherrn von Ketteier, Bischof von Mainz. Mainz, Fr. 
Kirchheim. 1868. VIII und 87 8. 8. 

Der Prälat Dr. Zimmermann überreichte am 31. März 1867 im Auftrage 
der evangel. Geistlichkeit des Landes dem Grossberzog von Hessen eine Adresse, 
worin behauptet wird, dass in den Hirtenbriefen des Bischofs von Mainz „eine 
Menge von Yerunglimpfüngen und Herabwürdigungen des evangel. Glaubens*' ent- 
halten seien. Diese falsche Anklage beruht 1) auf einer Verläamdung von Selten 
des historisch von seiner röm. Gesandtschaft her als Lügner verschrieenen Geh. Raths 
Dr. Josias Bunsen in dessen „Zeidien der Zelt*' S. 62 ff., und 2) auf sehr willkür- 
licher Interpretation von Seiten des Hrn. Prälaten, die, wie der hocfaw. Bisehof in 
der vorliegenden Schrift zeigte auf einer Verwechselung der rechtlichen Parität 
mit der imieren Parität im Geiste des einzelnen Menschen beruhen« Von Parität 
unter den verschiedenen Religionsbekenntnissen kann nur im ersteren Sinne die 
Rede sein ; nur die rechtliche Parität darf geltend gemacht werden, nicht wie der 
Herr PiHlat vom Standpunkte des religiösen IndttTerenäsmus aus will, eine Gleich- 
berechtigung aller staatlich anerkannten Confessionen vor dem Gesetze Gottes, der 
Wahrheit, der inneren Ueberzpugung, so dass einem zugenuthet würde von 
einander abweichende religiöse Lehren für gleich wahr und gleich gut zu halten, 
sondern wie der hochw. Bischof will, lediglich eine volle Oleichstellimg der^ 
selben vor dem bürgerlichen Gesetze hinsichtlich aller staatlichen 
Verhältnisse y also nur auf dem Boden des bürgerlichen und staat- 
lichen Lebens. 

Bei der grossen Thätigkeit der Freimaurer in gegenwärtiger Zeit interes- 
slrt manchen die populär gehaltene, vom Standpunkt den* Moral und Religion ihren 
Gegenstand beleuchtende Schrift: 

13. Die, Freimaurer, was sie sind, was sie thun, und was sie twoUen. 
Von M. de Segur. Autoris. Uebers. (aus dem Französ.) Mainz. Fr, 
Kirchheim 1868. 136 8. in 12. 

14. Zeitgemässe Betrachtungen. Vortrag gehalten im Wiener gesell. 
Vereine (Ressource) v. GrafBlome. Wienu. Gran. Sartori. 1868. 04 8. 8. 

Graf Montalembert rief im Jahre 1846 den Katholiken Frankreichs zn, 
übt gewissenhaft und fleissig die Rechte, namentlich die Wahlrechte 
aus, die euch die Landesverfassung gewährt Graf Blome bringt in einem 
gutgeschriebenen deutschen Auszuge dieses jetzt so zeitgemässe Wort Montalem- 
bert's in Erinnerung. Die Kritik des Despotismus, den damals in Frankreich die 
sogenannte liberale Partei in kirchlichen und Unterrichtssachen übte, passt vor- 
trefflich auf die gegenwärtigen Zustände in Oesterreich, Baden und anderwärts in 
unserem deutschen Vaterlande. 

15. Katholiken Deutschlands organisirt euch. Ein Neujahrsgruss (von 
A. Niedermayer). 2. Aufl. Frankfurt a. M. Hamacher 186Ö. 16 8. 8. 

Wer stimmt nicht bei, wenn der Verfasser wünscht: n Bischöfliche Ver- 
sammlungen in regelmässiger Wiederkehr [die auch auf der Versammlang zu 
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Fulda 1867 besdOossen sind]; 2) Jfilirliche DiOcesansynoden in allen DiAcesen 
Dentsclilands; 8) dass der katholische Adel Deutschlands nach dem Vorbilde des 
Ihinzösisehen and belgischen mehr und mehr seine Schuldigkeit thue; 4) dass 
die katholischen Gelehrtenversammlnngen wieder in*s Leben treten; 5) eine 
durchgreifende Umgestaltung der kath. Generalversammlungen; 6) VervoUkomm- 
nong der Caslnoverbände; 7) Grflndung von katholischen Pressvereinen über ganz 
Deutschland hin? 

1€, Die Freiheit der Kirche. Von einem katholischen Juristen. Wien* 
Sarfori, 1868. 15. Ä 8. 

Eine bündige Schilderung wirklicher kirchlicher Freiheit und des Werthes 
derselben und ein Mahnruf an die österr, Regierung, sich nicht unbedingt je- 
nen hiniugeben, die planmSssig nur dahhi arbeiten, unter dem Vorwande der 
Freiheit die Autonomie und Freiheit der katholischen Kirche tu vernichten und 
das Ansehen derselben zu untergraben. 

17. Wiener IHöce8anblatt(herau8g, von Dr. Joh^KutBchkeTf Weihbischof 
und Oenerdlvicar), Monatl, mindestens 8 Bogen in 4. Zu beziehen 
durch die Buchhandltmg Mayer u. Co., oder auch direct durch die 
fürsterzb. Consistor.-Cansdei in Wien. (Jährlich l^s Thlr.) 

Dieses gediegene reichhaltige Blatt enth&it längere und kOrzere werthvolle 
eanonistlsche Abhandlungen mit besonderer RQckslcht aufOesterreich, und kirchliche 
und kirchen-politische Akienstficke in grosser Zahl, namentlich auch die zahlrei- 
chen schbnen Hirtenbriefe Sr. Eminenz des Card. Erzb. v. Rauscher. Es dürfte 
seine Anschaffung, namentlich in Lesezirkeln, auch ausserhalb Oesterreich zu > 
empfehlen sein. 

18. üebersicht der durch die preuss. Verfassungs^Urkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 bewirkten Veränderungen in dem Verhöltniss des Staates 
zur Kirche. Berlin 1867. Nietheu. Co. (Brandenb. Strasse 45.) 12 S. 8. 

Eine kurze und deutliche empfeblenswerthe Üebersicht, in deren Eingang 
die ausfQhrlichere betreffende Literatur verzeichnet ist. 

19. Antwort auf das Rundschreiben des Fürsten Minister Gortschakof 
vom 7. (19.) Jänner 1867. Nach dem Polnischen bearb. durch Leon 
Dunin Ritter von Rzuchowski. Wien 1867. Sartori. 32 S. 8. 

Das Rundschreiben, welches FQrst Gortschakof anl&sslich der Aufhebung 
des Concordats eriiess (vgL ArcMv XVIll, 448 ff., und Frh. A. von Heitert in der 
Oesterr.* Revue 1867, Decbr.) wird hier durch einen Beitrag zur Leidensgeschichte 
der Kirche in Russisch-Polen beantwortet. Die angefahrten Thatsachen, die 
Russland schwer belasten, verleiten den Verfasser übrigens sogar zu dem Ver- 
suche, die polnische Revolution zu rechtfertigen. Auch die deutsche Bearbeitung 
verrlth in ihrer Sprache mitunter den im Deutschen nicht ganz heimischen Polen. 
20* Die Sgnoden und die Episcopalämter in der morgenländischen 
Kirche. Von Dr. J. Zhishman, a. o. Prof. der rechts - und Staats- 
wissenschaftlichen Facultät an der k, k. Universität in Wien. Wien 
1867. BraumiUler. VUI u. 240 S. gr. 8. (2 fl. 80 kr. Gest. W.) 

Die erste quellenmSssige und systematische Darstellung eines bisher ebenso 
sehr im Dunkeln gelegenen, wie fOr Canonisten, ArcbAologen und Liturgiker in- 
teressanten und fOr die orientalische Kirche praktisch-wichtigen Gegenstandes. 
Das Werk behandelt l die Patriarchal- oder Natlonalsynode (S. 1—53.), U. die 
Eparchial- oder Metropolltansynode (S. 57—86.), lU. die Episcopalftmter, d. h. die 
Aemter und beziehungsweise Dienste, welche den Geistlichen der bischöflichen 
Cathedrale zugewiesen sind, und zwar wie sie die in dem Kircheneataloge „der 
grossen Kirche von Constantinoper' aufgez&hlt sind (S. 89—228.)* Als Beilagen 
angehängt sind fQnf Formulare tlber Verleihung von kirchlichen Würden und 
Aemtem bei den Orientalen (231—35.). Das Werk zeichnet sich in gleicher 
Weise wie Zhishman's orientalisches Eherecht durch grosse Gelehrsamkeit 
und Gründlichkeit und praktische Richtung aus. Zh. benutzte eine ungeheure 
Menge von Quellen, u* A. auch schon die für den vierten Band der Acta et Diplo- 
mata graeca medii aevi von Dr. Fr. X. Ritter von Miklosich und Josef 
Müller (vgl. Archiv XI, 171.) gesammelten Documente. Vering. 
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Die neueren religiösen Frauengenossenschaften in ihren Beziet 
hungen zum Ortspfarrer uid zum BeichtraterO* 

Vom Förslblschöflichen Consistorialrisith Schuppe in Breslau. 
1« Die BezieIlu^gea um Pfarrer. 

lieber d^s Vßrhältniss der neueren religiösen Frau^ngeuossen* 
Schäften zum Oftspfarrer einer Nied^lassnng (od^r des Mutterhanses) 
finden sich äusserst wenige Bestimi^ungen; die Constituti<men z. B. 
der Borromäerinnen, der armen Schulschwestern, schweigen in der.; 
Eegel darüber. In den früher (^IrcAit? Band XIY. Seite 167 und£) 
erwähnten jtniniadversiones der S. iQoiigregatio epp. etreg«L zu vorn, 
gelegten Constitutionsentwürfen findet sich bis auf die neueste Zeit 
fast nichts über diesen Funkt, Nur in den. unter deni 27. SepteI^I)6r 
1B61 ausgefertigten Bemerkungen (Analecta juris pontificü iL Lief, 
col. 2668) ist gesagt : Institutum sub jurisdictione episcoporum erit, 
ut särta tectaque serventur parochorum jura. Die Analecta^) theilen 
ferner (Ser. VIII, col. 1743) mit, dass in Betreff eines Instituts mit 
einfachen Gelübden die Congregation über die Angelegenheiten der 
Bischöfe und Eegularen im Jahre 1676 entschied: Archipresbyterum 
(parochum) manutenendum esse in iis, qüae spectant ad curam parochia-' 
lern; in der 24. Lief. col. 499. wird ein anderer Fall mitgetheilt, in 
welchem 1791 önteehieden wurde, das eine Ton Tertiarierinnen erbante 
EapeUe nicht von den fieehten des Pfarrers eximirt sei. 

Di€l Sache ist ziemKch einfach; die Rechte des Pferrers erstre- 
cken sich über den ganzen Bezirk seiner Pfanrei und schliessen jeden, 
der daselbst seinen Wohnsitz hat, ein, sofern nicht eine Exetation efat- 
gegensteht. Eine solche kann nur durch ein ^rivilegirendes, tondef 
höchsten kirchlichen Autorität erlassenes Gesetz statuirt werden. 
Daraus folgt, dass die neueren religiösen Frauengefnossenschaften, 
für welche — anders als bei den Oi^en ~ keine solche Exemtion 
festgesetzt ist, den Rechten des Pfarres unterworfen sind; die oben 
erwähnten Entscheidungen lassen darüber keinen Zweifel, dass die 
höchste kirchliche Behörde die Rechte des Pfarrers in- Betreff dieser 



1) Der y^rfiisser gc^bkt deirnifiehst ü^i' die reli^5^en FiPaoengenossen- 
schaften eine Monographie erscheinen za la39<ln. 

2) Bei der greringen Verbreitung Jener Zeitschrift hälfe ich es för nicht 
fiberliassig, die von ihr mitgetheilten Entscheidungen hier, so weit nöthig, zu re- 
produdren. 

AnUt Air Kirclieiirecht. XU. 23 
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Vereine und ihrer einzelnen Häuser als unberührt erachtet und unbe- 
rührt erhalten wissen will; einige Entscheidungen über einzelne der 
pfarrlichen Gompetenzen folgen unten und weisen dies im Detail nach. 
Die Frage ist nun, welche diese Rechte des Pfiirrers sind. Die Anar 
lecta sprechen in einigen Aufsätzen von der Jurisdiction des Pfarrers 
über dergleichen Institute. Da aber dem Pfarrer überhaupt keine 
Jurisdiction im eigentlichen Sinne des Wortes (cfr. meinen Aufeatz 
Archiv Band XIV. Seite 167.) zusteht, weil er — abgesehen von 
dem Beichtvateramt, über welches unten besonders gehandelt wird 
— ^^ überhaupt keine Befugniss zum Recht sprechen oder zu Verwal- 
tungsanordnungen besitzt, kann auch von einer eigentlichen Jurisdiction 
nicht die Rede sein, es handelt sich vielmehr um andere Befugnisse, 
welche mitunter unter diesem Ausdruck zusammengefasst werden; die 
amtlichen Entscheidungen enthalten sich dieses Ausdrucks v^i sprechen 
nur von Rechten, daher ist es besser, die obige ungenaue Bezeichnung, 
welche zu Irrthümem Veranlassung geben kann, fallen zu lassen. 

Die Analecta geben in einem mit vielen Entscheidungen ver- 
sehenen Aufsatze (Juridiction paroissiale sur les s^miuaires, Ser. VIL 
1092.) die Rechte des Pfarrers als folgende an: DasViaticum und 
die heilige Oelung zu spenden, die Begräbnisse vorzunehmeo, die Ein- 
segnung am stillen Sonnabend zu vollziehen und die österliche Com- 
muniou in der Pfarrkirche zu verlangen *). 

Barbasa (de officio et potestate parochi) macht einen Unter- 
schied zwischen den Functionen des Pfarrers, d. h. solchen geistlichen 
Amtshandlungen, welche nur der Ortspfatrrer auszuüben befugt iaU 
und den Rechten desselben. Als die ersteren fuhrt ßreai: Die Ein- 
segnung des Taufborunneüs, die heilige Messe etc. am Grxundoniierstage 
und stillen Sonnabende, die Eerzeneinweihui^ und Vertheilung an 
Maria Reinigung, die As<^enweihe am Aschermittwoch und die Pal^ 
menweihe am Palmensonntage vormnehmen und Prozessionen durch 
den Ort zu fahren oder zu gestatten; das eigentliche Recht des Pfar* 
rers besteht nach ihm in Folgendem : die Verpflichtung der Parocbianen, 
an Sonn- und Festtagen die heilige Messe in dicr Pfmkirche zu hören 
(obsolet), das Recht auf Zehnten und Oblationen, die Beichijjurisdic- 
tion (gehört nicht hierher), das Reeht zur Aus9pendung ißx Sterbe^a- 



1) Uebereiofttirnfflend IMimU viailidrt Or, Sokels (Oie neniereii reügiOsen 
FraoeDgenossenschaften nach ihren rechtlichen Verfailtnisseii darg<9telU. Schaff- 
haasen 1857) dem P£i^rrer einige RetMe in Bezug auf den Gottesdiensf, die aus- 
schliessliche Spendung der Sterbesacramente, die Verrichtung einiger Sacramen« 
tauen nnd das alleinige Recht, Beerdigungen vorzunehmen. 
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cramente, zur Verrichtang der Begr&bnisse (und zur Einsegnting der 
Brautleute). 

Ferraris bei dem Worte parochns und die Awüeeta bringen 
nnn noch eine Anzahl Beslämmongen, y<»i denen die in Betreff der 
Beiehtjnrisdiction hier weggelassen werden, weil der Pfttrrer (Ü8 sokiher 
nie Beichttater von Nonnen oder yon Mitgliedern eines Instituts 
mit einfachen Gelübden ist. Darnach kann in den Kapelle ron Be« 
golaren und in Privatkapellen die heilige Messe unabhängig von der 
Pfarrmesse gelesen werden, dem Bishhole aber steht es i^ei, durch 
Dil^eesanstatut zu bestinimen , dass in diesen Kapellen die heilige 
Messe an Scmn- und Festtagen nicht eher beginnen darf, als in der 
Pfarrkirche, (ta Deutschland dürfte ein solches Diöcesangesetz noch 
nirgends bestehen, auch kein Qrund dazu vorliegen.) Femer steht 
dem Pfarrer die ganze Direction der Begräbnisse und deren alleinigd 
Abhaltung zu, ausser hei den Regulären, welche von den Pfarrrechten 
resp. dem P£Eirrzwange eximirt sind; diese Exemtion findet bei den 
neueren Frauencongregationen nicht Statt. Endlidi muss bekannt- 
lich jeder zu den ünterscheidungsjahren gelangte katholische Christ 
die österliche Communion in der Pfarrkirche emp&ngen (Cancm: 
Omnis utriusqne sexus), hiervon sind nach einer Entscheidung der S. 
Congreg. epp. et reg. von 1676 (mitgetheilt in den ÄnäleetäSer. YHL 
col. 1742) die Tertiarier und Tertiarierinnen, sowie die in Klöstern 
dienenden Personen, welche nicht zum Orden gehören, nicht aus- 
genommen. 

Das Beeilt des P&rrers zur alleinigen Spendung der Sterbosacra* 
mente wird in 4m Entscheidungen der S. Gongreg. gewahrt. 1668^ 
wird gestattet, dass der Hauskaplan eines Instituts (nicht Klosters), 
in dessen Kapelle das Allerheiligste aufbewahrt wird, den Kranken in 
ihren Zimmern zwar die heilige Communion reichen darf, aber nur 
pro devotione, nidit als Sterbesacrament ; 1792 wird Tertiarierinnen 
die Bitte um Exemtion vom Pfarrer abgeschlagen, 1830 wird einer 
Oenossenschaft bewilligt, dass der Hausgästliche die Sterbesacramente 
spenden kann, aber nur gegen eine feste jährliche Abgabe an den 
dadurch in seinen Bechten eingeschränkten Pfknrer. 

Ebenso tritt die Congregation über die Angelegenheiten der 
Bischöfe und Begularen fftr den Pfarrer in Hinsidit der Begräbnisse ein. 
In der schon erwähnten Entscheidung von 1676 wird festgesteUt, dass 
die Kapelle der Tertiarierinnen kein Begräbnissrecht hat, die Schwe- 
stern werden zwar bei den Franciskanem beigesetzt, die im Hause ge^ 
storbenen Mädchen aber in die Pfarrkirche getragen; eine Beschw^de 
von Schwestern über den Bischof; weicher die Begrftbnissrechte des 
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Pfarrers ge»(Mt%i hfAi^^ wir4 luchtrib^cksichtigt^ .^in gtrat em^r 
solchen Gongregation mit dem Pfarrer über denselben Gege«stan4 wü:4 
1082 m iQunstea d$^ Ffarr^rs eateohüt^ew 

' Ohof 0)eZusHivWui^deS:Pfari^'ftiBtiier$isebof.Ai^^^ bt^rec^-^ 
^gt, em 4ergLiSx6n)im/V4>r2Wi^]»en« Diei^ nm^J^ derael^w 
Si^tßf^dnog ie9ig^8t^Uli weoigstQu&< wur4e des» M%eri^{iQii iPlai- 
dojer geiKkasd, w^lpbes dioa beha^t^tei erk^innti Pjraen^iare^irqcja^ici^e 
^ecrßtji,' ArobiegiaQ^^pi «(m^vattnrüxm Buliesae.curaiO: in.iüs« fliuaßißtiiec^ 
tai^t ad Jujra parachialia.. (^>ei[riL;^eiiw: VliL^ol. 1753.). 

. Pi0 Bectiite 4f s . Pfiuireräi' sutd hi.erBi^^b Uai , , i nxkx ) 4i& otoreftf 
lür^hJiclie: ßeb^iide: Kann 4ieBelli0a: eiasehviBkfni iijuftd.(l^es fastniiy 
geo^s :gethanr ,höoiat#»siänfljal dweh mm IhAvit, ,^\^eY ,j;ifLtm\^^tr 
9Qt^ang.^^lqr Enßtohftdigu«g^ pruK^pieUeAv^nahm^u 3ind nichitzu 
SadenidaaDeftailtbatatso'die obige generelle! Bebauptning dargethan 
und' noeh BfLbie^. festg^t^lUvUbier die .eui^eloeft ßefi}gni9ae,.w/el^b^tin 
^em PaTOßbialr^ßbte li^ent dürfte ein. Zweifel niebt' wbr. ipöglicb 
sein/)^' Ajos, defli ;(}eeagtes geht abßr mit Ilyidenzi h^^w^ ^da^is 4ena 
Pfarrer imdere. 'Eichte, bittsicbtlich dieser äez^ai^eas^b^ten so wenig 
als pber Klöste;r ^nsiteh^n. Es ist hier zu Qo^sta^ir^Ur da^Sf wie übern 
haupt der.Apitakreii <}es. Priesters mehr opt^rwUlige Thätigji,eit. und 
liijtaip-gung fon^erti als- er Bechl» bietet, :aucb i^. Betfeff dieser Ver- 
eine diW Pfarrer zwar. aus. seiner Pflicht, »für daÄ-TfoW dßr; ^ircbe 
und.speciell.9ßinQ9 Spifeiigels zu wiskeü, Pfljic)M^ei% w^i4gfte^ mf»:^*- 
lische erwachsen, aber keine Herrschaftsrechte, fiir welche iu der 
T^t in. kem^m Gaset» eme SlegrQndm^ .z^i.Sqdfiq.i^^. /We^n der 
P£u:?er ^b^. auch nieht sfiriet verpflichtet ist^^d^h. ^cbtidmK^h Zyffißg, 
a^gehaltan^wearden ikann,; die Verbreitung' ;9ob?be^ yerejUna.zu.befö^^ 
4er% den aiu Qrteexistiir^pdQn mit JB.ath,.un4 l^at be^mste^e^^.hat 
ei; doch die pioralisobeMVi^rbipdlichbeit, ib^en. im jluterejsi^e %ffl; selbst; 
als. kircbilic^r. yer^i»^;im JJateyessa der J^r<ph€i, .iijür , WÄlcbei. das. 
Wpblef geben ihf er Institute vftn jbob«; Wicjhtigk^it isit,. u^d.iip In*, 
teresse seiner Faipi^hiauen, Wjeb^keu 'Yjau:, diesen QeBpsseUji^Qha^P) 
grosse zeitliche/ und g^t^ge Voii'th^e .ens^ach^en, ,aufj je^e W^i^ ^u 
Hülfe zu kommen.. &:^ £^b0r^i4<^t beipac^tigl^, ssfhjiin.die.b^fisl^^ 
I)^ipji9.. ^ Oardi^qcig .23U miiSoh^u, Anordnuugenf zu toefen,. Befehle 
z\i ; erlassen > diQ Aj^bei'ufiiing ei^ier Sohwc^t^ ^r der; Vorstebieirpi 
von derOeneiattOberin zujfqrd^i'n^cei; kaw^W aU^n m^gc^ i|ur sein^; 
guteii,8a*h g^n, wobei er. sieb m lÄterfl^aei bwlqr .Tfceij^sgwps^. 
Discretiopi m befleissiigen hat, ivm^ sich 9t>^ ^f ^imj^ besßhxs^Ken» 



J.)> Zar AnfttniDt; bmI» mMt^p^w^ EMtin^ittingea* itrgl; kein Bedavlli3$ vffr*. 



trtn nicht in me geffthrKche und strafliai-e Sintitsehttrig in ttkmd» 
Rechte zu verfellen; ' ' Sbllten irgend gtoh^ ünifegelm&ssigkeiten Vol^^ 
Mlen, 80 steht ihm* das Becht der A-nKeige an die zuständige Behörde 
7*1, Me jieder Mvatpöfsoü^ er hat aböt öfchi im Mitidfe^ten di« Be* 
Itigiiiafil zu ^iner,' wenti atrch in milden EV^fffiöi^ g^halteäen, Visitation. 
Wenn es noch eines Beweises hierfür bedürfte, so föge derselbe ein- 
fteh darin; ' <Jass von dergleichen Bechtin des Pfarrers weder in ein- 
zelnen < Coöötitutionbn noch aueh in deri mehrerwähnten animadveiv 
siones irgendwo die Rede ist ; wie sehon gesagt, giebt es kein Funda- 
ment, aus welchem dergleichen ESnmiiadiungsbeftignisöe deducirt 
werden könnten. Die- vorstehenden »Notizen werden daher genflgen; 
aus dorii Gesagten einheilt auch,- daire ^u einer so weitläufigen Aus- 
einandersetzung, wie über die Coropetenz des Bischöfe (vgl. Archiv 
Band XIV. Seite 167.) keine Veranlassung vorliegt, eine Monographie 
über die gesammte pfarrliche Thättgkeit aber den Zweck diesw 
Erörterung weit überschreiten würde.- 

Dr. /S'cM^' erwähnt in seinem mehrgenannten Buche noch die 
Beziehungen zum Pfarrer als- Schulrevisor; dieses Moment glaube ich 
hier bei Seite lassen zu dürfen , weil das Schulrevisorat zwaä* in der 
Regel dem Pferrer übertragen ist, aber nicht nothwendig zu seinem 
Amte gehört, hauptsächlich aber weil der Schulretisor nicht der Öe-- 
nossenschaft als solcher, sondern der Schule vorgesetzt ist und die 
nämlichen Rechte, wie gegen Präuengenossenschaftenj welche Schulen 
leiten, auch gegen die weltlichen Lehrer an der öffentlichen Volks* 
schule hat, diese Frage also nicht die in Red^ stehenden Institotet 
sondern die Schule betrifft. Ebenso gehört nicht hierher,- was iec 
Pferrer als Inspector (Vorsteher etc.) einös Hospitals den Schwestern 
gegenüber, welche die innere Verwaltung einer solchen Anstalt über- 
nommen haben, zu thun und zu verlanget berechtigt ist, weil dies 
nicht mit seinem Verhältniss als Pfarrer zu den Schwestern als sol- 
chen zusammenhängt, diese Beziehungen vielmehr lediglich nach den 
Statuten der venvalteten Anstalt und den sonstigen Crrundsätzen über 
Beamtensttbordination zu beurtheüen sind. 

2^ Das Amt des Bdchttaten; 

Es ist festzustellen, wer Beichtvater bei den neueren Frauen- 
Congregationen sein kann, und welche Bestimmungen far dieselben 
hinsichtlich des ordentlichen und ausserordentlichen, sowie des par- 
ticularen Beichtvaters . gegeben sind. Dabei handelt es sich nicht 
um Erledigung besonderer Zweifel, sondern lediglich um Zusammen« 
Stellung der vorhandenen Verordnungen und ^twa um die Prüfung, 



9$8 Schuppe, VerliMtii. d. neaeren relig. Fraaeneongregat. iwn Beiebtvater. 

welcho von den, für die ElOster gegebenen auf die neueren Vereine 
nnanwendbar sind. Um zu grosse Breite zu vermeiden, werden die 
fflr diese Genossenscbaften ganz gegenstandslosen Bestimmungen, 
welclie sich auf die Glausar und auf die Unterordnung von Frauen- 
kldstem unter dnen M&nnerorden derselben Begel beziehen, hier 
weggelassen werden. 

Zuvörderst ist zu C(Histatiren, dass im Grossen und Oanzen das 
fir Nonnenklöster geltende Becht in Betreff der Beichtväter auch auf 
diese Vereine Anwendung findetet wenn auch mit einigen unten fol- 
genden Ausnahmen; die Hauptgrundsätze sind ausdrücklich for mass- 
gebend erklärt worden, nämlich, dass der Beichtvater besonders als 
solcher vom Bischof deputirt sein muss und dass derselbe immer nur 
auf drei Jahre ernannt werden kann. 

Das erstere folgt, abgesehen von der constanten Praxis, welche 
den Beweis eigentlich überflüssig macht, schon aus der Bulle Quamvis 
justo, in welcher die Bischöfe zur Ernennung der Beichtväter ange- 
wiesen sind, was kmen Sinn hätte, wenn der ernannte Beichtvater 
nicht der einzige legitimirte sein sollte ; es folgt femer aus den ani- 
madversiones zu vorgelegten Statuten, worin fast regelmäsdg auf die, 
hauptsächlich den ausserordentiichen Beichtvater behandelnde Gonsti- 
tutio Pastoralis curae verwiesen wird ; diese Verweisung allein würde 
die Sache unzweifelhaft machen, wenn noch ein Bedenken obwalten 
könnte^ da das Institut des ausserordentlichen Beichtvaters ohne die, 
jeden nicht besonders autorisirten Priester ausschliessende, alleinige 
Berechtigung eines speciell ernannten ordentlichen Beichtvaters un- 
denkbar ist. 

Dass wirkliche Nonnen gültig nur dem zugeordneten Beichtvater 
beichten und von ihm absolvirt werden können, ist bekannt; zu be- 
merken ist nur, dass die S. Congreg. epp. et reg. bei Declaration der 
Bulle Gregorys XV. »Inscrutabili« entschieden hat, dass die einem 
nicht bevollmächtigten Priester abgelegte Beicht null und nichtig 
ist. Die Ausnahme in articulo mortis versteht sich von selbst, doch 
ist darüber auch von gedachter Gongegratio eine — auf die Glausur 
bezügliche — Entscheidung ergangen 3). 

Hieraus folgt auch, dass der PfEurer ohne besondere Ermäch- 



1) Wegen der Anwendbarkelt des gemeinen Kirdienrecbts beziehe ieb mieh 
der KQrze balber auf die in mehiem Aufsätze Archiv Band XII. Seite 205 u. f. 
ansgesprocbenen Ansichten. Aas den dort aufgestellten Grundsätzen ergibt sich 
die 6QltigiLeit des gemeinen Kirchenrechts fOr diesen Fall; die Erörterungen des 
Textes weisen das N&here nach. 

2) FerrarU approbatio art Ilf. Nr. 8. 
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tigang, d. b. ohne zum Beiehtvater ernannt zu seilt, nicht befngt ist,, 
die Schwestern der neueren Vereine Beicht zu hören resp. zu absol- 
viren ; dass dem Pfarrer die jurisdictio in foro interne gegen die neue- 
ren Vereine zustehe, ist mit der ausschliesslichen Berechtigung an- 
derer Beichtväter nicht zu vereinigen; entweder hat die Kirche diese 
Vereine besonderen Beichtvätern unterworfen und damit jeden, nicht 
ermächtigten ausschlieesen wollen, dann ist auch der Pfarrer ausge- 
schlossen, oder sie hat dies nicht beabsichtigt, dann kann man aber 
die vorerwähnten Bestimmungen nicht anwenden. 

Aus dem Gesagten geht, wie ich glaube, das Erstere unzweifel- 
haft hervor; hiermit ist aber das Zweite unmöglich, denn, eine Aus- 
schliesslichkeit, welche keine ist, statuirt zu haben, kann den obersten 
kirchlichen Behörden nicht zugemuthet werden. Die Analecta wollen 
zwar in einem Privatau&atze ^) dqm Pfarrer das Becht vindiciren, 
solche Schwestern Beicht zu hören, weil er, als in foro interne far 
alle Parochianen jurisdictionirt , dieser Berechtigung durch die De- 
putation eines andern Gonfessarius nicht verlustig gegangen sein 
könne, die gen. Vereine auch von seiner Jurisdiction nicht eximirt 
seien, und weil Niemand die nicht zur Clausur verpflichteten Schwe- 
stern hindern könne, zu ihm in die Pfarrkirche zu gehen. Die De- 
duction ist aber nicht zutreffend. Die Schwestern dieser Congrega- 
tionen sind von der einzigen pfarrlichen Jurisdiction, nämlich der in 
foro interne eximirt; wenn man sich überzeugt hat, dass for sie nach 
kirchlichem Gesetz besondere Beichtväter ernannt werden müssen, so 
kann man die logische Folge hiervon, welche in der erwähnten Ent- 
scheidung auch bereits ausgesprochen worden ist, nämlich die Un- 
gültigkeit der Beicht bei einem anderen Priester, als dem dazu depu- 
tirten, nicht mehr bezweifeln ; ein Widerspruch dieses Resultates mit 
den sonst gebilligten Institutionen und Zwecken dieser Vereine ist 
nicht nachzuweisen; die factische Möglichkeit aber, dass dem Gesetz 
zuwidergehandelt werden kann, ist kein Grund, es für unanwendbar 
zu halten, um so weniger, als auch bei diesen Genossenschaften die 
einzebie Schwester nur mit Genehmigung der Oberin das Haus ver- 
lassen darf und diese zu solchem Zwecke die Erlaubniss unmöglich 
geben kann. 

Jeder Beichtvater, der ordentliche, wie der ausserordentliche, 
soll immer nur auf drei Jahre ernannt werden und zwar vom Bischof) 



1) Juridif (ion paroissiale sur les institats de voeax simples, Anal» 70. Lief, 
col. 1741 u. f. 

2) Der Biscbof allein isi zur EmennaDg des Beichtvaters legUimirt, Const« 
Inscrutabili. 
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tmd darf dann nicht mehr im Kloster Beicht hören*). Er kann aber 
auf weitere drei Jahre ernannt werden und hat die S. Congr. mehr- 
fach die Erlaubniss dazn ertheilt. Dass die neueren Congregationen 
diesem Gesetze unterworfen sind, ist in mehreren Entscheidungen der 
S. Congr. epp. et reg. festgestellt worden; 1815 wies dieselbe den 
Bischof von Brescia an, fär die Barmherzigen Schwestern Beichtväter 
auf ärei Jahre zu ernennen, 1839 wurde entschieden, dass die neue- 
ren Frauengenossenschaften in Betreff des dreijährigen Beichtvater- 
amtes die Stellung der Orden haben, 1841 wurde bei Revision der 
Statuten der dames du sacre coeur dasselbe ausgesprochen und 1847 
dem Bischof von Trient in gleichem Sinne geschrieben ^). Doch halte 
ich nicht fftr nothwendig, dass immer der Indult des heiligen Stuhles 
eingeholt werden muss. Einige wollten es wegen einer Analogie mit 
der dreijährigen Amtsdauer von Aebtissinnen ; jedoch schon der Ver- 
fasser der additiones ex aliena manu bei Ferraris sieht diese Analogie 
nicht für passend an ; der Grund ist auch in der That bei beiden Be- 
stimmungen nicht derselbe, ausserdem aber würde nicht nur, wenn 
man dieses Verfahren als gesetzlich nothwendig bei den neueren Con- 
gregationen beobachten wollte, die päpstliche Behörde mit Indultge- 
suchen überschüttet werden, sondern demungeachtet auch die Ver- 
breitung dieser Vereine in kleineren Orten wegen der Schwerfälligkeit 
des Verfahrens geradezu unmöglich sein, was mit ihrem ausdrücklich 
approbirten Zwecke und ihren Institutionen in directem Widerspruch 
Mäüde. 

üebrigens ist die Verlängerung des Beichtvateramtes oder viel- 
mehr die erneute Ernennung zu demselben, wie in einer erheblichen 
Anzahl von Fällen aus den Jahren 1701, 1711, 1715, 1726, 1825, 
1836 u. s. w, entschieden worden, an die Bedingung geknüpft, dass 
die Schwestern (Nonnen) damit einverstanden sind '). Die erste Er- 
nennung steht in dem freien Ermessen des Bischofs, bei der zweiten 
muss er den Wunsch der Schwestern beachten. 

Eine fernere Frage ist nun : wer kann Beichtvater werden ? 

Unter allen Umständen ist der General- Vicar ausgeschlossen, 
weil »die Nonnen (Schwestern) nicht das nöthige Vertrauen zu ihm 
haben würden.« So wurde entschieden in causa Sorana den 23. Juli 
1587 , in Mutinensi den 3. Februar 1597 *). 



1) Entscbeidang in Comensi vom 4. M&rz 1591, in Ragusina vom 27. Mürz 
1647, Ferraris v. monialis art. V. 19. 

2) Analecta 30. Lief. col. 1277 u. f. 

3) Analecla 80. Lief. coL 1277 u. f. 

4) Ferraris v. monialis V. 24. 
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Im übrigen soll der Beichtvater eiti ernster, MrfLrdiger Ptiesteir 
gesetzten Alters sem. Für Frauenklöster wurde das Alter von vierüg 
Jahren vorgeschrieben, der Begteiter soll fBnftig Jahre alt sein, diese 
AnordnnHg ist aber speciell fnr Klöster gegeben und zwar bereits 
1617, in der Encyclica von 1703 würde f9r den Beichtvater nur be- 
stimmt', dass er aetate provectns sein solle, die ältere Ihitscheidüng 
ist diso hierdurch abolirt. 

Für die Klöster sind ntin zwei Cat^öHen von Prtestem aus- 
geschlossen nnd werden nur dnrch Indult angelassen, nftmlich die 
Pfarrer nnd als ordentliche Beichtväter die Regulären eines anderen 
Ordens. Es ist zu prüfen, ob nnd wie weit <{ieee Bestimnrangen f&r 
unsere Congregationen als anwendbar erachtet werden können. 

Der Ortspfarrer soll nicht Beichtvater sein, wenn sein Amt er- 
heblich damnter leiden wurde ^); 1780') setzt die S. Oongr. einem 
Bischöfe auseinander, dass das Amt des Pfarrers in Predigt etc. dui*ch 
seine Beschäftigung als Kloster- Beichtvater beeinträchtigt werden 
könnte; 1852 stellte sich heraus, dass in einer Stadt bei sieben 
starken Klöstern die sieben Pfarrer des Ortes, von d^en nur einer 
eine kleine Gemeinde hatte, ordentliche Beichtväter waren ; es wurde 
angeordnet, dass die übrigen sechs Pfarrer dieses Nebenamt aufgeben 
mussten. Die ratio des Gesetzes kann auch bei den neueren Congre- 
gationen zutreffen, in den meisten Fällen wird sie es aber nicht. Es 
liegt auf der Hand, dass die Bestimmung ganz wie Ferraris sie anf^ 
fasst, cum grano salis angewendet werden muss. Die Anäleeta brin- 
gen nur wenige Fälle, in denen (fSr Klöster) die piäpstliehe Behörde 
die Ernennung des P&rra's gestattet hat, aber keinen, in dem dieselbe 
verweigert worden wäre. Ich habe keinen Zweifel, dass bei den 
kleinen Stationen der neueren Frauengenossenschaften, welche nur 
sehr geringen Zeitaufwand erfordern und für welche in der Begel gar 
kein anderer geeigneter Priester disponibel ist, ohne Weiteres der 
Ortspfarrer zum ordentlichen Beichtvater ernannt werden kann. Eine 
andere Auffassung würde sich mit dem höchsten Orts gebilligten 
Zweck dieser Institute in directen Widerspruch setzen. Da die S. 
Congr. in den bekannt gewordenen Entscheidungen das Normativ be- 
reits gegeben hat, hat der Bischof nicht nöthig, erst anzufragen, son- 
dern hat lediglich nach seinem Ermessen zu handeln. 

Benedict XIV. registrirt in der Const. PastoraUs curae, dass 
bei den dem Bischof unmittelbar unterworfenen Nonnen (hierher wür- 



1) Ferraris v. monialls V. 25. 

2) Analecta 30. Lief. cd. 1277 u. f. 
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ien ftueh die i& Bede stehenden neueren Vereine gehören) die Begel 
eei, dass der ordentliche Beichtvater dem Säcuhurklerns angehöre, 
dasfi dagegen zum ausserordentlichen Beichtvater häufig Kegularen 
genommen wurden. Aus einer Entscheidung von 1767 geht her* 
vor, warum, wie oben gesagt, Begularen in der B^el nicht ordent^- 
liobe Beichtväter in einem Nonnenkloster (eines andern Ordens'), 
sein sollten, weil nämlich bei ihnen die Neigung vorhanden ist, die 
Nonnen nicht nach deren Begeln, sondern nach denen ihres (der 
Beichtväter) Ordens zu leiten. Dieses Verbot hat die S< Gongr. mehr- 
fach aufrecht erhalten resp. modificirt; 1700 wurde es direct einem 
Bischöfe eingeschärft, 1789 wurde angeordnet, dass die Nonnen erst 
in geheimer Abstimmung befragt werden sollten, ob sie einen Regu- 
lären zum ordentlichen Beichtvater wünschten, 1822 und 1833 
wurden ähnliche Anordnungen getroffen, 1843 wurde entschie« 
den, dass nur beim Mangel eines Säcularpriesters ein Ordensmann ge- 
nommen werden dürfe, 1845 wurde das Verbot als nur auf den 
ordentlichen Beichtvater Bezug habend declarirt, 1852 wurde für die 
Ernennung eines Begularen zum ordentlichen Conf essarius apostolischer 
Indult verlangt'). 

In allen diesen Entscheidungen ist ^iber nur von eigentlichen 
Klöstern die Bede, über die neueren Oongregationen habe icä keine 
derartige Besolution gefonden. Dem Verfasser eines Aufsatzes in 
den AnaUtta^) ist es unzweifelhaft, dass die fragliche Bestimmung 
auch auf die congrägations non cloitr^ anzuwenden sei; in der 
BuUe Quamvis justo, welche, wie schon früher erwähnt, die Grund- 
lage für das Becht dieser Institute bietet, trägt Benedict XIV. den 
Bischöfen auf, Ar die englichen Fräuleins »Beichtväter, die ihnen pas- 
send scheinen, sei es aus dem Begular- sei es aus dem SäcularUerus 
zu ernennen.« Der Mitarbeiter der Analecta wiU hierunter nur die 
ausserordentlichen Beichtväter verstehen oder die Worte »juxta ca- 
nones« suppUren. Beides erscheint mir unzulässig; die Verordnung 
ist ganz generell gegeben, sie steht in unmittdibarer Verbindung mit 
der Erklärung, dass die englischen Fräuleins keine wahren Beligio- 

1) Wie vorstehend. 

2) FÖr die Regalaren unterworfenen Nonnenklöster ist vorgesclirieben, 
dass der aussprordenlllche Beichtvater einem andern Orden angehöre. 

3) AnaUcUL 30. Lief. rol. 1277 u. f. 

4) Wie zu 1; der Art. heisst confesseurs d€S religieuses; die frag!. Stelle 
hat die Nummer 51, der Verfasser beruft sich noch auf die constante Praxis der 
heiligen Congregalion, ich habe aber lieine desfallsigen Entschuldungen gefunden; 
der Artikel ist Obrigens von ausserordentlichem Weribe durch die grosse Menge 
der Entscheidungen, welche er. mittl^eiU. 
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sinnen and, es Uegt also gerade die Vermuthnng nahe, dass Bene- 
dict XIY. dieselben auch in diesem Bezüge nicht als vere religiosae 
behandelt wissen wollte, die erwähnte Einschränkung auf den ausser- 
ordentlichen Beichtvater warde der Willensänsserung des Papstes 
ohne logischen Grand Zwang anthun, das supplirte juxta cimones aber 
in diesem Binne die ausdrückliche Bestimmung »qni sibi apti yide- 
bantur, siye ex coetu presbyterorom saecularium sive regularium« illu- 
sorisch machen. Mehr spricht fär die in imAnalecta a. ged. (Me 
ausgesprochene Meinung der Umstand, dass Benedict XIV. in §. 14. 
der Bulle Quamvis justo sagt, er zweifele nicht, dass die Bischöfe bei 
Ausfahrung des Decretes (Ernennang der Beichtväter) vor Augen 
haben Werden, was er in der Bulle Fastoralis curae for die IQöster so- 
wohl, als für die sonst in Gemeinschaft leb^den Frauen ai^eordnet 
habe. In der letztgenannten Bulle, auf welche, wie schon bemerkt, in 
neuerer Zeit regelmässig verwiesen wird, schreibt der grosse Papst aber für 
beide Kategorien von Ya-einen nur die Ernennung des ausserordentlichen 
Beichtvaters vor; er bestimmt, dass die Wohlthat desselben auch den- 
jenigen, nicht zur Glausur verpflichteten Gemeinsdiaften von Mädchen 
oder Frauen oder den Conservatorien zugewendet werden soll, welche 
nur einen ordentlichen Beichtvater haben. , In Betreff des ordentlichen 
Beichtvaters ist nichts bestimmt, sondern nur die Begel, dass der fir 
Nonnenklöster zu ernennende dem Säcularklerus ang^ören soll, mit 
dem Marginale »Quid de consuetudine« angefahrt und zwar erst später 
als Uebergang zu einer Bestimmung betreffend den ausserordentlichen 
Beichtvater bei Klöstern, welche Begularen unterworfen sind. Sonst 
ist in dieser Beziehung nichts angeordnet, was auf die neueren Gongre- 
gationen angewendet oder auf sie gedeutet werden könnte; ich glaube 
daher, der Schluss ist nicht abzuweisen, dass in der Grundlage flir 
diese neuen Institute, der Bulle Quamvis justo, den Bischöfen freie 
Hand gelassen ist, ob sie Säcular- oder Regular-Priester zu ordent- 
lichen Beichtvätern dieser Vereine ernennen wollen, dass also die 
obenerwähnten Entscheidungen der S, Congregatio auf dieselben 
nicht passen. 

Was nun die Functionen der Beichtväter anlangt, so bedarf das 
Amt des ordentlichen Beichtvaters keiner Erläuterung; über den 
ausserordentlichen liegen Bestimmungen vor, welche, als bekannt, 
nur angedeutet werden dürfen und eine längere Erörterung nicht er- 
heischen. Nach c. 10. S. XXV. Trid. de reg. et monial. soll der 
ausserordentliche Beichtvater jährlich zwei oder drei Mal den 
Nonnen (Schwestern) angeboten werden; dies ist das Minimum, er 
kann noch öfter in Function treten, gewöhnlich ist vier Mal im Jahre 
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festgesetzt. Sobald er amtirt, darf der ordentliche Beichtvater nicht 
Beicht hören, alle Schwestern aber müssen aus wohl erwogenen Grün- 
den im Beichtstuhl erscheinen, wenn sie auch nicht beichten wollen, 
um wenigstens eine heilsame Belehrung zu erhalten; diess ist vor- 
geschrieben, damit das Hinzutreten einer einzelnen Schwester 
zu ihm nicht auffalle und zu der Vermuthung Anlass gebe, dieselbe 
habe ihm ein besonders schweres Vergehen vorzutragen *). Däss der 
Beichtvater die Lossprechung von Reservatföllen nur ertheilen kann, 
wenn er dazu ermächtigt ist, dass er aber in arti<5ulo mortis immer 
dazu befugt ist, versteht sich von selbst, ist auch so bekannt, dass 
eine nähere Begründung überflüssig wäre. 

Zu erwähnen ist noch , dass nach der Constitution Pastoralid 
curae auf Wunsch einer einzelnen Schwester derselben auch ein bei- 
sonderer Beichtvater verstattet werden kann und dass diesen im Falle 
der Weigerung Seitens des Bischofs der Cardinal-Örosspönitentiar an- 
weisen kann; zwar soll der Bischof nicht gerade auf jedes unberech- 
tigte und unmotivirte Verlangen eingehen, aber doch nach Möglichkeit 
den Wünschen der Schwestern Statt geben, besonders wo es' sich um 
die Buhe und Sicherheit der Gewissen handelt; daher soll ein dahin 
gestellter Antrag sorgföltig, aber mit Milde geprüft werden. Die 
Analecta bringen einige Fälle ^), in denen der Beichtvater gewährt 
resp. der Bischof zur Verstattung desselben angehalten wurde, weisen 
aber auch nach, dass die päpstliche Behörde unbegründete Forde- 
rungen zurückgewiesen hat. Im Ganzen glaube ich den Fall, dass 
ein confessarius particularis erbeten oder nothwendig wird, als sehr 
selten annehmen zu dürfen. 

Das Material über diesen Gegenstand ist sehr reichhaltig, ich 
glaubte mich hier auf das Wichtigste beschränken zu dürfen, um so 
mehr, als die angezogenen Quellen dem Forscher zugängHch sind, 
und zu einer bis ins kleinste Detail gehenden Auseinandersetzung kein 
dringendes Bedürfhiss vorliegt. 



1) Pastoralis carae. 

2) 30. Lief. col. 1277 u. f. 
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Der Primat des apostolischen Stuhles in der galiisch-fränkiächen 

Kirche, 

vpn Professor Dr. J. Fehr in Tül)lngen. 

Es'isft ein vergebliches Bemühen, die Anerkennung der Auto* 
rität äes heiligen Stuhles in der Kirche und im Reiche der Franken 
erst in die Tage des heiligen Benifaciüs zu setzen. Schön d^ hei^ 
lige Bemigius, der Täufer und treue Freund und Rathg^er König 
Ghl^wigs I., hat ohne allen Zweifel den Primat des heiligen Petrus 
bereits gekannt und anerkannt, und gewiss auch in diesem Sinne die 
uralte Lehre und Praxis der Kirche vorgetragen. Däös nämlich eine 
innige Verbindung der alten gallischen Kirche mit Rom statt gefun- 
den habe, kann wohl kaum mehr im Srnste angezweifelt wei'den ; schon 
der Zusammenhang der politischen- 2ustände des Landes mit denen des 
Imperäto^nreiches hätte von selbst dazu föbren müssen, wenn auch 
die Lehrer der gallischen Kirche einer Vereinigung mit dem päpst- 
lichen Siuhle entgegen gearbeitet hätten; aUein auch dies ge- 
schah nicht. 

Durch eine eigenthümliehe Verkettung der Umsülnde nahm in 
Gallien den bischöflichen Stuhl von Lyon ein Mann ein, dessen 
Lehrer Polycarp Äoch zu den Schfilern des heiligen Apostels J(^M- 
nes gehört; es ist dies der gewaltige Kämpfer gi^en* die zeitweiligen 
Häresien, der heilige Irenaeus, der den so wichtigen Grundsatz außh 
sprach' und fortwährend vertrat, dass man sieh in Betreif der rich- 
tigen iSntscheidung, selbst einer geringeren Sti*eitfrage an die ältesten 
Kirchen wenden müsse, denen die Apostel sriber vorgestanden, um 
vpn. ihuen über die vorliegende Frage Gewissheit und wirklicjie Klar- 
heit zu erlangen^). Allein, ao hoch ihm auch daa Ansehen i&c 
apöstelföchen Urkirchen* erscheinen mochte^ keine von diesen staüd 
ihm höher, als die Urkirche Ton Kom, die von den Aposteln Petrus 
und Paulus gegründet und geordnet sei, von diesen ihre Ueber- 
lieferung erhalten habe und diese und dea vop ihnen den Menscheu 
verkün^igteu- Glauben äurch ih]re Nachfolger, die Bischöfe, bewahrt 
habe und mit der daher wegen ihrer vorzüglicheren apostolischen 



Irenaeus adversus baereses HL 4. Si qaibus de aWqm modica 4|UBefttifi&e 
disceptfftio esset, nenne opertere^ ad antlfQlssiinas recanrere eeclesias, in qnl-, 
bus apostoli conversati saot, et ab eis de pra^senti quaestione sumere, qaod. 
ceriam et. re Ibmldnin ^M^ 
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Urspränglichkeit (propter potiorem principalitatem) jede Kirche und 
alle Qläubigen übereinstimmen müssen, da in ihr die apostolische 
Ud^erliefomng immerdar bewahrt worden sei 0« Dieses bedeuts^nne 
und durchschlagende Wort aus dem Munde eines so hochgebildeten 
Bischofs der gallischen Kirche hat gewiss, wenn er auch seiner Geburt 
nach ein anderes Land seine Heimath nannte, damals seine Wirkung 
niebt verfehlt und ist nicht so plötzlich und erfolglos verklungen, 
wemi auch der Nachweis hieffir im Einzelnen nicht mehr geliefert 
weidem kanq. Seine in Bede stehende Schrift gegen die Häretiker^ 
welcbe wahrscheinlich noch zu seinen Lebzeiten in das Lateimscd&e 
übersetzt ymrde und sich ganz leider nur in dieser Sprache erhalten 
hat, ist gewiss auch noch lange nach dem Tode üures verehrten Yer* 
fessers von den gallischen Bischöfen gelesen und benutzt worden 
und zudem fehlte es in der jugendlichen gallischen Kirche län- 
gere Zeit nicht an Veranlassungen, sich mit dieser Schrift zu be«- 
fassen und ihrem Biithe zu fdgen, in zweifelhaften* f'ragen von der 
römischen Kirche Belehrung, Zurechtweisung, die Wahrheit ein* 
zuholen. . , 

Dieser Ueberzeugung lebte man auch später noch in Lyon, als 
schon die Burgunder das Land besetzt hatten und zum Christenthom 
übergetrißten waren; denn, dem Bischof Eucherius zu Lyon (484 bis 
439), einem der bedeutendsten Gestirne am kirchlichen Himmel Gal- 
liens, werden die Worte zugeschrieben : »dem Petrus anvertraute der 
Herr die Schafe, weil er ihn nicht blos zum HirteQ, sondern zum 
Hirten der Hirten eingesetzt hat.« Sollte auch die Homilie auf das 
Fest des heiligen Petrus, welcher diese Worte entnommen sind, nicht 
dem Ihicberifls zugesehrieben werden können , so drucken sie jeden-* 
falls die al^emeine Ueberzeugung des Zeitalters aus; denn nacl^ 

1) Ibfä. HI. 3. Maximae et antiquissimae et omnibns cognitae, a glorio- 
sldSSmi« duobus apustoiis Petro et Pernio Romae fnndatte et eonstitatae eeele* 
siae eam; quam habet e^ apoatolA$ iradiHonem et anondataiii bominibus 
fldeai, per suceessiones episcoporqm pervenientem asqae ad nos iudicantes, coa^ 
fbndimus omnes eos, qui quoquo modo vel per sibi placentia vel vanam gloriam. 
vel per caeritatem et malam sententiam, praeter quam oportet, colligunt; ad 
hatte enim ecclesiam propter potiorem principalitatem necesse est 
ovhnem cowoenire ecclesiam, boe est, qui sunt ondiqiie idetes, in qoa sem-' 
per ab bis, qui sunt undique^ r^onservata est ea qiMie est afb qpostolis tradilio. 
Es darf nicht befremden, dass über den Sinn eines so bestimmten und entschei- 
denden Ausspruchs eines Kirchenvaters, der nicht lange nach dem Jahre 204 ge- 
sKwfben sein kann, von den Feinden des heiligen Stahles der heftigste Streit er- 
hoben werden ist; allein seit drd Jalirhunderten bat man sidi, um D01linger*9 
Werte zu gebrauchen, vergeblich bemQht^ der schlagenden Kraft der Worte des 
heiligen Irenaeus durch Verdrehung ihres natürlichen Sinnes zu entgehen. 
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dem Zeugnisse des gleichzeitigen Claudins Mamertns, eines der ge*^ 
lefartesten Männer seiner Zeit, hielt Eucherins den Bischof von Boni 
»für einen höheren, als die übrigen Bischöfe waren,« und der um 
das Jahr 474 gestorbene Mamertus sprach mne and seiner Zeitge* 
nossen Ueberzeugung dahin aus, dass dem Bischof von Rom unter 
allen Patriarchen vorzfigliefa, selbst nach einer Vorschrift der allge^ 
meinen Kirche, die Sorge ffir die ganze Kirche stets obltig und 
obliege *). 

Indess liegen nicht blos die bestimmtesten Zeugnisse, sondern 
auch unbestreitbare Thatsachen dafür vor, dass die gallische Kirche 
von der frühesten Zeit ihres Bestehens an den Bischof von Rom als 
eine Ehrfurcht gebietende Persönlichkeit ansah, die man in den wich- 
tigsten Angelegenheiten des Glaubens und des kirchlichen Lebens nicht 
übergehen dürfe. Daför spricht ^bereits ein Schreihen der auf Vei*- 
anstaltung des Kaisei*s Constantin des Grossen abgehaltenen abend- 
ländischen Synode') zu Arles vom Jahre 314, indem die hier ver- 
sammelten Bischöfe über das Resultat ihrer Verhandlungen einen 
besonderen Bericht an Papst Sylvester abfassten und absandten und 
»ihrem geliebtesten Vater im Herrn ewigen Qtuss schickten.« »Dem 
gemeinschaftlichen Bande der Liebe und Einheit ihrer Mutter, der 
katholischen Kirche anhängend,« heisst es weiter, hätten sie sich auf 
Befehl des Kaisers dort versammelt und senden jetzt ihrem ruhm- 
reichsten Papst in verdienter Ehrfdrcht ihren Gruss. Die Väter der 
Synode beschweren sich sodann über den widerspenstigen Sinn der 
Angeklagten, welche der gegenwärtigen Autorität ihres Gottes und 
der Ueberlieferung und Regel der Wahrheit so sehr widerstrebten,' 
dass sie Rede, Anklage und Ueberweisung gering achteten; doch 
seien sie durch das Gerieht Gottes und der Mutter, der Kirche, welche 
die Ihrigen kenne und anerkenne, verurtheilt worden; jedoch drücken 
die Bischöfe den Wunsdi aus, dass der Papst selber hätte auf der 
Synode anwesend sein mögen, weil dann das Urtheil strenger gegen 
sie ausgefallen sein würde, und die Synode, wenn er auf ihr sein Ur- 
theil abgegeben haben würde, um so freudiger erregt worden wäre ; 
doch habe er den Sitz der Apostel nicht verlassen können. 
Auch die anderen Beschlüsse werden ihm zuerst mitgetiieiit, auf 
dass sie durch ihn, der die grösseren Diöcesen inne habe, um so 
nachdrücklicher (potissimum) sämmtlichen Diöcesen eingeschärft 



Rothensee, Der Primat des Papstes In alten ettfisHicIlen lafartionderten. 
Mainz 1S36. I. S. 365. 

2) Hefele, Condliengescbicbte I. S. 171. 
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wfirdea^« Unteneichiieft ist das Protokoll von den auf der Synode 
anwesenden Bischö&n der Arelatensischen Provinz ^ Galliens nnd 
Afrika*8 und es mag noch bemerkt werden, dass die Synode selbst, 
was die von ihr behandelte Streitfrage innerhalb der Kirche anlangt^ 
eine Ergänzung der römischen Synode vom Jahr 313 in Betreff des 
donatistischen Schisma war^). Ea war somit in den genannten Län« 
dem die Autorität des römischen Bischofs bereits anerkannt. Auch 
der Kaiser hatte in seinem Einladungsschreiben zur Theilnethme aa 
der Synode zu Arles bereits darauf aufmerksam ^macht, dass er den 
Bischof von Born veranlasst habe, auf der genannten römischen. Sy- 
node mit den anderen Bischöfen dem unseligen Streite ein Ende zu 
setzen und zu diesem Zwecke auch einigen gallischen Bischöfen in. 
Bom zu ersoheinen befohlen habe 3)» Man sieht, der Kaiser sah keinen 
anderen Ausweg, die Sache zu einem gedeihlichen Ausgleich zu brin- 
gen, als wenn, der Bischof voii Bom ebenfalls seine Zustijnmung ge- 
geben hätte imd die Generalsynode von Arles war ga^z^ von derselben 
Ueberzeugung durchdrungen, und maäite daher den römischen Bischof 
zmipi Vollstrecker ihrer Beschlüsse, Das ist offenbar der Sinn und 
Zweok ihres Schreibens an den Papst. Als der Vorsitzende der Sy- 
node erscheint der Bischof Marinus von Arles^ dier im Auftrage d;er 
Synode den Gruss und die Beschlüsse derselben ai^ Papst Sylvester 
richtete*) und so ist wohl kaum daran zu zweifeln, dass der Brief 
zugleich ^eine eigenate.UeberzeugUBg in Betreff der Wichtigkeit eines 
Eingreifens des heiligen Stuhles enthält. Wenn daher unsere Aus- 
legung der. betreffenden Stelle des Synodalschreibens an den Papst 
die richtige ist, so ist der Vorrimg des päpstlichen Stuhles damals, 
abgesehen vom katholischen Afrika , in allen auf der Synode ver*^ 
treitenen Diöceipen GaUiens ana:kaBnt gewesen, nämlich in denen von 
ßheims» Bouen^ Autun, Marseille, Vienne, Vaison, Oranges, Apt, 
Ly^ßf .Cöln, Javquls (Gal^alum) in Aquitaniei^., Bordeaux, Trier, 
Eause (Elosati4n));*a]>er.auch Bischöfe ^viä Spsmien und Britannien 
fehlten nicht und sie herben das Protokoll der Synode unterzeichnet- 
Es anerkam^tte somit bereits die Kirche Galliens in ihrer frühesten 
Zeit den Vorrang des apostolischen Stuhles v(m Bom und gab dieser 
ihrer AnerkemiuiDg.bei der ersten Veranlassung, meinen ga^z entsphie-* 
denen und. imzweideutig^n. Ausdruck. Auch wohnten der Synode, 



1) Piacait ettam anlequam a te, qui majores dioeceses tenes, per te po- 
tissimom omnibas insinoari. Sirmond, Concilla antiqoa Galüae I. p. 4. 

2) Eefele, «. «t 0. I. S. IW fll : 

3) l^rmondj 1. c. I. p. 1. 

4) Ibid. p. 5. .1 . i , . 



Primat des apostolischen Stuhles in der gallisch- fränkischen iCirche. 369 

wie aus den Unterschriften hervorgeht, vier Abgeordnete des Papstes 
Sylvester I. bei; zu bedauern bleibt, dass die biographischen An- 
gaben über diesen Papst aussergewöbnlich dürftig und äusserlich aus- 
geMlen sind ; ja sogar seinßs Verhältnisses zu der Synode von Arles 
wird nicht einmal gedacht i). 

Ueber die Beziehungen der gallischen Kirche zu dem römischen 
Stuhle während des vierten Jahrhunderts fehlen uns zwar alle An- 
gaben bei den Geschichtschreibern för jene Zeit, allein aus dem engen 
Anschlüsse derselben an Rom gleich im Anfange des fünften Jahr- 
hunderts dürfen wir wohl mit Recht darauf zurückschliessen , dass 
dies keine Neuerung, sondern nur die Portsetzung bereits seit den 
Tagen des heiligen Irenaeus bestehender Verhältnisse, der natürliche 
Gang einer Entwicklung war, deren innerster Verlauf selbst uns 
nicht mehr bekannt ist. Die Synode von Cöln vom Jahre 346 wird 
allerdings nach dem Stande der gegenwärtigen Kritik nicht mehr 
angezweifelt werden dürfen 2), und so bleibt die Angabe, diese Synode 
habe eine Gesandtschaft nach Rom an den Fürsten der Apostel ge- 
sendet 3), von der grössten Bedeutung. 

Für unsern Zweck werden wir indess auch durch die Ergiebig- 
keit einer anderen Quelle zur Erweisung des frühzeitigen, ununter- 
brochenen Bestandes einer Verbindung der gallischen Kirche mit dem 
Stuhle des heiligen Petrus unterstützt, nämlich durch den brieflichen 
und amtlichen Verkehr eines Theiles des gallischen Episcopates mit 
dem Statthalter Christi auf Erden, und wir haben nur zu bedauern, 
dass wir diesen Briefwechsel nicht vollständig besitzen und den In- 
halt der bischöflichen Schreiben grösstentheils nur aus den Antworten 
der Päpste, wenn auch sicher, erschliessen können. WiB wir daraus 
ersehen, war die römische Kirche auch för die gallischen Bischöfe 
das Ideal, das sie näher kennen lernen wollten und dessen Erreichung 
sie auch in ihren Sprengein als ihre höchste Aufgabe erblickten. 
Ein solches Streben nach einem gleichförmigen Leben aUer Christen 
mit dem der Obhut des römischen Bischofs Anvertrauten musste hier 
die lebhafteste Freude erwecken, und die Päpste mussten daher jeden 
ihnen gebotenen Anlass eifrigst benützen, um das Band der kirch- 
lichen Einheit immer fester zu schlingen, und das Gefühl kirchlicher 



1) Anasta^i Bibllothecarii historia de vitis romanor. pontiflcum; bei Mara* 
tori, reram italicarum scriptores III. 1. p. 103. 

2) S. besonders Friedrich, KIrchengesrhichte Deutschlands. Bamberg. 1H67. 
1. S. 277—300. 

3) Harduin, ConcUiomm Acta etc. I. p. 63f. 
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Zusaminengehörigkeit in stets weiteren Kreisen zu erwecken und 
wach zu erhalten. 

Zn den grössten Päpsten der ersten christlichen Jahrhunderte 
gehört unstreitig Innocen^ L (402 — 417), der namentlich auch das 
Verdienst sich erworben hat, dem Ansehen der römischen Bischöfe 
nicht blos im Abendlande, sondern auch im Morgenlande die ge- 
bührende Anerkennung zu verschaffen. An diesen nun hat sich 
Bischof Victricius von Kouen um Aufschluss in gewissen Angelegen- 
heiten gewendet und erhielt von ihm einen ebenso liebevollen, als 
die Autorität des apostolischen Stuhles entschieden in Anspruch neh- 
menden Brief. »Obgleich Dir, geliebtester Bruder, zum Nutzen und 
zur Ehre der bischöflichen Würde alle kirchlichen Vorschriften für 
Leben und Lehre bekannt sind und Dir von den heiligen Schriften 
nicht leicht Etwas unbekannt ist, so hast Du gleichwohl die Begel 
der römischen Kirche als Autorität erbeten, und ich übersende Dir 
daher gerne verschiedene Vorschriften des Lebens und der Sitten, 
damit aus ihnen die Völker Deines Sprengeis lernen, aus welchen 
Stücken und Regeln das Leben der Christen in den verschiedenen 
Standesverhältnissen bestehe, und welche Disciplin in den Kirchen 
der Stadt iRom beobachtet werde. Deine Liebe wird daher diese 
Vorschriften den benachbarten Gemeinden, und unseren Mitbischöfen, 
die in jenen Gegenden einer Kirche vorstehen , gleichsam als Lehr- 
buch und Ermahnungsschrift eindringlich empfehlen, damit sie unser 
Leben kennen lernen und die Gläubigen über dasselbe belehren kön- 
nen; entweder werden sie ihren Zweck aus der betreffenden Stelle 
entnehmen oder leicht auf ihn schliessen. Ich werde daher unter 
dem Beistande des heiligen Apostels Petrus, durch den das Apostolat 
und Episcopat Christi seinen Anfang genommen hat, damit beginnen, 
dass jeder Bischof in seiner Kirche dahin wirke, dass, wie der Apostel 
Paulus sagt, er sich eine Kirche bilde ohne Flecken, ohne Runzeln, 
damit nicht durch den Hauch eines räudigen Schafes unser Gewissen 
befleckt werde. In Rücksicht auf diejenigen also, welche aus Un- 
wissenheit oder Gleichgiltigkeit die kirchliche Disciplin nicht beobach- 
ten oder sich gegen dieselbe vergehen, hast Du mit Recht die 
Forderung gestellt, dass in allen Dingen die.Siäe der römischen 
Kirche eingehalten werde ^ nicht, als ob etwa neue Vorschriften er- 
lassen würden, sondern weil wir den Wunsch hegen, dass die aus 
Erschlaffung ausser Acht gelassenen von Allen erfüllt werden, wie 
sie durch die Ueberlieferung der Apostel und Väter festgesetzt worden 
sind, wie der Apostel Paulus an die Tessalonicher schreibt; »»bleibet 
standhaft und haltet die Ueberlieferungen, di^ euch von uns mundlich 
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oder brieffidi mitgetbeilt wurden.«« (11. Tessalonicher 2, 14.) Dahin 
aber musst Du besonders dein Augenmerk richten, dass Du von 
allem Schmutze dieser Erde rein ror Gott erfunden werdest; denn 
wem Vieles anvertraut wird, von dem wird auch mehr zurückgefor- 
dert werden. Weil wir daher nicht blos für uns, sondern auch ffir 
das Volk Christi Bechenschait geben müssen, müssen wir das Volk 
auch in der Zucht Gottes unterweisen« u. s. w. Mit Uebergehung der 
einzelnen Disciplinarvorschriften heben wir nur noch hervor, dass 
gemäss den Vorschriften der Synode von Nicaea (Sardika?) die Strei- 
tigkeiten sftmmtiicher Geistliehen untereinander vor ihrem DiOcesan- 
bischof auszutragen sind und mit Umgehung dieses vor keinen an- 
dei*en Bischof gebracht werden dürfen, ausgenommen den der römischen 
Kirche, dem auch in allen Streitsachen die Ehrfurcht (Vorrang) ge- 
wahrt werden muss^). Während damals die afrikanischen Bischöfe 
sich noch darüber stritten, ob eine Appellation nach Bom stattfinden 
dürfe und diese Frage endlich blos zu Gunsten der Bischöfe entschie- 
den und den einfachen Priestern solche untersagt wurde, war ffir 
den gesammten gallischen Klerus das Recht der Appellation an den 
römischen Bischof hiemit ausdrücklieh gewahrt , namentlich sollte 
bei wichtigen Kirchenangelegenheiten nach der Vorschrift jener Sy- 
node vom bischöflichen Gericht an den apostolischen Stuhl Beruf img 
eingel^ werden können ^). Mit der Einräumung dieses Rechtes aber 
war offenbar die Autorität und der Vorrang des apostolischen Stuhles 
anerkannt, die Verbindung der gallischen Kirche mit dem Oberhaupte 
der allgemeinen Kirche vollständig gesichert. 

Auch der Bisehof Exsuperius von Toulouse hatte sich an den 
römischen Bischof um Bath und Belehrung gewendet und hat von 
Innocenz I. im Jahre 405 gleichfalls eine väterliche Antwort erhalten ; 
namentlich lobt er dessen Klugheit, in der er sich lieber von dem 
apostolischen Stuhle Auskunft erbat, was man in zweifelhaften Fra- 
gen und Fällen zu beobachten habe, statt einer eigenmächtigen Ent- 
scheidung zu folgen. Oder sollte es, ruft der Papst aus, eine grössere 
Schande sein. Etwas zu lernen, als in Unwissenheit zu verharren? Er 
selbst lerne Etwas, wenn er unter Abwägung der Gründe auf die an 
ihn gestellten Fragen zu antworten habe, und so werde der stets 
Etwas lernen, welcher Etwas lehren sdP). Die sieben Fragen, auf 

1) Sirmond 1. p. SO seq. Die SardicensischeD and Nic&nischeD Canonen 
wurden öfter verwechselt, s. Hefele a. a. 0. S. 108., 120 f. und öfter. 

2) Si aatem majores causae in mediuni fberint devolatae, ad Sedem 
apostolicaro, sicot Synodos statuit, post episcopale jadieiam referatar. Riid. n. 3. 

8) Sirmond L p. 84. 

24* 
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welche der Papet hier die entsprecheaden Antworten ertheiltf sind 
für die Beurtheilung der Zustände der damaligen Kirche Galliens von 
grosser Wichtigkeit, dürfen uns hier aber nicht weiter beschäftigen ; 
genug, wie in Bouen war auch in Toulouse die Autorität des Papstes 
anerkannt. 

Der Nachfoler Innocenz I. auf Petri Stuhl, der heilige Zosimus^ 
ein Grieche von Geburt, griff bereits ordnend in die kirchlichen Strei- 
tigkeiten Galliens ein und wir besitzen trotz der kurzen Dauer seines 
Pontificates von ihm sieben Schreiben, die er aus yerschiedenen An* 
lassen an die geistlichen Würdenträger Galliens erliess. Allererst ent- 
schied er den schon länger andauernden Streit der Bischöfe von 
Arles und Vienne, welchem von ihnen der Primat (Provincialwürde) 
in GaDien zukomme, dahin, dass die Metropolitanrechte der Kirche 
von Yienne entzogen, der von Arles zugetheilt und zugleich beide 
narbonnensischen Provinzen unter den Bischof von Arles gestellt wur- 
den; die Consecration der Bischöfe von Yienne, Narbonne und Mar- 
seille sollte von dem Metropoliten von Arles als dem Yicarius des 
heiligen Stuhles, vorgenommen werden, wie ihm auch in diesen 
Diöcesen die höhere geistliche Gerichtsbarkeit übertragen wird. 
Mehrere gallische Bischöfe fögten sich jedoch dieser päpstlichen An- 
ordnung nicht, wie z. B. der Bischof Proculus von Marseille, weshalb 
der Papst den Bann wider ihn aussprach ^). Die betreffenden Erlasse 
sind theils an. die sämmtlichen Bischöfe Galliens und der sieben Pro- 
vinzen, theils an die der Provinz Yienne und Narbonne, theils an den 
Bischof von Narbonne oder von Arles, und endlich an die Gläubigen 
von Marseille gerichtet. Zugleich muss die genaue Bekanntschaft des 
Papstes mit kirchlichen Personen und Orten Galliens noch besonders 
hervorgehoben werden. Endlich wird auf das Nachdrücklichste darauf 
hingewiesen, dass die höchste Autorität bei dem römischen Stuhle 
beruhe: »bei uns lebt das Alterthum in festverschlungenen Wurzeln 
fort und ihm haben die Beschlüsse (Canones) der Yäter die Yer- 
ehrung gesichert'^).« So blieb also auch in den Jahren 417 und 418, 
denen die in Bede stehenden Briefe angehören, die Yerbindung der 
gallischen Kirche mit dem Papste bestehen. 

Auch für die folgenden Jahre bieten uns die Briefe der Päpste 
sichere Anhaltspunkte für die Geschichte der christlichen Kirche 
Galliens, das jetzt bereits von barbarischen Horden zertreten wurde 



1) Sirmond p. 42. 

2) Apud nos enim inconvulsis radicibus vivit anliquitas, cui decreta pa- 
trum sanxere reverentiam. Zosimus bei Sirmond l p, 45. 
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— ein Grund weiter noch fflr die Wachsamkeit des heiligen Stuhles 
zur Reinerhaltung des katholischen Glaubens in diesem Lande. Schon 
im Jahre 419 schreibt Papst Bonifasius I. an vierzehn namentlich ge- 
nannte und noch andere Bischöfe Galliens in Sachen des Bischots 
Maximus von Valence. Dieser war ym seiner Geistlichkeit verschie- 
dener Vergehen wegen in Eom verklagt worden, hatte sich jedoch 
der Wirkung jeglichen Urtheils durch seine Abwesenheit entzogen, 
in seinen Aufenthaltsorten den bischöflichen Namen beibehalten und 
dadurch grosses Aergerniss erregt. Der Papst fardert daher die 
Bischöfe auf, im November eine Synode zu halten; soUte er aber 
auch auf dieser nicht erscheinen, so solle das wider ihn gefällte Ur- 
theil deshalb keinen Aufschub erleiden; denn offenbar bekenne sich 
der eines Verbrechens schuldig, der so oft die ihm gebotene Gelegen- 
heit zur Vertheidigung nicht benütze. Zugleich meldet der Papst, 
dass er nach allen Provinzen Schreiben habe ergehen lassen, damit 
jener nicht abermals Unwissen vorschützen könne und so genöthigt 
sei, zu erscheinen und dem Gerichte sich zu stellen. Schliesslich wird 
noch die gewichtige Bemerkung beigefügt, dass sich der Papst dem 
Herkommen gemäss die Bestätigung des gegen jenen gefällten urtheils 
vorbehalte ^); Nur wenige Jahre später wandte sich der Klerus und 
das Volk der bischöflichen Stadt Lodeve (Lutuba) unter Bitten und 
Thränen an den heiligen Stuhl mit der Klage, dass Bischof Patroclus 
von Arles an die Stelle ihres verstorbenen Bischofs einen in einer 
anderen Provinz mit Umgehung des Metropoliten gegen die Vorschrif- 
ten der Väter ordinirt habe. Als oberster Wächter über die Canonen 
der Väter, erklärt nun der Papst, könne er das nicht gleichgültig 
hinnehmen, unter Anrufung des sechsten Canons der nicänischen 
Synode ertheilt er dem Bischof Hilarius von Narbonne den Auftrag, 
kraft der ihm zugestandenen Metropolitanrechte an Ort und Stelle des 



1) Quicquid autem vestra Caritas de hac caasa duxerit decernendum , cum 
ad nos relatain Coerit, nostrae, nt condecet, necesse est auctoritate firmetor. 
Sirmond L c. p. 49. Da Trier und die übrigen BisthOmer des rheinischen 
Dentschlands za Gallien gehörten, waren ihre Bischöfe gleichfalls durch dieses 
Schreiben des Papstes zur Synode geladen und es kann somit eine Unterordnung 
derselben unter den apostolischen Stuhl nicht in Abrede gestellt werden. Sdion 
der heilige Athanasiits, der den Bischof von Rom den „apostolischen Thron'^ 
(apostolicus thronos) nennt, und sich wfthrend seiner Verbannung etwa zwei 
Jahre in Trier aiifhielt und in die Gemeinschaft dieser Kirche aufgenommen ward, 
musste indes hier, wenn je eine andere Ansicht bestanden haben könnte, fQr die 
Lehre von dem Vorrang der römischen Kirche gewirkt haben. S. über den Pri- 
mat des römischen Stuhles in der deutschen Kirche in der römischen Zeit beson- 
ders: Friedrich, Kirchengeschichte Deutschlands I. S. 408— r4.11.. 
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Vorgefallenen die Sache zu untersuchen und das Ergebniss dem apo- 
stolischen StuMe vorjs^egm. Kein Bischof dürfe über die Grenzen 
seiner Diöcese hinaus Amtsverrichtungen vornehmen^). Man siebt 
also, nach dem Glauben und der kirchlichen Bechtsanschauung der 
Zeit erscheint der Papst auch in Gallien als der oberste Siebter über 
das Verhalten der Bischöfe und dem entsprechend rufen Klerus und 
Volk seine oberste Entscheidung an und er antwortet im Vollgefühle 
dieser seiner hohen Stellung. 

Das Pontificat des heiligen Cölesiin (423 — 132) ist, abgesdiai 
von den grossen Verhandlungen über dogmatische Fragen, auch durch 
die Streitigkeiten mit den afrikanischen Bischöfen bekannt, welche 
das Becht der Appellation an den römischen Bichof nicht anerkennen 
wollten. Obwohl nun von jeher die gallische Kirche mit der afri- 
kanischen vielfach in Berührung kam, stäess in jener auch jetzt das 
oberstrichterliche Ansehen des Papstes nicht auf den leisesten Wider- 
spruch, ein unumstösslicber Beweis dafar, wie sehr man sich in diese 
Anschauungsweise der Dinge bereits hineingelebt hatte und sich ge- 
hoben und getröstet fählte, in zweifelhaften Fällen von Bom Bath 
und Zurechtweisung zu erhalten. So schreibt denn im Jahre 428 
Papst Gölestin^ I. an sämmtliche Bischöfe der Provinzen Vienne und 
Narbonne, dass er sich über jeden Fortschritt zum Besseren in d^ 
kirchlichen Ordinationen freue und über jeden Verstoss gegen die 
kirchliche Disciplin sich betrübe. Indess könne er nicht schweigen, 
da seine Pflicht ihm gebiete, über die richtige Beobachtung der ca- 
nonischen Vorschriften oder deren Untergrabung ein wachsames Auge 
zu haben. Daher schreitet er gegen gewisse Missbräuche ein, nament- 
lich auch bei der Wahl und Ordination der Bischöfe wie in Betreff 
der bischöflichen Bechte über die Grenze der Diöcese hinaus 2). In 
einem anderen Briefe an die gallischen Bischöfe vom Jahre 431 dringt 
er namentlich darauf, dass die Priester ihren Bischöfen den schuldi- 
gen Gehorsam leisten^) und spricht sich sodann eingehend über 
einige obschwebende dogmatische Fragen aus, wie über Freiheit und 
Gnade*), die Verdienste der Heiligen, und bezeugt, in welch* hohem 
Ansehen stets der heilige Augustinus, der kurz vorher gestorben 
w«r, in der Kirche gestanden. In so tief einschneidenden Fragen, 
wie sie damals die pelagianischen Streitigkeiten zu Tage förderten, 



1) Sirmand I. p. 50. Ita at peractisomnibus apostolirae sedi qairqtild 
istatueris te re(\erente darescat. 

2) Sirmond !. p. 55—58. 
8) Ibid. p. 58 sq. 

4) Ibid. p. 59. 
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nmssten sich die Gemüther aller Gläubigen durch eine feierliche Er^ 
kläxung des apostolischen Stuhles ganz besonders gehoben und ge- 
tröstet und im Glauben der Kirche aufs Neue befestigt und ge- 
kräftigt fühlen. Die hohe sitüiche Bedeutung des Papstthumes musste 
daher überall in den kirchlichen Kreisen auf das Freudigste und 
Dankbarste anerkannt werden. 

Allein nicht blos in Betreff des Kirchenregimentes und Auf- 
rechterhaltung der Lehre und Disciplin hat der heilige Stuhl in 
Gallien einen höchst wohlthätigen Einfluss ausgeübt, sondern auch 
in Bücksicht auf Ausrottung des Aberglaubens und der Pflege der 
kirchliehen Wissenschaft;. Die Richtigkeit dieser Behauptung be- 
stätigt das Verfahren desselben Papstes Colestin, der in Erfahrung 
gebracht hatte, dass einzelne Bischöfe djBS Herrn dem Dienste des 
Aberglaubens statt der Reinheit des geistigen Glaubens sich hingaben. 
Freilich, erklärt er, sei es nicht auffallend, dass die der Sitte der 
Kirche zuwiderhandeln, welche nicht in der Kirche erzogen worden 
seien, sondern von einem anderen Wege kommend das mit sich in 
die Kirche bringen, was sie in einer anderen Lebensstellung an sich 
gehabt hätten. Angethan mit dem Pallium und die Lenden umgürtet, 
glauben sie die Schrift buchstäblich, wenn auch nicht ihrem Geiste 
nach zu erfüllen. Denn wenn dieses zur Beobachtung vorgeschrieben 
ist, warum thun sie nicht auch, was weiter folgt ^), so dass sie 
nebst dem Stabe brennende Lichter in ihren Händen halten? Jene 
Worte haben zwar ihr Geheimniss, sind jedoch dem unterrichteten so 
klar, dass ihrem Sinne nachgelebt werden muss. Die ümgürtung 
der Lenden bedeutet nämlich die Keuschheit, der Stab das Hirtenamt, 
die brennenden Lichter den Glanz der guten Werke. Indess befolgen 
vielleicht diesen Brauch nur jene, welche in abgelegenen Orten woh- 
nen und von den übrigen weit entfernt sind. Wie soll nun aber 
diese in der gallischen Kirche seit so vielen Jahrhunderten und bei 
so vielen Bischöfen übliche Kleidung in eine andere, kirchliche 
umgewandelt werden? Wir müssen vor dem Volke und den übrigen 
Bischöfen durch Wissenschaft (doctrina), nicht durch das Gewand, 
durch den Wandel, nicht durch die Tracht, durch Reinheit des Herzens, 
nicht durch äusserlichen Schmuck kenntlich sein; denn sobald wir 
auf Neuerungen Bedacht nehmen, treten wir die von den Vätern über- 
lieferte Ordnung mit Füssen und gestatten d^m Aberglauben eine 
Stätte ; hiezu dürfen wir den einfachen Sinn der Gläubigen nicht ver- 



1) Lucas 12^ 35u Euere Lenden seien umgürtet und brennende Lichter 
«eten in eueren HWhm.. 
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leiten; diese sind za belehren nicht zu unterhalten, nicht ihren Augen 
darf man ein Schaugepränge gewähren, sondern ihrem Geiste müssen 
die Lehren eingeprägt werden i).« 

In der That haben solche Erörterungen und Belehrungen der 
Päpste gleich in der gallischen Kirche ihre schönsten Fruchte getra- 
gen. Das zeigte schon im Jahre 439 die Synode von Biez (Beginm) 
in der Provence. Das Bisthum von Embrun, ein Suffiraganstuhl von 
Arles, war erledigt und durch eine energische Partei wurde ohne alle 
Betheiligung der Bischöfe der Provinz ein junger Mann, Namens Ar- 
mentarius , zum Bischof gewählt und wei Bischöfe Hessen sieh zur 
Ordination desselben gewinnen ; die genannte Synode erklärte nunmehr 
diese Wahl für nichtig, bestrafte die bei der Ordination betheiligten 
Bischöfe, gab in Betreff neuer Bischofswahlen bindende Vorschriften 
und verordnete zugleich, dass wenn die Zeiten ruhig seien, alle zwei 
Jahre alter Sitte gemäss eine Synode gehalten werden solle ^). 

Einer der wichtigsten Päpste während der ersten fünf Jahrhun- 
derte ist Leo I., der wegen dieser seiner hervorragenden Bedeutung 
von den Geschichtschreibem der Kirche mit dem Beinamen des 
Grossen bezeichnet wird (440—461). Auch in die Verhältnisse der 
gallischen Kirche hat er mehrfach mit seiner ordnenden Hand einge- 
griffen. Den nächsten Anlass hiezu bot ihm das Verhältniss des 
Bischofs Hilarius von Arles zum Bischof Celidonius von Besan9on. 
Letzterer hatte, als er noch Laie war, eine Wittwe geheirathet und 
wurde dafür 3) auf einer Synode unter dem Vorsitz des Hilarius, ob- 
gleich er einer fremden Earchenprovinz angehörte, abgesetzt, und 
zugleich die weitere Beschuldigung gegen ihn ausgesprochen, in der 
weltlichen Begierung der Stadt einige TodesurtheUe ausgesprochen zu 
haben. Daher entschloss sich Celidonius zu einer Reise nach Bom^ 
um auf dem Wege der AppeDation seine Sache persönlich zu vertreten. 
Aber auch Hilarius kam nach Bom, um seinerseits durch sein per- 
sönliches Ansehen das gegen jenen geffillte ürtheil in Kraft zu er- 
halten. In seinem in dieser Angelegenheit an sämmtliche Bischöfe 
der Provinz Vienne gerichteten Schreiben betont Leo vor Allem, dass 
Petrus der Fürst der Apostel und gewissermassen das Haupt gewesen. 






1) De qaibasdam sacerdotibas , qoi amicti pallio et iambos praecinci in 
eeclesia ministrabant. Sirmond I. p. 55. 

2) Sirmond I. p. 65—69. S. Weiteres bei Uefele a. a. 0. II. S» 272—274. 

3) Die Ehe mit einer Wittwe schloss nfimlicb nach dem 25. Canon der Sy- 
node von Orange vom Jahre 441, auf welcher Hilarias von Arles den Vorsitz ge- 
führt hatte, vom Empfang der höheren Weihen aas; ein solcher Bigamos konnte 
nor das Sabdiaconat empfangen. Sirmond I. p. 74. Hefele a. a. 0. II. S. 278. 
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dnrch welches der Herr seine Gaben dem ganzen Körper mittheilea 
wollte und dass daher der des göttlichen Geheimnisses verlustig gehe, 
der sich von der Gemeinschaft mit Petrus tre^nne. Daher sei dieser 
apostolische Stuhl auch von unzähligen Priestern ihrer Provinz, wie 
es alte Sitte fordert^) bei den verschiedensten Angelegenheit^ be- 
sonders im Wege der Appellation, angegangen worden nnd habe 
zwischen ihnen und diesem ein brieflicher Verkehr bestanden. Allein 
Hilarius habe diesen Weg seiner Vor&hren verlassen und den Frie- 
den der Kirche und die Eintracht unter der Priesterschaft durch 
neuernde Anmassung gestört, indem er wünsche, dass die Pnester sich 
so seiner Gewalt unterwerfen, als wmm sie nidd dem heiligen Pe- 
trus Gehorsam schuldig wären ^). Der weitere Verlauf der Verhand- 
lungen, wahrscheinlich auf einer römischen Synode gepflogen 3), wird 
von Leo selbst angegeben; der Papst erklärte schEesslich das ürtheil 
jener gallischen Synode für ungültig und setzte Gelidonius wieder in 
sein Bisthum ein^). Auch Bischof Projectus war durch denselben 
Hilarius um seinen bischöflichen Stuhl gekommen, indem Hilarius 
eine Krankheit desselben benützte, ihm ohne sein Wissen eineii Nach- 
folger zu geben; der Papst fugt noch bei, dass der Klagebrief des 
Projectus von sehr vielen Bürgern unterzeichnet worden sei^ welche 
somit alle im Papste den obersten Schiedsrichter anerkannten. Auch 
Projectus erhielt von Papste sein Bisthum wieder. Zugleich erliess 
dieser ganz bestimmte Verordnungen über Wahl und Ordination der 
Bischöfe und entzog dem Hilarius die Metropolitangewalt in der Pro- 
vinz Vienne^). Der ganze Handel muss indess einen sehr ernsten 
Charakter angenommen haben, indem selbst Kaiser Valentinian III. 
in Gemeinschaft; mit Papst Leo in dieser Sache eine Verordnung nach 
Gallien abgehen liess. Der Grund dieses Einschreitens des Kaisers 
wird dahin angegeben, dass Hilarius einige Bischöfe gegen das Becht 
abgesetzt, andere gegen den Willen der Bürger ordinirt habe. Da 
diese sodann von denen, welche sie nicht gewählt hatten, auch nicht 
in die Stadt aufgenommen wurden, so hätten sie bewaffnete Mannschaft 
an sich gezogen und sich mit Gewalt in den Besitz der Städte gesetzt, 
was der Majestät des Kaisers und der Ehrfurcht gegen den aposto- 
lischen Stuhl jsuunderlaufe. Der Kaiser fügt jedoch, um das Becht 



1) Oueinadmodain vetas consaetudo poscebat. Sirmond 1. p. 81» 

2) Leonis epist Sirmond I. p. 81. Ita saae vos capiens saMere potestaii, 
nt se beato Apostolo Petro non patiatar esse sabjectam. 

3) Sanctoram condlio sacerdotam; ibid. p. 82. 

4) Hefele a. a. 0. II. S. 286. . 

5) Sirmond I. p. 82—84. Nr. 2., 3. und 4. 
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des Papstes voUkonniieo aazuerkeimen and in Aller Augen zu be* 
krftftigenf noch bei: das Urtheä des heüigm Siuhies wäre für Qal- 
Um an sich^ xiMch t^me kaiserliche Bestätigtmgy rechtskräftig ge- 
wesen; denn su was seilte die Antorität eines so erhabenen Papstes 
in Betareff der Kirchen nicht berechtigt sein i) ? Allein diese Sache 
habe auch dem Kaiser einen Befehl abgedrnngiBn , damit fernerhin 
weder Hüarius, dem die Humanität des so milde gesinnten Papstes 
die Fortführung des bischdflichen Titels gestattet habe, noch irgend 
ein Anderer in kirchlichen Dingen zu den Waffen greife oder dem Be- 
fehl des römischen Bischofs zuwider zu handeln wage u. s. w. ^). 

Bs ist dies unseres Wissens das erste Aktenstück, in welchem 
der römische Imperator sieh Gallien gegenüber als den Beschützer des 
Pit][)stes nennt und als solcher Gehorsam gegen den apostolischen Stuhl 
verlangt und durch welches der Statthalter jener Provinz angewiesen 
wird, nöthigenfaOs die Bischöfe zu zwingen, der gerichtlichen Vor- 
ladung des römischen Bischofs zu folgen '% 

Als sodann nach dem Tode des Hilarius der Priester Bavennius 
zum Bischof von Arles gewählt wurde, drückte Papst Leo in einem 
Schreiben den Bischöfen der Provinz seine Freude über die ordnungs- 
mässige Wahl desselben ans,^), airarkannte in einem anderen die 
Tugenden des Gewählten und verhiess ihm für die treue Beobachtung 
der kirchlichen Vorschriften den Lohn des Himmels^). Der Streit 
der Bischöfe von Arles und Vienne wurde gleichfalls durch Leo end- 
gültig entschieden ^). Eine ganz besondere Freude verursachte ferner 
dem Papste Leo die feierliche und schriftliche Erklärung von drei 
and vierzig gallischen Bischöfen für den Erzbischof Flavanus von 
Ckmstantinopel, somit fax die Kirchenlehre und gegen die Irrlehre des 
Eutjches^ und er sandte daher ein Exemplar des auf der Synode 
von Ghalcedon gegen den monophysitisch gesinnten Erzbischof Dioscur 
von Alexandrien erlassenen Erkenntnisses an dieselben s). Ausserdem 



1) Et erat quidem ipsa sententia per-Gallias etiam sine imperial! sanctione 
vaMüira. Quid enim tanti pontificis aatoritati in ecrlesias non licerei? Valenti- 
Diani Hl. Aog. noveUa. Sirmond L p. 86. 

2) ibid. 

8) Ita ut qdlsqae episeoporom in judiciam romani Antistitis evoeatus Venire 
neglexerit, per moderatorem ejusden provinciae adesse cogatar. Sirmond 
I. c. I. p. S6. 

4) HM. p. 87. 

5) Ibid. p. 87. 

6) Ibid. p. 90. und p. «1. 

7) n)id. p. 96. 

8) Ibid. p. 98. 
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besitzen wir noch ein Schreiben Leo's I. an den genannten Bischof 
Savennias von Arles in Betreff der Osterfeier^) und ein anderes an 
den Bischof Theodor Ton Frejus, den er zwar tadelt, dass er sich mit 
Umgehung des Metropoliten unmittelbar an ihn gewendet habe, ihm 
jedoch den erbetenen Aufschluss in Betreff der Spendung des Sacra- 
mentes der Busse an Todtkranke liebevollst ertheilt*). Es haben 
also auch unter dem für die ganze Kirche so belangreichen Pontificat 
Leo's des Grossen die mannigfaltigsten Berührungspunkte und Wech- 
selbeziehungen zwischen der gallischen Kirche und dem heiligen 
Stuhle stattgefunden und der Primat des heiligen Petrus fand in 
Gallien die entschiedenste Anerkennung und die bereitwilligste Dnrch- 
f&hrung der in seinem Namen erlassenen Veroi:dnungen von Seiten 
der überwiegenden Mehrheit der Bischöfe, und der etwaige Wider- 
stand einzelner derselben hatte sogar das Einschreiten des Kaisers 
als obersten SchirmVogtes der Kirche zur Folge. Sollte dies Beispiel 
der jrömischen Kaiser nachmals nicht auch den christlichen Königen 
der Franken zur Nachahmung vorgehalten worden sein? 

Bekanntlich hat sich auch Papst Leo der Grosse durch eine 
rettende That um die Stadt Rom die allergrössten Verdienste erwor- 
ben, indem er sie vor dem Untergang durch die rohen Horden des 
Hunnenkönigs Attila und der Vernichtung, wenn auch nicht der 
Plünderung durch den Vandalenkönig Geiserich durch die Wucht 
seines persönlichen Ansehens befreite. Wäre schon damals, vollends 
bei dem drohenden Zusammensturz des römischen Weltreichs, die 
Frage zur Entscheidung vorgelegen, wem die Stadt Rom gehören 
solle, — man hätte sie aus Gründen der Billigkeit ihrem Bischof 
zusprechen müssen. Wenn man jedoch seine Fürsorge ffir das 
Wohl und Gedeihen der ganzen Kirche in's Auge fasst, so wird man 
auch gerne gestehen, dass er von der Bedeutung seines Amtes als 
eines Nachfolgers des heiligen Petrus innerlich überzeugt war und 
nur dieser Ueberzeugung gemäss handelte. Daher ertheüte er auch 
dem Bischof Rusticus von Narbonne im Jahre 452 eine weitläufige 
Antwort und Belehrung über eine ganze Reihe von Fragen meist 
kirchenrechtlichen Inhalts, welche dieser vorgelegt hatte 3), und er- 
liess zugleich seine Belehrung an die Bischöfe Galliens und Spaniens 
in Betreff der streitigen Osterfeier *), 



1) Ibid. p. 99. 

2) Ibid. p. 100. 

3) Ibid. p. 111^115. 

4) Ibid. p. 118. 
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Aach Leo's Nachfolger, der heilige Hüarius (461—468), hat in 
drei Briefen an den Bischof ieontios von Arles über mehrere kirchen^ 
rechtliche Bedenken entschieden und sogar Behufs ihrer Erledigungen 
eine römische Synode abgehalten i) und allsogleich darauf hingewie- 
sen, welche Verehrung von Alters her durch Eingebung des heiligen 
Geistes dem heiligen Petrus und seinem Stuhle erwiesen ward; zu- 
gleich beauftragte er den Leontius, den Antritt seines Pontificates 
seinen Mitbischöfen bekannt zu machen und sie zum Gebete für ihn 
aufzufordern. — Aus Allem zu schliessen gaben regelwidrige Bischofs- 
wahlen oder unstatthafte Ernennungen oder Empfehlungen der Bischöfe 
in Betreff ihrer Nachfolger stets neuen Anlass zu Klagen. 

Unter dem Nachfolger des heiligen Hilarius, dem Papste 
Siniißicius (468—483) fiel dasi römische Westreich vollends in Trüm- 
mer , auf denen bereits eine Reihe germanischer Staaten entstanden 
war. Sueven, Vandalen und Alanen hatten Gallien, für das sie eine 
schwere Last gewesen waren, wieder verlassen; die Vandalen hatten 
sogar in Nordafirika ein Beich gegründet, die Sueven in Spanien ein 
eigenes Beich geschaffen , die Alanen hatten keine Bedeutung mehr ; 
diesseits und jenseits der Pyrenäen war das Beich der Westgothen 
entstanden. Die Burgunder waren aus den decumatischen Grenzlän- 
dem über den Mittelrhein wie die Alemannen über den Oberrhein 
nach Gallien eingedrungen und mit dem Jahre 470 war sogar 
Cöln die Residenz der Frankenkönige geworden; Britannien war an 
die Angelsachsen eingebüsst; im Jah)*e 451 hatten besonders die 
westgothischen und römischen Heere durch die berühmte Schlacht 
bei Chalons gegen den Hunnenkönig Attila, die gefürchtete Geissei 
Gottes, die so wichtige Frage zur Entscheidung gebracht, ob die 
abendländische Welt den Hunnen oder den Germanen gehöre ; endlich 
ging selbst Italien an Odoaker verloren und das Westreich war that- 
sächlich aufgelöst, wenn auch sein letzter auch vom griechischen 
Reiche aberkannter Kaiser Julius Nepos erst im Jahre 480 in Dalma- 
tien starb. Merkwürdiger Weise klagen die m die Stürme der Völ- 
kerwanderung fallenden Synoden der gallischen Bischöfe und die 
Briefe der Päpste nicht über die fürchterlichen UnglücksföUe, welche 
den Untergang des römischen Westreiches zur Folge hatten. Die 
Thätigkeit der römischen Kaiser war zur Unbedeutendheit herabge- 
sunken, aber die der römischen Päpste hat auch durch die folgewich- 
tigsten politischen Zerstörungen und Neuschöpfungen keinen Augen- 
blick eine bemerkenswerthe Unterbrechung erlitten, wenn sie auch. 



1) Ibid. p. 127—186. und besonders Hefele a. a. 0. li. 8. 570 ff. 
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namentlich unter Simplicim^ hauptsächlich den religiösen Kämpfen 
im römischen Ostreich sich zuwenden musste. Born, schon seit län- 
gerer Zeit nicht mehr Besidenz der Kaiser und auch nicht Odoakers 
und der ostgothischen Könige, war nun in erhöhtem Masse die Stadt 
des römischen Bischofs geworden. Bekanntlich waren die Verhält- 
nisse der katholischen Kirche Italiens auch unter dem Arianer Odoaker 
sowie unter den gleichfalls arianischen Ostgothen keineswegs getrübt 
und der Geschichtschreiber der Päpste sagt daher einfach von Papst 
Felix in. (483— -492), er sei in den Zeiten Odoakers und des Theo- 
derich Papst gewesen*). 

Damit sind wir. an einem bedeutungsvollen Wendepunkt der 
abendländischen Geschichte angelangt. Das mächtigste Beich war 
jetzt ohne Frage das westgothische diesseits und jenseits der Pyre- 
näen; aber von den Ufern des Bheines stieg auch die Macht der 
Franken empor, welcher die Zukunft gehören sollte. Der eigentliche 
Begründer derselben bleibt der Merovinger Chlodwig L, dessen Taufe 
den Sieg des Katholicismus und den Untergang des Arianismus im 
Abendlande theils entschied , theils anbahnte. Schon ein Blick auf 
die Karte zeigt, dass eine festbegründete Frankenmacht die Herrschaft 
der Burgunder und zugleich der Westgothen, wenigstens diesseits der 
Pyrenäen, mit Vernichtung bedrohen musste, und nachdem die Häresie 
den Schutz des Staates verloren hatte, stürzte sie in Folge ihrer 
inneren Kraftlosigkeit jählings zu Boden. Dagegen trat die katho- 
lische Kirche mit ihrer vollen Kraft hervor und bewährte diese schon 
in der Erziehung der jugendlichen germanischen Völker, welche 
Alles, was sie geworden sind, der erziehenden Hand der Kirche zu 
danken haben. 

Vom Jahre 464 an, in welchem Papst Hilarius noch an drei 
gallische Bischöfe geschrieben hatte 2), war der briefliche Verkehr 
der Päpste mit den kirchlichen Würtlenträgem Galliens bis in das 
Jahr 494 völlig unterbrochen, ohne dass wir, ausser in den politischen 
Verhältnissen der unglücklichen Zeit, einen Grund hiefür aufzufinden 
vermögen. Der Geschichtschreiber der Päpste rühmt an Papst Ge- 
lasius (492—496) seine Liebe zum Klerus ^ und auch sein Brief an 
den Bischof Aeonius von Arles, durch den das Schweigen des heiligen 
Stuhles gegen die gallischen Bischöfe wieder gebrochen wird, athmet 



1) Hie fnit temporibus Odoacris regis asqoe ad lempora Theodoriei. Ana- 
stasias bei MuratoH l c. III. 1. p. 121. 

2) Sirmond l p. 135. 

3) mc roit amttor Cleri. Anastasins bei MuratoH 1. e. HI. 1. p. 122. 
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ganz diesen G^ist der Liebe. Gelasius wfinscbt sich darin selb^ 
Qlackf inmittffli so maniugfacher Drangsale eine Gelegenheit gefunden 
zu haben, Yon seiner durch Gottes Gnade erfolgten Besteigung des 
apostolischen Stuhles Kachricfat zu geben und den lange unteibliebe«- 
nen Verkehr mit jenem wieder aufnehmen zu können i) und in gegen* 
seitiger Liebe um seine Freundschaft ^u bitten. Wie nämlich die 
Regierung des heiligen Petrus die ihr. von Christus übertragene Sorge 
der ganzen Heerde auf dem ganzen Erdkreise zuwenden müsse, so 
umschlinge sie auch mit frornJOder Liebe alle Kirchen und ißtm Vor^ 
Steher und forsche bei der ersten besten Gelegenheit ängstlich dsur- 
nach« ob sie den Glauben und die üeberlieferung der Väter bewahrt 
haben, und freue sich, wenn dieses der Fall sei« Daher habe er die 
Buckkehr des Priesters Euphronius uad des Mönchs Bestitutus aus 
Italien benützen, das Schweigen brechen^ und den Bischof Aeo^ius 
bitten zu soUen geglaubt, auch seine MiU»sehö&n in Gallien seiner 
Liebe zu versichern ^). Es war dies offenbar ein blosses Privatschreiben 
des Papstes, der, wie er ausdrücklich sagt, die sich, ihm bietende Ge- 
legenheit nicht unbenutzt lassen wollte und d^r durch diese in 
dem Bischöfe von Arles dem ganzen gaUischmi Spiscopat seinen Grusa 
entbietet. 

Die Bekehrung nnd Taufe Chlodmg's I. ist unfraglich auch för 
die Kirche eines der wichtigsten Erdgnisse.aus dem. Ende des fönften 
Jahrhunderts, das, wie gesagt, den Sieg des Katholici^anus über den 
Arianismus im Abendlande in ^(di sohloss, aber aqch zugleich den 
Anstoss zur Grundlegung des christlichen Charakters des Staates sel- 
ber gab. In diesei^ Sinne schrieb schon ein Jähr nach Chlodwig's 
Taufe Bischof Avitus von Vienne an diesen: »Euer G:laube ist der 
Sieg unserer Sache 3)«; ijnd fährt dann fort: »die Meiste pflegen in 
dieser Angelegenheit den Ermahnungen (Bekehrungsversuchen) der 
Priester die Gewohnheit ihres Geschlechtes und die Gebräuche der 
Väter entgegen zu halten. So geben sie der falschen Scham den 
Vorzug vor dem Heile, schützen die Beharrlichkeit der Väter in Be- 
wahrung des Unglaubens vor und können sich für keine Wahl ent- 
scheiden; nunmehr aber kann die falsche Scham nach einem so wunder- 
baren Ereigniss keinen Entschuldigungsgrund mehr bieten^).« 



1) Pratermissom diu cum taa luiscerenms ftaternitate sermonem. Sir- 
mond I. p. 153. 

Ö Ibi4. p. 153, 

3) Vestra fides nostra victoria est. IMd. p. 154. Bouquety Scriptorcs 
reram gallicaram et flrancicaram IV. p. 49. 

4) tt»i(b 
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Die allgemeine Fremde der katholischen Chiistenh^ Qber Chlod* 
wig's Bekehrung fand in Born selbst den schönsten Wiederhall. Am 
24. November 496 war Anastasius IL a«f Pebi Stahl erhobt wor-^ 
den nnd dieser gab sofort seiner Freode über das Zusammentreffen 
seiner Erhebung mit der Taufe Chbdwig's in einem Bri^ an diesen 
besonderen Ausdruck i), und knüpft an das letztere Breigniss die 
besten Hoffnungen. i^Fürwahr, so schreibt er, Petri Stahl muss sich 
bei einer so wichtige Veraalassang freuen, da er sieht, wie die 
Hassen der Völker wie im Sturmschritt zu ihm eilen und in kurz» 
Zeit das Netz gefüllt wird, das der Memscbenfiseker nnd glückselige 
Schlüsselffihrer des himmlischen Jerusalem auf Befbhl des Herrn in 
die Tiefe geworfen hat^). Von dieser unserer Freude wollten wir 
euerer Herrlichkeit durch unseren Pridster Eumerms Kunde geben, 
auf dass Du, wenn Ihi von der Freude des Vaters hörnt, wachsest 
in den guten Werken, unsere Freude v<dl machest und amwre Krone 
seiest und die Mutter «Kirche frohlocke übor das Oedeihen eines 86 
grossen Königs^ den sie Chtt geboren* Sei daher, ruhmreicher und 
erlauchter Sohn, die Freude deiner Mutter und sei ihr eine eiserne 
Säide^); denn in Vielen erkaltet die Lidte und durch die JBasibeii 
schlechter Menschen treibt unser Schifflein in tobenden Wellen und 
wird wm den schäumenden Wogen äurchlächert; aDein wir hoifen 
unaufhörlich und lobpreisen den H^nm, ieat Thtk aus der Gewalt 
der Finstemiss entrissen nnd der Kirche eunen so mächtigen Fürsten 
gewonnen hat^ der sie heschütaen und gegen die Wttgmsse der Basen 
den Helm des Heiles anziehen hann^). Fahre daher so fort, ge* 
liebter und ruhmreicher Sohn, auf dass der aUmfichtige Gott euere 
Herrlichkeit und euer Reich mit himmUscbem Schutze umgebe und 
seinen Engeh befehle, dass sie Dich auf allen deinen Wegen behüten 
und er Dir über alle deine Feinde den Sieg verleihe'),« 



1) Taam, gloriose flii, in Christiana flde earo exertfio nosCro in peDtificstu 
contlgisse, srataUmar. Bouquet lY. p. 50. 

2) Quippe sedes Petri in tanta occasione non potest »on laetari, cam ple- 
nitudinem sentiam intuefur ad eam veloci gradu concurrere, et per (emporam 
spatia replere sagenani, quam in alinm jassns est mittere idem piscator homtnam 
et eoelestis Jenisalem beatus elaviger. Sauquet IV. p. 50. , 

S) LaetHBca erge, glerif se et Hluatris fiii , natrem luam et eslo illi io e^ 
lamnam ferream. Ibid. p. 51. 

• 4) Sed speramos in spem contra spem et Dominum collaadamus, qoi 
emit te de potestate tenebraram, et in tanto principe providit ecciesiae, qui possit 
eam tuerl et contra oceurUBiites pntffenNUm coaitoa galtam sdoüs indoere. 
Ibid. p. 51. 

5) Ibid. p. 51. 
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Die missliche Lage des heiligen Stahles, fiber welche sich hier 
P&pst Anastasius beklagt, rührt von der bereits feindseligen Stellong 
des griechischen Eaiserthnms unter dem nicht ganz orthodoxen Im- 
perator Anastasias und den unausgesetzten Kämpfen gegen die Irr- 
lehren und den Besorgnissen wegen der neu begründeten ostgothischen 
Macht in Italien her, die ja auch den römischen Stuhl mit Ver- 
nichtung bedrohen konnte, und da zudem die Ostgothen sammt ihrem 
grossen EOnig Theoderich selber Arianer waren, so konnte allerdings 
die rechtgläubige römische Kirche nicht ohne Bangen in die Zukunft 
blicken. Unter diesen Umständen konnte daher der apostolische 
Stuhl nur mit Hoffnung und Vertrauen auf die neu aufsteigende 
Macht des katholischen Chlodwig aufblicken und es bezweckt daher 
der Brief des Bischofis von Rom nach der Absicht seines Verfassers 
gewiss nicht Mos eine einfache Beglückwünsdiung zur Taufe und 
Bekehrung, sondern auch zugleich die Anbahnung freundschaftlicher 
Verhältnisse, die fär gewisse Fälle die Beschützung des heiligen 
Stuhles gegen die ihn von allen Seiten umwogenden Oefahren in Aus- 
sihct stellen soUte. Noch war freilich hiezu die Zeit noch nicht ge- 
kommen und als dieses folgewichtige Ereigniss endlich eintrat, sollte 
es nicht mehr den Sprossen des Stammes Chlodwig's zu Gute kom- 
men, sondern der Familie der Carolinger und den Buhm dieser be- 
gründen. Aber auch der äeschichtschreiber der Franken erinnert 
sich bei der Erwähnung der Taufe Chlodwig's an das wichtigste Er- 
eigniss der neueren römischen Geschichte und lässt ihn als einen neuen 
Constantin zum Tauf bade gehend). 

Es wird nach dem oben Ausgeführten kaum ein vernünftiger 
Zweifel darüber erhoben werden können, dass der heilige Remigius 
von Bheims, der den König Chlodwig im Christenthume unterrichtete 
und ihm die Taufgnade spendete, den Primat des heiligen Stuhles 
anerkannt habe. Sollte dieser Bischof so hohen Wissens^) nichts 
von der Lehre des heiligen Irenäus gewusst und seinem Neophyten 
nichts von dem von Christus verordneten sichtbaren Oberhaupte der 
Kirche gesagt haben? oder sollte er sich gar in Widerspruch mit 
seiner ganzen Zeit gesetzt und allein den Vorrang des römischen 
Stuhles nicht anerkannt haben? Eine solche Annahme würde m das 
Gebiet des Widersinnes verwiesen werden müssen. — Sicherlich ist 
auch dieser Brief des Papstes dem heiligen Remigius nicht vorent- 



1) Qregor. Twron. Iilstoria Franeonm U. 91. Procedit novos Constan- 
tinus ad lavacram. 

2) Erat enim S. Remigins episcopus egregrae seientiae. Qregor, Turon. Ibid. 
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halten worden und dieser hat dann schwerlich unterlassen, ihn auf 
die Bedeutung des apostolischen Stuhles aufmerksam zu machen. 

Indess waren für jetzt die politischen. Verhältnisse und die bald 
nach dem Tode Chlodwig*s ausbrechenden Greuel in der mero- 
yingischen Königsfamilie und die in Folge hievon das ganze Franken- 
reich durchtobenden Wirren nicht geeignet, das vom heiligen Stuhle 
mit Chlodwig angeknüpfte Verhältniss zu fördern und weiter auszu- 
bilden. Gleichwohl wurde die Verbindung der jungen fränkischen 
Kirche mit Bom, wie sie in der gallischen seit den ältesten Zeiten 
bestanden hatte, keineswegs unterbrochen^ sondern so gut als es die 
argen Zustände der Zeit nur immer gestatteten, fortwährend sorgsam 
unterhalten und von dort aus stets erwiedert; ja während des furcht- 
baren griechisch -gothischen Krieges, der mit der . Vernichtung des 
ostigothischen Beiches in Italien und der zeitweiligen Vereinigung 
dieses mit Ostrom endigte, kam der zum Theil aus eigener Schuld in 
so viele Widerwärtigkeiten verwickelte Papt VigiUus sogar auf den 
Gedanken, die Vermittlung des fränkischen Königs Chüdebert L an- 
zurufen. .In einem Briefe' aus Constantinopel vom Jahre 550 an den 
Bischof von .Arles, seinen Vicar in Gallien *), ersucht er diesen, bei 
dem ruhmreichen König Chüdebert, von dem er vernommen, dass er 
in christlichem Eifer dem apostalischen Stuhle in vollster Verehrung 
ergeben sei'^)yöie Bitte vorzutragen, in der so grossen Noth der Zeit 
der Kirche Gottes sich anzunehmen, und an den König der Gothen, 
der in die Stadt Bom eingerückt sein solle, zu schreiben, er möge 
die römische Kirche nicht beeinträchtigen, noch irgend Etwas ge- 
statten, was der katholischen Kirche zum Nachtheil gereichen könnte; 
denn es sei recht und billig, und zieme sich für ihn als einen katho- 
lischen König, dass er den Glauben und die Kircjie, in welcher er mit 
Gottes Hilfe getauft worden sei,, mit aller ihm zu Gebote stehenden 
Macht vertheidige. Aurelianus aber möge als Bischof und besonders 
in seiner Eigenschaft als Vicar des apostolischen Stuhles für den 
Frieden der Kirche zu wirken sich beeilen und sich durch oflenkun- 
dige Thatenals Vicar des apostolischen Stuhles erweisen 3). Was in 
der Sache geschah, wissen wir nicht. Auch König Theodebert I. 
(534—548) erkannte in dem Papst den höchsten Bichter über die 



1) Fratemitas ergo taa, quem apdstolicae sedis per dos constat esse vica- 
riom. Sirmond I. p. 287. 

2) Glorioso filio nostro Childeberto regi, qaem christianitatis studio vene- 
rationem iotegram sedi apostolicae eognovimas exhibere. Sirmond h p. 288. 
Bouquet IV. p. 66. 

3) Ibid. 

ArchiT Ar Kiielienraelit. XIX. 25 
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Sittlichkeit der Olänbigen. Wir besitzen n&mlich einen Brief des 
Papstes Vigilius an Bischof Caesarius von Arles, in welchem er die- 
sem die Nachricht gibt« es habe der ruhmreiche König Theodebert 
durch seinen Gesandten die Frage an ihn stellen lassen, durch wel- 
cherlei Busse das Verbrechen desjenigen gesflhnt werden könne, welcher 
mit der Frau seines Bruders eine unerlaubte Ehe eingegangen sei, 
und der Papst gibt auch dem Bischöfe Nachricht von dem Inhalt 
der jenem ertheilten Antwort ^). 

Auf Ghildebert*s I. Verdienste um die Kirche auf dem Wego 
der Gesetzgebung wurde schon früher') hingewiesen und diese werden 
also auch in Kern gebührende Anerkennung geflinden haben. Auch 
t&r die Reinerhaltung der Kirchenlehre muss dieser mit allem Eifer 
gewirkt haben und darüber Nachricht in Rom eingelaufen sein ; denn 
ausserdem wäre es nicht zu erklären , wie man hiei' auf ein gutes 
Einvernehmen mit dem FrankenkOnige so grosses Gewicht gelegt 
hätte. Es hat wenigstens Papst Pelagius L sich im Jahr 556 sehr 
angelegen sein lassen, ihn in Betreff der damals obschwebenden grossen 
dogmatischen Streitigkeiten aufleuklären und ihn zugleich über die 
in Gonstantinopel erduldeten Vexationen zu benachrichtigen. Als 
Zeugniss besonderer Hochachtung gegen Ghildebert mag noch ange- 
führt werden, dass Pelagius 1. diesen in Kenntniss setzt, dass er Re- 
liquien der heiligen Apostel bereits durch Mönche von Lerin für ihn 
abgeschickt habe und dass er die Antwort auf seine Anfrage durch 
den Subdiacon Homobonus an seinen Bruder und Mitbischof Sapaudus 
von Arles gesandt habe'). Es darf hiebei nicht unerwähnt bleiben, 
dass der päpstliche Erlass ausdrücklich von einem Gesandten redet, 
der von Ghildebert nach Rom geschickt worden war; es haben also 
zwischen dem merovingischen Hofe und dem apostolischen Stuhle um 
die Mitte des sechsten Jahrhunderts die besten Beziehungen stattge- 
funden. Darauf weiset auch ein zweiter Brief desselben Papstes 
vom Jahre 557 hin, in welchem er dem Könige Ghildebert unter den 
verbindlichsten Ausdrücken meldet, dass er dem Bischof Sapaudus 
daa bischöfliche Pallium verliehen habe und diesen sammt seiner 
Kirche seiner »Excellenz« empfiehlt^). Es ist die allezeit bewährte 
Liebe zur Kirche, welche nach den Worten dieses Papstes den Ruhm 



1) Bimquet IV. p. 246. 

2) Archiv Bd. XVII. S. 208. 

S) Sirmond I. p. S05. Bouquet IV. p. 72. 

4) Sirmond I. p. SOS. Bouquet IV. p. 78. Die BrIMIs «ebllefl^pn mit 
den Worten: Perincolumem exeetlentlam vestram Deus nostn cuslodlat. Ibid. 
p. 808., p. 809 nnd 812. Bouquet IV. p. 78 und 74. 
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Chüdebert's vor vielen anderen Herrschern sichert^), indem eransser 
den anderen Sorgen der Begiemng besonders anf Währung des Frie- 
dens der Kirche bedacht sei; daher wnndert sich der Papst, dass er 
es zugegeben habe, dass Sapandns, Bischof von Arles, an dessen 
Kirche der Primat in Oallien nnd das Yicariat des apostolischen 
Stuhles geknüpft sei, sich gegen alles Becht vor dem Gerichte eines 
anderen Bischofes habe stellen müssen; der Papst yerlangt dafür 
Qenugthuung und Massregeln gegen Wiederholung solcher Bechts-- 
Verletzungen. Da indess die mehrfach verdächtigte Orthodoxie des 
Pelagius auch in Oallien angezweifelt wurde, übersandte er sogar 
an König Childebert I. im Jahre 557 sein Glaubensbekenntniss und 
zwar that er dieses auf ausdrückliches Verlangen des Königs, indem 
dessen Gesandter Bufinus darauf gedrungen hatte ^; dafür aber for- 
dert der Papst den König zum Schutze der Bechtgläubigkeit in seinem 
Beiche auf. In einem Schreiben an den Bischof Sapaudus von 
Arles benachrichtigt er sodann diesen, was er dem Könige geschrie- 
ben habe^ und empfiehlt ihm zugleich die Bömer, welche aus Furcht 
vor einem neuen Kriege nach Gallien geflohen waren, und die Gast- 
freundschaft dieses Landes in Anspruch genommen hatten« 

Bekanntlich hat unter den germanischen Yölk^n, welche sich 
auf den Trümmern des weströmischen Beiches neue Sitze erworben 
hatten, ein ziemlich lebhafter Verkehr stattgefunden, und namentlich 
haben die Herrscherhäuser derselben durch Heirathen verwandtschaft- 
liche Bande unter einander geschlossen, deren politische Bedeutung 
zugleich von selbst in die Augen leuchtet. Auch mit den Longobar- 
den, als sie noch in Pannonien ihre Sitze hatten, hatte das mero-^ 
vingische Königshaus eine Verbindung angeknüpft, indem Chlotar L seine 
Tochter Chlodsuinde mit König Alboin veimüilte^). Bischof Mcetius 
von Trier hat diese in einem väterlichen Schreiben aufgefordert, 
ihren Gemahl für das Ghristenthum zu gewinnen und ihr das Beispiel 
ihrer Grossmutter Chlotilde, welche König Chlodwig bekehrte, rührend 
vor Augen gefuhrt*). Dieser Brief wurde etwa um das Jahr 563 
geschrieben. Nachmals verliessen die Longobarden ihre seitherigen 
Wohnsitze, gründeten in dem von ihnen eroberten Oberitalien ein 
neues Beich mit der Hauptstadt Pavia und bedrohten von da aus 



1) Pro amore tarnen, quem eedesiae siiiceriter exbibetis, fedt vos multis 
regoaDlibos dariores. Ibid. p. 308. 

2) Sirmond p. 310. Bouquet IV. p. 74. 

3) Ibid. p. 309. Bouquet IV. p. 78. 

4) Paulu8 Diaconus, bist. Longobard. 1. 26. Oregor. Turon. 1. c. IV. p. 3. 

5) Sirmond I. p. 324. Bouquet Vi. p. 77. 

25* 
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auch die tlbrigen Länder der Halbinsel, bem religiösen Bekenntnisse 
naeh waren damals die Longobarden noch Heiden oder Arianer nnd 
es haben daher die katholischen Kirchen Italiens schwer durch sie ge^ 
litten. Deshalb schreibt Papst Pelagiu^ IL (578—590) an Bischof 
Axinaeharias von Auxelre um das Jahr 588 ; wie er gleichgiltig blei- 
ben könne, während beinahe vor seinen Angen so viel Blut Unschul- 
diger vergossen, die heiligen Altäre entweiht and der katholische 
Olanbe von den Oötzendienem verhöhnt werde? Die fränkischen Kö- 
nige, welche mit dem Kaiser denselben Glauben bekennen, möchten 
doch der Stadt Born und ganz Italien helfende Nachbarn sein und 
Bischof Aunac^arius möchte es ja nicht verabsäumen, seinen Kö- 
nigen, denen Qott die Macht zn helfen verliehen habe, hiezu zu räthen 
und ihnen auf das Eindringlichste vorzustellen , sie mögen aus heil- 
samer Vorsicht sich von der Freundschaft und einem Bündnisse mit 
einem gottlosen Feinde der Kirche, den Longobarden, ferne halten, 
damit, .wenn der Tag der- Bache für diese angebrochen sein werde, 
sie nicht als deren Mitschuldige erfunden wfirden i). Dieser Hilferuf 
des Papstes wird in das Jahr 581 gesetzt und aus den folgenden 
Jahren bis 588 besitzen wir wohl Briefe von Childebert H. und der 
Königin Brunhild an den griechischen Hof in Betreff der Freigebung 
des westgothischen Prinzen Athenagild und der Theilnahme am lon^ 
gobardischen Kriege; allein auf den Hilferuf des Papstes finden wir 
keine Antwort und auch der griechische Kaiser beschwert, sich über 
•den Wortbruch des fränkischen Königs. Doch hat dieser im Jahre 
588 die Longobardeu bekriegt, war aber unglücklich und schloss 
gerne wieder frieden 2). 

Von dem Pontificat Oreg(^'8 des Grossen (590—604) Hess es 
sich wohl' kaum anders erwarten, als dass er auch den fränkischen 
Landen seine ganze Aufmerksamkeit zuwendete. Der Zustand d^ 
fränkischen Kirche konnte unmöglich dem Ideale . entsprechen , das 
diesem Papste vorschwebte, und es bot daher derselbe Alles auf, um 
die Franken, die dem Namen nach Christen waren ^ auch zu einem 
christlichen Leben anzuhalten. Gerne gewährt er dem Bischöfe Vir- 
gilius von Arles, einem alten Herkommen entsprechend, auf die Bitte 
des Königs Childebert II. von Anstrasien und Burgund das Vicariat 
des apostolischen Stuhles, tadelt aber auch zugleich zwei Missstände 
in der fränkischen Kirche, dass nämlich in Gallien und Austrasien 
Keiner die bischöfliche Würde ohne Aufwendung von Geld (Simonie) 



1) Sirmond Lp. S76. Bouquet IV. p. 82. 

2) Gregor, Tu^roh. 1. c. tt, 28 u. 29. Paulua Diaconm I. c. HL 29. 
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erhalte und dass nach dem Tode der Bischöfe Laien sogleich die 
Weihe- erhielten und ihre Nachfolger wurden. Wie sollte der predi- 
gen können, ruft der Papst aus, der vielleicht nie einen andern hat 
predigen hören? Indein er nun den Bischof von Arles zu seinem 
Vicar im Beiche Childebert's IL ernennt, befiehlt er ihm, diesen zu 
ermahnen, dass er die gerügten Missstände gänzlich aus seinen.Staaten 
entferne und verheisst ihm dafür reichlichen Lohn im HimmeP). 
Auch die Königin Brunhild bittet Gi'egor bei ihrer Liebe zum Apostel- 
fürten Petrus üen von ihm abgesandten Priester Candidus gutig 
aufzunehmen 3). An König Childebert ü. aber findet er besonders 
dessen katholischen Glauben zu loben; denn wie der Glanz einer 
grossen Lampe in tiefer Finsterniss der Erde leuchtet, so strahle die 
Helle seines Glaubens in die Finsterniss des Unglaubens den anderen 
Völkern ; er könne sich daher wohl mit anderen Königen messen , ja 
er übertreffe sie gerade in diesem Punkte; er möge aber auch in 
seinen Handlungen höher als jene zu stehen sich bemühen und sich 
daher stets gütig gegen seine Unterthanen erweisen und etwaige J7e- 
leidigungen nicht ohne Untersuchung bestrafen; denn so werde er 
sich das Wohlgefallen des Königs der Könige um so eher erwerben, 
wenn er seine Gewalt selber beschränke und glaube, es sei ihm nicht 
so viel gestattet, als er zu thun im Stande sei. Zugleich bemerkt 
der Papst, dass Childebert's IL Begierung in Bezug auf die Wahrung 
der Interessen der chriattlichen Beligion bisher alle Anerkennung ver- 
diene^) (595). Im Jahr 596 schickt Gregor der Königin Brunhild 
Beliquien der heiligen Apostel Petrus und Paulus und ermahnt sie 
auf das Eindringlichste, sie würdig zu verehren 5). Von grösserer 
Wichtigkeit ist sein Brief vom Jahre 599 an dieselbe Königin; er 
bittet um Abhilfe des bedenklichen Missstandes, dass Laien sogleich 
zu Bischöfen geweiht werden, sowie der Simonie, und dringt zur Ab- 
stellung derselben auf Berufung von Synoden; eben so spricht er 
seinen Tadel über den weiteren Missstand aus, da£» in ihrem Beuche 
die Juden christliche Sclaven halten dürfken; alle Christen seien 
Glieder Christi und ihre Hoheit möge daher erwägen, welche Ver- 
kehrtheit es sei, das Haupt zu ehren und die Glieder von den Fein- 
den desselben mit Füssen treten zu lassen; er bittet, die Kömgin 



1) Quod nullQs ad -saeram ordinem sin^ eommodi datione perveniret. 
Bouquet IV. p. 13. 

2) Ibid. p. 14. 

3) Ibid. p. 16. 

4) IWd. p. 17.. 

5) Ibid. p. 18. 
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möge in dieser Sache för ihr Beich ein Gesetz erlassen und sich 
fernerhin dadurch als eine würdige Yerehreriu des AUmächtigen er- 
weisen, dasssie seine Gläubigen gegen dessen Feinde sicher stelle 0- 
Wir sehen, der grosse Papst legte den ganzen Nachdruck seiner 
Sprache darauf, dass die Begierong der Königin, weil sie selbst eine 
Christin sei, ebenfalls eine christliche sein müsse. Es ist dies der 
stets wiederkehrende Gedanke aller Briefe, welche Gregor an die 
Könige des fränkischen Beiches erlassen hat In derselben Ange- 
legenheit wendet er sich auch im Jahre 599 an die Könige TheodiB- 
rich n. von Burgund und Theodebert 11. von Äustrasien. Als christ- 
liche Begenten müssten sie darnach streben, däss sie unter den übrigen 
Völkern den grössten Buhm erwerben, indem sie dem allmächtigen 
Herrn, welcher den Königen Heil verleiht, um so wohlgefälliger seien, 
und in Allem von ihrem Glauben sich leiten lassen. Im Uebrigen 
ist der Brief fast gleichlautend mit dem an die Königin'). Auch 
im Jahr 601 dringt er bei Theoderich, Theodebert und Chlotar H. 
auf Berufung einer Synode und empfiehlt er der Brunhild die nach ^^ 
Britannien reisenden Mönche^. Allein die Staatsgewalt hat auch, 
eben weil sie eine christliche sein soll und will, über den Wandel der 
Bischöfe und Priester zu wachen, und der Papst hat als höchster 
Wächter der Sittlichkeit unter allen Ständen die Begenten der ein- 
zelnen Länder auch an die Ausübung dieser IWcht zu mahnen. Auch 
in dieser Angelegenheit wendet sich Gregor an Brunhild mit der 
schmerzlichen Klage: »durch mehrfache Berichte habe er erfahren 
müssen, dass, was er ohne den tie&ten Schmerz nicht auszusprechen 
vermöge, gewisse Bischöfe in ihren Ländern einen schamlosen und 
verworfenen Wandel fahren? hier sei Abhilfe dringend geboten, damit 
nicht die Frevel einiger Wenigen Vielen zum Verderben gereichen; denn 
schlechte Bischöfe seien die Ursache am sittlichen Falle der Völker 
und wer die Lage bessern könne und dies nicht thue, mache sich 
zum Mitschuldigen des üebels. Sie möge daher über ihre Seele, über 
ihre Enkel, denen sie eine glückliche Herrschaft wünsche, über die 
Länder wachen und auf Heüung des üebels bedacht sein, bevor der 
Herr seine Hand zur Züchtigung ausstrecke, damit diese nicht um so 
schwerer ausfalle, je länger seine Langmuth zugewartet habe, und 
sie möge wissen, dass sie Gott ein grosses Sühnopfer darbringe, wenn 
sie alsbald ein so ansteckendes üehel in ihrem Beiche ausrotte*). 



1) Ibid. p. 26. 

2) Ibid. p. 26 sq. 

3) IWd. p. 30-31. 

4) n)id, p. 32 sq. 
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Auch aber mehrere kirchenrechtliche Fragen ertheilt der Papst eut* 
scheidende Auskunft und er erkennt gerne an die vielen Verdienste Brun- 
hild*s um die Kirche, fordert sie aber auch auf, ja darüber zu wachen, 
dass zu.ihren Zeiten und bei ihren vielen frommen und kirchlichen Hand- 
lungen keine Zuwiderhandlungen gegen die canonischen Vorschriften 
vorkämen ^) ; auch den König Tbeoderich 11. erinnert er, seine Gross- 
mutter in allen Werken der Frömmigkeit zu unterstützen«). Wenn 
es auffallen sollte, dass der Papst so grosse Lobeserhebungen gegen 
diese mit schwerer Blutschuld beladene Königin ausspricht, so muss 
zur richtigen Würdigung derselben anerkannt werden, dass sich 
Brunhild namentlich durch viele klösterliche Stiftungen verdient 
machte und in ihren Briefen an den Papst, aus den Antworten auf 
den Inhalt derselben zu schliessen, sich als eine fromme Christin dar- 
stellte; strafende und drohende Worte Jbätten ohnehin das Ziel ver- 
fehlt und so hob der Papst blos die guten Seiten an dem Leben einer 
Fürstin hervor, die auch von ihren Feinden anerkannt werden mussten. 
Es war dies eine weise Mässigung , die allein den Zweck erreichen 
konnte, und zugleich liess er es nicht an Mahnungen und Winken 
fehlen, die gewiss von den betreffenden Personen richtig erfasst und 
verstanden wurden. 

Im fränkischen Staate war somit der Primat des heiligen Pe- 
in^ von jeher und fortwährend anerkannt, wie er es in der gallischen 
Kirche gewesen war. Indess finden wir fernerhin von einem brief- 
lichen Verkehr der merovingischen Könige mit dem apostolischen 
Stuhle über hundert Jahre lang keine Spur mehr 3), und erst in den 
Tagen des heiligen BonUacius begegnet uns wieder ein Empfehlungs- 
sehreiben des Papstes Gregor 11., allein nicht mehr an einen mero- 
vingischen Fürsten, sondern an dessen Hausmeier Carl (Martell) und nicht 
lange hernach der Buf um Hilfe gegen die Longobarden ; eine lange 
Pause von Gregor I. bis auf Gregor 11. Theils folgten nacheinander 
weniger bedeutende Päpste, theils war ihre Thätigkeit wegen der mo- 
notheletischen Streitigkeiten mehr nach den östlichen Ländern ge- 
richtet; auch konnte sich das merovingische Königthum nicht mehr 
zu der Höhe emporschwingen, zu der die Päpste ihre Blicke hätten 
erheben können, und die Männer, welche in ihren^ Namen wirkten 



1) Ibid. p. 33 sq. 

2) Ibid. p. 34. 

3) Noch bat Papst Bonifacins IV. im Jahre 613 KOnig Theoderich II; von 
Bargnnd auf seinen firief geantwortet und seine Sorgfalt fQr die Kirche lobend 
anerkannt. S. Jaff^, Regesta pontiflcam romanonim. Berlin 1851 , p. 155. Nr. 
1551. und Rä88 und Weis, Leben der Vftter qnd Märtyrer III. S. 386. 
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und handelten, hatten mit Ausnahme der Bischöfe Arnulf und Kuni- 
bert' und der letzten Hausmeier aus dem caroHngischen Hause im 
Ganzen nur ein geringes Verständniss für die grossen geistigen und 
sittlichen Fragen, sondern suchten nur die nächst liegenden, zum Theil 
sehr niedrigen Zwecke zu erreichen. 

Und doch begegnen wir selbst in dieser Zeit im kirchlichen 
Leben, des fränkischen Reichs manchen schönen und hoffnungsvollen 
Keimen und Regungen, was schon die bis etwa zum Jahre 650 in 
ziemlicher Anzahl gehaltenen Synoden und die auf denselben bßhan- 
idelten Oegenstände bestätigen, bis auch diesä Ader kirchlichen Lebens 
matter fliesst und endlich ganz versiegt, und erst durch den aposto- 
lisQhen Eifer des heiligen Bonifacius wieder ihre frühere Pölle erhält. 
Diesem frommen Eifer, der sich auf den Synoden bethätigte, entsprach 
auch bis in die Mitte des siebenten Jahrhunderts der rege Verkehr 
der fränkischen Bischöfe mit dein apostolischen Stuhle, dessen letzte 
und höchste Entscheidung stets wieder angerufen und dessen Bath 
und Trost so oft eingeholt wurde. 

Dies zeigte sich schon unter König Chlodwig L, also bis zum 
Jahre 511. Papst Symmachus erliess in Bezug auf den Streit der 
Bischöfe von Arles und Vienne wegen des Vorranges und wegen ge- 
wisser Vorrechte auf Anrufen des Bischofs Aeonius von Arles eine 
Verordnung, wodurch die Verfagungen einiger früherer Päpste in 
dieser Sache einige Beschränkungen erlitten^). Aber auch sämmt- 
liche fränkischen Bischöfe fühlten sich als lebendige Glieder ihres 
Hauptes un.d standen daher mannhaft und einmüthig für dessen 
Bechte und unantastbare Stellung ein. Dies zeigte sich recht augen- 
fällig in einer Angelegenheit dieses Papstes Symmachus. Weil sich 
dieser bald nach seiner Erhebung als einen Qegner des griechischen 
Kaisers Anastasius und des von diesem unterstützten Henoticon oder 
des Vereinigungsedictes des griechisehen Kaisers Zeno vom Jahre 
482 zur Beilegung des monotheletischen Streites erwies, so wirkte 
ihm in Born eine griechisch gesinnte Partei entgegen und erhob den 
Archidiaconus Cälius Laurentius zum Gegenpapst. Der ostgothische 
König Theoderieh.der Grosse; *unter dessen Herrschaft damals Bom 
stand, entschied sich zwar für Symmachus; allein d^sen ungeachtet 
hörten die Umtriebe gegen diesen noch nicht auf und so veranstaltete 
Theoderich die Palmsynode im Jahr 501-, welche die.« Entscheidung 
abgab: Wegen des hohen Ansehens Fetri, das auf seine Nachfolger 
übergegangen, habe sie nicht gewagt, über den Papst ein Urtheil zu 



I) Sirmond l p. 157«, 186 und 187. 
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fäUän, habe dies vielmehr Oott überlassen, dem auch das Geheime 
offenbar sei;, den Menschen gegenüber sei also Symmachus von allen 
Anschuldigungen befreit und alle von ihm Abgefallenen sollten in 
seine Obedienz zurückkehren, zumal fast das ganze Volk beharrlich 
ihm anhänglich geblieben sei ^). Dieses Aktenstück machte in Oallien 
keinen günstigen Eindruck und Bischof Avitus von Vienne wurde da- 
her von seinen Mitbischöfen beauftragt, ihre Ueberzeugung in dieser 
Sache brieflich nach Born gelangen zu lassen. Sie hätten, erklärt 
das Schreiben, selber zur Synode nach Born zu komimen gewünscht; 
da aber dies schon durch die Ungunst der Zeitverhältnisse nicht mehr 
möglich sei, so sehe sich die Genossenschaft der gallischen Bischöfe 
genöthigt, ihre Wünsche auf diesem Wege den 'römischen Senatoren 
Faustus und Symmachus vorzutragen, da ihnen zudem eine Zusam- 
menkunft wegen der Zerrissenh^t des Landes (das ja jetzt von West- 
gothen, Burgundern und Franken besetzt war) nicht möglich sei. Er 
sei daher durch^Briefe von sänmutlichen Bischöfen Galliens beauftragt 
worden, ihre Wünsche vorzulegen. Denn wenn der Apostel schon in' 
Betreff eines Priesters die Vorschrift erliess, keine Klage über ihn 
anzunehmen 3), wie sollte dann eine Anklage gegen das Oberhaupt 
der allgemeinen Kirche gestattet ^m^)? Das habe die Synode auch 
selber eingesehen, und, was mit aller Hochachtung gegen sie gesagt 
werde, der Untersuchung der Sache sich beinahe furchtsam unterzogen, 
während sie dieselbe doch dem Gerichte' Gottes hätte anheim stellen 
sollen. In Betreff der übrigen Bischöfe könne wohl ein Erkenntniss 
gefällt werden, wenn aber der Papst der Stadt Born angefochten werde, 
so scheine nicht mehr der Bischof^ sondern der Episcopat in seinem 
Bestände bedroht zu sein^); sie wissen wohl, dass die Bischöfe in den 
Stürmen der Irrlehren das Buder des Glaubens fahren und wenn sie 
daher wie sie die Gefahr fürchten , so müssen sie ihren Steuermann 
durch thätige Antheilnahme schützen'). Es war dies bei aller Milde 
der Form doch ein scharfer Tadel der gallischen Bischöfe an die rö- 
mischen, dass sie sich von dem ostgothischen König Theoderieh hätten 
in's Schlepptau nehmen lassen und aus Angst vor seinen Befehlen 



1) Hefele a. ^a. 0. II. S. 624. 

2)1. Timoth. (T, 19. 

. S) Nam cum celebri praeeepto Apostolas damet, aeeosa^nem yel in pres- 
bytero recipi non- debere, quid in prineipatom greneralis eedesiae criminationibos 
licere eensendnm est? Sirmond 1. p. 158. 

4) At si papa Urbis vocatnr in dubiom, episcopatos Jam videbitur non 
episcopos vacillare. ' Ibid. p. 159 sq. 

5) Ibid. 
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sich zu Bichtern aber den Papst aufgeworfen hätten, obwohl sie diesen 
ihren dadurch begangenen Fehler sdbst einsahen und. aussprachen, 
was Avitus ebenfUls lobend anerkennt. So wurden die Vorrechte des 
apostolischen Stuhles im Frankenreiche anerkannt und mit Wftrme 
und Eifer bei jedem Anlasse geschützt und aufrecht erhalte. 

So lange wtbrdige Männer die bischöflichen Stähle inne hatten, 
konnte in diesen Verhältnissen keine Aenderung eintreten; erst als 
rohe Krieger die höchste Würde der Kirche erlangten und ihr Augen- 
merk auf ganz andere Dinge als das Heil und Gedeihen der Kirche 
lenkten, musste vorübergehend diese Liebe zum Nachfolger des hei- 
ligen Petrus erkalten und konnte dann erst wieder durch den Feuer- 
eifer gr<M38er Männ^ aufs Neue angefacht werden. So lange jedoch 
ein heiliger Cäsarius den bischöflichen Stuhl von Arks zierte (501 
bis 542) und ÄvUus der Kirche von Vienne vorstand, war auch in 
dieser Beziehung die Sorge for die Kirche in die besten Hände und 
in die wärmsten Herzen gelegt. Als Cäsarius im Jahre 513 selber 
nach Born kam, wurde er vom Papste und den Senatoren mit seltener 
Auszeichnung empfangen und von ersterem mit dem. Pallium be- 
schenkt^). In einem Briefe v^n demselben Jahre ertheüt ihm der 
Papst die gemess^isten Anweisungen, wie er sich in Betreff der 
Kirchemäuber, der Simonie u. s. w. zu verhalten habe ^) und sichert 
in einem anderen Erlasse die Privilegien der Kirche von Arles^). Auch 
sein Nachfolger Honmsdas (514—523) zdigt Cäsarius den Bücktritt 
Dardaniens und Illyriens zur (xemeinschaft mit .der römischen Kirche 
und ihre Verwerfung des Eutychiauismus, sowie den Abgang einer 
Gesandtschaft nach Cimstantinopel an*); Bischof Avitus von Vienne 
wird hievon von Cäsarius besond^» benachrichtigt und begläckwünscht 
deshalb den Papst mit der Bitte um weitere Aufklärung über die mor- 
genländischen Olaubensstreitigkeiten und der Papst ertheilt diese ^). 
Wir fflud über die Kämpfe des heiligen Cäsarius gegen das Eindrin- 
gen des KriegBBtandes in die kirchlichen Stellen nicht näher unter- 
richtet;, allein es müssen nur zu viele Fälle vorgekommen sein, dass 
jetzt schon bischöfliche Stühle mit Waffengefährten der Könige bes^zt 
werden wollten, wenigstens hat Cäsarius ein Verbot erlassen, dass 
kein Laie ein bischöfliches Amt erhalte, ohne seine Befähigung hiezu 
nachgewiesen zu haben und Papst Felix IV. hat die schmerzliche 



1) Vita S. Caesaris Arelat bei Mabülan 1. c. I. p. 665. 

2) Sirmond I. p. 184. 

3) Ibid. p. 186. 

4) Ibid. p. 188. 

5) n)id. p. 190. 
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Nachricht erhalten, dass Einige nach der Ordination wieder in die 
Sitten des weltlichen Lebens gefallen sind, und sieht sich daher ver- 
anlasst, um so mehr Vorsicht in dieser Beziehung zu empfehlen i). 
Als sodann auf der Synode von Orange im Jahre 529 der Semipela- 
gianismus verworfen worden war, hat ihr Vorsitzender Gäsarius durch 
eine Gesandtschaft um Bestätigung ihrer Beschlüsse in Born nachge- 
sucht und Papst Bonifacius IL hat diese w^gstens theilweise ge- 
währt 2). Indem Gäsarius hier die höchste Entschcodung der Kirche 
anrief, wollte er offenbar die etwaigen Gegner der KirchenMre mit 
Einem Schlage vernichten, ein deutlicher Beweis, dass die Autorität 
des Papstes in "der fränkischen Kirche unumstösslich festgewurzelt 
war. Allein als ein Vorkämpf er fBr die Rechte des heiligen Stuhles 
ging Gäsarius noch einen bedeutungsvollen Schritt weiter, indem er 
im Jahre 529 auf der Synode von Vaism in der Provinz Arles, auf 
welcher er den Vorsitz führte, die Verordnung eichen Hess, dass der 
Name des jeweiligen Fttpsles m den Kirchen verlesen werde (in den 
Diptychen oder dem entsprechenden Theile der Liturgie 3). Das Pro- 
tokoll dieser Synode ist von eilf Bischöfen unterzeichnet; von einer 
Wiederholung obigen Beschlusses auf anderen Synoden ist nichts be-' 
kannt; gleichwohl bleibt er ftr die Provinz, för die er bestimmt war, 
sehr bezeichnend. 

Nachdem wir seither nachgewiesen haben, dass wie die gallische, 
so auch die fränkische Kirche den Primat des heiligen Petrus aner- 
kannt hat, können wir uns in Betreff der reichlichen Zeugnisse auch 
aus der nächsten Zeit kürzer fassen. Bischof Gontumeliosus von 
Biez wurde verschiedener Vergehen wegen im Jahre 534 vom Papst 
Johann IL abgesetzt *), und als Entscheidungsgründe für dieses Urtheil 
wurden die betreffenden Canonen verschiedener Synoden angefahrt*). 
Das Erkenntniss selbst ist an Gäsarius von Arles als den Metropoliten 
gerichtet ; zugleich erliess aber auch derselbe Papst ein Schreiben an 
sämnUliche Bisehöfe Galliens, d. h. doch wohl nur. an die Gompro- 



1) Ibid. p. 214. Aach in Betreff des Semipelagianismas sebrieb Felix IV. 
an Gäsarius. S. Hefele a. a. 0. II. S. 705. 

2) Hefele a. a. 0. II. S. 715 f. Sirmond I. p. 22S. 

3) Hefele a. a. 0. II. S. 720. 4. Kt hoc BObis justum visom est, ut no- 
men domini Papae, qoiconqae Sedi apostolicae praefUerit; in nostris ecelesiis re- 
citetur. Sirmond L p. 227. 

4) Dolemos de amissiime pontifieis, riffprem tarnen canoniim aervare necesse 
est« atqoe ideo praedictam ab «pianepattts ordine ooatra saspendit. aaQtojitas. 
Ibid. p. 2S2. 

5) Ibid. p. 233 sq. 
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rindalen, nnd endlich an alle Priester, Diacone und den ganzen 
Eleras der Diöcese Biez. Die Synode von Marseille vom Jahre 538 
hatte blos auf Verweisung dieses unkeuschen Bischofs in ein Kloster 
entschieden, der Papst jedoch sprach auf den Grund älterer Canonen 
dessen Absetzung aus, war somit über dieses Synodalerkenntniss hin- 
ausgegangen. Gontumeliosus benützte jedoch den Wechsel auf dem 
heiligen Stuhle und appellirte an den neuen Papst 4gapet I. und dieser 
ordnete ein neuös Verfahren an'), über dessen Ausgang wir jedoch 
nicht unterrichtet sind'). 

Auch gegen einen anderen Bischof aus der Metropole Arles, Na- 
mens Praetextetus, war eine Untersuchung eingeleitet und daiHber 
von Auxanius von Arles, dem derselbe Papst mittelst Schreibens vom 
Jahre 545 an ihn und die Bischöfe Galliens das Vicariat des aposto- 
lischen Stuhles in Gallien übertrugt), nach Born berichtet worden; 
Papst Yigilius beauftragt in seiner Antwort Auxanius, mit Zuziehung 
einer hinlftnglichen Anzahl von Mitbischöfen die Sache zu untersuchen 
und über sie den canonischen Bestimmungen, gemäss zu entscheiden. 
Da der Papst zugleich am Schlüsse die ältere Verordnung wieder ein- 
schärft, dass kein Laie gleichsam durch einen jähen Sprung Bischof 
werdet), so scheint dies bei Praetextatus der Fall gewesen zu sein. 
Vielleicht in Folge dieses; päpstlichen Erlasses setzte dann die fünfte 
Synode von Orleans im Jahre 549 fest , dass kein Laie vor Ablauf 
eines Jahres nach seiner Conversion (der Ablegung des Gelübdes der 
Enthaltsamkeit^) zum Bischof ordinirt werde, während welcher Zeit 
er von gelehrten und bewährten Männern genauen Unterricht in den 
geistlichen Disciplinen und Eegeln erhalten soll*). Von den Beziehun- 
gen des Papstes Pelagius zu König Childebert und Bischof Sapaudns 
von Arles, den jener gleichfalls zu seinem Vicar in Gallien ernannte, 
wurde schon gehandelt. 

Haben wir bis jetzt die Beweise far unsere Behauptung, 
dass die fränkische Kirche mit der römischen in der innigsten Ver- 



. 1) Ibid. p. 239. , 

2) S. Ober den ganzen Handel das Aktenrofissige bei HefelB a. a. 0. II. 
S. 730—733. • 

3) Sirmond L p. 272 und 278. 

4) Ncl aliquem facUe ex laids ad sacratos ordlnes salta praecipiti caiqaam 
saeerdotum lieeat agregare. Ibid. p. 273. 

5) Hefele a. a. 0. II. S. 648. 2. Conversio dieitur deiis^ qui abjurandae 
Vitae saecdlaris propMto facA), ad strietiua vitae genas pervenfre stadeiit. Du-- 
frfisne du Cange, GIoasariQm ad scriptores mediae et infimae latinitatls, s. v. 
conversio. 

6) Strmond I. p. 280. Hefele HI. S. 3. 9. 
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bindung stand und den Primat des heiligen Petrus fortwährend an- 
erkannte, und dass der fränkische Staat dies Yerhältniss ausdrücklich 
billigte, aus dem amtlichen Verkehr der fränkischen Bischöfe und 
Könige mit den Nachfolgern des heiligen Petrus entnommen, so fin- 
den wir einen weiteren Beweis hieför auch bei einem Geschichtschrei- 
ber verzeichnat. Gr^or von Tours berichtet nämlich: die Bischöfe 
Salunius von Embrun und Sagittarius von Gap befleckten mjt Baub, 
Blutvergiessen, Mord, Ehebruch und andern Verbrechen ihre erhabene 
Würde; namentlich überfielen sie einst Victor, den Bischof der Tri- 
castiner (jetzt Si Paul de trois-Chäteaux in der Dauphin^) , als er 
gerade das Jahresfest seiner Erhebung feierte^) unter Begleitung einer 
bewaffneten Schaar, rissen ihm die Kleider herunter, erschlugen seine 
Diener, nahmen die Gefässe und alle anderen Zurüstungen zum Mahle 
fort und verliessen den Bischof unter grossem Hohne. Auf die Nach- 
richt hievon liess König Gunthramm von Burgund in Jahre 567 die 
(zweite) Synode von Lyon halten. Diese fand die beiden angeklagten 
Bischöfe völlig schuldig und verurtheilte sie zum Verlust ihrer Wür- 
den. Allein diese wussten, dass der König ihnen geneigt sei, gingen 
daher zu ihm, klagten, sie seien ungerechter Weise abgesetzt, und 
es möge ihnen deshalb die Erlaubniss erjtheilt werd^en, dass sie zum 
Papste der Stadt Som gehen dürf ton 2). Der König gewährte ihnen ihre 
Bitte und gab ihnen sogar Briefe mit Sie kamen zu Papst Jo- 
hann UL und setzten ihm aufeinander, sie seien, obwohl nur uner- 
hebliche Anklagen gegen sie vorgebracht worden, dennoch abgesetzt 
worden. Darauf riöhtete der Papst Briefe an den König, kraft deren 
er sie in ihre Stellen wieder einsetzen hiess. Dies that der König 
auch ohne Verzug, tadelte sie aber noch zuvor mit vielen Worton ; 
doch es erfolgte, was das Schlimmste war, keine Besserung'). Daher 
wurden die Anklagen gegen sie auf der Synode von Chalons im Jahre 
579 wieder aufgenommen, namentlich wurden .sie des Mordes und 
Ehebruchs beschuldigt. Da aber die Bischöfe meinten, dass dies 
nur mit einer Kirchenbusse zu bestrafen sei, wurden sie zugleich als 
Majestätsverbrecher und Verräther des Vaterlandes angeklagt. Darauf 
entsetzte man sie ihres ' bischöflichen Amtes und hielt sie in der 
Kirche des heiligen Marcellus in Haft, sie entkamen jedoch durch 



1) Celebranle solennitttem natalitlL Man darf bier wohl kaam an die 
Feier des gewöhnlichen Geburtstages denken; es ist darunter der Jahrestag seiner 
Erbebong aof den biscbOflicbfen Stohl zo verstehen. S. Dufreane du Gange 
I. c, s. v. natalis. 

2) Ut ad Papam nfbis romanae aecedere debeant. 

8) Gregor, Turon. bistoria Francor. V. 21, Bouquet I. p. 247. 
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Flucht derselben und irrten an verschiedenen Orten umher; in ihren 
Städten wurden Andere in ihre Stellen eingesetzt i). 

Von den Beziehungen des Papstes Oregons des Grossen zu den 
fränkischen Königen wurde bereits gesprochen; natürlich waren die 
zu den fränkischen Bischöfen noch zahlreicher und betrafen die ver- 
schiedensten Verhältnisse. Der Juden als eines feindlichen Elementes 
im fränkischen Staat wird öfters gedacht und es darf daher nicht 
gerade befremden, dass ihre Bekehrung sogar durch härtere Mittel 
statt auf dem Wege der Ueberzeugung versucht wurde. Gregor der 
Grosse hat sich auch der Juden nach einer Seite auf das Wärmste 
angenommen. In der Arelatensischen Provinz und besonders in Mar- 
seille hielten sich namentlich viele Juden auf und der Papst beMagt 
sich bei Bischof Yirgilius von Arles, dem er das Yicariat des aposto- 
lischen Stuhles far Gallien übertrug, und bei Theodor von Marseille, 
dass die Juden nicht so fast dmrch die Predigt, als durch Gewalt zur 
Taufquelle gebracht würden; die Absicht hiebei scheine zwar löblich, 
verfehle aber das Ziel, weil die so Getauften in den alten Glauben 
zurückfallen; daher sei die eifrige Predigt am Platze^. Eine solche 
Milde und Gerechtigkeit verdient um so mehr Beachtung, als die 
Juden die ärgsten SclavenmäcUer waren und Gregor selbst auf die 
Loskaufung der christlichen Sclaven aus den Händen derselben dringt 3). 
— In Betreff der Verehrung der Bilder müssen auch im Prankenreiche 
Missverständnisse vorgekommen sein und Bischof Serenus von Mar- 
seille liess daher die Bilder in seiner Kirche zerschlagen. Gregor 
nun lobt zwar seinen Eifer, indem etwas von Menschenhänden Ge- 
machtes nicht verehrt werden dürfe, tadelt aber die Zerstörung der 



1) Ibid. c. 28. Gieaebrecht in seiner Uebersetzaog der Franl^engescbictite 
Gregors von Tours I. S. 257. A. 1. legt allen Nachdruck darauf, dass diese 
Appellation durch die Hfinde des Königs ging und durch diesen die Entscheidung 
zur Geltung gelangte. „Als die Bischore, sagt er, spftter durch eine zweite Sy- 
node abgesetzt wurden, und sich nicht mehr der königlichen Gunst erft'euten, 
ist deshalb von einer abermaiigen Appellatioo an den röniischen Papst gar keine 
Rede mehr.'' Natürlich, wenn sie weder vor dem Könige noch vor den Bischöfen 
Etwas zu Ihren Gunsten vorbringen konnten, war die Appellation ohne alle Aus- 
sicht auf Erfolg und konnte daher kaum gewagt werden. Hatte Ja doch auch 
Contumeliosus bereits im Jahre 535 ohne den Schutz eines Königs an den römi- 
schen Sttth^ appeUirt. Die Hauptsache bleibt, dass das Recht der Appellation an 
den Papst 4m' firinkischen Reiche bestand und auch vom Staate anerkannt worde, 
wenn auch mitunter staatsrechtliche oder wHIkOrliche Beschrinkungen desselben 
vorkamen. 

2) Gregorii epistolae. Sirmond h p. 411. 
a) Ibid. p. 427. 
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Bilder; d^rn deshalb werden Gemälde in den Kirchen angebracht, 
damit die des Lesens Unkundigen wenigstens an den Wänden 
dnrcfa Anschanen lesen, was sie nicht in Bnchem lesen könnten; 
er möge daher die Bilder beibehalten nnd nnr das Volk von 
ihrer Anbetung abhalten, damit diejenigen, welche die Buchstaben 
nicht kennen, wen^stens dadurch sich die Kenntniss der Geschichte 
sammeln 1). Es erweist sich uberhanpt Gregor über alle Verhältnisse 
der fränkischen Eirehe vortrefflich nntarichtet und wo dies nicht 
der Fall ist, lässt er sich weitere Au£9chlü:»se geben. In einem 
Schreiben an die Bischöfe von Autnn, Lyon, Arles und Vienne vom 
Jahre 599 eifert er gegen die Simonie, durch welche der Unwürdigste, 
wenn er nur am meisten zu geben vermöge, zur bischöflichen VFürde 
gelange und verbietet selbst Spenden zu wohlthätigen Zwecken, wenn 
damit ein Bisthnm erkauft werden soll; ebenso verbietet er die als- 
baldige Weihe eines Laien zum Bischof, und verlangt er, dass jeder, 
auch ganz abgesehen von seinen etwaigen persönlichen Verdiensten, 
vorher der Beihe nach alle kirchlichen Grade erlange; dies verlange 
die Wichtigkeit des Amtes und es soll daher dies auch der Gegenstand 
der Berathung einer Synode sein, und ihm hierüber von Abt Cyriacus 
Bericht erstattet werden^); zum Besuche dieser Synode hielt er anch 
noch durch besondere Briefe die Bischöfe von Gap, Autnn, Arles und 
Lyon an, und wendet sich deshalb, wie gezeigt wurde, sogar an die 
fi^nkischen Könige. Dem Bisehofe Desiderius wird verboten, femer 
in der Grammatik Unterricht zu ertheilen; denn das Lob Jupiters 
und Christi aus demselben Munde vertrage sich nicht. Es war mit 
diesem Unterricht naturlich das Lesen und Erklären der römischen 
Classiker verbunden und es konnte daher der Papst mit Becht sagen, 
es sei abscheulich ffir einen Bischof, das auszusprechen, was sich nicht 
einmal ffir einen frommen Laien schicke^. Bischof Aetherius von 
Lyon kam um Bestätigung gewisser alter Vorrechte ein und bat um 
Uebersendui^ der (hierauf bezüglichen) Schriften des heiligen Ire- 
näns; allein Gregor konnte im Archiv hierüber nichts finden*); jenem 
ertheilt er auch Weisung, wie er sich zu verhalten habe, wenn ein 
Bischof wegen eingetretener Geistesschwäche sein Amt nicht mehr 
zu verwalten vermöge^. 

Diese wenigen Andeutungen über das VerhäUniss Gregorys des 

1) Ibid. p. 430 und 449. 

2) Aid. p. 4SI. 
S) Ibid. p. 451. 

4) Ibid. p. 45S. 

5) Ibid. p. 462. 
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Grossen zur IGränkischen Kirche mögen genägen, um daraus zu ersehen, 
dass der Primat der römischen Kirche in jener fortwährend anerkannt 
wurde. Gleichwohl fängt seither der schriftliche Verkehr an zwi- 
schen beiden seltener zu werden; nur Florianus, Bischof von Arles, 
erhält noch von Papst Bonifacius lY. im Jahre 613 Glückwunsche zu 
seiner Erhebung und den Bath, der Simonie entgegen zu arbeiten ^) ; 
allein von seinen Nachfolgern Deusdedit, Honorius L, Severinus, Jo- 
hann IV., Theodor I., deren Thätigkeit besonders durch die mono- 
theletischen Streitigkeiten in Anspruch genommen wurde, haben wir 
keine Nachrichten über ihre näheren Beziehungen zur fränkischen 
Kirche und das Schweigen des römischen Stuhles gegen diese wird 
erst unter Papst Martin L im Jahre 649 wieder gebrochen. Der hei- 
lige ÄmaniuSy seit 647 Bischof von Mastricht (Tungern) hatte, wie 
wir von Papst Martin selber erfahren, in Folge des unsittlichen Le- 
bens seiner Geistlichkeit den Entschluss gefasst, abzudanken und 
diesen seinen Entschluss dem Papste in einem besonderen Schreiben 
mitgetheilt. In seiner Antwort hält ihm Martm zunächst die 
Schriftstelle entgegen: wer ausharrt bis ans Ende, wird selig sein 
(Matth. 10, 22.), und ermahnt ihn auf das Eindringlichste, seinen 
Entschluss nicht auszufahren; zugleich bittet er ihn, im Verein mit 
seinen Mitbischöfen, namentlich auf Synoden, der Häresie entgegen zu 
arbeiten und den Frankenkönig Sigbert III. von Austrasien zu veran- 
lassen, einige fränkische Bischöfe nach Born zu senden, damit diese 
mit der päpstlichen Gesandtschaft nach Constantinopel gehen und die 
Beschlüsse der fränkischen Synoden neben denen des von Martin gegen 
die Monotheleten gehaltenen Laterancöncils überbringen 3). Aman- 
dus liess sich jedoch von seinem inneren Drange überwältigen und 
zog sich in die Einsamkeit des von ihm gestifteten Klosters Elnon bei 
Toumay zurück. Endlich hat noch Papst Adeodatus zwischen 672 
bis 676 an sämmtliche Bischöfe Galliens ein Schreiben gerichtet, um 
als oberster. Wächter far die Beobachtung der Ganonen der heiligen 
Väter, besonders der Bischöfe des apostolischen Stuhles, seiner Vor- 
gänger, welche ihre Autorität als Nachfolger und Stellvertreter des 
Apostelforsten Petrus erlangt haben, Sorge zu tragen. Demnach ge- 
währt er dem Kloster des heiligen Martin zu Tours die Immunität 
von der Gewalt des Bischofes mit Ausnahme der Weihe der Priester 
und Diaconen und des Ghrisma^. Die Bischöfe GaUiens glaubten mit 



1) Jaff^, Regesta p. 155. Nr. 1550. Räas und Weis a. a. 0. HI. S. 881. 

2) Sirmond I. p. 486 sq. 
S) Ibid. p. 507. 
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dem königlichen Schutzbriefe fax das, was sie auf Kosten ihrer 
bischöflichen Jurisdiction dem Kloster des heiligen Martin bewilligt 
hatten, nicht genug gesichert zu sein, sondern auch der päpstlichen 
Bestätigung zu bedürfen, ein laut sprechendes Zeugniss von ihrer 
vollen Anerkennung der Superiorität des apostolischen Stuhles*). 
Diese Autorität ist aber nach den Worten des Papstes Agatho (678 
bis 681) eine so unbedingte, dass alle Anordnungen des apostolischen 
Stuhles so aufgenommen werden müssen, als wenn sie aus dem Munde 
des heiligen Petrus selbst kämen *). A us den nächsten vierzig Jahren 
oder bis in die Tage des Papstes Gregor ü. und des heiligen Boni- 
facius, des Ap/^stels der Deutschen, haben sich keine Spuren eines 
schriftlichen Verkehrs der Päpste mit den fränkischen Bischöfen und 
Königen erhalten ; ihre Aufmerksamkeit war besonders den Glaubens- 
streitigkeiten der Orientalen und der aufblühenden angelsächsischen 
Kirche Britanniens zugewendet 3). 

Ueberschauen wir noch einmal das Feld der Thätigkeit der 
Päpste zur Geltendmachung ihres apostolischen Ansehens bei den 
Völkern Galliens und des fränkischen Reichs, so steht zunächst un- 
umstösslich fest, dass der Primat Petri in der gallischen Kirche von 
der ältesten Zeit an anerkannt war und fortwährend von den Päpsten 
geltend gemacht wurde, ohne auch nur auf den leisesten Widerspruch 
zu stossen und dass sodann dies Verhältniss unverändert und unge- 
schmälert mit in die jugendliche fränkische Kirche hinübergenommen 
und von den Bischöfen und Königen auf das Sorgsamste gehegt und 
gepflegt wurde. Als aber das kirchliche Leben überhaupt unter dem 
Franken verfiel und selbst das Abhalten von Synoden seltener und 
seltener wurde, erschlaffte auch der Verkehr mit dem Oberhaupte 
der Kirche, mit dem Bewahrer der Einheit des kirchlichen Lebens. 
An die Namen der Hausmeier Erchinoald, Ebruin, Waratto, Berchar, 
Nortbert, Grimoald, Theoduald und Raganfried von Neustrien, War- 
nachar, Eado und Flaochat von Burgund knüpfen sich ohnehin keine 
bedeutsamen kirchlichen Ereignisse und auch die ersten Hausmeier 
aus Arnulfs Familie waren zu sehr mit der Lösung dringender poli- 
tischer Fragen beschäftigt, als dass sie, abgesehen von ihrer persön- 
lichen grösseren oder geringeren Achtung vor der Kirche^ sich mit 



1) Rothensee, Der Primat des Papstes in allen christlichen Jahrhunderten. 
Mainz 1836. II. S. 41. 

2) Agatho omnibos episcopis haec scribit: Sic omnes apostolicae sedis 
sanctiones accipiendae sunt, tanquäm ipsius divini Petri voce firmatae sint. 
Jaff^, Regesta p. 167. Nr. 1629. 

8) S. Jaff^ 1. c. p. 168—175. 
AkMt to Kirchenracbt. Xa. 26 



402 fehr, PliwtUcl^er Primat in der gillii|eb-ftin|[^cheD Kirehe. 

gle^c^er Huig6]|)iuig der Yerwirklichong der Interessen dieser hätten 
widniep können, während die meroyingischen Könige mehr nnd mehr 
aufhörten, den Mittelpunkt des staatlichen Lehens zu bilden. Dazu 
kam aber noch, dass die bischöflichen Stühle im Frankenreich nicht 
mehr mit den würdigsten und nnterrichtetsten Männern, sondern theil- 
weise mit Laien besetzt und so dem kirchlichen Leben von allen 
Seiten die tie&ten Wunden geschlagen wurden, zu deren Heilung 
bessere Menschen und bessere Zeiten erforderlich waren. Indess darf 
ai^ dieser Abnahme des brieflichen Verkehrs der fränkischen Bischöfe 
und Könige mit dem römischen Papst keineswegs geschlossen werden, 
dass die Autorität des letztem im Frankenreiche nicht mehr anerkannt 
worden sei; es wäre sonst wohl kaum zu erklären, wie ungefähr fünf- 
zig Jahre später sogleich der Verkehr wieder aufgenommen und bald 
ohne allen und jeden Widerspruch dem Hilferuf des heiligen Petrus 
Folge geleistet worden wäre, üebrigens ist nicht, wie Bettberg be- 
hauptet^), der genannte Brief des Papstes Martin an den Bischof 
Amandus das letzte Actenstück, das vor der neuen Periode zwischen 
dem Papst und der fränkischen Kirche gewechselt wurde, sondern es 
ist dies das Schreiben des Papstes Adeodatus in Sachen des Martins- 
klosters zu Tours. ]Jeberhaupt gehört der Abschnitt über die Stel- 
lung der deutschen Kirche zu Bom in dem genannten Werke zu seinen 
einseitigsten Abhandlungen und lässt den peinlichen Eindruck nicht 
verwischen, dass es dem Verfasser von vorn herein um den Nachweis zu 
thun war, dass die früheste deutsche Kirche gleich der reformirten 
im sechzehnten Jahrhundert von dem Papstthum nichts habe wissen 
wollen, daher musste auch die Stimmung der fränkischen Könige 
gegen Bom ^fahrend dieser Zeit nicht anders als ziemlich kühl 
heissen^). Wir haben aus dem brieflicl^en Verkehr der fränkischen 
Könige mit den Päpsten einen ganz anderen Eindruck erhalten. 



1) Reit^erg, Kircbeogescliklite Deutseblands. fidtUngen 1846 II. S. 588. 

2) Bettberg a. a. 0. JI. S. 583. 
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Die Lage der katholischen Kirche im HerKogfliuM Brana- 
schweig (1867). 

Im Lande Braunschweig war der Katholicismus bei der gewaltsa- 
men Einführung und Darctiföhrang der Eirchenneuerang gänzlich aus- 
gerottet. Fast zwei Jahrhunderte hindurch fand, ausser zu Helmstedt, 
kein kathdischer (Gottesdienst mehr im Lande statt. Zu Anfang des yo- 
rigen Jahrhunderts wurde hin und wieder namentlich zur Messzeit fönn- 
lieh katholischer Gottesdienst in der Hauptstadt Braunsehweig durch 
einen Franziscaner aus Halberstadt abgehalten. Eine Weinhaadlung 
war der Versammlungsori Als später die Tochter des Herzogs 
Anton Ulrich katholisch wurde und sich mit Kaiser Karl VI. t^- 
heirathete und als der Herz<^ selbst sich immer mehr der katholischen 
Kirche zuneigte, wollte dieser den Katholiken die ziemlich im Mttelpunkt 
der Stadt belegene, bis dahin unbenutzte Jacobikirche schenken. Die 
Pred^r hielten nun abwechselnd ihren Catechismus - Unterricht in 
der Kirche; allein der Magistrat erhob Widerspruch und verstieg 
sich bis zu Drohungen. Der Herzog berief jedoch drei Franziscaner 
aus Halberstadt und kaufte ihnen, um Kirche und Pfarrhaus darauf 
zu errichten, in dem schmutzigsten und abgelegensten Winkd der 
Stadt ein Grundstfick, was dann der Magistrat fbr ein geringeres 
Unglück erklärte. Die Baugelder sollten aus einer im ganzen deut- 
sehen Beich f^ die katholichen Missionen in Hannover, Braunschweig 
und Wolfenbüttel gemeinschaftlich veranstalteten Sammlung erzielt 
werden. Doch verwandte der .damalige apostolische Yicar, Bischof 
in partibus infidelium Spiga, den ganzen Ertrag för den Bau der 
Kirche in Hannover, wo er seinen Sitz hatte. Darauf brachten der 
Bischof von Hildesheim, das dortige Gapitel am Dom und zum heiligen 
Kreuz, der Cardinal von Schönbom, die damals noch bestehenden 
Klöster der Provinz Sachsen und besond^s Herzog Anton Ulrich und 
seine Tochter, die nöthigen Baugelder zusammen. Die damals ge- 
baute Kirche, welche mit dem Pfarrhaus ein einziges Gebäude aus 
Fachwerk bildet, ist für die dortige Genieinde schon längst zu klein, 
so dass an Sonn- und Festtagen den Sommer hindurch mehrere hun- 
dert Katholiken auf dem Kirchi^tze im Freien stehen blähen müs- 
sen. Die Gemeinde zählt etwa 1500 Seelen, ist aber nicht im Stande 
die Kosten eines Neubaues aus eigenen Kräften zu erschwingen. 

In WolfefibüÜd und Helmstedt bestehen eben&lls katholische 
Pfarreien, beide je nüt ungefähr 400 Seilen. Li Wolfenbuttel be- 

26* 
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steht keine eigentliche Kirche. Der Gottesdienst wird in dem mitt- 
leren Stockwerke des Pfarrhauses, das vor 150 Jahren för 800 Thaler 
angekauft wurde, abgehalten. Jeden Sonntag ist diEis alte Qebäude 
in Gefahr, unter der Last der Anwesenden zusanunenzubrechen. 

Zu Helmstedt besteht, Dank dem bis zu Anfang dieses Jahr- 
hunderts erhaltenen Kloster, die katholische Gemeinde ununterbrochen 
seit den Zeiten des heiligen Ludger, des Apostels dieser Gegenden. 
Da das Kloster erst bei den letzten Annexionen von Kirchengut zu 
den herzoglichen Domänen geschlagen wurde, so hat auch der her- 
zogliche Kloster- und Studienfonds fdr die katholische Kirche und 
Schule zu Helmstädt zu sorgen. Dies geschieht freilich; aber zur 
Beschaffung einer Pfarrwohnung hat sich die Verwaltung nie ver- 
standen, obwohl sie unzweifelhaft dazu verpflichtet ist. Der katho- 
lische Pfarrer muss deshalb unter Protestanten zur Miethe wohnen, 
was immerhin f&r ihn und seine Pfarrkinder manche Unannehmlich- 
keit mit sich bringt. 

Natürlich ist von irgend einer Staatsunterstützung bei den 
beiden anderen Pfarrkirchen nicht die Bede. Ebenso wenig ist dies 
auch hinsichtlich der Schulen der Fall, welche, da sie auch von den 
betreffenden Stadtgemeinden keine Unterstützung erlangen, gänzlich 
von den Katholiken selbst unterhalten werden müssen. Nicht einmal 
das Schulgeld far die Armenschulkinder wird von denselben den 
katholischen Schulen gezahlt. Unsere Schulen stehen ja auch eueren 
Kindern offen, heisst es, wenn um dergleichen nachgesucht wird. 
Deshalb befinden sich auch, trotz aller Anstrengungen der Katholiken, 
ihre Schulen, mit Ausnahme derjenigen zu Helmstedt, in einem er- 
barmungswürdigen Zustande, der schon seit Jahrzehnten dauert und 
Schuld daran ist, dass die Gemeinden verhältnissmässig so wenig 
gewachsen sind. 

In Hol/sminden, wo etwa 150 Katholiken ansässig sind, befindet 
sich seit einiger Zeit ein katholischer Missionär. 

In Blahkenburg wird allmonatlich fär die dortigen 40 — 50 
Katholiken von einem Halberstädter Geistlichen Gottesdienst gehalten. 
Und für die zahlreichen Fabrikarbeiter in und um Sollingen findet 
seit noch nicht langer Zeit, seitdem nach vieljährigen Bemühungen 
die Begierung endlich die Erlaubniss dazu gegeben hatte, alle 14 Tage 
in dem vor Söllingen belegenen Schützenhause ein Gottesdienst Statt. 

An anderen Orten des Herzogthums Braunschweig sind noch 
vereinzelte Katholiken ansässig, so dass deren Gesammtzahl sich auf 
drei Tausend belaufen dürfte. Ausserdem halten sich aber noch 
Jahr aus Jahr ein Tausende von katholischen Arbeitern und Ge- 
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seilen namentlich aus dem Eichsfelde und dem Foldaischen im 
Lande anf. 

Wir theilten im Archiv Xül, 257 ff. die Bestimmongen der 
Braunschweigischen Verfassungs- Urkunde vom 12. October 1832 
über die kirchlichen und Beligionsverhältnisse mit, sowie einige an- 
dere auf die öffentliche Stellung der katholischen Kirche in Braun- 
schweig bezügliche Bestimmungen. Die empfindlichsten Beschrän- 
kungen, denen in Braunschweig die Katholiken nach dem Beglement 
vom 9, April 1768 {Archiv XIII, 247 ff.) unterlagen, sind nunmehr 
glücklich beseitigt durch das folgende Gesetz nebst VoUzugsverord- 
nung vom 10. Mai 1867. 

1) Gesetz^ 

die OrdDUOg der kirehlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande 

betreffend. 

d. d. Braanschweig, am 10. Mai 1867. 
(Aus der Gesetz- und Verordnungs-Sammlung Nr. 32. Braunsehweig, 31. Mai 1867.) 

Von Gottes Gnaden, Wir Wilhelm^ Herzog zu Braunschweig 
und Lüneburg etc. etc. etc. 

Da Wir nöthig befunden haben, die Bestimmungen des Regle- 
ments für die römisch-katholischen Geistlichen in der Stadt Braun- 
schweig etc. d. d. Braunschweig, den 9. April 1768 durch andere 
zu ersetzen und namentlich die Zuständigkeit, sowie das Verfahren 
der römisch-katholischen Geistlichen im hiesigen Lande in Bezug auf 
kirchliche Amtshandlungen und in Bezug auf die Führung der Kir- 
chenbücher von Neuem zu ordnen, so erlassen Wir mit Zustimmung 
der Landesversammlung das nachstehende Gesetz : 

I. ?oi der Proclamatioi md OopnlatlMi. 

§. 1. Die behufs Eingehung einer christlichen Ehe erforderlidie 
Proclamation soll 
1) wenn heiäe Verlobte katholisch sind und 

a. beide Orten angehören, in denen, wie gegenwärtig in Braun- 
schweig, Wolfenbüttel und Helmstedt, katholische Kirchenge- 
meinden und Kirchen sich befinden, den katholischen Geist- 
lichen zustehen, ohne dass es daneben noch des Aufgebots in 
einer evangelischen Kirche bedarf; 

b. wenn beide katholische Verlobte , oder einer derselben, einem 
anderen Orte angehört, im ersten Falle dem evangelischen 
Geistlichen der Gemeinde, in welcher der Bräutigam und die 
Braut den Aufenthalt haben, im zweiten Falle dem katho- 
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lisohen Geistlichen des unter a. bezeichneten und dem bezfig- 
liehen evangelischen Geistlichen des anderen Orts. 
2) Ist von den Verlobten der eine evangelisch, der andere katholisch, 
so muss die Proclamaiion 

a. wenn der katholische Bräntigam oder die katholische Braut 
einem der unter 1 a bezeichneten Orte angehören, vom katho- 
lischen Geistlichen und von dem evangelischen Geistlichen der 
Gemeinde geschehen, in welcher der evangelische Bräutigam 
oder die evangelische Braut den Aufenthalt hat ; 

b. wenn der katholische Br&ntigam oder die katholische Braut 
anderen Orten angehören, von dem evangelischen Geistlichen 
der Gemeinde, in welcher der Bräutigam und die Braut den 
Aufenthalt hat. 

Die Ortsangehörigkeit bestimmt sich nicht nach der Wohnorts- 
berechtigung, sondern nach dem Aufenthalte, und die Verlobten sind 
sowohl in den Orten, beziehungsweise Gemeinden zu proclamiren, wo 
sie zur Zeit der Proclamation ihren Aufenthalt haben, als auch da, 
wo sie während der letzten sechs Monate ihren Aufenthalt hatten. 

Die in den unter 1 b und 2 a b bemerkten Fällen durch den 
evangelischen Geistlichen vorzunehmende Proclamation geschieht ge- 
gen Entrichtung der Stolgebühr. (§. 1. des Gesetzes vom 18. Mai 
1864 Nr. 26.) 

Wird von einem zuständigen Geistlichen die Proclamation eines 
Brautpaares verweigert, so kann nach Befinden der Umstände von 
dem Erfordernisse der Proclamation in der betreffenden Kirche durch 
Uns dispensirt werden. 

§. 2. Die Zuständigkeit zur Vollziehung der Coptdalion rich- 
tet sich 
1) wenn beide Verlobte katholisch sind, nach der Ortsangehörigkeit 
der Braut. Steht danach einem katholischen Geistlichen an 
einem der in §. 1. unter I a bezeichneten Orte die Trauung zu, 
so soll es der im §. 5. des Gesetzes vom 18. Mai 1864 Nr. 26. 
vorgeschriebenen Meldung vor Vollziehung derselben an den 
evangelisch-lutherischen Geistliehen nicht weiter bedürfen. 

Steht aber danach an einem anderen Orte einem evangelischen 
Geistlichen die Trauung zu, so darf dieselbe von einem beliebi- 
gen, in hiesigem Lande zu kirchlichen Amtshandlungen berech- 
tigten katholischen Geistlichen nur geschehen, wenn solcher 
darüber, dass sämmtliche sonst behufs der Copulation erforder- 
liche Bescheinigungen beigebracht worden sind, eine schriftliche, 
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nicht zu versagende Bescheinigung des zuständigen evaüg^lftehen 
Geistlichen erhalten hat. 
2) Ist von den Verlobten der eine evangelisch, der andere katho- 
lisch, so soll die Trauung zustehen: 

a. wenn der Bräutigam katholich ist und einer der im §. 1. 
unter 1 a bezeichneten Gemeinden angehört, dem bezüglichen 
katholischen Geistlichen; 

b. wenn der Bräutigam evangelisch ist, und die Braut einer der 
im §. 1. unter la bezeichneten Gemeinden angehört, dem 
evangelischen Geistlichen, in dessen Gemeinde jener den 
Aufenthalt hat; 

c. in den Fällen, da weder Bräutigam noch Braut einer der im 
§. 1. unter la bezeichneten Gemeinden angehören, dem 
evangelischen Geistlichen, in dessen Gemeinde die Braut den 
Aufenthalt hat. 

Die Gopulation darf in den vorstehend unter 2 a bis c bemerkten 
Fällen von einem andern, als dem zuständigen katholischen oder dem 
zuständigen evangelischen Geistlichen nur geschehen, wenn solcher 
von den Verlobten gehörige Dimissorialen des zuständigen Geist- 
lichen und zugleish eine Bescheinigung desselben darüber eingdiän- 
digt erhalten hat, dass sämmtliche sonst zu der Gopulation erforder- 
liche Bescheinigungen beigebracht worden sind. 

Wenn in diesen Fällen der zuständige Geistliche nach Beibrin- 
gung aller erforderlichen Bescheinigungen auf den Wunsch der Ver- 
lobten Dimissorialen zu geben sich weigert, darf die Gopulation durch 
einen andern Geistlichen der einen oder anderen Gonfession geschehen, 
nachdem Unsere, hiedurch ausdrücklich vorbehaltene Dispensation von 
Beibringung der Dimissorialen erwirkt ist. 

Der katholische oder evangelische Geistliche, welcher eine ihm 
hiernach nicht zustehende Trauung vollzieht, bevor er die unter I 
und 2 vorstehend bemerkten Bescheinigungen resp. Dimissorialen, oder 
Dispensation von deren Beibringung erhalten hat, verföllt einer Geld- 
busse von zwanzig Thalenu 

Die Gebühren, welche von den Betheiligten an die Diener der 
evangelisch-lutherischen Kirche für ihre Mühewaltung bezüglich der 
Trauung in den Fällen zu entrichten sind, dass ein katholischer 
Geistlicher statt des zuständigen evangelisch-lutherischen Geistlichen 
die Trauung vollzieht, normiren sich nach den Bestimmungen der 
§§. 1. bis 3. des Gesetzes vom 18. Mai 1864 Nr. 26. 

§. 3, Wie die Katholiken gleich den Evangelisc(h^n in Ehe- 
und Verlöbniss- Sachen den Landesgesetzen und bei vorkonmienden 
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Streitigkeiten in denselben den ordentlichen Gerichten unterworfen 
sind, so dürfen die katholischen Geistlichen, gleich den evangelischen, 
ein geschehenes und von der competenten Behörde sistirtes Aufgebot 
nicht fortsetzen und Ehen zwischen Personen, deren eheliche Ver- 
bindung überhaupt (Höchste Verordnung vom 14. April 1814 §. 10.) 
oder nach gerichtlichem Erkenntniss verboten ist, nicht vollziehen, 
so lange das Hinderniss besteht. 

Auch dürfen dieselben in allen den Fällen, in welchen ihnen 
die Proclamation, beziehungsweise Gopulation zusteht — (cfr. §. 1. 
und 2.) — weder proclamiren, beziehungsweise mit der Proclamation 
fortfahren, noch copuliren, bevor nicht die, auch far die Evangelischen 
behuf der Proclamation und Gopulation vorschriftsmässig erforder- 
lichen Bescheinigungen oder Dispensationen, deren Specification einer 
im Verordnungswege zu erlassenden Instruction vorbehalten bleibt, 
beigebracht sind. 

Der katholische Geistliche, welcher den Bestimmungen dieses 
§. 3. zuwiderhandelt, verfällt, insofern nicht ein mit härterer Strafe 
zu ahndendes Dienstvergehen vorliegt, oder gegen eine sonstige 
specielle Strafbestimmung Verstössen ist, einer Geldbusse von 1 bis 
20 Thalem. 

§. 4. Auch fernerhin, wie bisher, bleibt: 

1) Unserer Höchsten Entschliessung vorbehalten : 

a. die Ertheilung der Erlaubniss zur Verheirathung mit der ver- 
storbenen Frauen Schwester und mit der Schwester des Vaters 
oder der Mutter oder eines weiteren Verwandten in aufstei- 
gender Linie (Verordnung vom 14. April 1814, §. 11.), 

b. die Dispensation vom Verbot der Wiederverheirathung durch 
gerichtliches Erkenntniss, 

c. die Dispensation vom gänzlichen Aufgebote (Verordnung vom 
14. Aprü 1814, §. 12.); 

2) die sonst erforderlichen Dispensationen, welche für die Evange- 
lischen vom Herzoglichen Consistorio ertheilt werden, als : 

a. wegen Verheirathung der Wittwen während der Trauerzeit 
(Verordnung vom 14. April 1814, §. 11.) und desgleichen ge- 
schiedener Ehefrauen vor Ablauf von 10 Monaten vom Tage 
der Bechtskraft des Ehescheidungserkenntnisses, 

b. wegen Zusammenziehung des zweimaligen Aufgebotes in eines, 
(Verordnung vom 14. April 1814, §. 12.), 

c. wegen der Hauscopulation, (Verordnung vom 14. April 1814, 
§. 12.), 
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d. wegen Copulation während der stillen Woche, (Verordnung 
vom 14. April 1814, §. 13.), 

e. wegen Mangels vorschriftsmässig 'erforderlicher Legitimations* 
Documente — 

sind bei Herzoglicher Landesregierung nachzusuchen, wenn die kirch- 
liche Handlung, in Bezug auf welche es der Dispensation bedarf, 
einem der in §. 1. unter 1 a bezeichneten katholischen Geistlichen 
zusteht. 

In Goncurrenzfällen bei Proclamationen ist die Zuständigkeit 
zur Copulation massgebend. 
II. ?o& der religi9sen Eniehnig, der Taufe und dem Schnlbesach der Kinder. 

§. 5. Die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder 
sollen ohne Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater evangelisch 
und die Mutter katholisch, oder umgekehrt, in der Confession des 
Vaters erzogen werden; es sei denn, dass der Vater nach der Geburt 
des ersten Kindes und vor der Taufe desselben — in den Städten 
vor dem Stadtmagistrate, in den Landgemeinden vor der betreflfenden 
Herzoglichen Kreisdirection — die abweichende Erklärung abgegeben 
hätte, dass sämmtliche Kinder aus solcher Ehe in der Confession der 
Mutter erzi^en werden sollen. 

Auch nach dem Tode des Vaters sind Kinder aus einer ge- 
mischten Ehe in der Confession desselben zu erziehen und die ihnen 
bestellten Vormünder verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass sol- 
ches geschehe. 

Alle etwaige den Vorschriften dieses §. 5. zuwiderlaufende, vor 
oder während der Ehe gemachte Verträge, ausgestellte Keverse und 
sonstige Versprechungen, sie seien gegeben wem sie wollen, sollen 
unverbindlich und nichtig sein. 

§. 6. Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche 
nach den Bestimmungen des §. 5. katholisch zu erziehe sind, steht 
in den im §. 1. unter 1 a bezeichneten Orten gleich der Taufe der 
Kinder, welche ehelichen katholischen Eltern, oder von unehelichen 
katholischen Müttern an diesen Orten geboren werden, dem katho- 
lischen Geistlichen zu; wogegen von dem evangelischen Geistlichen 
die Taufe eines an jenen oder an anderen Orten aus einer Mischehe 
geborenen Kindes, welches nach den Bestimmungen des §. 5. evan- 
gelisch zu erziehen ist, wie überall die Taufe der Kinder, welche 
ehelichen evangelischen Eltern oder von unehelichen evangelischen 
Müttern geboren werden, zu vollziehen ist. 

Die im §. 5. des Gesetzes vom 18. Mai 1864, Nr. 26, vorge- 
schriebene Meldungspflicht soll sich auf die vorstehend bezeichneten. 
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Atm kfttholisehen Oeistliehen zustehenden Taufen fernerhin nicht 
erstrecken. 

Von einem anderen als dem zuständigen Geistlichen darf die 
Tanfe eines der vorstehend bezeichneten Kinder nur in dem Falle 
vollzogen werden, dass von dem zuständigen Geistlichen Dimissorialen 
ertheilt sind, oder von Beibringung solcher von Uns dispeüsirt ist. 

Der katholische Geistliche, welcher, ohne Dimissorialen oder 
Unsere Dispensation von Beibringung derselben erhalten zu haben, 
ein Kind tauft, dessen Taufe nach der im Absatz 1. dieses §. 6. ge- 
gebenen Begel einem evangelischen Geistlichen zusteht, verAUt gleich 
dem evangelischen Geistlichen im umgekehrten Falle, einer an die 
Ortsarmencasse des Geburtsorts des Kindes zu zahlenden Strafe von 
zehn Thalern und ist gehalten, den Geistlichen, welchem die Taufge- 
bühr entzogen ist, zu entschädigen. 

§. 7. Kinder, welche an anderen als den im §. 1. unter 1 a 
bezeichneten Orten in einer Mischehe geboren und nach den Be- 
stimmungen des §. 5. katholisch zu erziehen sind, hat, gleich den in 
der Ehe katholischm* Eltern oder von unehelichen katholischen Müt- 
tern an solchen Orten geborenen Kindern der evangelische PÜEurrer 
zu taufen, — selbstverständlich ohne Gonsequenz für ihre religiöse 



Es soll indesis den Eltern beziehungsweise den unehelichein Müt- 
tern unbenommen sein, solche Kinder statt vom evangelischen Pfarrer 
der Gemeinde, in der sie geboren sind, von einem beliebigen, zu kirch- 
lichen Amtshandlungen in hiesigem Lande berechtigten katholischen 
Geistlichen taufön zu lassen, ohne dass sie alsdann verpflichtet dnd, 
Taufgebühren an den evangelischen Pfarrer zu zahlen; (§. 2. des Ge- 
setzes vom 18. Mai 1864, Nr. 26.) jedoch darf die Taufe nicht voll- 
zogen werden, bevor nicht den Vorschriften des §. 5. des Geöetzes vom 
18. Mai 1864, Nr. 26. Genüge geschehen ist. 

§. 8. Für den Schulbesuch der in der evangelischen Gonfession 
zu erziehenden Kinder bleiben die Bestimmungen der Gesetze vom 
23. April 1840, Nr. 11. und vom 12. Mai 1840, Nr. 20. massgebend. 

Die katholisch zu erziehenden Kinder sind in den im §. 1. 
unter 1 a bezeichneten Orten zum Besuche der katholischen Schulen 
und an den Orten, an welchen solche nicht vorhanden sind, zuni Be- 
suche der Schule desjenigen Orts , an welchem dieselben ihre Er- 
ziehung erhalten. Verpflichtet. 

Die in den Gesetzen vom 23. April 1840, Nr. 11. und vom 
IST. Mai 1840, Nr. 20. gestatteteta' Ausnahmen von der Verpffichtung 
der Kinder zum Besuche der Ortsschule kommen auch bei den katho- 
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lisch zu erziehenden Kindern mit der Modification in Anwendung, 
dass der Besuch einer katholischen Schule dieselben von dem Besuche 
der Ortsschule und von der Entrichtung des Schulgeldes befreiet 

Den katholisch zu erziehenden Kindern bleibt der Besuch evan- 
gelischer Schulen gestattet. Besuchen katholisch zu erziehende Kin- 
der evangelische Schulen, so sind dieselben auf Verlangen des Vaters 
oder Vormundes von dem Besuche der Beligionsstunden zu dispen- 
siren, sobald nachgewiesen wird, dass sie anderweit einen ihren BiB- 
dürihissen entsprechenden Beligionsunterricht erhalten. 

§. 9. Hinsichtlich der religiäsen Erziehung, der Taufe und des 
Schulbesuches der legitimirten Kinder sollen die in den §§. 5. bis 8. 
gegebenen Normen unter folgenden näheren Bestimmungen Anwen- 
dung finden. 

1) Wenn Eltern gemischter Ehe ein legitimirtes Kind angehört, so 
muss die nach §. 5. zulässige abweichende Erklärung des Vaters 
rücksichtlich der religiösen Erziehung sowohl des legitimirten 
Kindes als auch der aus der Ehe etw^a hervorgehenden Kinder 
binnen acht Tagen nach vollzogener Ehe abgegeben werden. 

2) Die Zustöndigkeit des Geistlichen zur Taufe eines, Eltern ge- 
mischter Ehe angehörenden, legitimirten Kindes soll sich nicht 
nach dem Geburtsorte des Kindes, sondern nach dem Aufenthalte 
der Mutter zur Zeit der Taufe richten. 

3) Die Taufe eines, Eltern gemischter Ehe angehörenden, legiti- 
mirten Kindes darf von dem katholischen, gleich wie von dem 
evangelischen Geistlichen nur vollzogen werden, nachdem von dem 
Geistlichen der Gemeinde, in deren Kirchenfouche dasselbe als 
unehelich eingetragen ist, und in welches die Legitimationsur- 
kunde gdiört, die Legitimation beseheinigt worden ist. 

Der katholische Geistliche, welcher ein unehelich geborenes 
Kind, dessen Taufe nach den vorstehenden Bestimmungen dieses 
Paragraphen ihm nur im Falle der Legitimation desselben zusteht 
(§. 6.) oder zu vollziehen erlaubt ist (§. 7.), tauft, ohne der Vorschrift 
sub 3. gemäss die Legitimationsbescheinigung erhalten zu haben, ver- 
fällt, gleich dem evang^Uschen Geistliehen im umgekehrten Falle, 
einer in die Ortsarmencasse zu zahlenden Strafe von einem Thaler, 
— für den Fall aber, dass die Legitimation vor der Taufe nicht 
wirklich beschafft sein sollte, der in §. 6. Ab». 4. angedrohten Strafe 
und Entschädigungsverpflichtung. 

§. 10. Eine Ausnahme von den in §. 5., 6. und 8. wegen dei* 
religiösen Erziehmig, der Taufe itnd des Schulbesuches aufgestellten 
Regeln in ungewöhnlichen Verhältnissen auf Ansuchen des Vaters 
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oder Yormundes zu gestatten, bleibt Unserer Höchsten Entschliessung 
vorbehalten. 

§.11. Eheleute gemischter Religion und die aus gemischter 
Ehe nachgebliebenen Wittwer und Wittwen, welche von Aussen her 
in hiesigem Lande sich niederlassen und Kinder unter vierzehn Jahren 
besitzen, haben in den Städten dem Stadtmagistrate, in den Landg^e- 
meinden der betreffenden Herzoglichen Kreisdirection innerhalb acht 
Wochen von Zeit ihrer Niederlassung Nachweis zu geben, wie es be- 
züglich der religiösen Erziehung der Kinder, welche sie besitzen, 
nach den Gesetzen des Landes, in denen ihre Ehe geschlossen wurde, 
zu halten ist. Jene Gesetze sollen sowohl für die Kinder, welche sie 
haben, als auch für die, welche fernerweit aus derselben Ehe hervor- 
gehen, massgebend sein, und ist, was in jedem einzelnen Falle Rech- 
tens sein wird, von dem Stadtmagistrate resp. der betreffenden Her- 
zoglichen Kreisdirection dem Herzoglichen Consistorio behuf Mit- 
theilung an den betreffenden evangelischen Pfarrer, — und an den 
in §. 1. unter 1 a bezeichneten Orten zugleich dem katholischen 
Geistlichen anzuzeigen. 

Wird der bemerkte Nachweis nicht beigebracht, so sind sowohl 
die vorhandenen, als auch die später aus der Ehe hervorgehenden 
Kinder in der Confession des Vater zu erziehen, und rucksichtlich 
der Taufe und des Schulbesuches die entsprechenden Normen der §§. 6. 
und 8. in Anwendung zu bringen. 

Haben Eheleute gemischter Beligion zur Zeit ihrer Niederlassung 
im hiesigen Lande keine Kinder, so sind die aus. der Ehe später 
hervorgehenden Kinder nach den im §. 5. bis 8. gegebenen Begehi 
zu behandeln. 

III. ?0B dem I&dtemiie, der Sehvlpticbtlgkeit, der WaU ind dem Weehad 

der Gonfeasien. 

§. 12. Die Schulpflichtigkeit. der Kinder katholischer Eltern 
oder unehelicher katholischer Mütter und der Kinder aus Mischehen, 
welche katholisch zu erziehen sind, währt bis zu dem erreichten 
Alter von vierzehn Jahren. 

Die Entlassung jüngerer katholischer Kinder aus der Schule darf 
nicht anders als nach Unserer vorgängigen Dispensation geschehen, 
tun welche in der Begel nur.far solche Kinder nachzusuchen statthaft 
ist, welche zur Zeit der Entlassung aus der Schule das Alter von 
13 Jahren 6 Monaten erreichen. 

Unbeschadet dieser Schulpflichtigkeit bleibt den katholischen 
Qeistlichen überlassen, incksichüich der Zulassung zur ersten heUigen 
Communion der Ordnung ihrer Kirche zu folgen. 
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§. 13. Die Beftagniss zu dem Uebertritte von der Confession, 
in welcher Jemand erzogen ist, zu einer andern beginnt mit dem 
vollendeten vierzehnten Lebensjahre. 

Eine Dispensation von diesem Alter behuf der Theilnahme an 
solchen Beligionshandlungen, durch welche sich eine Beligionsgemein- 
schaft wesentlich von einer andern unterscheidet, ist ffir den Fall, 
dass ein Eind einer anderen Confession, als worin es zu erziehen ist, 
anzugehören begehrt, unzulässig und, von welcher kirchlichen Stelle 
sie etwa auch ertheilt sein möchte, nichtig. 

Der katholische Geistliche, welcher dieser Eegel durch Zulassung 
jüngerer Kinder zu solchen Religionshandlungen zuwiderhandelt, ver- 
gilt gleich dem evangelischen im ähnlichen Falle einer Geldbusse 
von zwanzig Thalem. 

§. 14. Die katholischen Geistlichen sind erst dann einen zum 
Confessionswechsel Entschlossenen zu recipiren oder zu den in §. 13. 
Abs. 2. bezeichneten Beligionshandlungen zuzulassen befugt, wenn 
die Willenserklärung dessen, der aberzutreten die Absicht hat, einem 
Prediger der inländischen Gemeinde, welcher er bis dahin angehört 
hat, abgegeben oder in glaubhafter Weise angezeigt, und von diesem 
eine Bescheinigung darüber beigebracht ist, — gleichwie katholische 
Landesangehörige erst dann zum üebertritt in eine andere Beligions- 
gemeinschaft zugelassen werden sollen, wenn sie eine gleiche Beschei- 
nigung von einem katholischen Geistlichen der in §. 1. unter 1 a be- 
zeichneten Orte oder von einem anderen, im hiesigen Lande zu kirch- 
lichen Amtshandlungen berechtigten katholischen Geistlichen beige- 
bracht haben. Die Bescheinigung ist weder in dem einen, noch in 
dem andern Falle zu versagen. 

Was sonst zum üebertritt erforderlich ist, wird durch die in den 
Beligionsgemeinschaften geltenden Ordnungen bestimmt. 

Der katholische Geistliche, welcher einen zum Confessionswechsel 
Entschlossenen recipirt öder zu den im g. 13. Abs. 2. erwähnten Re- 
ligionshandlungen zulässt, ohne die bezeichnete Bescheinigung oder 
Unsere Höchste Dispensation von deren Beibringung erhalten zu haben, 
verfällt, gleich dem evangelischen im umgekehrten Falle, einer Geld- 
busse von zwanzig Thalem. 

IT. Tom Besuch der Knükeii ud Crefa&geieii md fem Begrlbniss. 

§. 15. Dem katholischen Geistlichen soll der Besuch der katho- 
lischen Kranken und die Administration der Sacra in deren Häu- 
sern nicht Mos an den im §. 1. unter 1 a bezeichneten Orten, son- 
dern auch« wenn er überhaupt zu kirchlichen Amtshandlungen im 
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hiesigeQ Lande ziigelassen ist, an anderen Orten ohne Weiteres 
zustehen. 

§. 16. Der Besuch katholischer Gefangener bleibt ?<m der Qe- 
stattung der competenten Behörde abhängig. 

§. 17. Wenn unter dienstlicher Mitwirkung eines katholischen 
Geistlichen ein Begräbniss an anderen, als den im §. 1. unter 1 a be- 
zeichneten Orten Statt finden soll, so muss von einem solchen Begräb- 
nisse dem evang^ischen P&rrer zuvor Meldung gemacht, und von 
demselben über diese sowohl, als auch darfiber schriftliche Beschei- 
nigung ertheilt sein, dass der Beerdigung rücksichtlich der im §. 183. 
des Polizei - Strafgesetzbuchs enthaltenen Bestimmungen Bedenken 
nicht entgegenstehen, resp. zu einer stillen Beerdigung (§. 18.) die 
Erlaubniss beigebracht sei, widrigenfalls von dem bei d^n Begräbnisse 
flmgirenden katholischen Gastlichen eine Geldbusse von zehn Thalem 
verwirkt sein sdl. 

§. 18. Eine stille Beerdigung in dem Sinne, dass sie im Som- 
merhalbjahr von Ostern bis Michaeli von acht Uhr Abends bis sechs 
Uhr Morgens und im Winterhalbjahr von sechs Uhr Abends bis sechs 
Uhr Morgens geschieht, dürfen die katholischen Geistlichen bei einer 
Geldbusse von zehn Thalem nicht vornehmen oder gestatten, ohne dass 
dazu die Erlaubniss der Ortspolizeibehdrde ertheilt worden ist. 

?. Ton der Fftlinug der Klrcbenbttcher and der Auüiiclit auf dieselbe. 

§. 19. Die Fährung der Kirchenbücher der katholischen Ge- 
meinden zu Braunschweig, Wolfenbüttel tmd Helmstedt verbleibt den 
dort mit derselben beauftragten katholischen Geistlichen, welche sich 
dabei nach den über die Eirchenbuchfährung bestehenden Vorschriften 
zu richten haben. 

Wird an einem andern Orte die Anlegung eines Kirchenbuchs 
fior eine katholische Gemeinde erforderlich, und vom Herzoglichen 
Staatsministerio augeordnet, so liegt dessen Führung dem Geistlichen 
dieser Gemeinde ob. 

g. 20. In den Kirchenbüchern der katholischen Gemetuden sind, 
1) mit La der Beihe folgenden Ordnungsnummem zu verzeichnen: 

a. alle am Orte des Kirchenbuchs vorkommende GeburtsfiQle 
ehelicher Kinder katholischer Eltern, katholischer unehelicher 
Mütter und solcher Kinder ans Misdiehen, deren Taufe nach 
den in §. 6. und 11. festgesetzten Kegeln d^od katholischen 
Geistlichen zusteht ; 

b. sUle in der bezüglichen katholischen Gemeinde vorkommenden 
Confirmationsffille (Fälle der Zulassung zur ersten heiligmi 
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Oonuniinion) resp. FSUe des Uebertriitjbp ssmr r^mwh-katho* 
lischen Kirche ; 

c. ^e Braulpaare, wdche in ^ bezfigttchea katiiolischen 
Kirche prodamirt sind, die Copnlation mag geschehen, wo 
sie woUe; 

d. alle Sterbefälle Katholischer, die am Orte des Kirchenbuchs 
sieh ^eignen. 

Pagegen sind in den Kirchenbüchern der katholischen Ge- 
meinden, 
2) ohne Ordnuagsnnmmer einzutragen : 

a. die von dem katholischen Geistlichen voUsogenen Taufen sol- 
cher Kinder, deren Geburt in einem andern Kirehenbnche mit 
Ordnungsnun^mer oder in dem nach §. 5. des Gesetzes vom 
23. Mai 1848, Nr. 28. Aber die aus den Shen zwischen 
Christen und Juden entspringenden Kinder zu fahrenden Be- 
gister hat eingetragen werden müssen ; 

b. die Brautpaare, welche von ihm copulirt sind, deren Procia- 
mation aber im Kirchenbuche seiner Gemeinde nicht zu ver- 
zeichnen gewesen ist; 

c. die Begräbnisse solcher unter seiner Leitung Begrabener, de- 
ren Sterbefall in einem anderen Kirchenbuche mit Ordnungs- 
nummer hat eingetragen werden müssen. 

Die näheren Bestimmungen in Ansehung der Eintragung der- 
jenigen Amtshandlungen in das Kirchenbuch, rucksichtlich derer die 
Befugnisse und Verpflichtungen der evangelischen und der katho- 
lischen Geistlichen concurriren, sowie die zur Sicherung jener Ein- 
tragungen erforderlichen Anordnungen hleil^n einer von Herzoglicher 
Landesregierung im Yerordnungswege zu ertheilenden Instruction 
vorbehalten. 

§. 21. Die Eevision der Kirchenbücher der katholischen Ge- 
meinden zu Braunschweig, Wolfenbüttel und Helmstedt soll vom 
nächsten Jahre nach Erlass dieses Gesetzes an den Magistraten jener 
Orte, unter Oberaufsicht des Herzoglichen St^tsmmisteriums zu- 
stehen und obliegen. 

Werden an an4epen Ortep JQrchenbficher |f:atholi3eher Gemein- 
den erforderlich und vom Herzoglichen StwtsmipisterJQ ang^rdnet, 
so wird deren Bevision in dem Falle, di^s 4®r katholische Geist- 
liche in einer Stadt seinen Amtfssitz hat, dem Magistrate, in an^ 
deren Fällen der betraf eii4e^ QerzogU^^heo ]^fi|sdirection überwiesen 
werden. 
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TL Tea iM BediMguBgoi der Bereelitigug der katkeliscliea GelstUchea 
n kirchlichen imtshiiidliuigei. 

§. 22. Bevor ein katholischer (Geistlicher nach unserer vor- 
gängigen Bestätigung im Amte, bei der katholischen Kirche in den 
im §. 1. unter 1 a bezeichneten Orten sein Amt antritt und seine 
Amtsthätigkeit beginnt, hat derselbe jedes Mal vor dem betreffenden 
Stadtmagistrate zu Protokoll anzugeloben, dass er diesem Gesetze 
und den Vorschriften der Instruction — cf. §§. 3. und 20, — getreu- 
lich nachkommen wolle. 

Die zur Zeit der Publication dieses Gesetzes fungirenden Geist- 
lichen der katholischen Gemeinden zu Braunschweig, Wolfenbüttel 
und Helmstedt haben nach demselben und den Vorschriften der vor- 
erwähnten Instructionen durchgehends sich zu richten. 

§. 23. Andere katholische Geistliche sind zur Vollziehung der 
in diesem Gesetze erwähnten kirchlichen Amtshandlungen in hiesigem 
Lande erst dann berechtigt, wenn jene ihnen auf Ansuchen vom Her- 
zoglichen Staatsministerio gestattet ist, und nachdem sie gleichfalls 
das im §. 22. vorgeschriebene Angdöbniss zu Protokoll bei der be- 
treffenden Herzoglichen Ereisdirection, oder in einer sonstigen öffent- 
lichen Urkunde abgegeben haben. 

Ein gleiches Angelöbniss haben auch die gegenwärtig zu Amts- 
handlungen bereits zugelassenen Geistlichen dieser Art zu ertheilen, 
um ihre Functionen im hiesigen Lande fortsetzen zu dürfen. 

§. 24. Katholische Geistliche, welche ohne dazu berechtigt zu 
sein, kirchliche Amtshandlungen im hiesigen Lande vollziehen, ver- 
fallen der Bestrafting nach Massgabe der Landesgesetze. 

Sehltssbestimmiiiig. 

§. 25. Das Eeglement for die römisch-katholischen Geistlichen 
in der Stadt Braunschweig u. s. w. d. d. Braunschweig, den 9. April 
1768, sowie alle übrigen diesem Gesetze entgegänstehenden Bestim- 
mungen werden hierdurch aufgehoben. 

Die katholischen Geistlichen, wie die evangelischen und zwar 
sowohl die evangelisch-lutherischen, als der reformirte Geistliche und 
Alle, die es sonst angeht, haben sich hiemach zu achten. 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzog- 
lichen Geheime-Canzlei-Siegels. 

Braunschweig, am 10. Mai 1867. 

(L. S.) 

Auf Höchsten Special-Befehl. 

,von Campe. W. Schulz. Zimmermann* 
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Jtb • 2) Verordnimg 

zur Ausrobrang der Bestimmungen in den §§. 3. und 20. des Gesetzes vom hea- 
r ' tigen Tage, die Ordnung der kirehlichen Verhältnisse der Katboliken im hiesigen 

Lande betreffend. 

d. d. BrauAschweig^ den 10. Mai 1867. . 
(Aus der Gesetz- und Verordnungs-Sammlung Nr. 33. Braunschweig » 31. Mai 1867.) 

Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm^ Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc. etc. etc. . , ' 

Verordnen hierdurch zur Ausfährung der Vorschriften in den 
§§. 3. und 20. des Gesetzes vom heutigen Tage, die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande betreffend^ 
waÄ folgt: 

Die beigefügte Instruction enthält eine Zusammenstellung der 
bestehenden Vorschriften über die vor der Proclamation und Copula- 
tion dem zuständigen Geistlichen beizubringenden Bescheinigungen, 
; ingleichen die Anweisungen in Ansehung und behuf Sicherung der 

Eintragung derjenigen kirchlichen Amtshandlungen in das Kirchen- 
buch, rücksichtlich derer die Öefiignisse und Verpflichtungen der 
evangelischen und katholischen Geistlichen concurriren und welche 
von den evangelischen und katholischen Geistlichen, wie von sämmt- 
lichen sonstigen Kirchenbuchsführem zu befolgen sind.. 

Die genannten Geistlichen und Kirchenbuchsfahrer, sowie Alle, 
die es sonst angeht, haben sich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten fferzoglichen 
Geheime-Cänzlei-Siegels. 

Braunschweig, den 10. Mai 1867. 

(L. S.) 

Ajuf Höchsten Spedäl-Befehh 

von Campe. W. Schulz. Zimmermann. 

Instruction. 
Ä. In Betreff der Proclamation and Cop ulation. 

Dem zuständigen Geistlichen sind behuf der Proclamation und 
Copulation je in den einzelnen FJillen folgende Bescheinigungen 
cfr. §. 3. des Gesetzes vom heutigen Tage, die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande 
betreffend, Nr. 32. ... 

beizubringen: 
1) in den Fällen, in welchen es zur Heirath von Personen wegen 
der zwischen ihnen bestehenden Verwandtschaftsgrade Unserer 
besonderen Erlaubniss bedarf (HOehste Verordnung vom 14. April 
18i4, §. 11.), das DispensatioiuhDocument ; 

ANktf Ar Uiehinndit. XU. 27 
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2) in den Fällen, in weldien siit der Yerheirathnng das inländische 
Wohnortsrecht beibehalten oder erworben wird, der ordnnngs- 
mftssige Trauschein der obrigkeitlichen Behörde, beziehongsweise 
der Landesherrliche Consens (Gtesetzvom 22. Jannar 1852, Nr. 7., 
dÜB vor Eingehung der Ehe beizubringenden obrigkeitlichen Be- 
scheimgnngen betreffend) und in den Fällen, welche der bezeich- 
neten Categorie entweder überall nicht, oder nur ali^ Ausnahmen 
von der erwähnten Begel angehören, die in der Instruction fOx 
die Prediger, die Eabbiner und die Richter hinsichtlich des Ver- 
fahrens bei dem Angebote und der Trauung von Ausländem 
u. s. w., vom 5. Februar 1852 (Nr. 12.) unter 1. und 2. be- 
zeichneten Bescheinigungen der auswärtigen coüipetenten Hei- 
mathsbehörde, beziehungsweise der competenfen hiesigen Behörde ; 

3) die öeburts- und Taufscheine der Vorlobten, felis diese nicht in 
dem Kirchenbuche der Gemeinde, deren Prediger die Copulation, 
beziehungsweise die Proclamation zusteht, als geboren und ge- 
tauft verzeichnet sind; 

4) der elterliche o^er vormundschaftliche Consens, falls nicht die 
Eltern oder der Vormund solchen vor dem zuständigen Geist- 
lichen mundlich abgeben« oder, wenn die Kinder volljährig und 
die Eltern verstorben sind, das Attest von deren Absterben; 

5) falls der Bräutigam ein Wittwer oder die Brank eine Wittwe ist, 
der St»rbeach^ des firfljierfn Ehegenosaen; 

6) bei geschiedenen Ehegatten, welche sich wiedn: zu verheiraAhen 
beabsichtigen, eine beglaukigta Ausfertigung im Ehascheidnngs- 
erkenntnisses, und, wenn in demselben das Verbot der Wieder- 
verheirathung amsgeBpv^cbep; iak^ a«ch dos Document der, ge- 
hörigen Orts (Gesetz, vom heui^ei^ Tage Nr. 32. , §. 4. unter 
Ib) ertheilten DispensatioBi;. 

7) bei Wittwen,^^ welche zur anderwatmi Ehe vor Ablauf der ge- 
setzlichen Zeit nach Absterben des- vorigen Ehemannes (Verord- 
nung vom M. April 1814, §. 11.). schreiten wollen, und desglei- 
chen bei geschiedenen Elie&aueat wekhe sich vor Ablauf von 
zehn Monaten, vom Tage dea? Bechtstolt des läieBcheidungser- 
kenntnisses wieder zu verheirathen besbä^tigent^ Ms diese 
oder jene sich nicht im Auslande trauen lassen imd in^ einer 
Kir^ des hiesige Landes Uoa prodamirt werden wollen, die 
ihnen gehörigen Orta (Geseite vom heutigen Tag^ Nr. 32*, §• 4., 
unter 2.a) ertheSte Eriffobiilss;; 

8) bei solchen Wittww mdf gmUaäamm fihefcaaen,« die Kinder 
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haben, die obrigkeitliche Bescheinigung, dass sie mit denselben 
gehörig auseinander gesetzt worden sind ; 
9) in den Fällen, in welchen einem Geistlichen nur die Proclamation 
zusteht, der Proclamationsschein Seitens des Geistlichen, wel- 
chem die Copulation zusteht; 

10) in den Fällen, in welchen die Zusammenziehung des zweima- 
ligen Aufgebots in eines (Gesetz vom heutigen Tage, Nr. 32., 
§. 4., 2 b) oder die gänzliche Unterlassung des Aufgebotes (da- 
selbst §. 4., 1 c) begehrt wird, oder die Proclamation von einem 
zuständigen Geistlichen verweigert ist (daselbst, §. 1„ Schluss- • 
satz) die gehörigen Orts ertheilte Dispensation; 

11) in den Fällen, dass ein Aufgebot, nachdem es einmal geschehen 
ist, von der eompetenten Behörde sistirt wird, vor Wiederholung 
desselben die Bescheinigung jener Behörde, dass derselben ihrer 
Seits nichts mehr entgegenstehe; 

12) in den Fällen, in welchen dem Geistlichen die Copulation zu- 
steht, und die Verlobten zugleich an anderen Orten oder in an- 
deren Gemeinden proclamirt seiö müssen, der Integritätsschein 
(Zeugniss der Ehelosigkeit) ; 

13) im Fall des Mangels vorschriftsmässiger Legitimationsscheine 
(3. 4. 5. 12.) die gehörigetf Orts (Gesetz vom heutigen Tage, 
Nr. 32., §. 4. unter 2 e) ertheilten Dispensationen von Beibringung 
dei-selben. 

Wenn der elterliche oder vormuhdschaftliche Consens in Folge 
einer Weigerung der Eltern oder des Vormundes nicht beige- 
gebracht werden k^nn, so bedarf es der gerichtlichen Ergänzung 
desselben, und sind die Betheiligten behuf Erlangung einer 
solchen zum Wege Eechtens zu verweisen; 

14) far den Fall einer Hauscopulation, (Verordnung vom 14. April 
1814, §. 12.) oder einer Copulation während der stülen Woche 
vor Ostern (Verordnung vom 14. April 1814, §. 13.) die gehöri- 
gen Orts (G^etz vom heutigen Tage, Nr. 32. , §, 4. unter 2 c 
und d) ertheilte Erlaubniss. 

Steht einem Geistlichen blos die Proclamation zu, so ist hin- 
reichend, wenn er die Scheine, welche nicht gesetzlich bei den 
Proclamationsaeten aufbewahrt werden müssen, zur Ansicht be- 
kommt, vorausgesetzt, dass er in dem von dem Prediger, wel- 
chem die Copulation zusteht, ausgestellten Proclamationsscheine 
alle die Verlobten betreffenden Nachrichten findet, die ihm behuf 
des vorztmelünende^ Aufgebots und der Eintiragung desselben in 
das Kirchenbuch 2a Wissen' nSthig smd. 

27* 
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B. la Betreff der Kiitnguig ierjenigea kirchlicbea Amtsliaiidlaiigeii In 

d&B itlrclieiiliiiclii bei denen die Beftgnisse mid Yerpiiehtiini^en der e?aa- 

seliSGheii Geistliclieii concorriren. 

L In Aedehimg und behnf Sicherung der Eintragung derjenigen 
kircMichen Amtshandlungen in das Kirchenbuch, rücksichtlich derer 
die Befugnisse und Verpflichtungen der evangelischen und der katho- 
lischen Geistlichen concurriren, sind von den Geistlichen der katho- 
lischen Gemeinden, für welche nach §. 19. des Gesetzes vom heutigen 
Tage, Nr, 32,, ein Kirchenbuch gefahrt wird, die unter Nr. 1. bis 
14. nachfolgend getroffenen Bestimmungen, soweit dieselben sie 
angehen, ingleichen von sämmtlichen evangelischen Geistliclien und 
Kirchenbuchsfiihrern des Landes, sowohl diese, als auch die weiter 
in dieser Instiui^tioo enthaltenen Anweisungen, soweit dieselben sie 
angehen, genau zu befolgen. - ' • • • " 

a. In Ansehmg der Taufe. 

\) Der Geburtsfall desjenigen, an einem der in §. 1. unter 1 a 
leg. cit. bezeictmeten Orte geborenen ersten Kindes aus einer Mischehe, 
rücksichtlich dessen zur Zeit der Anmeldung der Geburt nach den in 
§. 5- und §, IL Abs. 3. leg. cit. gegebenen Regeln noch nicht fest- 
steht ^ in welcher Confession es zu erziehen sein wird, ist in dem 
Kirchenbuehe der Gemeinde, welcher der Vater seiner Confession nach 
angehört, mit Oidnuhgsnuuimer einzutragen. 

2j Ist von dem Geistlichen einer katholischen Gemeinde, für 
welche nach §. 19. leg. cit. ein Kirchenbuch geffihrt wird, die Taufe 
eines am Orte des Kirchenbuchs oder au einem andern Orte gebore- 
nen Kindes vollzogen, dessen Geburtsfall in dem Kirchenbuche einer 
evangelischen Gemeinde mit Ordnungsnummer hat eingetragen werden 
müssen, so hat derselbe den Taufiall liebst den die Eltern und die 
GebuxtsKßit dea Kindes betreffenden Angaben, eventuell die im Fol- 
genden unter 3. vorgeschriebene, die Confession des Kindes angehende, 
Bemerkung unverzüglich im Kirchenbuche seiner Gemeinde ohne 
Ordnangsnumnier einzutragen, beziehungsweise für die Eintragung 
desselben zu sorgen und sodann dem Geistlichen der Gemeinde, in 
deren Kirchenbache der Geburtsfall mit Ordnungsnmnmer hat ein- 
getragen werden müssen, die Taufeeit, den Taufort und die Taufzeu- 
gen, eventuell die Confession, in welcher das Kind zu erziehen ist, 
unter der Bezengong anzuzeigen, dass die Bescheinigungen und Docu- 
menta, durch deren Beibringung die Befugniss zur Vollziehung der 
Taufe bedingt war, beigebracht seien. Dem evangelischen Geistlichen 
aber, welcher die Anzeige erhalten hat, liegt es ob, dafür zu sorgen, 
dass die in dem Kirchenbuche noch offeneu Bubriken des Geburtsfalls 
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mit den erforderlichen Nachtragungen unter Hinweis auf jene An- 
zeige versehen werden. 

Ist von einem evangelischen Geistlichen die Taufe eines Kindes 
vollzogen, dessen Geburtsfall in einem Kirchenbuche der in §. 19. leg. 
cit. gedachten katholischen Gemeinden mit Ordnungsnummer hatte 
eingetragen, werden müssen, so ist das im Vorstehenden bezeichnete 
Verfahren in umgekehrter Weise zu beobachten. 

3) Bei Eintragung eines Tauffalls in das Kirchenbuch ist, es 
möge der betreffende Geburtsfall in demselben mit Ordnungsnummer 
eingetragen sein oder nachträglich ohne solche verzeichnet werden 
müssen, die Confession, welcher ein Kmd angehört, durch Bandbe- 
merkung dann hervorzuheben : 

a.. wenn dasselbe ein in der Ehe katholischer Eltern oder von einer 
unehelichen katholischen Mutter geborenes, nicht legitimirtes, 
und von einem evangelischen Geistlichen getauftes Kind, und 
b. wenn es ein Kind aus einer Mischehe oder ein, Eltern gemisch- 
ter Ehe angehörendes, le^timirtes Kind ist, es mag die Taufe 
desselben durch eilten evangelischen oder einen katholischen Geist- 
lichen vollzogen sein. 

• Dabei ist hinsichtlich desjenigen unter b. bezeichneten Kindes, 
fär dessen religiöse Erziehung und Taufe die Bestimmungen des Ge- 
setzes vom heutigen Tage , Nr. 32. massgebend sind, auf das nach 
demselben zur Constatirung der Coitfession des Kindes eventuell erfor- 
derliche Document hinzuweisen. 

Bei Hervorhebung der Confession derjenigen Kinder aus ge- 
mischten Ehen, ffir deren religiöse Erziehung und Taufe die vor Er- 
lass des vorgedachten Gesetzes bestandenen Normen massgebend 
bleiben, ist auf die vor der Ehe geschlossenen Pacten, eventuell auf 
das Nichtvorhandensein solcher Pacten, Bezug zu nehmen. 

4) Die Bescheinigungen und Documente, welche nach den Be- 
stimmungen des vorbemerkten Gesetzes beigebracht sein müssen, 
bevor die Taufe eines Kindes, sei es, dass die Vollziehung derselben 
einem evangelischen, sei es, dass sie einem katholischen Geistlichen 
entweder zusteht oder bedingungsweise gestattet ist, vollzogen werden 
darf, als je nach Beschaffenheit des Falles: 

a. eine be^aubigte Abschrift des Protocolls über die von dem Vater 
vor dem Stadtmagistrate resp. der Herzoglichen Kreisdirection 
abgegebene Erklärung, dass sämmtliche Kinder aus der Ehe in 
der Confession äer Mutter erzogen werden sollen (§. 5., §. 9. 
unter 1., und §. 11., Abs. 3. leg. cit.); 

b. das eine Ausnahme von der gesetzlichen Begel gestattende 
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Höchste Genehmigungsrescript (§. 10. leg. cit.) im Originale oder 
in beglaubigter Abschrift; 
e. die Anzeige des Stadtmagistrats, resp. der Herzoglichen Kreis- 
direction rflcksichtlich des im §. 11. leg. cit. bemerkten Nach- 
weises ; 

d. der Dimissorialschein oder die Höchste Dispensation von Bei- 
bringung desselben (§. 6. leg. cit.) ; 

e. die Meldimgsbescheinigung seitens des evangelisch-lutherischen 
Pfarrers (§. 7. leg. cit.); 

f. die LegitiiTiationsbescheinigung (§. 0. unter 3. leg. cit.), falls 
nicht etwa die Legitimationsnrkunde in demselben Eürchenbuche 
hat eingotraf^en werden müssen ; 

sind bei dem Kirch enbuche der Gemeinde, deren Geistlicher die Taufe 
vollzogen hat, aufzubewahren, wogegen die im Vorstehenden unter 
2. vorgeschriebenen Anzeigen der Geistlichen über die von ihnen voll- 
zogenen Tanfen bei dem Kirchenbuche der Gemeinde, deren Geist- 
licher dieselben erhalten hat, aufzubewahren sind. 

5) lo den ans den Kirchenbüchern auszustellenden Taufscheinen 
der unter 3 a und b. bezeichneten Kinder ist die Confession, welcher 
dieBelbeii angehören, bemerklich zu machen. 

h. In Ansehung des Uehertrüts. 

6) Erfolgte üebertritte sind in das Verzeichniss der Confirmirten 
im Kirchenbuühe der Gemeinde, deren Geistlicher den Act der Eecep- 
tion des Uebcrtretenden vorgenommen hat, gleich einer Privatconfir- 
mation einzutragen. 

7) Die nach §. 14, leg. cit. vor der Reception beizubringende 
Beeeheiniguiig ist bei den Acten jenes Kirchenbuchs aufzubewahren. 

c. In Ansehung der Copulation. 

8) Ist von dem Geistlichen einer katholischen Gemeinde, für 
welche nach g. 10. leg. cit. ein Kirchenbuch geführt wird, eine Copu- 
lation vollzogen, zu deren Vornahme er erst nach Empfang der in 
|, 2, leg. cit. bemerkten Bescheinigungen des evangelischen Geistlichen, 
dass sämmtliche sonst behuf der Copulation erforderliche Beschei- 
nigungen beigebracht seien, beziehungsweise nach Empfang der Di- 
missorialen oder der Dispensation von Beibringung der letzten befugt 
war, so ist im Kirchenbuche der katholischen Gemeinde, ^alls in dem- 
selben dag Brauti)aar mit Ordnungsnummer hat eingetragen werden 
müsse», (§. 20. unter 1. leg. cit.) Tag und Ort der Copulation einzu- 
tragen und am Hände zu bemerken, dass die Copulation nach beige- 
brachter Bescheinigung deg evangelischen Geistiichen, dass sämmtliche 
gonst behui der Copulation erforderliche Bescheinigungen beigebracht 
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seien, beziehungsweise nach beigebrachten DimissorialeQ oder Dispen« 
sation von Beibringung der letzten vollzogen sei, — falLs die Pro« 
damation aber im Eirchenbuche der katholischen Gemeinde nicht 
verzeichnet ist, das Brautpaar ohne Ordnungsnummer einzutragen, 
Tag und Ort sowohl der Proclamation, als auch der Gopulation anzu- 
geben und am Bande die erwähnte Bemerkung zu machen. 

9) Von dem katholischen Geistlichen, der die Gopulation voll- 
zogen bat, ist in dem einen, wie in dem andern der unter Nr. 8. an«^ 
gegebenen Fälle dem evangelischen Geistiichen, welchem die Gopu- 
lation nach §. 1 unter 1. oder unter 2 b. c des citirten Gesetzes 
zustand, binnen acht Tagen der Vollzug der Gopulation mit Bemer- 
kung des Tages und Ortes derselben zum Zweck der Eintragung in 
das Kirchenbuch anzuzeigen. 

10) Der evangelische Geistliche ist, wenn er eipe Gopulation 
vollzogen hat, welche nach der in §. 2. unter 2 a leg. dt. angege- 
benen Begel dem katholischen Geistlichen zustand, zu gleicher An- 
zeige an diesen behuf der Eintragung des Erforderlichen in das Kir- 
chenbuch der katholischen Gemeinde gebalten und hat dafür zu 
sorgen, dass in das Kirchenbuch der evangelischen Gemeinde Tag und 
Ort der Gopulation, und, was am Bande wegen der Beibringung der 
nach §. 2. leg. cit. erforderlichen Bescheinigungen zu bemerken ist, 
eingetragen werde. 

11) Die nach §. 2. leg. cii erforderliche Bescheinigung entwe- 
der des evangelischen oder des katholischen Geistlichen und die 
Dimissorialen entweder des einen oder des anderen, beziehungsweise 
die Dispensation von Beibringung der letzteren, sind bei dem Eirchen- 
buche der Gemeinde, deren Geistlicher die Gopulation vollzogen hat, 
aufzubewahren; wogegen die nach §. 3« leg. dt. behuf der Proclama- 
tion und Gopulation erforderlichen , unter A. dieser Instruction spe- 
cificirien Bescheinigungen, soweit sie nicht bloss zu den Acten der 
Proclamations-Ürkunde gehören, bei dem Eirchenbuche der Gemeinde 
aufzubewahren sind, deren Geistlichen die Gopulation nach d^ in 
§. 2. desselben Gesetzes gegebenen Begeln zustand. 

d. In Ansehung des Begräbnisaes. 

12) Ist von einem der unter L 8. bezeichneten katholische 
Geistlichen das Begrftbniss eines an einem andern, ala dem in §. 19. 
leg. cit. bezeichnet^a Orte verstorbenen Katholiken vollzogen, so ist 
in dem Eirchenbuche der katholischen Gemeinde der Begräbnissfall 
mit Anfahrung des Orts, wo der Sterbefall sich ereignet hat, unter 
Angabe des Tages und der Art des Begräbnisses einzutragen und am 
Bande zu bemerken, dass die nach §• 17* leg. cit. erforderliche Be- 
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scheinigung des eyangelischen Qeisflichen, welche bei dem Eirchen- 
bnche aufzubewahren ist, beigebracht worden sei. 

13) Der katholische Geistliche, von welchem ein unter 12. be- 
zeichnetes Begräbniss vollzogen ist, hat dem evangelischen Geist- 
lichen der Gemeinde, in deren Kirchenbuche der' Sterbefall mit Ord- 
nungsnummer hat eingetragen werden müssen, binnen acht Tagen 
den Tag und die Art des Begräbnisses, und, falls dieses nicht am 
Sterbeorte vorgenommen sein sollte, auch den Ort desselben, zum 
Zweck der Eintragung in*s Kirchenbuch anzuzeigen. 

14) Die nach §. 138. des Polizei-Strafgesetzbuchs eventuell er- 
forderlichen Erlaubnissbescheinigungen competenter Behörden , be- 
ziehungsweise die Concession zur stillen Beerdigung (§. 18. des Gesetzes 
vom heutigen Tage) sind in dem unter 12. bezeichneten Falle bei 
den Acten de& Kirchenbuchs der evangelischen Gemeinde aufeube- 
wahren, dessen Geistlichem das Begräbniss, beziehungsweise die Auf- 
sicht auf dusselbe ordnungsmässig zustand. 

IL Diejenigen zu kirchlichen Amtshandlungen im hiesigen 
Lande berechtigten katholischen Geistlichen, welche nicht zu deu 
unter L bezeichneten gehören, haben nachstehende Anweisungen zu 
befolgen: 

1) Dieselben haben aber die Taufen, Copulationen und Begräb- 
nisse, welche von ihnen an hiesigen Orten oder in Bezu^ auf solche 
Angehörige hiesiger Orte vollzogen sind, deren Taufe, Copulation oder 
Begräbniss einem evangelischen Geistlichen des Landes zustand und 
ihnen nur bedingungsweise gestattet war, sowie über etwaige Recep- 
tionen übergetretener evangelischer Lajdeseinwohner, welche sie vor- 
genommen h^iben, eine ordentliche Begistratur anlegen, bei derselben 
die in Ansehung jener Handlungen nach §. 2. unter 1. und 2., §. 5., 
Abs, t, §. 7., §. 9. unter 1. und 3., §. 10., §. 11., §. 14. und 17. des 
Gesetzes vom heutigen Tage erforderlichen Bescheinigungen aufzube- 
wahren nnd jene Registratur nebst diesen Bescheinigungen zur Pro- 
duction, wenn solche vom Herzoglichen Staatsministerio verlangt wird, 
bereit zu halten. 

2) Dieselben haben die Anzeigen, welche die unter L bezeich- 
neten katholischen Geistlichen gemäss den Bestimmungen Nr. 2., 
0., 18. dem zuständigen evangelischen Geistlichen zu machen ver- 
bunden sind, gleicher Weise rechtzeitig an diesen zum Zweck der 
Eintragung in's Kirchenbuch gelangen zu lassen. 
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Oesterreichische;Laiidesgesetze über Kirchen- und Sctial-; 
Concurrenz (nach amtlichen Quellen). 

(Fortsetzung. Vgl. Archiv Bd. IX— XVI, XIX.) 

1) Da$ Gesetz vom lä..Auffttst 'iQ66, •. 

wirksam für das Königreich Gdlizien und Lodömerieii skmmt dem 6rossher* 

zogthame Krakau, 
l^etreiTend das Schulpatronat and die Kostenbestreitong fpr die Lecalititenr der 

Volksschalen 0* 

Mit Zastimmimg des Landtages MeiBes Eönigreiches Galizien' 
und Lodomerien sammt dem Grossherzogthmne Erakau finde Ich 
anzuordnen ivie folgt: . . 

§. 1. Das ScHnlpatronat, in soferne dasselbe* lediglich im Ge** - 
setze begründet ist, hat sammt allen damit verbundenen Bechten 
und Pflichten zu entfallen. 

Schulpatronate dagegen ^ welche auf anderen Titeln beruhen, 
bleiben aufrecht. 

§. 2. Wo das Schulpatronat entfällt (§. l.)? gehen die mit 
demselben verbundenen Rechte, namentlich das Becht zur Fräsen* 
tation der Lehrer (des Lehrers oder der Lehrerin) bei Trivialschulen 
als solchen, wie nicht minder bei den nach Art der Hauptschulen 
elngeriqhteten'Trivialschulen — auf die Gemdnde Aber. 

^)Den Gemeinden steht das Recht zur Präsentation der Lehrer 
auch bei den von ihnen gegrfindeten und erhaltenen Schulen, welche 
zur Gategorie der Pfarrschulen, der Trivialschulen als solchen , und 
der nach Art der Hauptschulen eingerichteten Trivialschulen gehören, 
sowie femer auch bei jenen von der Gemeinde gegründei^n un^L er- 
haltenen Schulen der erwähnten Gategorie zu, bei denen das Becht 
zur Präsentation des Lehrers bis nun nicht bestanden hat, — in 
soferne die Bestimmungen der Stiftnngsurkunden nicht etwas An- 
deres festsetzen. 

Das Becht zur Präsentation des Lehrers wird nach den daräber 



1) Der Landtag hatte an der Regierongs- Vorlage mehrere, jedoch nicht 
erhebli^e Verändemngen vorgenommen. Vgl. aach das Kirehen-Concurrenzgesetz 
fQr Galizien vom 15. Aagast 1866 im Archiv XIX, 260 AT. 

2) Der hier vom Landtag beigefügte Absatz 2. und 3. za f. 10. der Re- 
gierangs-Vorlage bestimmt nor' das PrSsentationsrecht der Gemeinden n&her hi 
einer Weise, wie solches In den bezOglieben Gesetzen für andere L&nder mit 
AUerhOehster Genehmlgong bereits geschehen war. 
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bestehenden gesetzliehen Bestimmungen ausgeübt. Es mfissen jedoch 
alle am Verleihung der Stelle eingeschrittenen und mit der Torge- 
schiiebenea Qnalification versAenen Bewerber dem Pdtoentirenden 
2ur freien Wähl bekannt gegebw werden, ohne däss derselbe an den 
sogenaaDten Tema- Vorschlag gebunden wäre. 

g. 3, Die Verpflichtung zur Beistellung des Beheizungsholzes 
für Volksschulen, welche den bestandenen Dominien nur kraft des 
Gesetzes oblag und durch die Ministerial- Verordnung vom 15. De- 
cember 1848, R.-G.-B1. Nr. 28., in fernerer Wirksamkeit aufrecht 
erhalten wurde, ^ird hiemit aufgehoben, sowie überhaupt jede son- 
stige gesetzliche Verpflichtung der ehemaligen Grundobrigkeiten als 
Solcher, welche Leistungen fOr Volksschulen betrifft, gleichfalls als 
aufgehoben erklärt wird *). 

§, 4, Die Koaten der Herstellung, Erhaltung, Miethe, inneren 
Einrichtung und Beheizung der Schulgebäude, sowie die Kosten der 
Herstellung, Erhaltung und Miethe der Lehrerwohnungen, wie nicht 
minder die Xostto des Ankaufes der Baugrände für alle diese Ge- 
bäude, haben vor Allem die Schulpatronate, soweit sie fortbestehen 
(§. t), die hiefiii' gewidmeten Localfonde und jene Personen, welche 
hiezu durch Stiftung oder andere specielle privatrechtliche Titel ver- 
bunden sind, nach Massgabe der ihnen obliegenden Verpflichtung 
zu bestreiten* 

g. 5. Enthalten die speciellen privatrechtlichen Titel, auf denen 
das Schul patronat beruht, keine ausdrückliche Bestimmung bezüg- 
lich der Beschaffenheit und des Masses der Leistungen, oder kann 
aus diesen Titeln nur gefolgert werden, dass die gesetzlichen Ver- 
pflichtungen überhaupt ohne deren nähere Bezeichnung fibemommen 
wurden, so hat der Patron in Zukunft den vierten Theil der zu 
deckenden Kasten zu tragen, ausgenommen wenn er nachweisen wärde, 
dass er zu einer geringeren Leistung verpflichtet sei. 

g. 6. Wejm und in soweit die im §. 4. besprochenen Ausla- 
gen durch die daselbst bezeichneten Mittel nicht gedeckt werden 



1) Jn den Moitven der Regierang za dem Geseftzentwurfis war noch beson- 
ders bervorgebobeD , es sei der Satz, dass Oberhaupt jede gesetzliche Verpflich- 
tung der ehemaUgeu 6rondohrigkeiten 9^ solcher, aufgehoben sei, deshalb noth- 
wendtg, weil In Gaü^len der vormals grundobrigkeUlicbe Besitz bis zan Augen- 
blicke keinem Gemeinde verbinde angehOrl hal, weiches besondere Verblltolss die 
in den aügemeinen Motiven [ÄrcftcD IX» dSS f.] erwfthote lliBiaterial-Verordnung 
vom 10. jQDi re&p. 3, Sept. 1949 dort nicfat zur Anweodung komnoi Uess and 
später Autass z^u vielen Zw«if^ aad StreitigkeUeii gab« denen durch die ge- 
buchte ZusatzbestjmmuDg für die Folge bfgagnet werden sotti 



i 
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köimeii, haben die nachstehenden Bestimmungen in Anw^dnng zu 
kommen. 

§. 7. Die Auslagen bei emer directivmässig eingerichteten 
Volksschule hat die Gtemeinde gemeinschaftlicfa mit dem Qutsgebiete 
zu bestreiten, wenn im Qutsgebiete keine abgesonderte Schule besteht. 

§. 8. Die Kosten bei den Normalschulen in Lemberg und Kra- 
kau, dann die Kosten bei denjenigen Hauptschulen; mit denen Lehrer- 
Bildungsanstalten verbunden sind, oder künftig verbunden werden, hat 
der Normalschulfond in dem bisherigen Verhältnisse zu bestreiten. 

Den aus dem Normalschulfonde nicht bedeckten Best der Kosten 
hat die betreffende Gemeinde im Sinne des §. 7. zu tragen. 

§. 9. Sind einer bestimmten Volksschule zwei oder mehrere 
Gemeinden , zwei oder mehrere Gutsgebiete oder Theile derselben, 
oder auch eine oder mehrere Gemeinden und ein oder mehrere Guts- 
gebiete öder Theile derselben zugewiesen, so haben dieselben, falls 
nicht ein anderes üebereinkommen besteht, die Auslagen für die 
Schule gemeinschaftlich, und beziehungsweise nach Verhältniss ihrer 
Einwohnerzahl zu bestreiten. 

OWenn eine eingeschulte Gemeinde far sich eine abgesonderte 
Schule zu gründen beabsichtigt, so bleibt ihr dies freigestellt, und 
alsdann werden den DotaHonsabga/ng^) die eingeschult verbliebenen 
Gemeinden zu vertreten haben. 

§. 10. Die von der Gemeinde zu bestreitenden Schulauslagen 
sind in der Begel in derselben Weise wie andere Communalerforder- 
nisse zu bedecken. 

Bestehen jedoch f3r die verschiedenen Gonfessionen abges<mderte 
Schulen, und beschliesst nicht die Gemeinde, alle diese Schulen 
gleichmässig aus den gemeinsamen Üommunalmitteln zu erhalten, so 
sind die Auslagen für jede dieser Schulen , in soferne nicht ein an- 
deres üebereinkommen getrofPan wiyd, nur auf die Gemeindeglieder 
jener Confession zu vertheilen, for welche die Schule besteht ^)* 



1) Der nachfolgeDde vom Landtag (zu f. 11. der Regienings-Vorlage) bei- 
gefügte Zusatz Hess sich nicht beanstanden, da ta Oalitien der Sehalzwang ge* 
setzUeb nocb nicht besteht. 

2) Dieser Ausdroek sBll hier picht giW9 Rasiemd blb4 den Abgang der. 
Kosten für die SchuUocalitlten bezeichnen. Die Besoldungsfrage der Lehrer sollte 
hier nicht berOhrt werben. 

S) Im Regieruogs-Entwiurfe (S. 9.) war }fi& noch beigefügt: „^nd aber 
zur Bestreitoi« der Auslagen die Confesaionagenoasen erwahitter Masaea unvef-* 
mögend, ae ist ihnen von der Ortsgemeinde eine «agemeaseiif Untcorstati^iiiig an 
gewähren.'' Die Nichtannahme dieser BeaUmmupg wtWn sieh dur^ die Eigeih 
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§. 11. Sind, einer bestinmiten Vqlksschnle zwei oder mehrere 
Gemeinden , zwei oder piehrere GütsgAiete oder Theile .derselben, 
oder auch eine oder mehrere Gemeinden nhdein oder mehrere Gntfif 
gebiete oder Theile derselben zugewiesen, so ist zur Besorgung der 
Concurretizangelegenheiten, sowie zur Ausübung des Präsentatibns- 
rochtes (g. 2.) ein Gomit^ jaus ftnf Mitgliodem ssu bilden. 

Der Ortspfarref des Bitus, dessen Consistorium die Aufsicht aber 
die Schule übt, und der Schulpatrbn oder dessen Stellrertreter sind 
ständige Mitglieder des Comit^'s. 

Die übrigan Mitglieder, d. L drei, und wenn das Becht zur 
Prllsentatioti des Lehrers der Gemeinde zusteht, vier Mitglieder, wer- 
den auf di^ Dauer von sech&r Jahren durch die CQncurrenzpflichtigen 
Besitzer eines Gutes, welches einen abgesonderten Tabularkörper 
bildet, und durch die Gemeindevertretungen in der Art .gewählt, dass 
zuerst der Gerueinderath oder die Gemeindevertretungen ein Mitglied, 
und der Besitzer oder die Besitzer von eingeschulten landtäflichen 
Gutem ein zweites Mitglied in das Schulcomitä wählen, sodann der 
Gemeinderath oder die Gemeindevertretungen gemeinschaftlich mit 
dem Besitzer oder mit den Besitzern der Tabulargüter die Ergänzungs- 
wahl eines oder zweier Comit^mitglieder vomehmep. 

Bei der Wahl entscheidet die absolute Stimmenmehrheit', und 
im Falle diese Mehrheit bei der ersten und zweiten Abstimmung 
nicht erzielt werden könnte, werden diejenigen fctr gewählt angesehen, 
welche bei der zweiten Abstimmung die grösste Stimmenzahl er- 
hielten; bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Loos. 

Die Comit^mitglieder haben ihre Pflichten unentgelüich zu er- 
fUlen , nur ftir die mit diesen Geschäften verbundenen baren Aus- 
lagen ist ihnen der Ersatz zu leisten. 

g, 12. Da8*Comite i^ t&r die Angelegenheiten der Schulcon- 
cürrenz im beschliessende und überwachende Organ. 

Das Comit^ hat den Voranschlag festzustellen und die Jahres- 
rechnuiigen zu erledigen. Dessen Beschlüsse^ werden durch absolute 
Stimmenmehrheit gefasst, und sind für die concurrenzpflichtigen Ge- 
meinden uud Gutdgebiete bindend. 

§, 18. Das Gomit^ wählt aus seiner Mitte einen Obmann, 
welcher daa vollziehende. Organ desselben ist. Der Obmann hat das 



tbOmUcbkeit der ronTessioneUeD VerbUtnisse im Lande und ist auch insofern nicbt 
von besonderem] Belang, als bei den thatsicblieb bestebenden Verblltnissen in 
Gaiizien die Durcbmhrong einer streng confessioneUen' Scbeidong der VoULsscboIen 
wobl nocb nir lange unmOgUcb sebi wbrd. 
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Präliminare zu ver^ssen^ die Bechnnngen zu legen und die Gasse 
unter Mitsperre eines Cüomit^mitgliedes zu fahren. Jedes Gemeinde- 
mitgfied nnd jeder Eigenthfimer des Gatsgebietes hat das Becht, von 
der geprüften Bechnnng Einsicht zn nehmen. 

§, 14« üeber Besdiwerden gegen Yerfiogangen des Comitä's 
entscheidet der Bezirks -Ansschnss, and in letzter Instanz der Lan- 
des-Aosschass. 

Bezüglich der Frist zor Berafong, sowie bezfiglich des Antsichts- 
rechtes der Staatsyerwaltong fiber das Comit^ nnd die Anflösong des- 
selben: gelten die bezSglichen Bestimmohgen der Gemeindeordnong. 

§. 15. Der Sbuitsverwaltang wird das Becht .der OberaoMcht 
über Scholbaaten vorbehalten. 

§. 161 Die Yorschrifteli der politischen Schalver&ssong in 
soweit dieselben mit dem gegenwärtigen Gesetze nicht übereinstimmen, 
werden ausser Kraft gesetzt. 

§. 17. Mit der Durchfohrong dieses Gesetzes ist Mein Staats- 
minister beauftragt. 

Wien, am 12^ Angast 1866. 

IVana Josef m. p. 

Belcredi m. p. 

Anf Allerhöchste Anordnung : 

Bernhard Bitter von Meyer m. p. 

In der Sitzung vom 26. April 1866 hatte der Galizische Landtag 
auch ein Gesetz über die Versicherung der Schulgebände gegen. Brand- 
schaden beschlossen, dessen Sanction am Ende des Jahres 1867 zwar 
in Aussicht stand, jedoch noch nicht erfolgt war. 

2) Das Gesetz vom 23. Märe 1866, 

wirksam fOr das Herzogüiimi Steiermark, 

betreffend die VerpflichtaDg zur Annalune der Walil als Mitglied oder ObmanD 

eines iürdien- oder Scbalconanrreiiz-Aiisscbiisses. 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Herzogthums Steiermark 
finde Ich im Nachhange zu den Landesgesetzen vom 28. April ^) und 
17. August^ 1864 anzuordnen, wie folgt: 

§. 1. Jede in einen Kirchen- oder Schulconcurrenz-Ausschuss 
wählbare und ordnungsmässig gewählte Person ist verpflichtet, die 
Wahl zum Mitgliede oder Obmanne des Concurrenz-Ausschusses an- 
zunehmen. 



1) Vgl. ÄrcMv XVI, 114 ff. (fürrlieii-Conciirrenigesetz). 

2) Vgl ArMv XIII, 2SI ff. (Sehttl-ConcorreDigesetz). 
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Das Bechti rine solche Wahl abzolehfien, oder die Enthebung 
von einem dwiei bereits a&getretenen Amte zu verlangen, haben nur: 

1. Oeisiliefae; 

2. öffentliche Lehrer; 

3. Hof-r Staats- f Landes«- nnd dfifentMche Fondsbeamte und 
Diener; 

4. Militäipersonen; 

5. Personen, die über 60 Jahre alt sind; 

6. Diejenigen, welche die Stelle als Obmann eines Kirehett^ oder 
Schulconcurrenz-Ansschnsses dnrch eine volle Wahlperiode beUeidet 
haben, oder welche als Mitglieder eines Kirchen- oder Schuteoncur- 
renz- Ausschusses durch zwei nacheinander folgende Wahlperioden 
wirksam waren, Ar die nächste Wahlperiode; 

7. Diejenigen, die an einem, der AosÖbnng der Amtflp9idite& 
hinderlichen Eörpergebrechen oder einer anhaltenden bedeutenden 
Störung ihrer Gesundheit leiden; 

8. Personen, welche vermöge ihrer ordentlichen Beschäftigung 
durch lange Zeit in jedem Jahre ans den Qemeinden, für wekhe der 
Concurrenz-Ausschuss besteht, abwesmid sind. 

Wer ohne einen solchen Entschuldigungsgrund die Wahl anzu- 
nehmen oder das angenommene Amt fortzufuhren verweigert, verfällt 
in eine Geldbusse, welche der betreffende Goncurrenz-Ausschuss, oder 
in Ermangelung eines s(^chen der Laildes-Ansschuss bis 100 Gulden 
bemessen kann. 

Die Geldbusse fliesst in die betreffende Concurrenzcasse. 
§. 2. Gegen die von evMa Ccmcarrenz-Aussdiusse in Anwen- 
dung des §. 1. erflossenen Entscheidungen kann die Berufung an den 
Landes-Ausschuss ergriffen werden, welche: binnen der vom Tage 
der Zustellung der Entscheidung laufenden vierzehntägigen FallMst 
bei dem Obmanne des Concurrenz- Ausschusses zu äberreichen und 
von diesem an den Landes-Ausschuss zu leiten ist. 

IVanß Josef m. p. 

Belcredi hl p. 

Auf Allerhöchste Anordnung : 

Bernhard Bitter von Meyer m. p. 
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We Tersttdie zur neaen RegelMg der Kircbenconcurrenz-Gesetiz- 
gebung in öestenreich ob der Bnas (1864—66.) 

Dem Landtage för Oesterrekh ob der Enns waar im Jahre 1863 
eine mifc to Sa andere Eronländer mt m^hr (yäet wenige; Aendenm- 
gen bereitazom Gesetz erkobenen (Ärckh Bd, XII ff.) und nament- 
lieh mii der ebenfalls un^dedigt gebiiebeasii von 1864 fftr Oeskrmeh 
tmter der JSrtM.gleioIüaiiiende Begienmgsiwlage zugegangen. Nur 
entkieltraMi nichi, me in der Verlage zu Niederösterreich den Zusatz zu 
§« 5»y Wo es for Oesterreich unter der Enna hiess: »mehr ak 500 fl. 
imd im Wim v(m vuhr ois 700 fi, OesL Wc^. Und eine andere 
Aendenttg fand sich im gi 8., wonach in Oesterreich ob der Enns, 
wie im Begierimga- Entwürfe für die anderen Eronländer^ dem 
Patron V« ^ Baalast aufgebärdet werden sollte ^ während er nach 
dem Entwurf fior Nieder-Oesterreich , wie schon für m^rere an- 
dere KronMiider genehmigt worden, den driäen Theil trage» soll. 

Die BegianiBgSKYorlage! des ELircheneefteurr^iz<-Q^esetzes wurde 
von, demt oberösterceidiieehen Landtage einem Comit^ zur Vorberathung 
i&erwiesen. Berieh^statter dieses Gomit^'s^ war Dr. Kml Wiser, 
Derselbe stellte den Anisrag^ das Minifiterium dringend anzugehen, 
daes 1> die Torfieg^de B^ienmgs-Yorlage mit einem Gesetze ergänxt 
werde, in welchem den weitUdien Mitgliedemt der katholischen Eir- 
etaengemeinde und ihren Gtomdndevorständen,. sowie den Patronen auf 
die Gebahrung mit dem Eirchenvermdgen ein dem geistUchen nicht 
nachaichendcK Einflma gen^äihst und 2) ia vailen deii< Laien und Pa- 
tnMwiL zib kirehlicheft Zwecken as^l^ften oder aufzulegenden Leiston- 
gen dahia abzielendes» Bechten, Obliegeuheite&y Streitigkeiten und 
BsschwerdMi die Wohlthat und der Schütz: weltikher Entscheidung 
gesichert weide. 

AuS den Antrag tod Dr. Bomn bescfaloss der Landtag, in ^ne 
Sehinssfassung llbeir die BegJerungs-^Yorlage gegenwärtig nicht ein- 
zugehen, bis zugleich von. der Begierung die vorerwähnteiK Ergän* 
zoBgarorschiäge zm dorn Gesetze eingebnucht seien. 

Ein grfinicQidier Kenner der dnschlägigen Verhältnisse äusserte 
sich damals abe: E» ist nicht nur nicht nac%ewies^, sondern in dem 
mit gtändMeher Verwiivsng hin und her springenden Gomit^berichte des 
Harm Dr. Wiser auch, nidit einmsd versndit, nachzuweisen, woh^ 
der Liuer Landtag ein Mandat habe zur Vertretung katholischer 
Eirchengemeinden. Jedmi&Bs v^csteht «r nkhts« Ttsa dem Wesen 
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einer katholischen Eirchengemeinde, sonst hätte er unmöglich ypn 
(weltlichen) Vorständen ' derselben sprechen kOnnen. Die politische 
Gemeinde hat die aus ihr henrorgegangenen Vorstände. Der Vorstand 
der katholischen Kirchengemeinde ist der Pfarrer. Ausser dem 
Pfarrer bat die katholische Eirchengemeinde keinen Torstand; am 
allenvenigsten ist der Vorstand der politische Gemeinde, d«- mög- 
licher Weise auch Protestant sein kann, als solcher anzusehen. 

Sollte aber der Antrag so gemeint sein: bei der Gebahrung mit 
dem KircJten-Vermögen sollen die geistlichen und toeUUchen Glieder 
der Kirche7ige7n€inde und der Patron einen gleichen Einjßuss aus- 
iAm; so '\ß% dieses schon dermalen wirklich der Fall. Die- aus der 
Kirch engemeinde heryorgegangenen Kirchenväter, welche toit den 
geistlichen Kirehenvorstehem das Kirchen-Vermögen verwalten, üben 
mit den letzteren einen ganz gleichen Einflusa aus. Sie habeti einen 
CassaschlQssel, sie beschliessen mit dem geistlichen Kirchen-Vorsteher 
die Ausgabeii aas dem Kirchen -Einkonunen oder erwirken die Or- 
dinariatszustitamung zu grösseren Auslagen, sie haften mit dem geist- 
lichen Kirchen-Vorsteher far die Unversehrtheit des Kirchen-Vermö- 
gens und iiir jeden demselben, durch ihr Verschulden zugegangenen 
Schaden. Der Patron kann sich an der Verwaltung betheiligen, in- 
dem er jede Verfügung der Kirchen-Vermögens- Verwaltung dadurch zu 
sistiren vermag, dass er die Anforderung stellt, die Sache dem Bischöfe 
vorzulegen. Keine einiger Massen erhebliche Verifugüng über das 
Vermögen und Einkommen .der Kirche darf eingeleitet werden, ohne 
dass dem Patron vorher Gelegenheit geboten wurde, sich darüber 
auszusprechen, ; . 

Es scheint aber^ dass der Linzer Jjandtag meinte, dass die 
Kirchenväter nicht als die rechtmässigen Bepräsentanten der katho- 
lischen Kirchen-Gemeinden anzusehen seien, weil sie durch die kirch- 
liche Auetori tat nur mU Berücksichtigung der Mligen Wünsche der 
Kirchen- Gemeinde bestellt werden. Da aber die kirchliche. Ge- 
meinde mit der politischen häufig nicht zusammenfällt (z. B. in con- 
fessionell-gemischten Gemeinden oder in Pfarren, zu denen mdirere 
politische Gemeinden oder Gemeindefractionen, gehören), so wird es 
schwer sein, einen Bestellungsmodus der Kirchenväter zu ermitteln, 
bei welchem der Kirchen-Gemeinde em ähnlicher Einfluss zugestanden 
wäre, wie etwa der politischen Gemeinde bei der Bestellung der Ge- 
meinde-Vorsteher, zumal es an jeder Bepräsentation der Kirchen- 
Gemeinde gebricht Auch könnte die Staatsgewalt über das einer 
Kirche gehörige Vermögen doch nicht einseitig, ohne Emvernehmen 
mit den Bischöfen, imperative Massregehi erlassen. 



Zur neueD Regelang der Kircbeneoneorrenz in Oberösterreicb (1864—66). 43S 

%. Der in dem Linzer Landtags- Aasschasse nicht erwähnte, gewiss 
aber nnbewnsst massgebend gewesene Stein des Anstosses i^ das in 
der Allerhöchsten Entschliessang.vom 3. October 1858 den Patronen 
aberkannte Recht, Ausgaben ans dem zanäclist znr Bestreitang der 
Eirchenerfordemisse and erst in zweiter Linie za Baabeiträgen ge- 
wKbneten Eircheneinkomiben zu bewilligen. Allein die Patrone thnn 
fücht wohl daran, hierwegen den Bischöfen Opposition zu machen. 
Wenn die Verpflichtang, Beiträge za Eirchen- and Pfarrbaaten za 
leisten, der Titel dieses Bewilligangsrechtes sein soll, so wird das- 
selbe aach den £jrohen<-Geme'mden -nicht abgesprochen werden können, 
denen grössere Baubeiträge zagemathet werden, als den Patronen. 
Am Ende müsste man aach dem kirchlichen Pfründner ein solches 
Becht einräamen , weil er za Pfarrbaaten Beiträge leisten • mass. 
Welche Verwirrang müsste aber bei einer Termögens-Verwaltang ent- 
stehen, wenn der Pair(m^ die Kirchen-Qemeinde , der Ifarrer und 
der Bischof das Becht, Aasgaben za bewilligen, üben wollte. 

Es bleiben aber wohl nar zwei Aaswege: entweder übt die 
Regierung in letzter Linie das Entscheidungsrecht (so war es vordenoi, 
indem gegen die Weigerung des Patrons, Ausgaben zu bevrilligen, 
die Berufung an die Kegierung offen stand), oder es thut dieses die 
' hirchliche Auctoritäi. Nach der Natur der Sache und mit Bücksicht 
auf die- kirchengesetzlichen Bestimmungen wird das Letztere gesche- 
hen müssen, zumal dem Interesse, welches die Begierung an dem 
Eitphen-Vermögen hat, durch das Erforderniss des landesherrlichen 
Alienations- und Onerations-Gonsenses ausreichend Bechnung ^getra- 
gen ist. 

. Es scheint, dass der Linzer Landtag bei seinem Antrage die 
Basis im Auge gehabt hat, auf welcher die protestantische Eirchen- 
Verfassung beruht: das allgemeine Priesterthum, die vollendete Volks- 
souveränität und das suffrage universelle auf kirchlichem Gebiete. 
Diese Basis kann bei der Behandlung katholisch -kirchlicher Ver- 
hältnisse nicht zur Voraussetzung genommen werden, weil nach katho- 
lischer Anschauung die Unterordnung der Eirchen-Gemeinde über den 
von der competenten Eirchengewalt gesetzten Hirten nicht ausser 
Acht gelassen werden darf. Auch fährt eine gegentheilige Behand- 
lung kirchlicher Angelegenheiten zu einer .Despotie der Gemeinde, 
gegen welche für den Seelsorger die Gewalt des Bischofs ein süsses 
Joch ist. Die protestantischen Pastoren, Senioren und Superinten- 
denten wissen davon zu erzählen, /..": 

Was die Patrone anbelangt, so'isi durch: die allerhöchste Ent- 
.schliessung vom 6. December 1862 erklärt worden, dass durch die 

Archiv Ar Klrebenreclil. XU. -- . 28 
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allerhöchste Entschliessung Yom 3. October 1858 för den Einflass der 
Patrone hinrekhend gesorgt ist, und dass dieselbe bei etwa Tor- 
kommenden Anforderungen als Bichtschnur festgehalten werde. 

Was den zweiten Antrag des Landtags betrifft, dass die Aas- 
fuhrung des Eirehenbauconcurrenz-Gesetzes der weltlichen Entschei- 
dung unterstellt werde, so versteht sich ein solches Begebren ^ 
Landtags von selbst, weil über ein bürgerliches Gesetz nur Staats« 
behörden entscheiden können. Dieses ist auch im §. 19. der Be* 
giernngs-Yorlage offen ausgesprochen. Der Landtag hat sich durch 
sein selbstgeschaffenes Gespenst der Auslegung des Axt. 12. des Con- 
cordates ganz unnöthiger Weise erschrecken lassen. In jenem Artikel 
wird nur ausgesprochen, dass wenn die Frage entstehen sollte, ob 
eine Pfründe in ein Patronatsverhältniss gelangt, oder liberae colla- 
tionis sei, das geistliche Gericht zu entscheiden habe, aus dem ein- 
gehen Grunde, weil das Patronats-Verhältniss unter den durch das 
Eirchengesetz festgestellten Bedingungen entsteht, sonach über das 
Vorhandensein dieses Verhältnisses, wenn dasselbe von irgend Jeman- 
den angefochten werden sollte, nur die kirchlichen Organe entscheiden 
können. Daraus folgt aber keineswegs, dass die Entscheidung über 
Verpflichtungen, die. das bürgerliche Gesetz den Patronen auferlegt, 
zur Gompetenz der kirchlichen Behörden gehöre. Also auch in dieser 
Sichtung fehlt es an jedem Anhaltspunkt. 

In jeder Beziehung beruhen also beide Anträge 4es Landtages 
auf einer vollkommen irrigen Voraussetzupg. 

Nach dem Commissionsberichte des Herrn Dr. Karl TFfoer soll- 
ten übrigens an dem in obiger Weise zu ergänzenden Gesetze auch 
noch eine Beihe Modificationen gemacht werden, welche theils von 
keiner principiellen Bedeutung sind, wie z. B. in §. 1. die Aus- 
dehnung des Gesetzes auf die Herstellung und Erhaltung der Gottes- 
äcker, theils auf denselben verkehrten Grundlagen beruhen, wie die 
bereits kritisirten Ergänzungs - Anträge. Dahin gehört folglich der 
entschieden in die Freiheit der kirchenverfassungsmässigen Verwal- 
tung und Verwendung des Kirchenvermögens eingreifende Zusatz zu 
§. 1.: »Die Intercalar-Einkünfte der Pfründe werden ausschliesslich 
zur Herstellung der Kirchen- und Pfründengebäude gewidmet und zu 
diesem Zwecke abgesondert bei dem Kirchen-Vermögen verwaltet« 
Dass der Gommissionsbericht des Landtags überhaupt das ganze 
Goncurrenzgesetz auf einer anderen Basis aufbauen wollte, zeigt auch 
die Aenderung des letzten Paragraphen (20.) des Begierungs-Ent- 
wurfes, womach alle nicht durch das gegenwärtige Gesetz geänderten 
Bestimmungen aufrecht bleiben sollten, in den Schlussparagraph (19.) 
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des Landtags-Commissionsentwurfes, wornach allö über die vorliegen- 
den Pi'agen »bisher in Ober- Oesterreich bestandenen Gesetze mit 
Beginn der Wirksamkeit dieses Gesetzes ansser Eraft gesetzt« sein 
sollten. 

Nachdem nun der Landtag vom Jahre 1863 auf die Regierungs- 
Vorlage, weil darin den Gemeinden und Patronen zu wenig Einfluss 
auf die Verwaltung des Kirchen-Vermögens eingeräumt sei, nicht ein- 
gegangen war — so hatte der Fachreferent im Landes -Ausschusse 
Dr. J. G, V, Figuly, — einen Vortrag betreffend das Kirchen- Ver- 
mögen und die Beiträge 0ur Erhaltung und Herstellung von Kirchen- 
und Pfründen-'Qehäuden ^ Paramenten und Einrichtungen verfasst, 
über welchen bei dem Landes-Ausschusse am 17. August 1866 eine 
Anzahl Fachmänner vernommen wurden, worüber später ein gedrucktea 
Protokoll erschien. 

Gegenwärtig waren ausser dem Referenten Dr. v. Figuly: der 
hochw. Dompropst Dr. Rieder, der k. k. Landesgerichts-Rath Rucken- 
steiner und der k. k. Landesgerichts-Rath Steinbock, von denen im 
Einzelnen, namentlich von Ersterem eine Reihe einzelner Einwürfe 
sogleich erhoben wurden , . wie aus dem gedruckten Protokolle er- 
sichtlich ist. 

Schriftliche Gutachten, welche als Beilagen dem Protokolle bei- 
gedruckt sind sandten der k. k. Bezirksvorsteher Hillmaier (im We- 
sentlichen zustimmend), ferner der k. k. Bezirksvorsteher Schützen- 
berger (im Wesentliehen beistimmend), der k. k. jubil. Statthalterei- 
Rath Hauer (im Wesentlichen nicht zustimmend). 

Unter dem 18. November 1866 brachte dann Dr. Figuly als Be- 
richterstatter beim Landtage einen Gesetz-Entwurf ein, über den sich 
wiederum jene in den österreichischen betreffenden Verhältnissen be- 
sonders sachkundige Feder u. A. also äusserte: 

I. Sämmtliche im Kopfe dieses Gesetz-Entwurfes bezeichneten 
Objecte gehören ihrer Natur nach za den Angelegenheiten der katho- 
lischen Kirche, auf deren Regelung genau genommen weder die 
Staatsverwaltung noch irgend Jemand Anderer ausser den Organen 
der katholischen Kirche Einfluss zu nehmen hätte. 

Die Staatsverwaltung selbst theilt diese Ansicht. Denn in der 
allerhöchst sanctionirten Verfassung der evangelischen Kirche vom 
Jahre 1866 wird §. 42. lit. 7. die Verwaltung und Wahrung des (für 
Cultuszwecke gewidmeten) Gemeinde-Vermögens und der Stiftungen 
und die ordnungsmässige Rechnungslegung darüber, sowie die Sorge 
far die Erhaltung der Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude und des 
Friedhofes als eme Pflicht und als ein Recht des evangelischen 

28* 
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Presbyterioms erklärt. Nach §. 54. lit. 5, der nämlichen Verfassung 
bißdürfen Veräusserongen des Eigenthums der (Kirchen-) Gemeinde 
und Veränderungen in der Substanz des (kirchlichen) Gemeinde- Ver- 
mögens, sowie Anleihen, welche die Hälfte der Jahreseinuahn^en der 
(Kirchen-) Gemeinde übersteigen, bloss der Genehmigung des ev:an- 
gelischen Oberkirchenraths. Demnach hat sich weder die Staatsver- 
waltung, noch weniger aber Jemand Anderer ausser der evangelischen 
Kirchengemeinschaft Stehender in die Verwaltung des protestantischen 
Cultus- Vermögens oder in die Aufbringung der Kosten für Cultus- 
gebäude zu mengen. So wird es auch bezüglich der israelitischen 
Cultusgüter und Cultus -Auslagen, gehalten*. Wenn dieses bei der 
katholischen Kirche in Oesterreich anders ist,, so liegt der Grund in 
zweierlei' Umständen. Die Organe der katholischen Kirche nehmen 
zur Erzielung von Leistungen der Patrone und EircheurGemeinden 
die staatliche Zwangsgewalt in Anspruch. Sodann hat die kaiserliche 
Regierung von jeher zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfiiisse 
aus dem ö£Eentlicheh Schatze namhafte Unierstützüngen gewährt. 
Offenbar steht es der Staatsverwaltung zu, die Bedingungen festzu-r 
stellen, unter denen sie einer physischen oder moralischen Person 
züt Erreichung ihrer Zwecke die staatliche Zwangsgewalt gewähren 
will Desgleichen erscheint es billig, dass dQr Staatsverwaltung in 
Anerkennung der der Kirche gegebenen Unterstützungen einiger Ein- 
fluss auf die Verwaltung des Kirchen-Vermögens eingeräumt werde. 
Ein anderer Eechts- oder Billigkeitsgrund für die Einflussnahme in 
Betreff der kirchlichen Vermögens -Verwaltung und Regelung der 
Baulast lässt sich nach den principiellen wie nach den jetzigen ge- 
setzlichen Bestimmungen in Oesterreich nicht geltend machen. 

fl. Nach §. 18. der Bauordnung für Oesterreich ob .der Enns ist 
der Landtag in Kirchen- und Schul -Angelegenheiten nur dann zu 
näheren Anordnungen berechtigt, wenn diese sich innerhalb der Gren- 
zen der allgemeinen Gesetze bewegen. Wenn demnach der Bericht- 
erstatter des oberösterreichischen t<andes-Ausschusses in seinem Vor- 
trage vom 18. November 1866 erklärt, dass die Kirchen-Angelegen- 
heiten des vorliegenden Gesetz-Entwurfes verfassungsmässige Landes- 
Angelegenheiten seien, so gilt dieses nur insofern, als die Bestimmungen 
dieses Entwurfes den allgemeinen Gesetzen nicht zuwiderlaufen. 

IIL Im Ganzen genommen findet sich in jenem Entwürfe der 
anderer Liberalismus in seiner rücksichtslosen Tyrannei klar ausge- 
prägt Seine Signatur ist Unterjochung jeder selbstständigen Regung 
anderer berechtigter Potenzen , schonungslose Zertretung von Indi- 
viduen und Gorporationen, die sich dieser Unterjochung nicht fiigen 
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wollen, zumal wenn sie denn. Unglauben und der Unsitte entgegen?' 
arbeiten. Es sollen nach diesem Entwürfe die Gemeinden. mit dem 
Vorgeben selbstständigen Einflusses auf die Activität der Kirche ge- 
narrt werden, während der Schwerpunkt dieses Einflusses scheinbar 
der Regierung zukommt, in Wahrheit aber vom Landes-Ausschusse 
angestrebt wird. 

Bei dem Landes-AusschuSäe sollen Abschriften der Inventarien 
des Vermögens der geistlichen Körperschaften , der Kirchen und 
Tfrühden hinterlegt werden (I. Hauptstück §' ^.). t)ie Bewahrung 
und Verwaltung dieses Vermögene soll die 'Landesvertretung durch, 
den Landes- Ausschuss mit contr'oUir^h (ibid'. §. 4). Zu jeder Ver'- 
äusserung oder Belastung des Kirchen- oder PMnden^Vermögens ist 
-^ nicht der kirchliche Consens, der Bischof soll nur gehM* werden, 
sotidem — die Zustimmung der Stattialterei und des Xandes-Äus- 
sfchussesbei Vermeidung der Ungültigkeit des Actes erforderlich 
(ibid. §. 8.). DeAi Landes-Ausschusse soll das Recht zustehen, so oft 
er sich hierzu veranlasst findet, die Einsicht der Kirchenrechnungen 
zu verlangen und dieselben einer Prüfung zu unterziehen (ibid. §. 9.). 
Der Landes-Ausschuss kann zu jeder Zeit verlangen, dass die Schaden 
der Baulichkeiten, Paramente und Einrickttmgen durch die politische 
Obrigkeit unter Beiziehung aller Interessenten und Verpflichteten 
erhoben und die Ursachen derselben constatirt werden (ibid. §. 10.) etc. 
Die Bewilligung des Baues, die Genehmigung der Ziffer der Kosten 
^ ertheilt die Statthalterei im Einverständniss mit dem Landes-Ausschuss 
(ibid. §. 12.). Zu Auslagen, soweit sie den Betrajpi^on 50 fl. über- 
steigen ist die Zustimmung der k. k. Statthalterei und das Einver- 
nehmen des Landes -Ausschusöes erforderlich (ibid. §. 13.). Vom 
Bischof geschieht keine Erwähnung. Beschwerden gegen Entschei- 
dungen über Beiträge aus dem Kircheneinkommen, über die Frage 
der Nothwendigkeit von Bauten oder Anschaffungen werden nach 
Vernehmung des Ordinariates und im Einvernehmen mit dem Lan- 
des-Ausschusse von der k. k. Statthalterei genehmigt (IIL Haupt- 
stück §. 2.). 

Dieser monströse Einfluss des Landes-Ausschusses auf katho- 
lische Kirchen -Angelegenheiten entbehrt jeden haltbaren Grundes. 
Selbst wenn man der in dem beim österreichischen Landes-Ausschusse 
am 17. August 1866 aufgenommenen Protokoll S. 3. ausgesprochenen 
Ansicht — die keineswegs unbestritten und unbestreitbar ist — 
beistimmen wollte, dass die Kirchetigemeinde Ei'genthümer des Kir- 
chengütes sei , so würde daraus immer nur die protestantische An- 
nahme folgen, dass die ZtrcAengemeinde als Eigenthümerin des 
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Kirchengntes den der Eirchenver&ssiuig entsprechenden Einflnss auf 
das Kirchenvennögen habe. Mit Kirchengemeinden und deren An* 
gelegenheiten als solchen hat aber die Landesvertretung nichts zu 
schaffen.. *" 

Das zweite HauptsHick des Gesetz*Entwurfes beschäftigt sich 
mit den Rechten des Patrons. Für die Privatpersonen sollen darnach 
alle Bechte aufrecht bleiben, welche ihnen kraft der Stiftung in Folge 
von Verträgen, kraft Observanz oder sonstigen Bechtstiteln zustehen. 
Zur Erledigtmg von Eirchenrechnungen soll Genehmigung des Pa^ 
trons und der Gemeinden, nöthig sein. Der Gesetz-Entwurf vergisst, 
dass das Patronatrecht im WesentHcben ein Complex von kirchUchen 
auf dem Gebiete der Kirche zu übenden Becbten ist. Auch vergisst 
er, dass die Allerhöchste Entschliessung vom 3. October 1858 dem 
Patron nur jenes Mass von Bechten zuspricht, welches ihm kraß der 
Stiftung zukommt. Auf dieses Mass sollen nach dem Entwürfe nur 
die öffentlichen, nicht die Privat-Patronate beschränkt sein. 

Erst das dritte Hanptstück des Gesetz -Entwurfes handelt von 
der Kirchenconcurrenz. Es soll darnach die Entscheidung über die 
Noth wendigkeit und das Mass von Bau- und anderen Auslagen in 
erster Instanz, ohne dass der Bischof davon etwas weiss, durch den 
Vorstand der PfarrMrche und zwei dazu ganz incompetente Factoren, 
nämlich den Po^on, (der den kirchlichen Gesetzen über das Patronat, 
wie nach der Allerhöchsten Entschliessung vom 3. October 1858 kein 
Kecht über die Bewilligung von Ausgaben aus dem Kirchen-Ver- 
mögen zu entscheiden hat,) und den Vorstand der politischen Ge- 
meinde (der auch Protestant sein kann) nach Stimmenmehrheit ge- 
troffen werden. Und über Beschwerden soll nach blosser Vernehmung 
des Ordinariats die Statthalterei im Einvernehmen mit dem Landes- 
Ausschusse entscheiden. Für den Fall, dass eine Kirche oder Pfründe 
keinen Patron habe, war nichts vorgesehen. 

Die Grundsätze des zweiten und dritten Hauptstückes stehen 
also wie die des ersten auf dem Boden des vollsten liberalen Despo- 
tismus, die Verkennung der principiellen und grundgesetzlichen Ver- 
schiedenheit von Staat und Kirche, bürgerlicher und kirchlicher Ge- 
meinde, Verkennung des naturgemässen Satzes, dass kirchliche An- 
gelegenheiten ebensowohl in kirchenverfassungsmässiger, wie politische 
und Staatsangelegenheiten in staatsverfassungsmässiger Weise zu 
erledigen sind. 

Das Ministerium wies den Eegierungsvertreter beim Landtage 
an, sich im Allgemeinen gegen die Grundsätze des übrigens auf dem 
Landtage von 1867 nicht zur Verhandlung gekommenen Gesetz-Ent- 
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wurfs za erklären, denn es sei nach den bestehenden Beicbsgesetzen 
nicht zulässig, dass die Verwaltung der Eirchengäter von der Be- 
gierung einverständlich nüt dem Landtage ohne Dazwischenknnft der 
kirchlichen Behörden geregelt und von jenen Nonnen abgegangen 
werde, welche mit der Ministerial- Verordnung vom 20. Juni 1860 
B.-3.-B. Nr. 162. allgemein und welche insbesondere ffir die Linzer 
Diöcese mit der Verordnung des bischöflichen Ordinariates vom 28. Sep- 
tember 1860 erlassen w(»rden sind und welch letztere Verordnung 
das Cultus-Ministerium mit Erl^ss vom 30. October 1860, Z. 15,958. 
als mit der Allerhöchsten Entschliessung vom 3. October. 1858 voU- 
konmien im Einklänge stehend erklärt hat Der Entwurf des Ge- 
setzes enthalte eine Biihe von Bestimmungen, welche mit den be- 
stehenden gesetzlichen Verordnungen nicht vereinbar seien. Die 
Einflussnahme des Landes-Ausschusses und der polüisehen Gemein- 
den in der Bewahrung und Verwaltung des Kirchen- und Pfründen- 
gutes sei unzulässig und für den Patron könne nur das in der 
Allerhöchsten Entschliessung vom 3. October 1858 festgestellte Aus- 
mass von Bechten in Anspruch genommen werden, sowie die Be- 
gierung hinsichtlich der Verpflichtung zu Patronatsleistungen einen 
Unterschied zwischen öffentlichen und Privatpatronaten nicht zulassen 
könne. Betreffend das dritte Hauptstück des Entwurfes, so wider- 
streite die letzte Alinea des §. 1. der direetivmässigen. Zuwendung 
der Intercalar-Einkänfte zum BeHs^onsfonde, worauf auch §. 3. des 
zweiten Hauptstäckes hinweise; die erste Instan:^ wie sie im §. 2. 
fär die Entscheidung gebildet werden solle (nämlich aus dem Vor- 
stand der Pfimrkirche dem Patron, und dem Vorstand der betreffen- 
dm politisehen Gemeinde resp. bei Goncurrenz mehrerer Gemeinden 
'der Vorstand des Comit^^ nadi Stinunenmehrheit) sei eine unzu- 
lässige Neuerung. 
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Oesterreichische Gesetze und YeroidnuDgen über die Vermögens- 
rechtliefae Stellung y Einkünfte, Be'BtoUienifig «des Klerus und der 

religiösen Orden, 

nach amtlicben Quellen roitget heilt * von Prof. Dr. F. Veringr. 

(FortaetEiing. Vgl. Arcliiv XrV, S. 92-121., 401-473.; XV, 33-66.; XVI, 223-263., 

417-436.; XVH, 76—93.; XVm, 125—138.) 

190) Cfdt'Ministeridlerlass vom 34. Märe 1860, Z, 4406., 
""' ? • an die Statthaltereiabtheilung in Pressbnrg, 

betreffend den Einfluss der kaiiserlichen Behörden auf die Verwaltung des Kirehen- 
nnd Pflrfindenvermftgens, dann auf die Realisirung frommer StiftQijigen. 

In. Erled^üag des Berichtes .*.. findet man der k. k zu 

erdfihen, dass voji dem H^rm Cardinal Fürst-Primas und Erzbiscbofe 
von Gran die gedruckte Instruction mit dem Beifügen anher vorgdegt 
worden sei, dass er dieselbe dem Klerus der dortigen Erzdiöcese zur 
Eichtschnur bei der Verwaltung des Kirchen- und PfrundenvermOgens 
vorgezeichnet habe, . . . 

Aus dem Inhalte dieser Instruction.ergibt sich, dass dieselbe in 
allen wesentlichen Funkten mit den von der bischöfliche Yersanma- 
lung des J^ahres 1856 über diese Angelegenheit vereinbarten Vor- 
schriften und mit den Bestimmungen der Allerhöchsten Bntschliessung 
vom 3. October 1858 im Einklangs stehe,, in welchem Anbetrachte 
man die Einfahrung der erwähnten Instruction nidbtbeaastftndet hat, 
zumal zu §. 24. derselben von dem Herrn Cardinal erklärt worden 
ist, er werde dafür sorgen, dass in Fällen der Veräusserung oder be- 
trächtlichen Belastung eines Kirchengutes die. im Artikel XXX. des 
Concordates vorgeschriebene Erwirkung des landesherrlichen Consen- 
ses nicht unterbleibe. 

Dies vorausgesetzt, hat man lediglich zu erinnern gefunden, 
dass die im §. 21. der Instruction ausgesprochene Zulassigkeit der 
Blocirung von Kirchen- und Stiftungscapitalien in Sparcassen grund- 
sätzlich nicht zugestanden werden könne, weil, abgesehen davon, 
dass für die in Sparcassen angelegten Geldbeträge in der Begel ein 
geringeres Mass von Zinsen gezahlt wird, als für diß bei Privaten oder 
im öffentlichen Fonde elocirten Capitalien der Besitzer eines .auf was 
immer für einen Namen lautenden Sp^cassebüchels dasselbe zu jeder 
Zeit anstandslos in bares Geld umsetzen kann, was bei Kirchen- und 
Stiftungscapitalien nicht der Fall sein soll, indem es bezüglich der- 
selben als Begel gelten muss,.dass sie entwedar auf- einer pupiUar- 
mässige Sicherheit gewährenden Priyathypothek .oder im öffentlichen 
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Fonde elocirt werden, weil öffentliche oder I^vätl^huldflchöuiev'^^ 
sie entsprechend vinculirt sind, nur unter Beobachtung bestimmter 
Förmlichkeiten in bared Geld verwandelt werden können- Eine Elo- 
. oirwg . von. Eirchengeldem ia - Sf^pasden . kann. •. di»niittch jiitir VituSr 
nahmsweise Torubergehend und auf kurze Zeit gestattet werden', wenn 
sich die allsogleiche Elocirung eines Eirchencapitals auf einer pu- 
pillarmässige Sicherheit gewährenden- Priväthypothek* ödör im Ment^ • 
liehen Fonde als unausführbar» darstellt* ^ • •• . , ...-:-. r 
. Aus .den über den Inhalt der^ erwähnten Instruction 'gefloge- 
nen Yerh£in(}lungen/^at man ferner -entnommen^dAßSsich^as^^^ 
MetropoUtancapitel an der Verwaltung des Vertoögens ein^Iner Kur? ' 
chen und Pfründen der dortigen Erzdiöcese betfaeilige, was. 4arauf 
schliessen /lässt , daäs daselbsV die in einigen* Anderen bis^^£[icb0^. 
.Sprengein von Ungarn bestehende üebung obwalte, zufolge deren Be- - 
sfaindtheile des Parti(5ttlar-, Kirchen* und Stiftungsvermögens der Ob- 
sorge des Domcapitels anvertraut und durch dasselbe unter seiner 
Haftung verwaltet werden. 

Hinsichtlich dieser Uebung muss man bemerken, dass kein 
Eurchen^esetz nachweisbar ist, nach welchem das Domcapitel unter 
diejenigen gehört, denen die Verwaltung einzelner Kirchen, Stiftun- 
gen und Pfründen obliegt. Vielmehr steht nach den canonischen 
Vorschriften die Verwaltung des frei eigenthümlichen oder zu beson- 
deren Stiftungffli gewidmeten Vennögens kirchlicher Institute den 
geistlichen Vorstehern dersdben zu. * . 

Desshalb hat man dem Herrn Cardinal Primas die hierämtliche 
Erwartung bekannt geben lassen, er werde im Sinne der Kirchenge- 
setze die erforderlichen Einleitungen treffen, dass wenigstens nach 
und nach die von dem Graner MetropoUtancapitel bis nun eumulativ 
verwalteten Partieular-, Kirchen- und Stiftungscapitalien den Kirchen, 
deren Eigenthum sie sind, zur eigenen Verwaltung überwiesen und 
derlei Ca^talien in Hinkunft nur dann der Verwaltung des Dom- 
ca^ls anheimgegeben werden, wenn sich die Elocirung derselben 
durch die betreffenden Kirchenvermögensverwaltungen nicht bewerk- 
stelligen iSfist, und desshalb von diesen selbst jene Massregel ge- 
wünscht wird. 

Uebrigens versteht es sich von selbst, dass in solchen Ausnahms- 
fällen da& MetropoUtancapitel derlei GapitaUen nur unter pupillar- 
mässiger Sicherheit und mit Binwilfigung de? «rzbischöflichen Ordi^ 
nariates anlegen könne, dass es femer für die genaue Beobachtung 
der Vorschriften zu haften habe, welche^ for die ^Verwaltung sowie 
zur Sicherstellung und Erhaltung des Kirchenvermögens vorgezeichnet 
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sind, nnd.dass elidlich derM dem MetropoUtancapitel zur Yerwaltang 
anvertraute Gapitalien in der Bechnung der Kirchqn, deren Mgenthnm 
sie sind, aufgeführt werden mflssen, wobei insbesondere ersichtliGh 
zn machen ist, wie das Jahresertrftgmss jedes einzelnen Stiftongsfondes 
seine Verwendung finde. 

In der Voraussetzung, dass diese Bemerkungen die erforderliche 

Beachtung finden werden, hat die k. k , was auch von den 

politischen ünterbehörden gilt, in Hinkunft in dem Bereiche der Grra- 
ner Erzdiöcese auf die Verwaltung des Kirchen-, dann des kirchlichen 
Stiftnrigs- und Pfruhdenvermögens nur den nach Artikel XXX, des 
Concordates und nach den Bestimmungen der Allerhöchsten Ent- 
schliessung vom 3. Öctöber 1858 zulässigen Einfluss zu üben, weshalb 
die bisherige behördliche Ingerenz bei' der Reälisirung der zu Gunsten 
der Kirchen und kirchlichen Pfründen errichteten Stiftungen in Weg- 
fall kömmt, indem hierwegen die §§. 6., 7., 8., 9. der von der bischöf- 
lichen Versammlung des Jahres 1856 vereinbarten, der k. k 

unter dem 15. Ootober 1858, Z. ^xi: » mitgetheilten Vorschriften 
massgebend sind und die Landesbehörden zufolge Allerhöchster Ent* 
Schliessung vom 3. October 1858 nur eju ungestempeltes Exemplar 
der von dem Ordinariate bestätigten Stiftungsurkunde in Ani^ruch 
nehmen können. 

Was aber jene Stiftungen anbelangt, die im §. 37. der oben 
erwähnten Instruction fhndationes eategoriae saecularis genannt wer* 
den, so hat man den Herrn Cardinal ^zbischof von Oran schon vor« 
längst aufitnerksam machen lassen, dass den bischöflichen Ordinariaten 
auf die Verwaltung solcher Stiftungen keineswegs der in den bezöge« 
nen Vorschrifben der bischöflichen Versammlung des Jahres 18^ an* 
gedeutete Einfluss zustehe, indem bei dem Abschlüsse des Concordates 
von Seite der kaiserlichen Regierung laut Punkt XX. des von dem 
Fürsterzbischofe von Wi^ untw dem 18. August 1855 an den Car- 
dinal Viale gerichteten mit den »Ecciesia catholica« beginnenden 
Schreibens blos zugesichert worden ist, dass die Bischöfe nicht ge- 
hindert sein' sollen, in den Wohlthätigkeitsanstalten, bei welchen 
Stiftungen der erwähnten Art bestehen, kraft ihres oberhirtlichen 
Amtes das zn leiten, was die Religion und die ünbescholtenheit des 
christlichen Wandels angeht, in welchem Anbetrachte hinsichtlich der 
Vermögensverwaltung der Spitäler^ Armeninstitute und dergL den 
kirchlichen Organen nur nach Massgabe der Statuten solcher Anstal- 
ten und der bestehenden politiachen Vorschriften ein Einfluss einge- 
räumt werden kann. 



Cttlt-Ministerialeriass vom 6. April 18«0. 443 

191) (Mi.-Mimteriai€rla8» vom 6. Äprü 1860, Z 3375., 
an sämrotlicbe Lfinderstellen, 
betreffend die Vormerkung des Yhiealams bei Obligationen, die iaur mehrere Stif- 
tungen lauten. 

Eine nicht unbedeutende Arbeitslast erwuchs der k. k. üniversal- 
Staatsschuldeucasse dadurch, dass bei Vinculirungen, Umschreibungen 
u. s. w. von Obligationen, insbesondere solchen, die zur Bedeckung 
von Stiftungen bei Kirchen, Klöstern u. s. w. dienen, das von den 
Parteien angegebene Vinculum nach seiner ganzen Ausdehnung auf 
der Obligation dem Greditsbuche, dem Liquidationsacte und den Um- 
schreibungsjoumalen aufgetragen wurde. 

Das Vinculum war oft so umfangreich, dass der Obligation .und 
dem Greditsbuche, auf welchem der für das Vinculum offen gelassene 
Baum selbstverständlich nur eine beschränkte Ausdehnung hat, ganze 
Bogen zur Aufnahme der Intestirung angeheftet werden mussten. • 

Die wörtliche Auftragung so umfangreicher Haftungsclauseln 
erscheint aber in vielen Fällen insbesondere dann nicht geboten, 
wenn die zu vinculirende Obligation zur Deckung von Stiftungen, 
die bei einer und derselben Kirche, Pfründe, Abtei u. s. f. bestehen, 
dienen soll. 

Die bestandene vereinigte Hofcanzlei hat im Einverständnisse 
mit dem^ Hofkammerpräsidium bereits mit Decret vom 26. October 
1843, Z. 33,767., sämmtlichen Landesstellen bekannt gegeben, dass 
wenn an einer auf öffentliche Fonde lautenden Obligation einzelne 
Stiftungen, Antheite besitzen, zur SichersteUung und Evidenzhaltung 
dieser Stiftungen genüge, wenn auf der Backseite der Obligation von 
dem Provincial-Zahlamte der jedw Stiftung gehörige Theilbetrag er- 
sichtlich gemacht wird. 

In diesem Sinne hat das Finanzministerium der k. k. üniversal- 
Staatsschuldencasse gestattet, bei Hafbungsclauseln, die eine grössere 
Ausdehnung haben, insbesondere von Obligationen, die zur Deckung 
einer grossem Anzahl von Stiftungen bei einer und derselben Kirche, 
Pfründe u. s. f. dienen, me Abkürzung in der Art anzuwenden, dass 
das Vinculum einfach auf die bezügliche Kirche, Abtei u. s. w. for 
verschiedene Stiftungen zu lauten hat. 

Die Äntheüe der einzelnen Stiftungen w den Obligationen kön- 
nen aber unter Fertigung des Pfarr^s, des Vogtei-, und beziehungs- 
weise Patronatscommissärs, dann der Kirchenväter^ aof dem Rücken 
der Obligation ersiehtlieh gemacht werden. 

Ein solcher Vorgang, der auch seiner Zeit bei. der Begulirung 
des geistlichen Stiftungswesens in Nied^österreich als ein ganz zweck* 
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massiger erkannt wurde, erscheint um so weniger bedenklich, als die 
einzelnen Stiftnngsantheile ohnehin auch dnrch die Stiftbriefe in 
Evidenz gehalten werden. 

Das Finanzministerium hat daher laut Eröffnung Vom 21.* Fe- 
bruar 1860, Z. 9189., die Üniversal-Staatsschuldencasse angewiesen, 
in allen kfinftig yorkommenden Fällen die Vinculirung nicht anders, 
als in der oben angedeuteten Weise vorzunehmen, wovon die k. k. 
..... die Ordinariate sur weiteren Yerfögung in die Eenntniss zu 
setzen hat. • 

192) Ctdt.'Ministeridlerlass vom 18. April 1860, Z 4994^ 

an die Statthalterei \m KOstenlande und die Landesregiernng in Krain, 

betrelTend die Vorstudien der Candidaten geistlichpf Orden. 

Der Vorstand der Franciscaner Ordensprovinz vom heiligen £^reaze 
zu Castagnavizza ist unter dem 9. Februar 1860, Z. 139., hleran^ts 
bfttlich geworden, geeignete Ordenscandiciaten schon nach vollendeter 
vierter Gymnasialclasse aufnehmen und einkleidien zu dürfen. 

Zufolge . des Artikels' XXVIII. des Concördates ist den Vor- 
ständein geistlicher Orden nicht vermehrt, in Gemässheit der in dem 
hieränjtlichen Erlasse vom 27. Juni 1859, Z. ^^n angedeuteten Vor- 
schriften des heiligen Stuhles die darum Aasnchenden io's. Noviziat 
und zur Gelübdeablegung zuzulassen. . ■ ■ . 

Wenn aber für den Unterhalt der Glieder der genannten Ordens- 
provinz die Beihilfe des Beligionsfondes in Anspruch gen^msaen^yer- 
den will, so kann dieselbe nach Massgabe des Hofcanzleidecretes vom 
24. Jänner 1811, Z. 1010., in wiefeme es sich um Ordenscandidaten 
handelt, die für den Priesterstand bestimmt sind, nur dann gewährt 
werden, wenn solche . Candidaten die vollendeten Studien d^r ersten 
3echs Gymnasialclassen nachzuweisen vermögen. . 

Eine weitere Begünstigung der erwähnten Franciscaner Ordens- 
provinz einzuräumen, ist man um so weniger in der Lage, als den 
Bischöfen die erforderlichen Unterhaltsroittel nur far jene Priester- 
standscandidaten ihrer Diöcesen aus dem Beligionsfonde gewährt wer- 
den, welche sie nach zurückgelegtem Unter- und Obergymuasium in 
die theologischen Studien aufzunehmen finden. 

193) (Mt'Ministerialerlass vom 19. April 1860, Z. 4922., 

an- den. Bischof von Steirtamanger, 

betreffeBd dJe f eWbrenfrde/AnsfeWtgung der Behelfe zur Erlangung der Befreiung 

¥on der Pflicht zum EiatriUe in dad Ifeer. 

-Was die Stenipelpflichtigkeit derartiger Urkunden anbelangt, so 
hat bierwegen ider Finanzministerialerlai^s vom 10. Jänner 1859 
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(Beichs-Gesetz-Blatt Nr. 13.) zur Bichtscbnur zu dienen, zufolge desaen 
die Zeugnisse der Seelsorger, welche von den Wehrpflichtigen im 
Grunde des provisorischen Amtsunterrichtes zum Heeresergänzungs- 
gesetze vom ^ Jahre 1858 zur Nachweisung der Bedingungen der ge- 
setzlichen Befreiung von der allgemeinen Wehrpflicht beigebracht 
werden müssen, nach der Analogie der Tarifyost 102 d) bedingt stem- 
pelfrei sind, in so lange davon kein öderer Gebrauch gemacht wird. 

194) Cult.'Ministerialerlass vom X9. Aprü 1860, Z. 4562., 

an das Landespr&sidium in Krakau, 

betreffend die Gebühren fOr Verabfolgang von Matrikscheinen im Aligemeinen und 

fQr Milit&rpflicbtige insbesondere. 

In der unter dem 21. März 1860, Z. -—- , anher vorgelegten Gur- 
rende VI., welche das Tamower bischöfliche Ordinariat am 15. März 
1860, Z. 1041., an den Klerus der dortigen Diöcese erlassen hat, 
findet sich sub Z. 2361. aus dem Jahre 1859 irrthümlich vorge- 
zeichnet, dass bei der Bemessung der Gebühren far Matrikseheine 
die Bestimmung des §. 4. der kaiserlichen Verordnung vom 8. Juli 
1858 (Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 102.) zur Richtschnur zu nehmen sei. 

Das k. k wolle dafar Sorge tragen, dass dieser IrJrthum 

nach Massgabe des hierämtlichen Erlasses vom 4. October 1858, 
Z. 17,124., unverzüglich berichtiget werde, zufolge dessen Stolage- 
bühren, welchen die Gebühren für Matrikseheine beizuzählen sind, in 
solange lediglich von der alten in die neue Währung umgesetzt wer- 
den sollen, als nicht die Ziffer dieser Zahlungen durch Gesetze oder 
Verordnungen in der österreichischen Währung neu festgesetzt wird. 

Was übrigens die Stollgebühren für Matrikseheine anbelangt, 
die an Militärpflichtige behufs der Erlangung der Befreiung von dieser 
Pflicht zu verabfolgen kommen, so ist dahin zu wirken, . dass bei der 
Bemessung dieser Gebühren die Vorschrift des hierämtlichen Er- 
lasses vom 23. 1860, Z. 3517., geuau eingehalten werde. 

195) (Mt.'Ministerialerlass vom 24. Aprü 1860, Z. 5607., 

an sSmmtlicbe Länderstellen, 
betreffend die Aavsteliung der Qalttungen zar Behebung der Interessen von ölTent- 

lirben Obligationen. 

Von Seite des k. k. Finanzministeriums ist unter dem 2. April 
1860, Z. 13,513., anher eröfoet worden, dass in Hinkunft; die Aus- 
zahlung der Interessen von öffentlichen Obligationen, die ein Eirchen- 
gut bilden und als solches yincuürt sind, gegen Quittungen erfolgen 
werde, welche von dem Vorsteher der Kirche od^ kirchlichen PMnde, 
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zu deren freien oder belasteten Eigenthume solche Obligaüonen ge- 
hören, vorschriftmässig ansgestellt und mit dem Sigille der betreffen- 
den Kirche oder Pfründe bekräftiget sind. 

Hiervon hat die k. k. . , . • . die katholischen Biseh(tfe des jen- 
seitigen Yerwaltungsgebiets zur weiteren Verständigung der Kirchen- 
vorsteher und kirchlichen Pfründner mit dem Beifügen in ^e Kenntniss 
zu setzen, dass das k. k. Finanzministeriums hierwegen bereits die 
entsprechenden Weisungen an die Creditscassen erlassen habe. 

196) CuU.'Ministeridlerlass vom 8, Mai 1860 y Z. 6594., 

an die Stattbaltereiabtheilang in KascIiaQ, 

betrelFetid den von dem B^scbore von Mankacs dem Kleras seiner Diöcese vorge- 

zeiclineten neuen Tarif der abzunehmenden Stola- und Lecticalgeb&bren. 

Man findet der k. k zu eröffiien, dass zufolge des hier« 

ämtlichen Erlasses vom 4. October 1858, Z. 17,124., die Stola- und 
Lecticalgebühren in solange lediglich von der alten in die neue 
Währung umzusetzen sind, als nicht die Ziffer dieser Zahlungen durch 
Gesetze oder Verordnungen in der österreichischen Währung neu 
festgesetzt wird. 

Diese Verfügung wird auch bezüglich der genannten Gebühren 
in der griechisch-katholischen Diöcese Munkaes zur Bicbtschnur zu 
dienen haben, bis die Umstände gestatten, eine allgemeine Begelung 
dieser, erforderlichenfalls durch den Beistand der weltlich^i Behörden 
einzuhebenden Bezüge einzuleiten, wobei man selbstverständlich mit 
den Herren Bischöfen das geeignete Einvernehmen pflegen wird. 

Hievon ist der griechisch-katholische Herr Bischof von Munkaes 
mit dem Beifugen zu verständigen, dass man bei dem Umstände, als 
es nicht angeht, dass in dem Masse der gesetzlich eingeführten 
Stolbezüge in einer einzelnen Diöcese Aenderungen vorgenommen 
werden, ausser Stande sei, den mit der Ordüiariatsverordnung vom 
5. Februar 1859 kundgemachten Gebührentarif, in wiefeme derselbe 
mit dem bisher zu Becht bestandenen Masse der Stola- und Lectical- 
bezüge, nicht im Einklänge steht, zu genehmigen. 

197) Cidt.-Mimsterialerlass vom 11. Mai 1860, Z. 6776., 

an die Stittb'alterei im KQstenlande, 
betreffend die Verwattnng des loealisirten Bruderschaftsvermdgens. 
Die Bestimmungen des Artikels XXX. des Concordates und der 
Allerhöchsten Entschliessung vom 3. October 1868 gehen lediglich 
die Verwaltung des Pfründen- und Gotteshausvermögens au und kön- 
nen dieselben fbr die Verwaltong des Vermögens irommer Anstalten 
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u&d Körperschaften nicht als massgebend angesehen werden. Der 
den bischöflichen Ordinariaten auf derlei Anstalten nnd Körperschaften 

zustehende Einfluss findet sieh in dem Punkt XX. des der k. k 

mit dem hierftmtlichen Erlasse vom 25. Jänner 1856, Z. ^^, zu- 
gekommenen Schreibens vom 18. August 1855 angedeutet, welches 
der Fürsterzbischof von Wien an den Cardinal Viale gerichtet hat. 
Um so weniger kann dem Ansinnen des Bischofs von Veglia Folge 
gegeben werden, zufolge dessen derselbe bei der Verwaltung der Ver- 
mögensantheile des exvenetianischen Bruderschaftsfondes die Vor- 
schriften der hieramts gebilligten Instruction beobachtet wissen 
möchte, die er seinem Qerus bei der Verwaltung des Kirchen- und 
Pfrändenvermögens ak Biditachnar vorgezeichnet hat. Bei dieser 
Sachlage, von welcher d:er Bischof von Veglia mit Beziehung auf 
seine Eingabe vom 26. November 1859, Z« 1040., in die Kenntniss 

zu setzen ist, blribt es lediglich der k. k anheimgestellt, in 

den Verfügungen, welche behufs der zweckmässigen Verwaltung des 
erwähnten Bruderschaftsvermögens in Folge des Decretes der bestan- 
denen vereinigten Hofcanzlei vom 11. Juni 1845, Z. 19,847., getroffen 
worden sind, jene Modificationen vorzunehmen, die geeignet erschei- 
nen, hervorgekommenen Missbräucfaen entgegenzutreten und im Sinne 
des bezogenen Hofcanzleidecretes eine möglichst gedeihliche Verwal- 
tung dieses Vermögens zu erzielen, wobei es allerdings angezeigt 

erscheint, dass den bischöflichen Ordinariaten der von der k. k 

in Aussieht gestellte Einfluss,. jedoch ohne Beziehung auf die Bestim- 
mungen-des Concordätes, eingeräumt werde. 

. 198) Ct4U.'Ministeri(aerla88 vom 22. Mai 1860^ Z. 6843., 

an die Landesr^gieraog za Krain, 

b4Mr«ffend die Modalitfiten der Uebergabe der Teifiporaiien des Bisthumes Laibacb 

an den neuen FQräibiscbof. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass die Uebergabe der Tem- 
poralien des Bisthumes Laibach an den neuen Fürstbischof, von Seite 
Derjenigen geschehe, welche dieselben während der Erledigung des 
Bisthumes verwaltet haben. Demnach wird es dem von dem Dom- 
capitel bestellten Temporalienadministrator und dem Mitverwalter, 
welcher diesem in Folge des hierämtlieh^ Erlasses vom 11. Februar 

1859, Z. 2217., von der k. k zur Seite gestellt worden ist, 

obliegen, die zu dem Bisthumsvermögen gehörigen Objecto dem Fürst- 
bischof ordnu^gsmässig zu tibergeben, wobei ein politischer Com* 
missär zu interveniren und darauf zu achten hat, dass alle zu dem 
Stammvwmögen des Bisthums gehörigen Bestan^U^heile und Objecte 
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unyerkfimmert in die Yerwaltüig de» .pein Amt antretenden Ffirsi- 
biscliofbs übergehen. Es mnss der Beürtheüung der k. k. • . . • . an- 
heimgestellt bleiben, in wiefeme esf erforderlich sei, dass der erwähnte 
politische Commissär bei der Uebung seiner diessfiklUgen Functionen 
von einem Organe der FinanzprocuratursabtheilUng der Staatsbuch- 
haltung und der Baudiroc^im liiitergttttzt.werdl». •' •• .. 

199) Note des Ministeriums des Innern vom 31. Mai 1860, Z. 17,003., 
betreffend die Verpflichtang der Seelsorger zor Entricbtung der Commanalsteaem. 

. (WnrdiB beim CHlt:MiD.-8ttb,2. 8167.. vom Jabre 1860, zur Kemitn|Ba genommen.) 

Auf die; schätzbare Zosclürilt yqm 15. Jänner 1360, Z. ^ , 
gibt t^an sicl^rdie Ehre« dem föblicben k. k. Ministerium dienstfreund- 
lichst mitzutbeilen , dass. die für. Ungarn erlassene Anordnung, nach 
welcher die Seelsorger all$r gesetzlich anerkannten Confelssionen, so- 
wie die Kabbiner zur Entrichtung der Gommunalstenem nur in so- 
weit verpflichtet sind, als dadurch ihre systemmässigen Bezfige nicht 
verkürzt werden,, welche übrigens bei den nicht katholischen Seel- 
sorgern mit dem Maximum von 315 fl. ö. W; ang^iommen werden, 
nunmehr auch auf 4^ Königreich Groatien und Slawonien, sowie die 
serbische Wojwodschaft und das Temesier Banat, dann auf ^ das Oross- 
fürstenthum Siebenbürgen ausgedehnt worden ist. 

200) Ctdt.'MimsteriakrlasS vom 20. Jufii, 1860, Z. 8950., 
an s&mmtticlie LAnderstellen, mit Ausnahme d^$ lombardiscli-veBetiantselied KO- 
.... nigreiehes, * ■ ', -: 

. beireffend die VerSusserang ond Belastong der KirehengQter. 

Bei dem.Abschlusse des Goncordates ist.behufa der Erleichterung 
der Ausführung des Artikels XXX. desselben mit' dem heiligen Stuhle 
das üebereinkommen getroffen worden, dass die Erzbischöfe uiid 
Bischöfe ermächtiget werden, in vorkommenden Fällen die kirchliche 
Zustimmung zur Veräusserung oder beträchtlichen Belastung der in 
ihren Sprengein gelegenen Eirchengüter zu gewähren. Diesem üeber- 
einkommen hat der heilige Stuhl durch das sub */. in Abschrift mit- 
folgende, den Bischöfen im Wege der Wiener Apostolischen Nunciatur 
zugegangene Apostolische Breve vom 3. April 1860 entsprochen [ab- 
gedruckt im Archiv VI, 164—166.], durch welches der Apostolische 
Nuntius zu Wien oder sein Stellvertreter, dann die Erzbischöfe und 
Bischöfe vor der Hand fär die Dauer von zehn Jahren die Berech- 
tigung erlangen, innerhalb der ihnen vorgezeichneten Grenzen für 
die Veräusserung oder beträchtliche Belastung -der Eirchengüter die 
kirchliche Alienations« oder Onerationslicenz zu ertheilen, wobei es 
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jedoch unbenomikieii bleiben sdl,. diese Licenz .'ujmiittdbar bei dem 
heiligen Stuhle zu erwirken. 

In welcher Weise die durch den bezogenen Artikel des Con- 
cordates erforderte landesfurstliche Zustimmuiig zur Yeräusserung und 
beträchtlichen Belastung, der Kirchengütei' zu erlangen sei, und unter 
welcher Voraussetzung die Eintragung von Rechtsgeschäften dieser 
Art .in die zur Erwerbung dinglicher Rechte alif unbewegliche 
Sachen bestimmten öffentlichen Bücher stattfinden könne, ist aus. 
den auf diese Angel^geuheit bezüglichen, einvernehmUch mit dein 
Armee-Öber-Cwninando von, dem Ministeriuni ftr Cultus und Unter- 
richt und von dem Justizministerium erlassenen Verordnungen zu 
entnehme, deren Kundmachung durch das Beichs-Gesete-Blait unt^ 
Einem eingelotet wird. [Bereits mi^getheüt im Arthii) V, 465 ff. 
Vgl. auch Beichs-Geeetz-Blatt 1860 «ib Nr. 175.] 

Nach dem Inhalte derselben tritt der Fall des zweiten Absatzes 
des Artikels XXX. des Coneordates erst dann ein, wenn das zu 
veräussjemde Kirchengut den Werth von 100 fl. ö. W., die Belastung 
eines :s€dchen^ntea die. Summe von 1000 & 5« W. überschreitet, oder 
bezüglich desMiben ein Pacfair oder Miethvertrag auf mehr alsr drei 
Jahre oder unter der Bedingung der Vorausbezahlung des Pachte 
Schillings oder.Miethzinsesfür mehr als Ein Jahrabgeschlossto wer^ 
den will. Ausserdem fällt die Qewährung der kirchlichen Ve?- 
äusserungs- oder Bela8(tung£d&cenz der bischöflichen Amtsgewalt an^ 
heim^ und steht den .kaiserlichen Behörden, eine Ingerenz nur ^. 
soferne zu, als- es siifh.um das Gut einer. Kirche oder Pfründe des 
landißsfurstUchto Bejigions«- oder Btudienfondspaironates handelt, somit, 
die durch die Allerhöchste Entschliessung vom 8. October 1858 [Vgl. 
oben Nr^ 104. Bd. XVI. S. 223.] gewahrte Einflussnahme des Patronafeer 
Platz greift Es erübriget nur noch zu erwähnen, dass der FOrstbischof 
^oh Breslau in keinem Metropolitanverbande steht, ^omit ein exemter 
Bischof ist*, gleichwie der Erzabt vom Martinsberge im Königreiche. 
Ungarn ein Fraelatus huUiüs dioecesis, somit in Sachen der Voraus-* 
serüng oder bejträchtlichen Belastung der seiner Verwaltung unter« 
stehenden Kirchenguter den Bischöfen gleich zu halten ist; 

Endlich bleibt noch zu erwähnen/ dass durch die obenangede<i-* 
tete, von dem. Jusdiznünisterium, einvemehmlieh mit dem Armee- 
Ober -Gonomando .erlassene .Verordnipig .^e Gerichtsbehörden (in 
Bälmätien die fiypetfaekenämter) aiqfewiesen « %erdeftv jede« Sintrar . 
gung einet Vetäussenihg. oder Belastimg von Kirchengutem in die' 
öffentlichen Bücber der politischen Landesstelle unverweilt anzuzei-^* 
gen, welche dadurch, und durch die in Vollziehung d0S Ministerial* 
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BriassM Tom 25. JÄnmir 1856, Z. 1817-1855., Aber jene Eigm- 
thumserwerbQngeii von kirchlicher Seite erlangteR Müt^iliingen in 
die Lage kömiiit, ober den Stand des onbeweglidim Yetmögens 
katholischer Kirchoi, PMnden und geistlicher Institate in steter 
Eennhtniss zu bleiben. 

201) (Mt.-Mim9hrMefkM wm 36. Jtmi 1860, Z. 8107., 

an die Stittbilterei In Mlbren, 

wmbIi derselben blnridilKch einiger, die Ingerent der politiselien Landesstetlen bei 

der Kirebenvermögensverwaltenr betreffmden Fragen die erfarderliabeA Weifton- 

gen ertbellt werden. 

In Erledigung des Berichtes findet man der k. k.* 

zn eröffnen, dass laut der aus einem anderen Anlasse anher gelangten 
Mittheilung des Finanxmioisterinms die Vinenlirnng von Staatmehnld* 
verschreibnngen Skr öfentliehe oder kircUiehe Zwecke von der (Jni- 
versal-Staatsscbuldencaase ohne Anstand vorgeuimiBien wird, wenn 
dieselben anter genauer Angabe des Vinculums bei derselben un* 
mittelbar angebracht oder dureh die Oreditsabtheilungen^ welche sie 
von den Fkurtoien ohne Intervention einer anderen BdiSrde überneh- 
men, zu diesem Behufe eingesendet werden. Demnach entf&Ut die 
Nothwendigkeit einer Intervention der k. k. ... 4 . in dieser Angele- 
genheit, wovon die Ordinariate des jenseitigen Verwaltungs^ebietes 
ftar ihr diesAlliges Benehmen in die Kenntniss su setzra sind. 

Die £inieitnng der Löschung und Eintragung von Eirehen- 
cq^talien, Welehe auf dner Bealität in den öffentlichen Büchern 
bypothecirt waren, stellt sidi zufolge der von der bischöflichen Ver- 
sammlung über die Eirchenvermögensverwaltung vereinbarten Vor- 
Schriften als eine Massnahme dar, zu welcher die Genehmigung des 
Ksehofs erfordert wird, die nach der Allerhöchsten Bntschliessung 
vom 3. October 1858, wenn es sieh um kircheneigenthümlii^e oder 
Pfründencapitalien handelt, nicht ohne Einholimg der Aeusserung 
des Patrons ^heilt werden soll. Bei dem Umstände als in dem jen- 
seitigen Verwaltungsgebiete die Kirchenvermögens -Verwaltung auf 
Grund der Bestimmungen der bezogenen Allerhöchsten Entschliessung 
bereits g^egelt ist, erscheint zur Eintragung von Eirch^ncapitalien 
auf Bealittten in den öffentlichen Büchern , gMchwie. zur Löschung 
solcher Capitalien in diesen Büqhem, abgesehen .von dem Falle eiuer 
V^riasierung od« betrftchtUdien Belastung des Kirchengutes, ein. 
Gonsens der k. k. . . * . . nicht fernw erforderlich, und genügt hinzu 
die vter die Aeusserung des Patrons ertheQte Bewilligung des 
biscdi^chen Ordhiatiatefir. -* 
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Um diesen Qrandsatz bei den mit der I*ührang der Öffentlichen 
Bücher betraAiten Behörden allgemein znr Geltung zu bringen, hat 
man bereits mit dem k. k. Justizministerium das erforderliche Einver- 
nehmen eingeleitet, dessen Ergelmiss man seiner Zeit bekannt ge- 
ben wird. 

Hinsichtiich des Vorganges bei der Um- und Preischreibung der 
Staatsobligationen, welche ein Eigenthum von Kirchen, kirchlichen 
Anstalten, Stiftungen und Pfründen sind, ist die Verhandlung mit dem 
k. k. Finanzministerium im Zuge und grundsätzlich festzuhalten, dass 
bis au der Veröffentlichung der gewärtigten Näherbestimmungen über 
die Ausfahrung des zweiten Absatzes des Artikels XXX. des Concor-' 
dates die Um- und Freischreibung solcher Staatsobligationen nur 
gegen Beibringung des durch die bisherigen Vorschiiften erforder- 
tea Veräusserungsconsenses der politischen Landesstelle vollzogen 
werden könne. 

202) Cult.'Ministeridl€rlas8 vom '28. Juni 1860^ Z. 8229., 
an sämmtliche politisebe Landesstellen, mit Ausnahn^e des lombardisch-veldetiani* 

sehen Königreiches, 

beireffend die Verabfolgung von Kirchenrethnangen und Recbnungsbehelfen von 

Seite der Staatsbachhaltangen an die biaebdfliehen Ordinariate. 

Im Sinne der Allerhöchsten Entschliessung vom 3. October 1858 
steht die Bevision und Superrevision der Jahresrechnungen über das 
Vermögen der (Gotteshäuser und Piründen der katholischen Kirche 
den durch die canonischen Gesetze berufenen Organen dieser Kirche 
zu, und haben in jenen bischöiSichen Sprengein, wo die Kirchenver- 
mögensverwaltung mit den Bestinunungen der bezogenen Allerhöch- 
sten Enl-schliesisung in Einklang gebracht ist, bei der Aufiiahme und 
Prüfung der erwähnten Bechnungen die kaiserlichen Behörden nur 
jenen Einfiuss zu üben, welcher auf den dem Landesfürsten vorbehal'^ 
tenen Einfiuss auf die Bewahrung des Stammvermögens der Kirchen- 
und PMnden, oder auf das landesforstliche, oder von der Begierung 
zu übende Patronatsrecht gegründet ist. 

Ip Ansehung dessen hat die oberste Bechnungs-Coniarolsbehörde 
im hierämtlichen Einvernehmen beschlossen, die Landesbuchhaltungen 
zu ermächtigen, den bischöflichen Ordinariaten, welche die Kirchen- 
vermögensverwaltung in ihren Diöcesen nach Massgabe der Aller- 
höchsten Entschliessung vom 3. October 1858 garegelt haben, das^ 
jenige, was sie an Kirchenrechnungen und sonstigen auf das Kirehen« 
vermögen Bezug habenden Behelfen behufs der Gensur der neu 
eingehenden Kirchenreehnungen wünschen, mittelst gehöriger Ueber- 
gabs-, resp. Uebemahmsconsignationen auszufolgen und bezüglich der 

29* 
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Yorhandenen ebenfalls noch nnerledigten Kircheiireeimttngen. mit den 
erwähnten Ordinariaten Sdckapräche darüber zu pflegen, ob sie auch 
diese (selbstverständlich nach ' der lUchtschnor jener Gesetze , unter 
deren Herrschaft die zu beurtheil^den Massnajimen ^rgrifien wurden) 
zur Erledigung übernehmen wollen. 

Hiervon sind die Landesbuchhaltnngen mit dem Erlasse der 
obersten Bechnungs-Controlsbehörde vom. 23. Mai 1860, Z. 1846.^ mit 
dem Beisatze in Kennt'niss gesetzt worden, dass die gedachte 
Anordnung. zu. der Zeit von. Fall zu Fall zu vollziehen sein werde, 
i^enn von Seite der betreffenden bischöfliche& Ordinariate die Kirchen- 
vermögensverwaltung in ihren Diöcesen nach Massgäbe der Äller- 
hdcbsten Entscbliessung vom 3. October 1858 geregelt ist, der Landes* 
buchhaltung die diesfälligen VoUzugsvor^chriften der Bischöfe von 
der obersten. Bechnungs-Controlsbehdrde zukommen niid. demzufolge 
die neue Wirksamkeit der Ordinariate wirklich ins Leben tritt. 

Indem man die k. k hiemit anweisetj von dieser/Anord- 

nung die katholischen Bischöfe ihres Verwaltungsgebietes i^u verstän- 
digen, findet man, dem von der erwähnten Centralstelle gleichzeitig 

dargelegten Wunsche entsprechend , der k. k zu bedeuten, 

dass behufs der Hintanhaltung von Qßschäfteüberbürdungen qnd zur 
Vermeidung unnöthigen Geldaufwandes die Landesbuehbaltungen.von 
Seite der politischen Landessiellen bei der Uebung des oben bezeich- 
neten Einflusses auf die Trüfung der Eirchenrechnungen nicht ohne 
Noth in Anspruch genommen werden soUen. 

jDie k. k. ....,.> wird dabei sich stets gegenwärtig zu halten 
haben, dass fortan die Verantwortung für die Verwaltung des Pfrün- 
den- und Kirchenvermögens nicht mehr den politischen Behörden, 
sondern den kirchlichen Behörden obliegt, .uiid dass insoweit jenen 
noch ein überwachender Einfluss vorbehalten ist, er nicht mit ängst- 
lichem Misstrauen und kleinlicher Einmei^ng in einer Weise geübt 
. werden soll, die auqh in Fällen, in denen gar kein Grund vorliegt, eine 
Gefährdung wesentlicher Interessen zu besorgen, eine weitwendige 
Geschältsbehandlung, tmd dadurch einen .2u den Besultaten in keinem 
Verhältnisse stehenden Aufwand administrativer Functionen zur 
Folge hat. 

20Q) (Mi-Mmisterialerlctös v(^ 
' • • .. . ~ ,n dff StattÄalterei im Kftstenlande, 

betreffend die Errichtung eines philosophiscben Studiums fOr die diflmatiniscbe 
. Franeiscaner«Or(fensproYinz in S. Girolamo in Capodistria. 
. Man hat die dalmatinische StatthaHerei um verlässliche Daten 
über die Zahl der zu der Franciscahcr-Ordensprovinz di S. Girolamo 
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gehfingen Convente und der in den einzelnen Conventen vorfindigen 
Kegülarent angegangen und zugleich die Auskunft darüber in Anspruch 
gehominen^ in wiefeme die Wirksamkeit d«r Begularen der erwähnten 
Orderisproyin«, sei es in der Seelsorge, oder bei dem öiffentlichen Lehr- 
amte, die Crrenzen der Convente derselben iiberschreiteti dann ob zu 
dem Unterhalte dieser Convente Unterstützungen aus irgend einem 
öfltentlicheu Fpnde erförderlich sind. 

Diese Daten.ünd Auskünfte sind von dem Vorstande der in Rede 
stehenden Ordensprovinz unmittelbar änher überreicht worden. 

Es liegt im Sinne des Artikels XXVIII. des Concordates, dass 
auf die Art der Heranbildung der Priesterstands -Candidaten jener 
Orden, welche einem bei dem heiligen Stühle residirenderi General- 
obern unterstehen, von Seite der kaiserlichen Regierung ein impera- 
tiver Eihfluss nicht geübt werde. Auch die Miuisterialverordnung 
vom 29. März 1858 (Seichs-Gesetz-Blatt Nr. 50.), durch welche die 
Bestimmung der bischöflichen Versammlung voni Jahre 1856, dass in 
die theologischen Studien nur Solche aufzunehmen sind,^ie das ün-' 
ter-. und Obergymnasium mit hinreichendem Erfolge zurückgelegt 
haben, zur Geltung gedacht wurde, leidet auf die erwähnten Orden 
keilie Anwendung, deren Geheralobern es grundsätzlich unbenpmihen 
bleibt, die Heranbildung der für den Priesterstapd bestimmten Ör- 
denscandidaten in Gemässheit der Ordenssatzungen zu leiten. 

* Jedoch ^ musa der kaiserlichen Regierung tntolge der init dem 
heiligen Stuhle vereinbarten Bestimmungen die Sicherheit gegeben 
werden, dass' auch in den Klöstern der bezeichneten Orden Niemand 
lehre, wider welchen ein politisches Bedenken obwaltet, gleichwie 
Sich Seine k; k. Apostolische Majestät mittelst Allerhöchster Enfe- 
Schliessung tom 8; März 1888 vorbehalten haben, bei Verwendung 
von Priestern zü'^ öffeutüchen Lehrämtern auf den Umstand Rficköicht 
zunehmen, ob tfie Bewerber ihre Studien nach den Bestimmungen der 
bischöflichen Versammlung vom Jahre 1858 srtirückgelegt, somit vor 
ihrem Eintritte In die theologischen Studien das Unter- und Ober- 
gymnasium mit hinreichendem Erfolge vollendet haben. 

SelbstversföndKch muss auch das Recht der Bischöfe gewahrt 
bleiben, die Regularen, welche zu Priestern geweiht und zu seelsor- 
gerlichen Amtsverriditungen Äuctorisirt werden wollen, der durch die 
Erchengesetze angeordneten Prüfung zu unterziehen. 

Was nun das Vorhaben des Vorstandes der dalmatinischen Pran- 
ciscaner-Ördensprovinz dl S. Girolamo anbelangt, far die Ordens- 
candidaten dieser Pröfinz in dem Convente zu Capodistria ein philo- 
sophisches Studium herzustellen, so kann mit Rucksicht auf Artikel 
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XXyni. des Goncordates kemeswegs jedem Ordensproyincial flreige- 
stellt werden, die Studien der Ordenscandidaten nach eigenem Ge- 
fallen zu regeln, weil dieses Sache des Oeneralobem ist, der hierbei 
in Gemässheit der Ordenssatznngen vorzugehen hat. So lange eine 
derartige Verfügung des Generalobem nicht vorliegt und der Nach- 
weis geliefert ist, was in dem beabsichtigten philosophischen Studium 
gelehrt, und in welches Verhältniss dasselbe zu dem Gymnasialan- 
terrichte der Ordenscandidaten gebracht werden soll, wird es bei der 
angedeuteten Incompetenz des Ordensprovincials zu wünschen sein, 
dass die betreffenden Herren Bischöfe darüber wachen, dass die er- 
wähnten Gandidaten in der bisher vorgezeichneten Weise die zum 
{lintritte in die theologischen Studien und zur Erlangung der Priester- 
weihe erforderlichen Vorstudien zurücklegen. 

Hiermit ist der k. k. ..... die Bichtung bezeichnet, in welcher 

die in dem Eingangs bezogenen Berichte besprochene Angelegenheit 
zu behandeln sein wird. 

204) (Mt-Ministerialerlassvom 18. Juli 1860, Z. 7336., 

an die Statthalterei im KQstenlande, 

belrefVend die Normen fQr die Veriheilung des Intestatnaddasses von Personen 

des Kierikalsiandes. 

Nach Artikel XIII. des Gouco'rdates gehören die Verlassenschaf- 
ten der katholischen Geistlichen zu den blos weltlichen Bechtssachen, 
über die der weltliche Bichter zu entscheiden hat, welchem bei Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit über die Erbfolge nach einem ab intestato 
verstorbenen Geistlichen nur die Vorschriften des bürgerlichen Ge- 
setzes zur Bichtschnur dienen können. An diesem Grundsatze wird 
durch die Bestimmungen des Artikels XXI. des Goncordates nichts 
geändert, weil dieser, ohne das auf dem Artikel XIII. fussende Becht 
der weltlichen Gerichtsbarkeit zu beschränken, lediglich den Geist- 
lichen und ihren gesetzEchen Erben die der Controle der Staatsver- 
waltung so wenig, wie die gleichartige Obliegenheit der lebenden 
geistlichen Pfründner anheimgegebene • Verpflichtung auferlegt, bei 
der Verfägung mit dem zeitlichen Gute, welches weltgeistlidbie Per- 
sonen zur Zeit ihres Todes hinterlassen, die Bestimmungen der heiligen 
Eirchengesetze zu beobachten, d. i. jenes zeitliche Gut für kirchliche 
und Wohlthätigkeitszweoke zu verwenden. 

Anbei darf nicht unbeachtet bleiben, dass na<?h dem Wortlaute 
und Sinne des Eirchengesetzes die erwähnte besondere Verpflichtung 
nur an jenem Theile des von einem Geistlichei;^ hinterlassenen Ver- 
mögens haftet, welcher von kirchlichem Guteherstanimt und zu dem 
W^tändigen Unterhalte dQS geistlichen njiicht erforderlich w^. Pea* 
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halb kommt nach Massgabe der Kirchengesetze bei dem YeiFmögen, 
welches ein (reistlicher besitzt» das jenem Gesetze anterliegende zeit- 
liche Gut von dem zu unterscheiden, welches man mit dem Ausdrucke 
bona patrimonialia, quasi patrimonialia , industriaUa^ parsiraonialia 
bezeichnet. Das letztere wird durch Artikd XXI. des Oeocordates 
nicht berührt und kai^n fiber dasselbe der testirende Geistliche ohne 
Sücksicbt auf die Kirchengesetze vertagen, gleichwie darauf , falls 
der Geistliche ohne Testament stirbt, seine gesetzlichm Erben auch 
vom Standpunkte der eanomsoheii Vorsehriften eisim vollkommen le- 
galen Anspruch haben, ohne bei der Verwendung an die Bestimmun- 
gen des canonischen Gesetzes gebunden zu s^. 

Damit aber die 'mit einer derartigen Sonaerung des Nachlasses 
der Geistlichen unvermeidlich Verbundenen Streitigkeiten und Unzu- 
kömmlichkeiteB hintangehalten werden, hat das bürgerliche Gesetz 
angeordnet, dass ein, nach umständen auch zwei IMttheile des von 
einem ab intestato verstorbenen Geistlichen hkterlassenen Ctesammt- 
vermögens seinen gesetzlichen Erben zn&IIen, der üeberr^ aber d«r 
Verwendung zugeführt w^de, wriehe die canenisöhen Gesettze flr die 
im Nachlasse v<m GeistticheA Torftadigto bona juris eecksiastiei in 
Anspruch nehn^n, wodureh dem E&chei^iesetee in einem gewiss billi- 
gen Masse Rechnung getragen ist. 

Hiemach wird es der k. k obliegen, binäkbtlich der 

Behandlung des Nachlasses des ab intestato verstorbenen Domherrn 

von Veglia, Anton ü , in wie weit diese mit dem Artikel 

XXX. des Concordates in keiner Beziehung stehende Angeleg^aheit 

den Wirkungskreis der k. k ber&rt, die zu Beeht besteb^ir 

den Vorschriften des bürgerlichen- Gesetzes zur Geltung zu bringen. 

205) Cfdt.'Ministerial€rlass vom 18. Juli 1860, Z. 10,335 , 
an sftmmtlicbe LSnderstellen, 
betreffend die Geb&brenbeliandlQng der bei der Errichtung von Stiftongen vorkom- 
menden Eingaben und ürkimden. 
Um mehrseitigen Zweifeln zu begegnen, welche die Gebuhren- 
behandlung der b^ deir Bealisiru^ von Stiftungen vorkemmenden 
Eingaben und auszufertigenden Urkunden, beziehungsweise die An^ 
Wendung der Vorschriften der kai^rlichen Patente vom 9. Februar 
und %. Aug^ 185Q (Beichs-Gesetz-Blatt Nr. 50. und 329.) auf i^elcb^ 
Eingaben und Urkunden betreffen y findet man auf Grund der a^her 
gelangten Zust^rift des k. k. Finsrnzministeriums vom 8. JuH 1B60, 
Z« 37,020., zur weiteren angemessenen Verständigung Nach8t6he.B4es 
bekannt zu geben: 

Gebührenfrei zu behandeln stod: 
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a) der Stiftsbriefentwnrf ; 

b) die Eingabe, mit welcher die Eirchenverm^gensyerwalttmg den 
Sfifksbriefentwurf vorlegt ; 

c) die Abschriften eines ausgefertigten Stiftsbriefes, welche zu Amts- 
zwecken und von Amtswegen ansgefertigt werden müssen ; 

d) die Eingaben, womit die unter c) erwähnten Abschriften und die 
ausgefertigten Originalstiftsbriefe den Behörden von der Kirchen- 
verwaltung vorgelegt werden. 

Die Gebührenbehatidlang der Stiftungsurkunde sel})st ist durch die 
Tarifipost 96 der Gesetze vom 9. Februar und 2. August 1850 und die 
Näherbestimmungen der Finanz-^lifinisterialverordnung vom 12. April 
1860 (Reichs-Geöetz-Blatt Nr. 93.) in nachstehender Weise geregelt: 

1. Bei Stiftungen, welche durch Schenkungen unter Lebenden 
öder von Todeswegen, Vermächtnisse oder andere letztwillige Änörd- 
mmgen unter ausdrücklicher Bedingung einer Gegenleistung begründet 
sind, z.B. bei Messenstiftungen, ist der Stiftsbrief der von dem ge- 
stifteten Wertbe entfallenden Gebühr nach der Scala II. unterworfen, 
welche durch Stempelmarken, oder, in soferne sie den Betrag von 
20 fl. überschreitet, unmittelbar zu aitriehüen kommt. 

2; In allen anderen Fällen, in denen durch eines der erwähnten 
Rechtsgeischäfte eine Stiftung errichtet oder vermehrt, jedoch eine 
Gegenleistung nicht ausdrücklich bedungen wird, ist die Procentual- 
gebühr zu entrichten: Zii diesem Behufe sind Stiftungen dieser Art, 
weriii sie sich auf eine Verfügung unter Lebenden gründen, dem Ge- 
bührcHibemessungsamte innerhalb acht Tagen nach erfolgter Geneh- 
migung des Stiftsbriefes anzuzeigen. Stiftungen aber von Todeswegen 
müssen in den Nachlassausweis aufgenommen werden, worauf sie 
zugleich mit dem übrigen Nachlasse der Gebührenbemessung unter- 
zögen w^den. 

In den sub 2. erwähnten Fällen unterliegt überdies jeder Ori- 
ginalstiftsbrief der fixen Stempelgebühr von 30 kr. ö. W. nebst dem 
Kriegszuschlage von 6 kr. ö. W. 

Anbei ist der Schlussatz der mit der bezogenen Finanz-Mini- 
sterialverordnung kundgemachten Allerhöchsten EntschKessung vom 
15. März 1860 zu beachten , zufolge dessen eine bloss mittelbare 
Ableitung einer Gegenleistung aus dem wohlthätigen oder gemein- 
nützigen Zwecke einer Gesellschaft oder andern Anstalt, die mit dem 
Gegenstände der Schenkung oder letztwilligen Anordnung betheilt 
wird, nicht geeignet ist, die Entrichtung der scalamässigen statt der 
Procentualgebühr zu begründen. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Zur weiteren Orientirung über Sie Kirchenfräge, jn Oesterrewh 

theilen wir zunächst noch folgende Actenstfickiß mit: - 

L Ueber das Verhältniss des ö^rreichischm- Gesetzes (vom 2i\ De^\ 
ceniber 1867) über die allgememeii Stßofsbürgerrechte zu den Felden 

der Kirche., . •. > ■ ... ' . 

Bie dem Herrenhause angehörenden Erzbiflchöfe^aivi Bischöfe 

enthielten sich der Theilnahme an der BerathuHg des Gesetzes aber 

die allgemeinen Staatsbürgerrechte. Um jeder 'Missdeujttiiig vorzu'' 

beugen, entwickelten sie die Gründe, durch weldie sie hiezu bestimmt 

wurden, in nachstehender Zuschrift: 

• ■ • ■ ■ ■ . ■«.••.'. 

Hohes Ministerivim fm CüUus mid Unterrickt! 

Der Gesetzentwurf über die allgemeinen Rechte der Staatebürgier- 
wird im Herrenhau[se morgen am 28^ November zur Verhandlung 
l^ommen. Der Inhalt desselben ruft in den ergebenst Unterzeich- 
neten mehrfache und ernste Bedenken hervor. Schon der Umstand, 
dass so allgemein gehaltene der verschiedensten Außlegung ßlhige.. 
Sätze f&r die Rechte der Staatsbürger als ßichtschnut festgesetzt; 
werden, scheint ihnen sehr bedauerlich. D^nn haben ja die meistei^ 
dieser Sätze eine Geschichte; sie sind yon dem Verfasser de» Gesetz-, 
entwurfes nicht erfundBu sondern entiehnt worden und matii keimt 
die Zwecke, zu deren Pördmmg sie ursprünglich aulgestejlt .wtirden. 
In so weit dadurch rein politische Angelegenheifeii berührt . werden 
enthalten die ergebenst Unterzeichneten sich jeder Bemerkutigl doch 
mehrere Bestimmungen gestatten eine Auslegung« durch ' welche sie 
mit den Bechten der katholischen Kirche in Widerstreit kämeh; 
Während die tJhterzeichneten dies mcht verschweigen :dMen,erlcenT 
nen sie jedoch, dass eine solche Auslegung durch den Wortlaut nicht 
notbwendig gemächt werde, man sie also mit guten Gründen ableh* : 
nen könne. . . 

Der zweite Absatz des sechsten Artikels lautet: ^Für diC; todte 
Hand sind Besq}iränkungen des Rechtes, Liegenschaften zu erwerben 
und über sie zu verfugen, im Wege des Gesetzes aus Gründen, .des 
öffentlichen Wohles zulässig.« Seit alter Zeit hat sich die Gewöhn*: 
heit festgestellt, jene Besitzer^ .welchen durch den für ihren Besitz 
massgebenden Zweck Verbindlichkeiten auferlegt sind, in Folge derer 
eine Veräusserung oder Theilung desselben nur selten zu Stande 
kömmt, mit dem Namen der todten Hand zu bezeichnen. Dieser 
Ausdruck will schon deshalb nicht mehr recht passen, weil alle diese 
Güter nun den Staatslasten gleich den übrigen unterliegen. Am we* 
nigsten lässt er sich aber auf jene Besitzungen anwenden, von welchen 
das Gebühren-Aequivalent bezahlt wird, denn in Betreff derselben 
wird ja der Staat fär den Entgang der Bezüge, den die Gebundenheit 
derselben mit sich bringt, entschädigt uiid mehr als entsehädigt, 
weil die Voraussetzung, dass die liegenden Güter im Durchschnittet 
alle zehn Jahre Veränderungen^ erfahren, welche die Einhebung v^m 
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Oebfihren veranlassen, aber die Wirklichkeit weit hinausgeht. Da- 
durch entfallen aber jene Grunde, die bei den älteren Gesetzen fiber 
die Gflter der todten Hand die bestimmenden waren. Es liegt in der 
Natur der Sache, dass bei allen Liegenschaften, die man als der 
todten Hand gehörig bezeichnet, das Becht über sie zu verf&gen ge- 
wissen Beschränkungen unterworfen ist. Doch sämmtlichen Liegen- 
schaften dieser Art ist bei aller sonstigen Verschiedenheit des Bechts- 
verhältnisses auch dies gemeinsam, dass es nicht rechtlich unmöglich 
ist aus Gründen des öffentlichen Wohles das Verfügungsrecht des je- 
weiligen Besitzers weiteren Beschränkungen zu unterziehen oder för 
die Vermehrung derselben p^ewisse Grenzen festzusetzen. Nur muss 
in so ferne sie ztf dem Kirchengute gehören solchen Gesetzen in 
Oestmreich eine Verständigung vorausgehen, durch welche die über 
das Eirchenvermögen vereinbarten Bestinlmungen entweder im Allge- 
meinen oder for einen besonderen Fall abgeändert werden. Dies wird 
aber durch den Gesetzentwurf nicht ausdrücklich geläugnet und da 
die betreffende Stelle sehr viele Güter umfasst, welche durch die an- 
gedeuteten Bestimmungen nicht im Geringsten berührt werden, so 
kann man nicht sagen, dass schon das Stillschweigen eine Läugnung 
enthalte. Der zweite Absatz des sechsten Artikels hat den Zweck fest- 
zusetzen, dass eine Ausnahme von der im ersten Absätze angestellten 
Begel rechtlich möglich sei, nicht aber das Verfahren vorzuzeicbuen, 
welches hiebe! nach Verschiedenheit des Falles einzuhalten ist. 

Der fünfzehnte Artikel zählt die Bechte auf, welche jeder ge- 
setzlich anerkannten Kirche und Beligionsgesellschaffc gewährleiiiet 
werden. Wie er aus der Commission des Herrenhauses hervorging 
enthält er jene Bestimmungen der Verfassung vom 4. März 1849, 
welche durch die allerhöchste Verordnung vom 31. December 1851 in 
Kraft erbalten wurden, jedoch mit zwei Abänderungen. Statt »der 
für ihre Gultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten« ist gesetzt »ihrer fär Gultus u. s. f.« Dies ist von min- 
derer Bedeutung; doch erscheint auch statt wie früher »Angelegen- 
heiten« nun »innere Angelegenheiten.« Der Beisatz lässt einen Sinn 
zu, in welchem er einem gegründeten Bedenken nicht unterliegt, 
allein dann ist er vollkommen überflüssig. Daher mups sich die Be- 
sorgniss regen, man wolle »innere in jener Bedeutujig nehmen, um 
deren willen in den Jahren 1848 und 1849 so viel darüber gestritten 
wurde. Man entschied sich far Weglassung eines Beisatzes, weldieir 
unnütz und somit zwecklos war, oder den Zweck hatte, die zuge- 
sicherte Selbstetändigkeit von dem Ermessen der Regierung abhängig 
zu machen. Sogar im Grossherzogthume Baden ward unter der H«?- 
schaft der Partei, welche die Bestätigung des mit dem heiligen 
Stuhle geschlossenen Vertrages gehindert hatte, die rechtliche Stellung 
der katholischen Kirche dahin bestimmt,, dass sie ihre Angelegen- 
heiten frei und selbstständig ordne und verwalte und der Verkehr 
mit den kirdilichen Oberen ungehindert sei. Noch näher als bei 
diesem . Zusätze liegt die Mögl^hkeit eines Missbrauches bei den 
Schlussworten »i£ft aber, wie jede GeseUschaft den allgemeinen Staaiis- 
geset^eu uaterworf^u.« Sie md allerdings aus der Verfassung vom 



Oestetr. Biseb. 27. Nov. 1867: deseU Ober allg. StMtabQTfeneebte betr. 450 

Jahre 1849 nnveräiidert berflbergenommen ; all«öi eben deswegen 
föhlten die Bischöfe sich damals verpflichtet, am 30. Mai 1849 eise 
Verwahrung einzulegen, welche in Abschrift beigelegt wird*)- 

Wenn man aber die Natur von allgemeiiien Bechten der Staats- 
bürger in's Auge fasst, so lässt sich nicht verkennen, dass durch den 
15. Artikel ein Eingriff in die Bechte der katholischen Kirche noch 
keineswegs ausgesprochen Ist. Durch ein solches Gesetz werdwi die 
Rechte festgesetzt, wdche jedem Staatsbürger zustehen ; doch es wird 
nicht geläugnet, dass man noch viele andere Bechke besitzen könne, 
nur d^ man för dieselben, sich nicht auf das Gesetz über die Grund- 
rechte berufen. Was von dem gansen Gesetze, das gilt auch von 
dem fünfzehnten Artikel. Das in demselben Enthaltene ist auch den 
Israeliten eingeräumt. Hieraus folgt aber jiicht, dass die katholische 
Kirche nicht noch andere Bechte habe, sondern nur dass sie für die- 
selben sich auf diesen Artikel nicht berufen könne. Anders war 
die Sachlage im Jahre 1849. Hinsichtlich der Selbstständigkeit in 
Leitung und Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten konnte man 
sich nur auf §. 2. des Patentes vom 4. März berufen: denn in der 
österreichischen Gesetzgebung, wie sie von 1780 bis 1848 sich ge- 
staltete, war hievon nichts zu finden. 

Im letzten Absätze des siebenzehnten Artikels wird für den 
Staat in Betreff des ganzen Unterrichts- und Erziehungswesens das 



1) Dieselbe lautet, wie folgt: „Wir kOnnen Jedoch nicht verhehlen, dass 
die Selbstständigkeit, welche das Gesetz in betreff der VerwaHong der kirchlichen 
Angelegenheiten verheisset, zar Wirklichkeit nicht werden könnte , wofern die 
hinzugefUgte Beschrfinkang in einem der Kirche feindlichen Sinne aufgetasst und 
durchgefObrt würde. $. 2. sagt von den Religionsgesellschaften , sie seien wie 
Jede andere Gesellschaft den allgenieinen Staatsgesetzen unterworfen. Die katho- 
lische Kirche ehrt in der Staatsgewalt die VorbedingDng der Reehtsordnong und 
die FQgong der göttlichen Fflrsehong; aof das Wort Gettea hinweisend verkündet 
sie den Gehorsam gegen die reehtmässfge Obrigkeit und gibt demselben in der 
Gewissenspflicht eine feste StQlze. Sie erfQllt die BOrgerpflicht, zu deren Heiiig- 
haitung sie den Einzelnen anweiset, auch als Gesellschaft, und wo es sich um 
Dhige handelt, welche mit der ihr gewordenen göttlichen Sendung verehibar sind, 
nimmt sie vor keiner anderen Gesellschaft ein Vorrecht in Anspruch, sondern ver- 
langet nur, dass der Staat sie nicht minder, als jede andere Gesellschaft in dem 
Besitze und der Uebung ihrer Rechte beschütze. Allein die katholische Kirche 
kann ihr Recht nach Gottes Anordnung zu bestehen und för die eWIge Bestim- 
mung des Menschengeschlechtes zu wirken, nicht von dem Ermessen der Staats- 
gewalt abhangen lassen; sie muss sich wider euie Aoflhssung verwa^en, kraft 
welcher ibr Besteben und ihre Gesetzgebung den Verfügungen der weltlichen 
Macht im selben Sinne unterworfen wire, wie dies mit dem Fortbestände and 
den Statuten industrieller Gesellschaften der Fall ist. Ohne Zweifel ist diese Auf- 
fassung nicht die des hohen Ministeriums, weldies dadurch vielmehr nur aus« 
drücken wollte, dass die katholischen Kirehengemeinden des Kaiserthomes nicht 
minder als andere Gesellschaften zu Beobachtung der allgemeinen Staatsgesetze 
verpflichtet seien, und dabei von der Voraussetzung ausging, dass das Staatsgesetz 
niemals die ihm eigenthümlichen Grenzen flherscbreiten, niemals in den Bereich 
der Kirchengewalt störend eingreifen werd(. Aber der AogenbUek, in welchem 
wir unsere Stimme erheben, tst ernst and entscheidungsvoll, ond da die obschwe- 
benden Verhandlungen vielleicht für eine lange Reihe von Jahreu auf die Stel- 
lung der Kirche in Oesterreich einwirken, so ist es unsere Pflicht, jeder Miss- 
deutung, welche im Laufe der wechselnd^ Jahre auftauchen könnte, durch 
Erl8o(erung und Verwahrung zu begegnen.'' 
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Biiclit i^ ohmÄ^'JMtmg und An&icht in Ansprach genommen 
Ih sb w«it d^ Staat den Unterricht in leiten beredhtigt istr hat ör 
Ssa Recht deibselfoeH . eii^e von seinen eignen Zwecken abhängige 
^Usohntir Toilsni^iehnen» Will er aber der Ercfie nicht eimnal 
^tifttten tbet die Heranbildnnj^ ihrer Gkii^Üichkeit nach eigenem ITr- 
ihaiie jen TerAgan, so ist von einer Selbstständigkeit in Leitung und 
Verwaltdiig Ihrer itegelegwiheiten keine ßede mehr. I>a man nicht 
töranssetzen kfa«T das><i^ wolfe den. fShftehnten Artikel durch 
den ^e^i^iSQhnten thdlweise anfheben;^ so nmss man annehmen;, die 
oii^rste Lettung /d^ ünterri(5hts- nnd Erziehimgswesena. werde nulr 
torbehaitlich der den Eifchen nnd BeügionsgesellschaCten^ Knge^eher- 
ten Bipchte in /Anii^ch genptnmen. 

Hieraus erhellt-; dflss das Verhäilöiss des Qesetzentwiirfjps zu 
den wWei^ört)enen Rechten d^^^ Kirche ton dem Sinne abhängt, in 
wdchem die erwähhien Festeetznn^^ Terstanden und ansgeffthrt 
werdeh. Je angeiüeiner iiöd ttttbestimmter die Umrisse sind, desto 
grösser ist der' SpielftiYiBii ; der fär die Änvrehdüng und AusfShmng 
. offen bleibt; Dass die 'kaiserliche Regieirang gesbnnen sei hiebei die 
Rechte der . Kirche und di^ vertragsmässigdn ßrundlagen derselben 
unbeachtet zu lassen, durftm die. Unterzeichneten nicht annehinen: 
denn sie hat die Absicht 'mit dem heiligen Stuhle in Verhandlung 
zu treten ;öifentlich ausgesprochen und es ist zwar nicht ämtlich au- 
geküjidigtv doch aHgemcin bekannt, dass hiezu in diesem Angenblioke' 
Anstalten getroffen, werden. Die Bischöfe haben äJ«o keinen (jrund 
das 06detz aber die aQgemanen Rechte föi' eine Verletzung'' des 
OonoordäteSÄu erklären nnd von dieäem Standpunkte augr wider das- 
selbe EinsprachB zu thun, .Die ergebenst Unterzeichneten, sind bereit 
die Sache der Kirche wie überall so auch im Herrenhause zu ver* 
treten und da in demselben die erste Lestog der Gesetzentwürfe über 
die Ehe und Schule^ bereits" tsfeLitgefunden hat ; so wird ein Anlass . 
hiezn binnen Kurzem ; eintreten. Diese jöesetzentwurfe, stehen mit 
mehr Qren Bestimmungen deff Conisordates in offenem Widerspruche und 
ihre Oegenstände liegen ganz inner dem Bereiche der religiösen und 
sSttlicJhen Interessen, um deren Willen die Vereinbarung, zwischen 
Kirc^he und Staat geschlossen wurde^;^ t^^ so mehr wäre es zu her 
dauern, wenn eine MrchHcheFrag^ von solcher Wichtigl^eit als Än- 
hängisel einer politischen Angelegenheit und unter deni Drucke der- . 
sdben zttr Sprache käme. Alle f die sich Freunde' des. Vaterlandes 
nennen dürfen, sind ungeachtet der Verschiedenheit, ihrer politischen 
Grundsätze darin ekver^tanden, dass die Aufwhtbaltung der Einheit 
d^ Reiches für Oesterreichs Macht und Bestand entscheidend sei. 
Sie Alle wünschen zwar, das Zusammenwirken möchte eine stärkere 
Bürgschaft finden als in. den Verhandlungen durch, die Delegationen 
geboten ist; sie Alle' erkennen aber, dass bei deir gegenwärtigen Saoh- 
Täge ein aiiderer Weg znr Ver«kändigung üb^^r 4ie dem Reiche ge- 
meinsamen Angelegeiüieiten nicht offen stehe und daher liegt es 
ihneö. am Herzen, dass die gesetzlicha Vorbedingung des Wirkens 
der Delegationen erfUlt werdet DIq Regierung ist darauf eingegan- 
gen, dass das Zustandekonimen des Gesetzes über die Delegationen 
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tneinen St^iatstiärgeFridehte gehdirt, abhängig gemacht wurde, mßäi 
mag dies bekhigeja; thatsächUoh iat aber- nun die Yerwirklieharig 
jener Einrichtang, auf., welcher die einzige Bürgschaft der Bäel^ein:' 
heit beruht, düirch das Zustandekommen des erwähnten Qeaetzea^be'^ 
dingt Mit einer, solchen ^ I^age durfte die des Goncord^ies nur 'dänii 
in ^usa;ininenhang gebracht werden, w^nn sie vonä^efraelben onzer- 
treulich wäre; da.£de^ jucht i^ schalten die UiMierseichneten »ch 
verpflichtet jeden Anlass mi Venxiisehung dies<9r beiden Angelten* 
heiten zu vermeiden. Um aber Missdeutungen yorzubeugen,^ Bdheint 
es ihn,eii. notbwendig^ jeden Zweifel .CUker ^die- Gründe ihres Verhaltens 
zu beseitigen« Dies ist der Zweck der gegenwärtigen SrKl&rubg. 
Djäs hohe Ministerium für Cultus und U(iterricht wird berufe^ 3ein, 
das in Bede stehende Gesetz, iQ so weit es die Sk^Q berührt,, an^' 
ziawenden und auszuführen; desb^b glaubten, die ergebenst Unter- 
zeichneten sich an dasselbe wenden zu sollen« 

Wien, am 27. November 1867. 
Friedrich Cardinal Schwaraenk^g m. p. , Pflrst-Erzbischof von Prag. 
J.O. Cardinal Bmiseher m. p., Pürst-Erzbischof von Wien. - 
Maximilian von Tamoczt/ m. p., Föret-Erzbischof von Salzburg. 
Andreas GoUmapr m. p., Pürst-Erzbischof von öörz. 
Franz Xaver WierecMeyski m. p.*, Erzbischof von Lemberg (ritus lat.). 
Spiridion IMwinomtis m. p., gr. kath. Erzbischof von Lemberg. 
Benedict von Biccabona m. p.-, Pfifst-Bischof von Trient. ' 
VincenjBf Qasser m. p., Pürst-Bischof von Brixen. 
Vätentm Wiery m. p., Pürst-Bischof von Gurk. 
Jacob MaximUtan Sti^pischneg m..p., Pürst-Bischof von Lavant." 
Johann Zwerger m. p., Pürst-Bischof von Seckau. ;• 

IL Zuschrift an Seine DurcJdaudU den Herrn Minister-Präsidenten 
Fürsten von Auersperg über die Auslegung der StcMsgrundgesetee *). 

Durchlauchtig-Hochgeborner Fürst! 
Gesetze können nur durch die Macht, die sie zu erlassen be- 
rechtigt war, eine allgemein verbindliche Auslegung erhalten. Allein 



1) Diese Zasdirift ist, wie der Oesterrolcbiscfee Voilisn^imd 1868 Nr. 80. 
bemerkt, zunächst veranlasst durch die ErJcifiruDg des cisleiihanisdlien Justiz-' 
mi/nisters Dr, Herbst in der Ebegesetzdebatte des Herrenhauses, dass die 
kirchliche Gerichtsbarkeit pro foro extemo in Oesterreich nicht mehr be- 
stehe and schon staatsgrundgesetzlich aafgeboben sei: eine elgenthOmliche Auf- 
fassung des von der Regierung in der Ehe- und Schulgesetzdebatte aafgesteitteo 
Principes von der „freien Kirche im fteien Staate.'* Der Staat mag der Kirche 
verweigern, ihr zur DurchfQhrung ihrer Sentenzen den weitlichen Arm zu leihen; 
aber die ftreie AusObung ihrer Gericbtsbarlieit, auch wo. sieh diese nach aussen 
erstreckt, darf er ihr nkbt. verwehren. Soi«B.k«nn der Staat, der die Kirctie und 
ihre Rechte wirküch «ngekrankt lassen will, NiemaBden abhalten, auch fortan bei 
Ehestreitigkeiten die kirchlichen Gerichte aufzusuchen, wenn er eben in seiner 
Eigenschaft als JUtbelik sich dazu verpflichtet hlit. Debrigens ist der Protest 
der BischAfe gegen <|ie Besebrftokgng der kirchlichen Geriebcsbarkelt um so mehr' 
ADi Platze gewesen, al9 man sogw, wie sich sehen zeigt, nicht Qbel Lust hat, 
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die Ausloht, welche die mit der Anafihrtmg 6«iuftra|ften über den 
Siim des Gesetzes hegen, entsch^et über die thatsächlichen Wirkun- 
gen, die es im Bechtsleben henrorbringt, ttnd ist daher von nicht 
gmiiger Bedentsamkeii Deshalb ist es den berufenen Vertretern der 
Kirche nicht erlaubt, eine öffentliche Aeusserung über €h$ die rieh- 
tetrüehe QeuHiU hetreffmde GrumlffeseUf [vom 21. Deoember 1867, 
B^chs-Qesets-Blatt Nr. 144.] als etwas Gleichgiltiges zu behandeln 
und die ergebenst Unterzeichneten erfüllen eine in ihrer Stellung ge- 
gebene Pflicht, indem sie sieh gegen Eure Durchlaueht als Präsident^ 
des Ifimsterrathes darüber aussprechen ^). 

Der erste Artikel des erwfth&ten Gesetzes lautet: »Alle Gerichts- 
barkeit ira Staate wird im Namen des Kaisers ausgeübt.« Diesen 
Satz will Q&an min so v^rstand^ wissen, als ob es innear Oesterreichs 
Grenzen keine andere Gerichtsbarkeit gebe als jene^ die im Namen 
Sein^ Majestät, mithin von der Staatsgewalt und vermöge des dem 
Staate zustehenden Bechtes geübt werde. Ausdrücklich wurde zwar 
nur behauptet, dass durch den angeffihrten Artikcd die kirchliche 
Gerichtsbark^t in Ehesac&en unmöglich geworden sei; wird ab^ 
der Satz in dem Sinne genommen, kraft dessen er die kirchlichen 
Ehegerichte aufhöbe, so folgt aus demselben noch viel mehr : denn er 
entMelte dann den Aussprudli, dass der katholischen Kirdbe das Becht 
eine ihre Mitglieder verbindende Entscheidung aus eigener Macht zu 
iallen, in Oesj^erreich ^ge^rochen sei 

Der Staat ist eine Gesellschaft, er ist aber nicht die einzige 
Gesellschaft, die es auf Erden gibt, und keine ist so zahlreich und 
verfolgt ein so hohes Ziel wie die katholische Kirche. WlArend ihre 
Kinder Bürger der verschiedensten Staaten sind, gehören sie Alle dem 
grossen Ganzen an, dessen Zusammenhang durch das Weltmeer nicht 
unterbrochen wird und sind unter einem gemeinsamen Oberhaupte 
dem Papste durch dieselbe Glaubens- und Sittenlehre, denselben 
Gottesdienst und dasselbe Kir9hen|[esetz fest geeiniget. Durch den 
Eintritt in eine Handels- oder Eisenbahngesellschaft erwirbt man 
Bechte und legt sich Verbindlichkeiten auf, die nicht in dem Staats- 
gesetze sondern in einem freiwillig geschlossenen Vertrage begründet 
sind. Wer die übernommenen Verbindlichkeiten nicht erfüllt, kann 
der erlangten Bechte von der Gesellschaft in der durch ihre Ver- 
fassung festgesetzten Weise beraubt werden und sie vollzieht dies 
kraft ihres eigenen aus dem Vertrage hervorgegangenen Bechtes. Da 
die erwähnten und ähnlichen Gesellschaften die Erwerbung von Gü- 
tern, die ganz in den Bereich des Erzwingbaren fallen, zu ihrem ein- 
zigen Zwecke haben und ihre Verfassi^ig darnach eingerichtet ist, so 
stehen sie zur Staatsgewalt in einem wesentlich anderen Verhältnisse 



sogar die kirchliche Jarisdiction pro foro iiKerno in den Kreis der pariamenta«' 
riacben Diacttssion zu zidien. Wir verweisen nar aof den Abgeardneten Grass- 
der gestern (3. Ai>ri]) in imaar^m Unterbaas den FaH einer verweigerten Abso, 
iQlion vorbrachte. 

i) Eine gute ZorQckweisong der Justiz widrigen Behauptungen des kalserK 
ihutizoiinisters brachte auch Prof. Pmchmafmß «Exegetischer Venaeh als biessea 
PrivatMnan'* im QeaterKieMaeben VoUunreu&ä. 1868 Ür« 88. 
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als die kftthoUsche Kirche; irie kann also ein Recht, das nicht einmal 
ihnen versagt wird, der Kirche angestritten werden! Offenbar haben 
die Mitglieder der Kirche Bechte und Verbindliehkeiten , die ihnen 
entweder schon als solchen znkommen oder aus einem von denselben 
übernommenen Kirehenamte hervorgehen nnd dnrch die Kirchenver- 
fimsnng sind Jene bezeichnet, welche die Macht haben tber diese 
Rechte und Verbindlichkeit^ in der durch das Kircbengesetz vorge* 
schriebenen Weise ein t&r den Katholiken verbindliches ürtheil zu 
fällen. Die Macht ti^r Rechte ^u sprechen ist doch unstreitig eine 
jurisdictio und wie soll man im Deutschen sie anders als Oeriehtsbar*« 
keit nennen P Yen der des Staates unterscheidet sie sich dur<^ die 
Natur der Gegenstände; auf die sie mch bezieht. Wie könnte im 
Namen Seiner Majeist&t entochieden werden, ob ein Katiiolik von der 
Kirchengemdnschait auszuscfaliessen oder einem Priester die Befog- 
niss zu entziehen sei; das Wort Qottes zu verkünden, die Lossprechung 
im 'Beichtstuhle zu ertheilen« das Opfer der heiligen Messe darzu- 
bringen P Dies und Alles, worüber die Kirche kraft der von Gott 
emp&ngenen Sendung urtheilt, hat ja Fragen der Glaubenslehre, der 
Gewissenspflicht und des kirchlichen Gesellschafteirechtes zur Voraus-' 
Setzung; es liegt also jenseits des Gebietes der Staatsgewalt und be- 
rührt sie nur in den seltenen Fällen, in welchen sie um Hilfe zur 
Vollstreckung des Spruches angegangen wird. Diese zu verweigern 
steht -in ihrer Macht; dadurch wird aber im Rechte nichts geändert 
und meistens gibt die gleichgiltige Haltung der äusseren Gewalt 
nur Veranlassung, dass die der Kirche eigenthümliche Macht unzwei- 
deutiger hervortritt. 

In Nordamerika, -wo die Katholiken erst seit dem Jahre 1830 
des Staatsbürgerrechtes theilhaft sind, entwickelte die dermalige 
Stellung des Staates zur Religion sich im alleinigen Hinblicke auf 
die protestantischen Bekenntnisse, deren Zersplitterung und Wandel- 
barkeit dort Alles, was Europa bis jetzt gesehen hat, weit, sehr weit 
übertrifft. Oesterreich ist im Schoose der katholischen Kirche ent- 
standen und gross geworden; Seine Majestät ernennt fast alle Erz- 
bischöfe und Bischöfe, die meisten Domherren und viele Pfarrer; die 
Staatsgewalt erstreckt ihren Einfluss bis in die bischöflicher! Semina- 
rien, wo kraft der Vereinbarung, die man zerreissen will, kein Seiner 
Majestät missfälliger Lehrer vortragen darf. In Oesterreich ist es 
also for die Regierung schlechthin unmöglich von der katholischen 
Kirche und ihrer Verrassung keine Kunde zu nehmen. Wie sollte 
also ein österreichisches Gesetz die Absicht haben zu läugnen, dass es 
eine Gerichtsbarkeit in der Kirche gebeP Dem ersten Artikel des 
Grundgesetzes über die richterliche Gewalt kann eine solche Läugnung 
um so weniger beigemessen werden, da er fremden Gesetzgebungen 
nachgebildet und nomit der Sinn desselben durch eine vieljährige 
üebung ausser Zweifel gestellt ist. Das baymsche und säohsische 
Gesetz erklärt, diuss alle Gerichtsbarkeit vom Könige ausgehe und 
dennoch wird in Bayern und Sacfisen üb^ die Ehen der Katholiken 
von der Kirchengewalt aaeh deaa Kirchengeiietze geurtheilt^ weil man 
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der !I^i« einefi b&rgetUoKen Gesetze» geisA^ atid0re ald die 

weltUche Geriebtflbarkeit im Aiige hat 

' Die Untdeutrag des genaimtes AiiikelB ist um so-mebr zu be- 
daaevn, da sie Besorgnisse erWeckt\ die über die Fn^e der kirch- 
lichen GN!Jchtsbarkeit hinausgehen, tfan hfit ^leinem aUgemekien 
Satze einen Sinn beigelegt, in Folge dessen d^r.Merreiehiscfaßn Kirche 
nieht eintdal so viel übrig bHebe^ als sogar die aUgemeinea Steats- 
bürg^rrechteibr zustehen^ weil sie des Itechtes. in ihren eigeneh An- 
gelegenheiten sdbststftndig imd biemit oos^ eigeiier Macht zu ent- 
scheiden dadurch bötaubt würde. Man hitt es geihan, wiewohl tias 
Verfaturen^ Derer, ^n welehem der Satz entiehnt.iM/i:«awiderspredilicb 
beweist« dass er &m fir die Kirche gai^z: unbedehkliehe Bedeutung 
habe, und deouoch würde den ' Oesteireicdit^ni <)hhe BückhMt zuge- 
•muthet, durdb diese AusleguBg^6ich:^^yerpflichtet zu halten, die Rechts- 
kraft der mit dem heilige» Stuhle geseMosseuep Yeretttbarung för 
Lieschen zu.er^imeh. Aßeiu das Gh^ndgeseiz üherjfie; a^ 
Staatsburgerrechte enthält nicht Ve^ge , noch ^ allg^neiner uM unbe- 
stimmter lautende S&tzCf md wiewoU kein emzig^r so beschaffen ist, 
dass eine den Bechten d&t Kirche widerstreitende Auslegung durch 
d^n Wiktiäut 'uöthweadig gemäioht würde, so liegt sie doch ^ber mehr 
als ^^n ^hr nahe« -. Ueberdie?^ rind auch diese Sätze keine neuen 
und von mehreren Iftsst sich Tollstäoidig nachweisen; dass sie- ursprüng- 
lich von einer Weltaufiassung ausgingen, die der christüchea ger^d^zu 
wideiispricht und dass sie. dazu hestimmi waren, wider die Kraft der 
kathdlföch^, .der ehrisfUchen Ueberzeugohg ald. Waffe . zu dienen. 
Wie nn)i, wena ma^,daraus die Folgerung zögC; durch .das (^elöbniss 
das/Gesetz über die allgemeinen Bürgerrechte zu beobachten, habe 
nfian den Ginndsätzen beigestimmt, welchen die ersten Urheber jener 
Sätze huldigten uncl die auf das Bestreben' sie nach Oesi»rrei6h zu 
verpflanzen tön unrerkennbarem Einflüsse waren? 

Uie ergebenst UnteraeicTSheten sind jedoch weif entfernt zu glau- 
ben, die kaiserliche Begierung könne an irgend Wen eine Forderung 
stellen, durch welche die Grenzen der Staatsgewalt so gänzlich .miss- 
achtet würden. Bürgerliche Bechte und Bechtsverbindlicbkeiteh zu 
begründen, vermag da^ Staatsgesetz allein; dpch mehr als dies yejrmag 
es iiicht, ' Wenn der Soldat dadurch, daäs er den Krieg für unklug 
oder ungerecht hielte, der Pflicht zu kämpfen enthoben wäre, so ge- 
riethe das ganze Heerwesen in Auflösung; was er aifch von dem aus- 
gebrochenen Kampfe denken möge und ob er Grund habe so zu denken 
oder hicht^- er ist fiichuldig seiner Fahne^^M^ Maur 

nestreue zu folgen. Gerade so verhält es sich mit den Beamten. Für 
seine ganze amtliche Thätigkeit sind die Vorschriften massgebend, die 
das Staatsgesetz for die bürgerliche BechtO und Yerbindlicl^iten auf- 
stellt; aljs Bichter hät.er daa:nach zu erkeniien^ er .hat.>zu X>urch- 
setzung derselben einzusclrreiten', wenn ihm-einevoHraefa^de Gewalt 
Überträgen ist. Mit Ausnahme des Falles, dass ihm eine an sich ver- 
werfliche Handlung befohlen würde; kann er. dies mit gutem Gewissen 
thun: und thut er es, so hat er sein Gelöbnifss das Gesetz zu beobach- 
ten vollständig erfUlt. Das Gesetz fax zweckm&sag und gerecht zu 
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halteB ist er keineswegs verbanden und noch weniger liegt es flim ob 
die Auffassungen von Recht' und Pflicht, in Folge derer die gesetz- 
lichen Bestimmungen als gerechtfertigt erscheinen, zu den seinigen zu 
machen. l)ies ergibt sich aus der Natur der Sache ; zum üeberflusse 
v^rird es durch, ein. nahe liegendes und schlagendes Beispiel erläutert. 
Ein Bechtskundiger möge über das Concordat noch so ungünstig ur- 
theilen, dass es noch immer- ein zu Recht bestehendes Gesetz sei, 
wird er nicht in Abrede stallen... Aber nicht nur vor dem 2L März, 
auch bevor noch ein .einziges denr beiden Häuser des'Beichsrathes sich 
wider das Concordat entschieden hatte, traten mehrere Staatsbeamte 
mit aller Entschiedenheit gegen dasselbe auf. Die kaiserliche Re- 
gierung war weit entfernt hierin eine Verletzung des Amteeides odei* 
auch nur etwas Unziemliches zu erblicken, und von Allen, die jene 
Angriffe missbilligten, ist es keüiem Einzigen eingefallen zu behaupten, 
das Gelöbniss die Gesetze zu beobachten sei dadurch gebrochen wor- 
den. Ohne Zweifel haben alle diese Staassbeamten die Gesetze vom 
5. November 1855 und 8. October 1856 in so ferne sie ihre Amts- 
thätigkeit berührten, stets unverbmchlich beobachtet und thun es 
noch in diesem Augenblicke; dies aber und nichts Anderes ist es, 
wozu sie durch ihren Amtseid verpflichtet sind. Genau dasselbe gilt 
für die Verbindlichkeiten, welche das Gesetz über die allgemeinen 
Bürgerrechte den Staatsbeamten auflegt. Dass von ihnen mit Recht 
gefordert werde in allen ihren Aeusserungen Anstand und Vorsicht 
walten zu lassen, steht damit nicht im Widerspruche. 

Die ergebenst Unterzeichneten bitten übrigens Euere Durch- 
laucht den Ausdruck ihrer vollkommensten Verehrung zu empfongen. 

Wien, am 30. März 1868. 

Cardinal Schwansenberg m. p., Fürst-Erzbischof von Prag. 
J. 0. Cardinal üauscher m. p., Fürst-Erzbischof von Wien. 
Maximilian von Tamoczy m. p., Fürst-Erzbischof von Salzburg. 
Friedrich Landgraf Fürstenberg m. p., Fürst-Erzbischof von Olmütz. 
Franz Xaver WierecMeyski m. p., Erzbischof von Lemberg (ritus lat.). 
Gregor Michael Seymonowice, Erzbischof von Lemberg (ritus armeni), 

vertreten durch Franz ^aver Wierzchkyski^ Erzbischof von 

Lemberg (ritus lat.). 
Spiridion IMwinomta m. p., gr. kath. Erzbischof von Lemberg. 
Heinrich Forster y Fürstbischof von Breslau, 

vertreten durch Friedrich, Fürst-Erzbischof vno Olmütz. 
Fram Joseph Rüdigier m. p., Bischof von Linz. 
Benedict von Biccdbona m, p., Fürstbischof von Trieni 
Vincenz Oasser m. p., Fürstbischof von Brixen. 
Joseph Fessler m. p., Bischof von St. Polten. 
Anton GcdecJci m. p., Bischof von Amathus und Apost. Vicar v. Erakau. 
Johann Zwerger m. p., Fürstbischof von Seckau^). 



1) Es onterzeicbneten bier alle BiscbOfe Cisleitbaniens, die sieb zur Zeit 
in Wien tafbielten; die Zastimmung aller anderen ist aber zweifellos. 
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^0 «NT OrtnUnnv ^ber dfte Kirdieofrage in Oetterreiek. 

XU. JDew AMtwartickreiben des Mmisterpräsidentm Fürsten Auers- 
perg auf die vorstehende Zuschrift der Bisehöfe. 

Euere Emineiizl 

Das durch hochdero gütige Vermitiliiiig an mich gelangte Schrei- 
ben vom 30. März 1. J., welches die Unterschrift von 14« Osterreichi- 
schen Eirchenffirsten trägt, beehre ich mich im Namen der kaiser- 
liehenBegierong mit Nachstehendem 291 beantworten: 

Das erwähnte Schreiben betont es- mit vollem Bechte, dass 
Gesetze nnr von der gesetzgebenden Gewalt eine allgemeih yerbind- 
liche Auslegung erhalten können. Eben darum kann die 'Erbitterung 
der Ansichten, von welchen die mit der Ausführung Beauftragten aus- 
gehen, nur angesichts bestimmt hervortretender Frag^ sich als fraeht- 
bhng^d erweisen, üeberdies hat das Schreiben zum unmittdbaren 
Oegenstande die im Beichsrathe über den Entwurf eines Gesetzes be- 
treffend die Ehe der Katholiken gepflogenen Yerhandlungen , bei 
welchen zu allseitiger freiester Erörterung des hochwichtigen Gegen- 
standes reichlich Gelegenheit geboten war. Diese ist nicht unbenutzt 
geblieben und auch die Begierung Sr. Majestät hat sich der öffent- 
lichen Besprechung der Angelegenheiten nicht entsohlagen. 

In diesem Augenblicke aber ist die Zeit jener öffentlichen 
Erörterung wenigstens für die Begierung abgelaufen, welcher das 
Stadium legislativer Verhandlung, in das gegenwärtig der Entwurf 
getreten ist, die ehrerbietigste Zurückhaltung zur Pflicht macht. 

Der Ministerrath konnte daher auch nur durch die hohe Ach- 
tung, die er den ausgezeichneten Eigenschaften und dem erhabenen 
Berufe der Unterzeichner jenes Schreibens zollt, dazu veranlasst wer- 
den, auf die Fragen einzugehen , welche dasselbe m^r andeutet als 
ausspricht.. 

Keines der in diesen Landen bestehenden Gesetze weiset die 
Gerichte an oder ermächtiget sie, Fragen der Glaubenslehre oder der 
Gewissenspflicht, oder die Ordnung und Verwaltung der inneren An- 
gelegenheiten der Kirche an sich zu ziehen^ 

DafSr, dass dies auch künftig nicht geschehen werde, gewähren 
die Artikel 14. und 15. des Grundgesetzes über die allgemdnen Bechte 
der Staatsbürger volle Bürgschaft. Wenn nun die Begierung zu 
Gunsten des im Beichsrathe verhandelten Entwurfes eines Gesetzes 
über die Ehe der Katholiken auch den ^^ 1. des Gesetzes über die 
richterliche Gewalt anführte, so geschah dies eben, weil sie der üeber- 
Zeugung war, dass sie damit flir die im Namen des Kaisers aus- 
zuübende Gerichtsbarkeit nichts in Anspruch nehme, was jenseits der 
rechtmässigen Grenzen der Staatsgewalt liegt. 

Es wäre daher nicht gerechtfertigt, der Begierung den Vorwurf 
zu machen, dass sie von der katholischen Kirche und ihrer Ver- 
fassung keine Kunde nehme. Sie benutzt vielmehr gerne diesen An-< 
lass, es auszusprechen, dass sie nicht bloss die Freiheit der Kirche 
hochhalten und achten wolle, sondern jederzeit bereit sein werde, das 
segensreiche Wirken derselben nach Kräften zu fördern. 

Allein so wenig die Begierung daran denkt , die Grenzen der 
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Staatsgewalt zu missacbten, so wenig kann sie Ikre Hand dam bieten, 

dass dies von anderer Seite geschehe. 

Sie muss es daher ablehnen , auf jenen Theil des veretolichen 
Schreibens einzugehen, welcher die Verbindlichkeiten, die- das Gesetz 
aber die allgemeinen Bürgerrechte den Staatsbeamten aufwiegt, zum 
Gegenstände einer das Pflichtgefüld der Letzteren, wenn auch ab* 
sichtslos, beirrenden Erörterung macht. 

Indem ich Eu. Eminenz ersuche, diesud Mittheilung zur Kenntr 
niss der sänmitlichen hochgeehrten ünterz^chner des mefarerwähnten 
Schreibens bnngen zu wollen, unterlasse ich nicht, den lebhaften 
Wunsch auszusprechen, es möge dem vereinten Streben der Staats* 
und Eirchengewalt gelingen, bei allen ihren Organen jenes Pflicht- 
gefühl zu kräftigen f welches dem Widerspruche zwischen Gewissen 
und Handeln entrückt, die Interessen des Staate }n wahlhaft sitt- 
licher Weise fördert. 

Empfangen Eu. Eminenz den Ausdruck meiner vollkommensten 
Hochachtung und wahren Verehrung« 

Wien, den 5. April 1868. 

Auersiperg m^ p. 

IV. Auf die Verhandlungen des Herrenhauses Qber das Ehe- nnd Schulgesetz 
kommen wir zurflrk. Die Keden^ welche vom katholischen Standpunkte da* Ml* 
norltäi Qber das Ehegesetz gehalten wurden, erscheinen als Broschflre gesammelt 
bei Sartori (die Qber Schulgesetz und interoonfessioneUen Gesetze sollen folgen); 
ebenda erschienen auch besonders des berOhmten Rechts-Lehrers und SchrittsAellers 
Professor L, Arndts Reden über das Ehegesetz wnd Schulgeaetz (mit 
Nachtrftgen. 5G S. S.) Card. Rauscher hat in einer eigenen Schrift von blei- 
bendem wissenschaftlichen Interesse: „Die Ehe und das zweite HauptstQck des 
bOrgerl. Gesetzbuchs.'' d. Aufl. Wien ISftS. BraamQlier. 172 S. 8. (V, Thir.) die 
geschieht! iclie Entwickelong des Eherechtes und der Ehegerichtsbarkeit mit n&he« 
rem Eing«*hen auf den Gallicanismus und Josephinismus und die Widersprüche 
des Eherechts des Osterr. bOrgerl. Gesetzbuchs mit den kirchlichen Ehegrunds&lzen 
dargelegt. Die GrQnde des Rechtes tmd der PoUtih, die Im Herrenhause von Canh 
Rauscher, Graf Blome, L. Than o. A.» insbesondere auch in den grOndiieben Reden 
von Arndts gegen den Bruch des Concordats, gegen die Wiederht-rstellungg des 
bQrgerlicben Ehegesetzes und gegen die Aufhebung der geistlichen Ehegeriehts- 
barkeit, gegen die Trennung der Schule von der Kirche vorgebracht wurden, sind 
von keinem der Redner der MitforltSt nnd in keiner Schrift widerlegt worden.' 
InzvUsrhen ermQdet das Beust'sche Pressbnreau nicht, in allen mOglieheji Bllttem 
zu versichern (auch in den nun von der giftigsten Feindin 4es Christeothums, 
der Wiener „Neuen Freien Presse** gern als katholisches Organ gegen die Ver- 
theidiger der Rechte der katholischen Kirche In Bezug genommenen .JCOlnischen 
Blattern,'' die seit geraumer Zeit sich gfinzitcfa den Inspirationen des Press- 
hureaus des Mmisteriums Benst-Giskra ergeben haben, anderweitige AuOtlArungen 
Qber die kirchlich-politischen Tendenzen jenes Ministeriums zurOckweisen, nnd nach 
Möglichkeit verschweigen und vertuschen, was in Bezug auf dasselbe in katho- 
lischen Kreisen Anstoss enregt, ja in Nr. 90. d. Jahres sogar eine Instructton des 
Herrn v. Falke, des Leiters des Asterreichlsehen Pressbureaus, mit sämmtlichen 
Wendungen, S&tzen und AusdrQcken als eigenen Leitartikel abdrucken, und als 
ihnen dieses vom Wiener „Vaterland" In Nr. 102. d. J. vorgeworfen wird, in 
ihrer Nr. 116. nichts anders zo entgegnen wissen, als dass sie die schliessüche» 
Fragen des „Vaterland'' umgehend lang ond breit sidi gegen die peUtlsHie Hal- 
tung der Osterreich, kath. Bifttter und Qber die Missstände auf kirchlichem Ge- 
biete in Oeslerreich aussprechen und von Neuem versichern) die Sanctionirung 
der dem Goncordat widersprechenden Gesetze sei eine nnumgSngliche Bedhigung fQr 
das Fortbestehen der Osterreiohischen Verfassung {?!]; die- Kirche, für welche dai 

30* 
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CooMrdat sehr eine Fessel, als eine Statte gewesen sd, werde aber in Zukann 
In Oesterreicb wabre Freiheit, SelbstsiändiglLeit and Unabhingiglieit von der 
Staatsgewalt erbalten. In Wirlilicblieit aber stehen* doch der Kirche durch das 
In Aassicbt stehende bOrg^erliche Ehe- and Schnli^esetz nur neue grosse Fesseln 
und Verietiangen statt Freiheit und Vnabbftngiglieit bevor. Und wenn man 
sieb noch darauf- beruft (auch in den KbinIseben Biftttero), dass .pomcapitular 
CUniel'in der Aiig. Lit.-Ztg. 1868, Nr. 12. behauptet hatte, (aber im Oesterreicb. 
Vbll(sn*eund Nr. 92. selbst schon widerrief)» dass in Ungarn das Conrordat durch die 
Wiederherstellung der 1848er Gesetze aufji^ehoben sei (wie allerdings fOr die Lom- 
bardei gewaltsam doreb Victor Gmanaei), so ist im Gegenibeil für Ungarn das 
volle cano&lscbe Recht als Integrirender Thell der Verfassung aneriiannt und 
vom Kbnig bei der KrOnung .beschworen worden, und daher auch hier kein vi irk- 
licher Conflict des Verfassungsgesetzes und des Concordats vorhanden. 



Das badische Gesetz Aber den Elementaranterricht betreffend. 

1. Pretest des Erzbischofs vom 16. Märe 1868. 

(AnseigebUtt für die Ersdiöcese Freiburg 1868 Nr. 4.) 

OrossherzogUchem Staatsministerium beehre ich mich ganz er- 
gebenst mitzutheilen: 

In Nr. 15. des Regierungsblattes dieses Jahres wird das Gesetz 
über den Elementaranterricht publicirt. Dieses Oesetz schliesst die 
Kirche von der Mitleitung der Schule aus. Es überträgt dem von 
der Kirche getrennten Staat die ausschliessliche Herrschaft über die 
Erziehung und den Unterricht, verbietet der Earche kirchliche Schulen 
zu errichten und zu leiten, ausser wenn ein Oesetz sie dazu im ein- 
zelnen Fall ermächtigt. Zu diesem Staatsmonopol über die Schule 
kommt der Schulzwang, und ist der Kirche nicht einmal die freie 
Leitung der Lehrer als Beligionalehrer belassen worden. 

Nur mit dem tiefsten Schmerze lege ich andurch feierliche und 
öffentliche Verwahrung ein gegen die durch dieses Gesetz geschehene 
Verletzung der kirchlichen Bechte an der Erziehung und Heranbil- 
dung der katholischen Jugend, gegen die dadurch bewirkte Betnträch- 
tigung der geistigen Entwickelung, der Beligions- und Unterrichts- 
freiheit, und gegen die Verwendung der katholischen Schulen und 
Schulfonds zu Staatsanstalten, welche dem kirchlichen Einflüsse ent- 
fremdet sind. 

Ich darf und werde die Bechte der Kirche, der Katholiken und 
der katholischen Familien bei der Heranbildung der katholischen Ju- 
gend, und auf die katholischen Ffarrschulen und Schulfonds nicht 
aufgeben, werde sie vielmehr fort und fort mit allen rechtlichen 
MiUeln vertheidigen und wieder herzustellen suchen. 

Preiburg, den 18. März 1868. 

t Hermann^ Erzbischof von Freiburg. 

Die Karlsruher Zeitung brachte hierauf folgende 
2. Antwort des Orossh, Ministeriums des Innern v. 23. Mä/ra 1868. 

An Seine ExceUenz den Herrn Erzbischof Hermann von Vicari 
in Freiburg. 

Euer Erzbischömcfae Excellenz haben es ihr Ihre Pflicht gehalten, 
mit Schreiben vom 18., eingekommen am 21. d. M., an Grossh. Staats- 
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ministeriam, welches nns von dieser hohen SteHe ftbergeben wurde, 
gegen das in Nr. 15. des Begiemngsblattes dieses Jahres verkündigte 
Gesetz über den Elementarunterricht vom 8. März d. J., als eine Ver- 
letzung kirchlicher Rechte enthaltend, Yerwahrung einzulegen. 

Wir bedauern die Missverständnisse, welche dieses Gesetz bei Euer 
Excellenz hervorgerufen hat. Dasselbe unterstellt den BeUdonsunter- 
rieht durchaus der Leitung der Kirchen und schliesst dieselben so we- 
nig von der Einwirkung auf das' Volksschulwesen aus^ dass es den Ort9- 
pfarrer zum gesetzlichen Mitglied der locsden Schulbehörde erklftrt. 

Im üebrigen kann dem Protest ^egen ein ver&ssungsmääsig er- 
lassenes Gesetz eine redbtliehe Wirkung nicht beigelegt werden. 

.(gez.)Jb%. 



ürtheil des K. Preuss. Obertribiipsüß vom 14. October 1858. 

Als jyChwöhfdiche Lekhetibegängnissej'^ wdehe nach §. 10. des 
Vereinsgesetjses v&m 11. März 1860 einet vorgängigen pcUzeüichen 
Genehmigung nicht bewürfen, sind auch diejenigen anzusehen, welche 
mü einer vereinssiatuiemnaissigen; obwoM bisher nicht ortstiblichen 
Sodaliiäisbegleitung mii Fahnen skU^den.. - 

• ' Im Namen des Königs. * * ; • 

In der Unf ersucliungssache gegen den Vicar JBonsmänn zu Wet- 
ter auf die Nichtigkeitsbeschwerde des* Angeklagten, hat das Kö'nigl. 
Obertribunal, Senat fär Straftachen, II. Abtheilung, in seiner Stztmg 
vom 14. October 1858 an welcher Theilgenomnlen haben: * 

der Vice-Präsident Jaehnigen, die Geheimen' Qbertribunalsräthe 

Professor Dr. v. Daniels, Stosch,. Sönnenschmidt, Goebelr Freiherr 

Dr. V. Seckendctfff und Hack, * , • 

nach vorgängiger, in Gegenwart; des Obet-StaatsanwIaMis Oppenhoff 

und des Gerichtsschreibers, Secretär Schulz stattgehabter .mündlicher 

Verhandlung, nach Anhörung des Ober-Staatsanwalts 

in Erwägung 
dass die thatsächUche Feststellung des Appellatioiisrichters von der 
des ersten Richters nur darin abweicht, dass, während Letzterer all- 
gemein festgestellt, dass die Beerdigung nnter feierlicher Begleitung 
der marianischen Junggesellen-SodsQität stattgeftmden, der Appella- 
tionsrichter das Geremoniell Aet Beerdigung näher dahin als test- 
gestellt angenommen hat, 

»dass es in der Begleitung der Mitglieder derSodalität in der 

Vortragung derSodalitätsfabne imd-inBeiBfleitung d^ letzteren 

durch zwei mit Degen bewaffiiet^ Ehrenoffloiere« ' 

bestanden habe; 

dass.iiQ Üebrigen der AppeUatipnmcfator. ebeiMow^nig tiiatsächlich 

fesi^esteHthat, dassdas fragliche LBichenbegängniss keii) gewöhnliches 

gewesen sei, als 4a8 Gegentbeil von .4e^ ersten Siebter feetflestollt 

worden, beide vielmehr sich, .darauf . beschränkt rhaben, den* ^rgang 
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bei der Beerdignng iestsiuteUen, und demoicbst in der rechtlichen 
Begrtodnng ihre Ansicht daräber auszusprechen : ob in diesem Her- 
gange der Thatbestand einer Zuwiderhandlui^ gegen die Verordnung 
Yom IL M&rz 1850 zu finden sei oder nicht; 

diias daher, wenn auch dermalen von der thatsächlichen Fest- 
stellung des Appellationsrichters ausgegangen werden muss, 
gleichwohl die Frage der Sehuldbarkeit einer Prüfung des Rich- 
ters der Nichtigkeitsbeschwerde durch eine thatsäcliliche Fest- 
setzung des Instanz-Richters nit^t entzogt ist, und es in dieser 
Beziehung auch nichts relavirt, dass die thatsächliche Festsetzung 
der Bichtor beider Instanzen übereinstimmend dahin geht : 

»dass ein Aufzug, wie der incriminirte, in dem Dorfe Wetter 
bis dahin noch nicht stattgefunden habe« 
in Erwftgung 
dass nach §. 10. der citirten Verordnung »gewöhnliche Leichenbe- 
gängnisser« einer vorgängigen Genehmigung, der Ortspolizeibebörde 
und is^tbst einer Anzeige nicht bedürfen; 

dass es zuvörderst einem Bedenken-nicht unterliegt, dass die in 
dem g. 10. vorkommenden Ausdrucke t^wo diese hergebracht 
md« resp. »wenn sie in der hergebrachten Art MoMßnden€ 
nicht auf Leichenbegän^isse, sondern auf- die ihnen unmittelbar 
. hervorgehenden Hauptwörter: Züge der Hochseitsversamndungeti 
resp.- ^kirchliche Froees»ionm , . WaUfahrten. und Bittgängen 
• sich beziehen; • . , 

dass demnach, da der für »gewöhnliche Leichenbegängnisse« gemach- 
ten Ausnahme ein erläuternder Zusatz im Gesetze nicht beigcfägt ist, 
und ein allgemein gältiger Massstab für die Begriffsbestimmung eines 
gewöhnlicjien Leichenbegängnisses nicht besteht, bei der Interpre- 
•tisition zunächst, auf den Zweck und die Absicht des Gesetzes* zurück- 
gegasigen werden muss; dass die Verordnung in ihrer Ueberschrift 
als eine solche sieh ankündigt welche^ 

'>diß Verhütung eines-, die geaetdiche Freiheit und Ordnung ge- 
^hrdenden Mäsbrauchs des Versammlui^s«- und Vereinigungs- 
rechts« 
bezweckt und hiernach jedenfalls ein Leichenbegängniss nicht unter 
den Ausnahmefall* des §. 10. zu subsumiren sein wird, welches, sei es 
offen, sei es in versteckter W^ise,- nach der einen oder nach der an- 
deren Bichtung hin verstösst ; — 

. . dass bei dieser Untersuchung auch die Frage in Betracht kom- 
men mag, ob ein in einer bestimmten Weise abgehaltenes Leichen- 
begängniss an einem, bestimmten Orte schon früher in derselben oder 
in ähnlicher Weise stattgehabt habe? 

dass indess diesem Umstände an und ffir sich keine entscheidende 
Bedeutung beigelegt w^denkann, wie denn auch die Verordnung 
salbst des Hergebrachten und Ueblichen, nur bei Hochzeitsgängen, 
Pri)ce8si0Ben eto. nicht, aber bei Leichenbegängnissen, erwähnt, in 
so weit also der Appellationsrichter die Begriflbbestknmimg eines 
^^ßu^iifltd^ Leicfaenbegängnifises jeden&lls zu eng gefiasst hat, wenn 
er darunter nur solche verstuiden wissen will, wScfae ijlgemein und 
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ohne Rücksiclit auf bestimtnte Standes- und sonstige Vierhfiltirfsse 
üblich sind, 

dass, was den untergebenen Fall betrifft in der katholischen 
Kirche zu Herdecke, wozu Wetter als Fäial gehOrt, eine Sodalität 
besteht, in deren^ von dem Bischöfe von Paderborn genehmigten Sta- 
tuten (§. 13.) festgesetzt ist: 

»dass, wenn Se^ Beerdigung eines Sodalen auf. einen Sobüt oder 
Feiertag faUe, die SodsSität in corpore, und wenn sie an ein^n 
' Werktage stattfinde, jeder Sodale., welcher dazu Zeit gewinnm 
könne, die Leiche begleitai, die Sodalitätsfahne aber immer 
begleiten solle,« . 

dass wenn auch selbstverständlich weder das Bestehen einer solchen 
Sodalitat, noch das in den Statuten derselben vorgeschriebene Begräb- 
niss ceremoniell, noch endlich die hinzutretende Genehmigung des 
geistlichen Oberhirten. far die Frage: ob die willküi*licho Ausführung 
eines derartigen Begräbnisses unter die Straf besümnfuing der Verord- 
nung vom 4. März 1850 falle? von entscheidender Bedeotung sein 
kann, doch jedenfalls aus diesen Thatsachen so viel hervorgeht, dass 
bei dem fraglichen Aufzuge nicht die Absicht zu Grunde lag, .über 
die Zwecke eines Leichenbegängnisses hinauszugehen, utd inas ins- 
besondere da» dabei beobachtete Ceremoniell betrifft, weder in der 
Begleitung der Leiche durch die Sodalität, noch in dem Vortragen 
der Sodalitätsfahne , noch endlich in der Begleitung diesfof Fahne 
durch zwei mit Degen versehene Sodalitätsmitglieder (weldier letz- 
tere Umstand jedenfalls nicht als bewaffnetes Erscheinen in einer 
öffentlichen Versammlung aufgefasst werden kann,, und als solQhes 
auch von der Anklage selbst nicht aufgefasst worden i^t) etwas so 
Attssergetcöhnliches gefunden werden kann, dass. daraus .för. die ge- 
setzliche Freiheit und Ordnung (sei es in letzt^er Beziehung audi 
nur in Bucksicht auf eine etwaige Störung der öffentlichen Verkehrs- 
Verhältnisse) eine Gefährde zu befurchten gewesen wäre, dass dem- 
nach, das fragliche Leichenbegängniss nur als ein gewöhnlifhes im 
Sinne des Gesetzes aufgefasst werden kann und der Appellations- 
richter, wenn er auf die von ihm festgestellte Thatsache die §§. 9«, 
10. und 17. der Verordnung vom IL März anwendete, diese Verord- 
nung durch zu enge Interpretation verletzt hat, sein Erkeantuiss so 
weit vernichtet, in der Hauptsache der Angeklagte freigesprochen und 
das erste Erkenntniss wieder hergestellt werden muss 

für Becht erkannt: 
dass das Erkenntniss des Criminal-Senats des Eöiiigl. Appella- 
tionsgerichts zu Hamm vom 4. Juni 1858 zu vernichten, auf die 
BeruAing der Staatsanwaltschaft, das Erkenntniss des Eönigl. 
Kreisgerichts zu Hagen Vom 16. Februar 1858 zu bertätigen 
und die Kosten niederzuschlagen 

V. ß, w. 
Ausgefertigt unter Siegel und ünterschriffc des Königl. Obertribunals. 
Berlin, 14. October 1858. 

(L. S.) Dntersohriflm. 
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Urtheil des E. Preossi Geriditshofes zar Entscheidung der Com- 
petenzconflicte vom 18. März 1865. 

Nach den. §§. 9. und Id des Verems-^esetaes vom 11. März 
1650 bedürfen ürehUehe Procesmonen, Wallfahrten und Siäßänge 
einer vorgängigen Genehmigung oder Ansseige hei der Boiisfeüfehörde 
tticA/, werni sie in. der »in der katholischen Kirche 'herg€brachteh,< 
resp^ »dem bestehenden kircMichen BroMth . entsprechenden€ Art 
stattfinden. 

Im Namen des: Eöjiigs. • 

Auf .den von. dem Erzbischof zu Gnesen und Posen erhobenen 
Gonflict in den* bei dem Ereisgerioht zu Lobsens anhäAgigen Unter- 
snchnngsUage etc. den Propst Xaver. Pietraszewski ta Lobsens erk^int 
der EdnigL Oerichtshof zur Entscheidnng der Gompetenz-Conflicte 
für Recht . . 

dass der Bechtsw^ in dieser Sache for unzulässig .nnd der. ej- 
hobene Gonflict daher für begründet zu erachten 
yon Rechts wegen. 

Gründe. - * . . . 

Der Propst Pietraszewski zn Lobscftis ist angeklagt» am 27. Sep- 
tember 1863 eine kirchliche Procession aus der Stadt Lobsens naeh 
dem etwa -eine Viertclmeile von dort eritfcfmten^ nach Lobseins ein- 
^epfarrten'Dorfe Trzebow behnfs der Einweihung eurer auf dein Terri- 
torium dieses Orts neu errichteten Statue, dieMüttea: Gottes mit 
dem Christuskinde daretellend, auf vorgängige Bekanntmachung von 
der Kanzel veranstaltet, geleitet, dazu aber die gesetzlich vorgeschrie- 
bene polizeiliche Genehmigung der betrefifenden Polizeibehörde nicht 
eingeholt \3U haben. , . 

Der erste Richter hat den Angeklagten frei gesprochen. . Auf 
das dagegen .eingelegte Rechtsmittel der Appenatioü ist die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an die GerichtsabUieF- 
lung zu Lobsens -verwiesen, w«^il der Einzelriditer, der das Erkennt- 
niss geftUt habe, nicht competent gewesen sei 

In dieser Lage des Processes hat der Erzbischof von Gnesen und 
Posen den Gonflict erhoben, in welchem behauptet wird, dass die 
Thätigkeit des Angeklagten sich bei der fraglichen Einweihung des 
Marienbildes auf eine rein kirchliche Amtshandlung beschränkt habe, 
welche ihm als einen katholischen Priester und r&rrer obgelegen, 
und welche der Form und Bedeutung nach nur in der hergebrachten 
und den bezüglichen Eirchenvorschriften entsprechenden Art ^ttgefun- 
den habe. Das Gericht zu Lobsens und das Appellationsgericht zu 
Bromberg- erachtete den Gonflict für nichf J}e&piindet, weil es sich hier 
nid^t xj^m eine hergebrachte Pjocession, son&m um einen besondem 
neuen Act,, die: Einweihung eiiier heuen Statue handle ,* wozu nach 
dem <}eaetz vom ll^März .1850 eine polizeiliche Genehmigung bei 
S^trafe geboten sei. Der Herr Minister der geistlichen Angelegen- 
heiten, hält dagegen den Gonflict Ar begründet, weU der Angeklagte 
sich ganz innerhalb der bei vorkommenden Fällen dieser Art obwal- 
tenden, allgemein pfarramtfiohen Obliegenheiten gehalten , auch das 



Wann ist polizeiliche Genehmigung einer Procession notbwendig? . 473 

Qesetz vom 11. März 1850 anf derartige Acte keine Anw^dnng fin- 
den könne. 

Der Angeklagte hat keine Erklärung abgegeben. Der Staats- 
anwalt hält den Rechtsweg für zulässig im Wesentlichen aus den 
von den .beiden Grerichtsbehörden angeführten Gründen. Die Förm- 
lichkeiten sind beobachtet. Zur Sache selbst war der €onflict für 
begründet zu erklären. • • 

• Die Verordnung über die Verhütung öines die gesetzliohe. Frei- 
heit und Ordnung gefährdenden Missbrauchs des VersammlungB- und 
Vereinigungsrechts vom 11. März 1850 (G.-S. S, 277.) schreibt be^ 
kanntlich- im §. 9. vor, dass öffentliche Versammlungen unter freiem 
•Himmel der vorgängigen schriftlichen Genehmigung der Ottspolizei- 
behörde bedürfen. In §. 10. werden öffentliche Aufeuge in Städten, 
Ortschaften oder auf öffentlichen Strassen den öffentlichen Versamm- 
lungen gleichgestellt. Der §. 12. bedroht bei versäumter polizei- 
licher Anzeige die Unternehmer mit einer GeMbusse von 5 bis 50 Tblr. 
Nach §. 10. sollen jedoch gewöhnliche Leichenbegängnisse, sowie 
Züge der Hochzeitsversammlungen, wo diese hergebracjt^t sind,, kirch- 
liche Processipnen, Wallfahrten und Bittgänge, wenn sie in;der her- 
gebrachten Art stattfinden, ein^r vorgängigen Genehmigung und selbst 
einer Anzeige nicht bedürfen. — * . • 

Es fragt sich also, ob der hierfiragliche Act der Einweihung 
^iner neuen Statue der. Mutter Gottes in die letztgedachte Gategorie, 
der ohne polizeiliche Genehmigung statthaften öffentlichen Aufzüge 
zu stellen ist, oder nicht. Der Angeklagte hat zugestanden, dass er 
nach vorheriger Verkündigung des beabsichtigten Actes vop der Kanzel 
das neu errichtete Denkmal der Mutter Gottes eingeY^etht habe, dass 
ihm nach dem Orte, wo das Denkmal errichtet, ohne dass er jedoch 
dazu aufgefordert, Menschen gefolgt seien. Durch mehrere Zeugen 
ist erwiesen, dass etwa 50 Personen, unter ihnen der Angeklagte, mit 
Fahnen und Heiligenbildern versehen, sich nach dem Einweihungsbrt 
und von da zurück nach der Stadt begeben haben; die Leute sind 
geschlossen, wie in einer Procession- gegangen, so dass wohl anzu- 
nehmen ist, dass der Aufzug an deren Spitze der Angeklagte sich 
befunden, den Charakter einer kirchlichen Procession an sich ge- 
tragen hat. . 

Gestützt auf ein Erkenntniss des Ober-Tribunals vom 19. Juni 
1863 (J.-M.-B. 1863 S. 109.) nehmen nun die Staatsanwaltschaft Und 
die Gerichte an, dass kirchliche Processionen nur insofern alö herga" 
bracht anzusehen, wenn dieselben nach Zeit, Art, Form und Be- 
detdung hergebracht seien, da nur unter dieser Voraussetzung die 
Polizeibehörde ohne vorherige Anzeige Eenntniss davon haben- könne, 
ixe Bestimmung des §. 9. der Verordnung vom 11. März 1850 aber^ 
wonach als Begel polizeiliche Genehmigung erforderlich, keinen an- 
deren Zweck habe, als die Polizeibehörde in den Stand m setzen die 
Zulässigkeit der fraglichen AuMge im Interesse der öffentlich«! Ord- 
nung rechtzeitig zu prüfen, eventuell die Genehmigung zu versagen, 
Massregeln zu treffen u. s. w. Obgleich das erwähnte Erkenntniss 
des Obertribunals gerade aus Anlass eines anscheinend g^nz gleichen 
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Falles ergangen und die Begierung in Bromberg sich dadurch veran- 
lasst gesehen hat, die Polizeibehörden ihres Bezirks davon in Kennt- 
niss.zu setzen und zur Yerfolgang des in dem Erkenntniss ausge- 
^ sprochenen Bechtsgrandsatzes anzuweisen , so kann doch die darin 
erfochtene Ansicht in dem vorliegendeu Falle nicht massgebend sein. 
Der Angeklagte hat ein Marienbild eingeweiht, diese Einweihung 
vorher von der Kanzel bekunut gemacht und sich in Begleitung der- 
jenigen Personen, welche sich ihm mit Bildern und Fahnen unaufge- 
fordert angeschlossen haben, an den Ort der Einweihung und von da 
in gleicher Weise zurück begeben. Diese Handlungen bewegen sich 
nach den in deih Erzbischöflichen Gonflictsbeschlusse enthaltenen, von 
dem Minister der geistlichen Angelegenheiten bestätigten Ausführung 
innerhalb der Buchte und Pflichten eines katholischen Pfarrers. Ins- 
besondere ist nach* demselben competenten Urtheije di^ Beksuint- 
machuug solcher Acte von der Kanzel dem betreffenden kirddichen 
Brauche enisprecJietid und daher als Aufforderung zur Veranstaltung 
eines öffentlichen Aufzugs nicht atizusehen. Ferner ist das feierUcitö 
Geleit, welches eine Anzahl von Gemeindegliederu dem Pfarrer auf 
dem Gange nach und von dem Einweihungsort in der für derartige 
Einw^ihungsacte in der katholischen Kirche hergebrachten Art gege- 
ben hat, noch seiner Veranlassung und seinem Zweck als ein öffent- 
licher Aufzug im Sinne des §.10. des Vereinsgesetzes vom 11. März 
1850 nicht zu betrachten; jedenfalls ist derselbe als ein hergebrachter 
anzusehen, also auch aus diesem Grunde der vorgängigen polizeilichen 
Genehmigung nicht bedürftig. Leichenbegängnisse und Hochzeite- 
aufzüge, die doch auch weder der Zeit, noch dem Ort nach als her- 
gebracht angesehen werden können, weil Zeit und Ort derselben ganz 
ungewiss sind, bedürfen ebenfalls keiner polizeilichen Genehmigung. 
Es liegt kein Grund vor, kirchliche Acte, wie der vorliegende, wenn 
sie überhaupt nur hergebracht sind , anders zu beuri^eUen und for 
sie die polizeiliche Genehmigung for geboten zu erachten. 

Hiernach ist nicht anzunehmen, dass der Angeklagte sich einer 
zur gerichtlichen Untersuchung geeigneten Ueberschreitung seiner 
Amtsbefugnisse schuldig gemacht hat, um so weniger, als nach der 
thatsächlichen Feststellung in dem Erkenntniss des Commissarius des 
Kreisgerichts zu Lobsens vom 18. April 1864 und der Erklärung der 
Staatsanwaltschaft vom 20. April 1864 Nebenzwepke, namenüich po- 
litische Tendenzen in keiner Weise im Spiel gewesen sind. 

Berlin, den 18. März 1865. 
Königl. Gerichtshof zur Entscheidung der Gompetenz-Gonflicte. 
(L. S.) gez. Bode. 
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1. Das Centenarium des heiligen Petrus und das dllgemeine ConcUium 
von Heinrich Eduard Manning, Erzbischof vm Westminster. Aus 
dem Englischen. Mainz. Kirchheim 1867. 

Dieser neueste in • einfacher und würdiger Sprache abgefasste 
Hirtenbrief des benihmten englischen Kirchenffirstwi behandelt einen 
Gegenstand, der gerade in nnserer Zeit wohl zu den interessantesten 
und wichtigsten auf dem kirchlichen Gebiete zählen möchte, nämlich 
das von dem heiligen Vater an dem ISOOsten Jahrestage des Martyr- 
fcodes des heiligen Petrus (am 27. Juni 1867) 4n Aussicht gestellte 
und in Bälde (am Tage der unbefleckten Empf&ngniss Maria) nach 
Eom einzuberufende allgemeine Concil, w.ozu die Vorbereitungen jetzt 
schon begonnen haben. — • 

Ausgehend von der grossartigen Feier des* Centenariums, die 
der hochwürdigste Verfasser als Eröffnung eines neuen Zeitabschnittes 
betrachtet und mit begeisterten Worten schildert, betont derselbe vor- 
züglich die sittliche Bedeutung jenes Vorganges. Er findet diese zu- 
nächst in dem hier feierlich bekannten Glauben der Kirche an den 
Primat des Petrus und seiner Nachfolger auf dem päpstlichen Stuhle 
und leitet als nothwendige Folge hiervon die Infallibihtät der Ent* 
Scheidungen des Papstes ex cathedra ab, wobei er die gallicaniächen 
Irrthfimer in dieser Hinsicht ausführlich widerlegt. — 

Sodann geht der Hirtenbrief auf das von dem heiligen Vater 
angekündigte allgemeine Concil über mit genauerer Hervorhebung 
der Prärogative des Papstes in der Leitung und Bestätigimg der 
^cumenischen Synoden. Als Zweck des Concils wird bezeichnet einw- 
seits die Beform des inneren Zustandes der Kirche selbst und die 
Kegelung ihrer Beziehungen zu dor weltlichen Gewalt jedes Landes, 
andererseits insbesondere auch die Erstrebung einer Vereinigung mit 
den orientalischen Christen und die Heranziehung der evangelischen 
Brüder in die allgemeine Heilsgenossenschaft. Ausserdem werden 
die Polgen des künftigen Concils voraussichtlich auch insofcfrn her- 
vortreten, als dadurch nicht nur das Bewüsstsein von der Einheit 
der Kirche gestärkt , sondern auch die Freiheit der Kirche in den 
geistigen Bestrebungen und ihre geistliche Gewalt gehoben wird, 
und eine Auslöschung des Geistes des Nationalismus auf kirchlichem 
Gebiet, sowie die Regelung der kirchlichen Eigenthumsverhältnisse 
jedenfalls stattfindet, so dass sich auf Grund hiervon eine neue Ordnung 
und eine neue christliche Welt erheben wird. — 

Zum Schlüsse weist der hochwürdigste Erzbischof auf den wun- 
. derbaren Schutz hin, wodurch die göttliche Vorsehung bisher stets 
den heiligen Stuhl in allen Stürmen bewahrt hat, und spricht er das 
feste Vertrauen aus, dass^ wie einst die Fesseln des Petrus im Kerker 
durch unsichtbare Macht gelöst worden seien, so auch jetzt der heilige 
Vater mit dem. göttlichen Beistande die der Kirche drohenden Ge- 
fahren siegreich überwinden wa-de. 

F r a n k f u r t a. M. Jusim Bichdrd Foes'ser. 
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2. Ramam$8 Pöntifex tanquam Primas ecdesiae et princeps civilis 
e monumentis omnium saeculorum demonstratus. Addita ampUs- 
sima literatura. Auetore Augtistino de Roscoväny, Episcopo 
Nitriensi. Nitriae et Camaromii 1867. Typis fratrum Silier, 
r. Tomi. (8 maj) 

Wir hatten auf einer Reise in Gran Gelegenheit, von dieser 
höchst werthvollen chronologischen Sammlung aller auf den päpst- 
lichen Primat bezüglichen Documente Einsicht zu nehmen. Leider 
sind die apocrjphen Stücke für die älteren Zeiten ohne Bezeichnung 
ihrer ünechtheit aufgelaommen. Einige der Documente des vorlie- 
genden grossartigen Werkes waren schon in den früheren umfassen- 
den gelehrten Werken desselben hochw. Bischofs: Manumenta Ca- 
tholica pro Indepetklentia Pbtestatis ecclesiastieae ah Imperio dvüi^ 
De matrimoniis mixUs^ De, coelibattk et de Breviario berücksichtigt, 
sind aber, so weit sie sich auf den Hauptinhalt dieses neueston 
Werkes bezogen, wieder mit aufgenommen. Die ebenfalls chronolo- 
gisch geordneten Literaturangaben, die die Bücher, Abhandlungen, 
Zeitungs- und Elugblätter aus den verschiedensten Sprachen und 
Ländern för und gegen umfassen, beziehen sich nicht blos auf den 
Primat an sich , Bondern auch auf andere mehr oder minder ver- 
verwandte Gogen^nde, wie das Verhältniss von Kirche und Staat, 
•die Hussitischen, Lutherischen, Galvinistischen, Jansenistischen Strei- 
tigkeiten, den Jesuitenorden, did Vermögensfähigkeit der Eirche, die 
jetzt (vgl Arehiv XIX, 92 ff.) aufgehobene Monarchia Sicula (Tom. 
V. p. 955 sqq., 970 sqq.) etc. 

3. Handbuch der Pastoraltheblogie. Von Dr. Andreas Gassner, Sr. 
• päpstl. Heüigkeii Ehretikämmerer^ Capittdar-Canonicus des CoUe" 

giatstifies Mattsee, Je. Je. Pastoral-Professor an der theologiscJieh 
Faculiät zu Salzburg, JRedacteur des Salzburger Sjtrclienblattes. 
Band 1. 1868. Obereres. BucJiJiandlung. VIII und 1090 S. gr. 8. 
. (4 fL 30 Jcr. Oe. W. - 5 fl. 6. Jcr. rJiein.) 

Das Werk empfiehlt sich durch Fasslichkeit und Beichhaltig- 
keit, namentlich durch sein umfassendes Eingehen auf die in der 
Gegenwart besonders wichtigen Aufgaben des Seelsorgers. Beschei- 
den erklärt der Verfasser selbst in der Vorrede, dass manche 
Partien dieses L Bandes nicht so sehr verfasst, als redigirt seien, 
indem- er daför alles Wichtigere aus sämmtlichen in Deutschland und 
Oesterreich erscheinenden Kirchen- und Pastoralblättem zusammen- 
getragen habe. So u. A. über die »Themate von den kirchlichen 
Gefässen. und Paramenten, vom Altare, den Keliquien, der Pfamnesse, 
den Stiftoiessen, den Messstipendien, Votiv- und Bequiemmessen, der 
ffesammten Charwochen- Liturgie.« Die Liturgie überhaupt ist mit 
Becht sehr* ausfahrlich behandelt, kürzer aber genügend die Homile- 
tik; die Gatechetik hat der Verfasser von seiner Darstellung ausge- 
schlossen mit Riicteicht auf die österreichischen Verhältnisse, wornach 
diese ein eigenes Lehrfach bildet. 

i. Die Bussdisciplin der Kirche mn den Apoädzeiten bis, \mm 
siebenten- -Jahrhundert von Fr. Frank, Curatgeisllieher mu Loriefh 
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in der Diöcese Würehurg. Mit einer Vorrede von Dr. Hergen- 
röther, K UniversOcUs-Professor. Mainz. Fr. Kirchheim, 1867. 
VII und 959 S. 8. 

£in durch Gründlichkeit, Gelehrsamkeit und gewandte Dar- 
stellung ausgezeichnetes Werk, welches die alte Bussdisciplin in allen 
ihren Theilen zusammenhängend darstellt, und in vollem Masse das 
in der Vorrede gespendete Lob Hergenröther's verdient. Es erörtert 
unter sorgfältiger Benutzung des Quellenmaterials und der älteren 
wie neueren, katholischen wie protestantischen Literatur, in befriedi- 
gender Weise namentlich das Verhältniss der geheimen zur öffent- 
lichen Busse, die Fälle, in denen letztere gefordert oder üblich war, 
die Bedeutung der verschiedenen zu derselben gehörigen Acte, und 
den äusseren und inneren Entwickelungsgang des Bussinstituts in den 
einzelnen Kirchen. Auf das in den Pönitentialbüchern, namentlich in 
der jSammlung von Wasserschieben eröffnete Material geht der Ver- 
fasset übrigens nicht näher ein, weil »die Blüthezeit der Bussbücher 
erst in das Mittelalter falle« und er nur die Bussdisciplin bis zum 
siebenten Jahrhundert darstellen wollte. — Nachträglich registriren 
wir hier auch: 

5. Köne^ Dr. J. iJ., Oberlehrer am Oymntmum zu Münster. Der 
altsächsische Beichtspiegel zur Zeit des heiligen Ludgerus und 
seiner nächsten Nachfolger mit Üebersetzung und Wärterbuch, 
Festgabe zur Feier des 1050jährigen St. Ludgeri-Jubiläums (Zu- 
gäbe Verzeichniss der Bischöfe von Münster), Regensburg 1860. 
XXI und 168 S. gr. 8. 

Dieses von Lacomtlet in seinem Archiv für Geschichte des 
Niederrheins I. S. 1. zuerst veröffentlichte Denkmal ist die älteste 
deutsche Beichtformel und Quelle aller bisher bekannt gewordenen; 
die althochdeutschen Beichtformeln sind nur üeberarbeitungen dieser. 

Vering. 



lAChtrig. 
Von dem z. Decanate der theologischen Facultät zu Innsbruck 
werden wir unter dem 12. März 1868 ersucht, zur Berichtigung des 
im Archiv Bd. 19. (Heft I. 1868) S. 6. Gesagten, in derselben Zeit- 
schrift nachstehende Erklärung zu veröffentlichen: 

1. Es ist unrichtig y dass die Jesuiten »trotz des österreichischen 
Concordates Art. VI. far Innsbruck behaupten, sie brauchten 
keine bischöflichen Commissäre bei der theologischen Doctors- 
prüfung zuzulassen.« 

2. Es ist ThcUsache^ dass seit der Activirung des Promotionsrechtes 
der theologischen Facultät zu Innsbruck bei jedem Bigorosum 
zwei bischöfliche Commissäre ftmgiren, wie sich aus den in der 
üniversitätscanzlei hinterlegten &gorosen- Protokollen ersehen 
lässt. 
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